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Europäifher Geſchichtskalender. 
Zehnter Jahrgang. 1869. 


Herausgegeben 


von 
8. Schulthess. 
| u Maotto: facta loquuntur. 
— — 
Nördlingen. 


Druck und Verlag ber C. H. Beck'ſchen Buchhandlung. 
1870. 


Berbemerkung. 


In Folge des Krieges erſcheint der Geſchichts⸗Kalender leider viel 
Ipäter, als es hätte der Fall fein können. Trotzdem ſchien es nicht an« 
gemefien zu fein, an ber unmittelbar vor dem Ausbruche des Strieges 
geichriebenen Weberficht der Ereignifle des vergangenen Jahres irgend welche 
Aenderungen vorzunehmen. Ihre Aufgabe war eben, die Lage zu ſchildern, 
wie fie fi bis zu Ende des Jahres 1869 geftaltet hatte. Seither find 
die Ereigniſſe mit Rieſenſchritten weiter gegangen, jo daß manche An⸗ 
ſchauung veraltet ſcheint oder überwunden ift, die faum eine Spanne Zeit 
Binter uns liegt. Da die Vorarbeiten bereit3 weit vorgerückt find, To 
bürfle der Jahrgang 1870 des Geſchichts⸗Kalenders Fünftiges Jahr bedeutend 
früher erfcheinen können, als es leider bisher der Fall war. Für das 
nüchſtliegende Intereſſe und die kriegeriſchen Ereigniffe wird inzwiſchen von 
allen Seiten hinreichend geforgt. Für den Geſchichts-Kalender werben fie, 
wie bisher, nur das feſte Gerippe bilden für die Daten der politifchen 
Vorgänge, die denfelben vorausgingen und fie ſchon bisher begleitet Haben 
und noch begleiten werben, fo daß der Umfang des Jahrgangs denjenigen 
der biäherigen und des vorliegenden trotzdem nicht überfleigen wird. 


Anfangs September 1870. 


Der Herausgeber, 
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I. Chronik der wichtigſten Ereigniffe im euro Staaten» 


Iofteme im Jahre 1869 


U Deutſchland, Preußen und Oeſterreih. 


I. Rord» und Suddeutſchland. 


1. Preußen und der norddeutſche Bund . 
2. Die ſüddeutſchen Staaten . 
I. ODeſterreichiſch⸗ Ungariſche Monardie . 


IL. Außerdeutſche Staaten. 
1. Bortugal . 
2. Spanien 
3. England . 
4. Frankreich . 
5. Italien 

Kım . 

6. Schweiz . 

7. Belgien . . 

8 Holland . . 

9. Dänemart . 


10. Schweden und Norwegen 


11. Rußland . 
12. Türkei 
13. Sriehenland . 


IV, Außereuropaiihe Staaten. 
Berein. Staaten von Nordamerika 
Ueberſicht der Ereignifje des Jahres 1869 


Kcher 2 2 en 


— 


0 


0 0 eo ® ® . o 0 0 . . 


. ® ® [ } [ } 0 o. “ “ o. eo 0 


0 0 o ©. } . [ } . eo “. . [2 ® 


3 0 © & ® } ® L ) ®e eo [ ) . e . 





wichtigiten Ereigniſſe 


im 


euxopäiſchen Htaatenfnfleme 


Sabre 1869, 


Anf. 


14, 


Januar. (Rußland). Selbſt das römiſch⸗katholiſche Collegium in St. Peters⸗ 
burg erklärt ſich gegen die Einführung der ruſſiſchen Sprache in den katholi⸗ 
ſchen Gotteßbienft. 

„ (Baraguay). Der Krieg der Allirten gegen Paraguay geht feinem Ende 
zu. Die Hauptftabt Aſſuncion wird von den Brafilianern bejebt. 

„ ($ranfreih) Iadet, nad) vorausgegangener Berftändigung, die Regierungen 
der Großmächte zu einer europäifchen Conferenz auf den 9. d. M. nad) Paris 
ein behufs Beilegung der griehijchtürkifchen Differenz. 

„ (Türkei). Ein Decret regelt die bisher getroffenen Maßnahmen gegen die 
griechiſchen Unterthanen. ’ 

(Stalien) Ernſte Unruhen in der Romagna und Emilia, in Parma und 
Neggio in Yolge der Einführung der Mahlfteuer. General Cadorna erhält 
außerordentliche Vollmachten, um fie zu unterdrüden. 

„ —8 Auch Petropulaki Sohn ergibt ſich mit 150 Freiſchärlern 
auf Candia. 

Griechenhand). Bin kgl. Decret ſchafft 15 Mill. Papiergeld. Die 
Nationalbank erklärt die Maßregel für eine Verlegung ihrer Privilegien. 

„ (Barifer Confereni): Zulammentritt derjelben in Paris. Die Mächte 
räumen darin dem türkiichen Bevollmächtigten Djemil Paſcha eine berathende 
und beſchließende, dem griechiichen Bevollmächtigten Rhangabe dagegen nur 
eine berathende Stimme ein. Der letztere nimmt dieſe Stellung nicht an und an 
den Eonferenzen feinen weitern Antheil. 

„ (Türkei) Bemühungen der Pforte in Wien, um die Mittel zu Herftel- 
Yung eines Eifenbahnneges im Anſchluß an das europäiſche Eiſenbahnſyſtem 
zu Stande zu bringen. 

„ (Griedenland) Ein tgl. Decret nimmt dasjenige vom 8. d. M. bez. 
Schaffung von 15 Mill. Staatspapiergeld zurüd und genehmigt ein Anlehen 
bei der Bank im Betrage von 6 Mill. baar und 15 Mil. Banknoten. 

„ (Rußland). Den polnischen Gutsbefigern der jog. nordweftlichen Gouver⸗ 
nement3 wird neuerdings willfürlidh eine Steuer von 25 Proz. des Geldertrags 
ihrer Güter behufs Dedung der aus der Inſurrection von 1863 der Regie 
zung erwachlenen Koften aufgelegt. 

„ (Ber. Staaten). Die Verfolgung des Erpräfiventen der Conföberation 
der Südſtaaten wird jchließlih ganz eingeftellt. Die öffentliche Meinung er» 
klärt fih damit einverftanden. 

„ (Ber. Staaten). Das Repräfentantenhaus lehnt einen Antrag auf An⸗ 
nahme eine Protectorates über Haiti mit 126 gegen 35 Stimmen ab. 

„» Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.Haus gewährt 
im Budget für 1869 der Regierung die Mittel zur Errichtung von drei neuen 
Stellen am Öbertribunal, wogegen die Regierung verſpricht, daS feit der 
Conflictszeit verrufene Inſtitut der Hilfsrichter aufzuheben, 
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14. Jan. (Deutſchland — Baden), Ber Bürgermeifter Stromeher in Konſtanz 


15. 


or 


17. 


1 
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wird bon der erzbiihöflihen Curie ercommunicirt. Die Bürger ftehen in 
großer Mehrheit zu ihrem Vürgermeiſter. Die Regierung tritt den von der 
Curie beabfictigten civilen Folgen entjchloffen entgegen. “ 

„ (England u, Ber. Staaten). Der Sefandbte in London Reverdy Johnjon 
ſchließt mit dem engliſchen Minifter. des Auswärtigen einen neuen, für die 
Union noch gäünftigeren Vertrag bez. der Alabamafrage ad. England ift da⸗ 
mit am Ende feiner Conceffionen angelangt. In der Union ſpricht fich die 
öffentlihe Meinung trogdem fofort gegen eine Genehmigung aus. 

(Defterreih u. Nordd. Bund), Die gereizte Polemik zwiſchen den 
beiderjeitigen officiöfen Blättern wird wieder eingeftellt. 

„ (Defterreih-Ungarn: Ungarn). MWahlagitation für die Landtags⸗ 
wahlen. Bedeutfame Rede des Minifterpräf. Grafen Andrafiy über den Aus⸗ 
gleih und das Inſtitut der Delegationen. 

(Deutihland — Bayern) Die Regierung läßt die beabfichtigte Um⸗ 
geftaltung der Reichsrathskammer wieder fallen. 

„ (Rußland). Der katholiſche Biſchof Sosnowski entweicht über die Orenze 
nach Zemberg. 

„ (Deutihland — Nordd, Bund: Preußen). Das Abg.-Haus nimmt 
das Etatsgeſetz für 1370 an: mit Hülfe der diegmal den Baarbeftänden der 
Staatscaffe entnommenen ca. 5 MIN, Thlrn. ſchließt der Etat ohne Deficit 
gleichmäßig in Einnahme und Ausgabe mit 167,536,492 Thlrn. 

„ (Barifer Eonferenz) einigt fih in ihrer jechsten Sigung über eine an 
Griechenland zu richtende „Declaration* und unterzeichnet diefelbe, außer dem 
Vertreter der Pforte, der erft Inftructionen einholen will. 

„ (Srankreih). Eröffnung der Kammern. Der Kaifer betont in der Thron 
rede die auf die neue Armeeorganifation gegründete Macht Franfreihs und 
erflärt feine ©eneigtheit, „auf der Bahn des Fortſchritts zu beharren“, zu» 
I aber die Grundlagen der Berfafiung außerhalb aller Discuffion zu 
erhalten. 

„ (Schweiz) Der Verfaſſungsrath de Kantons Thurgau weiſt den Verſuch 
einer Einmiſchung des Biſchofs von Bafel in die beabfidhtigte Ordnung der 
confeflionellen Berhältniffe energiſch ab. 

„ (Schweden). Eröffnung des Neichstags. Thronrede des Könige. Die 
Regierung legt dem Reichstag ein neues Unionsgeſetz vor und den Entwurf 
zu einer Neorganifation der Armee. Das erftere wird gleichzeitig auch dem 
norwegiſchen Storthing vorgelegt. 

„ Deutjhland — Luremburg). Der nordd. Bund verlangt von 
Quremburg, daß es feinen durch die Londoner Conferenzbeſchlüſſe eingegan- 
genen DBerbindlichkeiten nachlomme und die Feſtungswerke ſchleife. 

»„ Defterreid-Ungarn: Oefterreih). Die Polen verlangen im Reichsrath 
„die verfafjungsmäßige Behandlung“ der vom galiziſchen Landtag gefakten 
Refolution vom 24. Sept. 1868. 

„ (Barifer Eonferenz). Der Vertreter der Pforte tritt nunmehr auch fet 
nerſeits dem Protokoll der letzten Sitzung und der in derjelben bejchloffenen 
Declaration bei. Es wird beichloffen, die letztere der griechiichen Regierung 
durch einen eigenen Abgejandten, den Grafen Walewsli, übergeben zu laflen, 
ihr eine Frift zur Beantwortung zu ſetzen und die Conferenz erft nad erhal⸗ 
tener Antwort zu fchliegen. 

Declaration: „Mit Recht wegen der Gefahren bejorgt, welche aus 
dem Bruce ber Beziehungen zwijchen der Türkei und Griechenland entftehen 
können, haben die Mächte, die Unterzeichner des Vertrages von 1856 find, fich 
verftändigt, um das zwiſchen ven beiden Staaten entftandene Zerwürfniß aus⸗ 
zugleidhen, und fie haben zu diefem Zwecke ihre Vertreter bei Sr. Maj. dem 
Kaifer der Franzofen bevollmädgtigt, fih als Eonferenz zu conftituiren. Nach 
einer aufmerkſamen Prüfung der zwilchen den beiden Regierungen ausgewech⸗ 
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ſelten Actenſtücke haben ſich die Bevollmächtigten ins Einvernehmen geſetzt, um 
zu bedauern, daß Griechenland, indem es den leidenſchaftlichen Verirrungen 
nachgab, wozu ſein Patriotismus es verlocken konnte, Grund zu Beſchwerden 
gegeben, welche von der ottomaniſchen Pforte in dem am 11. December 1868 
dem Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Maj. des Königs der 
Hellenen überreichten Ultimatum aufgeſtellt wurden. Es ſteht in der That 
feſt, daß die Grundſätze des Völkerrechtes Griechenland, wie alle übrigen Na⸗ 
tionen, verpflichten, nicht zu geſtatten, daß ſich auf ſeinem Gebiete Banden 
recrutiren, noch daß Schiffe in ſeinen Häfen ausgerüſtet werden, um einen 
Nachbarſtaat anzugreifen. Ueberzeugt indeß, daß das Athener Cabinet den 
Gedanken nicht verkennen werde, der den drei Schutzhöfen Griechenlands, wie 
den anderen Mächten, welche Unterzeichner des Vertrages von 1856 find, dieſe 
Würdigung einflößt, erflärt die Conferenz, daß die hellenifche Regierung 
gehalten ift, in ihren Beziehungen zu der Türkei die Verhaltungsmaßregeln, 
welche allen Regierungen gemeinfam find, zu beobachten und jo den von der 
hohen Pforte aufgeftellten Forderungen für die Vergangenheit zu genligen und 
ihr zugleich für die Zukunft Sicherheit zu bieten. Griehenland wird 
ſich demnad fortan enthalten, zu begünftigen oder zu dulden: 1) die 
Bildung jeder zum Zwecke eines Angriffes auf die Türkei recrutirten Bande; 
2) die Equipirung von bewaffneten Schiffen in feinen Häfen, welche beftimmt 
find, unter welcher Yorm e3 auch jei, irgend einen Aufftandsverjud in den 
Befitungen Sr. Maj. de8 Sultans zu unterftügen. Was die Forderungen 
der Pforte in Bezug auf die Rückkehr der auf hellenifche Gebiet ausgewan⸗ 
derten Kretenſer in ihr Vaterland betrifft, fo nimmt die Gonferenz Act 
‘von den dur das Athener Gabinet gemachten Erklärungen, und fie bleibt 
überzeugt, daß es ſich entichließen werde, fo viel es von ihm abhängt, die 
Abreije der Eandiotenfamilien zu erleichtern, welche in ihr Vaterland zurück⸗ 
zufehren wänjchen follten. Was die von ottomanifchen Unterthanen erfittenen 
Privatverluſte betrifft, jo glauben die Bevollmächtigten — da die heflenifche 
Regierung der Türkei das Recht nicht beftreitet, auf gerichtlichen Wege 
die Entihädigungen, die erforderlih jein könnten, zu erlangen, und da die 
Türkei ihrerfeit3 die Jurisdiction der griechijchen Gerichtshöfe anerfennt — 
nicht auf die Prüfung der Thatſachen eingehen zu jollen, und fie find ber 
Anficht, daß das Athener Cabinet keinen der gejeglichen Wege verabfäumen 
werde, damit das Werk der Gerechtigkeit jeinen regelmäßigen Gang gehe. Die 
Conferenz will nicht daran zweifeln, daß, Angeſichts des einftimmigen Aus⸗ 
drudes der Meinung der Bevollmächtigten Über die ihrer Prüfung unterbreiteten 
Tragen, die helleniiche Regierung ſich beeifern mwerde,. ihre Handlungen 
den Grundjäten anzupaſſen, auf welche hingewiefen wurde, und daß 
die in dem Ultimatum der Pforte aufgeftellten Beſchwerden dadurch definitiv 
befeitigt find. Dieſe Erflärung wird unverzügli zur Kenntniß des Athener 
Cabinets gebracht werden, und die Bevollmächtigten haben die Weber: 

zeugung, daß die hohe Pforte darauf verzichten werde, die Maßregeln in 
Kraft treten zu laffen, welche alS die Folge des Bruches der diplomatischen 
Beziehungen angefündigt wurden, wenn fich die heilenijche Regierung in einer 
der Gonferenz notificirten Mittheilung der hier aufgeftellten Anſicht unterwirft. 
Indem die Bevollmächtigten nunmehr fich auf diefelben Gefühle der Verſöhn⸗ 
Lichfeit und des Friedens berufen, welche die Höfe bejeelen, deren Vertreter fie 
find, fprecdhen fie die Hoffnung aus, daß die beiden Regierungen nicht zaudern 
werben, ihre Beziehungen zu einander wieder anzufnüpfen und jo im 
allgemeinen Intereſſe ihrer Unterthanen jede Spur des Zerwürfniffes zu ver⸗ 
wijchen, welches den Zufammentritt der Eonferenz veranlaßt bat.” (Folgen 
. die Unterſchriften.) 

Depeſche Lavalette's Namens der Conferenz an den gries 
chiſchen Miniſter des Ausw. Delijannis: „Die Mächte, weldhe den 
Pariſer Vertrag von 1856 unterzeichnet und die fih in Gonferenz verſammelt 
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haben, um mit verjöhnlichen Geiſte den zwiſchen Griechenland und der Türkei 
ausgebrodhenen Streit zu unterjuchen, haben lebhaft bedauert, daß die grie- 
chiſche Regierung es nicht für gut befunden hat, ihrem Vertreter vorzufchreis 
ben, bei ihren Arbeiten gegenwärtig zu fein, und nicht den Weg gewählt hat, 
fih in der Conferenz zu erflären. Indeß haben fie e8 für ihre Pflicht gehal- 
ten, das Wert wohlwollender Intervention, welches fie zu Gunften der Inter: 
effen des Friedens unternommen hatten, fortzujegen, indem fie mich als Präfi- 
denten der Conferenz beauftragten, dem griechiſchen Minifter in Paris mitzu- 
theilen, daß er durch meine Vermittlung in Beziehung zu der Conferenz treten 
könnte. Ich halte es für unnüß, hinzuzufügen, daß ich mich beeilt habe, wie 
auch die Sitzungsberichte feititellen, dort die Documente vorzulegen, welche 
Herr Rhangabe mir übergeben hatte, und die Conferenz faßte erſt ihre Bes 
ſchlüſſe nad) einer unpartetiichen Prüfung aller Documente, welche ihr Gewiſſeu 
aufklären konnten. In Folge diefer unparteiifhen und forgjamen Prüfung 
find die Mächte zu der einftimmigen Vebergeugung gelangt, daß 
Grund vorliege, die Debatte von thatſächlichen Fragen zu befreien und fich 
weniger daran zu halten, ein Urtheil Über die Vergangenheit zu fällen, als 
fi mehr mit der Aufjuhung der Regeln zu beichäftigen, welche in der 
Zukunft den Beziehungen zwifchen der Türkei und Griechenland zur Richt⸗ 
Schnur dienen jollen. Mit Einem Worte, die Conferenz hat geglaubt, daß da3 
befte Mitel, um der Rückkehr der gegenwärtigen Schwierigkeiten zuvorzukom⸗ 
men, darin beftehe, die allgemeinen Principien des Völkerrechts genau 
anzugeben, betrefjs welcher die beiden Regierungen in Streit gerathen waren 
und die das gemeinjchaftliche Gejeg aller Völker find und fein werben. Ich 
bin von der Eonferenz beauftragt worden, Ew. Exc. die eingejchloffene Decla- 
ration mitzutheilen, in welcher die Repräfentanten der Mächte ihre Beſchlüſſe 
und Anfichten zujammengefaßt haben. Die Conferenz ift überzeugt, daß bie 
griechifche Negierung die wohlmollenden Gefühle nicht verfennen wird, welche 
fie in ihren Arbeiten befländig geleitet hat, und daß fle nicht verweigern wird, 
den allgemeinen Principien ihre Zuftimmung zu geben, die, ich wiederhole es, 
auf gleihe Weile alle Staaten verpflichten, und welche Griechenland annehmen 
kann, ohne im Mindeften feiner Unabhängigkeit und Würde zu nahe zu treten. 
Damit aber der Beſchluß jofort die Giltigfeit erhält, welche die Cabinette ihm zu 
geben wünſchen, it e83 nothwendig, daß in der Woche, welche der Ueber 
gabeder gegenwärtigen Declaration folgt, die griechiiche Regierung 
antworte, indem fie durch meine Vermittlung der Gonferenz ihre einfache Zu⸗ 
ftimmung zu den in diefem Acte auseinander gejegten Principien und ihre 
Verpflichtung, ihr Auftreten in Zukunft darnach zu richten, zulommen läßt. 
Wie es durch die der gegenwärtigen Declaration vom türkiſchen Minifter ges 
gebene und im Sitzungsbericht aufgenommene Zuftimmung feftgeftellt iſt, 
bat fi die Pforte verpflichtet, die in ihrem Ultimatum v. 11. Dec. 
angefündigten Maßregeln zuridzunehmen. Nah Zuftimmung der Regierung 
Sr. griechiſchen Majeftät zur Declaration wird die Wiederaufnahme der Diplo» 
matiſchen Beziehungen zwilchen Griechenland und der Türkei als von Rechts 
wegen ftattfindend von dem Augenblid an betrachtet, als diefe Zuftimmung 
der Conferenz mitgeteilt worden if. Nah Ablauf des oben erwähnten Ter⸗ 
mins muß die Conferenz mit tiefem Bedauern das Stillſchweigen bes Athener 
Minifteriums als eine Weigerung betrachten, und fie wirb alle Mittel, auf 
die fie rechnete, um zu einem Einverſtändniß zu gelangen, ſals erjchöpft be⸗ 
trachten. Bon diefem Augenblick an wird ihr nichts übrig bleiben, als die 
griehiihe Regierung allen Eonfequenzen eines Beſchluſſes zu 
überlafjen, welcher den Wünſchen aller Mächte für die Aufrechterhaltung 
des Friedens zumider ift.* 


20. San, (Turk eij. Der Sultan erläßt den Yerman, der daS neue Grundgeſetz 
für die Inſel Candia enthält. 
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20. Yan. (Briedenland) Die Regierung fordert alle im Auslande lebenden 
Griechen zu Subferiptionen auf das 100 Mill. Unleben auf. 

2. „ (Oeiterreid- Ungarn: Deſterreichſ. Tie Regierung lehnt es ab, die 
galigijee Refolution von fih aus dem Reichsrath zur Behandlung vor« 
zulegen. 

„» . &ürkei) Hobart Paſcha verläßt feine bisherige Stellung vor Syra. 
Die Pforte erklärt ſich dur Circulardepeſche mit dem Refulinte der Parifer 
Conferenz zufrieden. 

23. „ (Belgien). Der Kronprinz F nah langer Krankheit. Da der König 
nunmehr Zinderlos if, jo wird fein Bruder, der Graf von Flandern, muth⸗ 
maßlicher Thronerbe. 

Griechenland). Das Miniſterium iſt über die der Pariſer Conferenz 
zu ertheilende Antwort uneinig: 4 Miniſter erklären ſich für, 3 (darunter der 
Miniſterpräſ. Bulgaris) gegen Annahme der Declaration. 

»„ (Sriedenland) Die letzten Freiſchärler unter Petropulali Sohn langen 
aus Candia wieder in der Heimath an. 

25. „ (Oefterreid-Ungarn: Defterreih). Die Majorität des Abg.⸗Hauſes 
des Reichsraths beginnt bereit3 wieder in verſchiedene Srastionen und Elubs 
außeinanderzufallen. 

„ (Dänemark). Beide Thinge des Reichstags einigen fich über ein neues 
MWehrpflichtgeieh. 

26. „ (Stalien), Die I. Rammer gebt über eine Interpellation und Tadels⸗ 

votun der Linken bez. der Mahliteuer und Mahlfteuerunruhen mit 207 gegen 
57 Stimmen zur einfachen Tagesordnung über. 

27. „ (Türkei: Rumänien), Die IL. Kammer ftreicht die im Budget fiir proteft. 
und kath. Schulen ausgejegte Summe, um diejelbe den rumänifhen Schulen 
in Defterreich zuzuwenden. 

23. „ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen), Das Wbg.-Haus Tehnt 

die ihm von der Regierung vorgelegte neue Feſtſtellung der Wahlbezirke ab. 

CGEFrankreich). Das Gabinet Rouher entgeht mit Inapper Noth einer Ries 
derlage im geſetzgeb. Körper. 

„Griechenland). Graf Walewski überreicht der Megierung Namens der 

- Barifer Eonferenz die von diefer beichloffene Declaration mit Anſetzung einer 
Trift von 8 Tagen für die Antwort. 

- „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.-Haus genehmigt 
mit 256 gegen 70 Stimmen die von der Regierung am 3. März verhängte 
Beichlagnahme des Bermögens des Königs Georg von Hannover. 

„ (MRormwegen). Das Storthing ertheilt der Marineverwaltung ein Miß- 
trauenspotum. Der König kommt felbjt nah Epriftiania und entipricht den 
le des Storihings, indem er den bisherigen Chef des Marineweſens 
entläßt. 

30. „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen) Das Abg.-Haus genehmigt 
auch die Beihlagnahme des Vermögens des Kurfürften von Heſſen. 

-» » (BDeutihland — Nordd. Bund: Preußen), Die Regierung hat 
endlich den Entwurf einer neuen Kreisordnung für die öftlichen Provinzen 
der Monarchie ausgearbeitet. Dieſelbe ſoll zunächſt einer Anzahl Vertrauens⸗ 
männer au8 beiden Häufern des Landtags vorgelegt werden. 

» » BDefterreig-Ungarn: Oeſterreich). Das Herrenhaus ertheilt dem Geſetz⸗ 
— bez. Einführung der Geſchwornengerichte für Preßvergehen ſeine Zu⸗ 

immung. 

„ » (Stalien). Die Mahlſteuerunruhen find unierdrüdt. Die Miſſion des 
Sen. Cadorna wird für beendigt erklärt. 

„ (Griehenland). Die freiwilligen Subferiptionen auf das 100 Mil. 
Unlehen haben im Inlande kaum 100,000 Dr. betragen und auch die Griechen 
im Auslande haben fih daran nur unbedeutend beteiligt. Die militäriichen 
Rüftungen find fo ungenügend, daß der unter Omer Paſcha an der theflali- 
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ſchen Grenze aufgeſtellten kürkifgen Armee bei einen Vormarſch auf Athen 
kaum ein erheblicher Widerſtand enigegenſtände. 

31. Jan. (Frankreich u. Belgien). Die —— Oſtbahn ſchließt Conventionen 
ab behufs Erwerbung mehrerer belgiſcher Eiſenbahnlinien unter Zinſengarantie 
der franz. Regierung wie bei den franz. Bahnlinien. 

(Turkei: Rumänien, Die franzofiſche Regierung zieht ihre ſeit fünf 
Jahren beftehende Militärcommifjion zurüd, da der Fürſt fi anerkannter 
Mapen bei der Reorganijation der Armee mehr an das preuß. als an das 
franz. Militärſyſtem anzuſchließen ſucht. 

— „Curkei, — Montenegro). Der Furſt beſucht die Höfe von St. Peters⸗ 
burg, Berlin und Wien. BDerjelbe wird in Rußland mit befonderer Zuvor⸗ 
fommenbeit empfangen. 


1. Sehr, (Oefterreih-Ungarn: Oeſterreich) wird auch bei Theilung der Ge 
ſtüte zwiſchen den beiven Neichshälften zum Vortheil Ungarns materiell 
benachtheiligt. 

„ Berein. Staaten). Das Repräfentantenhauß Iehnt mit 110 „gegen 
62 Stimmen die Einbringung einer Rejolution für die Annerion von Haiti 
und S. Domingo ab. 

„ Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Die Regierung macht 
dem Abg.-Haus eine Vorlage bez. geſetzlicher Auseinanderſetzung mit Frank⸗ 
furt a. M., um die Stadt zu einem freiwilligen Neceß zu nöthigen. - 

v (Griehenland). Das Ministerium meigert ſich nach wiederholten Bera- 
thungen, die Declaration der Pariſer Conferenz anzunehmen und bietet dem 
König feine Entlaſſung an, um ein neues Miniſterium zu bilden. 

3 „ (Defterreid-Ungarn: Defterreih). Das Abg.-Haus nimmt den Geſetz⸗ 

entwurf bez. Organifation des Reichsgerichts an. 

— ,„ (Türkei) Die Bilajet-Verfaffung wird auch für Konftantinopel und den 
Bosporus eingeführt. 

„ (BDeutigland — Württemberg). Der. greife Biſchof von. Rottenburg 
erhält vom Papft den förmlichen Befehl, den liberalen Director des höhern 
Convicts in Tübingen von dieſer Stelle zu entfernen. Derjelbe verlangt hier⸗ 

Br: jelber feinen Abſchied. 

(Frantreid) Die Regierung läßt den Termin für Klindigung des 
" Handelsvertrags mit England ablaufen, ohne von ihrem Rechte nad dem 
Verlangen der Schugzöllner Gebrauch zu machen. 

.,„ (Kranfreih). Maupas bringt im Senat die Verantwortlichteit der Mini« 
fter zur Sprade. Rouher erklärt fich aufs entichiedenfte gegen jebe Maßregel, 
die dahin zielen koͤnnte. 

.„ (Türkei). Die Türkei erläßt ein Nationalitätsgeſetz. 

„ _(Zürtei: Rumänien). Das Minifterium gibt jeine Entlaffung. Der 
Fürft verweigert fie und verlangt ein Votum der Kammer. Dieje ertheilt 
dem Minifterium mit 89 gegen 4 Stimmen ein Bertrauenspotum, worauf 
dasfelbe feine Demiſſion wieder zurüdzieht. 

(Sriedenland) : Die Bildung eines neuen Minifteriums, das fi) der 
" Seelaration der Pariſer Conferenz unterzieht, bietet Schwierigleit. Die Con⸗ 
ferenz verlängert die Griechenland für feine Antwort gewährte Friſt. 

‚(Deut Hland — Bayern) Biſchof Heinrih von Paffau tritt gegen 
die Umtriebe der fog. kath. Parteien wider die Staatsgewalt auf. 

v„ . (Rom). Das Organ der Eurie läßt Uber die eigentlichen Abſichten Roms 
bez. des bevorftehenden Concils feinen Zweifel mehr. Die deutihe Preſſe 
beginnt die Pläne, namentlich eine Erklärung der Unfehlbarfeit des Papſtes, 
einer Aa iorin und kritiſchen Beleuchtung zu unterziehen. 

6., Griechenla Bildung eines Miniſteriums Zaimis. Dasſelbe unter⸗ 
wirft ſich der Barifer Gonferenz- Declaration und theilt das der Bevölkerung 
durch eine Proclamation mit. 
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Antwort auf die Declaration der Pariſer Conferenz: „Das 
Ergebniß der Eonferenzberathungen ift, ih darf Ihnen die Thatſache nicht ver⸗ 
hehlen, von dem ganzen helleniihen Volke mit einem Gefühl peinlicher Auf- 
tegung aufgenommen worden, und da die Minifterfrifis mehrere Tage an⸗ 
hielt, war e8 während diefes Zeitraums unmöglich, das Schreiben Ew. Excellenz 
zu beantworten. Das Cabinet, welchem ich anzugehören die Ehre habe, hat 
für feine Pflicht erachtet, jofort nach feiner Bildung den Inhalt der Erklärung 
und Ihrer Mittheilung in Erwägung zu ziehen. Die Regierung des Königs 
bat mit Bedauern wahrgenommen, tab St. Maj. Geſandter in Paris nit 
im Stande war, an der Arbeit der Eonferenz Theil zu nehmen, der unter» 
geordneten Stellung wegen, welche ihm dem Bevollmächtigten der Türkei gegen 
über angewiejen worden war. Angefidhts der Einftimmigfeit der ſechs euros 
päiſchen Großmächte und Ihrer eigenen Erklärung, welche dahin lautet, dag 
die Bevollmädtigten die Tebatte von den Thatſachen ablenkten und nur bie 
Regeln des Verhaltens aufzuftellen beabfidhtigten, welche die Beziehungen zwiſchen 
Griedhenland und der Türkei leiten follten, beeile ich mich, Ahnen mitzutheilen, 
daß die Regierung den in der Erklärung der Eonferenz ent» 
baltenen allgemeinen Grundſätzen internationaler Redts- 
wiſſenſchaft beipfliätet und entſchloſſen iſt, ihre Haltung mit 
denjelben in Einklang zu bringen. Indem ih Ew. Era um die 
Freundlichkeit erfuche, diefe zuftimmende Erflärung zur Kenntniß der Conferenz 
gelangen zu laſſen, gebe ich mich der Hoffnung hin, daß die ſechs Großmächte 
mit Würdigung der Schwierigkeiten der Lage das Verlangen Griechenlands aner» 
kennen werben, fi ihrem Wunſche zu fügen und, fo viel in feiner Macht fteht, 
zur Erhaltung des allgemeinen Friedens beigutragen.* 

10. Febr. (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Tas Abg.-Haus lehnt die 
vom Gultusminifter v. Mühler beantragte Aufhebung des Art, 25 der Ver⸗ 
faſſung bez. Unentgeltlichkeit der Volksſchule mit 202 gegen 137 Stimmen ab. 

„ »  (Oeiterreihslingarn: Oeſterreich). Die nieveröfterr, Mitglieder des Ag.» 
Hauſes berathen darüber, auch den Beſchluß des niederöſterr. Landtags bez. 
Einführung directer Wahlen des Reichsraths zur Sprache zu bringen. Lie 
Regierung erklärt, die Frage jelbft in die Hand nehmen zu wollen. 

„ » (Türkei: Rumänien) Ber Fürſt löst die Kammer, in der die Partei 
des geftürzten Brafiono noch die Majorität hat, auf und ordnet Neuwahlen an. 

11. „ (Türkei) Die Pforte beginnt die Autonomie der Sporaben zu brechen 

und fie jchärfer als bisher ihrem Regiment zu unterwerfen, was ihr auch ohne 
großen Widerftand gelingt. 

» (Spanien). Eröffnung der ceonftituirenden Cortes. 


19. „ _(BSriedenland) Die Regierung zieht ihre Truppen aus der bisherige 
Kriegsftellung zurück. 
13. „ (Deutihland — Bayern). Die Abgeordnetenkammer vermwirft mit 92 


gegen 48 St. den Untrag auf Einführung des allg. und directen Wahlſyſtems. 
v„» » (Defterreid-Ungarn: Oefterreih). Der Kaiſer verweigert den Beſchlüſſen 
derjenigen Landtage, welche im Schulauffichtsgefege ter Kirche theils einen zu 
großen, theils einen zu geringen Einfluß einräumen wollten, jeine Sanction 
und octroyirt den betreffenden Kronländern proviſoriſche Schulauffichtsgeſetze. 
„» „ (Belgien) Die II. Kammer genehmigt ein ihr von der Regierung vor» 
gelegtes Geſetz, das jede Abtretung einer belgiſchen Eifenbahn an eine aus⸗ 
wärtige Gejellihaft von der Genehmigung der Regierung abhängig macht, 

mit 61 gegen 16 Stimnen. 
» „ (Zürlei) Mobdification des Minifteriums. Mithad Paſcha, die Seele wirk⸗ 
licher Reformen, wirb als Gouverneur von Bagdad von Konftantinopel entfernt. 
— „ (England). Die vorausfichtlie Verwerfung des Alabama-Vertrags durch 
den Senat der Bereinigten Staaten ruft in England eine lebhafte Bewegung 
hervor. Die öffentlihe Meinung ſpricht ſich auf alle Gefahr Hin entjchieden 
gegen. jedes weitere Nachgeben aus. -— 
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15. Febr. (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Die Stabt Frankfurt 
will fich zu einem Receß herbeilafien, aber nur, wenn die Regierung fie mit 
3 Mill. abfinde Die Regierung will ih nur zu 2 Mil. herbeilaffen. 

„„(FJrankreich). Die officiöfen Blätter jprechen fich Sehr ungehalten über die 
belgiſche Regierung aus, die die Eifenbahnen nicht in die Hände Frankreichs 
fallen lafjen will und laſſen über ihre Gelüfte nach einer allmähligen Annexion 
Belgiens feinem Zweifel Raum. 

16. „ (Defterreih-Ungarn: Defterreih). Die Regierung erflärt ſich bereit, 
dem Ausſchuſſe des Abg.-Haufes die galiziſche Rejolution vorzulegen, wenn 
diejer fie darum jchriftlich erjuche, nachdem er zugegeben hat, daß die Re— 
gierung dazu nicht verpflichtet fei. 

v» (Bereinigte Staaten). Das Repräſentantenhaus lehnt einen Antrag 
auf Befteuerung der Staatsbonds ab. 

17. „ (Stalien). Der Appellhof von Neapel anerkennt das Recht eines katholiſchen 
Priefters, ein Ehe rechtsgiltig jchließen zu können. 

18. „ Die (Pariſer Conferenz) nimmt in ihrer Schlußfigung die Antwort 
Griechenlands auf die an dasſelbe gerichtete Declaration entgegen. Sowohl 
die Pforte als Griechenland erklären fi zur Wiederaufnahme ihrer gegen- 
jeitigen diplomatischen Beziehungen bereit. Genehmigung des Schlußprotofolls. 
Dasſelbe bejagt: 

„... Der franzöfiihe Bevollmächtigte glaubt, ohne die Ergebniffe der 
Conferenz übertreiben zu wollen, daß ihre Bedeutung billigerweife nicht bes 
ftritten werden kann, indem die bei der Verſammlung vertretenen Gabinette 
glüdlid den Gonflict, der im Begriffe war, im Often auszubredhen, abge- 
wendet, und dadurch eine Urſache europäifcher Verwicklungen entfernt haben. 
Der Marquis de Lavalette jchließt fi) außerdem dem Fürſten Metternich in 
der Hoffnung an, daß das von der Gonferenz gegebene Beifpiel nicht 
verloren fein, und das kraft und im Geiſte des Protofoll3 von 1856 vollen- 
dete Friedenswerk als Präcedenzfall mehr und mehr angezogen werben möge, 
wo Differenzen durch gemeinfame Berathungen gejchlichtet werden können. * 

„ » (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Das Abg.⸗Haus beichliekt 
nach heftiger Debatte gegen den Minifter Mühler einen Stantszufhuß zu 
der Wittmen» und Waiſenkaſſe der Volksſchullehrer. 

„» (Belgien). Auch der Senat genehmigt mit 36 gegen 7 Stimmen das 
Geſetz, das die Abtretung belgischer Bahnen an ausländiſche Geſellſchaften 
vereiteln fol. 

„ (Sriedenland). Die no in Griechenland zurüdgebliebenen Gandioten 
verlangen nunmehr auch, wieder in ihre Heimath zurädgeführt zu werben. 
Frankreich ſtellt hiefür Schiffe zur Verfügung. 

„ (Schweiz) Der Gr. Rath des Kantons Teifin entjcheidet fi für das 
Gotthard» und gegen das Lukmanier⸗Alpenproject, wodurch das letztere geradezu 
unmöglich gemacht wird. 

 » (Sranfreih). Die unabhängige Preffe läßt ſich von der officiöfen nicht 

fortreißen und tritt auf die Seite Belgiens. Die officiöje Preſſe wird dadurch 
genöthigt, wenigſtens einigermaßen einzuziehen. 

„ (Verein. Staaten). Beide Häufer des Gongrefjes haben fi darüber ge- 
einigt, daS Wahlrecht der Farbigen in allen Staaten der Union duch ein 
Amendement zur Berfaflung feitzuftellen. 

22. „ (Deutfchland — Nordd. Bund). Der Bundeskanzler trägt im Bundes» 
rath aufliebertragung des Minifteriums und des Etats der ausw. Angelegen⸗ 
beiten Preußens auf den Bund ar. 

» » (Türkei) Die türkifgen Häfen werden den griech. Schiffen wieber geöffnet. 

23. „ (Deutfihland — Bayern). Die Abgeordnetenlammer nimmt das ihr 
von der Regierung vorgelegte Schulgeſetz, das die Schule von der Kirche un 
abhängiger geftalten ſoll, ſchließlich mit 114 gegen 26, Stimmen an. 

24. „ (Schweiz). Der Bundesrath entſcheidet füh dafür, die Frage einer Reviſion 
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der Bundesverfaſſung für diefes Jahr in den Mäthen von ſich aus nicht zur 
Verhandlung zu bringen. 

24. Febr. (Dänemark). Beide Thinge des Reichstags einigen ſich Über den jähr« 
lihen Beitrag Dänemarks an die Finanzen Islands. 

25. „ (Spanien). Die Eortes beftätigen den Marſchall Serrano als Haupt der 
proviforiihen Regierung. Derſelbe behält vorerft das bisherige Minifterium 
bei, deſſen Seele der Kriegsminifter Prim ift. 

26. „ (Deutfhland — Rordd. Bund: Preußen) Der Nece mit Frankfurt 
fommt nur dadurd zu Stande, daß der König die dritte Mil. der Abfin« 
dung aus ſeinen PBrivatmitteln beifügt. Der Finanzminiſter bezeichnet dieß 
im Abg.⸗Hauſe als Gnadengeſchenk. 

„. » (DBeutihland — Bayern). Die Abg.Kammer nimmt den neuen Civil⸗ 
prozeß mit 113 gegen 13 Stimmen an. 

„Grankreich). Der Gejeggeb. Körper weist nach Langer und heftiger Debatte 
über ‚die bisherige Finanzwirthſchaft der Stadt Paris den Gejehentwurf bes. 
derjelben an die Commiſſion zurück. Der Eindrud der ganzen Debatte ift der 
einer entſchiedenen Nicderlage der Regierung. 

23. „ (Schweiz). Das Volk des Kontons Thurgau genehmigt in allg. Abftims 
mung die ihm vom Berfaffungsrathe vorgelegte neue Berfaffung mit Referen- 
dum und Snitiative, 

„ (Berein. Sta en) Deide Häufer des Congreſfſes anerkennen bie Ver⸗ 
pflißtung der Union, Zinfen und Capital der Staatsbonds in Gold auszus 
zahlen. Der abtretende Präfident Johnſon fanctionirt den Beſchluß nicht. 

— „ (Oefterreid-Uingarn: Oeſterreichſ. Die Negierung legt die beabfichtigte 
Wahlreform des Reichsraths vorerft wieder zurüd. 

— „Golland). Lebhafte Agitation für und gegen die confeffionsiofe Schul⸗ 
gejeßgebung von 1857, namentlih auch mit Rückſicht auf die bevorftehende 
Neuwahl der II. Kammer. 


. März. (Deutfhland — Nordd. Bund). Sachſen trägt im Bundesrath 
af Erridtung eines Bundes-Oberhandelsgerihts und zwar mit dem Sit tn 
eipzig an. 
» (England). Gladſtone legt dem Unterhaus feine Bill für Abſchaffung der 
iriſchen Staatskirche vor. 

— „Ddeutſchland — Bayern) Lebhafte Agitation in der Pfalz für Er- 
ſetzung der getrennten confeffionelfen Schulen durch Communalſchulen. 

—  .„ (Deutfhland — Baden). Die römiſche Curie beharrt darauf, dem Dom: 
capitel von Freiburg eine Ergänzung der Kandidatenlifte für den erzb. Stuhl 
zu verbieten. Derjelbe bleibt daher noch weiter unbejett. 

— . (Tranfreih und Belgien). Officidfe Verhandlungen bez. der Eifenbahns- 
frage. Der belgische Geſandte geht von Paris nad Brüffel, der franzöſiſche 
(de la Gu6ronnidre) von Brüffel nah Paris, 

» (Tranfreih). Die Regierung fest im gejeggeb. Körper nur mit äußerfter 
Mühe den Gejegesentwurf bez. des neuen Anlehens der Stadt Paris durch 
mit 147 gegen 97 Stimmen. 

3. „ (Deutigland — Nordd. Bund: Breußen) Der Entwurf einer neuen 
Kreisordnung findet von Seite der Vertrauensmänner wenig Beifall. 

» (Spanien) Die Cortes wählen eine Commiffion fir Ausarbeitung eines 
Berfaffungsentwurf3. | 

v„ (Verein. Staaten). Das Mepräfentantenhaus will die fpeciell gegen 
Präſ. Johnſon erlaffene Hemterbejegungsacte nunmehr wieder aufheben, der 
Senat verweigert jedoch feine Zuſtimmung. 

» (Deutfchland — Nordd. Bund). Cröffnung des Reichstags. Thronrede 
den König von Preußen. 

» » (Berein. Staaten). Grant tritt die Präfiventfchaft der Union an. In⸗ 

augnrationgrede desſelben. 
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März. (Berein. Staaten) Präſ. Grant ernennt fein erſtes Cabinet. Der 
Senat zwingt ihn zu Modificationen, 

„ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Schluß der Landtags» 
jejfion durch den Minifterpräfiventen. 

» (England). Die Regierung ſchlägt dem Parlament ſtarke Eriparungen 
in den bisherigen Ausgaben für Heer und Flotte vor. 

„ (Deutfhland — Heſſen). Die II. Kammer nimmt den Militäretat nad 
dem nordd. Gejeke von 225 Thlr. per Kopf an und fügt fih damit thats 
jähli dem preuß. Verlangen nad Einführung des preuß. Gagenſatzes. 

v» (DefterreidsUngarn: Oefterreih). Das Abg.Haus beſchließt gelegentlich 
der Budgetberathung, den Biſchof Nudigier von Linz auf feine normalmäßige 
Dotation herabzuſetzen und die ihm bisher außerordentlich zugeitandenen Ein- 
fünfte zu entziehen. . 

„ (Norwegen). Der Storthing beſchließt die Einführung jährlicher Seſſionen. 
Der König fanctionirt den Beſchluß. 

„ (Defterreih-Ungarn und Stalien) nähern fi einander ſehr entſchieden. 
Die beiden Höfe überhäufen fi förmlich mit Artigkeiten. 

„GEFrankreich und Belgien). Der franzöfiiche Gejandte ehrt von Paris 
nach Brüffel zurück. Die Unterhandlungen über die Eifenbahnfrage treten 
vom Standpunkte officiöfer Bemühungen in dasjenige officieller Schritte. 
m weigert ſich, die Verträge vom 30. Januar als Ausgangspunkt ans» 
zunehmen. 

„.(Schweiz). Das Bolt des Kantons Quzern genehmigt in allg. Abftimmung 
die ihm vom Gr. Rath vorgelegte revidirte Verfafjung. 

„ (Griechenland). Die noch zurldgebliebenen Gandiotenfamilien fangen an, 
in ihre Heimath zurüdzufehren. Bon noch ca. 30,000 Köpfen ehren alle 
bis auf ca. 5000 zurüd, die fich definitiv in Griechenland angefievelt haben. 

„ (Berein. Staaten). Beide Häufer des Congreſſes erklären fi neuer- 
dings für Zahlung der Bonds in Gold. Präfident Grant janctionirt den Bes 
ſchluß ſofort. 

(NRußland). In den nordweſtlichen Gouvernements wird der polniſchen 
Verdlteruns ſogar der Gebrauch polniſcher Elementarſchul⸗ und Lehrbücher 
verboten. | 

„» (Türkei), Die Pforte erflärt ſich ohne Erfolg gegen die officielle Diplo» 
matie Rumäniens. 

» (Deutfhland — Nordd. Bund). Der Reichstag erflärt ſich mie in der 
vorigen Seſſion neuerdings und zwar mit 140 gegen 51 Stimmen für ge 

' fenlihe Sicherung der Nebefreiheit in den Landtagen oder Kammern der 
Bundesftaaten. 

„ (Oefterreih-Ungarn: Defterreih). Das Abg.⸗Haus votirt das Landwehr⸗ 
gejeh als Ergänzung des Wehrgefehes, in dem Sinne, daß die Landwehr 
im Gegenſatz . gegen die Honved-⸗Landwehr⸗Armee in Ungarn Iediglih eine 
zweite Reſerve der activen Armee bildet, lehnt dagegen eine föderaliftiihe Or⸗ 
ganifation der Landwehr nad Kronländern mit 81 gegen 59 Stimmen ab. 

x» DOefterreid-Ungarn: Ungarn). Die Regierung ift bemüht, die bisherige 
Autonomie des fiebenbürgifhen Sachjenlandes zu brechen. 

» (Spanien). Aufftand in Xereg. Derjelbe wird von den Truppen unterdrüdt. 

(Zurkei: Aegypten). Die Schleufen de Suezcanals werden gedffind. Der 
Erfolg iſt ein vollftändiger. 

„ (Defterreih-Ungarn: Oefterreih). Das Abg.-Haus lehnt das ihm von 
der Negierung zugemuthete Landſturmgeſetz gänzlich ab. 

„ (Bortugal). Ein kgl. Deeret vermindert die Zahl der Abgeorbneten 
zur Deputirtenlammer :- jtatt aus 179 jo diefelbe in Zukunft nur aus 107 
Mitgliedern beftehen. 

„. (Srantreid). Der Gejehgeb. Körper verwirft den Antrag der Oppofttion, 
für 1870 nur 80,000 M. Recruten zu bewilligen, und votirt wie bisher jeit 





Allgemeine Chronik. 413 


1866 die vollen 100,000 Mann. Niel geftebt, daß die Organifation der 
mobilen Nationalgarde (Landwehr) auf vielfahe Schwierigfeiten ftoße. 

21. März. (Spanien). In Madrid wird eine proteftantifche Kapelle öffentlich und 

feierlich eingeweiht. 

» » (Griechenland) nimmt feine diplomatifchen Beziehungen zur Pforte 

wieder auf und ernennt Rhangabe zum Gelandten in Konftantinopel. 

23. „ (Deutihgland — Württemberg) Die Nachwahlen zum Zollparlament 
fallen wiederum entſchieden antipreußiih aus. 

» (Srankreih und Belgien) vereinbaren eine gemeinfane Erklärung bez. 
der Eifenbahnfrage. Die Differenz ſoll durch eine gemiſchte Commiſſion er» 
ledigt, die Verhandlungsbaſis derjelben aber erft feftgefeßt werden. Der bel- 
giſche Minifterpräfident geht zu diefem Behuf jelber nah Paris. 

„ (Brantreid). Der Kailer behandelt im Staatsrath die Abichaffung der 
ArbeitersDienftbücher wie eine Haupt» und Staats⸗Action. Die öffentliche 
Meinung kanrı eine joldde darin nicht erkennen. 

5 „ (Türkei: Rumänien). Die Pforte gefteht Rumänien das unbeſchränkte 
Munzrecht zu, aber unter Bedingung. Rumänen nimmt die Eonceffion an, 
ohne fih an die Bedingung zu halten. 

„ (BSefterreih-Ungarn: Ungarn). Das Rejultat der Landtagswahlen beläßt 
der Deafpartei die Majorität. Doc ift diefelbe weſentlich geſchwächt aus dem 
Wahllampfe hervorgegangen. 

29. „ (Türkei: Montenegro), Große Tauffeierlichkeiten in Cettinje. Der Kaifer 
von Rußland ift Taufpathe und fein Stellvertreter benügt die Gelegenheit 
zu einer flaviſchen Demonftration. 

„ (Sriedenland), Der König verfügt die Auflöfung der Kammer und 
ordnet Neuwahlen an. 

„ (Schweiz). Die Regierungen des Nordd. Bundes, Spaniens und Badens 
erflären fi für das Project einer Gotthard» Alpenbahn und zwar mit Außs 
ſchluß aller andern Projecte und ftellen dafür Subventionen in Ausficht. 

v„ (Berein. Staaten), Beide Häufer des Congreſſes verftändigen ſich über 
eine wenigſtens etwelche Modification der Aemterentſetzungsacte. 


1. April. (Frankreich). Debatte des geſetzgeb. Körpers Uber die officiellen Can⸗ 

didaturen. Die Regierung erffärt, auf diejelben nicht verzichten zu wollen. 

2. „ (Tranfreih). Generaldebatte des geſetzgeb. Körpers über das Budget 

für 1870. Thiers deingt neuerdings auf die Einführung der Minifter- 
verantwortlichteit. 

„ (Griechenland). Der neue Finanzminifter conflatirt die von Bulgaris 

noch vollends zerrüttete Finanzlage des Landes. 

„. (Deutfchland). Wiedereröffnung der am 31. Yuli 1867 vertagten Bundes⸗ 

liquidationscommilfion in München. 

— . (Deutihland — Württemberg). Der künftige Thronfolger wird bes 
Huf feiner militärifchen Ausbildung nad Berlin gejchidt. 

— „ (Deutfhland — Baden). Die ultramontane und die großdeutſch⸗demo⸗ 
fratiihe Partei geben fich die Hand zu einer Agitation behufs Einführung 
des allg. und directen Wahlrechts und Auflöfung des gegenwärtigen Landtags. 

— „ (Rußland). Der polniſche Biſchof von Auguſtowo, Graf Lubiensti, ruft 
feinen Delegirten im römiſch-katholiſchen Collegium in St. Petersburg ab. 
Er wird dafür aufgehoben und joll ins Innere von Rußland transportirt werden, 
ftirbt aber auf dem Wege in Niſchni⸗Nowgorod. 

— , (Rußland). Durch k. Ulas werden auch die Kronbauern in den Oſtſee⸗ 
provinzen emancipirt. 

6. „ (Spanien). König Ferdinand von Portugal Tehnt die Spanische Krone ab, 

— Beginn der Debatte Über den Verfaffungsentwurf. 

„» « (Deutfhland — Nordd. Bund) Reichstag: der Abg. Hagen bringt 

die Verordnung des Bunbeßpräfidenten vom 22. Dec. 1868 bez. Befreiung 
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der Offiziere von Sommmnalabgaben zur Sprache. Die Frage wird zunächft 

einer Kommiflion zur Prüfung überwieſen. 

6. Apr. (Türkei: Rumänien), Neuwahlen zur IL Kammer: Die Bartei Bratiano 
unterliegt in derſelben vollſtändig und bildet in der neuen Kammer nur mehr 
eine Heine Minderheit. 

8 „ (England). Der Finanzminifter Yegt dem Unterhauſe das Budget für 
1870 vor. Dasjelbe ſchließt zu allgemeiner Ueberraſchung mit einem neuen 
Ueberſchuß, der wiederum zur Abſchaffung mehrerer läftiger Steuern verwen- 
det werden joll. 

ve » (Branktreid) Die Regierung und die Mehrheit deß gef. Körpers lehnen 
pr Bemiligung eines weiteren Zujchufies für Penfionen außgedienter Schul- 

ehrer ab. 

9. „ (Deutihland — Bayern). Türft Hohenlohe regt durch Circulardepeſche 

eine gemeinjame Berftändigung der europ. Regierungen bez. ihrer Haltung 

dem bevorftehenven vaticanijchen Koncil gegenüber an. 

(Frankreich). Debatte des gefeßgeb. Körpers über die Haltung Frankreichs 
gegenüber dem bevorftehenden Concil. Die Regierung erklärt, der Theilnahme 
der Biſchöfe nichts in den Weg legen zu wollen, ift aber noch nicht entſchloſ⸗ 
jen, ob fie fih auch ihrerjeitS auf dem Eoncil vertreten laſſen will, mie auf 
früheren Eoncilien. 

10. „ (Deutijhland — Bayern). Beide Kammern einigen ſich bez. des neuen 

Gemeindegeſetzes. 

(Frankreich). Debatte des geſetzgeb. Körpers über die auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten. Die Majorität iſt mit der Regierung über die Erhaltung des 
Friedens einverſtanden, wofern Preußen ſich innerhalb der Beſtimmungen des 
Prager Friedens hält. 

(Verein. Staaten). Praſident Grant bringt in einer Botſchaft an den 
Congreß auf endliche Neconftruction der noch nicht reconftruirten Südſtaaten. 
Beibe Häufer entſprechen dem Berlangen und ertheilen Grant Bollmad)- 
ten dazu. 

12. „ (ranfreih u. Belgien). Brere-Orban übergibt der franz. Regierung 
einen Entwurf behufs Löjung der Eifenbahnfrage; derjelbe läuft auf eine bloße 
Tarifeonvention hinaus, 

„» » (Stalien). Der Kriegsminifter Tegt dem: Parlament den Entwurf einer 

Armee-Reorganifation vor. j 

13. „ (Dänemark) Der König löſt das isländiſche Althing auf und orbnet 
Neuwahlen an, um der neuen Vertretung der Inſel einen umgearbeiteten 
Entwurf eines Verfaſſungsgeſetzes vorzulegen. 

„ (Berein. Staaten). Der Senat nimmt den mit England abgefählofferen 
Naturalifirungsvertrag an, verwirft Dagegen den Alabamavertrag mit allen 
gegen bloß eine Stimme. 

14. „ (Deutjhland — Nordd. Bund), Hamburg trägt als Zwiſchenzug 
gegen das beabficätigte Bundes⸗Oberhandelsgericht auf ein oberfteß Bundes⸗ 
gericht Überhaupt an. Der Bundesrath geht nicht darauf ein. 

u» (Deutihland — Bayern). Beide Kammern einigen ſich bez. deß neuen 

Armengefebes. 

» (Branktreid). Die Agitation für die bevorftehenden Wahlen zum 
geſetzgeb. Körper ift bereitS in ganz Frankreich eine jehr lebhafte. 

16. „ (Deutfhland — Nordd. Bund). Der Reichstag ſpricht fich gegen die 
Anſicht des Bundeskanzlers mit 111 gegen 100 Stimmen für Errichtung 
verantwortliger Bundesminifterien aus. 

17. „ (Oefterreigd-Ungarn: Defterreih). Der Kaifer ernennt den Grafen 
Taaffe mit Zuftimmung fämmtlider Minifter definitiv zum Minifter- 
präfidenten. 

» (Schweden), Der Reichstag lehnt den Entwurf zu einer Reorganijation 
der Armee ab. 
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17. Apr. (Rußland). Die den polniſchen Guisbefigern ber nordweſtlichen Gouver⸗ 
nements willkürlich auferlegte außerorbentlige Steuer wird etwas ermäßigt, 
aber dafür zu einer bleibenden gemacht. 

18. „ (Schweiz) Das Volk des Kantons Züri genehmigt in allgem. Abftim- 
mung die ihm vom N erfaffungsrathe vorgelegte neue Berfoffung mit Refe⸗ 
rendum und Initiativ 

19. „ (Defterreid- “Ungarn: Oefterreih). Der Verfaffungsausihuß unterzieht 

die galiziſche Rejolution feiner Specialberathung. 

Frankreich u. Belgi en). Die franzöftihe Regierung erklärt den Vor⸗ 
ſchag Belgiens vom 12. d. M. für unannehmbar. Froͤre verlangt einen 
ſchriftlichen Gegenantrag. 

20. Geutſchland — Bayern) Die Abg.Kammer beſtimmt als Eins 
führungstermin für den neuen Civilprozeß den 1. Yuli 1870. 

„» u (Oefereig-Ungarn: Deiterreih). Der Reichsrath beftellt feine Dele⸗ 
gation. Die Polen betheiligen fih an der Wahl. 
„ (Zürlei: Serbien) erhält von der Pforte das Zugeſtändniß, Handelsver⸗ 
träge felbftändig abiärieben zu dürfen. 

22. „ (Deutfhland — Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt den auf das 
Budget des Bundes für 1870 übertragenen Etat des Auswärtigen. 

v» (Deutfhland — Bayern) Aeußerungen des jefuitiich gefinnten Biſchofs 
von Regensburg in Schwandorf. 

„ (Deiterreig-lingarn: Ungarn). Eröffnung des Landtags. Die Thron⸗ 
rede fucht eine Aera innerer Reformen zu inauguriren. 

„ (Oefterreid-Ungarn: Ungarn). Die Regierung hebt das bisher nod) 
beitandene Gubernium in Klauſenburg auf: die Einverleibung Siebenbürgens 
if damit eine vollftändige. 

„ (Schweiz). Die am Gotthardprojecte betheiligten Kantone und Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaften verzichten auf jede Subvention für das Unternehmen von 
Seite der Eidgenoſſenſchaft. 

23., (Deutfchland — Nordd. Bund). Der Bundesrath lehnt die vom Reichs⸗ 
tag beſchloſſene Redefreiheit für die Mitglieder aller Landtage des Bundes ab 
und befchließt do Geſetz bez. den Unterftügungswohnfig einer Umarbeitung 
zu unterwerfen, d. h. in der von Preußen vorgeihlagenen und im Ausſchuß 
nue mit Mühe durchgeſetzten Faſſung zu verwerfen. 

» (Deutihland — Bayern). Die Reichſsrathskammer modelt das Schul⸗ 
gejeg im Intereſſe der Kirche weientlih um und. nimmt das fo veränderte 
Geſetz mit allen gegen 9 Stimmen an. 

24. „ (Deutihland — Nordd. Bund). Der Beichstag gefteht die Erhöhung 
der Marineanleihe von 10 auf 17 Mil. Thlr. zu. 

„ (Oefterreih-Ungarn: Oefterreih). Das Abe, "Haus genehmigt das ihm 
von der Regierung vorgelegte jehr Liberale Volksſchulgeſetz. 

„Grankreich u. Belgien). Die Unterhandlungen ſcheinen ins Stoden zu 
gerathen. Froͤre droht mit feiner. Abreiſe. Audienz defielben beim SKaijer. 
Es wird eine Verhandlungsbafls gefunden. Trere bleibt wieder und unter- 
handelt weiter, 

(Stalien.. Ber Sinangminifter legt der II. Kammer das Budget für 

"1869 por und ein Syſtem von drei Maßregeln behufs Dedung des Deficits. 
25. „ (Deutihland — Bay ern). Die Abg.⸗Kammer gibt dem Widerftande 

der Regierung nach und verzichtet Darauf, auch die ſtehende Armee für ges 

meine Vergehen und Verbrechen den bürgerlichen Gerichten zu unterftellen, 
um die Neuordnung der Militärftrafrechtspflege zu Stande zu bringen. 

„ (Schweiz). Die Landögemeinde von Appenzell J. TH. verwirft die ihr 
vorgelegte neue Verfaſſung. 

26. „ (Deutihland — Nordd. Bund). Die Regierung kündigt dem Reichstag 

eine ganze Reihe von Borjchlägen für neue Steuern an. t 
e . (Deutfhland — Bayern). Die Abg.⸗Kammer verwirf die Modifieationen 
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des Reichsraihs im Schulgeſetz, der Reichsrath beharrt jedoch darauf und 
bringt damit das neue Schulgeſetz zu Fall. 


26. Apr. (Frank reich). Nah Bewilligung des ordentlichen und außerordentlichen 
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Budgets für 1870 und eines Gejehes, das nad) dem Vorſchlage des Kaiſers 
zur Teier des hundertjährigen Geburtstages Napoleons jedem alten Soldaten 
der Republik und des Saiferreihs 250 Fr. Penflon ausjeht, werben die 
Kammern gejchlofien. 

„ (&ranfreih u. Belgien). Froͤre⸗Orban unterzeichnet in Paris ein. Bro- 
tololl für Lölung der Eifenbahnfrage: e3 fol eine gemifchte, nicht⸗politiſche 
Commiſſion eingejeßt werden. Die Gefahr für Belgien iſt abgewendet. Froͤre 
ehrt von Paris nad) Brüſſel zurüd. . 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund). Der Reichstag ſpricht fih mit großer 
Mehrheit für Erweiterung der Competenz des Bundes auf das gefammte 
bürgerliche Recht, das Strafreht und das gerichtliche Verfahren einjchließlich 
der GerichtSorganifation aus. Ä Ze 

„ (Defterreih-Ungarn: Oefterreih). Die Regierung hebt die im Oct. v. J. 

über Böhmen verhängten Ausnahmsmaßregeln wieder auf, Die czechiſche 

Preffe jchlägt jofort wieder den alten Ton an. 
(Schweden). Der Reichstag beichließt, den Entwurf zu einer neuen Unions- 

acte mit Norwegen bis zur lünftigen Seſſion ruhen zu lafien. 

»„ (Defterreih:Ungarn; DOefterreih). Der Verfaſſungsausſchuß des Abg.⸗ 
Hauſes beichließt, demjelben bloß die Verdoppelung der Mitglieberzahl des 
Haufes zu beantragen, dagegen die Frage einer Wahlreform und diejenige 
einer Kürzung der Wahlperioden der Würdigung der Regierung zu empfehlen. 

„ (Defterreih- Ungarn u. Preußen) Differenz und officidjer Zeitungs 
frieg wegen Beröffentlihung einer Depeſche Bismarcks aus dem Jahre 1866 
durch Defterreich. 

» (Brankreid) Fortgang der Wahlagitation. Die Strömung ift ent- 
ſchieden gegen eine Yortdauer des fog. perfönlichen Regiments. 


. Mai. (Deutfchland). Der Ausihuß des deutichen Proteftantentags ladet die 


deutſchen Proteftanten zu einer großen Berfammlung nad Worms ein. 

„ (Defterreid-Ungarn). Der Reichskanzler Graf Beuft glaubt fi auch 
über die franz.sbelgijche Differenz äußern zu müſſen und zwar auffallend zu 
Gunſten Frankreichs. Die Öffentliche Meinung ſpricht fich entſchieden mißbil« 
figend darüber aus. 

„ (Deutihland — Baden). Die ultramontane, die großdeutiche und die 
Bolkspartei nehmen die Agitation gegen die Regierung und die Mehrheit der 
I. Kammer mit allem Nachdruck in die Hand. 

„ (Deutfhland — Württemberg). Der greife Biſchof von Rottenburg } 

in Yolge.der von Rom erlittenen Anfechtungen. 

(Stalien). Die Pernianenten machen ihren Frieden mit der Negierung. 
Hoffnung einer genügenden und feiten Majorität für diefe in der II. Kammer. 

(Deutichland — Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt den Vorſchlag 
zur Errichtung eines Bundesoberhandelsgerichts in Leipzig. 

(Defterreih-Ungarn: Oefterreih). Das Abg.Haus nimmt für Eis» 
leithanien die Bezeichnung Kaiſerthum Oefterreich neben dem Königreich Un⸗ 
garn als einfache Conſequenz der Bezeichnung DefterreichsUngarn für Die 
ganze Monardie an. 

(Deutſchland — Nordd. Bund) Der Reichttag nimmt den Antrag 
des Abg. Walde auf Gewährung von Diäten für feine Mitglieder mit 109 
gegen 94 Stimmen an. 

„ .(Oefterreich-Ungarn: Oefterreih). Der Biſchof Rudigier von Linz, des 
Verbrechens der verjuchten Störung der öffentlihen Ruhe angellagt, muß ge⸗ 
waltfam vor das weltliche Gericht vorgeführt werden, 
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5. Mai. (Spanien). Die Eorted genehmigen die Urt. 20 u. 21de8 Berfaffungs- 

entwurfs, der wenigftens die bisherige Olaubengeinheit Spaniens durdbridt. 
6. „ (Türlei) Der Sultan Hält bei Gelegenheit feines Beſuchs bei der Pforte 
neuerdings eine Art Thronrede. Kurz zuvor hat die Pforte auch ein diplo⸗ 
matiſches Rothbuch, ganz wie andere europ. Regierungen, veröffentlicht. 
„ (England), Die Bil für Abſchaffung der irifhen Staatsliche hat, wenn 
auch nicht unbefchädigt, doch im Ganzen glüdlih das Unterhaus paffirt und 
geht nun ins Oberhaus. 
» (Italien). Das Gabinet gibt feine Entlaffung, um ein der neuen Majos 
rität entſprechendes Minifterium zu ermöglichen. 
10. „ (Schweiz). Der Bundesrath unterfagt Mazzini den ferneren Aufenthalt 
in den an alien und an Frankreich grenzenden Santonen. 

u». (Schweiz). Der Gr. Rath des Kanton Teflin beſchließt eine Reviſion der 
Verfaſſung. 

.,„ (Berein, Staaten). Vollendung der Pacific⸗Eiſenbahn. 

11. „ MDeſterreich Ungarn: Oeſterreich). Das Abg.⸗Haus des Reichsraths ber 
ſchließt, Angeſicht des nahen Schlufies der Seſſion ſowohl die galiziſche Reſo⸗ 
lution als die Wahlreform des Reichsraths unerledigt von der Tagesordnung 
abzuſetzen. Die Polen proteſtiren gegen den Beſchluß und lehnen die Verant⸗ 
wortlichkeit für die Folgen ab. 

12., (Deutſchland — Nordd. Bund) Der Reichstag verwirft den am 
5. Mai in zweiter Leſung angenommenen Antrag auf Gewährung von Diäten 
in dritter Leſung mit 110 gegen 100 Stimmen. 

13. „ (Italien). NReubildung des Gabinets Menabrea aus den verſchiedenen race 
tionen der neuen Majorität. 

14. „ (Zürlei) Der Sultan beftätigt einen von Daud Paſcha in Paris ab⸗ 
geichloffenen Eiſenbahnvertrag. Derſelbe fcheitert jedoch ſchließlich an der 
Weigerung der dfterr. Südbahngeſellſchaft. 

„ (Xürtlei: Aegypten). Der Bicelönig einigt fi mit dem Engländer Baler 
über eine Expedition in die Gegenden des weißen Nils behufs Unterdrückung 
des Sclavenhandels an einer feiner Hauptquellen und zugleich behufs Aus⸗ 
Dehnung der Herrſchaft des Vicekönigs in jenen Gegenden. 

„ (Deiterreih-Iingarn) lehnt die bayriihe Anregung bez. Schritten ber 
Borficht gegen das bevorſtehende Concil gleih Frankreich ab. 

„ . _(Oefterreih-Ungarn: Defterreih). Schluß der GSeffion des Reichstags. 
Die Thronrede des Kaiſers wirft einen befriedigten Nüdblid auf die Reſul⸗ 
tate der Gejehgebung für Defterreich feit dem Ausgleich) mit Ungarn. 

„ (Zürket: Serbien). Die Pforte zieht auch aus den Kleinen ſerbiſchen 
Feſtungen ihre bisher dort noch gehaltenen Garniſonen zurück. 

17. „ (Zürkel: Aegypten). Der Vicelönig tritt eine Reiſe an die Höfe der europ. 
Großmächte an, um die Souveräne zur feierlichen Eröffnung des Suezcanals 
einzuladen und zugleich über eine Modification reip. Aufhebung der bisherigen 
ſog. Sapitulationen zu unterhandeln. 


18. „ (Deutfhland — Nordd. Bund). Zu Unterſtützung der Steuervorlagen 
der Regierung läßt der preußiiche Sinanzminifter v. d. Heydt eine Denkſchrift 
über die (ehr bedenklich geichilderte) Lage des preuß. Staatshaushalts unter 
die Mitgliever des Reichstags vertheilen. 


19. „ (Berein. Staaten). Motley geht flatt Rev. Johnſon als Gejandter 
nah London. Seine Ynftructionen gehen dahin, die Alabamafrage borerft 
ruhen zu laflen, dagegen im Uebrigen mit England möglichſt gute VBeziehuns 
gen zu pflegen. 

20, „ (Spanien), Die Gortes genehmigen mit 214 gegen 71 Stimmen den 
Art. 33 des Berfafjungsentwurfs, der die monarchiſche Staatsform aufrecht erhält. 

22. „ (Deutfhland — Bayern), Ullgemeine Landtagswahlen: Die fogen. 
patriotiſche (antipreußifche) Partei erringt mit 79 gegen 75 Stimmen da$ 
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Uebergewicht in der Tünftigen zweiten Kammer, während die erſte oder Reichs⸗ 
rathskammer ihr ohnehin angehört. 

Mai. (Deutfchland — Baden). Gegenüber der großdeutſch⸗demokratiſch⸗ultra⸗ 
montanen Ngitation fchließen fi die Regierung und die Partei der Majorität 

der II. Kammer wieder enger an einander an. 

„ (Srantreih). Allgemeine Wahlen zum gejeggeb. Körper. Das Refultat 
if nicht antidynaſtiſch, aber entſchieden gegen die Fortdauer des perfönlichen 
Negiments und für die Wiederherftellung menigftens eines gemäßigten Par⸗ 
a un In Paris fiegt die Außerfte Linfe Miederholte Unruhen 
in Paris. 

„ Btalien). Attentat auf den öſterr. FML. Crenneville in Livorno. 
(Deutſchland — Nordd. Bund u. Baden) fließen einen militärtichen 
Freizügigfeitövertrag mit einander ab. ” Zu 
» (Spanien). Die NRepublifaner fangen an, fih in jog. Foderativverträgen 

provinzenweiſe zu organifiren. 

(Deutihland — Hefjen). Die II. Kammer verſucht es faft einftimmig, 
fih der Verordnung des Bundespräfidenten, die Offiziere den Gemeinbefteuern 
zu entziehen, zu eriwehren. 

» Deutihland — Nordd. Bund) Debatte des Reichsſtags Aber die 
Verorbnung de Bundespräfiviums bez. Befreiung der Offiziere von Com⸗ 
munallaften. Die Mehrheit begnügt fih, eine gejehliche Regelung der Frage 
zu mwiinjden. ' | 

„ (Griechenland). Die Neuwahlen zur Kammer ergeben eine völlige Nieber- 
lage der Partei Bulgaris, aber auch für die neue Regierung feine ganz fefte 


Majorität. 

„» Deutfhland — Bayern). Cireulardepeſche des Würften Hohenlohe 
über das Reſultat der Landtagswahlen. Der Fürſt ift noch in der irrigen 
Idee befangen, daß die patriotifche Partei in ber neuen Kammer nicht die 
Mehrheit habe und fi bald eine Scheidung in berjelben bilden werde, 

» (Deutfhland — Baden). Der Großherzog erklärt ſich entichieden für Die 
Regierung und die fie ſtützende nationalsliberafe Partei und gegen die ultra> 
montan⸗großdeutſch⸗demokratiſche Agitation, deren Adreſſe er ablehnt. 

„ (Stalien). Die Regierung kann in der IT. Kammer doch nicht auf eine 
feſte Majorität rechnen. Dieſelbe verwirft die erfte der drei Finanzmaßregeln 
der Regierung für Dedung des Deficits. 

u Nele Großartige Proteflantenverfammlung in Worms. Diefelbe 
beſchließt eine Erklärung gegen die Einladung des Papſts, in die Gemeinfchaft 
der Tath. Kirche zurüdzutehren. 

»„ (Deutfhland — Mordd. Bund), Der Neichstag ſchließt feine Verhand⸗ 

[ungen über die ihm vom Bundesrath vorgelegte und vielfady in Liberalen 

Sinn amendirte Gewerbeordnung für den Bund und nimmt die Wechſel⸗ 

ftempelfteuer an, verwirft dagegen die Erhöhung der Branntmeinfteuer mit ber 

impojanten Mehrheit von 202 gegen 15 Stimmen. 
(Deutjhland), Am Rhein macht ſich eine gewiſſe Oppofition gegen die 
von Rom bez. des bevorftehenden Concils verfolgten Abfichten bemerkbar. 

v„ (Deutigland — Luxemburg). Die Feitungswerke find nad) der franz. 
©eite hin wenigftens theilweile nunmehr abgetragen, nach der deutſchen Seite 


hin ftehen fie noch ganz unverjehrt da. 

v —— . Die ruſfſiſche Synode ſtellt ſich in ber bulgariſchen Kirchenfrage 
auf die Seite des griechiſchen Patriarchen gegen die Pforte, die dem nationalen 
MWünfchen der Bulgaren gerecht werben möchte - 

(Türfei: Montenegro) verlangt von der Pforte neuerdings die Abtretung 
des Hafens von Spizza. Rußland umd Preußen unterftügen das Geſuch; Oeſter⸗ 
vi Int eine gleihe Unterflügung ab. Die Pforte Iclägt daS Begehren 
j ru ab. 


— 
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1. Juni. (Deutſchland — Norbd. Bund). Der Reichstag Ichnt auch die Vorſen⸗ 
feuer mit 128 gegen 73 und die Braumalzfteuer mit 152 gegen 48 Stimmen 
ab, Die Steuerprojecte der preußijchen Regierung find damit bez. des Reichs⸗ 
tags definitiv geſcheitert. 

» (Spanien). Die Eortes nehmen die neue Berfafiung als Ganzes mit 214 
gegen 56 Stimmen an. 

R (Deutfchland — Nordd. Bund), Der Reichstag erklärt fi für voll⸗ 

ſtandige Gleichſtellung der Confeſſionen durch Annahme eines aus ſeiner Initia⸗ 
tive hervorgegangenen Geſetzesentwurfs. 

» (Spanien). Die von der Regierung bewaffneten Freiwilligen auf Cuba zwin⸗ 
gen den Generalftatthalter der Inſel, General Dulce, diefelbe zu verlafien. Die 
re rauß es fi rei laſſen und erſetzt Dulce durch Eaballero de Rodas. 
3. „+ (Deutihland — Zollverein). Eröffnung des Zollparlaments. 

. (Brantreih — Belgien) Die frang.»belgiide Commilfion behufs Lö⸗ 
” fung der Eiſenbahnfrage beginnt ihre Arbeiten in Paris, 

4 „ (Deutichland — Nordd. Bund: Sachſen). Die allg. Wahlen zum Land- 
tage ergeben ein uebergewicht der liberalen Fractionen. 
— * (Rom). Die vorbereitenden Arbeiten für das Concil find meiſt vollendet. 
Inzwiſchen wird darüber das größte Geheimniß gefordert und beobachtet. 

5. (England). Eine Berfammlung törpftiiher Peer beihticht, nie iriſche 
" Bichenbill gänzlich zu verwerfen. Agitation für und gegen d 

„» „(Italien Die Linke der II. Kammer klagt einzelne Mitglieder der 
Maojorität der Beſtechung an. Der Abg. Major Lobbia will fogar Beweiſe 

in Händen haben. Die Kammer beſchließt, eine Unterſuchung einzuleiten. 

„ (Sriedenland). Die Blokadebrecher Enoſis und Kreta, in Wahrheit 
Ion lange Eigenthum ber Regierung, gehen nunmehr öffentlich in dasſelbe über. 

6. (Schweiz) Die öſtlichen Kantone laſſen das Project einer Lukmanier⸗ 
” Alpenbahn als unmögli geworden fallen und beichließen, dem Gotthard den 
Splügen entgegen zu jeßen. 

Grankreich). Die Rachwahlen zum geſetzgeb. Körper fallen für die Re⸗ 
gierung ungünftig aus. In Paris gewinnen indeß die gemäßigten Republi⸗ 
faner doch wieder die Oberhand. 

(Rußland: Oftfeeprov.). Brof. Schirren in Dorpat wird wegen jeiner 
" Bertheidigungsicrift für die Rechte der Provinzen gegen die Angriffe des 
Rufen Samarin feiner Stelle entjeßt und geht nah Deutichland. 


a 


8. (Holland). Die Neuwahlen zur zweiten Sammer figern der liberalen 
" Rarlei definitiv die Oberhand, indem das Rejultat 49 Liberale gegen 31 Con⸗ 
fervative ergibt. 

13. „_(Stalien). Das Minifterium zieht feine Vorlagen behufs Deckung des 


Deficits zurüd, da die Berwerfung berjelben durch eine Majorität der II. Kam- 
mer bereit$ außer Zweifel fteht. 

14 „ (Deutihland — Heffen) Die Oppofition bringt die Mainzer Gon- 
vention neuerdings zur Sprache, jedoch ſchließlich ohne Erfolg. 

J Franien) Der Herzog v. Montpenfier kehrt von Siffabon nad Spanien 


.  anien) Die Eories sehen, bi3 ein König gefunden jein wird, proviforiich 

eine Regentichaft ein und wählen Serrano zum NRegenten. 

„ (Italien) Angeblicher oder wirklicher HMordanfall auf den radicalen 

Abg. Major Lobbia in Florenz. 

— (Rußland). Aufftand der Kirgiſen im Gebiete Uralsk, weil ihnen eine 
ſtrammere Organiſation auferlegt werden ſoll. 

— „ürkei). Die Pforte beſchwert ſich über die Reiſe des Vicekönigs von 
Aegypten an die europ. Höfe und über die Politik desielben überhaupt und 
verlangt eine ftrengere Unterorbnung desſelben unter ihre Snzeränetät. 

, (Verein. Stasten) Die Regierung verhindert Expeditionen zur Unter 
" Rägung der Infurgenten auf Cuba. .. 
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16. Suni. ( Deutſchland — Zollverein). Bollparlament: die Regierungen Segen ihm 


17. 


18. 


—8 
> 


17. 


80. 


© 


einen neuen Zolltarif vor; eine Reihe von Zollabgaben ſoll theils ermächtigt 
theils ganz aufgelafjen werben, aber nur gegen Bewilligung des im vorher 
gehenden Jahre bereit3 abgelehnten Petroleumszolls. Derjelbe wird jedoch 
wiederum mit 155 gegen 93 Stimmen abgelehnt. 

(Frankreich). Ein Brief des Kaiſers an den Abg. Madau läßt darauf 
” fließen, daß der Kaiſer nicht geneigt ift, dem im Wahlrefultat zu Tage ge= 
tretenen Yingerzeige fich anzubequemen. 

„ (Schweiz). Die geiftlihe Synode des Kantons Bern erläßt einen Hirten⸗ 
brief gegen die wachſende Thätigkeit der kirchlichen Reformpartei, 

#» (Deutihland — Zollverein), Das Zollparlament gefteht den Re⸗ 
gierungen eine Erhöhung der Rübenzuderfteuer von 7% auf 8 Ser. ‚mit 148 
gegen 100 Stimmen zu. 

CGeutſchland — Nordb, Bund: Preußen). Teierliche Einweihung des 
neuen Kriegshafens an der Jahde durch den König jelbft. 

(GDeutſchland — Württemberg). Prof. Hefele in Tübingen wird ein- 
‚ fimmig zum Biſchof von Rottenburg gewählt. Derfelbe ift der römischen 
Curie feinesweg3 persona grata, doch kann fie gegen die Mahl und die 
Perſon its einwenden. 

» Deutfgland — Nordd. Bund: Anhalt). Der Landtag will bez. 
der Auseinanderfegung zwilchen dem Herzog und dem Lande bez. der Domänen 
dem erftern nicht ganz zu Willen fein. - 

„ (Schweiz). Das Volk des Kantons Aargau verwirft in allg. Abſtimmung 
die Einführung des ihm vom Gr. Rathe vorgeſchlagenen bloß facultativen 
Referendums. 

(Dänemark). Der König jpricht bei Gelegenheit des Koönigsſchießens feine 
foridauernde Hoffnung auf Wiedervereinigung Nordſchleswigs aus und deutet 
auf die Möglichkeit neuer kriegeriſcher Verwicklungen hin. 

„_(Deutfchland — Zollverein). Das Zollparlament lehnt den geforderten 
Petroleumszoll auch in der Schlußberathung der Tarifvorlage mit 157 gegen 
111 Stimmen ab. Die Regierung zieht die Vorlage zurück. 

» (Deutjhland — Zollverein), Schluß des Zollparlaments. - 

» (Deutigland — Nordd. Bund) Schluß des Neichstages. 

„ (Zürkei: Rumänien). Die Regierung löst aud) den Senat auf, 

„ (Türkei: Serbien). Zujammentritt der Nationalverfammlung behufs einer 
Dereinbarung einer neuen Verfaſſung. 

v» (Deutihland — Nordd. Bund: Anhalt). Der Landtag gibt in der 

Domänenfrage dem Herzog ſchließlich doch nad. 

(Srankreich). Verſammlung der Pariſer Friedensliga. Reben M. Che⸗ 


” palier ꝛc. nimmt auch P. Hyacinthe daran Antheil. 


., (Deutfhland — Nordd. Bund), Der Bundesrath lehnt den Beichluß 


des Neichstags Hr Ausdehnung der Bundescompeten; auf das gejammte 
bürgerlide Recht ab. 


„EGrankreich). Erbffnung des geſetzgeb. Körpers in außerord. Seſſion. 


Rouher verliest eine Erklärung der Regierung, wonach ſich die Verſammlung 
lediglich mit Wahlprüfungen befaſſen ſoll und die Regierung die Frage von 
Reformen bis zur ordentlichen Seſſion im Winter verſchoben wiſſen will. 

„GFrankreich). Unzufrieven mit der Erklärung der Regierung vom 28, d. M. 
bildet ſich im geſetzgeb. Körper eine Mittelpartei, welche dem Verſchleppungs⸗ 
ſyſtem durch eine Interpellation entgegen treten will. 

„EGchweiz). Der Gr. Rath des Kantons Graubünden beſchließt eine dem 
Volke vorzulegende Revifion der Verfaſſung. 

„ (Deutfhland — Bayern). Türft Dohenlobe, deifen Anregung bez. des 
Eoncil8 von den mahgebenden Tath. Mächten, Frankreich und Oeſterreich, ab- 
gelehnt worden iſt, ſucht wenigſtens mit Preußen und den übrigen deutfchen 
Regierungen ein Einverſtändniß zu erzielen, indeß mit nicht viel beſſerem Erfolge. 
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— Juni. (Deutfhland — Norddeutſchland: —— Auch Braun⸗ 
ſchweig läßt ſich zu einer Militärconvention mit Preußen herbei. 


1. Juli. (Deutſchland — Nordd. Bund) Graf Bismarck erhält auf un⸗ 
beſtimmte Zeit Urlaub und geht nach Varzin. 


„„ (Ausland). Aufhebung der bisherigen Erblichkeit des geiſtlichen Standes, 

2. „ (Turkei). Muftapha asp Paſcha, der tödtlich gehakte Bruder de8 Bice- 
königs von Aegypten, wird vom Sultan in demonftrativer Weife zum Dinifter 
ohne Portefeuille ernannt. 

3 „ (Branfreid). Die Regierung ſucht der neu gebildeten Mittelpartei durch 


eine Interpellation in ihrem Sinne die Spige abzubrechen. Die Idee findet 
feinen Anklang und muß aufgegeben werden. Selbft die Mitglieder der alten 
Majorität feinen wankend geworden zu fein. 

»„ (Sranfreih), Die neue Mittelpartei im geſetzgeb. Körper beichliekt, in 
ihrer Interpellation geradezu die Minifterverantwortlichkeit zu begehren. Die 
Bartei ift im Wachfen begriffen. Die Linke hält ihrerjeits zurück. 

„ . (Schweiz). Das Volk des Kantons Bern genehmigt die ihm vom Großen 
Rathe vorgefählagene Einführung des obligatorifhen Referendums in bie 
Berfaffung. 

6. „ (Deutfchland). Die Bundesliquidationscommiffion in München bringt eine 
Uebereinkunft zwifchen den jübd. Staaten und dem nordd. Bunde bez. gemein- 
jamer Inſpection der ehemaligen Bundesfeftungen Mainz, Raftatt, Landau 
und Ulm zu Stande. Zugleich wird der Vertrag dv. 10. Oct. 1868 bez. Er- 
rihtung einer ſüdd. Feftungscommiffion von den ſudd. Negierungen ratificirt. 

„ . &Oefterreid-Ungarn: Ungarn). Das Unterhaus nimmt den erften Geſetzes⸗ 
entwurf der Regierung fiir Reform der Juftiz an und macht damit wenigftens 
einen beſcheidenen Anfang mit den jo dringenden Reformen der inneren Zu- 
ftände des Landes. 

„ . (England). Die irifche Kirchenbill wird vom Oberhaus zwar nicht gänzlich 
verworfen, aber bei der Committeeberathung gründlich verſtümmelt. 

„ « (Berein. Staaten) Die neue Verfaſſung für Virginien wird in allg. 
Abftimmung von der Bevölkerung des Staats angenomnien. 

& „ (Defterreid-Ungarn) Der Reichstanzler ſucht in einer Depeſche nach 
Dresden feine Depefche v. 1. Mai bez. der franz.⸗belgiſchen Differenz zu recht⸗ 
fertigen, nicht ohne Seitenhiebe auf Preußen, was einen gereizten Depeſchen⸗ 
wechſel mit Preußen und Sachen hervorruft. 

„ « (Rußland: Polen). Die Univerfität Warſchau ſoll ruffificirt werden. Die 
Ausführung wird fjogleih in Angriff genommen. 

9. „ (England). Das Oberhaus verwirft den Antrag Lord Nuffels auf Eres 
irung lebenslänglicher Peers neben den erblichen. 

10. „ (England). Gegen die Verftümmelung der irifchen Kirchenbill dur das 
Oberhaus beginnt fi eine gewaltige Agitation aufzuthun. 

» « (Stantreih und Belgien). Unterzeihnung eines Protokolls in Paris 
behufs definitiver Loͤſung der Eifenbahnfrage. Im weſentlichen enthält da3- 
jelbe eine bloße Tarifconvention nad dem urjprünglichen Antrag der belgifchen 
Regierung. Frankreich hat politifh gar nichts erreicht. 

11. „ (DOefterreig-Ungarn). Die Delegationen beider Neichshälften treten 
in Wien zufammen behufs Yeltftellung des gemeinfamen Budget3 für 1870. 

„Grankreich). Der gejeggeb. Körper bat die Prüfung der nicht bean- 
ftandeten Wahlen beendigt, nicht ohne große Scandale bez. Peeinfluffung der 
MWähler durch die Regierung zu Tage zu fördern und conftituirt fi, nachdem 
die Linke der Majorität das Zugeſtändniß gemadt hat, daß die noch nicht 
anerkannten Abgeordneten an den Verhandlungen (über die Interpellation der 
Mittelpartei) Theil nehmen können. 

„ » (Zürkei: Serbien). Die Nationalverfammlung Hat fi mit der Regent⸗ 
haft über eine neue Verfaflung geeinigt. Diejelbe wird feierlich verfündigt. 
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12. Juli. (Defterreih-Ungarn: Oeſterreich). Biſchof Nudigier von Linz wird 


13. 


14. 


22. 
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vom weltlicgen Gerichte der verjuchten Störung der Öffentlichen Ruhe ſchuldig 


. erflärt und zu zwölf Tagen Gefängniß verurtheilt. Der Kaifer begnadigt 


ihn fofort, ohne nur ein Geſuch des Biſchofs abzumarten. J 

„ (England). Das Oberhaus findet doch für gut, bei der dritten Leſung 
der iriſchen Kirchenbill feine früheren Beſchlüſſe einigermaßen zu mildern. 

Grankreich). Der Kaiſer wartet die nterpellation der Mittelpartei nicht 
ab, jondern richtet eine Botihaft an die Kammer über die von ihm beabfich- 
tigten. Reformen, Das Zugeftändnik der Minifterverantwortlichkeit ift nicht 
darunter, wird aljo indirect verweigert. Die Kammer ift entſchieden nicht 
befriedigt. Abends wird die Entlafjung Rouhers und die Vertagung der Kam⸗ 
mer beſchloſſen. „ 

.„ (Frantreih). Die Kammer wird auf unbeftimmte Zeit vertagt, dagegen 
der Senat auf den 2. Aug. einberufen. Die dffentlide Meinung zeigt ſich 
darüber jehr wenig befriedigt. Unterhandlungen für Neubildung des Minifteriums. 

,„ (Italien). Die von der II. Kammer niedergefegte Unterfudungscommiffion 
urtheilt einftimmig, daß eine Beftehung von Seite einiger Mitglieder der 

- Mehrheit nicht ftattgefunden habe. 

„ (Spanien). Berfuh einer carliftiichen Inſurrection. Serrano verkündet 
den Belagerungszuftand. Die republilanifche Partei erflärt dieß für eine 
flagrante Verlegung der Verfaffung. 

„ (England). Das Unterhaus ftellt die vom Oberhaus verſtümmelte irifche 
Kirchenbill in den Hauptpunften wieder in ihrer urfprünglichen Geftalt her. 

„Grankreich). Neubildung des Miniftertums ohne Rouher, aber im Sinne 
Rouhers. Die Öffentliche Meinung verlangt entſchieden ein anderes, parla= 
mentarisches Minifterium. 

„» (Defterrei und Preußen). Beginn eines neuen Teberfriegs zwischen 
den beiderjeitigen officiöfen Blättern. 

„ (England), Das Oberhaus macht Miene, auf feinen Beſchlüſſen bez. der 
iriſchen Kicchenbill zu beharren. Ein Conflict zwijchen beiden Käufern, defjen 
Ausgang für das Oberhaus kaum günſtig wäre, fteht vor der Thür. 

,„ (Oefterreih-Mngarn: Defterreih). Die Nonne Barbara Ubryk wird in 
einem Klofter in Krakau von der weltlichen Behörde in einem ſchaudervollen 
Gefängniß und Zuftande entdedt, was weithin eine flarfe Aufregung gegen 
die Klöſter hervorruft. Gegen die Oberin wird ein Prozeß eingeleitet. 

» (&ranfreih). Rouher wird vom Kaiſer zum Präftdenten des Senats an 
die Stelle des verftorbenen Troplong ernannt. Die Maßregel findet von 
Seite der Öffentliden Meinung wenig Beifall. 

„ (England). Das Oberhaus befinnt ſich doch und geht bez. der irifchen 
Kirchenbill einen Compromiß mit der Regierung ein, dem auch daS Unter 
haus zuftimmt. - 

»„ (&ranfreid). Der Orbensgeneral des P. Hyacinthe verbietet demſelben 
alle weitere Theilnahme an Friedensverjammlungen und dgl. mehr politifchen 
Beitrebungen. 

„ (Türkei: Aegypten). Der Bicelönig bricht feine Reife in Europa plöglic 
ab und kehrt nach Aegypten zurüd. 

„ (Aupland: Polen). Das kath. Bisſthum Minsk wird aufgehoben und die 
bisherige Kathedrale dem griech. Gottesdienft eingeräumt. 

„ (Dänemart — Schweden) Der Kronprinz von Dänemark vermählt fi 
mit der Prinzeifin VLoviſa, der einzigen Tochter des Königs von Schweden. 

" AN Der Verſuch einer carliftiichen Inſurrection ift elend gejcheitert. 

Außland). Die ruſſiſche Regierung, die einzige in Europa, verbietet den 
kath. Biihöfen die Theilnahme an dem bevorftehenden Eoneil. 

„ (Berein. Staaten). Officidfe Unterhandlungen mit ‚Spanien bez. Ab- 
tretung Cuba's führen zu keinem Reſultat. 
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Anf. Aug. (Deutigland — Nordd. Bund) Die Regierung veröffenklicht den 
Entwurf einer Strafgejegbuchs für den ganzen Umfang des Bundes. 

2. „ (Branfreih). Zujammentritt des Senats. Die Regierung legt ihm den 
Entwurf eines Conſults bez. der in die Verfaſſung einzuführenden Reformen 
dor, mit dent PBrincip der Mimifterverantwortlichkeit. 

» 3. „ (Türkei). Die Pforte formulirt ihre Forderungen an den Bicelönig don 

Aegypten in einer Note des Großweſſiers. 

7., Deutigland). Die verjchiedenen focialiftiichen Fractionen vermögen fi 
nicht zu verfländigen und geratben in verflärktem Hader untereinander. 

10. „ (Zürkei: Aegypten). Der Bicelönig antwortet auf die Note der Pforte 
v. 3. Aug. ausweichend. 

11. „ (EFrankreich). Der Kater erkrankt und die Erkrankung ſtellt ſich bald als 
eine jehr -ernftlicde heraus. 

»  » (Dänemark). Die Regierung legt dem isländiſchen Althing einen neuen 
Berfaffungsentwurf vor. 

12, „ (Deutſchland — Rordd. Bund: Preußen), Die Regierung droht 
denjenigen jungen Frankfurtern, die fih durch Erwerbung eines Schweizer 
Bürgerrecht ohne Auswanderung der allg. Wehrpflicht zu entziehen juchen, 
mit Ausweiſung. 

13. „ (Rußland und Rumänien) Der Raifer von Rußland empfängt in 
Livadia den Beſuch des von feinem Minifter des Auswärtigen begleiteten 
Fürſten Karl von Rumänien. 

14. „ (Frankreich). Der Kriegsminifter Marſchall Niel, das Haupt der Kriegs⸗ 
partei f. 

15. „ (Oefterreih-Ungarn). Die Regierungen der beiben Neihshälften ſchließen 
eine vorläufige Vereinbarung behufs Auflöfung der Militärgrenze und Ein» 
verleibung derfjelben in Ungarn. Nach einen kai. Handſchreiben joll die 
Auflöfung nad dem Wunſche der Ungarn ftüdmerje erfolgen. 

” (Branfreid). eier des hundertjährigen Geburtstags Napoleons. Ber 
Kaiſer kann den Tag nicht, wie er wünjcht, im Lager von Chalons zubringen. 
Der kaiſ. Prinz geht ftatt feiner dahin. 

"» _ » (Zürbei: Aegypten). Die Durchgrabung des Suezcanals ift vollendet. 

23. „ (Brantreid) Die Kaiferin und der kaiſ. Prinz gehen troß der Krankheit 
des Kaifers zur Weier des 100jährigen Geburtstags Napoleons nad Eorfica. 

24. „ (Deutfchland — Baden). Allg. Landtagswahlen. Die ulttamontane ımd 
die großdeutſch⸗demokratiſche Partei erringen trotz aller Anftrengungen faum 
nennenswerthe Erfolge. Die große Mehrheit der II. Kammer bleibt wie bisher 
eine entſchieden nationalsliberale. 

26. „ (Deutjähland). Der deutfche Yuriftentag in Heidelberg jpricht fih für 
Einführung der obligatoriichen Civilehe aus. 

27. „ (Schweiz). In Solothurn wird der Prof. der Matheınatit Möllinger 
wegen Veröffentlichung einer philoſophiſchen Schrift über die Gottesidee feiner 
Etelle entjegt, doch unter Belaffung jeines bisherigen Gehaltes. 

29. „ (Türkei). Der Großmeflier richtet eine neue Note an den Vicekönig von 
Aegypten, worin er-auf feinen urjprünglidden Yorderungen beharrt. Ein 
Bruch zwilchen der Pforte und ihrem Vaſallen erjcheint als möglich und viel- 
leicht fogar als wahrſcheinlich. 

30. „ (Oefterreih:Ungarn). Die Delegationen der beiden Neihshälften haben 
fih über das Budget für 1870 bis auf einige untergeordnete Punkte ver- 
fändigt. Ueber diefe muß durchgeſtimmt werden, wobei die uneinigen Oeſter⸗ 
reicher gegenüber den compact flimmenden Ungarn unterliegen. 

3. „ (Schweiz) Die Conferenz der Regierungen der zur Diöcefe Baſel ger 
hörigen Kantone beſchließt vom Biſchof eine Reorganifation des Priefter- 
jemmars zu fordern (Lehrbuch der Moral des Jeſuiten Gury). , 

— „ (Deutfchland). In Leipzig erſcheint das Buch „der Papſt und das Concil 
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von Janus“, das, von der jog. Münchener Schule ausgehend, die hiſtoriſche 
Entwidlung der von Rom durch das Eoncil beabfichtigten Infallibilitätzidee 
des Papſtes darlegt und befämpft. 

— Aug. (Deutfchland — Nordd. Bund: Preußen). Agitation der däniſch ge⸗ 
finnten Bevölkerung Nordſchleswigs. Meaffenadreffe an den König. Weber 
der König nd die Minifter wollen fie entgegen nehmen. | 


eh 


. Sept. (Deutſchland). Zufammentritt der deutſchen Biſchöfe in Fulda, Diefelben 
befhließen einen gemeinfamen Hirtenbrief an ihre Diöcefanen zu erlaſſen, um 
fie über die Abfichten der römiſchen Curie zu beruhigen und dieſe zugleich zu 
warnen, 

5. „ Anternationaler UrbeitersCongreß in Bajel. Derſelbe erklärt 
fih für Abſchaffung des individuellen Grundeigenthums und erörtert die 
Trage der Abichaffung des Erbrechts. 

„ (Tranfreih). Der Senat genehmigt das Conſult behufs Reform der 

| —— und lehnt weiter gehende Anträge ab. Rede des Prinzen Napoleon 
für ſolche. 

„(Frankreich) verzichtet ausdrücklich darauf, ſich bei dem bevorſtehenden Concil, 
wie dieß bei früheren der Fall war, durch einen Legaten vertreten zu laſſen. 
Die römische Eurie ift damit jehr einverftanden. 

„ (Türkei: Rumänien). Der Fürft geht nad) Deutjchland und vermählt fich 
dort mit einer Prinzeifin v. Neuwied. 

» (OSefterreih-Ungarn: Oeſterreich). Die Landtage werden ſucceſſive eröffnet. 
Die Regierung bequftragt die Länderchefs, diefelben zu einer beflimmten 
Meinungsäußerung über die Frage einer Wahlreform des Neichsraths zu 
veranlafien. 

„(Frankreich). Der Bilhof von Orleans Dupanloup tritt eine Rundreife 
an die deutſchen Biſchofsſitze an, um fich mit den deutſchen Bilchöfen Über die 
Haltung auf den bevorftehenden Concil und den immer deutlicher hervor⸗ 
tretenden Plänen der römifchen Curie gegenüber zu verftändigen. 

10, „ (Oefterreih-Ungarn: Defterreih). Nach einer Anordnung der Regierung 
foll die Organisation der vom Reichsrath beichloffenen Landwehr in Dalmatien 
wie in der ganzen Übrigen Reihshälfte in Angriff genommen werben. Ein 
Theil der Bevölkerung erflärt fih der Anordnung nicht fügen zu wollen. 

» » (ranfreih). Der Kaifer ift wieder fo ziemlich hergeſtellt und bejucht 
Paris von St. Cloud aus, um fich zu zeigen. 

„» «  (Frankreid). Ein Congreß der Provinzialprefie dringt entſchieden auf 
Mapregeln der Decentralifation. 

14. „ Berfammlung der internationalen Friedens- und Freiheitäliga 
in Lauſanne. Erörterung der künftigen Organifation Europas, der polnijchen, 
orientaliſchen und czechiſchen Frage und der fog. focialen Frage. 

16, „ (OÖefterreid-Ungarn) ſucht fih mit Preußen und Rußland wieder in 

ein wenigften3 einigermaßen beſſeres Verhältniß zu ſetzen. 

20. „ (Frankreich). P. Hyacinthe tritt energiſch „gegen jene Practiten auf, bie 
fih römiſch nennen, aber nicht riftlich find,” 

„» » (Schweiz). Großartige eier des Jubiläums des definitiven Beitritt3 von 
Genf zur Eidgenofienichaft. 

24 „ (Deutfchland — Baden) Eröffnung des Landtags. Die Thronrede 
fündigt eine Reihe der wichtigſten Tiberalen Vorlagen an und ſpricht fi 
neuerdings entjchieden im Sinne nationaler Einigung aus. 

„ . (Spanien) Die Regierung beihließt, repxblilaniihe Kundgebungen nicht 
weiter zu dulden. 

26. „ (Brantreid) Die öffentlide Meinung verlangt immer dringender die 

Ä Wiedereinberufung des gejegeb. Körpers. 

v„ »- (Brankfreid). Der Ordensgeneral de P. Hyacinthe verlangt von dieſem 
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die Rücklehr in fein Kloſter und vdllige Unterwerfung unter Androhung der 
Greommunication. 


26. Sept. (Spanien) Ein republikaniſcher Aufſtand in Barcelona wird ohne große 


27. 
28. 
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Mühe unterdrüdt. 

„ (Deutihland — Bayern). Die patriotifche Partei der IT. Kammer bringt 
fid bei den Wahlprüfungen durch Ungejchidlichkeit ſelbſt um die Majorität. 

» (Spanien), Der Regent Serrano und das Minifterium einigen ſich, den 
Cortes die Throncandidatur des italienischen Herzogs Thomas von Genua 
vorzuſchlagen. Die Partei der Unioniften fegt demſelben die Kandidatur des 
Herzogs dv. Montpenfier entgegen. 

„ (Deutigland — Nordd. Bund: en Zufammentritt deß neu« 
gewählten Landtags. Die liberalen Fractionen haben auf demjelben, wenn 
vereinigt, entſchieden die Mehrheit und machen davon gleich bei der Belegung 
des Bureau Gebrauch. Die Thronrede des Königs betont die Grenze zwiſchen 
der Bundesverfaffung des nordd. Bundes und den Rechten der Einzelftaaten 
und warnt davor, fie nicht zu Überfchreiten. 

„ (Oefterreih-Ungarn: Oefterreih). Die Nachwahlen zum Landtag in 
Böhmen an die Stelle der jog. Deelaranten fallen ausſchließlich wieder 
auf diefelben oder auf ihnen gefinnungsverwandte Perfonen. Die Czechen 
beharren auf ihrer Oppofition gegen die Lande» und Reichsverfafſſumg. 
Die Ausſchreitungen der czechiſchen Preffe Überfteigen nachgerade alles Maß; 
diefelbe fühlt fih unter dem Schuge der czechiſchen Geſchworenen völlig ftraffrei. 

„ (England). Irland iſt durch die Abſchaffung der iriſchen Staatskirche noch 
feinesmwegs befriedigt. Die Fenier regen fi) wieder überall. 

„ (Italien). Wanken des Minifteriums. Die Permanenten fallen theilmeiie 
wieder von ihm ab. 

« (Branfreid) Der Decan ber Sorbonne Biſchof Maret veröffentlicht ein 
zweibändiges Werk gegen die beabfichtigte Unfehlbarkeitserflärung des Papftes. 


. De. (Deutihland — Nordd. Bund) Die von der Regierung ernannte 


Commilfion beginnt die Prüfung des Entwurfs eines Strafgefegbuds für 
den ganzen Umfang des Bundes, 

« (Zürlei). Der Sultan denkt ernftlih daran, zur Eröffnung des Suez- 
canals jelbft nach Aegypten zu gehen, um feinen Zweifel über feine Stellung 
den Bafallen gegenüber zu laſſen. Die europ. Gefandien thun alles mögliche, 
um ihn von der Idee abzubringen. 

„ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Die an diefem Tag 
abgelaufene Bartellconvention mit Rußland ift von der Regierung, dem aus⸗ 
geiprochenen Widerwillen der öffentlichen Meinung gegenüber, nicht erneuert worden. 

» (Sranfreid). Die Kaiferin geht durch Uberitalien über Venedig nad) 
Konftantinopel zum Beſuche des Sultans und von da zur Eröffnung des 
Suezcanal3. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund). Der Kronprinz von Preußen macht, 
auf dem Wege zur Eröffnung des Suezcanals, dem Wiener Hofe einen Beſuch. 

„ (Sranfreidh). Ein kaiſ. Decret beruft die Kammern erft auf den 29. Nov. 
wieder ein. Allgemeine Unzufriedenheit. 

». (Danemard). Eröffnung des Reichstags. Der König ſpricht in der Thron» 
rede wiederum feine Hoffnung auf Wiedervereinigung mit Nordichleswig aus. 

„ (Zürkei),,. Das Bankhaus Hirich erhätt ſchließlich die Conceſfion der tür» 
kiſchen Eifenbahnen. 

-». (Deutihland — Baden). Die IT. Kammer lehnt einen Adreßentwurf 
der Ultramontanen mit allen gegen die Stimmen der vier Antragfteller ab 
und genehmigt den Entwurf der Commiſſion im Sinn der Thronrebe. 

» (Deutihland). Zufammentritt des Proteflantentags in Berlin. Der 
-preuß. Oberkirchenrath tritt demſelben eniſchieden feinvfelig entgegen. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Eröffnung des Landtags. 


26 | Algemeine Ahceuii. 


Thronrede des Königs, Der Landtag ſoll namentlich die Mittel Schaffen, um 
das Deficit des Budgets für 1870 zu befeitigen. 

6. Oct. (Deutſchland — Bayern). Nachdem ſich die patriotiſche Partei felbft 
um die Majorität gebracht hat, ift es in wiederholten Wahlgängen unmöglich, 
die Wahl eines Kammerpräfidenten zu Stande zu bringen, indem fi immer 
71 gegen 71 Stimmen gegenüber ftehen und feine Partei nachgeben will. 
Die Regierung ift daher genöthigt, die Kammer nufzulöfen und Neuwahlen 
anzuordnen. 

» (Schweiz), Der Bundesrath verweigert denjenigen jungen Frankfurtern, 

die ein Schweizer Bürgerrecht erworben haben, nur um der allg. Wehrpflicht 

in Preußen zu entgehen, feinen Schuß gegen die Maßregeln der preuß. Regierung. 
(Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Der gew. Yuflizminifter 

Graf zur Lippe Stellt im Herrenhaus einen Antrag, der in particulariſtiſchem 

Sinn dem nordd. Bunde Schwierigleiten in den Weg legen foll. 

„ (Oefterreih-Ungarn: Defterreih). In Dalmatien bricht der Conflict 
zwiſchen der Bevölkerung und der Stantögewalt aus. Ein Militärdetachement 
wird überfallen und mafjakrirt. Die Regierung antwortet mit der Erklärung 
des Belagerungszuſtandes. Die Zupa und die Erivoscie treten in volle 
Inſurrection. 

» (Spanien) Ein republikaniſcher Aufſtand in Saragoſſa wird von den 
Truppen gleichfalls ohne allzu große Mühe unterdrüdt. 

.„ (Holland) lehnt den Beitritt zu der franz.»belgiihen Eifenbahnconvention 
bom 10. Juli feinerjeits ab. 
10. „ (Schweiz), Das Bolt des Kantons Solothurn genehmigt in allg. Ab- 
fimmung die ihm vom Gr. Rathe vorgelegte partielle Revifion der Verfaſſung 

mit Referendum und Initiative. 

» (Deutijhland). Die Bundesliquidations⸗Commiſſion löst fi nah Beens 
digung ihrer Arbeiten auf, 

„ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Snterpellationen an die 
Regierung in beiden Häufern des Landtags legen den Widerwillen der öffent- 
lien Meinung gegen die vom Finanzminifter beabfichtigte Prämienanleihe 
an den Tag. 

12. „ (Deutigland — Bayern) Biſchof Heinrih von Paſſau erklärt fi 

entjchieden gegen die Anmaßungen der ſog. Fath. Vereine, 

13. „ (Schweiz). Die in Bern zujammengetretene internationale Gotthard⸗Con⸗ 
ferenz unterzeichnet ein Schlußprotofoll und die Bevollmächtigten der Schweiz 
und Italiens unterzeichnen einen Separatvertrag Über die Subventionen für 
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14, „ (Rom). Der Papft läßt ſchon zum Voraus den Grundftein zu einem 
Denkmal für das bevorftehende Concil legen. 
— „ (Oefterreihlingarn: Oefterreih). In den Blättern taucht. zuerſt die 
Idee eines föderaliſtiſchen Minifteriums Taaffe⸗Potocki⸗Berger auf, 
16. „ (Deutfchland — Nordd. Bund: Preußen). Abg.⸗Haus: Vorberathung des 
| dem Haufe von der Regierung vorgelegten Entwurfs einer neuen Kreisord⸗ 
nung für die ſechs öſtl. Provinzen. Alle Parteien find darüber einig, die 
Vorlage wenigftens als brauchbare Verhandlungsbaſis anzuerkennen. J 
„ (Spanien). Ein republikaniſcher Aufſtand in Valencia wird von den Truppen 
nur mit großer Mühe unterdrückt. . 
18. „ (Brantreid). Da fi P. Hyacinthe binnen der ihm gewährten Yrift 
nicht unterworfen und nicht in fein Kloſter zurückgekehrt ift, jo wird er von 
feinem Orbensgeneral in Rom feiner Würde entjegt und excommunicirt. 
19. „ (Schweiz) Die Bundesverfammlung ertheilt dem Gotthard» und ebenjo 
auch dem Splügenunternehmen die nachgeſuchten Conceſſionen. 
20. „ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Der bisherige Gejandte 
in Wien Frhr. dv. Werther wird abberufen und nach Paris verſetzt. 





20. 


21. 
24. 
25. 
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Dt. (Deutſchland — Bayern). Die Regierung verändert die Einthellung 


der Wahlkreife, um den liberalen Elementen die Oberhand fiber die patrioti⸗ 
ſchen zu verſchaffen. 

„ (Deutigland — Nordd. Bund: Preußen). Die Fortiſchrittspartei 
bringt einen Abrüſtungſsantrag im Abg.-Haufe ein. 

„ (Rußland: Polen). Die in eine ruſſiſche ungewandelte Univerfität 
Warſchau wird eröffnet. 

„» (Deutfhland — Nordd, Bund: Preußen. Der Binanzminifter 
F Heydt gibt und erhält feine Entlaſſung und wird durch Camphauſen 
erſetzt. 

CGeſterreich⸗Ungarn: Oeſterreich). Die erſte größere Expedition der Trup⸗ 
pen in Dalmatien gegen die Aufftändiſchen mißlingt: die Truppen müſſen 
fih wieder zurüdziehen. 

»„ (Brantreid). Obgleich die Oppofition die Idee, an diefem Tage trok 
des Beichluffes der Regierung fich zur Wiedereröffnung der Kammer einzus 
finden, wieder hat fallen laſſen, fürchtet die Regierung Unruhen. Die Polizet 
erklärt, bereit zu jein. Der. Kaiſer kommt von Eompiegne nah Paris herein. 
Alles bleibt jedoch rubig. 

„ (DOeferreih-Ungarn) Der Kaiſer geht zur Eröffnung des Suezcanals 
nah dem Driente ab. 

»„ (Türkei: Aegypten). Eine internationale Eonferenz beräth in Kairo die 
Trage der Gapitulationen, eine internationale Handeläconferenz die Frage des 
Suezcanals. 

„Geutſchland — Baden). Die II. Kammer beſchließt die Einführung des 
allgemeinen Stimmrechts, behält aber dabei das indirecte Wahliyften aufrecht. 

„ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen). Das Abg.Haus ers 
klärt ih für Ausdehnung der Gompetenz der Schwurgeridhte auch auf poli« 
tiſche Verbrechen und Vergehen, mit 169 gegen 148 Stimmen. 

„ (Schweiz). Die allgemeinen Erneuerungswahlen des Nationalrath8 ergeben 
in der Zufammenfegung deßjelben fein von dem bisherigen weſentlich verjchie- 
denes Reſultat. 

„ (England). Die iriſche Hochkirche if damit beſchäftigt, ſich, nachdem fie die 
Eigenſchaft einer Staatskirche verloren hat, auf neuer Grundlage als unab⸗ 
hängiger Körper zu conflituiren. 

»„ (Berein. Staaten) Ein Berfuh der republikaniſchen Partei, den Staat 
Newport mit Hilfe der Deutichen zu erobern, mißlingt: die Demokraten be⸗ 
baupten bei den Wahlen neuerdings die Oberhand. 


‚ Rod. (Türkei: Aegypten. Der Bicelönig gefteht in feiner Antwort auf 


— Note des Großweſſiers die Forderungen der Pforte wenigſtens theil- 

weiſe zu. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen), Das Abg.⸗Haus beginnt 
die Specialdebatte Aber die Kreisordnung, Die liberalen Parteien find der 
Borlage gegenüber entjchieven in der Mehrheit und beginnen, diejelbe weſent⸗ 
lich liberaler umzugeftalten. 

(Deutſchland — Baden). Die 11. Rammer nimmt die Ausdehnung ber 
ſchwurgerichtlichen Eompetenz ‚auch auf politifche und Preßvergehen an. 

„» (Rußland). Der Kaiſer empfängt eine bochariſche Geſandtſchaft, an deren 
Spite der Sohn des Emir jelbft fteht. Bochara gerätg mehr und mehr in 
Abhängigkeit von Rußland. 

„ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Der Minifter v. Mühler 
legt dem Landtag ein Unterrichtsgeſetz vor. An eine Annahme in diefer 
Form ift indeß von Seite des Abg.⸗Hauſes von vorneherein auch nicht zu 
denen. — Der neue Finanzminiſter legt jeinen Sinanzplan vor. 

v„ Deutihland — Nordd. Bund: Sachſen). Die Fortſchrittspartei 
bringt in der II. Sammer einen Antrag auf Abrüſtung ein, wie in Preußen. 
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5. Nov. (Deutfchland — Preußen). Der Abrüftungsantrag der Fortſchritispartei 
und felbft eine motivirte Tageßordnung werden vom Abg.⸗Hauſe mit 215 
gegen 99 Stimmen vermorfen. 

e . (&ürlei) Der Sultan gibt feine dee, zur Eröffnung des Suezcanals 
felber nach Wegypten zn gehen, ſchließlich doch auf, nachdem er die Bejuche 
der Kaiſerin von Frankreich, des Kaiſers von Oeſterreich und des Kronprinzen 
von Preußen empfangen, bevor diefelben nad) Kairo gehen, um. jener Eröff- 
nung beizumwohnen. 

6. „ (Italien). Erkrankung des Königs. ine Zuſammenkunft mit dem Kai⸗ 
jer von Oeſterreich wird dadurch vereitelt. 

9 „ (Deutfhland — Rordd. Bund: Medlenburg-Strelig) Täkt ſich 
Fl auch zu einer Militärconvention mit Preußen herbei wie Medlenburg- 

werin, 

— „ (DOefterreih-Ungarn: Defterreih), Alfmähliger Schluß der Landtage. 
"Die Anfrage der Regierung bez. der Wahlreform des Reichsraths hat nicht 
zu dem erwarteten Refultate geführt: die Landtage find wie die öffentliche 
Meinung bez. der Frage noch ſehr ungleiher Anfiht. Die rein Jlavifchen 
Landtage wollen von directen Wahlen zum Reichsrath gar nichts wiſſen. Es 
iſt daher jehr zweifelhaft, ob die Regierung für eine dießfällige Borlage auf 

Ä die nothwendige Ziweidrittelmehrheit des Neichsraths rechnen Tann. 

10. „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Sachſen). Der AbrüftungSantrag 
der FortichrittSpartei wird von der II. Kammer mit großer Mehrheit an- 
genommen. 

14. „ (Schweiz). In Genf behalten die LiberalsBonjervativen bei der Neuwahl 
des Staatsraths durch das Volk neuerdings die Oberhand und unterliegen 
die Radicalen. Ä 

15. „ Gtalien). Der radicale Deputirte Major Lobbia wird vom Gericht 
wegen fimulirten Mordanfall3 verurtbeilt. > 

— „ (Schweiz), Das Volk des Kantons Graubünden verwirft in allgemeiner 

-  Abftimmung die ihm von Gr. Rathe vorgelegte revidirte Verfaffung. 

16. „ (Schweden). Der König verweigert den Toleranzbeihlüfien des Reichs⸗ 
ings nah dem Gutachten des höchſten Tribunals wenigfiens theilweije feine 

anction. 

„ (Rußland: Oftfeeprov.). Ein kaiſ. Ukas beſtimmt, daß ſämmtliche Unter« 
richtsanftalten des Dorpater Lehrbezirts ihre amtlichen Eorrefpondenzen ſowohl 
unter einander, al3 mit andern Behörden ausſchließlich in ruſſiſcher Sprache 
zu führen haben, 

17. „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen). Das Herrenhaus lehnt 

den particulariftiiden Antrag des gew. Minifters Graf zur Kippe doch mit 
58 gegen 42 Stimmen ab. 

« » (Deutfhland — Baden). Die II. Kammer beſchließt die Einführung 
der obligatorischen Civilehe und der bürgerliden Standesbeamtung. 

„» » (Zürkei: Aegypten). Feierliche Eröffnung des Suezcanals. Die Raiferin 
der Franzoſen, der Kaifer von Defterreih und der Kronprinz von Preußen 
verherrlichen das große Ereigniß durch ihre perjönlidde Gegenwart. 

19, „ (Deutihland — Rordd. Bund: Preußen), Das Herrenhaus er⸗ 
Härt fich mit großer Mehrheit für Einführung des Tabakmonopols. 

„ » (Stalien). Das Minifterium Menabrea unterliegt bei der Bureaumahl 
der II. Kammer und gibt in Folge davon feine Entlaffung. 

21. „ (Oefterreih-Ungarn: Defterreih). Auch die zweite Expedition gegen die 
Inſurgenten in Dalmatien ift mißlungen. Die Truppen müſſen fi) wieder 
zurüdziehen und für den Winter müſſen alle Operationen eingeftellt werben. 

„ » (Holland) Die II Kammer beſchließt, daß die indiſchen Eolonien nur 
10 Mil. ©. jährlichen Beitrag an die Finanzen des Mutterlands zu leiften 
haben, allfällige ‚weitere Ueberſchüſſe Dagegen zum Bortheil Indiens jelber 

.. . verwendet werben follen. 00 ' 
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22. Rov. (Frankreich). Rochefort (Laterne) wird bei den Erſatzwahlen in den 
gejeßgeb.. Körper gewählt. 

24. „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen. Das Abg.Haus erllärt 
fih mit 218 gegen 116 Stimmen für Ausdehnung der Gompetenz des Bun⸗ 
des auf das gefammte bürgerliche Recht. 

» » (Stalien u. Frankreich). Der italieniige Theil des Mont Cenis 
Tunnels ift vollendet, der franzöfiſche noch nicht. 

35. „ (Deutihland — Bayern). Allgemeine Landtagswahlen. Trotz der ver⸗ 
änderten Wahlfreiseintheilung erringt die patriotifche Partei neuerdings die 
Dberhand. und zwar 80 gegen 74 Stimmen. Das Minifterium bietet feine 
Entlafjung an. " 

2%. „ (Defterreih:lingarn: Defterreih). Die Unterfuhung gegen das Kloſter 
in Krakau wegen der entjeglihen Behandlung der Barbara Ubryk muß ein« 
geftellt und ſchließlich ganz fallen gelaffen werden. Die Thatjache ſelbſt ſteht 
zwar unläugbar feſt, aber. die Oberin war zu ihrer Handlungsweiſe durch 
die Klofterregeln befugt und dieſe waren feiner Zeit von der Regierung an« 
erfannt worden. - 

» » (Oefterreidellngarn: Ungarn). Das Unterhaus hat nunmehr alle brei 
Geſetze behufs Reform der Juſtiz angenommen. Der Anfang ift gemadit. 
Zunäct fol nun die Meform der Comitatsverfafiung in Angriff genommen 
werden. 

„» » (England). In Tipperary (Irland) wird der gefangene Fenier Roſſa ins 

Unterhaus gewählt. 

»_ » (GSriedenland) Die Kammer bewilligt der Regierung das Budget, aber 
nur mit einer jehr Keinen Majorität. 

27. „ (Rom). Der Papft oetroyirt dem bevorjtehenden Concil eine Geſchäfts⸗ 
ordnung. Bon einer Freiheit des Concils kann nach derjelben in Wahrheit 
faum mehr die Rede Sein. 

„ r (Zürkei: Aegypten). Ber Sultan erläßt einen jog. Ferman explicatif, 
der die Stellung des Bicelönigs genau definirt. Der Bicelönig unterzieht ſich 
demjelben und läßt ihn feierlich verkünden. 

23 „ (Deutidland — Nordd. Bund: Medlenburg-Strelis) Der 
Großherzog octroyirt aud) dem bisher verfaſſungsloſen Fürftentyum Ratzeburg 
eine Vertretung. 

29, „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen), Die Gemeindewahlen 
in der Stadt Hannover fallen ganz welfiſch aus. 

-  « (Frankreih). Eröffnung der Kammern. Thronrede des Kaifers: „Frans 
reich will die Wreiheit, aber die Freiheit im Bunde mit der Ordnung Für 
die Ordnung ftehe ih ein. Unterſtützen Sie mid), die freiheit zu erhalten.“ 

80. „ (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen, Die bannover’iähe 
Provinzialiynode bejchließt, die ausgebehntefte Selbſtändigkeit der lutheriſchen 
Landeskirche (gegen die Union) zu verlangen. 


1. Dec. (Deutihland — Nordd. Bund: Sachſen). Die II. Kammer 
nimmt ein liberaleres Preigejeg mit allen gegen 1 Stimme an. 

» o (Deutidland — Nordd. Bund: Shwarzburg-Rudolftadt). 
Der Landtag will das Deficit dur eine Anleihe deden, nicht durch neue 
Steuern, die er verweigert. Die Regierung löſt ihn auf und ordnet Neu⸗ 
wahlen an. 

vn (ranfreih). Der gejebgeb. Körper beftellt fein Bureau .und wählt Hrn. 
Schneider wieder zum Präfidenten, zu PBicepräfidenten zwei Mitglieder des 
rechten und zwei des Iinfen Gentrums, in die die Mittelpartei zerfällt. Die 
Hefte der alten Majorität conftituiren fi) daneben als Rechte. 

— „ (Defterreid:Ungarn: Defterreih). Die füberaliftiichen Ideen treten immer 
entichievener auf. Broſchüre Fiſchhofs. 
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4. Dee. (Berein. Staaten). Zufammentritt des Congreſſes. Botſchaft Grants. 

» (Portugal), Demonftrationen für und wider Saldanha. Befurchtungen 

vor einem Militäraufftand. 

„ (Berein. Staaten) Jahresbericht des Finanzminifters: Vorjchlag, einen 

Theil der Staatsihuld in 4 proz. Bonds umzuwandeln, 

8 „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Preußen) Die kurheſſiſche Pro- 
vinzialfynode ift im Gegenjag gegen die hannover'ſche in ihrer entichiedenen 
Mehrheit geneigt, fih niit der Regierung bez. der Neuordnung der kirchlichen 
Verhältnifie zu verftändigen. 


v EN Eröffnung des Concils. 

, (Rußland). eier des hundertjährigen Jubiläums des St. GeorgSorbens. 
Der Kaifer ertheilt dem König von Preußen diefen Orden erfter Klaſſe, der 
nur für eine gewonnene Schlacht ertheilt wird. 

9. „ (Deutfhland — Bayern) Der König nimmt nur die Entlaffung der 


Minifter des Innern und des Eultus an. Fürft Hohenlohe bleibt und die 
A Minifterftellen werden im Sinne des bisherigen Syſtems wieder 
eſetzt 

, (rankreid). Der geſetzgeb. Körper prüft die beanftanbeten Wahlen. Die 
Woblpruf maen fördern wiederum ganz ſcandalöoſe Beeinflufſungen der Regie⸗ 
rung zu Tage 

„(Turkei). Der alte Serdar Omer Paſcha tritt in Ruheſtand und bleibt 

mar noch Minifter ohne Portefeuille. 

10. ODefterreih-Ungarn: Oefterreih). Das Minifterium ſpaltet fi in eine 
" Mehrheit, die ftreng an der beſtehenden Berfaffung fefthalten und eine Min- 
derheit, die dem föderaliftiichen Andrang der Slaven Eonceffionen machen will. 
Die Thronrede für die bevorftehende Eröffnung des Reichsraths kommt nur 
durh Compromiß zu Stande. 

11. „ (Nom). Eine Bulle des Papftes entzieht dem. Concil für diekmal und für 

. immer jede Einwirkung oder Mitwirkung bei einer Papftwahl für den Fall 

| einer Sedispacanz während desfelben, 

11. „ (Zürkei: Serbien). Die Regentſchaft beichlieht die Gründung einer jerbi- 

ſchen Univerfität in Belgrad. 

12. „ (Italien). Nach längeren fruchtloſen Verſuchen lommt endlich ein Mini⸗ 
ſterium Lanza zu Stande, in dem Sella das Portefeuille der Finanzen 

übernimmt. 

13. „ (Deutfhland — Nordd. Bund: Schwarzburg.Nudolitadt). Die Ma- 
jorität des aufgelösten Landtags redtfertigt ihr Auftreten, indem fie es 
offen ausjpricht, daß gegenüber den fürſtlichen Anſprüchen an die Finanzen 
des Landes und an die Domänen „eine Erhaltung der Selbftändigfeit des 
Zandes unmöglich und vergeblich. fei*. 

» (Oefterreih:Ungarn: Defterreih). Eröffnung des Reichſsraths. Groß» 
artige Arbeiterdemonftration, 

» (Rom). Der Papft beſetzt die Commiſſion für allfällige Anträge aus freier 
Snitiative der Biſchöfe. Diefelbe ift jo zujammengejeht, daß derartige An⸗ 
träge keinerlei Ausſicht Haben, auch nur zur Discufiion zugelafjen zu werben. 
„ „, (Berein. Staaten). Das Repräfentantenhaus verwirft_eine Erneuerung 

des Reciprocitätsvertrages mit Kanada mit 1283 gegen 42 Stimmen. 

14. „ (Deutfähland — Norbdd. Bund: Preußen). Das Abg.Haus genehmigt 
das Conſolidationsgeſetz der Staatsſchuld mit 242 gegen 128 Stimmen und 
damit den Finanzplan des neuen Finanzminiſters zur Beſeitigung des Deficits. 

„ (Nom) Das Concil beſtellt die vier Deputationen (Commiſſionen) nad) 
der ihm vom Papſte octroyirten Geſchäftsordnung. Die infallibiliftiſche Dias 
. jorität ſchließt dabei alle Biſchöſe aus, deren die Curie nicht zum Boraus 


r iſt. 
en — ßlaud). Ruſſiſche Truppen beſehen die Butht von Krasnowodot an 
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der Süboftküfte des Tafpifhen Meeres als Stützpunkt weiterer Operationen 
in Mittelafien, befonder8 gegen Chiwa. 


17. Dec. (Deutihland — Nordd. Bund: Preußen) Die Regierung ver» 
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weigert dem Landtag jede Rechenſchaft Über die Verwendung der Einkünfte 
aus den mit Beichlag belegten Geldern der Depoffevirten. 

(Deutfhland — Nordd. Bund: rmeuben) Der Erlönig von Han⸗ 
nover Fündigt feinen Entſchluß an, die jog. Welfenlegion in Franfreih nur 
noch bis zum 15. April E. 3. zu unterhalten. _ 

(Defterreih-IUngarn: Defterreih). Die Spaltung im Minifterium geftaltet 
fi zur vollen Minifterkrifis. Die Majorität jegt dem Kaiſer ihre Anſchau⸗ 
ungen in einem ausführlichen Memoire auseinander und ‚verlangt eventuell 
ihre Entlaffung. 

(Deutfchland — Württemberg). Der neue Biſchof v. Rottenburg leiſtet 
den Eid in die Hände des Königs und betont dabei die Aufrechthaltung des 
Griedens zwiſchen den beiden Confefjionen. 

(Schweiz). Beide Räthe der Bundesverfammlung beichließen ganz uner- 
wartet die Einleitung zu einer Revifion der Bundesverfaflung. 

(Deutfchland — Baden). Die II. Kammer nimmt das Militärbudget 
ohne wefentliche Abftriche und die Verlängerung des Gontingentsgefege auf 
zwei weitere Jahre mit allen gegen die fünf ultramontanen Stimmen an. 

(Oefterreih-Ungarn: Defterreih). Der Reichsrath vertagt fi bis zum 
17. Januar und verzichtet alfo zunächft darauf, auf die ſchwebende Minifter- 
frifis einen Einfluß auszuüben. 

(Berein. Staaten). Beide Häufer des Eongreffes beichließen den Wie⸗ 
derzufammentritt der alten Legislatur des Staats Georgia einjchliekli der 
(von den Weißen wieder ausgeftoßenen) Negermitglieber. 

(Deiterrei-Ungarn: Defterreih). Auch die Minorität des Minifteriums 
richtet gegen daS Memoire der Majorität. ein foldde an den Sailer und ver- 
langt eventuell gleichfalls ihre Entlaffung. 

(Türkei: Rumänien). Teierlide Eröffnung der neuen rumäniſchen Uni- 
verfität in Bukareſt. 

(Frankreich). Der geſetzgeb. Körper beendigt bie Prüfung der beanftandeten 
Wahlen. Die außerordentliche Seſſion wird geſchloſſen und die ordentliche er⸗ 
öffnet. Das Minifterium Forcade⸗Magne gibt feine Entlaffung und der 
Kaifer überträgt Olivier die Bildung eines neuen aus der gegenwärtigen 
Majorität der Kammer. 

(Spanien), Auch die Throncandidatur des italienifhen Prinzen Thomas 
ift. gejcheitert, da der König Victor Emanuel ſchließlich feine Einwilligung da- 
zu verweigert. 

(Rom). Erftes Auftauden einer energiſchen Oppofition im Goncil gegen 
die Pläne der päpftlicden Curie. Rede des Biſchofs Stroßmayer gegen die 
octroyirte Geſchäftsordnung und gegen die Jejuiten, die Urheber und Förderer 
der Infallibilitätsidee. 





Deutfchland, 


Preußen und Oeſterreich. 


I. 


Nord: und Süddentichland. 
1. Preußen und der norddeutfche Bund — der deutſche Bollverein, 


22. Dec. 1868. (Nordd. Bund). Eine Verordnung des Bunbes- 
präfidenten befiehlt bie „Einführung der in Preußen bezüglich ber 
Heranziehbung ber Militärperfonen zu Communalauflagen geltenden 
Vorſchriften im ganzen Bundesgebiete“. 

Demnach find alle ſervisberechtigten Militärperfonen des activen Dienft- 
ſtands ſowohl Hinfichtlih ihres dienftlichen als fonftigen Einlommens von 
allen directen Gommunalauflagen gänzlich befreit. Sie haben nur, wenn fie 
Grundbefiter find, zu den auf den Grundbeſitz gelegten Steuern oder, wenn 
fie ein ftehendes Gewerbe treiben, zu den hieraus fließenden Steuern beizu⸗ 
tragen. Militärärzte genießen für ihr Einkommen aus der Eivilpraris Feine 
Befreiung. Dagegen brauchen die auf Inactivitätsgehalt oder zur Dispofition 
geftellten Offiziere Hinfichtlich ihres Gehalts und jonftiger Amtsbezüge zu den 
Sommunalfteuern nichts beitragen. 

Anf. Jan. (Nordd, Bund) Nachdem die vom Bunbesfanzler ge: 
wünſchte vorſchußweiſe Einzahlung von Meatricularbeiträgen im 
Bundesrathe gefcheitert, fett berfelbe wenigſtens bie monatliche ftatt 
bierteljährliche Ablieferung ber Zolleinnahmen dur, um bem bräns 
genden Bebürfniffe der Bundeskaſſen zu entſprechen. 

Leg: Rath Schlözer in Rom wird zum biplom. Vertreter bes 
Bundes in Mexico, wo bisher nur die Ver. Etaaten vertreten find, 
ernannt. 

Capt. Weidmann wird zum Bunbescommiffär für das Aus: 
wanberungswefen mit dem Eit in Hamburg ernannt, 

9. „ (Medlenburg). Schluß des Landtags unter Verkündigung 
ber beiberfeitigen Landtagsabſchiede. Die Steuerreform, über bie 
eine Einigung nicht ftattgefunden Hat, fol demnächſt Gegenſtand 
„„tommiflarifch:beputatifcher” Verhandlungen fein. 

8* 
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Preußen und der norddeutſche Bund, 


12. Ian. (Preußen). Das Abg.Haus 


13, 


14, 


15. 


16, 


genehmigt das Geſetz, wonad die den probinzial- und communalftändijchen 
Verbänden der 8 älteren Provinzen der Monardie im Jahre 1847 zinsfrei 
gewährten Fonds von 2 Mil. Thlrn. in Staatsſchuldſcheinen und 500,000 Thlr. 
baar, unter Aufhebung des damals gemachten Vorbehalts der Zurüdzahlung 
derſelben diefen Verbänden als ein ihnen gehöriges und von ihnen zu vers 
waltendes Vermögen Überwiejen werden. Auf den Antrag v. Hoverbeds und 
auf Empfehlung der Abgg. Graf Schwerin und Lasker wird jedoch dazu 
beſchloſſen: daß die Fonds nicht den Verbänden, fondern den Provinzen 
und nur die Zinfen einftweilen noch den Verbänden überwieſen werben follen, 
da man angeficht3 der Reformbedürftigfeit der von allen Seiten getabelten pro⸗ 
vinzialftändischen Verfaſſung die provinzialftändiihen Verbände durch Ver⸗ 
größerung der Competenzen und dur Zuweiſung von Vermögen nicht noch 
länger am Leben erhalten dürfe, 
„ Meiningen). Der Landtag lehnt die Regierungsporlage 
bez. der Domänen ab, genehmigt inbeß bie vertagte Anleihe unbedingt, 
die Steuern dagegen nur unter ber Bedingung eines höheren Bei: 
trag6 ber Domänen zu ben Staatslaften. 
» (Preußen) Abg.Haus: Echlukberathung des Etats für 1869; 
e8 werben der Regierung die Mittel für die Errichtung von brei 
neuen Stellen beim Obertribunal bewilligt, wogegen ber Yuftizminifter 
unumwunden zugefteht, daß die Hilfsrichterfrage nicht günftig auf das An⸗ 
fehen des Obertribunals eingewirtt habe und beftimmt erklärt, unter allen 
Umftänden feinen Hilfsrichter bei demfelben mehr zuzulaſſen, jobald die neuen 
Mitglieder ernannt und eingeführt fein würden. 

Bez. ber ſechs hannov. Landbdrofteien wird der Antrag Lasker's, 
dafür neuerdings nur ein Paufhquantum zu bewilligen, abgelehnt 
und der Anſatz dafür unter Abftrih von 18,000 Tälern. auf ben 
Antrag des Gr. Schwerin definitiv bewilligt. 


» (Breußen). Abg.Haus: Schlußberathung des Etats: 

Die in der Vorberathung geftrichenen 2000 Thlr. für den Marburger 
Univerfttätscurator werden nochmals verweigert. — Der Abg. dv. Bonin er⸗ 
Härt, feinen Antrag wegen der Stellvertretungskoften bei einer andern Ge— 
legenheit wieder aufnehmen zu wollen, unter Hinweifung auf die Abnormität: 
daß von 59 Juſtizbeamten 39 an Bertretungstoften 160 Thlr. zahlen müffen, 
daß 11 gar feine, und jämmtliche Berwaltungsbeamte zufammen nur 10 Thlr. 
monatlich zahlen. 

» (Breußen) Die „Nordd. Allg. 3.", das Organ bes Bundes⸗ 
kanzlers, erklärt, ihre jeit Wochen gegen ben öſterr. Reichskanzler und 
bie von ihm injpirirten offiz. öſterr. Blätter geführte Polemik „um 
bie Öffentlihe Meinung über eine Politit aufzuklären, welche unter 
bem Deckmantel der frieblichften Tendenzen unabläffig dahin ftrebe, 
ganz Europa gegen Preußen aufzubringen”, nunmehr einftellen zu 
wollen, 

» (Preußen) Das Abg.-Haus genehmigt gegen etwa 10 Stim: 
men ben Geſetzentwurf 


betr, die Uebernahme der auf den Erträgniffen des Staats aus dem Köln 
Mindener Eilenbapn-Unternehmen laſtenden Verpflichtungen zur Gewährung 
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von Zinszuſchüſſen und Amortifationsbeträgen auf die allgemeinen Staais⸗ 
fonds, mit dem Zufate: 

„Hinfichtlich des hier anliegenden Vertrags v. 10. Aug. 1865 wird hies 
mit gleidygeitig der Staattregierung Entlaftung ertbeilt”, j 
um den alten, durch das Smbennitätägefek von 1866 nicht erledigten Streit 
aus der Welt zu jchaffen. 


Schlußberathung des Etats: das Etatsgefeb wird mit allen gegen 
2 Stimmen (Erllärung Jakoby's) angenommen, Der Etat für 
1869 ſtellt ſich demgemäß in Einnahme und Ausgabe gleihmäßig 
auf Thlr. 167,536,494. 


19. San. (Preußen). Tas Abg.Haus genehmigt den Geſetzentwurf betr. 


21, 


23. 


26. 


27. 


28. 


bie Gerichtsbarkeit und das gerichtliche Verfahren in Ehe: und Ber: 
löbnißſachen in der Propinz Hannover, woburd biefe Gerichtsbarkeit 
ton den Confiftorien auf die Gerichte übertragen wird, 


„ (Breußen) richtet eine Note an bie großh. Inremburgifche Re⸗ 
gierung, um biefelbe aufzuforbern, ben gemäß ber Londoner Con: 
ferenzbefhlüffe eingegangenen Verbindlichkeiten nachzukommen unb 
die Luremiburger Feſtungswerke zu fchleifen. 

„ (Breußen) Das Abg.:Haus befchließt die Abſchaffung bes noch 
beftchenden Eheverbots wegen Ungleichheit des Standes. 

» Breußen). Tas Abg.Haus beſchließt für die Vorlage ber 
Hypothekenrechts-Reform nicht die Vorberathung im Plenum anzu= 
wenben, fondern die drei Lefungen: erſte Lefung mit Generalbebatte, 
Gommijfionsberathung und britte Lefung. Die Vorlage wird dem⸗ 
gemäß zunächſt einer Commiſſion überwiefen. Klare und gebrungene 
Erklärung des Juſtizminiſters. 

„C(Waldeck). Da die Verhandlungen über die Abrechnung 
zwilchen dem Land und dem Domanium einen baldigen Abſchluß 
nit erwarten laffen, jo wird der Landtag im Namen und Auftrag 
bes Königs von Preußen gefchloffen. 

» (Preußen). Das Abg.⸗Haus genehmigt das Geſetz betr. bie 
Anftelung im höheren Yuftizdienft mit dem von Herrenhaus abge- 
lehnten Amendement, wonad eine Etrafverfekung aus den alten 
in bie neuen Landestheile unmöglich ift. 


„ (Medlenburg). Eine liberale Verfammlung in Roftod be: 
ſchließt eine Petition an den nordd. Reichstag gegen die Competenz 
des Freienwalder Schiebsgeriche. 


„ (Preußen) Abg.Haus: Debatte über die Vorlage ber Re⸗ 
gierung betr. bie anderweitige Feſtſtellung ber Wahlbezirte für bas 
Haus der Abgeorbneten. 

Amendementsanträge: I. Antrag dv. Karborff und der Freiconſerva⸗ 
tiven, zu beſchließen „in Anbetracht, daß das Nebeneinanderbeftehen ber 
beiden großen parlamentarifchen Körperfchaften des preußiichen Landtages und 
des Norddeutſchen Reichſtages nur als ein Proviſorium betrachtet werben 
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- Tann: 1) den Geſetzentwurf, betreffend die anderweitige Feſtſtellung der Wahl- 


bezirke fiir das Haus der Abgeordneten, abzulehnen; 2) der königlichen Staats⸗ 
Regierung zur Erwägung zu geben, ob es fich nicht in allgemeinem politiſchem 
Inlereſſe empfehlen dürfte, Die Zuſammenſetzung des preußifchen Abgeordnetenhauſes 
in Bezug auf Abgrenzung der Wahlbezirke, Wahlmodus und Zahlder Abgeordneten 
mit der des Neichstages in Einklang zu bringen und damit eine nähere or- 
ganifche Verbindung der beiden Körperfchaften anzubahnen.* II. Die Fort» 
ſchrittspartei beantragt, die Vorlage abzulehnen und gleichzeitig „die 
Stant3-Regierung aufzufordern, in der näditen Seſſion einen Geſetzent⸗ 
wurf einzubringen, durch welchen unter Abänderung der Artikel 70, 71 und 
72 der Verfaffung die preußifche Landesvertretung fortan auf Grund des all« 
gemeinen gleichen, directen und geheimen Wahlrechts gebildet wird“. Die ge- 
genannten drei Artikel 70 bis 72 beziehen fih nur auf die Wahlen zum 
Abgeordnetenhaufe; der Antrag der Fortſchrittspartei läßt alfo die Frage 
„ver näheren organiſchen Verbindung” zwiſchen Reichstag und Landtag 


überhaupt unberührt und beichäftigt fih auch nicht weiter mit der zu⸗ 


fünftigen Stellung des Herrenhauſes. II. Die nationalsliberale 
Partei will, in der Forın eines Amendements zum Karborff’ihen Antrage, 
unter Ablehnung der Regierungsvorlage der Stant3-Regierung zur Erwägung 
geben, „ob es ſich nicht im allgemeinen politischen Intereſſe empfiehlt, die Zus 
fammenjegung des preußijchen Landtages mit der des Neichstages in Einklang 
zu bringen und jomit eine nähere organiiche Verbindung der beiden Vertre- 
tungen anzubahnen”. Diejer Antrag geht alfo noch directer alS der Kardorff'ſche 
auf die Befeitigung des Herrenhaufes aus, da er nicht bloß für das Abge⸗ 
orbnetenhaus den Wahlmodus des Neichstages in Anwendung zu bringen em- 
pfiehlt, jondern die Zufammenfegung des Landtages mit der des Neichstages 
in Einklang bringen will, welcher letztere befanntlih nicht aus einem Abge⸗ 
ordnetenhaufe und einem Herrenhaufe, ſondern aus einer Anzahl von Mit- 
gliedern „zujammtengefegt* ift, welche auf Grundlage des allgemeinen gleichen, 
directen und geheimen Wahlrechts gewählt werben. 

Debatte: Der Regierungscommiffär legt die Motive dar, melde 
für die Regierung maßgebend geweſen, als fie in den neuen Vandestheilen 
die Beitimmung traf, daß je ein Kreis aud einen Wahlbezirk mit Einem Ab⸗ 
geordneten bilden ſolle. Dieſe Einrichtung auch für die alten Provinzen ein- 
zuführen, fei dringend wünſchenswerth. Die Meinung der Benölferung würde 
fo am Beſten zum Ausdrud Tommen können (ab! ah!l). Man habe auf den 
Einfluß der Kreisbeamten hingewiefen; dieſer werde indeflen nicht zu fürchten 
fein (oh! oh!), und wo derjelbe dennoch) vorhanden, würde er fih aud unter 
den gegenwärtigen VBerhältnifien geltend machen. Werde die Uenderung ein- 
geführt, jo würden die Minoritäten zu befjerer Geltung Tommen und ein 
Kreis den andern nicht mehr überftimmen können. Tweften: Ich halte es 
für ganz unmöglid, daß diefe Vorlage angenommen werde. Bis 1860 find 
die Wahlkreife immer verändert worden, und erft da find wir zu einer Sta⸗ 
bilität gelangt. Jetzt joll abermals geändert werben; weßhalb? weil es befier 
wäre, wie die Regierung meint, wenn je ein Sreis einen Abgeoroneten wählte. 
Das ift Schon an fich fein Grund, der uns beitimmen könnte. Eine fociale 
Intereſſen⸗Vertretung ſoll in diefem Haufe nicht Pla greifen. Dazu kommt 
die Beeinfluffungsfrage. Der Landrath ift in der Regel auch Wahl⸗Com⸗ 
miffarius, und e8 ift nicht eineß jeden Wahlmanns Sade, feinem Lanbrathe 
ins Geficht anders zu wählen, als diejer es wünſcht. Der Vertreter der Staats» 
regierung ſpricht davon, daß den Minoritäten eine Vertretung gejchaffen wer⸗ 
den jolle. Was bedeutet diefe Minorität? Sie beveutet die Partei, das Intereſſe 
der Staatsregierung, und die Staatsregierung muthet uns alfo zu, daß wir 
ihr noch dazu verhelfen jollen, daß ihre Minorität in diefem Haufe die Majo⸗ 
rität erlange. Im Reichstage erklärte der Herr Minifterpräfident das Drei⸗ 
Klafien-Wahlgefet für das widerfinnigfte und elendefte Wahlgeſetz, welches je 
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ausgedacht worden. Nachdem der leitende Staatsmann dieß offen erklärt, 
hätte man erwarten follen, daß die Regierung mit einem Yenderungsporichlage 
in diefer Richtung kommen werde; ftatt deſſen kommt fie mit dieſem Geſetze, 
in welchem fein wirklicher flaatsmännifcher Gedanke zu finden. (Sehr gut!) 
Wir find es indeflen gewohnt, immer nur apergus und abgeriflene Bemer⸗ 
ungen zu hören, die in der Praxis ohne alle Folgen bleiben. Weiter ift auch 
die von der Staatsregierung vorgeſchlagene Eintheilung in Bezug auf die Be- 
völferungsverhältniffe intereffant; es fol kein Unterſchied fein zwiichen reifen, 
die nur 20—30,000 Einwohner haben, und folgen, die ihrer 60—70,000 
zählen. Danzig mit 90,000 Einwohnern und feinen jo großen Intereſſen fol 
nur Einen Abgeordneten wählen, wie ein gewöhnlicher ländlicher reis. Un 
die Herftellung eines Zujfammenhanges diefes Haufes mit dem Neichätage ift 
auch nicht gedacht; es wird jedoch entichieden darauf anlommen, dieje Ver⸗ 
bindung bherzuftellen und die Mitglieder dieſes Haufes zu vermindern. Ab⸗ 
geordnetenhaus, Reichſtag und Zollparlament — das kann auf die Dauer 
nicht nebeneinander beftehen. Wir befinden uns in einem Webergangsftabium, 
und darum müſſen wir, bis die rechte Aenderung getroffen wird, an - unjerer 
Wahlbezirksordnung fefthalten. Denken wir endlih aud an das Herrenhaus, 
Diejes Herrenhaus beruht lediglich auf einer königlichen Verordnung Eine 
Aenderung müßte auch in Bezug auf das Herrenhaus eintreten, wenn man 
‚ ein Geſetz, wie das vorliegende, überhaupt in Betracht ziehen Tönnte Nach 
einer andern Seite hin hat dieſe Vorlage aber allerdings ihre Bebeutung: 
fie ift ein trauriges Zeichen für das Organifationstalent der Regierung. Seit 
Fahren erwarten wir Reformen, und da kommt man nun — felbft die Kreis» 
ordnung ift noch nit da — mit diefem Beleg! M. H., lehnen wir dieſe 
Borlage ab! Minifterpräfident Graf Bismard: Wenn ih mid als Minifter 
der Borlage angeſchloſſen habe, ungeachtet der Abneigung, die ich gegen das 
Drei-Slafien-Wahlgejeg bekannt habe, jo Habe ich die Beſorgniß gehegt, Sie 
würden jede Berfaflungsbeftimmung als ein „noli me tangere“ behandeln, 
und Verſuche, diefelben abzuändern, würden auf eine weniger günftige Auf⸗ 
nahme in Ihrer Mitte ftoßen; ich habe mid darin getäufcht und werde mir 
diefe Täuſchung in der Zukunft ala Richtſchnur dienen lafjen und annehmen, 
daß das jetzt beftehende Wahlgejeg nicht jo hoch gehalten wird, als ich ver» 
muthet habe. Y würde vorgezogen haben, ſchon jettt im Schoofe des Mini- 
fleriums Vorſchläge anzuregen, die eine Verbindung mit dem Reichstage des 
Norddeutſchen Bundes ermöglichten und zugleich den Bundesbehörden geftatteten, 
eine Vereinfachung des feit 1866 geichaffenen Räderwerkes herbeizuführen, und 
die Frage, in welder Art und Weile das durchzuführen fer, hat uns vielfach 
beihäftigt. Bei diejer Gelegenheit hat es fich herausgeftellt, daß es nicht thunlich 
fei, eine Verſchmelzung der Abgeordneten herbeizuführen, und es liegt mir 
ob, die Schwierigfeiten klar zu legen, mit welchen die Regierung zu Tämpfen 
hat, diefem Ziele näher zu treten. Die erfle muß ich als Vertreter der Krone 
geltend machen; fie betrifft da3 Auflöfungsreht der preußilchen Krone im 
preußiſchen Verfaſſungsleben. Dasfelbe würde fich auf diejen Theil des Reichs⸗ 
tages ohne Bewilligung der Übrigen Reichstags» Behörden nicht anwenden Lafien, 
ja, e3 wären die Reichstagswahlen zur Unmöglichkeit gemacht. Der Reichstag 
braucht ſich nicht partielle Neuwahlen gefallen zu laſſen. Es würde aljo ſchon 
hierin die Nothwendigkeit einer weientlihen Modiflcation der preußiſchen Ber- 
fafjung liegen, indem man nicht zugeben kann, daß ein einzelnes Mitglied des 
Norddeutſchen Bundes, und wäre es das mächtigfte, befugt fein Lönnte, einen 
Zheil des Reichstages aufzulöfen; e3 würde dieſes Recht von jedem der Bundes⸗ 
fürften in Anſpruch genommen werben, und welche eigenthüümlichen Verhältnifie 
daraus entftehen würden, überlaffe ich der Phantafie jedes Einzelnen. Es 
würde ferner eine jolche Einrichtung mit dem Zweilammer-Syftem unverträglich 
fein. Der Norddeutſche Bund hat das Recht, zu verlangen, daß bei der Wahl 
die ſammtlichen norddeutichen Vürger zur Auswahl bereit ſtehen. Was daS 
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Herrenhaus betrifft, jo bemerke ich, daß, wenn ich gegen die Angriffe, welche 
diefe mit der hiefigen VBerfammlung gleichberedhtigte Körperſchaft erleidet, fie 
meinerjeit3 auch nur durch eine Verwahrung dede, jo kommt das daher, weil 
ich das einzige Mitglied derjelben bin, welches das Recht hat, in diefen Räu- 
men die Stimme zu erheben, und die Pfliht Habe, Für meine Collegen 
einzutreten. Ich Habe Hier nur in kurzen Worten die Haupthinverniffe 
auf Seite der preußiſchen Verfaſſung angeführt. Ich erlaube mir, nun 
noch auf diejenigen Gründe zurückzukommen, die auf Seiten der Bunbes- 
politit dagegen jpredden. Statt bei gleichen, identiichen Wahlfreifen zwei Ab⸗ 
geordnete für denſelben Wahlkreis zu wählen, Tann e8 vorkommen, daß 
einem und demfelben Manne das Vertrauen geſchenkt wird; aber daraus kann 
noch nicht folgen, daß dich prineipiell Janctionirt wird. Dagegen, daß für den Reichs⸗ 
tag und Landtag nur Einer gewählt würde, der die Gejchäfte zu beforgen hätte, 


"muß ich mich im Intereſſe der Landtags» und Reichsſtags⸗Mitglieder verwahren. 


Wir finden vielleicht eine reihe Auswahl folder Vertreter, die im Stande 
find, zwei bis drei Monate den parlamentariichen Geichäften zu widmen; 
wenn aber dberjelbe Reichſtagsabgeordnete noch der Landtags⸗Seſſion mindeſtens 
vier Monate und jelbft mehr widmen müßte, jo kämen neun bi8 zehn Monate 
heraus, die er im Jahre regelmäßig den parlamentarifchen Gefchäften widmen 
müßte. Es liegt ganz in der Natur der Dinge, daß nicht Viele bereit fein 
werden, eine folche Arbeit zu übernehmen, daß der Kreis der zu Wählenden 


alſo immer Heiner wird. Mit zu großer Verlängerung der parlamentarifchen 


Thätigkeit von Einzelnen kommen wir in eine Sttuation, die dem bureau⸗ 
kratiſchen Charakter der Deutſchen entipricht, die ich aber nicht für vereinbar 
halte mit einer lebendigen Entwidlung der Vollsvertretung. 

Der $ 1 der Vorlage wird abgelehnt, worauf der Minifter des 
Innern erklärt, er werde vom König die Genehmigung zur Zurüd: 
giehung der Vorlage einholen. 


28, Jan. (Anhalt). Landtag: Der Herzog läßt dem Landtag Grund— 


züge für eine Auseinanderfegung zwifhen bem herzogl. Haus und 
dem Lande über das Domanium vorlegen, 


Dem Beifpiele des Großherzogs von Oldenburg folgend will auch der Her- 
320g bei Zeiten fein Haus beftellen, damit die Dynaftie in gefiherten Ver⸗ 
mögendverhältniffen die Fluthen des nationalen Einheitsprangs über ſich ergehen 
laſſen kann. Das Vergleichsobject befteht aus 141,000 Morgen Aderland 
und 172,000 Morgen Waldungen, im Geſammtwerth von nahezu 25 Mill. 
Thalern. Diefer Grundbeſitz ſoll als Privatvermögen des herzoglichen Haufes 
anerkannt werden, und in Zukunft von jeder befonveren Beitragspfliht zu 
Regierungsauftwänden befreit bleiben. Für Landeseigenthum werden bagegen 
erflärt: Chauffeen und Landftraßen, regaliihe Nutzungsrechte, eine Anzahl 
näher bezeichneter Staatsgebäude, Zoll und Abgabebereihtigungen, die Berg⸗, 
Hüttene und Salzwerfe, fowie die Eifengießerei zu Bernburg, letztere jedoch 
unter Vorbehalt etwaiger Entfhädigungsforderungen von Seiten der Bernburger 
Allodialerben. Der Netto-Ertrag aus den Abldſungen für das fiskaliſche 
Jagdrecht wird den betreffenden Kreiscorporationsfonds überwieſen. Mit Aus⸗ 
nahme der an die Staatskaffe zurückzuzahlenden Stantsbienercautionen, der 
Staatskafſenſcheine im Betrag von 950,000 Thlen. und des noch ungetilgten 
Schuldbetrags der Prämienanleihe von 1857 und der den Bernburger Allodial- 
erben zur Laſt fallenden Schulden, übernimmt das herzoglide Haus alle 
Staatsſchulden zur Berzinfung und Tilgung, wofür jevod dem Hausvermögen 
aus dem Betriebsfonds der Landeshauptkaſſe no eine Summe von 150,000 
Thalern überwieleen wird. Zur Dedung des Reſtbetrags der erwähnten 
Prämienanleihe wird dem Land ein gleichwerthiger Domänencomplex über- 
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lafien, der nad) Abtragung der Schuld dem Lande verbleibt, auch den FKreis- 
corporationsfonds Übergeben werden kann. Dielen gewährt das herzogliche Haus 
au zu Zwecken der Selbftverwaltung einen eifernen Bapitalfonds von 1 Mill, 
baar oder in Grund und Boden, und folange die Souveränetätsrechte des 
herzoglichen Hauſes und damit aud) die Befreiung von der Steuerpflidtigfeit 
des inländilhen Grundvermögens fortvauern, eine näher zu vereinbarende 
Jahresrente. Auf jede Beihilfe des Landes zu den Hof» und Haushaltungs- 
toften, Prinzeffinnenfteuer ꝛc. wird verzichtet. Sämmtliche Forſt- und Dos 
maninlbeamte treten in den Dienft des herzoglichen Haufes. Das Vermögen 
wird lediglich nad) den Hausgeſetzen verwaltet, und eitvaige Differenzen follen 
auf fhiebsrichterlidem Weg erledigt werden. 


29, Jan. (Preußen). Abg.-Haus: dv. Bonin bringt feinen Antrag 
auf geſetzliche Regelung ber Ctellvertretungstoften wieber ein, 
und das Haus beichließt, denſelben durch Schlußberathung zu er: 
ledigen. Schulze-Delitzſch bringt einen Antrag ein betr. die privat⸗ 
rechtliche Etellung von Vereinen. 

Debatte über die Beſchlagnahme bes Vermögens bes Königs Georg: 


Anträge: Der Bericht der Commiſſion (Berichterftatter Abg. Rechtsan⸗ 
walt Lent aus Breslau) beantragt, die Verordnung zu genehmigen und mit 
Zuftinmung der Regierung durd einen neuen Artikel dahin zu ergänzen, daß 
die Wiederaufhebung der Beihlagnahme dritten gutgläubigen Erwerbern und 
Geifionären gegenüber dur kgl. Anordnung, in allen übrigen Fällen aber 
nur durch ein Geſetz erfolgen köͤnne. Aus dem Bericht ergibt fich im Weſentlichen: 


Nach einer Seitens der Staat8-Negierung in der Commiſſion gemadten 
Mittheilung beläuft fi) gegenwärtig der Werth des unter preußifcher Ver⸗ 
waltung befindlichen Vermögens des Königs Georg, ausichlieklich des werth« 
vollen Inventariums der Schlöffer, auf ungefähr 13,382,800 Thlr., melde, 
in preußifchen 4% proz. StaatSpapieren angelegt, einen Nahresertrag von un 
gefähr 598,000 Thlr. abwerfen. Die Koften der unter dem Borfige des 
Oberpräfidenten von Hannover geführten Verwaltung dieſes Vermögens belaufen 
fih auf ungefähr 180,000 Thlr. Das von Preußen dem Könige zugeficherte Ent» 
ſchädigungs⸗Kapital beträgt befanntlid 16 Millionen Thaler mit Zinjen vom 
1. Suli 1866 an. Wenn gleichwohl fih nur die obige Summe von 13,382,000 
Thaler unter Arreft befindet, jo kommt dieß daher, daß etwa 4 Millionen 
Thaler für die vom König Georg außer Land gebradten Stantögelver auf 
das Entihädigungs-Sapital in Abrehnung gebracht worden find, wie dieß 
auch der Entihädigungsvertrag felbft vorgejehen hat. Jedenfalls verfligt König 
Georg trog der Beihlagnahmeverordnung gegenwärtig außer über jene vier 


Millionen Thaler noch Über das im Hannover. Gejet vom 24. März 1857 


erwähnte Vermögen der königlichen Echatulflaffe und der zugehörigen foge- 
nannten kleinen engliichen Kaffe, die Kapitmlien des königlichen Ernft-Auguft 
Fideicommiſſes, die Baarbejtände und MWerthpapiere der Hand» und Schatull⸗ 
fafle und über das in englifchen Iprocentigen Stods angelegte Kapital von 
600,000 Pfr. Sterl. Die Angabe der Regierung in Betreff eines Agitations⸗ 
comiteß in Hieking wird in dem Gommiffionsbericht wie folgt präzifirt: Nach 
Mittheilungen, welche Seitens der kgl. Staats-Regierung in der Commiſſion 
gemacht worden, befteht außer der noch gegenwärtig auf Koften des Königs 
Georg in Frankreich unterhaltenen Legion in Hietzing eine Art dauernden 
Gomite’8, zufammengejegt aus Vertretern des Welfenthums und Beauf- 
tragten des vormaligen SKurfürften von Heſſen nebft einem Anhänger 
der großdeutſchen Demokratie; dieſes Comité, deſſen Koften gemeinihaftlich 
bom König Georg und von dem vormaligen Kurfürften von Heflen bes 
firitten würden, führe die Agitation der depofjedirten Souveräne gegen 
Preußen fort, überwache und leite viefelbe und bilde. den Bereinigungs- 
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puntt für alle Preußen und dem norddeutichen Bunde feindlichen Elemente. 
Der weitergehende Antrag von Löwe, in einer Reſolution die Staatäres 
gierung zur Aufhebung des ganzen Vertrags mit dem König Georg aufzus 
fordern, ift in der Commiſfion mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt worden. 
Es wurde dagegen geltend gemadt: bei Annullirung des Vertrages habe eine 
vieleicht zu Weiterungen Anlaß gebende Auseinanverfegung bezüglich der auf 
Grund jenes Vertrages von dem König Georg an Preußen gemachten Leiftungen, 
namentlich bezüglich des hannover’ichen Domaniums ftattzufinden, und höchſt 
wahrjcheinlich würde durch eine ſolche Annullirung jede Ausficht befeitigt, daß 
König Georg der Annerion des Jahres 1866 gegenüber diejenige „Friebliche 
Stellung” einnehme, weldhe das Ziel der mit ihm ftattgefundenen Berhandlungen 
gewefen, und deſſen Erreihung noch immer als wünfchenswerth zu bezeichnen 
fei. Der Standpunkt wurde indeß in der Sommiffion durch den Abg. Virch o w 
energiſch vertreten, deſſen Ausführungen im Commiſſionsbericht, wie folgt, 
wiedergegeben find: Nachdem das StaatSminifterium in feinem Beridte an 
den König am 2. März jelbft erklärt habe, die Geſetze des Landes würden es 
geftatten, daS gerichtliche Verfahren auch auf die Perfon des Königs Georg 
auszudehnen, und nachdem das Strafgeſetzbuch in der That ein ſolches Ver- 
fahren zuaulaffen Icheine, falle jeder Grund weg, den Weg der Gefehgebung 
zu betreten; denn der von dem Minifterium angeführte Grund, die Rüdficht 
auf die frühere Stellung des Königs Georg, habe für die Landesvertretung 
feine Bedeutung. Gewiß ſei es für Diejenigen, weldhe für die Genehmigung 
des Vertrages geftimmt, ein peinliches Gefühl, fih jo jehr in ihren Voraus: 
fegungen getäufcht zu jehen, aber dieß ſei Doch nur ihre eigene Schuld. Einen 
Bertragsbrud Tönne man dem Könige Georg nicht vorwerfen, denn er habe 
feine der Verpflichtungen, welche ex in dem Vertrage übernommen, verlegt. Er 
habe nicht nur nicht auf jein Kronrecht verzichtet, jondern e3 fei in dem 8 2 
des Vertrags ſogar Beitimmung darüber getroffen worden, wie e8 bis zu dem 
Augenblide gehalten werben jolle, wo er für ſich und feine Erben auf die 
hannover'ſche Krone verzichten würde. Auch gebe fich der Vertrag ausdrück⸗ 
lich als ein „Arrangement über Vermögens» Berhältniffe* zu erfennen. Der 
Herr Minifterpräfident habe freilich piychologifche Gründe angeführt, welche 
bemweifen jollten, daß der König Georg, indem er den Vertrag abſchloß, ſtill⸗ 
jchweigend verzichtet Habe; aber diefe Gründe hätten in dem Bertrage feinen Aus 
drud gefunden, und ein Vertrag könne nicht gedeutet werden nad) Voraus⸗ 
fegungen, die der andere Contrahent niemals anerkannt habe. Am Wenigften 
könne fich die Tandesvertretung diefe Orlinde aneignen, da zur Zeit, als fie 
den Bertrag berieth, ſchon offenfundige Handlungen des Königs Georg vor⸗ 
lagen, welche daS Gegentheil bewiefen. Es bleibe alfo nur der Geſichtspunkt 
der Gefahr für den Staat, die durch die Auszahlung der dem König Georg 
zugelicherten ®eldmittel und durch deren Verwendung gegen Preußen begründet 
werde. Dem gegenüber könne man zunächſt die Frage aufwerfen, ob etwa 
König Georg dur die Endziehung diefer Mittel zum Freunde Preußens ge- 
macht oder zur Verzichtleiftung veranlaßt werden könne. Dieß werde gewiß 
Niemand behaupten; int Gegentheil jet wohl anzunehmen, daß er alle Rück⸗ 
fihten fahren laffen und bei der erften europäiſchen Gefahr unter den erbittert- 
ſten Weinden unſeres Staates ftehen werde Auch blieben ihm noch Mittel 
genug, feine Agitationen fortzujegen. Die Maßregel werde alfo ihren Zweck 
verfehlen und nur den gehäfftgen Charakter eines Altes der Rache annehmen. 
Sie fei daher in hohem Make unpolitiich für die Regierung. Noch gefährlicher 
fei fie für die Landesvertretung, weldde damit den Weg der Ausnahmegejch- 
gebung befchreite und die Art. 9 und 10 der Berfaffung in höchſtem Maße 
gefährde; denn darüber Zönne man fi doch nicht täuſchen, daß hier in jedem 
Talle eine Confiskation vorliege. Das einzige pofitive Refultat der Maßregel 
— ei ungeheure Vermehrung des Denunciantenmwejens und der geheimen 
olizei fein. 
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Die Abg. Virchow und Benda bringen auch jet folgenden Reſo⸗ 
Iution»Antrag ein: „In Erwägung 1) da der größte Theil der dem vor⸗ 
maligen Könige von Hannover dur Vertrag vom 29. September 1867 reip. 
28. Februar 1868 gewährten Abfindungsfumme in Höhe von 13,382,000 Thlrn. 
nod unter preußifcher Verwaltung ſich befindet, und daß folglich die Gefahr, 
ala Tönnte der vormalige König Georg diefe Summe zu Iandesverrätherifchen 
Unternehmmnngen gegen den preußiſchen Staat verwenden, nicht vorhanden ift; 
2) daß es der Berfafjung und den Gefeten unferes Landes nicht emtipricht, 
irgend Yemanden ungehört zu verurtheilen oder einer Ausnahmegejeßgebung 
zu unterwerfen, daß auch nad den Erklärungen der Töniglihen Staats⸗Re⸗ 
gierung jelbit das gerichtliche Verfahren gegen den früheren König Beorg zu⸗ 
läffig, und die unmittelbare Folge der Einleitung eines ſolchen Verfahrens die 
gerichtliche Beſchlagnahme feines gefammten Vermögens fein würde; 8) daß 
daher für die Landesvertretung ein Fall ihrer verfaffungsmäßigen Mitwirkung 
überhaupt nicht vorliegt, „erflärt daS Haus der Abgeordneten, daß es der 
Königlichen Staat3-Regierung überläßt, im Yalle eines nachgewiejenen Ver⸗ 
tragsbruches von dem Vertrage mit dem vormaligen Könige von Hannover 
zurüdzutreten.* 

Debatte: Abg. Windhorft (Meppen): Sie werden begreifen, daß ich 
mit Schmerzlichen Gefühlen und deßhalb ungern in diefe Debatte eintrete, aber 
die Pflicht der Pietät gegen das unglückliche hannover'ſche Königshaus, meine 
Pflicht gegen meine Wähler und gegen das preußiſche Land zwingen mich dazu. 
Ich verlange Übrigens nur, ohne auf die früheren Ereigniffe zurüdzugehen, 
dag das Eigentum geſchützt bleibe. In der Beantwortung der Interpellation 
des Abg. v. Kardorff wurde bereit3 hingebeutet auf das, was ſpäter geſchehen; 
in dem Berichte über die Beſchlagnahme des Vermögens des ehemaligen Kur» 
fürften von Heffen ift ferner angedeutet, daß e8 eventuell auch zur Confiscation 
der Subftanz fommen fünne. Rad der Verordnung follte der Ueberſchuß der 
Einkünfte, nah) Abzug der Ueberwachungskoſten, aufgefammelt werden: aud 
das ift jeßt geändert, verihärft worden. Sie fehen, m. HH., man ift in ra- 
ſchem Vorſchreiten begriffen: jo geht es immer, wenn man fi auf einer 
ſchiefen Ebene befindet. Der Art. 63 der Verfaffung war aber aud) fein Grund 
zum Erlaß der Berordnung; ein Nothitand herrſchte nicht, und was man am 
2. März that, wußte man auch ſchon am 29. Februar, als man die Landes⸗ 
vertretung entließ. Die Verordnung ift auch unzuläffig gegenüber den Art. 9 
und 10. Der Bericht ſpricht von einer wirkungslofen Interceifton befreundeter 
Höfe. Welches find diefe Höfe, und morin bat die Interceifion beftanden? Es 
wäre zu mwünfchen, daß der Bericht etwas Näheres darliber gejagt hätte. Ich 
habe Grund, zu glauben, daß von diefer Imterceffion nichts zu den 
Ohren des Königs Georg gelangt iſt. Es Handelt fih nun um die Aus⸗— 
führung des geichlofienen Vertrags. Die Landesvertretung fann hier nicht 
mitwirken, und wenn etwas gefchehen fol, nun, jo wende man fih an 
die - Gerichte. Was man jekt will, ift Gabinetsjuftiz in legislatoriſcher, 
parlamentarifcher Geftalt. Außerdem wird ein Gele mit rldwirkens 
der Kraft verlangt, nit bloß in Bezug auf die Perſon, gegen welche 
die Beichlagnahme gerichtet ift, fondern auch gegen diejenigen Perjonen, welche 
vor der Beihhlagnahme rechtliche Erwerbungen von dem König Georg gemacht. 
Art. 7 der Berfaffung verbietet Ausnahmegerichte. M. H., die Geſchichte be= 
zeichnet diejenigen Blätter, wo Parlamente als Ausnahmsgerichte fungirten, 
mit einem Trauerrand. Glaubt man, daß der König Georg den Vertrag 
nicht erfüille, jo halte man ein mit ben Leiftungen und warte ab, daß der 
König Georg klage. Es ſcheint, als ob Sie glaubten, dak die Gerichte da 
nicht mit Ihnen übereinstimmen möchten. (oh! ohl) Das in dem Vertrag 
definirte Vermögen ift theils Privateigenthum bes Königs, theils Fideicommiß 
des braunfchweigslüneburgifchen Geſammthauſes. Uebrigens ift auch in Bezug 
auf Hohenzollern und Walde preußifcherjeits anerfannt worden, daß das 
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Domanialgut Eigenthum des Fürften ſei. Wir haben e8 in dem vorliegenden 
Falle alſo unbedingt mit einem Privatvermögen zu thun, auf weldhes die 
Art. 9 und 10 der Berfafjung anwendbar find. Rad dem Völkerrechte iſt 
Privateigentfum aber aud im Kriege unantaftbar, das Vermögen eines krieg⸗ 
führenden Fürften nicht ausgenommen. Ferner war im 8 1 der Eapitulation 
von Langenfalza dem König Georg die Dispofition Über fein Vermögen vor⸗ 
behalten. Worin dieſes Vermögen beftehe, war nicht beftimmt, aber es wurde 
fpäter. durch Vermittelung der k. großbritannifdhen Negierusig geordnet. Die 
Behauptung, daß der König Georg den Bertrag gebrochen habe, Tann nicht 
als richtig anerfannt werden; der Vertrag präfentirt fih als ein Arrangement 
über das Dermögen des Königs Georg, und es ift in demjelben auch von 
nicht5 Anderem die Rede. Man jagt, der König habe in dem Bertrag mehr 
erhalten, al8 er früher gehabt, und dieſes Mehr fei für die Abtretung feiner 
Souveränetät gewährt. Der König Georg hat aber nicht mehr erhalten, als 
er früher gehabt. Man gebe mir ein unabhängiges Gericht, und ih will dann 
den Vertrag zerreißen und auf Herausgabe der Domänen Tlagen — fo ficher 
bin ih, daß ich gewinnen werde, daß man mir die Domänen heraus 
geben muß. Der Minifterpräfivent hat feinerzeit gejagt, daß es auf eine Ver⸗ 
ſöhnung der Geifter anfomme, und daß mit der zu bewilligenden großen Summe 
ſchon genug erreicht fei, wenn biefer Zweck auch nur theilweife erreicht werde. 
Was den König Georg betrifft, fo hat ſich derjelbe in dem Bertrage zu nichts 
verpflichtet, und das ſpätere Verhalten des Königs kann darum auch nicht in 
Beirat kommen. Anlangend die Legion, das Comits in Hiting fehlt es an 
einem Beweiſe (Bewegung); die Behauptung der Negierung bafirt auf Bes 
richten, nicht auf eigenen Wahrnehmungen, und jene Berichte bafiren vielleicht 
wieder auf Berichten. M. H., ift daS denn immer notoriſch, was die Zei⸗ 
tungen berichten? Dan liest au, Preußen wolle die Mainlinie forciren, in 
Rumänien ein Arfenal errihten — ift dieß denn wahr, weil es in den Zei- 
tungen fteht? Nein, etiam hosti fides servanda, aud dem Yeinde muß man 
fein Wort halten. Wir find eine Madt, die in vier Wochen eine Million 
Bajonette aufftellen kann, und wegen eines Häufleins Emigranten brauchen 
wir uns nicht zu ängftigen. Von Nothwehr kann alfo da nicht die Rede fein. 
Das Vermögen eines Hochverräther wird von den Gerichten verwaltet — 
König Georg wird aber ſchlimmer als ein Hochverräther behandelt. Und mie 
ſteht e8 mit den Rechten der Agnaten? M. H., wir bebürfen der Ver⸗ 
föhnung; daß ſie erfolge, fleht die edle Königin Luife mit ihrer Schwe⸗ 
fter Sriederife im Himmel; handeln wir nicht gegen dieſes Gebet. Wal- 
ded: Die Verordnung vom 2. März vorigen Jahres gefällt mir in ihrer 
Form nicht; ich hätte gewünſcht, daß die 16 Millionen mit dem Vermögen 
des preußifchen Staates wieder vereinigt worden wären. In das Privatver- 
mögen möchte ich nicht eingreifen, aber um Privatvermögen handelt es ſich 
bier auf nit. Die Domänen gehören nad) dem preußiſchen Staatsrechte 
nicht dem Fürften, und dieſes Necht ift auf Hannover übergegangen. Hienach 
richtet fih alfo auch der Charakter der Abfindungsfumme, melde der König 
Georg erhalten Hat, Was follte aus Deutſchland werden, wenn wir den 
tleinen Fürſten die Domänen ihres Landes bezahlen follten? Ich wünſchte, 
daß die Kleinen dem ehemaligen König von Hannover bald alle nachfolgten 
(Heiterkeit), aber auf jenem Wege würde die Annerion uns etwas theuer 
werden. Nein, man joll uns unjere Domänen nicht nehmen! Ih muß indeß 
fagen, daß ein Anfang zur Beſſerung gemadt ift, daß die Sade nur durch ein 
Geſetz wieder aufgehoben werben kann: es ift aljo die Uebereinftimmung aller 
gejeßgebenden Faktoren nothwendig, um dieſe fehr Heilfamen Maßregeln wieder 
aufzuheben. Sie fteht nun feft, denn ich Hoffe, in diefem Haufe wird nimmer- 
mehr die Einwilligung dazu ertheilt werden, wern aud andere Wahlen kom⸗ 
men, und was es fonjt tft, ich glaube, von feiner Majorität wird jemals 
wieder dieſes Vermögen des preußifchen Volkes, wern man einmal die Hand darauf 
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gelegt hat, ausgeantwortet werden. Minifterpräf. Graf Bismard: Der Hr. Vor⸗ 
redner hat in der Thatfache, daß gleichzeitig mit der Publication des Geſetzes die 
Publication der Sequefterverorbnung erfchien, einen Ausdrud der Reue bei der 
Igl. Staat3-Regierung Über die Vorlage des Geſetzes erblidt. Ich will über die 
Worte nicht rechten, aber ih will erklären, daß die Möglichkeit diefer Neue 
mir bei der Vorlage dieſes Gejetes ſchon keineswegs ausgeſchloſſen fehlen (Heiter- 
feit), daß ich aber für den Fall ihres Eintritts auch auf die patriotifche Mit« 
wirkung der Geſetzgebung ſchon Damals gerechnet babe. Der Abſchluß jenes 
Bertrages eben fo wie die jegige Sequeftrirung bilden zwei Glieder in der Kette 
von Friedensbeftrebungen, welchen die Königliche Staatö-Regierung jeit dem 
Jahre 1866 ſich ununterbrochen hingegeben hat, und ich ſchlage darunter den 
Abſchluß des Vertrages noch heute nicht niedrig an. Seine Wirkung war nad 
drei Seiten hin berechnet: einmal nach der der ehemaligen Unterthanen des 
Königs Georg; mag davon heute gejagt und gedacht werden, was da will, in 
den Acten liegen uns die damaligen Berichte der Provinzialbehörden vor, die 
von einem ſolchen Ausgleiche eine wejentliche Einwirkung auf die Verbeflerung 
der Stimmung, auf die Beruhigung der Gemüther hofften, und die ſich wieder« 
holt und dringend dahin ausſprachen, die königliche Stants-Regierung möge 
in diefem Sinne die Smitiative ergreifen, nöthigenfalls eine ſolche Abfindung 
dur das Geſetz erftreben, wenn ein Vertrag nicht zu erreichen wäre, da ſehr 
viele politifh mit den Wenderungen volllommen ausgejöhnte Leute doch in 
Bezug auf perjönlihe Anhänglichkeit, in Bezug auf perjönlies Mitleid mit 
einer gefallenen Größe erjt hierin ein vollkommenes Bindemittel mit den neuen 
Einrichtungen finden würden. Das hat einmal die königliche Staatsregierung 
veranlagt, der Sache näher zu treten. Der zweite Grund lag in der zweiten 
Richtung, in welcher ich dieſe friedliche Wirkung von dem Abſchluß des Vers 
trages erwartete, nämlich in der Richtung auf befreundete und verwandte Höfe; 
von dort aus kamen uns in der That die erften Anregungen, die eriten Ein» 
führungen der Agenten des Königs Georg, mag die Verbindung von Hieking 
aus abgeleugnet werden oder nicht, fie Liegt eben actenmäßig vor in dem Or⸗ 
ginalbriefe der Agenten diefer fremden Höfe. Bon da geihah die Einleitung. 
Was dabei der königlichen Regierung eben fowohl wie den fremden Regierungen 
vorſchwebte, geht aus dem Maßitabe hervor, der urfprünglih an die Bes 
mefjung der Dotation angelegt wurde. Es wurde gefragt: Was braudt ein 
töniglicher Herzog von Gumberland, um in der Mitte des engliſchen reichen 
Adels mit Anftand ohne Nachtheil, ohne vorwurfsvolle Erinnerung an fein 
politiſches Unglück beitehen zu können? Es wurde gejagt: nad Verhältniß 
des Vermögens der großen englilden Adelsfamilien 100—120,000 Pfr. St. 
Dies ift der Maßſtab geweſen, den wir zu Grunde gelegt haben, und der 
alleinige politiihe Zweck, den wir erjtrebt haben, iſt geweſen, eine mögliche 
Eriftenz für die gefallene Dynaftie zu finden, in der fie der Verſuchung über» 
hoben wäre, die Ruhe eines großen Landes durch dunaftifche Beftrebungen 
weiterhin zu ftören. Wir haben deßhalb, — ich wenigftend meinestheils Habe 
auf die Berechnung der Nevenuen feinen jehr hohen Werth gelegt, auf den 
Werth der Werthobjecte, die uns heute hier aufgezählt werden, und für die zu 
entſchädigen nicht in unferer Abſicht liegen Tonntee Man konnte höchſtens in 
Betracht ziehen: welche Revenuen hat der König von Hannover zu feiner Dis⸗ 
pofition gehabt, und dem war das, was wir ihm geboten haben, ja ganz er- 
heblic überlegen. Ich habe diefen Punkt ſchon im vorigen Jahre berührt 
und habe gejagt, es ſei mir Iieb, daß der König Georg durch jeine Vertrags⸗ 
Unterfehrift mehr angenommen habe, als ihm nach feinem früheren Einkommens⸗ 
genuß zuftände, weil der Gedanke eines Gejchenkes von König zu König, eineß 
freiwilligen Actes der LKiberalität unter diefen Umftänden unzuläffig je. Es 
mußte ein zweijeitige8 Geſchäft fein; für diefes Mehr mußte irgend etwas ges 
währt werben. Damit fomme ich auf die dritte Richtung, in welcher ich den 
Dertrag dem Frieden förderlich gehalten habe, nämlich in Bezug auf die 
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Stellung des Königs’ Georg ſelbſt. In den beiden erſten Richtungen habe ich 
mis nit getäufcht. Die Wirkung zu Gunften des Friedens, die der Vertrag 
haben follte, hat er gehabt; wir haben unferen guten Willen dorumentirt, und 
diefer gute Wille ift ung an den betreffenden Stellen auch jo voll angerechnet 
worden und wird uns jo voll angerechnet, als ob der Vertrag fortbeftände, 
und in diefer Beziehung habe ich über den Abſchluß des Vertrags keine Reue. 
Die letzte Berechnung war allerdings eine durch den Erfolg nicht gerechtfertigte, 
es war aber auch die beit mir am wenigften ſichere. Wir waren nicht jo ſchlecht 
unterrichtet, daß wir es für ganz unmöglich halten follten, daß troß der Zu- 
fage, tro des Vertrags⸗Abſchluſſes, trotzdem daß durch diefen Vertrags Abs 
ſchluß der König Georg wenigftens, wie der englifche Ausdruck damals lautete: 
renounced in honour, daß trogdem dieſes moraliſche Engagement von Seiten 
des Königs Georg vollftändig mißachtet werden würde Wir konnten nicht 
erwarten, daß der König eine volle Entjagung, eine abdicatio expressis 
verbis außfprechen werde. Wir waren au darauf bon den fremden Höfen 
aufmerffam gemacht worden, daß er dazu nicht zu bringen fein würde, daß 
die8 aber aud gar nicht erforderlich ſei. Die befreundeten Höfe waren mit 
uns der Meinung, daß, wenn aud) der König Georg der fernliegenden, meiner 
Ueberzeugung. na unmöglichen Chance nicht entjagen wollte, durch fremde 
MWaffengewalt, durch Ueberwindung der Wehrfraft des norddeutſchen Bundes, 
dur coalirte Mächte fi zurücdführen zu laſſen, — ein, ich glaube, unmög- 
licher Tall, weil ih an eine Ueberwindung in diefem Maße nicht glauben 
kann — die wenig bedeute. Das ift ja auch gar nicht die Abficht des Vertrages 
geweien, daß der König Georg für ſolchen Fall darauf verzichten jollte, feinen 
früheren Platz, wenn ihm das Königreich Hannover von einem fremden Er⸗ 
oberer angeboten würde, wieder zu übernehmen: ſolche Tragweite haben ders 
leihen Abkommen immer nicht, wie ich ſchon im vorigen Jahre bemerfte; 
das aber waren wir beredtigt zu glauben, daß nad) der Unterzeichnung diejes 
Vertrages der König Georg verzichte auf eine unfruchtbare Prätendentenfchaft, 
auf die traurige Rolle eines Fürften, der den Krieg fortfeßt an der Spike 
von 1000 oder 1400 verführter junger Leute, die er, man kann faum fagen, 
löhnt, jondern miethet, für einen beftimmten täglichen Preis ihren regelmäßigen 
Arbeiten und ihrer Zukunft entzieht. Daß dies aufhören würde, habe ich 
allerdings mit Gewißheit erwartet, und darin habe ih mich getäuſcht. Ich 
habe das gehofft und gewünſcht im Intereſſe der bannover’fchen Jugend von 
den unteren Ständen, welche der Verführung vielfach ausgejeht ift, für Geld 
einer Art von Seelenverläuferei zu verfallen und fpäter in Müßiggang zu 
verfinfen. Es ift meines Erachtens für ein Land nicht gleichgültig, wenn etwa 
1000 bi8 1500 junger Fräftiger Leute in ben beften Jahren für ein müßig- 
gängerifches Leben erzogen und ihrem Baterlande entrifjen werben. Ich habe 
mid darüber nicht weiter gewundert — denn dergleichen Leiftungen find we⸗ 
niger erkennbar und auch weniger ſtrafbar — wenn die welfiſche Partei in 
Beziehung auf die Prefle und Agitation eine Verbindung eingeht mit allen 
denjenigen Parteien und Elementen, weldde einer Gonjolivation der jebigen 
Zuftände feindlih find. Wenn fie mit den Mitteln, die fie außerhalb diefer 
Abfindung oder mit diefer Abfindung hat, Alles miethete, was an Febern 
und Intriganten Fäuflih in Deutichland war, fo hätte mich das nicht in Ver⸗ 
wunderung gefeßt. Dergleichen entzieht fich einer Controle und einen bes 
jtimmten Nachweiſe. Ebenfo eine Verbindung mit allen Feinden der beutichen 
Einheit, ſei es, weil fie eine Einheit iſt und vom particulariftiichen Stand» 
punkt befämpft wird, fei e8, weil fie eine monarchiſche Einheit ift und deßhalb 
befämpft wird von allen Gegnern des politifchen und confejfionellen Friedens 
in Deutihland —, alle die Verbindungen hätten mid) nicht gewundert. Ich 
halte mic) an die eine jharf ausgeprägte Thatfadhe: die fortgejegte Unterhaltung 
diefer Legion zum Zwecke des Krieges gegen das eigene Vaterland im Bunde 
mit fremden Mächten, jo bald eine Chance da fein wird, die ſtark und günftig 
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genug wäre, um diejes Element in die Wagſchale zu werfen; dabei ein Bes 
fireben, ununterbroden den Trieben als zweifelhaft, als einer unmittelbaren 
naheliegenvden Störung ausgeſetzt darzuftellen, und auf diefe Weile daß Ver⸗ 
trauen, deſſen große Nationen bedürfen zu ihrer Wohlfahrt, das Vertrauen, 
defien Europa gegenfeitig bedarf, nad Kräften zu flören, überall Agenten, 
Sntriganten hineinzubringen, um feinen Glauben an den Wrieden, keine Der» 
befierung der Zuftände in Handel und Wandel, feine Belebung des Verkehrs 
und der Wohlfahrt auflommen zu laffen. AN diefes Treiben ift ung belannt; 
es Ipringt uns in die Augen, ohne daß es juriſtiſch nachgewiefen wird, und 
obgleich es in den Zeitungen fteht, ift es doch wahr. (Heiterkeit) Aber id 
halte mich nur an das vorliegende Factum, daß der König von Hannover 
fortwährend die Rolle eines Friegführenden Fürften gegen ung |pielt. Diejes Factum 
ollein gibt der Staats-Regierung daß ganz unzmweifelhafte Recht der Nothwehr 
gegenüber einer Beftrebung, fie mag jo Hein oder jo groß fein als fie will, denn 
darauf, ob wir fie zu fürchten haben, kommt es meines Erachtens gar nicht 
. an, fondern e8 kommt mir darauf an: gibt und der Gegner eine wirklich 
faßliche, gar feines Eingeftändniffes bevürfende Waffe, mit der wir fein ganzes 
Gewebe zerreiken, niederiäjlagen, die Quellen ihm abjchneiden können, mit 
denen er fein verwerfliches Gewerbe der Beſtechung und Gorruption betreibt 3 
Dieſe Handhabe, diefe Waffe finde ich in der einfachen und weſentlichen That⸗ 
ſache der Legion; ich laſſe mich auf weiter nichts ein und brauche aud nichts, 
als diefen Nachweis, daß der König fih nad wie vor als eine Triegführende 
Partei feinerjeits betrachtet und dadurch den Vertrag materiell und moraliſch 
bricht, dadurch ſein Eigenthum nach Kriegsrecht in die Hände des Gegners 
liefert. Ob dieſe Gefahr Hein oder groß ift, darauf kommt es nidt am. 
Prineipiis obsta. Die juriftifhe Nothwehr kann Hier nicht in Frage kom⸗ 
men, bier kommt e8 auf die ftantlihe Beziehung an, wo wir für die Wohl⸗ 
fahrt einer ganzen Nation zu forgen haben. Dahin dürfen wir es nicht kom⸗ 
men laſſen, daß wir zur Nothwehr greifen, wenn e8 zu jpät ift. Ich beichränte 
den Begriff der Nothwehr nicht allein auf den Begriff der Abwehr eines Iebens- 
gefährlichen Anfalles, jondern auch auf Herftellung des Vertrauens, deſſen wir 
zu unferer Abwehr bedürfen. Das Vertrauen auf den Frieden würde nicht 
geftärft werden, wenn wir nicht einem foldhen Unternehmen entgegenträten, 
defien Duldung mit der Würde einer großen Nation meines Erachtens nicht 
verträglich ift, durch deffen Duldung wir uns nur dem Verdachte ausſetzen, 
als Hätten wir nicht den Muth, uns zu wehren, als fürdhteten wir, wenn 
wir uns rührten, jo würde ung ein Anderer in den Händen haben. Doc e8 
gibt eine foldde traurige Zeigheit, die e8 nicht wagt, ſich zu wehren und bie 
Degenipise wegzufchlagen, die auf ihre Bruſt gerichtet ift, Jondern fi von 
ihr durchrennen läßt und in einer befonderen Starrheit — mag es Befangen⸗ 
beit, mag es nervöfe Lähmung fein — fi nicht bemüht, die Gefahr abzu«- 
wenden, die ihr droht. Dafür zu forgen, daß dies nicht gefchieht, ift die Auf» 
gabe der Regierung. NIS in der Richtung diefer Aufgabe liegend, habe ich 
unjer Berfahren ſchon in der Commiſſion gefennzeichnet. Wir wollen hier nicht zu 
Gerichte fiten über den gefallenen Gegner, aber wir wollen Deutichland vor 
Schaden bewahren, wir wollen diefem Frevel mit dem Frieden einer großen 
Nation, mit dem Frieden Europa’s ein Ende machen gegen diejenigen, welde 
für erbärmliche und kleinliche dynaſtiſche Intereſſen fih berufen fühlen, das 
Glück und die Ehre des eigenen DVaterlandes in Verſchwörungen mit dem 
Auslande zu ſchädigen und aufs Spiel zu fegen. (Lebhafter Beifall.) 


Bei der Abflimmung wird ber Reſolutions⸗Antrag Virchow ab⸗ 
gelehnt und die Vorlage nah dem Antrage ber Commijfion mit 
256 gegen 70 Stimmen angenommen. 


29. Jan. (Meiningen) Zweitägige Sühneverkanblungen vor bem 
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Dber:Appellationsgericht zu Dresden zwifhen dem Herzog und bem 
Lande bez. der Domänenfrage führen zu feinem Refultat. 


29. San. (Coburg: Gotha). Feier des 25jähr. Regierungsjubiläums bes 
Herzogs. 
» n (Breußen) Abg-Haus: Debatte über bie Beichlagnahme bes 
Vermögens des Kurfürften von Heflen. 


Antrag: Die Commiſſion trägt auch bier auf Genehmigung der 
Borlage an. Ihr Bericht enthält im Wejentlihen nur eine Charakte- 
riftit der Denkfchrift des Kurfürften und theilt außerdem den Briefwechſel 
zwifchen der Regierung und dem Kurfürften mit, welcher aus Anlaß des 
furfürftlicden Dankſchreibens an die heifiihen Frauen und Jungfrauen für 
einen zu Weihnachten 1867 überjandten Teppich gepflogen wurde. Aus den 
Erklärungen Bismard’8 in der Commiſſion ift folgende Stelle herauszuheben : 
„Der Trage, ob bei direkter und aktiver Betheiligung an gewaltthätigen 
Unternehmungen gegen den preußiichen Staat nicht bis zur vollen Eonfiscation 
der Subftanz gejchritten werden könne, wolle er hier, als noch nicht vorliegend, 
nicht näher treten. In keinem Walle aber dürfe man ſich der Beſorgniß hin⸗ 
geben, daß die Staatsregierung etwa beabfichtige, dur Anjammlung der 
Revenüen eine Sparkaſſe für die Betheiligten anzulegen; nützliche Verwen⸗ 
dungen, namentlih im Intereſſe der Landestheile, weldhe die depoſſedirten 
Fürften früher beherrſchten, würden ſich immer finden laſſen, insbejondere in 
Kurhefien, wo nütliche, ja nothwendige Bauten ausgeführt werden könnten, 
deren Ausführung von der früheren Regierung beharrlich verweigert worden 
ſei.“ In dem Berichte find die Schreiben, welche der kurheſſiſche Cabinetsrath 
Schimmelpfennig von Prag und Horzowitz unterm 9. März reip. 22. Sep- 
tember v. 385. an daS preußiihe Minifterium der auswärtigen Angelegen 
heiten richtete, dem Wortlaute nach mitgetheilt. Das eine ift gegen die dem 
Kurfürften durch den Oberpräfidenten v. Möller gewordene „Verwarnung“ 
gerichtet, daS andere ift daS Begleitjchreiben, mit weldem der Gabinetörath 
auf kurfürſtlichen Befehl die bekannte Denkſchrift über „die Auflöfung des 
deutfchen Bundes und die Ufurpation des Kurfürſtenthums durch die Krone 
Preußen“ dem k. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten mit dem Er⸗ 
ſuchen, „ſolche Seiner Majeftät dem Könige zur Kenntnißnahme vorlegen zu 
wollen”, einfandte. In diefem Schreiben ſpricht der Kurfürft geradezu aus, 
daß es ihm nie eingefallen fei, auf feine Nechte zu verzichten, und daß er an 
der Hoffnung der Wiederaufrichtung feines Throns feſthalte. 

Debatte: Braun (Wiesbaden) betont, daß hier weder das nicht mehr 
exiſtirende Bundesrecht noch das Privatrecht maßgebend fein könne, da es ſich 
hier um die Rothwehr einer ganzen Nation handle. Daß die Maßregel ein 
At der Gewalt fei, will er nicht beftreiten; aber wo auf der Erde habe ein 
Volk feine politiiche Einheit ohne Gewalt hergeftellt? Selbft wenn dem Kur⸗ 
fürften von Heſſen ein bißchen Unrecht gefchehe, ſei es ihm lieber, als wenn 
dieſes Unrecht Preußen oder Deutichland zugefügt werde. Wer feine Ueber- 
zeugung von der zwildden Prag und Hieking beſtehenden Solidarität theile, 
mäffe für die Vorlage flimmen. Graf Bismard kann den Begriff der 
Staatlichen Nothwehr nicht auf den Fall des Angriffs einengen laſſen. Ein Friede, 
welcher der Befürchtung ausgeſetzt fei jeden Tag geftört zu werden, habe nicht 
den Werth eines Friedens, und fei oft Ichädlicher für den allgemeinen Wohl» 
Stand als der Krieg. In diefer Auffaffung könne er ſich nicht durch juriftifche 
Deductionen beirren laſſen. Ueber juriftiiche Zwirnfäden werde die Regierung 
in der Ausübung ihrer Pflicht für den Frieden des Staats zu forgen nicht 
ftolpern. Der Friede des Staats fei bedroht gewejen, wenn aud vielleicht nur 
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aus Mikverftändnifien. Die Spannung ber Lage babe von dem Augenblid 
des in den Donaufürftenthlüimern eingetretenen Miniſterwechſels an nachgelafien. 
Dur anderweitige Ereigniſſe jei die Aufmerkſamkeit auch nach andern Rich⸗ 
tungen gelenft worden; aber wir konnten zu der Zeit wahrnehmen, bis zu 
welchem Grade die friebliebende Bolitif der königl. Regierung bei manchen 
andern Regierungen verleumdet worden war, bis zu weldem Grad dieſe 
Verleumdungen Glauben gefunden hatten. Die Zeit ſchien mir — fährt Graf 
Bismard fort — damals jelbft eine unfichere, wenn ich auch fonft in der 
Negel in diefer Richtung nicht ſehr ängſtlich bin. Auch bin ich nicht gewohnt, 
über dergleihen offenkundige Dinge mahrheitswidriges Zeugniß abzulegen. 
Wie vol der Becher war, ift fchwer zu beurtheilen, Wenn aber mächtige 
Geldmittel, wenn Coalitionen der verjchiedenen Parteien, welche eine Störung 
des Friedens wünſchen, eine gewifle Bebeutung erlangen, dann muß die Res 
gierung ſolche Symptome mit großer Aufmerkfamteit verfolgen und das Land 
vor Schaden bewahren. Das Auftreten der Cmigration, welde ſich an die 
Häufer Elite und Brabant (Hannover und Heflen) gefettet hat, hielt mit der 
Steigerung der Kriegsgefahr gleichen Schritt. Die Herren waren bon den 
Geheimniſſen der Cabinette, die uns nicht immer gleichzeitig und in demjelben 
Mate bekannt waren, jehr wohl unterrichtet. In dieſem Sinn fteigerte fi 
beilpielöweife die Sprade der Furfürjtliden Organe von einem anonymen, 
vielleicht für hannoveriſches Geld gefchriebenen, dem Kurfürften fremden Mach» 
wert big zu directer Theilnahme desſelben. Er verjtieg fi bis zu bireeten 
Regierungsacten a an: Der Zuſammenhang diefer Agitation 
mit der Kriegsgefahr fei außer Zweifel geftellt; man gab fie verloren, als die 
letztere ſchwand. König Georg fei militärifch, der Kurfürft diplomatiſch aufge⸗ 
treten. Gegenüber letzterem ſuche er alles in der Aufforderung desſelben, ges 
waltthätig den Zufammenhang des Norddeutſchen Bundes zu ftören und 
Brovinzen davon loszureißen. Der Minifter macht dann Mitteilung von den 
allerlei minutiöjen Früchten der Spionage, betreffend das Hietzinger Gomite, 
die zwar mit Heiterkeit entgegengenommen werden, aber vielfach einen ver 
Sade de Minifterd gerade nicht zur Empfehlung gereichenden Eindruck 
maden. In der Denkſchrift des Kurfürften, fährt Graf Bismard fort, 
wurden mit feinem Willen und Willen die fremden Mächte aufgefordert, 
die Provinz Heflen vom preußifchen Staat wieder loßzureißen. Das Jet feine 
ganz leere Drohung, keine harmloje Sade, die man mit den Heinen polizeis 
lichen Ungelchidlichkeiten über Gemüſekörbe in Parallele bringen könne. Konnte 
nicht das Friegsluftige Ausland durch die Vorjpiegelung von den Sympathien 
eine beveutenden Theils der heifiichen und hannoveraniſchen Bevölkerung er« 
muntert werden? Der Zuftand der Zerrifienheit, in welchem Deutſchland ſich, 
wenigftens in den Gemüthern, befinde, fei den Ausland befannt genug. Die 
Stimmung, die vor furzem noch bei dem Wiesbabner den Mainzer als einen 
rechtloſen Ausländer betrachten ließ, dem man den Hafen zubämmen jolle, 
die den Frankfurter bewog den Bodenheimer als einen von allen Rechten aus⸗ 
zuſchließenden Yremdling zu behandeln, dieſe Stimmung fei noch nicht ganz 
vergangen, und werde auch vielleicht no im Ausland in ihren Wirkungen 
überfchägt. Wie die Eifenbahnen früher in Heflen zu Stande kamen, zeige-ein 
furfürftliches Reſcript, vermöge deſſen S. k. 9. nunmehr die Bewilligung 
zum Bau der Hanauer Bahn geben wolle, weil und nachdem dieje 200 oder 
250 Actien zue Verfügung des Kurfürften geftellt halte. Er verzichte darauf, 
dieje Beilpiele zu vermehren. Leider könne fi das Ausland jagen, daß eine 
fiegreich vorbringende Armee nicht überall auf denjelben feindlichen Widerftand 
ftoßen werde, der vieleicht von jeder andern geſchloſſenen europäiſchen Nation 
zu erwarten wäre; die Coriolane in Deutſchland feiern nicht ganz ſelten; es 
fehlten aber die Volsker; wenn fie diefe hätten, würde das Stüd bald begin« 
nen; nur den lebten Act würden alle Frauen von Kaſſel und Hannover nicht 
herbeiführen können. In Spanien, Rußland, Gngland, Frankreich, Ungarn 
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und in Dänemark würden die Beute, welche die Stirn und bie Frechheit hätten, 

ch zu der Theorie der ausländiichen Hülfe zur Förderung ihrer Privats 
interefien, ihrer particulariftiichen Gelüſte zu befennen, unter der zermalmenden 
Verachtung ihrer Landsleute erftiden. Bei uns erſtickten fie nicht, ſondern 
trügen die Stirn hoch und jenden ihre Vertheidiger biß in diefe Räume, 
Ueberall wo Fäulniß jet, ftelle fih ein Leben ein, daS man nicht mit reinen 
Glacéhandſchuhen anfallen könne. Deßhalb möge man ihm nicht das Spin» 
nirwejen vorwerfen, er jei nicht zum Spion geboren, müfje aber dieſe Repti⸗ 
lien bis in ihre Höhlen verfolgen und ſehen, was fie machten. Dafür verdiene 
er Dank, Es fei damit nieht gejagt, daß er eine Halbe Milton geheimer Fonds 
gebrauche, Es würden ſich auch andere Verwendungen mit nadträglicger Ge⸗ 
nehmigung finden. Pflicht der Regierung fei e8 3. B. mit den Fonds Schulden 
zu tilgen, die auf Heffen lafteten (früher ſprach der Minifter von öffentlichen 
Bauten, die vernadhläffigt feien)... „Machen Sie uns, fo jchließt der Minifter, 
aus dem bedauerlihen Zwang, daß wir unfer Geld auch zu jenem andern 
Zweck verwenden müſſen, keinen Vorwurf! Probiren Sie erft felbft, ob Sie 
Pech anfaffen können ohne fi zu bejubeln!” Die Oppofition ift vom Hefjen 
Herrlein und dem Katholiten vd. Mallindrodt vertreten. Diejer bes 
hauptet, daß der Kurfürft feinen Vertrag treulich erfült und nichts gethan 
habe, wa8 das Haus zu einem Vertragsbruch und verfaffungswibrigen Vor⸗ 
gehen gegen ihn berechtige. Die einzige an ihn geftellte Bedingung der Eides⸗ 
entbindung der Beamten und Offiziere jet von ihm erfüllt. Seiner Antwort 
auf die Adreſſe dir Kaffeler Frauen muß der Redner alle Anerkennung zollen. 
Sie verrathe die Gefinnung deutfcher Treue, und feine Denkſchrift ſei lediglich 
eine Rechtsausführung, die er im allgemeinen für richtig halte Wo aber fei 
die heſſiſche Legion, das heſſiſche Comités? Man ſpreche von einer Nothwehr, die er 
nicht jehe, der Act, den man beabfichtige, fei ein Act der Gewalt, der Revanche 
vielleicht. SeinerfeitS werde er mit der Bewilligung geheimer Fonds nicht Die 
Hand bieten, die Demoralijation zu befördern. Für Herrlein handelte «8 
fi hier nicht um das der Vergefienheit angehörende Sündenregifter des Kur⸗ 
fürften, fondern darum, feftzuftellen wie man in Heflen über die Beſchlagnahme 
denke. Der Kurfürft werde dort jetzt als ein Privatmann betrachtet, der dem 
Starken Preußen nicht gefährlich werden könne, mit dem man angeficht3 der 
Sonfiscationen von Hafen und Gemüfe ein natürliches Mitleid empfinde, zu⸗ 
mal er nicht gethan habe. Man vente an die treffliche Gerichtsverfaſſung, die 
verloren gegangen, und daran, daß nichts von allem dem gejchehen fei, was 
die Hefjen jo überſchwänglich glücklich hätte machen ſollen. 


Bei der Abflimmung wirb bie Vorlage nach dem Antrage ber 
Eommiffion mit großer Mehrheit angenommen. Auch die Mehrheit 
der Hannoveraner, welche am vorhergehenden Tage ſich paffiv ver- 
halten bat, ftimmt für die Vorlage, bie auch felbft heſſiſche Abge⸗ 
ordnete durch ihre Votum zu legalifiren keinen Anſtand nehmen. 


30. San, (Preußen) Im Minifterium des Innern iſt endlich ber 


Entwurf einer neuen Kreisorbnung für bie öſtlichen Provinzen aus⸗ 
gearbeitet worden. Derfelbe fol zunächft einer Anzahl von Ber: 
trauensmännern unter ben Mitglievbern des Landtags vorgelegt 
werden. 


2. Sehr. (Preußen). Abg.Haus: Die Regierung macht eine Vorlage 


bez. geleßliche Auseinanderfegung zwiſchen dem Staate und der Stadt 
Frankfurt a. M., um durch biefen Drud die Stabt doch noch zur 
Eingehung eines freiwilligen Necefles zu beivegen, | 
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Erflärung des Finanzminiſters: Beim „Eintritte" Frankfurt's in 
den preußifhen Staatsverband waren diejenigen Einnahmen zu jondern, 
welche dem preußifchen Staate, als dem Nechtsnachfolger des Staates Frank⸗ 
furt, zufielen, von den Einnahmen der Commune. Die war der Natur der 
Sade nad mit großen Schwierigkeiten verbunden. Es wurde ein Commiſſär 
nah Frankfurt gefandt, um mit dem Senate und der Vertretung der Bürger- 
Ichaft einen Neceß zu vereinbaren; diefer war auch bereit paraphirt, doch 
wurde er ſchließlich von den ftäbtichen Bevollmächtigten nicht genehmigt. Die 
Stadt Frankfurt wurde hierauf zu neuen m erh aufgefordert, aber 
die ſtädtiſchen Collegien nahmen Anftand, ihrerjeit3 überhaupt auf ein defini⸗ 
tive Arrangement einzugeben; fie wänfchten, daß vorher die Organijation 
der neuen Verwaltung und die Einfegung der definitiven Behörden abge- 
wartet würde. Als die neuen Behörden eingejeßt waren, erging an dieſelben 
die Aufforderung, Deputirte hieher zu fenden, welcher Aufforderung auch ent⸗ 
jprochen wurde. &3 lag der Staatöregierung daran, bei diefem Anlaß der 
Sefinnung des Wohlwollens Ausdrud zu geben, welche der König und bie 
Staatöregierung für die Stadt Frankfurt, im Hinblid auf ihre frühere 
Stellung, hegen: die Verhandlungen waren auch beinahe zu einem NRejultat 
geführt, als die Deputirten erflärten, daß fie zu einem definitiven Abſchluſſe 
nicht ermächtigt feien und über das Reſultat exit ihren Mandanten Bericht 
erftatten müßten. So wurde die Regulirung auf’3 Neue verzögert. Die 
Regierung erllärte nun, daß fie, damit die Regulirung nicht noch länger 
verzögert werde, den Weg der gejeglichen Regulirung bejchreiten werde. Es 
verging eine geraume Zeit, bis die Stadt Frankfurt Sr. Mai. dem Könige 
ein Rechtsgutachten des Profeſſors Zöpfl überreichte und erklärte, ihren bis⸗ 
herigen Standpunkt verlafiend, auf der Baſis dieſes Gutachtens in neue Ver⸗ 
Handlungen eingehen zu wollen. Die Krone vernahm über dieſes Gutachten 
ihren höchſten juriftifchen Beirath, das Kronſyndikat; dasjelbe hat fein Gut⸗ 
achten ganz vor Kurzem erftattet. Es kam nun darauf an, wie die Sache 
weiter und zu Ende zu führen fei. Bon dem Kronſyndikate wurden die Rechts⸗ 
anfihten des Profefiors Zöpfl verworfen, und dasjelbe kam ungefähr zu dem⸗ 
felben Ergebnik, zu welchem die bisherigen Verhandlungen geführt Hatten. 
Die Regierung bat immer den Wunſch einer direkten PVerftändigung gehabt, 
um den Receß dann der Sandeßvertretung zur Genehmigung vorzulegen. 
Andererjeits muß fie aber auch wünſchen, daß die Auseinanderjegung nicht 
aufs Ungewiſſe verzögert werde, weil der jetzige Zuftand von Uebelwollenden 
zum Gegenſtand der Agitation benußgt wird, und außerdem auch der Sta⸗ 
haushalt erft dann aufgeftellt werden Tann, wenn eine Baſis der Außeinander« 
jegung gewonnen ift. Dieß hat zu dem Beſchluſſe geführt, den gegenwärtigen 
Gefegentwurf, weldder auf dem Gutachten des Kronſyndikats beruht, der Lan⸗ 
desvertretung vorzulegen; gleichzeitig aber haben Se. Maj. der König einen 
allerh. Beſcheid an die Stadt Frankfurt ergeben laſſen, in weldem, unter 

Beifügung des Geſetzentwurfes, des Gutachtens des ſtronſyndikats und der 
ſonſtigen Anlagen, der Stadt Frankfurt noch freigeſtellt wird, auch noch wäh⸗ 
rend der Vorverhandlungen über dieſen Geſetzentwurf in direkte Verhandlungen 
Aber einen Ausgleich einzugehen. 


Der Vorlage ift ein Heft Actenftüde, worunter namentlih das 
Gutachten der Kronfyndici, beigelegt; biefelbe wird dem durch bie 
beiden Frankf. Abgg. verftärkten Budgetausſchuß überiwiefen. 

4, Gebr. (Preußen). Abg.Haus: Schluß ber Beratfung ber Städte: 
orbnung für Schleswig: Holftein. Mit großer Mehrheit wirb das 
allg. und direkte Wahlrecht abgelehnt und das Cenſusſyſtem beibehalten. 

Die Regierung erflärt im Ausſchuß, daß fie bei ber gegenmwärs 
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tigen Lage ber Finanzen Feine Beiträge für die Elementarlehrer« 
MWittwen- und Waiſenkaſſen in Ausſicht ftellen könne. 


5. Febr. (Preußen). Das Herrenhaus nimmt die Aufhebung des Ehever: 


” 


10. 


” 


13. 


” 


14, 


bot8 wegen Ungleichheit des Standes ohne Debatte an, ftellt dagegen 
in ber Vorlage bezüglihd Dotationsfonde v. 1847 für bie alten 
Provinzen den urſprünglichen Antrag ber Regierung, biejelben ben 
beftehenden Provinzialvertretungen und nit, wie das Abg.-Haus 
will, ben (zu reformirenden) Provinzen zu überlaſſen, wieder ber. 


„ (ESoburg: Gotha). Der gemeinfame Landtag lehnt die Union 


beider Herzogthümer mit 1 Stimme Mehrheit wiederum ab. Die 
Goburger find dabei wie bisher alle für, die Gothaer meift gegen 
bie Union, 
„ (Preußen). Das Abg.-Haus nimmt den Antrag bes Abg. Koſch 
betr. die Eidesablegung ber Juden in ber Faſſung der Commiſſion 
an, mit dem Zuſatz, daß das Geſetz nur da Gültigkeit haben folle, 
wo bisher den Juden eine befondere Eidesableiftung vorgejchrieben war. 
„ (Breußen). Das Abg.-Haus lehnt die vom Cultus- und Unter: 
richtsminiſter v. Mühler beantragte Aufhebung des Art. 25 ber 
Berfaffung (Unentgeltlichkeit des Volksunterrichts) mit 202 gegen 
137 Stimmen ab. 
» (Preußen). Die Stabdtverorbnetenverfammlung von Frankfurt 
a. M. beſchließt, eine Deputation von Magiftratsmitgliedern und 
Stabtverordnneten nad) Berlin zu fenden, um auf den Wunſch ber 
Regierung neuerdings über bie Receßfrage zu verhandeln, jedoch 
ohne Vollmacht, irgend etwas abzufchließen. 
„ (Breußen).. Das Herrenhaus genehmigt bie Belchlagnahme: 
vorlagen gegen ben König Georg und ben Kurfürften von Helfen 
faft einjtimmig: 

nahdem Graf Bismard mehrfah das Wort ergriffen und ausgeführt 
hatte, daß die Verträge mit den Depoffedirten nicht Private, jondern Staats» 
verträge feien, welche von denjelben nicht gehalten worden. Sicherlih würden 
auch andere Regierungen vertriebenen Souveränen fein Geld zahlen, wenn 
dieje e3 zur Bildung von Legionen im Auslande benügen wollten. Preußen 
habe dur die Annexionen nicht Eroberungen, jondern Sicherheit für die 
Zufunft geſucht. 
» (Breußen). Die Regierung verlangt von ber Frankfurter 
Deputation Bollmadten, um mit ihr einen Receß abzufchließen. In 
ber Budgetcommijfion bes Abg.-Hauſes zeigt fich die Negierung geneigt, 
ber Stadt weitere Zugeftändbniffe zu machen. Die Deputation kehrt 
nah Frankfurt zurüd. 
» (Breußen). Der König fanctionirt die Befchlagnahmcbecrete 
gegen den König Georg und gegen ben Kurfürften von Helfen nad) 
ben Bejchlüffen beider Häufer bes Landtags. 
„Greußen). Eine große Bürgerverfammlung in Frankfurt a. 
M. erklärt fih buch eine Nefolution (gegen bloß 3 Stimmen) 
gegen einen Receß mit ber Regierung: 
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„sn Erwägung 1) daß die Staatsregierung, indem fie die ReceBangelegen- 
heit zur thatjächlichen Entſcheidung des preußiihen Landtags bringt, den Weg 
der Berhandlungen verlafien bat, ohne den einzig zuläffigen Meg des Nechts 
zu beireten,; 2) daß überdieß die heim Landtag eingebradhte Vorlage, weit 
entfernt die Grundſätze des Rechtes oder auch nur die der Billigfeit anzu- 
erfennen, der Stadt Frankfurt einen großen Theil ihres Eigentums entzicht, 
und dadurch deren finanzielle Lage höchlich gefährdet; 3) daß es, angefichts 
diefer Sachlage, weder der Würde noch dem Rechte noch den Intereſſen unserer 
Stadt entipricht, ihrerjeit8 den Schein einer freien Einwilligung in die gegen 
fie geübte Vergewaltigung auf fi zu nehmen — erklärt die Bürgerverfamm- 
lung: 1) die VBeichlüffe des MagiftratsS und der Stabtverorbneten vom 
10, Febr. dieſes Yahres werden von den Bürgern Frankfurts mißbilligt; 
2) gegen jede Entziehung des Eigenthums der vormals freien Stadt Frant« 
furt, ſowie gegen jeden Beſchluß der ftäbtifhen Behörden, ber einer folden 
Entziehung zuftimmen wirbe, legen die Bürger Frankfurts entichiedenfte 
Berwahrung ein“. 


15. Gebr. Morddeutfher Bund). Zufammentritt des Bundesraths. 


n 


n 


16. 


Das Bundespräfidium ftelt den preuß. Kriegsminifter Gen. v. Roon 
an bie Spitze bes Militärausfchuffes des Bundesraths. 


» (Breußen). Die Stabtverorbneten von Tranffurt a. M. be: 
ſchließen in ſtürmiſcher Sitzung, eine abermalige Deputation nad 
Berlin zu ſchicken und fie zu endgültigen Abſchluß eines Receſſes 
zu bevollmächtigen, aber nur, wenn fih bie Regierung zu einer 
Abfindung mit 3 Mill. berbeilaffe. Der Chef der lebten Deputation, 
Oberbürgermeifter Dr. Mumm erflärt, daß die Negierung über 
2 Miill. unbedingt nicht hinausgehen werde. 

» (Sadfen). Beginn der Agitation für die Anfang Juui ſtatt⸗ 
findenden Landtagswahlen. Programm ber deutſchen Partei: 


„Wir erkennen in der Begründung des norbbeutihen Bundes und in 
Sachfens Zugehörigkeit zu demfelben nicht blos eine vollendete Thatſache, ſon⸗ 
dern auch ein ehrlich aufrecht zu erhaltendes und immer mehr zu befeftigen- 
des Verhältniß. Wir ſchließen uns der Tönigliden Staatäregierung in ber 
aufrichtigen Pflege diejes Verhältniffes mit ganzem Herzen an und werben 
fie in der Durchführung aller nothwendigen und heilfamen Folgen desſelben 
nad) beiten Kräften unterftügen. Wir wünſchen und erwarten, daß unjere 
innere Geſetzgebung und Verwaltung den jo wohlthätigen Bundesgeſetzen 
über Freizügigkeit, freien Gewerbebetrieb, Freiheit der Eheſchließung, Befeiti« 
gung des Paßzwanges u. a. m. Überall zu ihrer vollen Ausführung ver- 
helfen und jedes Hinderniß derfelben entfernen werde. Wir werden es mit Freude 
begrüßen, wenn die Regierung, wie e8 beißt, fich entſchließt, in patriotifcher 
Förderung der Intereſſen des Bundes, welche ja auch die Intereſſen Sachſens 
find, und mit Rückſicht auf die dadurch zu erzielenden namhaften Erfparniffe, 
ebenfo wie es bereit3 mit den Conſulaten gefchehen ift, auch die Gefandtichaften, 
das Miniflerium des Aeußern und womöglich aud das des Krieges auf den 
Bund zu übertragen.“ 


„ (Preußen). Abg.Haus: Debatte über das von ber Regierung 
vorgelegte Indigenatsgeſetz. Der Ausdruck „preuß. Unterthan“ wirb 
in demſelben durch „Preuße“ zu erſetzen beſchloſſen. 


18. „ (Preußen). Das Abg.Haus genehmigt mit großer Mehrheit 


ben Gefeßesentwurf, betreffend bie Witwen: und Waiſenkaſſen für 
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18. 


19. 


19. 


20. 


22. 


- Prenfien und der norddeuiſche Bund. 


Elementarlehrer, wonach bie Penflonen, foweit fie durch bie Bei: 
träge ber Lehrer und Gemeinden nit gebedit werben können, bie 
zur Minimalhöhe von jährlih 50 Thlrn. auf die Staatsfaffe zu 
übernehmen find. 


Die Debatte ift jehr erregt, theilweife heftig: der Minifter v. Mühler 
erklärt entſchieden, daß das Geſetz dur die Annahme jener Beſtimmung zu 
Fal kommen werde, weil die Regierung mit NRüdfiht auf den Stand der 
Tinanzen derfelben nicht beipflichten Könne Miguel: Nie werden wir zum 
Ziele fommen, wenn wir nicht ein anderes Minifterium haben, das planmäßig 
zu reformiren im Stande und gewillt ifl. v. Auerswald: Eine Regierung, 
welche bei einer fo geringfügigen Summe für einen fo wichtigen Zwed erklärt, 
mit Staatsmitteln nicht eintreten zu können, follte nicht Die Geſchicke des Landes 
leiten. Graf Schwerin ift gegen daS Geſetz, weil feine Ausführung durch» 
weg auf den Mangel einer Gemeinde» und Kreisordnung ftoße, und dadurch 
die Confufion aufs äußerfte gefteigert werde. 


Gebr. (Preußen) Die frühere Deputation der Etabt Frankfurt 


a. M. entſchließt fih nah einigem Zögern, mit dem Auftrage ber 
Stabiverorbneten doch wieber nach Berlin zurüdzufehren. 

» (Breußen). Eriter Zufammentritt ber Bertrauensmänner für 
Prüfung des Entwurfs einer neuen Kreisorbnung. Don 21 Ber: 
trauensmännern gehören nur 4 ber confervativen und 3 ber freis 
confervativen Fraction des Landtags an. 


„ Andalt). Der Landtag befchließt mit allen gegen 4 Stimmen 
eine Commiſſion zu Epecialverhandlungen mit ben Regierungscom: 
miffären behufs einer Vereinbarung mit dem herzoglichen Haufe 
über die Domänen nieberzufeßen. 


„ (Preußen). Das Abg.Haus beharrt trotz des heftigften Wider: 
ftandes ber Regierung auf feinem Beſchluß bez. ber Uebereignung 
ber Dotationsfonds ber Hilfsfaffen von 1847 an bie provinzials und 
communalſtändiſchen Verbände ber 8 älteren Provinzen, daß jene 
Beſtände erft nad) der Reorganifation der Propinzen und ihren Vertres 
tungen biefen überiwiefen werben follen. 


„Mordd. Bund). Bundesrath: Der Bundeskanzler trägt auf Ueber: 
tragung bes bisherigen preußifchen Minifteriums des Auswärtigen 
und feines Etats auf den Bund und ben Bundesetat an: 


„Der Norddeutſche Bund trägt vermöge feiner auf den Schub des Bundes- 
gebietS und des innerhalb desfelben gültigen Rechts, fowie auf die Pflege der 
Mohlfahrt des deutſchen Volks gerichteten Zwecke, und vermöge jeiner von 
jeder Kündigung unabhängigen Dauer den Charakter einer völferrechtlichen 
Perfönlicäkeit. Durch die Beglaubigung der k. preußiſchen Gejandten bei den 
außerdeutfhen Höfen und Regierungen als Gejandte des Bundes, dur die 
Beglaubigung der bei dem preußifchen Hof accrebitirten Gefandten außer» 
deutſcher Staaten als Gefandte bei dem Bunde, durch zahlreiche völterrechtliche 
Verträge ift die völkerrechtliche Verjönlichkeit des Bundes in den allgemeinen 
internationalen Verkehr eingeführt. Je vielfeitiger und mannigfaltiger bie 
völferrecätlihen Beziehungen find, in welche der Bund während der kurzen 
Zeit feiner Begründung getreten ift, um fo entjchiedener gewinnt feine völfer- 
etliche Seite immer mehr an Bedeutung. Die tägliche Erfahrung in den 


Freufen und der nerddentſche Bund. 55 


laufenden Geſchäften zeigt, daß das Ausland dieſe Bedeutung anerlennt, fie 
beweist aber auch, daß die beſtehende Organiſation nicht ausreicht, um dieſe 
Bedeutung zur vollen Geltung zu bringen. Zu diefem Zweck ift es nach ber 
Anſicht des Präſidiums erforderlih, daß die politiichen Angelegenheiten des 
Bundes nicht ferner von einer Behörde eines der Bundesftanten, dem preußi⸗ 
ſchen Minifterinm der auswärtigen Ungelegenheiten, fondern von einer dem 
Bund angehörenden Behörde wahrgenommen werden, und daß die politische 
Bertretung des Bundes im Auslande nicht ferner als ein Nebenamt durd) 
preußifche Beamte, ſondern dur Bundesbeamte erfolge. In diefem Sinn 
hat der von dem Reichstag in feiner letzten Seffion geftellte Antrag auf Ein- 
verleibung der Geſammtkoſten für die auswärtige Vertretung des Bundes in 
den Bundeshaushalts-Etat für 1870 feine Berechtigung. Der unterzeichnete 
Bundeskanzler beehrt fi daher den Antrag zu ftellen: daß der Bundesrath 
die Aufnahme des vorliegenden Etats für das Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten in den Bundeshaushalts-Ctat für 1870 beichließen wolle. 
Daß diefer Antrag dem Gejandtichaftsredht der einzelnen h. Bundesregierungen 
feinen Cintrag thut, glaubt der Unterzeichnete Faum bemerken zu bilrfen. 
v. Bismarck.“ 


22. Febr. (Preußen) Der Miniſterrath erklärt ſich entſchieden gegen 


24. 


25. 


26. 


27. 


eine Abfindung Frankfurts a. M. mit mehr als höchſtens 2 Mil. 
„ (Breußen). Das Herrenhaus nimmt bag Gefeb bez. Che: 
gerichtöbarkeit in Hannover, indeß nicht ohne Wiberftand, nad den 
Beichlüffen des Abg.-Haufes an. 


» (Breußen). Das Herrenhaus nimmt bie Abſchaffung bes 
alten Judeneides nad dem Beichluffe des Abg.⸗Hauſes an. 


» (Preußen). Der Receß mit Frankfurt a. M. kommt ſchließlich 
doch no zum Abſchluß und wird von den Bevollmächtigten ber 
Stadt unterzeichnet: biefelbe erhäft die geforderten 3 Mil. — 2 Mill. 
bezahlt ber Staat, 1 Mil. der König aus feinen Privatmitteln, 
um die Trage zu erledigen. 
»„ (CBreußen). Das Abg.Haus läßt fih mit allen gegen bloß 
2 Stimmen zu einem Compromiß mit ber Regierung bez. der Ent: 
ſchädigungen herbei, welche den ehemals reihsunmittelbaren Fürften 
auf Grund von Verträgen zu zahlen find, bie in Folge eines Ge: 
jeße8 von 1854 und einer Verordnung von 1855 mit benfelben 
abgejchloffen wurden. Demnach follen die abgefchloffenen Verträge 
zwar erfüllt, die noch nicht vertragsmäßig geregelten Anfprüche da⸗ 
gegen fortan nur auf bem Wege befonderer Geſetze erledigt werben 
und zwar unter Aufhebung jener anftößigen Verorbnung von 1855. 
Der Finanzminifter v. d. Heydt legt den mit Frankfurt a. M. ab: 
geichloffenen Receß mit ber Bemerkung vor: 

„Der König habe, um die Verhandlung nicht fheitern zu Yaffen, erklärt, 
daß er aus feinen Privatmitteln der Stadt ein Gnadengefchent von 1 Mil. 


zuwenden wolle. Diejer kgl. Act werde mehr als alle anderen geeignet fein, 
die Herzen der Stadt Frankfurt zu gewinnen.“ 


Der Ausdruck ,Gnadengeſchenk“ erregt in Frankfurt böjes Blut. 
» (Breußen). König Georg v. Hannover proteftirt von Hietzing 
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Aus gegen bad preuß. Beſchlagnahmegeſeh in einer Circularnote an 
die deutſchen Fürſten. 


Der Proteſt ſucht die beiden hauptſächlichſten Anklagen, die Unterhaltung 
der Welfenlegion und ſeine Rede bei Gelegenheit ſeiner ſilbernen Hochzeit zu 
widerlegen und jchliekt: „Beide Anklagen von preußiſcher Seite waren mithin 
unbegründet. Allein angenommen auch, daß fie begründet gewejen wären, fo 
hätten doch die darin mir zur Laſt gelegten Dinge in Teiner Weile den Ders 
pflichtungen widerſprochen, welche ih burd) den Bermögensvertrag vom 29. Sep⸗ 


‚tember 1867 eingegangen bin. Denn diejer Vertrag ift, feinem Einn und, 


Wortlaut nad), geſchloſſen ohne alle und jegliche politifhe Bedingung und 
Borausfegung.” 


27. Febr. (Preußen: Lauenburg). Der Landtag ift unter gewiffen Be: 


dingungen nunmehr einer Einverleibung in Preußen geneigt. Die 
Regierung ift vorläufig eifrig bemüht, das Beamtenthum nad preuß. 
Mufter umzugeftalten. 


4. März, (Nordd. Bund). Der Bundesrath ermächtigt ben Bunbes- 


kanzler, mit Baden, nachdem die militäriſchen Einrichtungen besjelben 
denen des Bundes in allem Wefentlichen entipredhen, einen Bertrag 


‚wegen Ableiftung der Militärbienftpflicht badiſcher Staatsangehöriger 


im Bundesgebiet und umgekehrt abzuichließen. 
Sachſen trägt auf die Errichtung eines Bundes⸗ Oberhandelegerichts 
mit dem Sitze in Leipzig an. 


„(Preußen). Abg.Haus: Der Receß mit Frankfurt a. M. 
vom 26. v. M. wird faſt einſtimmig genehmigt; auch die beiden 


Frankfurter Abgeordneten ſtimmen dafür. 


» (Breußen). Der bisherige Geſandte in Florenz, Graf Uſedom, 
wird zu allgemeiner Ueberraihung abberufen und zur Dispofition 


- geftelt und nad einiger Zeit durch Braflier de Et. Simon erſetzt. 


„» (Medlenburg). Der Minifterpräf. v. Oertzen erklärt in Folge 
ber auf dem Landtag gejcheiterten Steuerreform feinen Rücktritt 
und wird durch den Reichstagsabg. Graf Baſſewitz (das Haupt ber 
Teudalen) erſetzt. Doch fol der Wechſel erft Ende Juni wirklich 
erfolgen, 
„ (Breußen) Das Herrenhaus nimmt den Geſetzentwurf bez. 
Schullehrer-Wittwen- und Waiſen-Kaſſen gegen alle Erwartung an, 
obgleich der Miniſter v. Mühler feinen Widerſpruch gegen die Staats: 
beihilfe unter Hinweiſung auf die bebrängte Finanzlage aufrecht halt; 
doch nicht ohne. heftigen Widerſpruch, indem 3. B. Hr. v. Waldaw ver⸗ 
langt, daß man ihm zuerft eine „verhungerte Lehrerswittwe“ zeige. 
Im Indigenaisgeſetz wird ber Ausbrud „preuß. Unterthan“ ftatt 
bloß „Preuße“ wieder hergejtellt. 
„ (Breußen) Abg.Haus: Graf Tismard zeigt an, daß er durch 
Unwohlſein verhindert jei, der Sibung beizumohnen, Der Präfident 


ſchlägt demnach vor, ben Antrag bes Abg. Löwe gegen Erneuerung 
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bes ruſſ. Eartellvertrags von ber heutigen Tagesordnung abzuſetzen. 
Das Haus ſtimmt nad Tanger und Iebhafter Debatte zu. 


Das Haus einigt fi) nachgebend mit bem Herrenhaus bez. bes 
Gelegentwurfs über bie juriftifchen Prüfungen, beichließt aber troß 
Iebhaftem Proteft bes Regierungscommiffäre mit ſtarker Mehrheit 
folgende vom Abg. dv. Bonin vorgefchlagene Refolution: 

„Die Regierung aufzufordern 1) die beabfichtigte anderweitige Regelung 
der beftehenden Vorjchriften Aber die Befähigung zu den höheren Aemtern der 
Berwaltung jo zu beichleunigen, daß dieſelbe gleichzeitig mit der ſchon ein» 
geleiteten Geſetzgebung über die juriftiicden Prüfungen und die Vorbereitung 
zum höheren AYuftizdienft zur Ausführung kommen kann ; 2) biß dahin aber, 
daß dieß geſchehen, das Negulativ vom 14. Febr. 1846, genehmigt durch die 
Eabinet3ordre vom 27. Febr. 1846, betreffend die Befähigung zu den höheren 
Aemtern der Verwaltung, vollfändig zur Ausführung zu bringen.” 


3. März (Preußen). Die Berhandlungen der Bertrauensmänner 


4, 


über den Entwurf einer neuen Kreisorbnung werden ohne Refultat 
abgebrochen. 


„ Nordd. Bund) Eröffnung bes Reichstags. XThronrebe bes 
Königs dv. Preußen: 

„Als ih Sie zum letzten Male um mid verfammelt ſah, ſprach ich die 
Zuverficht aus, daß die Früchte Ihrer Arbeiten in unferem Baterlande unter 
den Segen bes Friedens gedeihen werden. Ich freue mich, daß diefe Zuver⸗ 
fit nicht getäujcht worden ift, und indem id) Sie im Namen der verblindeten 
Regierungen begrüße, blide ih mit Genugthuung auf einen Zeitraum zurüd, 
in defien Verlauf die Einrichtungen des Bundes in friedlicher Entwidelung 
erftartt und befeftigt find. Im Innern des Bundes haben die Freiheit 
der Riederlaffung, der Eheſchließung und des Gewerbebetriebes den dem Bunde 
zum Grunde Iiegenden nationalen Gedanken in das Leben des Volles einges 
führt. Cine Gewerbeordnung, welche Ahnen vorgelegt werden wird, und ein 
Geſetz über den Unterftügungs-Wohnfig, welches der Beratung des Bundes» 
rathes unterliegt, jollen diefem Gedanken eine weitere Entwidlung fiern. In 
gleicher Richtung wird Ihre Mitwirkung für gemeinſame Rechtsinftitute in 
Anspruch genommen werden. Ihrem Wunjche entſprechend, wird Ihnen ein 
Geſetz über die Beſchränkung des Lohnarreftes und ein Geſetz über die Ein- 
führung des Handelsgeſetzbuches und der Wechfelordnung als Bundesgefeke 
vorgelegt werden. In Verbindung mit dem lebteren fteht ein von der Lönigl. 
jähhfiihen Regierung dem Bundesrathe vorgelegter Geſetzentwurf wegen Er» 
richtung eines oberften Gerichtshofes in Handelsſachen. Ein Gefe über gegen- 
feitige Nechtshilfe jol, fomeit dieß vor Erlaß einer gemeinfamen Civil» und 
Strafprozeßordnung möglich ift, eine in der Bundesverfaffung ausgeiprodene 
Verheigung erfüllen. Ein Wahlgejeh für den Neichstag des norddeutſchen 
Bundes ift dazu beftimmt, dem Art, 20 der Bundesverfaffung gemäß, die 
einzelnen Wahlgefee durch ein gemeinjchaftliches zu erſetzen und ein überein« 
ftimmendes Wahlverfahren im ganzen Gebiete des Bundes zu fihern. Die 
Rechtsverhältniſſe der Bundesbeamten, deren Regelung, bereits in Ihrer Seffion 
in Ausfiht genommen war, werben den Gegenftand einer Vorlage bilden. 
Die Ausführung von Geſetzen, welche im Laufe der Iekten Seſſion zu Stande 
gelommen find, und einige feit Aufftelung des Bundeshaushaltsetats für 
1869 hervorgetretene Bebürfniffe haben einen Nachtrag zu diefem Etat noth⸗ 
wendig gemacht, welcher Ihnen zur Genehmigung vorgelegt werden wird. Die 
Erleihterung, welche der Verkehr durch Aufhebung und Gemäßigung von 
Zöllen und durch Herabfegung des Briefporto’8 erfahren hat, haben Ausfälle 
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an den Einnahmen zur Folge gehabt, deren Erſatz nothwendig iſt, wenn die 
Schwierigkeiten überwunden werden jollen. welche dem Haushalt der einzelnen 
Bundesftaaten durch die ungleihmäßige Wirkung des Maßſtabes für die Ma⸗ 
trieularbeiträge bereitet werden. Ich rechne auf Ihre Wirkung bei den Vor⸗ 
lagen, welche Ihnen zur Abwendung diefer Gefährdung werden gemacht werden. 
In den Beziehungen des Bundes zum Auslande bat die Regelung des inter- 
nationalen Verkehrs weitere Yortichritte gemacht. Poftverträge mit den Nieder⸗ 
landen, mit alien, Schweden und den vereinigten Donau-Fürftenthiimern 
werden Ahnen vorgelegt werden. Die Organijation der Bundesconjulate auf 
Grundlage des in Ihrer erften Seffion berathenen Bundesgeſetzes nahet ihrer 
Vollendung. Eine ConfularsConvention mit alien ſoll im Anflug an 
dieſes Geſetz die Befugniſſe der beiverfeitigen Conſuln vertragsmäßig ficher 
ftellen. Um der Eonjularverwaltung des Bundes den gef&häftlichen Zuſammen⸗ 
hang mit der Führung der auswärtigen Angelegenheiten zu erhalten, und um 
die pofitiiche Einheit Norbbeutichlands in der feiner Verfaſſung und feiner 
internationalen Bedeutung entſprechenden Form zum Ausdrud zu bringen, 
find in dem Etat für 1870, Ihren Anträgen entiprecdend, die Ausgaben auf» 
genommen worden, welche durch die Leitung der auswärtigen Politif 
des Bundes und durd) deren Vertretung bevingt find. Erfte Aufgabe dieſer 
Vertretung wird aud in Zukunft die Erhaltung des Friedens mit allen Bölfern 
bilden, welche gleih uns die Wohltgaten desſelben zu ſchätzen willen. Die Er⸗ 
fülung diefer Aufgabe wird erleichtert werden durch die freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen, welche zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und allen auswärtigen 
Mächten beitehen, und melde ſich vor Kurzem durch die friedliche Löſung der 
die Ruhe des Orients bedrohenden Spannung von Neuem bewährt haben. 
Die Verhandlungen und der Erfolg der Parifer Eonferenz haben Zeugniß 
abgelegt von dem aufrichtigen Streben der europäiihen Mächte, die Segnun- 
gen des Friedens als ein werthvolles Gemeingut unter gemeinfame Obhut zu 
nehmen. Angeſichts diefer Wahrnehmung ift eine Nation, welche fi) des 
Willens und der Kraft bewußt ift, Fremde Unabhängigkeit zu achten und die 
eigene zu fchügen, zum Vertrauen auf die Dauer eines Friedens berechtigt, 
den zu flören auswärtigen Regierungen die Abficht, den Feinden der Ord⸗ 
nung die Macht fehlt. Mit diefem Vertrauen, geehrte Berren, wollen auch 
Sie an Ihre Arbeit gehen, in diefem Sinne, weldder Ihre Berathungen bisher 
geleitet hat, dem Bewußtfein der großen nationalen Aufgabe des Bundes und 
in der Zuverſicht, daß die verbündeten Regierungen an der Löſung diefer Auf- 
gabe freudig mitwirken,“ 


5. März. (Preußen) Abg.Haus: Oelegentlih der Discuffion über 


ben Commiſſionsbericht, betreffend die Etatsüberfhhreitung von 18°%,, 
erflärt der Finanzminifter auf Bemerkungen Tweſten's und Lasker's, 
bie Regierung beabfichtige, den nächften Etat ohne Deficit borzu: 
legen. Die Commiffionsanträge, beantragend Decharge-Ertheilung 
und baldige VBermögensauseinanderfegung zwilchen den Norbd, Bunde 
und Preußen, werden ohne Debatte angenomnten. 


» (Breußen) Schluß der Landtagsſeſſion durd den Minifter: 
präfidenten Graf Bismard: 


„Durch die Berathungen und Ergebnifie diefer Seſſion ift das Vertrauen, 
weldhes Se. Majeftät beim Beginn derjelben ausſprach, gerechtfertigt worden. 
Die Staatöregierung darf der Ueberzeugung Ausdrud geben, daß die Ver- 
mittlung widerfprechender gleichberechtigter Heberzeugungen, und damit die Ueber⸗ 
windung einer vom parlamentarifchen Leben unzertrennlichen Schwierigkeit in 
der gegenwärtigen Sigung in einem Maß gelungen ift, welches einen ents 
ſchiedenen Fortſchritt unjerer verfaflungsmäßigen Entwidlung bekundet. Es 
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gereicht der Regierung Sr. Majeftät zur Genugtbuung, daß der Landtag ben 
Stantshaußhaltsetat nad) eingehender Prüfung fait unverfürzt genehmigt, und 
die zur vollſtändigen Tedung der Ausgaben erforderlichen außerordentlichen 
Mittel bewilligt hat. Sie wird bei der Ausführung des Etats mit gewiſſen⸗ 
bafter. Sorgfalt und Sparſamkeit zu Werke gehen, und die Nothwendigkeit der 
Widerherftellung des Gleichgewichts der Staatseinnahmen und Ausgaben zur 
Richtſchnur ihrer Fünftigen Vorlagen machen. Den Dant Sr. Maj. des 
Königs Ipricht Yhnen die StaatSregierung dafür aus, daß Sie dem Geſetze, 
durch welches die Auseinanderfegung mit der Stadt Frankfurt a. M. geordnet 
wird, bereitwillig ihre Zuſtimmung ertheilt, und die Regierung dadurch in den 
Stand gejegt haben, diefe Angelegenheit in einem den landesväterlichen Ger 
fühlen Sr. Majeftät entiprechenden, von der Erörterung ftreitiger Rechtsfragen 
abjehenden Weg zum Abſchluß zu bringen. Die Vorlagen behufs Förderung 
der Rechtäpflege und der Rechtsgemeinſchaft in allen Thellen der Monardie 
haben theilweife die Zuftimmung der beiden Häufer gefunden. In Betreff 
weiterer gleich wäünjchenswerther Reformen darf die Regierung für bie nächſte 
Seſſion die Erzielung eine8 allfeitigen Einvernehmens hoffen. Durch Ihre 
angeftrengte Thätigkeit ift e8 ferner möglich gewejen, namhafte Verbeſſerungen 
in der Gefeggebung für einzelne Provinzen herbeizuführen. Das Beftreben 
der Staatsregierung, hierbei den Wunſchen diefer Provinzen eine mit dem 
allgemeinen Intereſſe vereinbare Rückſichtnahme zu Theil werden zu laflen, 
bat feitens beider Häufer des Landtags bereitwillige Unterftlügung gefunden. 
Wenn die Berathungen auf dem Gebiete des Unterrichtsivefend zu einem ab⸗ 
ſchließenden Ergebnifie nicht geführt haben, jo wird die Stantöregierung fi 
hierdurch um fo mehr veranlaft finden, die Zeit bis zur nächſten Seifion zur 
weiteren Klärung der Frage zu benugen, um demnächſt mit einer unfaflendern 
Borlage an den Landtag treten zu können. In Betreff der Fortbildung un⸗ 
jerer corporativen Organifation hat die Staatsregierung die beabfichtigte Vor» 
lage im Laufe diefer Seſſion noch nicht an den Landtag zu bringen vermodt. 
Die vertraulichen Vorberathungen aber, welche mit Rüdficht auf die umfaflende 
Bereutung und die mannigfadden Schwierigkeiten einer befriedigenden Löſung 
diefeer Aufgabe wünſchenswerth erſcheinen, berechtigen zu der Hoffnung, daß 
die Verftändigung über diefelbe in der nächften Seſſion in einer den Intereſſen 
des Landes entiprechenden Weiſe gelingen werde.“ 


9. März (Nordd. Bund). Der Neihstag beftellt das Bureau wie 


11. 


bisher: Simſon als Präfibent (mit 165 von 181 Etimmen), Herzog 
v. Ujeſt (158) und DBennigfen (124; Löwe 44 St.) als Dice: 
präfidenten, 


„Mordd. Bund). Reichstag: Laser trägt zum Schutz ber 
Rebefreiheit neuerdings auf Annahme folgenden Geſetzentwurfes an. 


„Rein Mitglied eines Landtages oder einer Kammer eines zum norbdeutjchen 

Bunde gehörigen Staates darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abftimmung 
oder wegen ber in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich 
oder disciplinariſch verfolgt oder jonft außerhalb der VBerfammlung, zu mwelder 
das Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werden." 
‚ ‚Anmerlung: Dieſer Geſetzentwurf ift wörtlich gleihlautend mit dem⸗ 
jenigen, welchen der Reichstag bereit8 in feiner vorigen Seifion (am 3. April 
1868 mit 119 gegen 65 Stimmen in der Vorberathung, am 18. April in 
der SchlußberathHung) angenommen, welcher aber nicht die Zuftimmung des 
Bundesrathes erhalten hat. 


„Mordd. Bund) Preußen unterhandelt mit Braunfchweig wegen 
Abſchluß einer Militärconvention. 
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16. 


Yreufen und der norddentfche Bund. 


„Mordd. Bund). Reichstag: Debatte über ben Antrag Lasker's 
bez. Redefreiheit: 

Lasker wirft zunädft einen Nüdblid auf die verfehlten Bemühungen 
zur Sicherung der Redefreiheit im preußiſchen Landtage. Leute, deren Ans 
weienheit im Herrenhaufe lediglich auf einem Privilegium beruhe, hätten von 
einem „Privilegium” geiprochen, welches dem Abgeordnetenhauſe doch nicht 
gegeben werden dürfe; jogar Hr. dv. Manteuffel, der Vater des Dreiflafien- 
ſyſtems, habe in diefem Sinne geeifert. Durch den preußifchen Landtag werde 
die Sache alfo nicht regulirt, es fei dazu feine Ausfiht vorhanden, und es 
bleibe darum nichts übrig, al3 auf den Bund zu recurriren. Die Landtage 
der kleinen Staaten brauchten die volle Redefreiheit nicht minder, als der preußifche. 
Gegenwärtig beftehe allerdings feine Gefahr, das ein Volksvertreter verfolgt 
werde; aber ein Conflict könne kommen wie ein Blig vom heiteren Himmel, 
und dann würde daS Uebel da fein. v. Blandenburg: Der Vorrebner 
hat es jelbft gejagt, daß es fich hier nur um eine preußiſche Angelegenheit 
handle; er hätte uns aljo mit feinem Antrage verjchonen follen. Er möchte 
da8 Bundesland Preußen mit Hilfe dieſes Haufes majorifiren ; ſolche 
Majoriſirungsverſuche haben aber, wie wir wiſſen, felten Erfolg. Graf Bes 
thufy- Huc: Ich bin fein Freund des Mißbrauchs der Nebefreiheit, aber die 
Randesvertretung unter den Kreisrichter ftellen, ift eine Medicin, die jedenfalls 
noch Ichlimmer if. Was der Vorredner von den üblen Folgen von Majori⸗ 
ſirungsverſuchen gelprochen, weile ich zurüd, Der norbdeutiche Bund ift etwas 
Underes, als daS unter'm ehemaligen Bundestag geeinte Deutihland. Soll 
der norddeutihe Bund ein wirkkicher Bundesftaat fein, jo müſſen wir den 


- Barticularismus nicht bloß in den Kleinftaaten befämpfen, jondern aud in 


Preußen ſelbſt. Bundeskanzler: Ich bin in dem jeltenen Falle, mit dem 
Borredner Übereinzuftimmen. Ich habe dem, was ich im verfloſſenen Jahre 
zur Sade bemerkt habe, nichts hinzuzufügen. Aber die Sachlage Hat fich ges 


- ändert. Ich habe damals gejagt, daß ich meinen Einfluß im Sinne des Ans 


trages verwenden würde. Ich habe das gethan, aber ohne Erfolg (und ohne 
Nachdruck). Sie hat ſich aber auch im Intereſſe des Antragfteller8 und der Freunde 
des Antrages geändert, denn für die preußiſche Negierung, wenigſtens für die 
gegenwärtige, ift e8 moraliſch unmöglich, die Verfolgung eines Abgeordneten 
noch zu geftatten. Es ijt populär, einem Minifter zu miderfprechen und unter 
Umftänden au ihn zu beleidigen; aber e8 gehört gar fein Muth dazu, und 
ich werde Alles aufbieten, um die verfehrte Anficht, die darüber im Lande 


noch obmwaltet, mit Stumpf und Stiel auszurotten. Was man zu fagen 


hat, Tann man ebenjo gut in einer anderer Form jagen. Es Tommt für 
mid aber aud die Stellung in Betradt, die Preußen im Bundesrathe einzu 
nehmen hat. Handelt es fih um große nationale Ziele und Zwecke, jo wird 
Preußen das volle Gewicht jeiner Stimme zur Geltung zu bringen juchen ; 
in allen andern Tragen der Bundespolitift fol die Autonomie der ein⸗ 
zelnen Regierungen nicht Über das nothwendige Maß beichränft werben. Et⸗ 
was Anderes iſt, wenn ohne preußiiches Dazuthun, eine große Anzahl von 
Buntesregierungen den Erlaß eines foldhen Bundesgefeges will; aber eine 
Preffion auf die Bundbesregierungen werden wir nicht ausüben. v. Hennig: 
Wenn man den Particularismus pflegen will, jo hätte man es auch bei dem 
alten Bundestage belafien können. Bundesfanzler: Der Vorredner hat 
mid) mißverftanden: ich habe nur die Opportunität bezweifelt. Die Competenz 
des Bundes Tann beftritten werden; nach meiner Meinung ift der Bund uns 
zweifelhaft competent; aber es ift doch möglich, daß die Competenz beftritten 
wird, und ich halte die Sade nicht für jo dringend, um, wo es fih um die 
Befeſtigung und Entwidelung Deutichland’3 handelt, Fragen zur Erörterung 
zu bringen, die vielleicht die Grundlagen des Bundes erihüttern könnten. 
Löwe: Nah dem Herren Bundeskanzler ſoll fih alfo Preußen, und nicht bloß 
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Preußen, jondern auch diefe Berfammlung, im Bundesrathe von den Kleinen 
majorifiren laffen. Zu diefen Wege kann ich dem Herrn Bundestanzler 
nicht gratuliren. Herr dv. Blantenburg jagt, man müſſe aud den Muth haben, 
da8, was man thue, zu vertreten, und er provocirte dabei auf mid. Run, 
ich bin jeinerzeit wegen verſuchten Umſturzes des deutſchen Bundes verurtheilt 
worden, und ich bin überzeugt, Daß, wenn der Bundeskanzler fi unter den 
Beftürzten "befunden hätte, ex von diefen Richtern ebenjo verurtheilt worden 
wäre, wie ih. Bundestanzler: Der Angriff des Vorredners ift doch wohl 
nur eine Redewendung, denn e& ift felbftverftändlih, daß ein Schonen der 
übrigen Bundesglieder nicht aufzufaflen ift als ein Zufammengehen mit den 
Gegnern des Bundes. Tweſten: Der Bundedlanzler hat die Erledigung 
der Trage jelbft als ein dringendes Bedürfniß anerkannt; meist er jegt den 
Antrag zurüd, jo wird er das Intereſſe des Volles am Bunde gewiß nicht 
ſtärken. Bundeskanzler: Ob ich die Erledigung dieſer Frage wirklich als 
ein jo dringendes Bedürfniß anerkannt habe, will ich dahin gejtellt fein laſſen; 
es gibt aber auch noch andere Intereſſen, und ih muß wiffen, welche Inter⸗ 
effen die größeren find. Es ift Kein Kleines, die Uebereinſtimmung der Bundes⸗ 
regierungen in einem friſch gegründeten Bundesverhältniffe jo aufrecht zu er⸗ 
halten, wie ich e8 gethan. Ich habe diefen Erfolg meiner Bundespolitit auf» 
zuweiſen, und ich muß Sie bitten, mich durch Bejchlüffe dieſes Haufes in Bezug 
auf mein Berhalten im Bundesrathe nicht binden zu wollen. Ich würde eine . 
ſolche Direetive nicht acceptiren köͤnnen. Graf Bajfewig: Man dürfe fein 
Privilegium ftatuiren; außerdem fei das Haus auch gar nicht competent. 
v. Bernuth: Um ein Privilegium handelt es fih hier nicht, fondern um 
die Erfüllung eines unerläßlichen Bedürfniſſes jeder Volksvertretung. Die 
Competenz des Bundes ift ganz unzweifelhaft, und es ift ein bedeutender 
Fortſchriti, den ich gerne conftatire, daß die Gompetenz jetzt au vom Herrn 
Bundeskanzler nicht mehr bezweifelt wird. Ich bitte die Verfammlung, den 
Antrag anzunehmen, und wo möglih mit nod größerer Mehrheit als im 
verflofjenen Sahre. Die Mebereinfiimmung mit dem Abg. v. Mallindrodt 
werde die nationalen Ziele ficherlich nicht fördern, auch das vereinzelte Bravo 
nicht, welches von der betreffenden Seite her laut geworden — das möge der 
Bundeskanzler wohl bedenken, Braun: Das vorliegende praftiihe Bedürf⸗ 
niß ſei nicht nur in Preußen jondern mehr no in anderen Staaten, wie 
3. B. in Sadjen vorhanden. Redner verliest unter großer Heiterkeit des 
Hauſes die betreffenden Strafbeitimmungen. Der Abgeordnete kann in Sachſen 
1) ereludirt, 2) wenn in Sachſen die Todesftrafe inzwiſchen nicht aufgehoben 
worden wäre, gehentt und 3) für nicht ferner wählbar erklärt werden. (Große 
Heiterkeit.) Abg. Dr. Künzer ift entjchieven für den Antrag. In Süd« 
deutjchland heiße es oft, ja felbft in franzöſiſchen Blättern, im norbdeutjchen 
Bunde fei zu wenig Zreiheit. Es müſſe das Gegentheil betviefen und an der 
"Veberzeugung feitgehalten werben, daß die Einheit Deutſchlands nur durd) die 
mit der Uebereinſtimmung der Regierungen verbundene Freiheit wirklich zum 
Ziele geführt werden könne Der Bundeskanzler: Ih Habe mich ent« 
halten, im Namen des Bundesrathes mich Über die Gompetenzfrage zu äußern. 
Sp viel mir bekannt, hat fi in demjelben bis jegt noch feine Stimme über 
die Competenz ausgeiprocden. Lasker: Ich habe die Eompetenzfrage abſichtlich 
nicht berührt, weil diefelbe im verflofienen Jahre genligend erörtert, damals 
auch Seitens des Bundesrathes von Feiner Seite beitritten, ſondern nur von 
einer Seite bezweifelt worden ift. 


Dei der Abflimmung wird der Antrag wiederum angenommen 
mit 140 gegen 51 Stimmen. 


16. März. (Nordd. Bund.) Reichstag: Tweften und Graf Münfter, 
unterftügt von 98 Mitglievern aller Fractionen, ausgenommen bie 
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ber Conjervativen, tragen auf Erridtung verantwortlider Bundes⸗ 
minifterien des Ausw., des Kriegs, ber Marine, ber Finanzen unb 
des Handels und Verkehrs an. 


16. März. (Preußen). Die Stabtverordneten von Frankfurt a. M. ge: 


17. 


18. 


nehmigen ben mit ber Regierung abgefchlofjenen Receß vom 26. Febr. 
mit 32 gegen 16 Stimmen: 

„Die Stabtverordnetenverfjammlung erflärt in Uebereinſtimmung mit der 
von der ſtädtiſchen Commiſſion ſowohl bei der Verhandlung als bei dem 
Vertragsabſchluß getheilten Auffaffung: 1) in der laut Ablommen vom 
25. Februar von den Vertretern des preußiichen Staates und Sr. Moajeftät 
dem König erfolgten beziehentlich gewährten Zujage der Zahlung von 2 resp. 
3 Millionen Gulden an die Stadt Frankfurt lediglich die Erfüllung der von 
der ſtädtiſchen Behörde zur vergleichäweifen Erledigung der Receßangelegenheit 
don dem Staate Preußen vertragsmäßig geforderten Verpflichtung zur Zah» 
lung von 3 Millionen Gulden zu erkennen; 2) die Verfammlung legt gegen 
die Seitens des Herrn Tinanzminifters einmal gebrauchte Bezeichnung der 
dritten Million als Gnadengeſchenk feierlihd Verwahrung ein.” 


„Mordd. Bund) Reichstag: Erfte Berathung bes Entwurfs 
einer Gewerbeordnung. v. Schweitzer eröffnet fie mit der Ent: 
widelung feines focialiftiihen Syftems und mit der Darlegung ber 
Abſichten der ſocial-demokratiſchen Partei. 


no (Breußen). Das Obergeriht in Göttingen ſpricht ben Prof, 


Ewald in bem von ber Regierung gegen ihn eingeleiteten Preß— 
progefie frei. Derfelbe wirb von der particwlarijtiihen Partei fo: 
fort als Candidat für die Neichstagswahl in ber Stadt Hannover 
aufgejtellt. 


„Mordd. Bund). Der Reichstag beſchließt, die Titel I u. II 
bes Gewerbegefeßentwurfs durch Berathung im Haufe zu erledigen, 
bie Titel I und IV dagegen einer Commiflion zur Vorberathung 
zu überweijen. 

Miquel und Laster, unterftüßt von 81 Mitgliedern aller Fractio⸗ 
nen, ausgenommen bie äußerjte Rechte, beantragen, bie Competenz 
der Bunbesgefebgebung aud auf bas gejammte bürgerliche Necht 
und bie ©erichtsorganifation auszudehnen. 

An die Stelle der Nr. 13 des Art. 4 der Verfaffung des norbbeutfchen 

Bundes fol die nachfolgende Beitimmung treten: „Die gemeinfame Gejeh- 
gebung über das geſammte bürgerliche Recht, das Strafredht und das gericht- 
liche Verfahren, einichließlich der Gerichtsorganiſation.“ Die betreffende Nr. 13 
lautete bisher: „Die gemeinfame Gejehgebung über das Obligationenredt, 
Strafrecht, Handels» und Wechſelrecht und dag gerichtliche Verfahren" (gehört 
zur Zuftändigfeit des Bundes). 
„» (Anhalt). Landtag: Die Commiſſion bez. des Domänenantrage 
ber Regierung hat fih in eine Mehrheit und eine Minderheit ge⸗ 
Ipalten, deren Anträge an die Abtheilungen gewieſen werben, worauf 
fid der Landtag vorläufig vertagt. 

Der von der Mehrheit in Vorſchlag gebrachte Compromiß beruht auf der 
Grundlage der Theilung der Domanialgüter, und weicht alfo principiell von 
der Regierungsvorlage nicht ab, während die Minderheit dem Lande den 
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Grundbeſitz zu erhalten, und die Dynaftie mit einer feften Rente abzufinden 
wunſcht. Diefe Forderung fleht der Regierungsvorlage ſtracks entgegen, da 
diefelbe befanntlih für das herzogliche Haus das gelammte Domanialver- 
mögen in Anſpruch nimmt, und dem Land als Entfchäbigung eine mäßige 
fefte Rente, oder ftatt derjelben eine beftimmte Summe bietet. Nach dem von 
der Landtagscommiflion eingebrachten Compromißvorſchlag ſoll fpäteftens mit 
dem 1. Juli 1871 das bisher beitandene Verhältnig einer gemeinfamen Ver⸗ 
waltung des berzoglichen Privatguts, des Stammguts und des Landes vermö⸗ 
gend, welche unter lanbichaftsorbnungsmäßiger Mitwirkung de& Landtags 
dur die Winanzbehörden des Staats geführt wurde, aufhören. Bon da an 
würde das Privatgut jammt den aus der Geſammtmaſſe des Domaniums 

auszuſcheidenden Liegenſchaften mit einem Neinertrag von 850,000 Thlen. 
jährlih als unbeſchränktes fideicommiſſariſches PrivateigentHum in die Privat» 
verwaltung des herzoglichen Haufes übergehen. Sollten fi bei dieſer Aus⸗ 
fonderung Geldausgleihungen in geringerem Umfang erforderlich zeigen, To 
ift darüber eine weitere Vereinbarung vorbehalten. Das hHerzoglide Haus 
behält fich vor, von jenem Grundftüdscompleg einen die Reinertragsfumme 
von 200,000 Thlrn. repräfentirenden Theil zu bezeichnen, welcher, folange 
dafjelbe regiert, in feiner Subſtanz unveräußerlich bleibt, ohne jedoch auf das 
Recht zu verzichten, einzelne Beſtandtheile davon zu vertaufdhen, oder, unter 
MWiederanlegung des Erldſes in Grund und Boden, zu verkaufen. Giltig 
wird ein ſolches Veräußerungsgeſchäft jedoch erſt durd ein von dem ober» 
ſten Gerichtshof des Landes auf Grund eines Gutachtens von Sachverſtändigen 
außzuftellendes Unjchädlichkeitsatteft. Das Fideicommißvermögen unterliegt, mit 
Ausnahme der dein Herzog und den Mitgliedern des herzoglichen Haufes zu- 
gehörigen Schlöfler, Parke, Gärten, Theater und fonftigen Hofgebäude, der 
Staats⸗, Kreis⸗ und Communalbefteuerung wie jeder andere Privatbefig, und 
obwohl die Staatsfteuerpflichtigkeit ruhen fol, folange die Souveränetät des 
berzoglichen Haufes befteht, macht fich dafjelbe doch anheiſchig, als Aequivalent 
einen jährlichen Zujhuß von 10,000 Thalern zur Beitreitung der Soften der 
Landesverwaltung zu zahlen. Außerdem werden aus dem Pideicommißper- 
mögen alle Ausgaben für die Hofverwaltung, Apanagen, Prinzeſſinnen⸗ und 
Wittwenftener ꝛc. beftritten. Auch übernimmt die Hofverwaltung einen Theil 
der Domänen- und Forftbeamten nad Maßgabe des ausgeihiedenen Privat« 
bermögens. Indem das herzogliche Haus damit allen weiteren Anſprüchen 
an das Land entjagt, aber auch von allen weiteren materiellen Verpflichtungen 
gegenüber den bisher vorwiegend aus den Domänen-@inkünften bejtrittenen Aus» 
gaben der Landesverwaltung entbunden wird, übernimmt das Land für die 
ihm überwiefenen Güter ſowohl, al3 auch gegenüber den Bernburger Erben die 
Bertretung, ebenfo auch gegenüber dem herzoglichen Haufe rückſichtlich aller 
derjenigen Verpflichtungen, Laſten und Beſchränkungen, welche auf der bisheri⸗ 
gen Sejammtheit des Stammgut3 hafteten. Streitigleiten, die aus dem Vers 
trag entfpringen, werden auf ſchiedsrichterlichem Wege geſchlichtet. Falls die 
Ausfonderung bis zu dem oben erwähnten Termin nicht bewirkt fein follte, 
wird von jenem Zeitpuntt an die Domänenrente von 250,000 Thlrn. auf 
300,000 Thlr. erhöht, und dann ein von der Landſchaftscommiſſion als rich« 
tig anzuerkennendes Verzeichniß der Lünftig zum Wamilienfiveicommiß geböri« 
gen Grundbeſitzungen durch die Geſetzſammlung veröffentliäht werben. . 


19. März. (Norbd. Bund). Reichstag: zweite Leſung des Wahlgeſetzes. 
Es wird das Amendement angenommen, baß nur bie Solbaten „bei 
ber Fahne” vom Wahlrecht ausgefchloffen feien, bie Reſerviſten alfo 
twahlberechtigt find. 


3. , (Luremburg), Landtag: Debatte über bie Demolirung ber 
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Feſtungswerke und das Begehren Preußens, das auf ber wirklichen 
Demolirung befteht. 


26. März (Nordd. Bund). Nachdem ſchon die Gewerbeordnung von 


Seite Medlenburgs lebhafte Oppofition gefunden, geht ber Entwurf 
über den Unterftüßungswohnfig im Ausſchuß erft. nah langen Käm⸗ 
pfen mit 4 gegen 3 Stimmen burd). 


Anf. April. (Sachſen). Der Uebertritt bes Grafen Schönburg zur 


6 


fatholiihen Kirche erregt einen allgemeinen Sturn bez. der Patro— 


. natsrechte. 


„ NRordd. Bund). Reichstag: Debatte über den Antrag Hagen 
und Gen. bez. die Verordnung bes Bunbespräfidiums vom 22, Dee. 

Der Antrag lautet: Der Reichstag wolle beichließen, zu erklären: „Die 
Verordnung des Bundespräſidiums vom 22, Dechr. 1868, betr. die Einfüh- 
zung der in Preußen geltenden Vorſchriften über die Heranziehung der Mili⸗ 
tärperſonen zu Communalauflagen im ganzen Bundesgebiet Bundesgejetzblatt 
von 1868 Nr. 35) iſt durch den Art. 61 der Bundesverfaſſung nicht gerecht- 
fertigt und ifl daher, infofern fie der verfafjungsmäßigen Zuftimmung des 
Bundesrath3 und des Reichstags entbehrt, als eine rechtöverbindlige Norm 
für die einzelnen Bundesstaaten nicht zu erachten.” Graf Schwerin bean- 
tragt, unterftügt von der nationalliberalen Fraction: „Eine Commiffion von 
21 Mitgliedern zu ernennen und derjelben den Antrag des Abg. Hagen, jo» 
wie die den Gegenftand betreffenden Petitionen mit dem Auftrage zu üÜberweifen, 
die Nechtögiltigfeit der Verordnung v. 22. Dec. 1868 zu prüfen und eventuell 
—e—n zur anderweitigen geſetzlichen Regulirung der Angelegenheit zu 
machen.“ 

Die ſächſiſchen Abgg. Günther, Gebert und Ackermann er- 
klären ſich übereinſtimmend für den Antrag Hagen. Wenn man Einheit ha⸗ 
ben wolle, dann hebe man die Steuerfreiheit in Preußen auf, führe aber nicht 
nie gekannte Steuerbefreiungen in den übrigen Bundesländern ein. Präſ. 
Delbrüd gibt allgemeine Geſichtspunkte, welche bei dem Erlaß der Verord⸗ 
nung maßgebend waren. Es fomme lediglich darauf an, ob die in Rebe 
ſtehende Steuerbefreiung ein Theil der preußijchen Geſetzgebung ſei oder nicht; 
das Letztere verſucht Redner zu erweilen. v. Seydewitz erklärt fi) ſowohi 
gegen den Hagen'ſchen als auch gegen den Schwerin'ſchen Antrag. Braun 
(Wiesbaden) iſt „im Intereſſe des Geſammtbewußtſeins der Zuſammengehörig⸗ 
Zeit der deutſchen Offiziere“ für den Antrag Schwerin. Lasker: Nichts 
habe da8 Vertrauen zur Bundesregierung bezüglich ihrer Bundesverfaflungs- 
treue mehr erjchüttert, als diefe Verordnung. Man höre der Klagen über den 
Militärftaat mehr als genug, und es ſei nicht nöthig geweſen, dieſe Klagen 
durch Einführung von Steuerbefreiungen noch zu vermehren. Redner erklärt 
ſich Jchließlich ebenfalls für den Antrag Schwerin. Der Antragftelleg Hagen 
weft nad), daß das Bundespräfidium nicht berechtigt geweſen, dieſe Verord⸗ 
nung zu erlaflen. Ber Artikel der Bundesverfaffung beftimme: Nach 
Publication diefer Verfaffung ift in dem ganzen Bundesgebiete die geſammte 

reußiſche Militärgejeggebung ungeſäumt einzuführen, ſowohl die Geſetze 
—* als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung erlaſ⸗ 
jenen Reglements, Anftructionen und Reſcripte, namentlih alſo das Mi⸗ 
Yitärftrafgefehbuh vom 8. April 1854, die Militärftrafgerichtsordnung 
vom 3. April 1845, die Verordnungen über die Ehrengerichte vom 
30. Juli 1843, die Beftimmungen über Aushebung, Dienitzeit, Servis- 
und Verpflegungsiwefen, Einguartierungen, Erſatz von Flurbeſchädigungen, 
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Mobilmadung u. |. w. für Krieg und Frieden. Zu diefen die Militärs 
geſetzgebung betreffenden Gefegen, Reglements 2c. gehören die in Preußen 
geltenden Beſtimmungen über die Heranziehung der Militärperfonen zu 
den Communalauflagen nicht. Dieſelben bilden vielmehr einen mejentlichen 
Theil oder eine Ergänzung der Gemeindegefehgebung. Es komme Hinzu, daß 
die betreffenden Vorſchriften der nur in einem Theile Preußens (den annectir⸗ 
ten Ländern) oetroyirten Verordnung vom 23. September 1867, „betreffend 
die Heranziehung der Staatsdiener zu den Communalauflagen in den neu» 
erworbenen Landestheilen*, welche durch die Berorbnung vom 22. Dec. 1868 
auf das ganze Bundesgebiet ausgedehnt werben follen, jedenfalls nicht unter 
den 8 61 der Bundesverfoflung fallen. Denn die Bundesverfaffung trat ber 
reits mit dem 1. Juli 1867 in Kraft; nur die damals bereits beftehenden 
Beftimmungen der preußifchen Militärgejeggebung konnten daher in dem 8 61 
der Bundesverfaflung gemeint fein, nicht aber auch die einer erft fpäter und 
nur für die neuerworbenen Landestheile oetroyirten Verorbnung vom 23. Septem⸗ 
ber 1867, deren Beftimmungen überdieß nicht überall mit den betreffenden in 
den altpreußifchen Landestheilen geltenden Vorſchriften harmoniren. Redner 
erflärt ih fchließlid mit dem Antrage Schwerin einverftanden, welcher 
hierauf wit großer Mehrheit angenommen wird. 


10. April. (Nordd. Bund) Reichstag: Es wird abgelchnt die Frage 


13. 


14, 


H 


bes Dberhandelsgerichtes (die im Bundesrath mit weit mehr als 
Zweibrittelmehrheit burchgegangen war) an eine Commiſſion zu weis 
fen, fondern zweite Leſung beſchloſſen. 

„ Rordd Bund) Reichstag: Beginn der Debatte über bas 
Budget für 1870, 

Die erfte Berathung iſt nur kurz, mehr ein flüchtiges Plänkeln der Mei» 
nungen über das, wa3 zur Aushilfe der leidenden Bundesfinanz zu thun fei. 
Tweften wünſcht die Matricularbeiträge dur Steuern erfett zu fehen und 
empfiehlt als jolche, welche von den Einzelftaaten auf den Bund übergehen 
follen, die Einfommen- und Klaffenfteuern. v. Hoverbed erklärt fi da⸗ 
gegen, und der Präfivent des Bundestanzleramts Delbrüd benügt die Ges 
Yegenheit zu der Ankündigung, daß dem Bundesrathe 3 Gejegentwürfe por» 
Tiegen, welche den Zweck haben, die eigenen Einnahmen des Bundes zu erhöhen. 
Diefelben betreffen die Erhöhung der Spiritusfteuer, die Aufhebung der 
Portofreigeit und die Einführung eines allgemeinen Wechlelftempels ; die erften 
beiden Gelegentwürfe werden noch im Laufe diefer Woche dem Reichstage zu- 
gehen. Miquel erklärt, auf die Dauer fei e8 nicht möglich, die Laſt der 
Rüftung zu ertragen und noch dabei die Bundesmarine zu entwideln. Aber er 
hat die Hoffnung, daß auch Süpdeutichland fich bald veranlaßt jehen werde, zu 
diefen Ausgaben beizutragen (Gelächter), ſonſt müßte man von der Entwidelung 
der Marine bei den großen Ausgaben für die Landarmee vorläufig abfehen, 
da der jetzige Zuftand unerträglich fei. Der Redner legt fehliehlic Verwahrung 
ein gegen die Erhebung der Matricularbeiträge Seitens des Bundesraths 
ohne vorherige Bewilligung des Reichstags. Wigard ift der Meinung, bei 
der achtunggebietenden Stellung, die der norddeutſche Bund fich vindicire, ſollte 
er doch feinen Einfluß dahin geltend machen, eine allgemeine Reduction der 
ftehenden Heere herbeizuführen. 

„Mordd. Bund). Bundesrath: Hamburg trägt als Zwiſchen⸗ 
zug gegen das Oberhandelsgericht in Leipzig, das ben Hanſeſtädten 
nicht convenirt, auf ein oberjtes Bundesgericht überhaupt an. 

„ (Breußen). In Hannover wird ber Geburtstag der Königin 
Marie von Hannover von ber Welfenpnrtei zu neuen Demonftratios 


nen gegen Preußen benügt. » ; 
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16, April. (Nordd. Bund) Reichstag: Debatte Über den Antrag 
Tweften:Münfter auf Errichtung verantwortlider Bunbesminifterien. 
Tweften: Nach außen ſei man nicht vorwärts gekommen, es jei auch feine 
Ausficht dazu. Die Hoffnungen, die man an daS Zollparlament geknüpft, 
hätten ſich nicht bewährt, Defto dringender fei zu rathen, auf dem Weg der 
inneren Entwidlung vorzugehen; dazu gehöre vor Allem eine geregelte Regie- 
rungsgewalt, die man eben nur in verantwortlichen Minifterien gewinnen 
inne. Graf Münfter: Ihm wäre ein Antrag auf Revifion der Bundes- 
verfaffung lieber gewefen. Er hoffe jevoch, daß, indem der vorliegende Antrag 
angenommen werde, man einfehen werde, daß eine füderative Verfaſſung nicht 
pafie, daß die Spige der Berbindung fo vieler Staaten eine monarchiſche fein 
müſſe. Er bitte den großen Staatsmann, der ſich im Haufe befinde, den Ans 
trag als ein Vertrauenspotum anzujehen! Deutichland fei der Sentralbahn- 
hof von ganz Europa geworden; da könne nur ein Director Ordnung ſchaf⸗ 
fen. Die Sonne von Königgräß fei die untergehende Sonne der Habsburger, 
die aufgehende der Hohenzollern für Deutichland geworben, welche Letzteren 
damit die Verpflichtung übernommen, für die Einigung Deutichlands zu ſor⸗ 
gen. v. Unruh: Er ftehe allen revolutionären Tendenzen fern und hege das 
höchſte Vertrauen und die größte Verehrung für den Herrn Bundeßfanzler, 
für den der Antrag keineswegs ein Mißtrauensvotum fein jolle; aber dieſer 
müßte ein Riefe an Körper fein, wie er an Geift ſei, wenn er die gegenwär= 
tige Stellung durchführen wolle. Die preußiihe Verfaffung ſpreche auch von 
verantwortlihen Miniftern. Die VBerantwortlichkeit werde den Bundesminiftern 
eine ganz andere Stellung geben. Die Zwede des Bundes ſeien gar nit zu 
erreichen ohne bejondere Miniſter. v. Blankenburg: Er finde es jehr 
fonderfar, daß, wenn man dem Herrn Bundeskanzler ein Vertrauensvotum 
geben wolle, man damit anfange, feine Thätigkeit zu beichränfen. Er Hoffe, 
daß die zahlreichen Unterſchriften nicht die Nothwendigkeit involvirten, dafür 
zu ſtimmen. Die Nationalliberalen jchienen in ihr Vaterhaus zurückkehren 
zu wollen, und er habe bemerkt, daß der Conflictvater, Herr Hagen, feine ver» 
Iorenen Kinder wieder um fi zu jammeln ſuche. Selbft die Annahme des 
Antrags könne Fein Refultat haben. Man habe den Antrag als eine Früh⸗ 
lings⸗Friedenstaube proclamirt mit der deuiſchen Einheit im Schnabel: er 
aber habe feine Taube, fondern nur einen ganz gewöhnlichen passer rusticus 
constitutionalis (conftitutionellen Feldſpatzen) finden können. Gin verantwort= 
liches Minifterium würde entweder den Bundesrath vollftändig abjorbiren, 
oder die Minifter würden Lächerliche Figuren werden. Er glaube, man hätte 
doch wohl jet in Deutjchland alle Urſache, mit den Verhältnifien zufrieden zu 
fein, Staatsminifter Frhr. v. Frieſen: Er freue fi, daß von den Gegnern, 
namentli von dem zweiten Redner, die Abſicht der Antragfteller jo unum⸗ 
wunden ausgeſprochen ſei. Cr verftehe nicht, wie die einzelnen Staaten durch 
den Antrag eine größere Sicherheit erhalten ſollen. Er finde vielmehr, daß 
die Unficherheit der Staaten durch das fortwährende Nütteln an der Verfaf- 
jung wachſe. Die einzelnen Staaten hätten volfftändig das Necht, auch ihre 
Intereſſen im Bunde zu vertheidigen. Innerhalb des Bundes jet noch ſehr 
viel zu thun auf der gegebenen Baſis; man möge nicht fortwährend Neues 
darauf laden. Man möge in den Gemüthern der Männer, die es redlich mit 
dem Bunde meinten, nicht Conflicte hervorrufen, die ſie zwängen, zu ſagen: 
bis hieher und nicht weiter. Der Antrag berühre nicht bloß die Intereſſen 
der einzelnen Staaten, er bevrohe das Snierefie des ganzen Bundes. Man 
baue doch ein Haus nicht auf, indem man fortwährend daran umändert und 
rüttelt, Graf Bethuſy-Huc: Kein Name feiner Partei mwirde unter dem 
Antrage ftehen, wenn man hätte annehmen können, daß derfelbe als ein Miß⸗ 
trauensvotum gegen den Mann gedeutet werden Tönnte, dem der Bund fo viel 
verdanke. Das Gefühl der Sicherheit werde aber erſt dann eintreten, wenn man 
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Zuftände geſchaffen, auf welche man feſt bauen konne. Er ſehe bei ber finan⸗ 
ziellen Lage des Bundes mit Sehnſucht dem Augenblid entgegen, wo daß Ende 
der Zollvereinsverträge e8 dem Bunde möglich machen werde, für die Fort⸗ 
Dauer des Zollverein? Bedingungen zu ftellen, welche die finanziellen Verhält⸗ 
niffe änderten. Die heutige Vorlage (Spiritusfteuer) halte er für einen neuen 
Beleg für die Unhaltbarfeit der finanziellen Zuflände, denn fie drohe gerades 
zu die tüdtigften Provinzen zu ruiniren. Graf Bismard: Ich kann den Antrag 
unmödglih anders denn als ein Mißtrauensvotum für den Bundeskanzler auf- 
fafien. Aus dem Antrage tönt immer wieder das kurze und energifche Botum 
eines unjerer Mitarbeiter, de8 damaligen Abgeordneten für Hagen, hervor: 
Fort mit diefem Minifterium | Sort mit diefem Kanzler! — nit mit mir als 
Fleiſch und Bein, ih will e8 fo nicht auffafien, aber als Inftitution. Dieſe 
Tendenz des Antrages vermag feine Verfiherung, die mir gegeben werben 
Lönnte, wegzuwaſchen. Ich war zweifelhaft, wie weit die politifche Bedeutung 
des Antrages fich erftreden ſollte; ich hätte deßhalb gern gejehen, wenn die 
Herren Untragfteller die Mühe, diefen Antrag in ein Geſetz zu formuliren, 
nicht dem Bundeskanzler überlafien, fondern ſelbſt die Verfaſſungsänderun⸗ 
gen gekennzeichnet und gejagt hätten: wir beantragen, daB die Verfafjung da- 
hin abgeändert werde, daß Artikel fo und fo künftig fo und jo laute, daß der 
Artikel, welcher die Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers beftimmt, aufgeho- 
ben werde. Kine ſolche Formulirung würde von Haufe aus einen Tlareren 
Einblid in die Tendenz des Antrages gewährt haben, und es würde dann, 
wenn auch vielleicht eine Minderzahl von Unterſchriften auf dieje Weiſe erreicht 
worden wäre, dem Antrage an fi das Berdienft der Klarheit doch nicht ab» 
zuiprechen jein. Ich babe ausdrücklich gewartet, bis die Herren Antragſteller 
und einige andere Herren geiprochen hatten, um mir darüber ar zu werben, 
bis wie weit die politifche Tendenz geht. Es iſt dies auch nach den Rednern, 
"die wir heute gehört haben, außerordentlich ſchwierig zu erfennen, und jelbit 
wenn das Publikum die Reden der Herren Untragfteller, die heute gefprochen 
haben, Tieft, jo glaube ih, daß felbit Kenner der Bundesverfafſung nicht mit 
voller Sicherheit jagen können, was die Herren wollen, und wie weit fie geben. 
Der erſte Redner, der Abg. Tweſten, hat die Wichtigkeit des Antrages Außer- 
lich im Bergleich mit feinem Nachredner, dem Grafen Miünfter, erheblich ab« 
zuſchwächen geſucht; ich glaube aber doch, daß fie in ihrer Auffaffung auf 
dafielbe hinausfommen. Der Abg. Tweſten hat die Unerträglichleit des jetzi⸗ 
gen Zuſtandes in beſonders ſtarken Yarben geihildert, und deßhalb meine ich, 
daß er den Charakter des Mißtrauensvotums gegen den gegenwärtigen Zu⸗ 
ftand durchaus aufrecht erhalten hat. Er ſprach von einem Chaos, in dem 
wir lebten, von chaotiſchen Zuftänden, deren Able Wolgen, wie er anzunehmen 
ſchien, mit Mühe niedergehalten würden dur eine Dictatur, in der wir leb⸗ 
ten. Der glüdlide Träger diefer Dictatur ſcheine ich zu fein. Ich habe mich 
über den Borwurf, der darin Tiegen Tönnte, ſchon etwas beruhigt durch eine 
Aeußerung des Herrn v. Unruh, der mir empfahl, die Parlamente, welche 
der Dictatur nicht folgten, nicht als foldye zu beurtheilen, die nicht mit mir 
denjelben Zwecken folgten. Ich bin weit entfernt davon, ich gebe das zurüd: 
beurtheilen Sie den Bundesfanzler, der nit mit Ahnen einveritanven ift, 
nicht als das Gegentheil wollend von dem, was Sie wollen, jondern er will 
es nur auf einem anderen Wege, und wenn Ich aufhören wollte, gegen Ihren 
Widerſpruch in irgend einer Weile ernftlich zu reagiren, jo müßten Sie dar« 
aus ſchließen, daß er mir gleihgiltig wäre, und ich glaube, Sie follten «8 
günftig aufnehmen, wenn er das niemals iſt. Zur Befeitigung diefeg Chaos, 
zur Abſchaffung der Dictatur, hat au der Abg. Tweſten, jo fehr er den 
Stachel de3 Antrages zu verhüllen juchte, Tein anderes Mittel, als verant⸗ 
wortliche Minifterien, verantwortlich bloß für dasjenige, wofür der Bunbes« 
kanzler Bisher verantwortli ift: für die Handlungen des Präfiviums, das 
wurde ſchwerlich ausreichen. Der Abg. v. Blandenburg hat fon aus ein« 
5* 
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ander geſetzt, daß es fi doch wohl um die Verantwortlichkeit für die Geichäfte 
des Bundesrathes handelt, indem fonft eine nur ſchmale Baſis für die Stel» 
lung des verantwortlichen Bundesminifteriums übrig bleibt; eim weitereß Ger 
biet, auf dem diefe Verantwortlichkeit praftiich geübt werden Tann, wäre nur 
durch Einſchränkung des Gebietes des Bundesrathes herzuftellen. Bisher wird 
die Stelle folder Bundesminifter nicht, wie man fäljhli gewöhnlich annimmt, 
vom Bundeskanzler verjehen, jondern von den Ausſchüfſen des Bundesrathes. Unfer 
Zinanzminifter ift der Finanzausſchuß des Bundesrathes; nach Anleitung diejes 
Ausſchuſſes übt der Bundesrath die Controle über die finanzielle Gebahrung und 
übt fie, wie ich glaube, mit voller Sicherheit. Wenn der Antrag in feiner Faſſung 
glauben laſſen könnte, daß geordnete Zuftände der Verwaltung jet nicht beftehen 
(e8 beißt in dem Antrage: „ven Bundesfanzler aufzuforbern, eine geordnete 
Auffiht und Berwaltung auf geſetzlichem Wege herbeizuführen”), jo möchte ich 
die Herren einladen, ſich durch Reviſion aller Kaflen, Bücher, Bureaug davon 
zu Überzeugen, und Ste würden die Gewißheit erlangen, daß Sie in dem 
geordnetften Zuftande von der Welt leben, in einem Zuftande, nicht bloß con« 
trolirt durch die preußifhe Oberrehhnungsfammer, jondern controlirt durch 
die Vertreter ſämmtlicher 21 Regierungen, die, außer Preußen, den Bund 
bilden, und durch jehr wohl berathene Vertreter. In gleicher Weiſe wird Die 
Irieg8minifterielle Thätigfeit durch den Militärausfhuß des Bundesrathes ge» 
übt, an deſſen Spige ſich der preußiſche Kriegsminifter befindet, und der feine 
bundesfriegäminifteriellen Verfügungen, abgejehen von den preußiſchen, nicht 
in der Eigenſchaft des Kriegäminifters, jondern in der Eigenichaft des Vor⸗ 
figenden dieſes Ausſchuſſes zeichnet und an die Bundesgenofien abgehen läßt. 
So haben wir unjeren Rechnungsausſchuß, unferen Handelsausſchuß. Alle 
diefe Organe, die dadurch hergejtellt worden find, daß den Regierungen eine 
ihrer Souveränetät und ihren vertragsmäßigen Rechten entiprecdende Stellung 
und Mitwirfung im Bundesrathe angewieſen ift, würden nach diefem Antrage 
bei feiner Durchführung überflüffig werden, ebenjo überflüfiig würde das ganze 
Bundeslanzleramt werden, was einem collegialiiden Minifterrum doch nicht 
untergeben gedacht werden könnte; ich entnehme aus dem Antrage, Sie wol« 
len dafjelbe in jeine einzelnen Beitandtheile zerlegen und dieſe einzelnen Bu⸗ 
zeaug zu mit dem Kanzler gleichberechtigten Minifterien maden. Ih komme auf 
diefe Trage und meine Stellung dazu nachher. Einftweilen möchte ih doch nur 
gegen das allgemeine Mißtrauensvotum, welches im Antrage liegt, die Bun— 
desregierungen in Schuß nehmen, — nicht bloß vom vertragsmäßigen Stand⸗ 
punkte, obwohl auch der geltend gemacht zu werden verdient, indem die Bun⸗ 
desverfaflung in ihrer eriten Baſis auf Staatsverträgen beruht, von deren 
Geift fie durchdrungen bleiben würde, man geglaubt hat. Nun it zwar dies 
fer Antrag (und ſelbſt wenn er noch weiter ginge) ein formell verfaffungs- 
mäßiger, das beftreite ih ihm nicht; es würde auch ein formell verfaflungs« 
mäßiger Antrag jein, wenn beiſpielsweiſe im amerikaniſchen Congreß der 
Antrag geftellt würde, den Senat abzujchaffen, die einzelnen Staaten in ihrer 
Stellung zur Union zu beſchränken und den Präfiventen zum erblichen Monar⸗ 
hen zu erklären; e8 würde auch ein verfaflungsmäßiger Antrag fein, wenn 
im preußiichen Landtage der umgelehrte Antrag auf verfaffungsmäßige Ab⸗ 
ſchaffung der erblichen Monarchie, Aenderung der Verfaffung nad dieſer Rich- 
tung, geſtellt würde; nichts defto weniger würden beide Anträge in den Ver⸗ 
Tammlungen, in denen fie geftellt würden, ein gewiſſes Befremden der Betheis 
ligten erregen, und man würde fie mit dem Geifte der Verfaſſung wohl 
Ichwerlich verträglich finden. Ich will diefen Antrag nicht auf gleiche Linie 
ftellen; er geht nicht jo weit, ich führe nur die Analogie an, wie weit man 
auf diefem verfafjungsmäßigen Wege kommen fanrı, vielleicht ja auch kommt, 
denn Alles ift provijorii in der Welt. Die Frage drängt fih mir nur auf: 
wodurch haben die Bundesregierungen dieſes Todesurtheil für ihre berechtigte, 
vertragsmäßige Mitwirkung im Bunde verbient? Haben fie etwa ihre Stel⸗ 
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lung partienlariftiih gemigbraudt? Haben fie filh der Mitwirkung entzogen ? 
Haben fie einen unberechtigten Widerſpruch hartnädig geübt? — Haben fie 
nicht im Gegentheil fih mit voller Hingebung, mit patriotiiher Hingebung 
an dem gemeinfamen Werke betheiligt ? Sollen fie dafür geftraft werben, 
indem man ihnen die Berechtigung, die fie zwei Jahre hindurch zum Vor⸗ 
theil de8 Bundes und alle Anerkennung verdienend geübt haben, nunmehr 
ſchmälert und entzieht? — M. H.! Dazu verlangen Sie nicht, daß ich als 
Bundeskanzler jemals die Hand biete! Sie find gewiß eiferfüchtig auf Ihre 
verfafiungsmäßigen Rechte, und ein ähnlicher Antrag auf Schmälerung der 
Rechte des Reichstages, wie He bier in Bezug auf die Nechte des Bundesraths 
beabfitigt wird, würde einen Sturm der Enträftung erregen, gegen welche 
die fchlihterne Abwehr der Mitglieder des Bundesrathes gar feinen Vergleich 
aushalten würde, Seien Sie gegen die Nechte Anderer, die mit Ihnen zu 
wirken berufen find, ebenſo gemwiflenhaft: gegen die Rechte des Präſidiums 
und feines Kanzlers! Das allgemeine Miktrauen, welches diefen Antrag 
durchweht, beſchränkt fich nicht auf Norddentſchland, es ift mit einer ganz ſchar⸗ 
fen Spite gegen die ſüddeutſchen Regierungen gerichtet; e8 bedeutet nad Süd⸗ 
deutfehland Hin jo viel, al3 wenn man fagen wollte: auf euch rechnen wir fo 
wie ſo nit mehr, wir jchließen unſer norddeutiches Staatsweſen ab, ohne 
weiter auf euren Beitritt zu warten. Denn e8 Tann doch Niemanden ent⸗ 
gehen, mie entgegengejegt die Strömungen Im Süden und im Norden fließen: 
der Süden ift vermöge feiner Stammeßeigenthümlichkeiten, vermöge feiner 
Stellung in der früheren Reichsverfafſung dur und dur particulariftiich 
und conjervatid, wir find ihm nicht nur zu liberal, wir find ihm zu national, 
alfo im Ganzen zu nationalsliberal. — Unterfugen Sie die Eigenthämlidh- 
feiten der Süddeutſchen: als Bayer, als MWürtemberger, als Schwabe, als 
Bajuvare, als Franke will er fich conferviren, das fteht an der Spike aller 
füddeutichen Kundgebungen. Der Norddeutſche Bund ift ihm Thon viel zu 
eng geeinigt; einem viel Ioderen Verbande, der die berechtigten und unberech⸗ 
tigten Eigenthümlichfeiten in ſehr viel höherem Maße fchonte, würde er ih 
vielleicht entjehliegen Tönnen, näher zu treten. Das wiflen Sie Alle — und 
Ichlagen ihnen nun die Thür vor der Nafe zu. Der Antrag ift eine zweifel- 
Iofe Vertiefung des Mains als Grenze, das ift gar Feine Frage; mit der 
Annahme dieſes Antrags wäre an den Beitritt der füddeutichen Regierungen 
nicht mehr zu denken. Daß wir auf eine felbftthätige Vermittlung und Be⸗ 
theiligung des ſüddeutſchen Volles rechnen, — ja, m. H., dazu gehörten 
Deutſche jo, wie man 1848 fie fih an die Wand gemalt Dachte, wenn man 
der Liberalen Partei angehörte; aber nicht fo, wie fie wirkli find. Der Sitd- 
deutſche macht feine Volksbewegung und übt keinen nationalen Drud auf feine 
eigene Regierung, auf feine eigene Dynaſtie — mit der Gefahr von Haut und 
Knochen, er Lönnte dabei zu Schaden kommen. Wenn er da fteht, wo das 
Geſetz ihn Hinftellt, dann tft er gleichgiltig gegen die Gefahr, dann ſchlägt er 
fih als braver Soldat; muß er fi aber jagen, daß er ſich die Knochen auf 
eigene perfönliche Verantwortung zerſchießen läßt, da befinnt ſich der Deutiche 
fehr lange, ehe er das täut. M. H.! Nach meinem Gefühle Ichärfen Sie die 
fen Gegenfag der Strömungen in Süddeutſchland und Norddeutſchland. In 
Süddeutichland ift der Einheitsdrang fo ſchwach, daß die Leute, die offen um 
die Hilfe des Auslandes buhlen, um dasjenige an Einheit, was wir erworben 
haben, wieder zu zerſchlagen, — daß diejenigen Leute, die den augenblidlichen 
Zug des Friedens, der durch die Welt geht, höchlich bevauern, weil dadurch 
der Moment hinausgefhoben wird, fremde fiegreidte Bayoneite mit dem Blut 
ihrer norbveutichen Brüder gefärbt zu jehen, — daß diefe Leute nicht etwa 
mit der fittlihen Entrüftung ihrer Landsleute bedroht, nicht als Landesver⸗ 
räther offen gefennzeichnet und gebrandmarkt werben, fonvern, daß man fi 
um ihre Unterflügung bei den Wahlen bewirbt, daß man mit ihnen capitulirt, 
daß fle genchtet neben ihren Mitblirgern figuriven. Den Norddeutiſchen geht 
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die unifieirende Thätigkeit ded Bundes zu langſam; was man in Süddeuiſch⸗ 
land als übertriebene Beichleunigung, als Raſchmacherarbeit betrachtet, heißt 
hier Stagnation. Und diefen Gegenfag zu vermitteln, Süddeutſchland nicht 
aus den Augen zu verlieren, den Gang Norddeutſchlands zu beichleunigen, 
dabei aber Fühlung zu behalten mit jänmtlichen Bundesfürften, mit dem 
Bundesrath, mit dem Bundespräſidium und vor Allem mit diefem Reichstag: 
— das ift die Aufgabe, die Sie dem Bundeskanzler ftellen, er möge fie im 
Wege der Gejekgebung Idjen! Um ihm nun dieſe Aufgabe zu erleichtern, 
— wenn Sie ihn zum wirklichen Dictator ernännten, jo Tönnte man an einen 
folgen erhebliche Anſprüche ftellen, aber um ihm die Aufgabe zu erleichtern, 
wollen Sie ihm Hände und Füße binden und ihn durch ein Collegium an das 
Bängelband nehmen laſſen. Es fol eine ftarfe, gewandte, freibewegliche Re⸗ 
gierung fein, aber fte ſoll bei allem, was fie thut, von vier oder fünf mit 
ihm gleichberechtigten Collegen, durch deren Ernennung Sie alle Schäden der 
Welt geheilt glauben, die Zuftimmung einholen. .M. H., wer einmal Minis» 
fter geweſen ift und an der Spike eine8 Minifteriums geflanden hat und ge» 
zwungen gewejen ift, auf eigene Verantwortung Entichließungen zu finden, 
ſchreckt zuletzt vor dieſer Verantwortung nicht mehr zurück, aber ex ſchreckt 
zurüd vor der Nothwendigkeit, fieben Leute zu Überzeugen, daß dasjenige, was 
er will, wirklich das Richtige if. Das ift eine ganz andere Arbeit, als einen 
Staat zu regieren. Alle Mitglieder eines Minifteriums haben ihre ehrliche 
fefte Weberzeugung, und je ehrlicher und tüchtiger fie in ihrer Thätigkeit find, 
um jo fchwerer werden fie fih fügen. Jeder ift umgeben von einer Reihe 
ftreitbarer Räthe, die auch jeder ihre Ueberzeugung haben, und ein Minifter- 
präfident muß, wenn er Zeit dazu hat — und ich würde mich dem auch nicht 
entziehen —, den einzelnen Rath, der in einer Sache das Ohr jeines Chefs 
hat, zu überzeugen verſuchen. Einen Menſchen zu überzeugen, ift an und für 
jich ſehr ſchwierig, man überredet Manchen, man gewinnt ihn, vielleicht durch 
den äußerjten Aufwand derjenigen perjönlichen Liebenswürbigkeit, die man etwa 
befigt, und man bat diefe Anftrengungen fieben Mal oder öfter zu wieder⸗ 
holen. Ich halte an und für ſich — und darin unterfcheive id mid bon 
denen, die bisher ‚heute Iprachen, und bin feit überzeugt, aus meiner eigenen 
Erfahrung für mein Urtheil einftehen zu können, eine collegialiide Minifter- 
verfaſſung für einen flaatsrechtlichen Mißgriff und Fehler, von dem jeder 
Staat jo bald als möglich loszukommen ſuchen follte, und ih bin fo weit 
entfernt, die Hand dazu zu bieten, daß dieſe fehlerhafte Einrichtung auf den 
Bund Übertragen werde, daß ich vielmehr glaube, Preußen würde einen im- 
menfen Fortſchritt machen, wenn es den Bundesfag acceptirte und nur einen 
einzelnen verantwortlicden Minifter hätte Worin befteht denn die Verant⸗ 
wortlichkeit, m. H.? Es ift Hier gejagt worden, fie ſolle gejchaffen werden 
durch Gollegien; ich fage, fie verſchwindet mit Einführung des Eollegiums, fie 
ift vorhanden für den Einzelnen, der muß mit feiner Perjon für etwaige 
Mikgriffe einftehen, aber als Mitglied des Gollegiums jagt er: wie können 
Sie wiſſen, ob ich nicht überftimmt bin und — er braucht nicht einmal übers 
ftinnmt zu fein — ob die Schwierigkeiten, die Yrictionen, die id auf meinem 
Wege gefunden habe, nicht unüberwindlich waren, ob nicht Geſetze fieben Jahre 
lang deßhalb in Rüdftand geblieben find, weil fieben ehrliche Leute fich nicht 


etza. darüber haben verfländigen können, wie der Text lauten fol. Es entfteht in 
m&Hbi jedem Collegium, wenn eine Sache zu Ende kommen joll, mitunter gewiſſer 
Pauudas Maßen die Nothwendigkeit, zulegt Kopf oder Schrift darüber zu fpielen, mie 
IR ın$8 fein Toll, jo nothwendig iſt eine Entſcheidung, jo nothwendig ift es, daß 
2::)5 186iner da iſt — es braucht gar nicht der Klügfte zu fein — der ſchließlich 
pecncrigt,; To ſoll e8 fein, und damit hat ver Streit ein Ende, damit e8 zu etwas 
55 nenmntommt; je tüchtiger die einzelnen Charaktere find, um jo jehwieriger ift natürs 
russ Achadie Einigung unter ihnen. Zwei harte Steine mahlen ſchlecht, das ift ein 
1020 suchefansdss, Sprächwort, aber acht harte Steine noch viel ſchwerer. Ich glaube, 
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der ganze Antrag bat bei vielen feiner Interzeichner feinen Uriprung in dem 
Mißverſtändniß von der Stellung des Bundeskanzlers Überhaupt. Die Her- 
ren nehmen den Bundeskanzler für einen Bundesminifter. Der Bundeskanzler 
iſt nur Präfidialbeamter; ich glaube, e8 ift der Artikel 17 oder 18, wo feine 
Befugniſſe und Berechtigungen befinixt find; cr Hat die Verantwortung für 
alle Handlungen des Präfiviums, Seine Mitwirkung bei der Legislative ift, 
wie ſchon früher bemerkt und durch flaatSrechtliche Sean belegt worden 
it, gleich Null. In der Legislative wirke ih nur als preußiicher Bevollmäch⸗ 
tigter zum Bundesrathe mit und führe dort die preußiſchen Stimmen; das 
tönnte aber eben jo gut in der Hand eines Anderen Tiegen, als in der Hand 
des Bundeskanzler; es wäre das vielleicht zwedmäßiger, um die Stellung 
de8 Bundeskanzler reiner abzugrenzen. Dieje preußiſchen Stimmen werden 
unter Berantwortung des preußilhen Minifteriums abgegeben. Die Inſtruc⸗ 
tion des preußilchen Bevollmächtigten wird beichlofien in dem preußiſchen Mi- 
nifterium, ebenfo, wie die des ſächſiſchen Bevollmächtigten, er mag nun diri« 
gender Staatsminifter von Sachſen fein oder nicht, beichloffen wird im ſächſi⸗ 
ſchen Dtinifterium und ausgeht von Sr. Majeftät dem Könige von Sadjien, 
und die preußifche in letter Inſtanz nicht von dem Präſidium des Bundes, 
fondern von Sr. Majeftät dem Könige von Preußen. Dieſe ſchmale Balis 
der Berantwortlichkeit für die Handlungen des Präfiviums, die ſoll ic), wenn 
ih mir den Antrag im Sinne des Herrn Tweſten, im unfcdhuldigeren und 
geihäftlicheren Sinne, wobei der Bundesrath daB Seinige bebielte, außlege, — 
die jo ich theilen mit jo und fo vielen Miniftern, und zwar zunächſt aus 
dem Grunde — den ih volllommen anerfenne: daß ich nicht alles verfiche, 
was unter meiner Verantwortung vorgeht. Meine Herren! Rommen wir 
nicht Alle mehr oder weniger in dieſe Tage, namentlih die Herren Abgeord⸗ 
neten, müſſen ſie ſich nicht über den ganzen Bereich aller Minifterien und der 
ganzen preußifchen Berwaltung ein Urtheil bilden, welches gewöhnlich mit 
einer größeren Schnelligkeit und Sicherheit abzugeben ift als dasjenige eines 
Minifteriums? Sind fie nicht bei dem Budget, bei der forgfältigen Revifton 
und Erwägung des Gewerbegejehes, bei der Prüfung aller Ausgaben und Ges 
ſetze genöthigt, eigentlich Alles zu wiſſen? Nun, m. 9. ih will gar nidt 
darauf NRüdficht nehmen, daB ich feit fieben Jahren an der Spike einer großen 
Staatsverwaltung ſtehe, und daß ich da allerdings Manches aus der Uebung 
lerne, was ich früher nicht wußte, und daß ich da jedenfalls gezwungen bin, 
ein Urtheil über alle Vorkommniſſe jedes einzelnen Reſſorts mir zu bilden, 
fondern ih will darauf Bezug nehmen, daß ich den Vorzug habe, jeit 22 Jah. 
ren Mitglied aller preußilchen Zandesvertretungen geweien zu jein und darin 
nah Maßgabe meiner natürlichen Fähigkeiten und Anlagen fo viel gelernt 
habe, wie Abgeordnete im Allgemeinen lernen, wenn fie über alle Dinge ein 
Urtheil mit verantwortlier Sicherheit abgeben. Dieſes und dann die Wahrr- 
nehmung muß ich hervorheben, daß auch meine preußiichen Eollegen, wie das 
Ion der Abgeordnete Blandenburg bemerkt hat, außer Stande find, alles zu 
beurtheilen, wa3 in ihren engeren Reſſorts, wo ja die Berantwortlichkeit immer 
ſchärfer gedacht ift, vorgeht. Wie Tann von dem Tinanzminifter verlangt 
werden, daß er Domainen und Landwirthſchaft unter fi verwalte (das 
könnte man daher von dem landwirthichaftlisden Minifter verlangen), wie foll 
der Handelsminifter alle techniſchen Details jeiner riefenhaften Verwaltung jo 
denau Tennen, daß er die Richtigkeit jedes Urtheils und jeder Handlung, die 
unter feiner Berantwortung vorgeht, verblirgen könnte. Da Hilft nichts, als 
Bertrauen auf diejenigen Perſonen, die das Einzelne verftehen, und für deren 
Handlungen und deren Unftelung der Minifter verantwortlich bleibt. ch 
glaube. faum, daß es überhaupt einen Minifter in größeren Staaten gibt, der 
im Stande ift, die Hälfte, ein Viertel von dem zu leſen, was er zu unter- 
ſchreiben geſetzlich genöthigt ift; ich würde den für einen beneidenswerth ge= 
Ihäftslojen Collegen halten, der ein Viertel von dem leſen Lönnte, was er zu 
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unterfchreiben hat. Grleichtern würden Sie mir das Geſchäft durd ein Eolle- 
gium nicht, und Sie haben in mir feinen Bundeskanzler, der einen Collegen 
acceptirt. Ich flüge mid auf mein verfafjiungsmäßiges Recht. Wie das 
Amt des Bundeskanzlers ausgeflattet if, jo Habe ich e& übernommen, — 
ein Gollege würde an demfelben Tage, wo er es wird, mein Nachfolger wer- 
den müflen. Sch hoffe, Sie thun mir die Ehre an, zu glauben, daß id) eben 
fo jehr nah Eomjolidation der deutihen Berhältnife firebe, wie Sie. Ich 
habe Gelegenheit gehabt, feit Tangen Jahren zu beihätigen, daß mein Streben 
nach diefer Richtung Hin aufrichtig und ehrlih if. E3 Tann fein, daß Sie 
die deutiche Bewegung in der Art, wie fie zu behandeln if, richtiger und ſach⸗ 
verftändiger beurtheilen, als ich, ich Tann aber mur nad) meinem eigenen Ur⸗ 
theile gehen, und das beruht auf der Ueberzeugung, daß dieſer Antrag für die 
Entwidiung der deutſchen Bewegung ein nadhtheiliger ift, daB ich ſchon, wenn 
er mit großer Majorität Amahme findet, das Gefühl des Mibtrauens, der 
Rechtsunſicherheit bedauern würde, welches fih dadurch unter den verfafjung?- 
mäßig berechtigten Factoren in Deutſchland verbreiten würde, und daß es mir 
am allerliebften gewejen wäre, e8 wäre gar nicht geftellt worden, und id wäre 
nicht in die unbehaglihe Nothwendigkeit verjet worden, mich darüber zu 
äußern und ihm in einer Weile entgegen zu treten, die vielleicht meine Stel- 
Yung bei Leuten, welche die Dinge weniger kennen wie wir Alle, in ein fals . 
ſches Licht fette, als wäre ich irgend ein Particularifi und als wollte ich den 
Bund zu irgend weldhen Rebenzweden als allein zu denen der vollften breite- 
ſten Entwidlung deutiher Wohlfahrt und Macht benuten. Iſt denn überhaupt 
der Unitarismus die nützlichſte und befte politifche Geftaltung? Iſt er es 
namentlich für Deutichland? Iſt er Hiftoriih in Deutſchland? Daß er es 
nicht ift, beweifen Ihnen gerade die particnlariftiichen Bildungen, die Deutſch⸗ 
Iand nach allen Richtungen hin — nicht blos räumlid — durdjfegen. Sie 
haben nicht bloß einen Dorfpatriotismus und einen Stadtpatriotismus, von 
einer Ausbildung, wie ihn Romanen und Slaven gar nicht kennen, Sie haben 
einen Yractionspatriotismus, Sie haben einen Reflortpatriotismus, der Alles 
außerhalb des eigenen Nefiorts als Ausland betrachtet, dem man jeden Scha- 
den zufligen Tann, wenn nur das eigene Refiort Vortheil dabei hat, der natürlich 
nicht in den höchſten Spiten der Minifterien vertreten ifl, denn die Minifter 
find Staatsminiſter; aber ein Poftbeamter, der nicht auf der Höhe fleht, von 
wo ihm ein ſtaatliches Urtheil geziemt, der wird alles Andere wie Feindes 
Sand betradhten, was nicht poftaliichen Intereſſen dient, und er wird jeden 
Gewinn, auch jelbft mit Schaden für die anderen Departements, mit gutem 
Gewiſſen nad Haufe tragen. So etwas ift nur dem deutichen Charakter mög⸗ 
lid. Das hat auch dahin geführt, daß der Deutihe fih nur in einem Tlei- 
neren Gebiete vollftändig behaglich fühlt, und daR man nicht wohl thut, ihm 
von feinem häuslichen Behagen mehr zu nehmen, ala abfolut zum Zujam- 
menhalten des Banzen, als zur Wirkung nah außen erforberlih if. Dieſer 
Particularismus ift die Baſis der Schwäche, aber auch nach einer Richtung 
hin die Bafis der Blüthe Deutſchlands. — Die Kleinen Gentren haben - ein 
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breitet, wie man e8 in centraliftiih organifirten großen Ländern ſchwer findet. 
Die muß man bereift haben, civilifirte und uncivilifirte, um zu erkennen, mie 
dort die Provinzen gegen das allgemeine Gentrum um Jahrhunderte im 
Rüdftand bleiben. Die Gehler des Particularismus, die Schwäche nach außen, 
die Zerriffenheit im Innern, die Hemmiftride für die Entwidlung von Handel 
und Verkehr, die hat der Bund im Princip vollfländig durchſchnitten, und fie 
vollſtändig zu befeitigen, ift feine Aufgabe. Laſſen Sie ihm Zeit dazul Er 
iſt noch jung, er wird es zu Stande bringen, und wir werden dabei einträdhtig 
zuſammenwirken zu einem pofltiven und bon der ganzen Nation, wenn e8 er⸗ 
reiht wird, dankend anerkannten Ziele. Betrachten Sie die Stantenbildungen, 
welche eine große Entwidlung im Vergleich mit ihren phyſiſchen Kräften er⸗ 
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reicht Haben, ohne daß die innere Freiheit darunter gelitten hätte — und ih 
denke, auf diefe legen Sie einen Werth — fo werden Sie finden, daß dieſe 
Bıldungen vorzugsweife auf dem germaniſchen Boden der Geſchichte wachſen, 
und daß fie mehr oder weniger, ich will nicht fagen föderaliftiiher, aber doch 
decentralifirender Ratur find. ch führe Ihnen als erftes ſchlagendes Beiſpiel 
England an, wo der Particularismus fi nur im Schatten des Dorfes und 
der Grafſchaft in einer Weife verbirgt, dab er für die geographiichen Linien 
der Karte nicht erfennbar wird. Aber England ift ein decentralifirtes Land, 
da3 in diefer Beziehung nachzuahmen, wir in Preußen lebhaft beftrebt find. 
Sehen Site die große, reihe und mächtige Erſcheinung der nordamerikaniſchen 
Vreiftaaten, ob man dort den inheitsftaat als das Palladium der Freiheit, 
als die Bafis gefunder Ausbildung betrachtet! Sehen Sie die Schweiz mit 
ihrer Santonalverfaffung! Sehen Sie ein Gebilde, welches, wenn ich mid 
nicht täuſche, am meiſten Analogie mit dem unferigen hat, die alte Berfafjung 
der vereinigten Niederlande, der Generalftanten, wo die Selbftändigfeit der 
Provinzen in fehr hohem Grade gewahrt war! Ich kenne fie nicht jo genau, 
um zu wiſſen, ob der dortige Kanzler oder Großpenſionär verantwortliche 
Minifter neben fi hatte, oder ob ihm nur der Bundesfeldherr und Statt« 
halter aus dem Haufe Oranien mit dem Kriegsſtaate zur Seite fland. Ich 
glaube, e8 wird bier Jedem, der fi dafür intereflirt, und der mehr Zeit Hat 
wie ich, lehrreich fein, diefen Vergleich weiter durchzuführen und die bewun⸗ 
dernsmwerthen politiihen LXeiftungen, die uns die Geſchichte von der Republik 
der vereinigten Niederlande erzählt, zufammenzubalten mit dem hohen Grade 
yerfönlicher Freiheit, der unter dem Schuhe dieſes Regime's gedieh. Die 
Gentralifation ift mehr oder weniger eine Gewaltthat und ift ohne einen — 
werigftend am Geifte der Verfaffung fi) verjündigenden Bruch kaum durch⸗ 
zuführen, und ein folder Brud, mag er aud in der Yorm gededt oder ge 
rechtfertigt erfcheinen, hinterläßt Stellen, die innerlih biuten, und mie lange 
fie nachbluten, das weiß fein Menſch und kann keiner controliren, es wird 
dann vielleicht au dem Bundeskanzler überlaffen fein, im Wege der Geſetz⸗ 
gebung ſolche Schäden wieder aufzubeflern. Ich glaube, man ſoll fi in den 
germanischen Staaten nicht fragen, wenn man es der Bevöllerung recht machen 
will: was kann gemeinfam fein, wie weit kann der große Mund des Gemein- 
wefens Hineinbeißen in den Apfel, — jondern man muß fi fragen: was ınuß 
abjolut gemeinfam fein? und dasjenige, was nicht gemeinfam zu fein braudt, 
das fol man der ſpeciellen Entwidlung überlafien. Damit dient man der 
Freiheit, damit dient man der Wohlfahrt. Ich erinnere an die Zeit, fie ift nicht 
lange ber, wo — e8 follte mid verwundern, wenn nicht Vertreter dieſer Rich» 
tung in dieſem Saale fäßen — als Bafis einer einheitlichen und freiheitlichen 
Geftaltung Deutihlands die Zerlegung Preußens in Kleinere Beſtandtheile be⸗ 
trachtet wurde. Ich fehe ein Kopfſchütteln, was ih auf einen Mangel an 
Studium der älteren Zeitgefchichte zurückführe. Ich erinnere aber nur an die 
Beitrebungen, denen wir augenblidlich in Preußen huldigen. Wir fuchen zu 
decentralifiren, wir ſuchen provinzielle und locale Selbftändigkeiten zu ſchaffen: 
warum follten wir denn bier im Bunde gerade daS Gegentheil davon thun? 
bier, wo wir, ich will nicht jagen provinzielle, aber Locale Selbftändigfeiten 
haben, und Selbftändigkeiten, die Deutichland zu großem Nutzen geworden 

td. Wir haben von Sghfen beiſpielsweiſe Vieles lernen können für unfere 
Verwaltung; wir haben ähnliche Erfahrungen in Hannover gemadt, und ich 
freue mid) dabei über einen Fortichritt in Preußen, über den, daß der Flud) 
der „hohen Meinung, womit der Menich fich felbft betrügt“, bet unferer näher 
zen Bekanntſchaft mit der Verwaltung der Kleineren Staaten allmähli von 
uns abgenommen wird, und ich hoffe, wir werden ihn mit der Zeit ganz ver» 
lieren. Uber das find Vortheile, die eben aus dem felbftändigen Leben ber 
Heinen Staaten herborgehen, und uns um fo weniger berechtigen, dieſem ſelbſt⸗ 
fändig gewachſenen Siaatsweſen den ihm verfaffungsmäßig zugefigerten Eins 
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fluß auf die Allgemeinheit gegen das Recht und gegen unſer Jutereſſe zu ver⸗ 
fümmern. Ich gebe gern zu, daß die Bundesverfafiung eine jehr unvollkom⸗ 
mene ift; fie ift nicht bloß in der Eile zu Stande gefommen, fondern fie 
ift au) unter Berhältnifien zu Stande gelommen, in denen der Baugrund 


‘ein jehr jchwieriger war wegen der Unebenheiten des Terrains, aber der doch 


abjolut benußt merden mußte Wir können die Geſchichte der Vergangenheit 
weder ignoriren, noch können wir, meine Herren, die Zukunft machen; 
und das ift ein Mißverſtändniß, vor dem ih aud hier warnen möchte, daß 
wir uns nicht einbilden, wir können den Lauf der Zeit dadurch bejchleunigen, 
daß wir unfere Uhren vorftellen. Mein Einfluß auf die Ereigniffe, die mid 
getragen haben, war weſentlich überjchägt, aber doch wird mir gewiß feiner 
zumutben, Gejchichte zu machen, das, m. H., könnte ich jelbft in Gemeinschaft 
mit Ihnen nicht, einer Gemeinſchaft, in der wir doch ſo ſtark find, doß wir 
einer Welt in Waffen entgegentreten Tönnten, aber die Geſchichte Tönnen wir 
nit machen, jondern nur abwarten, daß fie fih vollzieht. Wir können das 
Reifen der Früchte nicht dadurch befchleunigen, daß wir eine Lampe darunter 
halten, und, wenn wir nad) unteifen Früchten ſchlagen, jo.werben wir nur ihr 
Wachsthum hindern und fie verderben. Ich möchte deßhalb Ihnen doch mehr 
Geduld empfehlen, der Entwicklung Deutichlands Zeit zu laſſen. Daß gerade 
die Frucht, die ſie Heute ertreben, ihnen jemals reif in den Schoof falle, Hoffe 
ich nicht, denn die Gefchäfte des Landes würden ſchlechter gehen, wie ich glaube, 
fobald Sie ein Collegium an die Stelle der einheitlichen Spite ſetzen. Sie 
haben vorhin auf den Mißſtand aufmerkfam gemadt, daß preußiſche Minifter 
die Gejete für den Bund entwerfen, und naher nicht im Stande find, fie 


- Bier als Minifter zu vertheivigen. Ich könnte darauf aufmerffam machen, 


dag auch im preußischen Landtage die Geſetze jehr Häufig durch Commifjare 
derjelben Minifter vertheidigt werden, die fie gemacht haben, viefleiht auch 
durch diefelben Commifjarien, die diefe Gelege redigirt haben. Über, m. 9., 
ift denn das ein Uebelſtand? Die Geſetze für den preußifchen Landtag werde 

ja auch von preußifchen Miniftern gemadt, — werben fie denn nun mit der 
preußiichen collegialiſchen Minifter-Einrihtung beſſer oder rafcher gefördert? 
Hat denn die preußiiche Geſetzgebung etwa einen uneinholbaren Borjprung vor 
der des Bundes? Arbeitet fie auch nur mit derjelben Schnelligkeit wie der 
Bund? Ich ſollte denken, diefe Maſchine hier, an der wir fißen, hat zwei 
Jahre lang recht gut und reiht förderlich gearbeitet, — jo gut, daß es Sie 
faft ſchon langweilt, daß es fo gut geht. Sie fühlen das Bedürfniß, die Uhr 
einmal aufzumachen, ein Rad herauszuholen und zu jehen, ob es dann viel- 
leicht nicht noch beſſer geht. Ich fürchte, ich Habe ſchon zu lange Ihre Geduld 
ermübet; ich bitte nun noch eine Berfiherung don mir entgegennehmen zu 
wollen: daß jede perjönliche Empfindlichkeit über die Stellung des Antrages 
gegen deifen Unterzeichner oder gegen die Tendenz des Antrages mir abjolut 
fremd ift, und daß, wenn ich mich Über Einzelheiten des Antrages mit einer 
gewiſſen Schärfe etwa ausgedrückt habe, dies mehr eine üble Gewohnheit von 
mir ift, als ein Zeichen einer Erregtheit über die Tendenz des Antrages. Ich 
bin mir vollftändig bewußt, mit faft allen, vielleicht mit allen Antragftellern 
über das Ziel, daS wir verfolgen, ganz einig zu fein; wir wollen Deutſchland 
diejenige Geftaltung geben — im Norden und im Süden, wenn wir Tönnen 
— in der e8 am flärkften und am eimigften, it, und in der es die meijten 
Bedingungen feiner Wohlfahrt vereinigt. Ueber die Wege, die dazu führen, 
über die Mittel dazu können wir fehr. verjchievener Meinung fein. Bewahren 
wir uns aber da8 Bewußtſein, daß wir dieſem gemeinſchaftlichen Ziele mit 
gleicher Treue und mit gleicher Hingebung hüben wie drüben zuftreben, und 
maden wir aus Meinungsverfchiedenheiten über die zu ergreifenden Mittel 
und Wege keine perjönliden Vorwürfe ; verfallen wir nicht in den Wehler, bei 
jedem Andersmeinenden entweder an jeinem Verſtändniß oder an jeinem guten 
Willen zu zweifeln! Schulze (Berlin). Bon einem Miktrauenspotum Tönne 
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bier gar nicht die Rede fein; fie wollten weder mit Mißtrauens⸗ nod mit 
Bertrauensuoten etwas zu thun haben. Niemand beabfichtigt, ein neues Rad 
in die Mafchine einzufügen, denn die Free der Verantwortlichkeit ſei bereits 
in der Berfaffung ausgeſprochen, und jolle durch den vorliegenden Antrag nur 
ausgeführt, alfo der Verſuch gemacht werden, eine bereits beftehende Sache in 
Wirkfjamkeit zu fegen. Dur diefen Antrag würden die lofen Bundamente 
des Baues geftügt, die Verfafſung im freiheitlichen Sinne ausgebaut, und nur 
durch Letzteres könne man in Süddeutſchland Sympathien für den norbdeut« 
fen Bund hervorrufen. (Beifall links). Abg. Windthorft tritt dem 
Antrage, namentlid aus Competenzbeventen, lebhaft entgegen. Derartige An⸗ 
träge bezwedten die Herſtellung eines Einheitsftantes, und ein folcher wäre 
das Grab Deutſchlands. Bundesbevollmächtigter für Sadien » Weimar 
Dr. v. Watzdorf erflärt ſich ebenfalls gegen den Antrag. Abg. Laster 
widerlegt in längerer Rede die Ausführungen des Bundeskanzlers. In kei⸗ 
nem Staate der Welt ruhe die Verantwortlicleit auf den Schultern eineß 
einzigen Mannes. Das Bundesminifterium müffe To gefaltet werben, wie 
das Minifterium in England, wo der Chef deſſelben die Macht befige, um 
widerftrebende Elemente, die nicht defien politiſche Meinung haben, ohne meite- 
res zu hefeitigen. Redner vertheidigt den Antrag jehr eingehend und erflärt 
ſchließlich, daß derfelbe fo oft wiederholt werde, bis er endlich Anerkennung 
gefunden. Graf Bismard: Aus der Rede des Herren Lasker habe ich wies 
der erjehen, daß wir uns näher fichen in unferen Anfichten, als ich geglaubt. 
Was den Widerfprud betrifft, den ich erft als Bundeskanzler gegen dieſen 
Antrag erhoben habe, fo würde ich, wenn ich eben bloß in Anſehung meiner 
Thätigkeit als Bundeskanzler widerſpräche, denfelben nach der letzten Rede 
ſchon viel weniger erheben und den Antrag viel annehmbarer finden. Wenn 
ih gejagt Habe, daß ich ein Minifterium mit einheitliher Spige für zweck⸗ 
mäßiger halte, al8 ein Minifter-Gollegium, fo Habe ich mich hiebei ebenfalls 
nad) der engliſchen Verfaflung gerichtet, bin alſo eigentlich derſelben Meinung, 
wie der Herr Vorredner, wie das denn bei vielen Dingen geichieht, daB wir 
oft, ohne es zu willen, vollkommen übereinſtimmen. (Heiterkeit, Es würde 
danad im Bundesfanzleramte, fo mie e8 jet beichaffen ift, an nichts weiter 
fehlen, als an einigen Miniftertiteln! (Heiterkeit. Nun, mit der BVertheilung 
derjelben dürfte man nicht Angftlih ſein (große Heiterkeit), wenn nicht zu 
große Anſprüche gemacht würden! 

Ein Antrag auf Schluß der Discujfion wird angenommen, und nachdem 
Tweften und Graf Münſter ſich gegen eine unrichtige Auslegung ihrer Worte 
Seitens des Herrn v. Blandenburg verwahrt haben, wird zur namentlichen 
Abſtimmung gejchritten. 

Bei der Abftimmung unter Namensaufruf wirb ber Antrag mit 


111 gegen 100 Stimmen angenommen. 


19. April. (Nordd. Bund), Reichstag: Debatte über den Antrag 
Miquel und Lasker auf Gompetenzerweiterung ber Bundesgeſetz⸗ 
gebung in Bezug auf das gefammte bürgerliche Recht, das Etraf- 
teht und das gerichtliche Verfahren, einjchlieglih ber Gerichts: 
organifation. 

Belämpft wird der Antrag von den Abgg. Wagener, Windthorft und den 
beiden ſächfiſchen Abgeordneten v. Zehmen und Generalftantsanwalt Schwarze, 
melde jämmtlich dem Reichsſtage daS Recht beftreiten, feine Competenz ohne 
Zuftimmung der Bundesregierungen und der Einzellandtage zu ermeitern, 
außerdem auch aus politiichen Gründen dagegen find, indem namentlich Herr 
v. Zehmen behauptet, daß der Antrag. auf die Ausbreitung des keineswegs 
muftergiltigen preußifchen allgemeinen Landrechts losſteuere, daB man mit 
einem ſolchen norddeutſchen Recht und diefem Angriff auf die Juftighoheit der 
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Einzelftaaten die Mainlinie nur noch ſchärfer marfire, daß man damit die 
Unfigerheit und die Unzufriedenheit fo vermehrte, daB geradezu die Zukunft 
Deutſchlands gefährdet erſcheine. Wenn man in diefer Weife zu agitiren fort» 
fahre, werde Preußen bei ausbrechendem Kriege ſchwerlich auf eine große Zahl 
von Bundesgenofien rechnen können. Ihm antworte Schulze mit der War- 
nung dor einer jo kleinlichen Auffaffung, die fi) bis zur Androhung mit ber 
Einmiſchung des Auslandes verfteige, während Dr. Friedenthal im Ramen 
der Freiconjervativen den Antrag willlommen heißt, und Dr. Braun (Wies- 
baden) und Lasker die Einwendungen Wageners und WindthorftsS zu wider⸗ 
legen ſuchen, erfterer unter Hinweifung auf den von der ſächfiſchen Regierung 
eingebraditen Antrag wegen Erridtung eines Bundes-Oberhandelsgeridts, 
diefer unter Berufung auf Aeußerungen der früheren Reihstagsabgeordneten 
v. Wächter, vd. Gerber und Zachariä. Präfident Delbrüd endlich erflärt: daß 
der Antrag unzweifelhaft eine Berfafjungsänderung in ſich ſchließe, und dag 
das Bundeapräfidium noch feine Stellung zu demjelben genommen habe, weil 
diefe weientlich durch die Entiheidung des Bundesraths bedingt würde, der 
fih mit der Sache aber noch nicht befaßt Habe. Der Antrag jo demnädft 
zur zweiten Leſung Tommen. 


22, April. (Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt ben Etat des 


23. 


24. 


26. 


Auswärtigen, 

Iehnt dagegen den Antrag Tweſten, den Nachlaß der Geſandtſchaftskoſten für 
einige Bundesſtaaten, die eigene Geſandtſchaften halten, zu verweigern, ab. 
Tweften wünſcht gleichzeitig eine gedrudte Ueberſicht der uswärtigen Bun- 
despolitit (Blaubuch). Bismard befämpft beides. Die Geſandtſchaftsverhält⸗ 
niſſe befänden fi im Uebergangsftadium. Man möge ihm Vertrauen jchenten 
und die Ausgleihung überlafien. Ein Blaubuch ſei unpractiſch, weil entweder 
werthloS oder gefährlih. Die Grenze der Discretion fei leicht Überjchritten, 
und eine Bujammenftellung unwichtiger Documente ſei zwecklos. Bei brennen 
den Fragen erfolge die Veröffentlihung von Depeſchen von ſelbſt zur Infor» 
mation des Publicums, auch wenn fein Parlament beiſammen jei. 
„Mordd. Bund). Der Bundesrath Tehnt feine Zuſtimmung 
zum Reichstagsbeſchluß v. 16. März bez. Nebefreibeit ab und be- 
ſchließt, das Geſetz bez. Unterftüßungswohnfig einer Umarbeitung zu 
unterwerfen, db. 5. in ber von Preußen beantragten und im Aus: 
fhuffe nur mit Mühe durchgeſetzten Yaflung zu verwerfen. 

„ (Preußen). Eine focialiftiide Volksverſammlung in Gladbach 
unter dem Vorſitz des NReichstagsabg. Mende wird vom Reg.-Com⸗ 
miſſär aufgelöſt; Exceſſe; Mende wird verhaftet. 

„Mordd. Bund) Reichstag: Erfte Berathung und Annahme bes 
Sefetesentwurfs betr. bie Bortofreiheit im Gebiete des nord. Bundes 
und Schluß der zweiten Berathung des Etats für 1870. Bei der 
Specialbebatte wird das Gefet wegen Erhöhung der Marineanleihe 
von 10 auf 17 Mil, Thlr. mit großer Mehrheit angenommen unb 
werben die Matricularbeiträge von 25% Mil. Thlr. (2% Mill, mehr) 
ohne Debatte bewilligt. Zuleßt wird auch der Oefanmtbundeshaus- 
halt mit 75,958,495 Thlrn. mit großer Mehrheit bemilligt. 
„Mordd. Bund) Reichstag: Der Bundescommilfär macht bie 
Vorlage des Geſetzesentwurfs wegen Erhöhung der Branntwein: 
fteuer und verbindet damit bie Anfünbigung einer ganzen Reihe 
von Vorſchlägen zu neuen Steuern. 

„ (Zollverein). BZufammentritt des Zollbundesraths in Berlin. 
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28. Apr. Mordd. Bund) Reichstag: Der Antrag Miguel, Laster 
bez. Competenzerweiterung ber Bunbesgefebgebung auf das gejammte 
bürgerlihe Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren, ein- 
ſchließlich der Gerichtsorganifation, wird aud in zweiter Leſung mit 
großer Mehrheit angenommen. 

— ,„ (Preußen) Neue heftige Polemik zwiſchen den officidfen Ber: 
liner und Wiener Blättern in Folge ber im vierten Bande bes 
ölterr, Oeneraljtabsberihts über den Krieg von 1866 veröffent- 
lihten Depeſche Bismard’d vom 20. Juli 1866, deren von ben 
preußenfeindbligen Blättern fofort ausgebeutete Etelle alſo lautet: 


. ... Der König Hat fi nur ſehr ſchwer und aus Rückſicht auf den Sailer 
Napoleon hierzu entichlofien, und zwar in der beitimmten Vorausſetzung, daß 
für den Frieden bedeutender Territorialerwerb in Norddeutichland gefichert 
jei. Der König ſchlägt die Bedeutung eines norbdeutjchen BundesftaatS geringer 
on als ich, und legt vorwiegenden Werth auf directe Unnerionen, die ich 
allerdings neben der Reform als Bedürfniß anjehe, weil ſonſt Sachſen⸗Han⸗ 
nover für intimes Verhältniß zu groß bleiben. Seine Majeftät bedauert, daß 
Ew. Exc. nit an diefer Alternative de8 Programmd vom 9., nad dem 
Schlußſatz der Depeſche, bis auf weiteres feftgehalten haben. Er hat, wie ich 
zu Ihrer ganz intimen perſönlichen Direction mittheile, geäußert: er werde 
lieber abdanfen als ohne bedeutenden Ländererwerb für Preußen zurückkehren; 
und hat heute den Seronprinzen hieher gerufen. ch bitte Ew. Exc. auf dieſe 
Stimmung des Königs Rüdficht zu nehmen. ..“ 


Ant, Mai. Der gefhäftsführende Ausihuß bes deutſchen Proteftantentags 
ladet durch Aufruf die deutfhen Broteftanten zu einer großen Der: 
fammlung nad) Worms ein: 

„Die Einladung des Papftes an die deutſchen Proteftanten zur Rückkehr 
in die römiſche Kirche erfordert eine Antwort aus dein Munde des proteitan« 
tigen Volks. Die wachſende Kühnheit der ultramontanen Partei mahnt die 
deutſchen Proteftanten zur Wachſamkeit und Bereinigung. Unfere höchſten 
Güter, die Errungenſchaften von mehr als einem Jahrhundert, die Gewiſſens⸗ 
und Geiftesfreiheit, die Selbititändigfeit des Staats, der confeſſionelle Friede 
find durch die Enchllica von 8. Dec. 1864 und den damit verbundenen 
Syllabus angegriffen, und daS auf den 8. Dec, diejes Jahres einberufene 
ökumeniſche Concil jol auf die Grundſätze jenes päpftlichen Schreibens das 
Siegel drüden, Wir dürfen nicht länger fchweigen. Bei diefer Veranlafjung 
wollen wir uns aber auch an daS erinnern, was ir der eigenen Kirche und 
ihren feit zwanzig Jahren meift mit leeren Verheißungen vertröfteten Gemein- 
den ſchuldig find. Soll uns geholfen werden, fo müffen wir uns jelbit helfen. 
Die Unterzeichneten haben daher, im Einverftändnig mit einer größeren An⸗ 
zahl proteftantiicher Männer aus Baden, Heflen-Darmitadt, Nafjau und 
Bayern beichlofien, auf Montag den 31. Mai d. %. eine Berfammlung von 
deutſchen Proteitanten nad Worms einzuberufen. VBerhbandlungsgegenftände: 
1. Eine Erklärung gegen das fogenannte „apoftoliige Schreiben“ des Papftes 
Pius IX, vom 13. Sept. 1868, welches die deutſchen Proteftanten zur Rüd- 
fehr in die römiſche Kirche auffordert, und gegen die ultramontanen Angriffe 
und Anmaßungen. Referent: Kirchenrath Prof. Dr. Schenkel aus Heidelberg. 
2. Das evangelifchproteftantiiche Gemeindeprincip und die daraus folgenden 
Grundjäge der proteftantiichen Kirchenverfaffung. Referent: Hofgerichtsadvocat 
A. Ohly von Darmftadt. Zum Schluſſe: Feſtzug nad) dem Luther⸗Momument 
und Übfingen des Liedes: Ein’ vefte Burg ift unfer Gott. Diejenigen Prote⸗ 
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ftanten, welche unfere Weberzeugung bon der Nothwendigkeit eines folchen 
Öffentlichen Schritte theilen, find zum Beſuch der Verſammlung freundlich 
eingeladen. Auch halten wir für zwedentiprechend, wenn Kleinere oder größere 
Kreife aus den betheiligten Gemeinden noch durch beſondere Abgeordnete ver⸗ 
treten ſind (kleinere Kreiſe durch wenigſtens einen, größere durch zwei bis 
höchſtens vier)". 


Mai. (Nordd. Bund). Bundesrath: Sämmiliche neue Steuervor⸗ 


lagen haben ſeine Zuſtimmung erhalten. — Der Etat von 1868 
ergibt ſchließlich ein Deficit von mehr ale 34 Mil, Thlr, 1 Mill, 
mehr als Ende 1868 angenommen wurbe. 

„Mordd. Bund). Der Reichstag beſchließt auf den Antrag 
Bennigſen's mit 107 gegen 90° Stimmen bie Suspenfion des 
Unterfuhungsverhafts des Abg. Mende mährend der Dauer ber 
Gelfion, 

„ Morbd, Bund). Reihstag: Der Geſetzesentwurf wegen Errich⸗ 
tung eines Bundes-Oberhandelsgerichts in Leipzig wird auch in 
zweiter Lefung unverändert angenomnien. 

„ (Rauenburg). Der Landtag mählt eine Commilfion behufs 
Unterhandlungen über die Einverleibung in Preußen. 

„ Rordd Bund). Der Reichstag nimmt den Antrag Waldecks 
auf Gewährung von Diäten mit 109 gegen 94 Stimmen an. 

„ Mordd. Bund) Der Reichstag nimmt den Geſetzesentwurf 
betr. die Einführung ber allg. deutſchen Wechjelorbnung, ber Nürn- 
berger Wechſelnovellen und des allg. beutihen Handelsgeſetzbuchs 
in zweiter Leſung an. 

„Mordd. Bund), Reichstag: Der erſte Abſchnitt des Geſetzes⸗ 
entw. betr. die Gewährung der Rechtshilfe, welcher in bürgerlichen 
Rechtsftreitigkeiten alle Gerichte innerhalb des Bundes zu gegen: 
feitiger Rechtshilfe verpflichtet und zwar ohne Prüfung der Compe- 
tenz und ohne Rüdfiht darauf, ob das erſuchende ober erjuchte 
Gericht demfelben oder einem andern Bunbesftaat angehört, wird 
angenommen, der zweite, die Strafſachen betr. Abſchnitt wirb ba- 
gegen einer Commilfion überwiefen. — Das Geſetz bez. Portofrei- 
heit wirb auch in zweiter Leſung angenominen. 

„Mordd. Bund). Reichstag: Der berichtigte Etat von 1868 
wird an eine Commilfion gewwiefen, und ein Geſetzesentw. bez. Be⸗ 
ſchlagnahme des Arbeitslohnes in zweiter Lefung angenommen. 

„ Morbb. Bund). Der Reichstag erflärt fi gegen den Wider: 
ftand Delbrücks für den Antrag Forkenbecks, erft die Steuervorlagen 
und dann erft die britte Berathung bes Etats für 1870 vorzu⸗ 
nehmen. 

„ Rordd Bund) Der Keihetag lehnt den Antrag Waldecks 
auf Gewährung von Diäten in britter Leſung mit 110 gegen 100 
Stimmen ab. — Bei Berathung der Petition, welche die Herbeiführung 
einer Webereinftimmung ber mecklenburgiſchen mit der Bunbesver- 
faffung verlangt, verwahrt fih Graf Bismard, daß ſchon jetzt ber 
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Entiheidung des Bundesraths worgegriffen werbe; bie Herbeiführung 
ber Mebereinftimmung der medlenburgifhen mit der Bunbesverfaflung 
jei dem heilenden Einfluffe der Zeit zu überlaflen; der Bundes⸗ 
kanzler vertraut ber Bundestreue bes Großherzogs von Medlenburg- 
Schwerin. 


13, Mai. (Zollverein). Abſchluß eines Handels: und Zollvertrags mit 


15, 


18, 


ber Schweiz. 


» (Preußen). In Hannover wird Prof. Ewald, der particularift. 
Kandidat, zum Reidhstagsabg. gewählt (mit 8845 Stimmen; Brandt, 
der nat.elib. Kandidat, erhält 3970; Dort, Laffalleaner, 2359). 


„ Breußen). Die Regierung hebt die Lebenslänglichkeit ber 
Bürgermeifter in Naffau auf und erläßt das bießfällige Geſetz. 


„ DVerfammlung bes allg. bdeutſchen Lehrervereins in Berlin. Die: 
jelbe erklärt fih fallt einftimmig mit folgenden Thefen einverjtanden: 
„1) Die bisher in vielen Seminarien gelibte willkürliche Beſchränkung der 
Lehrerbildung ift verwerflich; 2) die Wahl der Methode des Unterrichts und 
der Lehrbücher ift den Lehrern felbft zu überlaſſen; jede Uniformirung der 
Schulen in dieſer Hinficht ift verwerflich; 3) das Schulgefeg muß ein Minis 
mum der Leiltungen der Schulen feitftellen; es darf aber feine Schule Hin 
dern, über dieſes Ziel hinauszugehen; 4) die Berwaltung der Schulen darf 
nur unter Mitwirkung pädagogifch gebildeter Männer geſchehen; die Aufficht 
it nur durch Schulmänner zu üben: 5) die Schule ift nit Sade einer reli« 
giöfen oder politiihen Partei, fondern Sade des ganzen Volkes; 6) das 
Correctiv in Schulſachen ift die unbedingte Deffentlichkeit.* 
„Mordd. Bund). Der preuß, Zinanzminifter v. d. Heydt läßt 
an die Reichstagsmitglieder eine Denkſchrift, betreffend „die Lage des 
preußiſchen Staatshaushalts und die zur Herſtellung bes Gleich: 
gewichts zwilhen ben Staatseinnahmen und Ausgaben erforberlichen 
Mittel”, vertheilen. 

Der Eingang lautet im Weſentlichen: „Bis zum Jahre 1866 einſchließ⸗ 
lih war die Lage des preußiichen Staatshaushalts eine günftige. Nach dem 
Rechnungsabſchluſſe fir das Yahr 1866 ergab fi, abgefehen von den Kriegs⸗ 
foften, ein disponibler Ueberſchuß von etwa 7 Mill. Thlrn., welche bedeutende 
Summe hauptjähli darin ihren Grund hatte, daß ein jehr hoher Betrag 
an creditirten Steuern, Bergwerks⸗Revenllen und Gerichtskoſten (16,695,700 
Thlr.) aus dem Yahre 1865 in das Jahr 1866 Übertragen war und in dem 
legteren zur Vereinnahmung gelangte, ferner darin, daß die Ausgaben wäh- 
rend des Krieges jo weit irgend thunlich beſchränkt wurden, dergeftalt, daß in 
dem Voranſchlage die Einnahmen die Ausgaben ſchon um den Betrag von 
3,230,000 Thlr. überftiegeny dazu kam, daß bei mehreren Verwaltungs⸗ 
zweigen die Einnahmen mäßig veranſchlagt waren und in der Wirklichkeit den 
Etat überjhritten. Ein weniger günftiges Rejultat ergab der Rechnungsabſchluß 
für das Yahr 1867, in welchem nod eine getrennte Rechnungslegung für die 
alten und die neuen Landestheile flattfand. Die Einnahmen aus den alten 
Randestheilen reichten nicht Hin, zur Beſtreitung der Reftausgaben die Mittel 
vollftändig zu rejerviren, vielmehr blieb von denfelben eine Summe von 
2,407,000 Thlr. ungebedt, wovon jedoch dur bisponible Ueberſchüſſe aus 
den neuen Sandestheilen übertragen wurden 1,830,000 Thlr., jo daß im 
Sanzen nur ein Deficit von 577,000 Thlr. hervortrat. Die Einnahmen aus 
den alten Landestheilen für 1867 Überſchritten zwar ben Voranſchlag um ca, 
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5 Millionen Thaler. Bon der Mehreimahme wurden jedoch allein durch einen 
Mehrbedarf zu den Beiriebsausgaben 4,450,000 Thlr. abjorbixt, jo daß für 
die übrigen Berwaltungsjweige zur Deckung von Gtatsüberjchreitungen nur 
etwa 540,000 Thlr. Möponibel blieben, währen» allein bei der Militärver- 
waltung eine Wehrausgabe von 1,442,000 Thlir. zu decken war. Das Deficit 
würde fi) ungleich höher geftellt haben, wenn nicht in den neuen Landestheilen 
ertraordinäre Einnahmen und Bellände zur Deckung der Ausgaben hätten 
mit verwendet werben Tonnen. So find 3. B. an nicht wiederlehrenden Ein- 
nahmen nachgewiejen: 1) in dem Abjchlufe von Hannover: von dem König 
Georg erflatiete Gelder aus der Berwaltung für 1866, melde mit nach Eng- 
Iand gejhidt waren, 515,000 Thaler; 2) in dem Abſchluſſe von Schleswig⸗ 
Holftein: Ueberjchüfle aus den Jahren 1866 et retro 1,694,000 Thaler; 
3) in dem Abſchluſſe von Heften: Ueberihüne aus den Jahren 1366 et retro 
1,023,000 Thaler; zuſammen 3,232,000 Thaler. Der tat für das Jahr 
1868 ſchloß zwar in Einnahme und Ausgabe im Gleichgewicht ab, ift aber 
in der Wirklichkeit in der Einnahme nicht erfüllt und in der Ausgabe erheb- 
lich überjritten worden. Die wirfliden Einnahmen, einjchlieklih der Ein- 
nahmen auf Refte aus den Borjahren, haben im Ganzen beitragen 154,984,830 
Thlr., die wirflihen Ausgaben dagegen, einichließlih der Zahlungen auf die 
in den Vorjahren verbliebenen Rüdftände 164,609,479 Thlr. Außerdem find 
an Zuſchuß zur Beftreitung von auferefatSmäßigen ertraordinären Ausgaben 
für die alten Zandestheile 1,595,471 XThlr., für die neuen Landestheile 
1,223,577 Zhlr. erforderlid geweſen; zujammen 167,428,527 Thlr. Die 
Iſt⸗Ausgabe überfteigt demnach die Iſt-Einnahme um 12,443,697 Thaler. 
Davon find dur die im Jahre 1867 zur Beſtreitung von Reflausgaben 
-rejervirten Beftände gevedt 11,087,545 Thlr. und die übrigen 1,356,152 Thlr. 
ungedeckt geblieben. Außer diefer Summe find an Reftausgaben (Schuldver- 
bindlicgkeiten) in das Jahr 1869 übertragen 9,863,434 Thlr.; find zujam« 
men 11,219,586 Thlr.‘ Es folgt darauf eine ſpecielle Nachweiſung darüber, 
wie diefe Summe fih durch Mehr- und Minder-Üeberihüffe und Mehr⸗ 
Einnahmen, rejp. durch Mehr und Minder-Ausgaben bildet. Die Denkichrift 
fährt dann fort: „Diefe Summe von 11,219,586 Thlr., welche 9,863,434 
Thlr. Ausgabe-Refte in fih ſchließt, bildet das eigentliche Deficit für das 
Jahr 1868, indem aud die aus dem Fahre 1868 in das Jahr 1869 über⸗ 
gegangenen Schlußverbindlichkeiten (Ausgaberefte) als ein Deficit angejehen 
werden müflen. Es find zwar am Schluſſe des Jahres 1868 an Einnahme» 
zeiten verblieben 23,544,202 Thlr. Davon kommen jedoch nicht in Betracht: 
1) die crebitirten indireeten Steuern im Betrage von 17,081,142 Thaler, 
2) die ereditirten Bergmwerfs-Revenuen von 1,942,351 Thlr., 3) die rüdftän- 
digen Gerichtskoften von 1,451,569 Thlr., 4) die rüdfländigen Geblihren der 
AuseinanderfegungSbehörden von 455,790 Thlr.; find zufammen 20,930,852 
Thlr., bleiben 2,613,350 Thlr. Nur die auf diefe zum größten Theil ſchon 
aus früheren Jahren herrührenden Einnahmerefte eingehenden Beträge bilden 
ein Dedungsmittel für die rüdftändigen Ausgaben, während die zu 1 bis 4 
bezeichneten Reſteinnahmen in die laufende Verwaltung des Jahres 1869 
übergegangen find, dort aber feine Mehr-Cinnahme zur Folge Haben, jondern 
nur einen Erfah für diejenigen Eredite und Rückſtände gewähren, welde im 
Laufe diejes Jahres von Neuem bewilligt, rejp. eintreten werden. Wie das 
Deficit der 11,219,586 Thlr., welchem Betrage an nachträglich für das Jahr 
1868 an den norbbeutihen Bund zu zahlenden Matricularbeiträgen noch etwa 
2,100,000 Thlr. hinzutreten, zu deden fein wird, muß weiterer Erwägung 
vorbehalten bleiben. Hiebei jol übrigens nicht unerwähnt bleiben, daß die 
Verminderung des Vermögens der Staatskaſſen den Betrag des vorbemerften 
Deficits nicht vollſtändig erreicht, inden ein Theil des letzteren dadurch über— 
tragen wird, daß aus dem Jahre 1868 Höhere Einnahmereite (Steuercrebite 
und creditirte Bergwerks⸗Revenuen zc.) in das Jahr 1869 übergegangen find, 
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als aus dem Jahre 1867 in das Jahr 1868 übertragen waren. Das Ver⸗ 
mögen der Staatskaſſe hat ih (mie fpeciell nachgewieſen wird) um 
1,569,374 Thlr. vermindert. Einen weſentlichen Einfluß auf das ungünftige . 
Refultat des Abſchluſſes für daS Jahr 1868 haben die Maßnahmen gehabt, 
welche größtentheils im volkswirthſchaftlichen Intereſſe auf den Wunſch und 
mit Zuſtimmung des preußiichen Landtags, beziehungsmweile des Reichstags 
des norbdeutfchen Bundes getroffen find, indem diefe Maßnahmen bedeutende 
Einnahmeausfälle zur Folge gehabt haben, ohne daß diefelben big jet weder 
durch eine genügende Steigerung der Einnahmen, no dur neue Einnahmen 
erjegt worden find.” E83 werden nun unter 19 Nummern diefe Maßnahmen 
anzeln aufgezählt. Rach einem ungefähren Ueberfchlage belaufen fih die Ein- 
nahmen, welche in Folge diefer Maßnahmen im preußiichen Stantshaushalts« 
etat ausgefallen find, auf die Summe von 5,200,000 Thlr. 

22. Mai. (Nordd. Bund) Reichstag: Erſte Berathung ber 
Sefeßesentwürfe über bie Beſteuerung ber Schlußfcheine und bes 
Braumalzes — Generalbebatte über bie Finanzlage und die Steuer: 
vorlagen überhaupt. 

Reg.-Com. Burghart erläutert den Gedankengang, den die Bundeß- 
regierungen bei den Steuervorlagen inne gehalten. v. Benda: In der 
Denkichrift des preußiſchen Winanzminifters jei nur daS Cine neu, daß die 
Störung des finanziellen Gleichgewichts nicht vom Jahre 1868, fondern vom 
Jahre 1866 herrühre Es fei für ihm eine traurige Genugthuung, daß in 
einer officiellen Denkfchrift faſt biefelben Säge ſich vorfinden, die er zur Zeit 
im preußifchen Abgeorbnetenhaufe ausgefprochen. Den Betrag, der in der 
Denkichrift als unumgänglich nothwendig für das Yahr 1870 angegeben jet, 
halte er für das Minimum, da in legter Zeit viele höchſt nothwendige Aus⸗ 
gaben unterblieben ſeien. Die Situation der preußiſchen Finanzverwaltung jet 
auch eine jchlimme, und er fei gern bereit, die Hand zur Neftauration der⸗ 
felben zu bieten. Das preuß. Volk ſei zu allen Zeiten bereit gewejen, für den 
Riß, wenn auch mit ſchweren Opfern, einzuftehen. Aber nur unter gewiſſen 
Bedingungen und Vorausſetzungen, die bier nicht zutreffend feien, könne er 
feine Hand zu diefer Neftauration bieten, und bei diefem Steuerregen befinde 
er fih außer Stande, au nur eine der vorliegenden zu bewilligen. (Bravo 
links). Zunächft müfle man ernſtlich prüfen, welche Erſparniſſe im Militäretat 
zu machen, ehe man an die frage gehe, welche neuen Laften aufzulegen 
feien. Redner bemängelt, daß die Regierungen nur auf dem Wege der indirecten 
Steuern vorzugehen beabfichtigen, und verlangt eine fefte Hand und einen feften 
Rahmen, . denn die Zeriplitterung des preuß. und Bundesfinanzweſens ei 
auf die Dauer unhaltbar. Mit Hinblid auf Süddeutſchland meine er, es gäbe 
feine größere Vertiefung des Main, als wenn in Süddeutſchland die Ueber- 
jeugung von der alten Feſtigkeit der preuß. Finanzen geſchwächt würde Auf 
da ganze politiiche Syſtem des nordbeutichen Bundes eingehend, das nur auf 
den zwei Augen des Bundeskanzlers beruhe, erklärt Redner: wir Haben das 
Budget in 24 Stunden bewilligt, wir werben, wenn es nothwendig ift, noch 
weitere Credite bewilligen, wir haben die ganze finanzielle Schwere von den 
Schultern des Bundeskanzlers auf die des Herrn dv. d. Heydt gewälzt. Der 
Bundesfanzler kann uns daher einen Vorwurf maden, wir haben ihn in 
feinen Aufgaben nit gehindert, wir werden ihn nicht im Stich laſſen, aber 
wir können für unfertige Zuftände nicht dauernde Steuern bewilligen. Graf 
v. Bismard: Die vermißte Einheit der preußiichen und Bundesfinanzver« 
waltung jei vorhanden, feine Steuervorlage eingebradt, die ſich nicht der leb⸗ 
haften Zuftimmung des preußifchen Binanzminifters erfreue (hört! hört), ja 
von ihm mit ausgegangen fei. Die beſcheidene Stellung, welde, wie der Vor⸗ 
tebner gemeint, vom preußiichen Finanzminifter dem Bundeskanzler gegenüber 
eingenommen werde, fei nicht vorhanden. Die Beſcheidenheit ift meinerſeits, ich 
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folge in diefer Beziehung dem preußiſchen Finanzminiſter (Heiterkeit), Aus 
der Denkſchrift fönne man feine Drohung herausleſen; e8 werde darin nur 
gelagt, daß die Regierung nicht mehr Geld ausgeben werde, als die Landes⸗ 


vertretung beftimme. Das heiße die Verfaſſung halten. Graf Renard erflärt 


ſich in Humoriftiiher Weile gegen: die ganze Batterie von Steuern und 
empfieht zur Reftauration der Finanzen das Tabalsmonopol. Ber preußiiche 
Tinanzminifter Abgeordneter Frhr. v. d. Heydt vertheidigt die Borlagen. 
Einen mweientlihen Einfluß auf die ungünftige Rage der Finanzen hätten die 
Maßnahmen zur Befeitigung und Erleichterung mehrerer Abgaben gehabt, 
welche größtentheil$ auf den Wunſch und mit Zuftimmung des preußilchen 
Landtags, ja ſogar des Reichstags getroffen worden feien. In Folge derielben 
feien im preußiichen Staatshaushaltsetat über 5 Millionen Thaler ausgefallen, 
und es bleibe nur der Weg übrig, die Einnahmen des Bundes zu erhöhen, 
um Preußen zu entlaften. Der Weg der indirecten Befteuerung fei im Intereſſe 
der ärmeren Bevölkerung vorzuziehen (heftiger Widerſpruch links). Als eine 
Drohung fei keineswegs aufzufaflen, wenn gejagt worden, daß, ım Falle die 
Bewilligung nicht erfolgen jollte, jelbft notwendige und dringende Ausgaben 
für das Jahr 1870 unterbleiben müßten. Er bitte dringend, fämmtlichen 
Borlagen zuzuftimmen. Walded: Der Herr Borredner hat fi jelbft in 
früheren Yahren gegen die Börfenfteuer ausgeiproden. Wir follen von ihm 
auch nicht die Meinung des preußiſchen Finanzminiſteriums ſprechen hören, 
nur die de8 Abg. v. d. Heydt, ſonſt würde er ja diefe Steuern in Preußen 
vorſchlagen. Auch die Meinung des Bundbesfinanzminifteriums haben wir nicht 
vertreten gehört, denn ein foldhes eriftirt gar nicht. Die neuen Steuerborlagen 
find weiter nichts, als eine Mehrbelaftung des preußiichen Volkes; denn von 
einer Entlaftung desjelben bei erhöhten Einnahmen des Bundes, wie man im 
preußifchen Abgeorbnietenhaufe zur Empfehlung der abgelehnten Refolutionen 
ſagte, ift hier gar nicht die Rede. Innerhalb des interimiftifchen Zuftandes, 
wo wir über dag Militärbudget nicht zu befinden haben, kann von feiner 
neuen Steuerbewilligung die Rebe fein. Was das preußiſche Defictt anbetrifit, 
jo ſcheint dasfelbe die Eigenſchaft des Falſtaff'ſchen Steifleinenen zu haben; 
erit waren es 3 Millionen, dann 7, jegt ſchon 12. Aber daS Papier ift ge- 
duldig, und in der Staatätruhe werden fih wohl jchlieglich noch einige Schäße 
finden, wie fie fi im vorigen Jahre gefunden haben. Diefe Steuern Tünnen 
wir auf feinen Fall bewilligen, wir bewilligen hier die Matricularbeiträge und 
fönnen nur zur Reftauration der Finanzverwaltung auf das probate Haus⸗ 
mittel hinweifen, die Ausgaben zu verringern, da man die Einnahmen nicht 
erhöhen kann. Wenn der Reichtum des Volks ſich verringert, wie es die 
Denkſchrift des preußiichen Finanzminiſters nachweiſt, Tann man nicht die 
Steuern erhöhen, da gibt e8 nur ein Mittel, die Ausgaben für das Militär 
zu ermäßigen. Laster knüpft an die legten Worte des Abg. v. d. Heydt 
an, weldder dem Reichstage dringend empfohlen, die Vorlagen genau zu prüfen 
und meint, daß dieß in den 14 Tagen, melde der Reichstag wohl noch zu⸗ 
jammen fein werde, mit den bereitS geborenen und etwa noch geboren werden 
den Steuern ganz unmöglich fein dürfte. Redner geht auf die Denkjchrift ein: 
Ein Finanzminifter, der einen Finanzbericht mit den Worten anfange: Bis 
zum Jahre 1866 einjchlieglich war die Lage des preußiſchen Staatshaushalts 
eine günftige, von da ab aber, aljo von dem Moment ab, wo diefer Finanz⸗ 
minifter in fein Amt getreten, ſei die Finanzlage eine zerrüttete, und es drohe 
die Gefahr, daß der Staat nicht einmal feinen geſetzlichen Berbindlichkeiten 
werde nachkommen können — ein ſolcher Finanzminifter jet feiner Meinung 
nach nicht berufen, die Finanzen eines großen Staates zu leiten (Senjation). 
Aber die Lage der Finanzen ift nicht jo ſchlimm, und wir erleben am Ende 
au in diefem Jahre Ueberſchüſſe, wie es ſchon oft der Fall war in Jahren, 
bon welchen man Deficits voraus fagte. Dieß Spiel haben wir ſchon mehrfach 
fich wiederholen ſehen. Ich wit aber nicht roſig und nicht unndthig ſchwarz 
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gemalt fehen; daher hat das Zeugniß des Finanzminiſters für mich keinen 
Werth, denn ich jehe, der Zeuge ſchwankt und ift unſicher. Das preußiiche 
Herrenhaus hat fi Son oft in ähnlicher Lage befunden und die Anforbes 
rungen der Regierung zurüdgewielen, ohne daß man ihm den Vorwurf des 
Unpatriotismus gemacht bat, weil die Vorausfegungen eines eintretenden 
Deficit$ nicht eintrafen. Ich jage das Ihnen (zu den Eonfervationen), unter 
denen der Geift de Herrenhaufes waltet, damit Sie ebenjo handeln, wenn 
Sie nit die Schatten des Herrenhaujes fein wollen (Heiterkeit), Wenn es dem 
preußifchen Finanzminiſter gelingen follte, die Finanzen jo fortzuführen, wie 
er es jeit 1866 gethan, jo weiß ich nicht, wa8 aus dem Staate werden foll, 
Mir werben über den Militäretat uns Über zwei Jahre zu unterhalten haben, 
und ich habe durchaus nicht die Abficht, heute Ihon jo viele Steuern 
ju bewilligen, daß man und nad zwei Jahren jagen lann, die 
Mittel find vollftändig vorhanden, wir lönnen den Militärs 
etat in feinem ganzen Umfange aufreht erhalten. (Heiterkeit und 
Zuftimmung). Wunderbar bleibt e8 immer, daß der preußiſche Finanzminiſter 
fh gar nicht mehr erinnert und nicht darauf gekommen ift, daß in Preußen 
von der rechten und von der linken Seite jehr viele Anforderungen an ihn 
gerichtet worden find, welche ſehr erhebliche Erſparniſſe herbeiführen können, 
3. B. eine Reorganijation in der Juſtizverwaltung, welche allein etwa 8 Mil. 
Erſparniſſe herbeiführen würde (Berwunderung); ich kenne diefe Dinge genau, 
und Sie können diefen Zahlen vollfommen vertrauen. Was in der Verwaltung 
des Innern zu Sparen ist, werden die Herren auf der rechten Seite jehr gut 
wien. Sch jage: Gebt uns Selbftverwaltung, fie tft billiger und befeitigt den 
Scheinconftitutionalismus. Weil die Minifter mit ihren Reformgefegen nicht 
fertig werben, müſſen wir dafür bezahlen, damit das ruhige, bequeme Leben 
weiter geführt werden Tann? Der Tinanzminifter mag die Denkichrift feinen 
Gollegen mittheilen, dann werben fie ihre Reformen vielleicht etwas beſchleu⸗ 
nigen. Einer Finanzverwaltung, der e8 gelungen ift, in 24 Jahren bie 
preußifchen Finanzen von der Blüthe herunterzubringen bis zu dem Zuftande, 
daß wir angeblid unjeren Berpflitungen nicht mehr nachkommen können, 
und die uns zumuthet, in den Ietten 8 Tagen eine der grändlichiten Steuer- 
zeformen zu berathen, der müflen wir zurufen: „So geht es nit”! — und 
da haben wir das bevenfliche Beilpiel, daß nicht allein Inſtitutionen daran 
Schuld find, fondern daß auch die Perſonen einen guten Theil daran 
haben. Wir werben ſtets bereit jein, den Bund fo felbitfländig wie möglich zu 
ftellen, wenn ein Zuftand hergeftellt wird, der die Möglichkeit bietet, die Ein- 
nahmen jährlich vorher einzutariren. So lange dieß nicht der Yall ift, müſſen 
wir mit der größten Vorſicht zu Werke gehen und derartige Vorlagen ab⸗ 
lehnen. Bundesfanzlee Graf v. Biamarck: Meine Herren, mir verlangen 
von Ihnen Brod, und Sie geben uns Steine. Sie thun, als ob Sie die 
Sache weniger anginge, als die Regierung, als ob e3 ein Vand der Abgeords 
neten und ein.Land der Regierungen gäbe. Sie fehädigen bei der Ablehnung 
nicht die Regierung jondern Ihre Committenten. Ih als Bundeskanzler habe 
am Allerwenigften ein wejentliches Intereſſe daran, ich kann mit ruhigem 
Herzen der preuß. Finanzverwickelung entgegenjehen, nur wünſche ich, jagen 
zu können, daß wir Alles verjucht, um der Calamität vorzubeugen. Mir 
ift die Lage nicht jo Har früher geweſen, deßhalb habe ich den preußiſchen 
Tinanzminifter veranlagt, daB er Ahnen den Haren Boden zeige. Die 
Steine, die Sie ung bieten, find die Kritiken der Bundesverfaffung, die nicht 
hieher, fondern in dern conftituirenden Reichstag gehören. Wir jollen Erſpar⸗ 
niffe machen, aber wo? Wir find gefeglih gar nit in der Lage, 
den Militäretat zu reduciren. Wenn Sie der Regierung die Mittel 
zur Fortführung der Geſchäfte verfagen, dann müſſen Sie aud den Willen 
haben, an deren Stelle zu treten, — find Sie dazu bereit? Ich glaube nein. 
Aber Sie wollen die Sache nach dem Dönhofplag (preußiſches Abgeordneten⸗ 
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haus) verlegen und dort den Preis erzwingen. Iſt e8 denn aber nühlich, daß 
Sie mehr Macht befigen, als Sie haben, ift dieß für das Volk nöthig? Nennen 
wir die Dinge beim rechten Ramen, die Masten find vorübergehend; ich bin 
heut Minifter, Sie find Abgeordnete, das kann morgen umgelehrt fein (Heiter- 
feit), aber wir haben Alle das gemeinjame Ynterefie, das Land vor Schaden 
zu bewahren. Wenn Sie permament jäßen. denn warum nicht —, warum 
follten nicht jo und fo viel Abgeordnete eben jo gut regieren können, als ge 
Ihulte Beamte des Staates (Unruhe) ? aber Sie beſchließen Hier unter dem 
Eindrude einer fo gejhidten Rede, wie wir fie joeben gehört haben. Wenn 
Sie diefe Rede gedrudt vor fi haben und langjam Iefen, dann, davon bin ich 
überzeugt, werden fie Manches einzuwenden haben. Die NRednergabe ift etwas 
Gefährliches, Sie gleicht der Mufik, der Tichtkunft. Iſt aber ein Dichter, ein 
Improviſator derjenige, dem man das Wohl des Staates, die augenblidliche 
Entiliegung unterorbnen Tann? (Unruhe) Ich erinnere an Herrn v. Radowitz, 
den gewaltigften Redner. Bei einer jeiner Reden hat ein Gollege von mir 
geweint und mich berzlos genannt, weil ich kalt blieb. Als ih aber Tags 
darauf ihm die gebrudte Rede vorlegte, damit er mir die ergreifende Stelle 
bezeichne, erklärte er: Fa, wenn man es fo gedrudt liest, dann madjt es den 
Eindrud nit! (Heiterleit) Ein anderer Stein, den Sie uns bieten, ift der 
Tadel der Syftemlofigfeit, den ich nicht zugeben kann. Die gegebenen Grund⸗ 
lagen unjere8 Syftems find diejenigen Genußmitttel, die mafjenhaft verbraucht 
werden, Branntwein, Bier, Wein, Kaffee, Thee und Tabak zu befteuern. In 
dieſes Syſtem paffen dieſe ſyſtemloſen Steuern hinein. Aber all’ dieſe Kritiken 
geben uns kein Geld, welches der preußiihe Haushalt im nädjften Jahre 
braudt, und wenn wir durch dieſe Maßregel den Bedarf nicht deden, dann 
bleibt nicht übrig, als in Preußen neue Steuern einzuführen oder einen Zu- 
ſchlag auf die Einfommen- und Slafienfleuer und auf die Mahl- und Schlacht⸗ 
fteuer zu erheben, und ich zweifle, ob 50 Proc. binreihen werden, da die 
unterften Klaſſen nicht herangezogen werden dürften. Der Zuſchlag wird 
fi daher wohl auf 100 Proc. beziffern. Dur Berfaffungspara- 
graphen werden wir und aber in feinem alle etwas erfaufen. Das ift ein 
Weg, auf den wir uns nicht begeben. Die preußiiche Regierung müßte fid) 
in dem alle nad) der Dede, die Sie aufftellen, fireden und nicht mehr für die 
Bollswohlfahrt ausgeben; denn ich würde unter feinen Umftänden meine Ein- 
willigung dazu geben, daß wir von baaren Beftänden zehren ; die Ausgaben dürfen 
die Einnahmen nicht Überfteigen, felbft wenn wir rückſichtslos das Dringendfte ftrei- 
chen müßten. Sie find hergefommen, um fürdas Wohl des Volkes zu forgen; wollen 
Sie das, dann erfüllen Sieihre Pflicht, und bewilligen Sie die dazu erforderlichen 
Mittel! Graf Kleift: Der Abg. Laster habe von überflüffigen Ausgaben geſpro⸗ 
Ken, er bitte den genannten Abgeordneten, joldhe Ausgaben nachzuweiſen. 300 Ab- 
geordnete hätten fi im preußiichen Abgeorpnetenhaufe ins Zeug geworfen, 
um überflüffige Ausgaben zu ermitteln, das Rejultat ihrer Bemühungen jet 
der Abſtrich einiger armjeliger Taufend Thaler gewefen. Würden von diejem 
Haufe keine neuen Steuern bewilligt, dann ſei die Folge, daß feine Zoller- 
mäßigungen eintreten könnten. Die Abgeordneten des ZollparlamentS aus 
Suddeutſchland, welche fi am 23. Mai dv. 3. von hier mit warmen Worten 
verabichiedet und am 25. Mai, aljo 2 Tage jpäter, einen Rechenſchaftsbericht 
in ben ſüdddeutſchen Zeitungen erlafien hätten (der alfo ſchon am 23. ge- 
Ichrieben fein mußte), der das gerade Gegentheil ausſprach, würden bei ihrem 
Wiederlommen nur eine fühle Aufnahme finden (heftiger Widerſpruch 
links und im Centrum). Oehmichen (Sadjen) bittet, noch die 2 Jahre des 
Proviſoriums zu warten. In dieſen werde es den einzelnen Staaten noch 
möglich werden, die Matricularumlagen für den Bund aufzubringen, und dann 
könne man ein Definitivum ſchaffen. Erſparniſſe ſeien allerdings ſchwer herbeizu⸗ 
führen, aber er ſei noch heute einer Anſicht, daß die zweijährige Dienſtzeit aus⸗ 
reiche. Ein Bedurfniß, neue Steuern einzuführen, jei für die Kleinſtaaten 
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fiherlich nicht vorhanden, zumal folde Steuern, auch wem das Bedürfniß 
onfhöre, ſehr ſchwer fortzuſchaffen jeien. Er werde gegen die Vorlagen ftims 
mean. dv. Kardorff (freiconjervativ) will die Debatte auf die großen politiichen 
Gefichtspunkte wieder zurädführen und ift der Hoffnung, daß fih ein Weg 
finden Iaflen werde, der e8 ermögliche, dem Bundeskanzler das volle Vertrauen 
zu betätigen und doch zugleich den Rechten des Reichstages nichts zu ver⸗ 
geben. Die Gründe des Abg. Walde könnten nicht maßgebend fein, weil 
defien Partei, die Fortichrittspartei, überhaupt feine neuen Steuern bewilligen 
wolle Er wolle daher nur die Ausführungen der Abgg. v. Benda und 
Lasker ind Auge faflen, und da müſſe er zunächſt bedauern, daß er den preuß,. 
Tinanzminifter dem Abg. Lasker gegenüber nicht in Schug nehmen könne. Er 
Iönne nicht, wie der Abg. v. Benda, der Regierung die Piftole auf die Bruft 
jegen und fagen: wenn du mir nit verantwortliche Bundesminifter gibft, To 
bewillige ich keine neuen Steuern, Und wenn aud in Folge der Nichtbes 
willigung der Conflict nicht im Neichdtage ausbreche, jo werde derfelbe doch 
nur ins preußiſche Abgeordnetenhaus verlegt. Wen thue man mit einem 
Conflict einen Gefallen“ Ten ertremen Parteien; — von der Rechten, die 
da jagen: die Krone fei färker auß dem Conflict hervorgegangen, als je, — 
von der Linken, die in einem Gonflict größere parlamentarifche Rechte zu er⸗ 
obern gedenke. Cr und feine politifchen Freunde fähen die Steuerporlagen 
nicht an, als feren fie vorneweg abzulehnen, fondern feine Partei wolle diefelben 
womöglich annehmen. Schließlich erklärt fi Redner für das Tabalsmonopol, 
das fei Die Steuer der Zukunft. Da dasjelbe jedoch nicht jofort eingeführt 
werden könne, fo wolle er für das Interimiſtikum eine Anzahl neuer Steuern 
bewilligen und in biefer Beziehung Compromiffe fließen. Frhr. v. d. Heydt 
ergreift nochmals das Wort, um die Denkſchrift des preußiſchen Finanzminifters 
zu vertheidigen. Becker (Dortmund): Die Rede des Abg. KHleift und eine 
Aeußerung der officiöfen Preffe find es hauptſächlich, die mich veranlaffen, 
das Wort zu nehmen, insbeſondere die Behauptung der officidjen Preſſe, daß 
die liberale Seite dieſes Haufes in der Steuerfrage Verftedens zu fpielen Liebe, 
Diefe Behauptung weile ich einfach dadurch zurüd, daß ich mich ganz beftimmt 
über die Frage äußere, ob man neue indirecte Steuern machen joll, Steuern, 
die nur den Verkehr belaften und die Arbeit vertheuern. Indem ich derartige 
Steuern ſchlechthin zurückweiſe, komme id) zu dem’ Refultate, daR ich faft 
ſämmtliche Steuern, welde in der berühmten Denkſchrift uns vorgeführt wer⸗ 
den, für unannehmbar erachten muß. Es ift die Zahl der Muſen, in welder 
fi die Steuerprojefte uns vorflellen (Heiterkeit), In den neuen Projelten 
find uns 13% Millionen Thaler abverlangt, damit netto 10,400,000 Thlr. als 
Ertrag herausfommen. Ich muß daS hervorheben, weil die Aufftelung jo 
gemacht ift, daß in ihr nur die Netto-Erträge zur Erſcheinung kommen, 
die Erhebungskoften aber, die bei fehr bedeutenden Poſten 15 Procent betragen, 
dem Auge des Leſers entrüdt find. Wir follen-13% Mil. Thlr. aufbringen, 
und von denen find nicht ganz die Hälfte, aber über 6 Mil. Thlr. nad der 
Meinung des preußifchen Finanzminiſters durch die Beſteuerung nothwendiger 
Lebensmittel aufzubringen, ja durch die Befteuerung des Gebrauchs, den der 
Menſch von feinen Augen macht (Bewegung); denn nichts Anderes ift die Be⸗ 
ftenerung des Gaſes und des Petroleums. Drehe man die Sade wie man 
will, Branntwein, Bier, Petroleum, Zuder, Gas follen mit Steuern belaftet 
werden, damit Jedermann zur Steuer herangezogen werde. Auf den Kopf 
Iommen Netto 6 Sgr., und daS für Gegenftände, von denen der Reichere 
faum einen größeren Verbraud hat, als der Aermere; eher kann man viel- 
leicht das Gegentheil nachweiſen. Rechnet man auf die Haushaltung 44 - 
5 Köpfe, jo haben fie faft einen runden Thaler Mehrbeiteuerung auf jeden 
Haushalt des norbbeutichen Bundes, und zwar grabitirt das Zünglein das 
Mehr nah der Armuth hin. Selbft ſchlimmſten Yalls eine Erböhung ber 
Klafienfteuer um 100 Proc. würde in den unterften Steuerſtufen noch nicht 
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fo far treffen, wie die beabſichtigte Belaſtung nothivendigfter Nahrungsmittel 
und Arbeitsbedingungen. Erhöhen Sie die Klaſſen- und Einkommenſteuer nur 
um 25 Proc., jo helfen jofort alle einflußreichen Leute im nordveutichen Bunde, 
diefen Zuſchlag wieder wegzuſchaffen (jehr richtig), während die befitenden 
Klafien ein Intereſſe haben, eine neue Beiteuerung der Verzehrsgegenſtände, der 
Arbeitsbedingungen zu belafien. Redner geht nun zu einer Kritik der Borjchläge 
des Herrn v. d. Heydt Über. Wenn irgendwo der Vorwurf des Dillettantismus 
gerechtfertigt fei, jo hier. Die Gasſteuer fei vorgeichlagen, ihre Yolge wäre 
die Vernichtung der Heinen Anftalten, jolde Steuer müſſe man den betreffen- 
den Communen überlaflen, jonft fönnte man noch jo weit geben, die Wafler- 
leitungen zu befteuern. Petroleum finde man bier wieder. Worauf fidh die 
ausgetvorfene Million ftüße, wiſſe er nicht; es ſei nämlich dabei vergefjen, die 
Ausfuhr abzuziehen, und diefer Fehler ſchleppe fi durch alle Regierung: 
vorlagen durch. Die Quittungsfteuer belafte den Heinen Wechſelverkehr mit 
einer Abgabe von 1 per mille und mehr. Aber das Aeußerſte, was ihm 
vorgelommen, ſei der Vorſchlag, die Eijenbahn-Reifenden zu befteuern, Es 
wird vorgeihlagen 10 Procent von dem Ertrage der Yahrbillete zu erheben, 
und nur die Heinen Billete bis zu 3 Sgr. follen frei bleiben. Haben die 
Herren fi einmal gefragt, wer die Leute find und was fie bezahlen, die auf 
den Eifenbahnen fahren? Bon 188 Millionen Perfonenmeilen, die im Jahre 
1867 auf den preußischen Eifenbahnen gefahren worden find, fommen 137 Mil. 
auf Paffagiere 3. und 4. Klaffe (Hört! Hört!), 51 Millionen auf Paffagiere 
der 1. und 2. Klaſſe zufammen und nur 6% Millionen auf Paflagiere der 
1. Klafje, und die 18% Millionen Thlr., welde an Perſonengeld aufgelommen 
find, ftammen wiederum zum bei Weiten größten Theile von denjenigen Leuten, 
die die 3. und 4. Klaffe benugen müflen. An den 18% Mill. Thlr. ift die 
3. Klaſſe betheiligt mit 7 Mill. Thlr., die 4. mit 34 Mill. Thlr. (Hört! 
hört!) und diejenigen Klaſſen, in welchen die FinanzeBarone fahren (Heiterkeit) 
nur mit 14 Mil. Thlr. Iſt das eine gerechte Steuer? Die einzige Steuer, 
welde nad außen hin vielleicht etwas Beſtechendes hat, ift die Steuer von 
den Börjengefhäften. Ich kann mich auch für diefe nicht begeiftern. ch er 
wähne diejelbe bloß, mweil ich gefunden habe, daß in der officidjen Preſſe dar- 
auf in einer Weile hingewieſen ift, welche ich nicht anders verftehe, als daß 
dadurch dem Volke die Mafje der Übrigen Steuern Ihmadhaft gemacht werden 
jol. 13% Mill. werden verlangt, und nur eine Million foll die Börſenſteuer 
bringen. Graf v. d. Schulenburg ift der Anficht, dag wir Preußen nie 
zu dem Deficht gelommen, wenn wir unter uns geblieben wären. Sekt, da 
man in den Bund getreten, dürfe man auch nicht non possumus jagen, ſon⸗ 
dern müfle die erforderlichen Mittel bewilligen. Er werde ſich freuen, wenn 
feine Worte den Erfolg hätten, wenigftens eine neue Steuer der unerſchütter⸗ 
lichen Phalanz zu entreiken! (Gelächter) v. Bennigfen: Zum erflen Male 
werde in der Denkfchrift des preußiſchen Minifters und hier von einem Mit 
gliede der Rechten der Vorwurf erhoben, der fonft nur von den Teinden 
Preußen gemacht worden, daß das Jahr 1866 der finanzielle Ruin Preußens 
gemwejen; dem müſſe er entſchieden enigegentretien. Die ganze Debatte werde 
hier geführt, als wen wir im preußijchen Ubgeordnetenhaufe und nicht im Reichs⸗ 
tage wären, (Sehr wahr) Es heiße den preußiichen Abgeordneten hier eine 
ftarle Zumuthung der Pflichtvergefienheit machen, wenn man von ihnen ver 
langt, daß fie ſchon heute jagen jollen, im Jahre 1869, 1870 werde ein De 
ficit von 10 Milionen in Preußen eintreten. Die Zahlen in der Denlſchrift 
feien jo unzuverläffig und willkürlich gegriffen, daß auf diejelben gar nichts zu 
geben fei. Man babe diefelben auch gar nicht zu prüfen, man greife ſonſt 
in das Recht der preußiichen Abgeordneten ein und rufe unndöthig einen Gegen 
fat hervor bei denjenigen, die man brauche. Es fei demnad nicht die Finanz⸗ 
frage Preußens hier zu discutiren, jondern nur die Bebürfniffe des Bundes 
im Auge zu behalten. Bei der Steuer von Reiſenden auf Eijenbahnen habe 
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er fi nur gewundert, daß nicht gleih aud eine Steuer für Reiſende auf 
Bofter und Dampfihiffen hinzugekommen ſei. Sei das ein Syſtem, tropfen» 
weile aus allen Winkeln und Eden der Apotheke die Heilmittel der Finanzen 
zujammenzujuchen? Redner bellagt fi) dann jehr erregt Über die Angriffe, 
welche jeine Partei (die nationalliberale) Seitens der officiöſen und radifalen 
Preſſe zu erleiden babe. „Bon der einen Seite wird uns revolutionäres 
Gtreben, von der andern Servilismus zum Vorwurf gemadt. Die Angriffe 
der officidjen Preffe werden allmälig jo grob und plump, daß wir fie nidt 
mehr ertragen mögen. Wären fie begräindet, jo hätte eine fo hohle und 
nichtswürdige Partei, als welche wir dargeftellt werben, fein Recht zur Eriftenz. 
Wir unterftügen die deutiche Politit des Bundesfanzler3 und befämpfen feine 
Gollegen in Preußen für die von biefen jelbjt getroffenen Maßnahmen. Das 
ift freilich ein unerträglicher Zufland, den wir jedoch nicht verſchulden. Mit 
unferer Hilfe will man dem Volke neue Steuern auflegen, um uns dann im 
nächſten Jahre bei den Wahlen zu denunciren als diejenigen, welche das Volt 
aufs Neue belaftet haben. Der Vorwurf der Machterweiterung ift um fo uns 
bearündeter, als wir fortwährend bemüht find, die Competenz des Reichstags 
auf Koſten des preußiſchen Landtags zu erweitern. Das ift feine Machter- 
weiterung. Ich und meine Freunde wünſchen nit zu diefen Vorlagen d. h. 
zu dieſen Sinanzforberungen im nädften Jahre eine ganz negative Haltung 
einzunehmen. Ich bin der Meinung, daß wenn fi wirklich ein bauerndes 
Mehrbedürfniß in Preußen herausgeftellt, daß das gedeckt werben kann durch 
Vermehrung der birecten Abgaben reip. durch Zuſchläge zu denſelben. Aber 
andererſeits ſtimme ich dem Bundeskanzler zu, daß ein rationell durchgeführtes 
Syſtem in den Verbrauchsſteuern und Zöllen den Vorzug verdient. Bringen 
Sie und daher einen feiten Plan und an der rechten Stelle, und wir wollen 
auf die Sache näher eingehen. Wir find bereit, wirklichen Schaden in Preußen 
nit aufkommen zu Lafjen, aber machen Sie es und nit unmöglich, indem Sie 
una feldft mit unferem Seiten als preußiſche Abgeordnete in Conflict bringen ! 
Bundeskanzler Graf v. Bismard: Gerade die Steuervorlagen haben die 
Wirkung, die Selbftänbigfeit des Bundes zu flärfen, und darum begreife ich 
nicht, daß Freunde deB Bundes fi als prinzipielle Gegner des Weges be= 
weilen, auf dem bie finanzielle Sicherheit des Bundes gejucht wird, Sie find 
entſchieden, uns fein Geld zu geben; der Eine jagt es mit der Entſchiedenheit, 
die ihm eigenthümlich ift, der andere beruft fi darauf, daR die Steuervor⸗ 
lagen die verſchiedenen Volfsklafien gegen einander aufbringen. Warum die 
Steuervorlagen einen Conflict zwilchen dem Landtage und dem Reichstage 
erzeugen Jollen, Tann ich nicht erkennen. Beide Körperfchaften jollen fi in die 
Hände arbeiten, nicht die eine der anderen den Brodkorb höher hängen und 
fi alS das undankbare Kind gegen die Mutter, die e8 mit Schmerzen ge⸗ 
boren hat, gebärden. Es liegt in der Natur unjeres Kaſſenweſens, daß der Umfang 
des Schadens erft jeit dem Zujammentritt des Reichſstages überjehen werden 
fonnte, daher die Haft, mit der bie Vorlagen gearbeitet werben mußten. Daß 
Deficit feßt fi aus drei Factoren zufammen, die ih als Deficit der Ver⸗ 
gangenheit, der Gegenwart und der Zukunft bezeicönen möchte. Das eine ber 
trägt 5 Millionen und entftand dur Erleichterungen, die dem Verkehr ges 
boten wurden. Die Regierung ift entmuthigt, auf diefem Wege weiter vor⸗ 
ngeben, weil fie für den Ausfall in den Einnahmen feine Entihädigung erhielt. 

Das Deficit der Vergangenheit find die 24 Millionen Zinjen für Anleihen, die 
für Eijenbahnen und den Notbitand gebieterifch gefordert wurden. Aud in 
diefer Beziehung ift die Regierung entmuthigt und wird fi die gemachte Ers 
fahrung ad notam nehmen. Die Veranjhlagung des zukünftigen Deficits 
hängt von der mehr oder minder günftigen Berechnung der Einnahmen des 
vorigen und des laufenden Jahres ab. Daß daS 1. Quartal d. J. feine 
Beſſerung aufweist, kann ich ſchon jet jagen. Alle diefe Urſachen des Deficits 
bat Preußen und jeine Regierung nicht verſchuldet, und wenn es nicht früher 
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eonftatirt wurde, jo Liegt daS daran, daß die ficheren Ziffern erft im März 
und April feftgeftellt werden können. Die Regierung hat feine Schuld, wenn 
bei der Stodung des Verkehrs die Bergwerfe des Staates weniger abwerfen, 
bei dem Stillftande der Bauten weniger Hölzer aus den Staatsforften gefauft 
werden und weniger Perjonen auf den Staatsbahnen fahren. Man wirft 
uns vor, die Vorlagen jeien eilig gearbeitet. Wenn dem fo plößlich fich 
zeigenden Schaden gegenüber raſch Vorlagen außgearbeitet worden, jo jollte 
man das nicht tadeln, jondern unjeren trefflihen Beamten dafür dankbar jein. 
Die Herren kennen nur die Alternative, die Steuervorlagen abzulehnen oder 
mit der Befriedigung des Bedürfniſſes zu warten, zu einer Amendirung lafjen 
fie fi gar nicht herbei. Als Bundesfanzler brauche ich allerdings Fein Geld, 
wohl! aber als preußiicher Minifter. Ich bedarf ihre Bewilligung oder eine 
Quittung über ihre Ablehnung, um mi vor dem Landtage zu legitimiren, 
wenn er mich fragen wird, warum id) die befleren Steuern mir nit vom 
Neihstag habe bewilligen laſſen. Meine Hoffnungen auf diefe Bewilligungen 
find jett erheblich gejchwunden, da man uns ftatt ihrer einige ſchätzbare Ab⸗ 
handlungen über VBerfafjungsfragen und Aehnliches geboten hat. Man ver⸗ 
weist und auf Erſparungen und zwar im Militäretat. Diejer Etat Tiegt 
geſetzlich feit, aber man jagt uns, daß mit einigem quten Willen das Schloß 
fich lIöſen ließe. Dieſe Trage ift mehr eine politifche als eine finanzielle. 
Thatſächlich haben wir die 2Yjährige Dienftzeit, weil das eilerne Budget für 
die dreijährige gar nicht ausreicht, und die Mehrausgaben für dag neue Ge⸗ 
ſchützweſen und die Fortificationen gar nicht in dasjelbe aufgenommen find. 
Wäre die 2jährige Dienftzeit möglich, unſere ſparſame Militärverwaltung 
würde nicht“ zögern, ſich für fie zu entſcheiden. Es ift recht Hart, mir die 
Mittel zur Fortführung der Gefchäfte zu verjagen und doch zu erwarten, 
daß ich fie fortführe. Den möchte ich jehen, der an meiner Stelle den Muth 
hätte, zu entwaffnen! In Frankreich ift gejagt worden, daß die Sicherheit 
jeined Friedens von feinem Degen abhänge. Ich glaube, daß jedes Land 
diefen Ausspruch auf fih anwenden Tann, und daß aud unfer Friede, unjere 
Sicherheit auf unſerer Wehrkraft beruht. Die Frage, wie der Degen be- 
Ihaffen fein muß, der dieje friedenſchützende Kraft hat, und was er koſtet, 
möchte ich nicht von Giviliften entſcheiden laſſen. (Beifall rechts. Die Oppo⸗ 
fition kennt fein Compromiß mit ung, fie weiß nur abzulehnen oder zu warten 
bi8 auf den Nimmermehrstag. Ich bin bereit, den Landtag früher als ge⸗ 
wöhnlich, ich bin bereit, ihn ſofort einzuberufen, denn aud nur ſechs Monate 
in der jebigen Lage zu bleiben, wäre faum erträglid. Auch der Reichstag 
könnte no einmal in diefem Jahre berufen werden, doch kann ich den Ent» 
ſcheidungen des Präſidiums des Bundes nicht vorgreifen. Einfiweilen bin ich 
in der ungewöhnlichen Lage, daß mir jede Bewilligung verweigert und nicht 
einmal ein Compromiß gewährt wird! Miguel erflärt fih in längerer 
Rede gegen die Vorlage und jpricht fein großes Mißtrauen gegen die jegige 
preußiſche Yinanzverwaltung aus, wozu er fi hauptſächlich durch die Denk⸗ 
ihrift veranlagt flieht. Frhr. v. d. Heydt ergreift no einmal das Wort, 
um die wiederholten Angriffe von dem preußiichen Finanzminiſterium abzu- 
wehren. Lowe: Wenn fie (die Abgg.) fich gegen neue Steuern wehrten, fo 
geſchehe es nicht, weil der Executor bereit3 daB Letzte abpfänden molle, ſon⸗ 
dern weil fie es dahin nicht kommen laflen wollten. Bon einer Gefahr, daß 
Preußen feinen Verpflichtungen nicht nachkommen würde, könne ja gar nidt 
die Rede fein. Preußen mit feinem gefüllten Staatsſchatz und ein angeblicher 
Bankerott, — daB jeien ſchwer zu vereinigende Phantafiegemälde! Man ſehe 
ja, daß die Befürchtung des preußiſchen Finanzminifters weder hier noch an 
anderen Orten getheilt, ja nur geglaubt werde. Habe etwa die Börfe nad) 
defien geitriger Rede die preußiſchen Papiere fallen Iafien? Freilich müſſe 
Ordnung im Haushalt hergeſtellt werben, nicht aber durch Einführung neuer 
Steuern, auch nicht durch Fleine Erjparnifie, heute könne nur die Verminderung 
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der Armee das Deflctt decken und einen georbneten Haushalt herftellen (Zu⸗ 
fiimmung.) Wenn nun der Bundeskanzler fage, dadurch made man das 
Land wehrlos, jo glaube ihm dieß Europa ebenfowenig, wie e8 dem Finanz⸗ 
minifter glaube, daß Preußen bankerott ſei (Beifall linie. Murren reits). 
Man rede fortwährend von Machtfragen. Nichts ſei ungutreffender, als ein 
derartiger Borwourf. Seien fie denn ein Convent, der heute Beichläfie fafie 
od fie morgen ausführe? Selbft in einem abſoluten Stante würde man e8 
niht wagen, dem Volke ein Dutend Steuern mit einem Male nufzuerlegen. 
Dos fie verlangten, ſei ein Syſtem der Winanzverwaltung, daß man die 
Steuern nicht nehme, wo man fie finde, fondern dabei flet3 die wirthidhaftliche 
Kraft und Entwidelung des Volles im Auge behalte Was Noth thue, fei 
frenge Ordnung im Haushalt, und auch dem preußiſchen Finanzminiſter 
müßte e3 erwünſcht fein, eine befiere Controle eingeführt zu ſehen, Damit joldhe 
Dinge nicht wieder vorkämen. Indem er alfo ſich gegen jämmtlihe neue 
Steuern erkläre, gebe er zugleich das Mittel an, wie der Haushalt in Ord⸗ 
nung zu erhalten jei: durch Erfparnifie im Militäretat (Lebhaftes Bravo links). 
Graf Bismard widerlegt einige Bemerkungen der Vorredner und erklärt, 
daß er aufridhtig mit diefem conftitutionellen Syftem gehen molle, aber damit 
für verträglich Halte, etwaigen Ausichreitungen entgegenzutreten. Seinen Aus⸗ 
führungen von der Unmöglichkeit, den Militäretat zu rebmeiren, füge er noch 
hinzu, daß, wenn der Herr Vorredner die Garantie für die Sicherheit des 
Landes für einen ſolchen Fall zu übernehmen geneigt zu fein jcheine, doch un« 
möglich darauf eingegangen werben könne. Es jet denn, daß man feindliche 
Armeen an den Grenzen durch die Macht der Beredtſamkeit aufhalten könnte 
(Heiterkeit), Die Herren von der Linken würden auch nicht an diefem Baum 
jo rütteln, wenn fie nicht fijer wären, daß derjelbe feſtſtehe. Die Armee fei 
die Sicherftellung der Productivität. Der Bundeskanzler erflärt hierauf in 
Bezug des Verhaltens der officiöfen Preffe: Ich lehne jede Identität und Ver⸗ 
antwortlichkeit für jede Zeitung ab, jelbft für den StantSanzeiger. ch habe 
feine Zeit, Zeitungen zu redigiren, auch nicht zu leſen; meine Mittel erlauben 
mir daB nicht (Heiterkeit), Wenn die Regierungen die VBerantwortlichkeit für 
ein Blatt tragen jollten, dann müßten fie daſſelbe auch felbft redigiren, und 
dann würde es jo langweilig, wie der Staatsanzeiger (Heiterkeit). 
Die Discuffion wird hierauf geſchloſſen. Der Präfident ftellt die 
Stage, ob die Geſetzentwürfe an eine Commiffion verwiefen werben 
jollen; e8 erhebt fih Niemand dafür; fie werben demnach im Ple- 


num zur geeigneten Zeit weiter berathen werben. 


Mai. (Nordb. Bund). Abſchluß des Vertrags mit Baden betr. bie 
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gegenfeitige militärifche Freizügigkeit nebſt Schlußprotokoll. 
„Mordd. Bund) Reichstag: Das vom Bundeskanzler ein: 
gebrachte Geſetz wegen Berichtigung bes Haushaltsetats für 1868 
bat die Commiſſion des Reichstags in biefer Form verworfen, um 
jeder Möglichkeit ber Einführung franzöſiſchen Unweſens in ben 
Norbdeutfhen Bund bie Thüre zu verfchließen, und es wirb von 
berfelben an deſſen Stelle vorgefhlagen, durch Geſetz einfad 
die benöthigten Matricularbeiträge in ber geforberten Höhe feitzus 
ftellen, unter Vorbehalt der Rechnungslegung über die Verwaltung 
diefes Betrags. 

„Mordd. Bund). Reichstag: Debatte Über ben Antrag Hagen 
gegen die Verorbnung des YBundespräfibiums vom 22. Dezember 
1868 betr. die Befreiung ber Offiziere von allen Sommunalabgaben. 
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Die Eommifiion trägt darauf an, die Berorbuung in der ſchonendſten 
Weile für ungiltig zu erflären und auszufpredhen, daß die Frage einer geſetz⸗ 
lichen Regelung bedürfe. Die Bundesverfaffung beflimmt in Art. 61: „Nad 
Publication diefer Verfaſſung if in dem ganzen Bundesgebiete die geſammte 
preußiſche Militärgejeggebung ungejäumt einzuführen, jowohl die Geſetze jelbft 
als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung und Ergänzung erlafienen Regle- 
ments, Inftructionen und Reſcripie.“ Lange nah Publication der bierunter 
fallenden Beſtimmungen brachte daS Bundesgejehblatt nun am 22. Dezember 
1868 die Verordnung, welche eine für die neuen preußiichen Landestheile am 
23. September 1867 erlafiene Berordnung über die Beireiung der Militär- 
perfonen von Communalfteuern auf das Bundesgebiet ausdehnte. Diefe Ber- 
ordnung erſchien weder „ungejäumt nah Publication der Berfafiung”, wie 
Art. 61 vorfchreibt, no kann fie au nur formell nah ihrem Datum zu 
der in der früher publicirten Bundesverfaſſung gemeinten preußiſchen Militär» 
gejeßgebung gerechnet werben. 

Zn der Debatte geraihen zwei Mitglieder des Bundesraths, der preuß. 
Kriegäminifter v. Roon und der heſſiſche Bevollmädtigte v. Hofmann ziemlich 
ftarf an einander. Gen. Roon tritt dem Antrage als einer Beeinträchtigung 
der von den Militär in Preußen ſtets genofienen Rechte jehr entichieven ent» 
gegen und meint, Preußen Lönne fi) das Recht der Militärs, von directen 
Steuern unberührt zu bleiben, nicht durch die Fleineren Glieder des Bundes 
rauben laſſen. Dagegen proteftirt nun v. Hofmann und erklärt, daß feine 
Regierung entgegengejegter Anficht jei, diefelbe habe ſchon mit den Bundes» 
fanzler über die Verordnung vom December 1868 verhandelt und ihm ihre 
Zweifel über die Rechtögiltigkeit derfelben mitgetheilt. Durch den Bundes- 
kanzler fei fie von ihren Zmeifeln nicht geheilt worden; fie halte die Steuer⸗ 
frage nit für eine militäriihe Angelegenheit. General Roon bedauert 
darauf, daß Hr. Hofmann eine Discuffion de8 Bundesraths in den Reichstag 
verlegt habe, und erklärt, daß die Einheit der Armee auf der Einheit ihrer 
gejammten Rechtsverhältniſſe beruhe, daß nicht ein Theil derjelben dieſes, ein 
anderer Theil jenes Recht haben dürfe. Noch ftärfer fait als Gen. v. Roon 
tritt Gen. v. Moltke auf: nad ihm handelt es ſich dabei nit um die Pri⸗ 
vilegien der Dffiziere der Friedensarmee bei allgemein bürgerlichen Laſten, 
jondern um die Armee als Inflitution gegenüber dem Givilftaat. Die Armee 
hat ihre eigene Polizei, ihre eigene Armenpflege, ihre eigenen Schulen, ihre 
eigenen Nachtwächter, was geht fie aljo die Commune an? Ya, von Rechts⸗ 
wegen müßten die Kommunen umgekehrt Abgaben an die Garniſon zahlen; 
denn fie gibt ja den Wirthen etwas zu verdienen, verftärft im Nothfall die 
Polizeimacht und erhöht fpeciell in Berlin durch fiegreiche Feldzüge den Werth 
des Grundeigenthums. 

Bei der Abftimmung erflärt fih damit eine Mehrheit des Hauſes ein- 
verftanden, daß die Frage einer gejeglichen Regelung im Sinne der Einheit 
des Bundesheers bedürfe. Dagegen wird ver gleichzeitig vorgeſchlagene 
Gejegentwurf, laut welchem, unter Aufhebung jener Verordnung, die bis zum 
Erlaß derjelben in den einzelnen Bundesftaaten geltend gewejenen Geſetze und 
Beitimmungen wieder in Kraft treten follten, abgelehnt, ebenfo aud alle An⸗ 
träge, welche ſich darauf beichräntten, die formelle Wußerkraftjeßung der Ber- 
ordnung zu fordern. Selbft der Antrag des Abg. v. Forckenbeck auf ander- 
weitige gejeßliche Regelung dieier Frage im Sinne der von der preußijchen 
Regierung ſelbſt im Jahre 1862 vorgelegten Städteordnung konnte nit die 
Zuftimmung der Mehrheit finden. So bleibt denn eine Verordnung, deren 
Rechtstitel jelbit die Rechte bemängeln mußte, und welche nah dem Beſchluß 
des Haufes nicht zu Recht befteht, gleichwohl aufrecht erhalten, falls nicht der 
Bundesfeldherr fie aus eigener Initiative zurüdziehen ſollte. 


31. Mai. Mordd. Bund). Reichstag: Die in einer Reihe von Sitz⸗ 
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ungen durchberathene und vielfach iu Fiberalem Sinne amenbirte 
Gewerbeorbnung wird ſchließlich in letzter Leſung enbgiltig ange: 
nommen. Dagegen flimmen nur zwei Feudale und bie Social⸗ 
bemofraten. 

Zweite Lefung über bie Mechjelftempelfteuer, die Börſenſteuer 
und die Braumalzfteuer. Nur die erftere wird angenommen, da⸗ 
gegen wirb die Erhöhung ber Branntweinfteuer mit der impofanten 
Mehrheit von 202 gegen bloß 15 Stimmen abgelehnt. 

In der Minderheit befinden fih: Prinz Albrecht, der ehemalige Yinanz- 
minifter v. Bodelihwingh und der ehemalige Oberpräfivdent von Preußen 
Eihmann, der Bürgermeifter von Altona v. Thadden, der Regierungspräftbent 
Graf zu Eulenburg, der zukünftige medlenburgifhe Minifter Graf v. Baſſe⸗ 
wis, der Präfident der Seehandlung Gamphaufen, die beiden @enerale 
dv. Moltke und v. Steinmeb und die beiden preußiſchen Minifter v. Mühler 
und Frhr. dv. d. Heydt, der Urheber der Vorlage. Bei Abgabe feines ſchüch⸗ 
ternen „Ya“ bricht das Haus in ein jchallendes Gelächter aus. Graf Bismard, 
der die Niederlage vorausfah, war gar nicht in der Sitzung erjchienen. 

31. Mat. Oroßartiger Proteftantentag in Worms gegen bie päpftliche 
Einladung vom 13. Sept. 1868, in die Gemeinſchaft ber römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche zurüdzufehren. Es haben jih aus ganz Deutſch⸗ 
land dazu gegen 20,000 Männer und barunter gegen 1000 Dele: 
girte von Städten und Ortfchaften, mworunter Vertreter von Straß: 
burg, Petersburg, Berlin und Bremen eingefunden. Die Berfamm: 
lung beichließt folgende „Erllärung” : 

„1) Wir, die heute in Worms verjammelten Proteftanten, fühlen uns in 
unjerm Gewiſſen gedrungen, bei voller Anerkennung der Gewiflensrechte un⸗ 
ſerer katholiſchen Mitchriften, mit denen wir im Frieden leben wollen, aber 
auch im vollen Bewußtſein der religiöjen, moraliſchen, politifchen und forialen 
Segnungen der Reformation, deren wir und erfreuen, gegen die in dem jo- 
genannten „apoftoliichen Schreiben“ vom 13. Sept. 1868 an uns gerichtete 
Zumuthung, in die Gemeinſchaft der römiſch⸗katholiſchen Kirche zurüdzufehren, 
Öffentlich und feierlich Verwahrung einzulegen. 2) Immer gern bereit, auf 
den Grundlagen des reinen Evangelium mit unjern katholiſchen Mitchriften 
und zu vereinigen, proteftiren wir heute noch ebenfo entidhieden, wie vor 
350 Jahren Luther in Worms und unfere Bäter in Speyer, gegen jede hie⸗ 
rarchiſche und priefterliche Bevormundung, gegen allen Beiftesgwang und Ge⸗ 
wifiensdrud, injonderheit gegen die in der päpftlichen Enchklica vom 8. Dec. 
1864 und in dem damit verbundenen Syllabus nußgeiprochenen ſtaatsver⸗ 
derblichen und culturwidrigen Grundfäge. 8) Unfern klatholiſchen Mitbürgern 
und Mitcriften reichen wir bier am Fuße des Lutherdenkmals, auf ben uns 
mit ihnen gemeinfamen Grundlagen des riftlichen Geiſtes, der deuifchen Ge- 
finnung und der modernen Gultur, die Bruderhband. Wir erwarten dagegen 
von ihnen, daß fie zum Schu unferer gegenwärtig bedrohten höchſten natio- 
nalen und geiftigen Güter ih uns anjchließen werben im Kampf gegen den 
uns mit ihnen gemeinfamen Yeind des religiöfen Friedens, der nationalen 
Einigung und der freien Eulturentwidlung. 4) Als Haupturfade der religid- 
fen Spaltung, die wir tief beflagen, erklären wir die hierarchiſchen Irrthümer, 
inäbefondere den Geift und das Wirken des Jeſuiten⸗Ordens, der den Protes 
ftantismus auf Leben und Tod befämpft, jede geiftige Freiheit unterbrüdt, die 
moderne Eultur verfälicht und gegenwärtig bie römiſch⸗katholiſche Kirche be- 
herrſcht. Nur durch entichiedene Zurückweiſung der ſeit dem Jahr 1815 er- 
neuerten und fortwährend gefleigerten hierarchiſchen Anmaßungen, nur durch 
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Rückkehr zum reinen Evangelium und Anerkennung der Errungenſchaften der 
Eultur kann die getrennte Chriftenheit den Frieden wieder gewinnen und die 
Wohlfahrt dauernd fichern. 5) Endlich erflären wir alle auf Begründung 
einer hierarchiſchen Machtftellung der Geiftlichkeit und ausfchliekliche Dogmen- 
berrichaft gerichteten Beftrebungen in der proteftantifchen Kirche für eine Ver⸗ 
läugnung de3 proteftantifchen Geiftes und für Brüden nah Nom. Ueber⸗ 
zeugt, daß die Lauheit und Gleichgiltigfeit vieler Proteftanten der kirchlichen Reac⸗ 
tion8partei eine Hauptjtüge gewährt und aud in dem mächtigsten deutichen Staat 
ein Haupthindernik nationaler und kirchlicher Erneuerung bildet, richten wir 
an unfere ſämmtlichen Slaubensgenofien den Mahnruf zur Wachſamkeit, zur 
Sammlung und zu Träftiger Abwehr aller die Geiftes- und Gewiſſensfreiheit 
gefährdenden Tendenzen.” 

An diefe Erflärung ſchließt ih an: Das evangelifih-proteftanti- 
Ihe Gemeindeprincip und die daraus folgenden Grundjägße 
der proteftantifhen Kircdhenverfaffung: 

„I) Die evangeliicheproteftantiiche Kirchenverfaffung ruht auf dem Grund⸗ 
fa der Selbftändigfeit der Gemeinde, welche auf allen Stufen der Kirchen⸗ 
leitung vertreten fein fol. 2) Diefem Grundſatz gemäß ift die Stellung des 
proteftantifchen Landesherrn innerhalb der enangelifchen Kirche, ſowie die Kir⸗ 
henleitung überhaupt, auf verfafjungsmäßigem Wege zu regeln. 3) Die 
evangeliiheproteftantiichen Gemeinden find vertreten dur Ortsfirchengemeindes 
Berfammlungen, durch Kreis- (Provinzial-) Synoden, durch eine Landesfynode. 
4) In den Synoden gebührt den weltlichen Mitgliedern eine minbeftens gleiche 
Bertretung wie dem geiftlichen Stande. Die weltlihen Mitglieder der Syno⸗ 
den find durch freie Wahl der Gemeinden zu ernennen. Die Diöcefanfynoden 
wählen ihre Defane frei aus ihrer Mitte. 5) Das active und pafiive Wahlrecht 
fteht ſämmtlichen felbftändigen bürgerlich und kirchlich unbeſcholtenen Gemeinde- 
gliedern zu. Das Wahlrecht ift nicht durch den Nachweis befonderer kirch⸗ 
licher Eigenfchaften bedingt. 6) Der Gemeinde fteht bei Belegung der Pfar⸗ 
reien die entjcheidende Stimme zu. 7) Das Recht der Tirchlichen Geſetzgebung 
fteht der Landesſynode in Verbindung mit dem Kirchenregiment zu. 8) Die 
Zandesgemeinde ift im SKirchenregiment durch einen von der Landesſynode 
gewählten Ausſchüß vertreten. Das Kirchenregiment ift der Landesſynode 
verantwortlich.“ 


Mai. (Luremburg). Ueber die Demolition ber Feftungswerfe 
gibt das in Arlon erjcheinende Blatt „L'Echo du Luxembourg“ einige 
Mittheilungen. Demnach hofft man no im Laufe d. J. alle auf der Weſi⸗ 
jeite von Luremburg gelegenen Forts abgetragen zu haben. Das Fort Bauban 
ift bereits vollftändig verſchwunden, das Fort Louvigny dem Boden gleich ges 
macht, und nur das Reduit desjelben ift erhalten worden, um als Sommercafino 
benüßt zu werden. Später wird man aud die Werke im Norden des Plage: 
ſchleifen. Nur das Fort Charles ſoll verjchont werden, nm in ein ſtädtiſches 
Schlachthaus verwandelt zu werden. Bon der Demolirung der übrigen Feſtungs⸗ 
fronten, alfo der ſüdlichen und öftlichen, ift noch Leine Rede. Die Demolitions- 
arbeiten nach diejer Seite, alſo nad) Deutſchland Hin, jeien, wie das Blatt 
bemerkt, zu ſchwierig und zu wenig einträglid. 
„» (Sadhfen) Die bevorftehenden Landtagswahlen haben nur 
eine fehr theilweife und im Ganzen fehr ſchwache Wahlbewegung 
veranlaßt. 


» (Breußen).. Am Rhein fängt c8 unter den gebildeten 
Katholiten an, ſich gegen die in Rom durch das bevorftehende Eoncil 
beabfichtigten Tendenzen zu regen. ine Adreſſe folder aus Coblenz 
an ben Biſchof von Trier erflärt ſich entichteven gegen bie Auslaf- 
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fungen ber Civiltà cattolica bez. Syllabus und päpftliche Unfehl: 
barkeit und formulirt dagegen ihre Wünfche: 


„ ... Wären daS Aeußerungen einer irgendbeliebigen, einzelnen, von 
feiner kirchlichen Autorität aufgemunterten katholiſchen Zeitfehrift, jo würden 
wir nicht veranlaßt fein, hervorzutreten. Belannt ift aber, daß ſich jene Gläu- 
bigen mit der Zuneigung kirchlicher Autoritäten und des heil. Stuhls felbft 
ſchmeicheln, und e8 bat den Anichein, daß ein großer Orden mit der Wucht 
einheitliher Organijation nach denfelben Zielen dränge, es wäre alſo leicht 
erlärlih, wenn ein jo planmäßiges, die allgemeinfte Zuftimmung in Anſpruch 
nehmendes Vorgehen, falls fein Widerſpruch erfolgte, über die Gefinnungen 
der Katholiken bedeutende, unter den gegenwärtigen Umſtänden doppelt befla- 
genswerthe Irrthümer veranlaßte. Unter ſolchen Umftänden dürfen und Töns 
nen wir nicht ſchweigen, die wir nicht minder treue Kinder der Kirche zu fein 
beitrebt find als jene; wir müſſen unjere Stimmen erheben und Ahnen, un« 
ſerm Biſchof, das laut ausſprechen. 


„Wir theilen jene Anfichten, Hoffnungen und Wünſche der ſogenannten 
eigentlichen Katholiken nicht, verwahren uns vielmehr gegen diejelben auf das 
entigiebenfte. Uns find im Hinblid auf die vom heil. Vater in feiner Beru⸗ 
fungöbufle erläuterte Bedeutung des bevorftehenden Eoncils Gedanken anderer 
Art vor die Seele getreten, die Ew. biſchöfliche Gnaden in Kürze darzulegen 
ung vergönnt fein möge. 

„Ueberſchauen wir die Verhältniffe, jo jehen wir in unjerer Zeit nirgend- 
wo eine häretiiche, Punkte des Glaubenäbelenntniffeg berührende Spaltung, 
wie fie frühere Soncilien zur Formulirung kirchlicher Lehren veranlaßt hat, 
bervortreten. Der uns umgebende Unglaube ftügt fih auf philofophiiche Mei⸗ 
nungen, deren Falſchheit Längft durch große chriſtliche Wahrheiten in helles 
Licht gejegt ift, und eine Vereinigung mit unjern im ©lauben getrennten 
Kriftlihden Brüdern möchte kaum dadurch erleichtert werden, daß man die 
Summe der und trennenden Glaubensjäge noch um einige neu formulirte 
vermehrte. Unſere Zeit Hat eigenthümliche Bedürfniffe, denen gerecht zu wer⸗ 
den die Kirche aus dem unerjchöpflicden Born ihrer Kraft die Mittel zu ſchö⸗ 
pfen vermag. Wir zählen dahin: die Befreiung der Kirche von der Staatd« 
gewalt, die Herftellung einer jelbftändigen und harmoniſchen Bewegung beider 
Ordnungen, in denen nad Gottes Willen das Leben der Menjchheit fi} ent» 
falten jofl, die organische Regelung der Theilnahme der Gläubigen an der 
Geftaltung der Firchlichen Lebensbeziehungen, die Zurüdführungen der getrenn« 
ten Brüder zur Kirche, die Bewältigung de3 jocialen Elends, das Auffuchen 
der richtigen Stellung des Clerus und des einzelnen Ehriften zur allgemeinen 
Bildung und zur Willenichaft: an diefen das kirchliche Leben im weiteften Sinn 
umfaffenden Aufgaben müht die Gegenwart in geiltigem Ringen fi ab, und 
ihre Löſung joheint fie von dem vom göttlichen Geifte geleiteten, von der Ein⸗ 
fit der ganzen Kirche getragenen Concil zu erwarten. Auf alles dieſes ein⸗ 
zugehen wird einem allgemeinen Goncil faum möglich fein; der Organismus 
der Kirche jelbft wird in feinen einzelnen heilen die Form hervorzubringen 
haben, in welcher die Schäden Heilung finden, die gejunden Kräfte fih in 
jegensreiher Wirkung entfalten können. Es würde daher mit Yreuden begrüßt 
werden, wenn von dem Goncilium eine Neubelebung des großen kirchlichen 
Organismus durch allgemeine Wiedereinführung jener durch Jahrhunderte er⸗ 
probten regelmäßigen National», Provinzials, Didcefanfynoden 
ausginge. Solche Synoden, wenn ihre Beihlüfe aus wahrhaft freier und 
gründlicher Berathung gejchöpft und auf die Forderung des wirklichen Lebens 
gerichtet waren, find von jeher eine Quelle des Heils für die Kirche geweſen. 

„Richten wir unfere Aufmerkſamkeit auf daS allgemeine Berhältniß der 
Kiche zum Staat und zur modernen Geſellſchaft überhaupt, jo erjcheint es 
ung im Intereſſe der Freiheit und Selbftändigkeit der Kirche aufs dringende 
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gerathen, daß das beuorftehende Concil feinen Zweifel darüber Iafle: die 
Kirche habe mit dem Wunfd, die mittelalterliden Staats» 
formen herzuftellen, vollftändig gebroden. Auch der Staat hat 
religiöje Grundlage, infofern die Ordnung des Staats und die obrigfeitliche 
Gewalt auf der Anerkennung eine lebendigen perjönlicden Gottes und des 
von ihm in die Seele eingepflanzten Sittengejeges beruhen. Aber die Sphäre 
des Staats ift innerhalb jener geifligen Erfenntnifje und fittlichen Geſetze be⸗ 
ſchloſſen, welche durch die natürliche Kraft des Menſchen erfakt werden. Der» 
jenige Staat ift der riftlichfte, welcher diefe Schranken am gewifienhafteften 
achtet, während er der übernatürlichen Religion, der Kirche und den Confeſſio⸗ 
nen, welche feine eigene religiösfittliche Grundlage anerkennen, die freiefte und 
jelpftändigfte Bewegung auf ihren Gebieten und den Schut Ihrer Rechte fichert. 
Auf dieſem Weg ſoll eine größere Harmonie und ibealere Ausgeftaltung von 
Kirche und Staat erreiht werden. 

„Roh Ihlimmer würde eS fein, wenn da3 Band, welches Elerus und 
Zaien, Seeljorger und Gemeinden umſchlingen fol, gelodert wiirde, oder wenn 
gar eine tiefgreifende Disharmonie zwiſchen ihnen entflehen follte. Mit ſchmerz⸗ 
lihem Bedauern muß daher jeder Verjuch betrachtet werden, die gemeinfame 
Bildungsgrundlage zu zerftören, welche bisher in Deutfchland den Elerus und 
die dur akademiſche Studien vorbereiteten weltlichen Berufsftände einigte. 
Eine Beſchränkung der theologifhen Bildung, Ausichliegung der Theologen 
von den Disciplinen, welche in die unmittelbaren Quellen des Glaubens und 
der kirchlichen Entwidlung einführen, würde eine unheilvolle Schädigung der 
kirchlichen Wiſſenſchaft wie des kirchlichen Lebens fein. Möge das Concil auf 
diefe eigenthümlichen Verhältniſſe des deutſchen Vaterlands Rüdfiht neh⸗ 
men und diefen Gegenftand nationalen Synoden überlaflen. Die Gefahren, 
welche der Kirche vom Unglauben drohen, die Anforderungen, welche die ſocia⸗ 
len Uebel der Zeit an die chriſtliche Liebesthätigkeit Hellen, laſſen es nothwen- 
dig erjcheinen, daß alle Gläubigen im engften Verbande mit ihren Seeljorgern 
am Tirchlichen Xeeben theilnehmen. Daher ift eine organiſch geregelte 
Betheiligung der Laien am hriſtlich-ſocialen Leben der 
Pfarrgemeinde höchſt wünſchenswerth. Der heiße Wunſch, der den heil. 
Bater, den ganzen hochwürdigen Epiffopat, jeden gläubigen Katholifen und 
vor allen uns deutſche Katholifen befeelt: die Verjöhnung der von uns getrenn⸗ 
ten proteftantichen Eonfeflionen mit der Kirche zu erleben, hat mohl nur dann 
Ausficht auf Erfolg, wenn von unferer Seite Entſcheidendes geichieht, um die 
Furdt und das Mißtrauen bei unfern Brüdern zu beleitigen, Vorurth eile zu 
überwinden und Vertrauen zu erweden. Wie viele ihrer Vorurtbeile würden 
aber jchwinden, wenn fie bei ung die großen Organe der Kirche wieder thätig, 
wenn fie ein wahres, die foctalen Aufgaben des Chriftenthums erfüllendes 
Gemeindeleben bei ung wieder blühen jähen, und daher unmöglih die mik- 
trauiſche Furcht zu hegen überredet werben könnten, daß eine herrichlüchtige 
Hierarchie in der Kirche die Gläubigen ausbeute und die Beifter gewaltfam 
in falſche Richtungen lenke und niederbrüde. 

„Eine andere nit unwichtige Yrage, welche wir Ew. biſchöfl. Gnaden und 
de8 ganzen zum allgememen Concil eingeladenen Episcopat3 Erwägung unter- 
breiten möchten, betrifft die Einrichtung des Index librorum pro- 
hibitorum. Wir wiſſen, daß die kirchlichen Autoritäten die heil. Pflicht 
haben über die Reinheit der Lehre zu wachen, Irrthümer zu bezeichnen und 
zu verbeflern ꝛc. Allein daS bisherige Verfahren, die Eintragung folcher 
Schriften, die irrige oder bevenfliche fittliche Darftellungen enthalten, in einen 
demnächft veröffentlichten Katalog, und das Verbot, ſolche Bücher ohne beſon⸗ 
dere Erlaubniß der kirchlichen Obern zu leſen, dieſes Verfahren ſcheint uns 
weder feinem eigentlichen Zweck zu entſprechen, no) dem Geift und der Würde 
der Kirche volllommen angemeflen, noch für die Entwidlung der Wiſſenſchaften 
heilſam. Es entſpricht feinem Zwed nicht, weil nicht alle Schriften Fatalogifirt 
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werben fönnen, die Eintragung von. Zufälligkeiten, oft von Denunciationen 
abhängt, weil nicht die irrigen Lehren felbit, fondern Bücher und Autoren 
bezeichnet werden, weil das Verbot von der Mehrzahl der gebildeten Katho⸗ 
Iiten nieht beachtet werden kann und, wie Ew. biſchöfl. Gnaden befannt ft, 
nicht beachtet wird. Es ift der Würde und dern Geifte der Kirche nicht ange 
meſſen, weil oft gläubige katholiſche Verfaffer, die in befter Adficht geirrt oder 
nur Mikfälliges geäußert haben, durch Notirung ihres Namens oft unmittel- 
bar neben den Verfaflern von Schandichriften als gefährlich gekennzeichnet und 
mit einer Makel behaftet werden, während Wiſſenſchaft und Kirche ihnen für 
bedeutende Leiftungen Dank ſchuldig wären. Das Verfahren ift für den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fortſchritt nicht heilfanı, weil die Furcht durch irgendeinen unwill⸗ 
kürlichen Fehltritt oder Mikgriff, vielleicht gar in Folge der unberufenen 
Dienftfertigkeit eines Gegners, fich eine ſolche diffamirende Strafe zuzuziehen, 
fi wie ein Bleigewicht an die Forſchungen der katholiſchen Gelehrten hängt. 
Wir begen daher den Wunſch: es möge dem, bevorftehenden allgemeinen Eoncil 
gefallen, den Index librorum prohibitorum — 

„Das find unſere Wünſche, welche uns auszuſprechen unſer Gewiſſen drängt. 
Sie verdienen, dünkt uns, gehört zu werden wie diejenigen der andern. Das 
Gefühl der Pflicht hat uns veranlaßt, mit unſerm Namen hervorzutreien, 
lebhaft erregt durch die Wahrnehmung der weit verbreiteten Abneigung, mit 
der man in katholiſchen Kreiſen die oben mitgetheilten Auslaſſungen der 
‚Eiviltä Cattolica“ aufgenonmen, ſodann der beklagenswerthen Bedenklichkeit, 
mit der fo manche, die es nicht follten, vor freimüthigem Widerſpruch zurück⸗ 
ſchrecken. Auch der traurigen Kirchenſpaltung des 16. Jahrhundert ging ein 
allgemeines Concilium unmittelbar voraus, ohne auf die Entwidlung der 
Dinge einen günftigen Einfluß auszuüben. Sollen heute die chriſtlichen Völker 
dur das Eoneil für die Kirche wirklih wieder gewonnen werben, fo muß 
einfeitig abjipredhenden Behauptungen gegenüber die Lehrende und regierende 
Kirche durch beitimmte und klare Belenntniffe von dem Zuftande der Geilter 
vollkommen unterrichtet, den wahren Bedürfniſſen der Zeit entgegenzulommen, 
in den Stand geſetzt fein, und dazu nad Kräften beizutragen, fühlten aud 
wir uns verpflichtet, Die wir als treue Söhne der Kirche in der Einheit mit 
ihr und ihrem Mittelpuntte, dem heil. Stuhl zu Rom, und in Tinplichern 
Gehorſam gegen Ew. biſchöfl. Gnaden mit Gottes Hilfe zu leben und zu ſter⸗ 
ben entichloffen find,“ 

Graf Montalembert erflärt ih in emer Zuſchrift an die Urheber der 
Adrefle mit derfelben vollkommen einverftanden: „Ich kann Ihnen nicht jagen, 
wie jehr mich diefe Herrliche Kundgebung gerührt und gefreut hat: fie iſt nad 
Inhalt und Form untadelhaft. Ich würde gern jede Zelle  derjelben unter- 
ihrieben haben. Es war mir, als fähe ich einen Lichtſtrahl in dunkler Nacht, 
und als hörte ich endlich ein männliche und chriſtliches Wort durch die Des 
clamationen und Schmeicheleien durchklingen, mit denen man uns betäubt. 
Erlauben Sie mir, beizufügen, daß ich mich in etwas gedemüthigt fühle bei 
dem Gedanken, daß Sie Deutiche am Rheine dies Mal die Initiative bei einer 
Demonftration ergriffen haben, welche zu der früheren Haltung und Thätig- 
keit der franzöſiſchen Katholiten und zu den Ueberzeugungen jo gut gepaßt 
haben würde, die uns in der erften Hälfte des 19. Yahrhunderts die Ehre 
verſchafft haben, an die Spite der Vertheidiger der religiöfen Freiheit auf dem 
Feſtlande zu treten.“ 


1, Juni. Mordd. Bund). Reichstag: Die Befteurung der Börfen- 
Schlußiheme wird mit 128 gegen 73 Stimmen, die Bierfteuer 
mit 152 gegen A8 abgelehnt. Die Steuervorlagen find damit defi⸗ 
nitiv gefallen. 
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1. Juni. (Preußen). Es fteht nunmehr feſt, daß die Gartelconvention 


n 


mit Rußland nidht erneuert werben wirb. 


„ (Breußen). In Folge der Ablehnung ber Eteuervorlagen 
durch den Reichstag und buch das Zollparlament orbnet die Regie: 
rung bie Einjtelung aller „nicht abſolut dringenden“ Bffentlichen 
Arbeiten an. 


„Mordd. Bund). Reichstag: genehmigt den vom Abg. Wiggers 
im Wege ber Initiative eingebrachten Gefekentwurf bie Gleichberech— 
tigung der Confeffionen betr. in erfter und zmeiter Leſung nad 
unbebeutenber Debatte mit großer Mebrbeit. 

Einziger Artikel: „Alle noch beſtehenden, aus der Verſchiedenheit des reli⸗ 
giöſen Belenntnifies bergeleiteten Beſchränkungen der bürgerlihen und ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbeſondere ſoll die Befä⸗ 
higung zur Theilnahme an der Gemeinde⸗ und Landesvertretung und zur 
Bekleidung öffentliher Aemter vom religiöjen Belenntnik unabhängig fein.“ 
„ (Zollverein). Eröffnung des Zolparlaments durch Präſ. 
Delbrüf (ohne daß darum der Reichstag bes nordd. Bundes ge: 
ſchloſſen worden wäre): 

„Seit Sie zum letztenmal bier verſammelt waren, iſt die Geſetzgebung 
des Zollvereins in Mecklenburg, Lübeck und in einem Theil des Gebiets bon 
Hamburg in Wirklichkeit getreten. Mit der nahe bevorftehenden Einführung 
diefer Gefehgebung in andern hamburgiſchen und in einigen preußiichen Ge- 
bietötheilen wird die Abgrenzung des Zollgebiets für die nächſte Zukunft ihren 
Abſchluß erhalten. Der Verkehr mit dem Freihafengebiet Hamburgs hat 
jede mit den vorhandenen Einrichtungen vereinbare Crleichterung erfahren, 
und wird durch die bereitß eingeleitete Berbolllommnung diejer Einrichtungen 
noch weitere Erleichterungen erhalten. Die Maßregeln, welche, gegenüber die 
fen Erleichterungen, zur Sicherung der gemeinfchaftlichen Zollgrenze im Fre 
bafengebiet erforderlich find, bilden den Gegenftand einer Vorlage, welde 
Ihrer Berathung unterworfen werden wird. — Dem in der vorjährigen Seſ⸗ 
fion von Ihnen wie von den Bereinsregierungen anerlannten Bebürfniß einer 
durchgreifenden Reviſion der Zollgejeßgebung joll ein neues Vereinszollgeſetz 
gerecht werben, deſſen Entwurf Ihnen vorgelegt werben wird, Diejer Entwurf 
will die Zollgefeggebung ſowohl materiell durch Vereinfachung der Zollcontrole 
und Erleichterung des Abfertigungsverfahrens der eingetretenen Entwicklung 
des Verkehrs anpafien, al3 aud formell die in verſchiedenen Geſetzen zeritreu- 
ten Beftimmungen überfichtlih zujammenfaflen. — Der Entwurf eines Bes 
feges über die Beiteuerung des Zuders fol, dem von Ihnen außgeiprochenen 
Wunſche gemäß, die Zollfäge für den ausländifchen Zucker ohne Rückficht auf 
defien Beſtimmung zur Fabrikation oder zum Verbrauch regeln, und die 
Steuer vom inländifchen Zuder in’ ein richtiges Verhältniß zu dieſen Zollſätzen 
bringen, — Die Revifion des Vereinszolltarifs wird wiederum einen Gegen 
ftand Ihrer Berathungen bilden. So lebhaft die Vereinsregierungen wünſchen 
durd) Zollbefreiungen und Zollermäßigungen den Verkehr zu fürbern und den 
Berbraud zu erleichtern, jo gebieterijch erheijcht die Rückſicht auf den Staatd- 
haushalt die von ſolchen Befreiungen und Ermäßigungen unzertrennliden 
Ausfälle in den Bolleinnahmen dur Erhöhung diefer Einnahmen bei andern 
Gegenftänden auszugleichen . . .* 

„Mordd. Bund). Der Reichstag nimmt troß des Einſpruchs des 
heſſiſchen Bundescommiſſärs Hoffmann den Antrag von Golm®: 
Laubach auf Einführung des Braumalzſteuergeſetzes vom 4. Jun 
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1868 in dem großherzoglich heſſiſchen Bunbesgebiete ab 1. October 
1869 an. 

Der Vertrag mit Baben bez. ber militärifchen Freizügigkeit vom 
25. Mai wirb ohne Debatte genehmigt. 


4, Juni. (Zollverein). Zollparlament: Beftelung bes Bureau. Bon 


228 Stinmen wird Simfon mit 215 wiederum zum Präfidenten 
gewählt (die 6 anweſenden Polen geben leere Zettel ab, die übrigen 
zeriplittern fi). Zum erjten Vicepräfidenten wird ber bayrijche 
Minifterpräfident Fürft Hohenlohe mit 168 Stimmen gewählt (Hr. 
v. Thüngen erhält 32 Stimmen der fübb. Fraction), zum zweiten 
Picepräfidenten ber Herzog v. Ujeſt (Hr. v. Neurath von ber fübb. 
Traction erhält 31, Löwe von ber Fortichrittspartei 22 Gt.). 
Fürft Hohenlohe nimmt die Wahl mit dem Beifügen an: 

„Für die mir durch Ihre Wahl erwieſene Ehre ift meine Dankbarkeit um 
jo größer, al8 ih im vorigen Jahr nicht Gelegenheit hatte, Beweiſe für meine 
Befähigung zu dem mir übertragenen Amt zu geben. Wenn Sie mich dennod) 
wiedergewählt haben, jo geben Sie mir damit das Recht, das Motiv Yhres 
Bertrauens in meiner Thätigkeit außerhalb diefer Verſammlung zu Juden, 
(Rebhaftes Bravo.) Demnach gewinnt aber für mid Ihr Votum Hohe poli« 
tiiche Bedeutung, und das MWertrauen diefer Verſammlung wird mir den 
Muth geben, auf dem Wege, den ich für den richtigen halte, unbeirrt fortzu« 
ſchreiten (jehr Iebhafter Beifall), und auszuharren in dem Beſtreben, für die 
Berftändigung, Verföhnung und Eintracht der deutſchen Stämme mit allen 
meinen Kräften zu wirken.“ 

„» (Sahfen) Allgemeine Landtagswahlen. 

Das Reſultat ergibt: 33 deutſch⸗ſächſiſche (bundesftantlicheconftitutionelle) 
Abgeordnete, darunter der Präfident und der Bicepräfident der vorigen zweiten 
Kammer, Haberforn und Oehmichen; 32 nationalsliberale Abgeordnete, 
5 Mitglieder der „deutſchen Fortſchrittspartei“ (Nationale Demokcaten),, Die 
National⸗Demokraten unterſcheiden fich nicht ſehr weſentlich von den National» 
Kiberalen. Die Betheiligung an den Wahlen war auf dem platten Lande 
ungleich ftärker als in den Städten; dort ſtimmten durchſchnittlich zwei Drittel, 
bier nur ein Drittel der Wahlberechtigten. Die Städte jenden 12 deutſch⸗ 
ſächſiſche, 17 nationalsliberale, 2 nationalsdemof. Abgeordnete, daB platte 


Land ſendet 21 deutich-jächfifche, 15 nationalsliberale, 3 nationaledemofratijche 
Abgeordnete. 


„ (NRordd Bund) Der Reihstag nimmt das Mechfelftenpel: 
fteuergefceh auch in britter Leſung an, hält dagegen die Verweigerung 
ber Erhöhung der Branntweinftener neuerbinge aufrecht, worauf 
Präfident Delbrüd erlärt: daß die Bunbesregierungen auf bie 
Meiterberathung ber Steuergefege verzichten. Der Etat für 1870 
wird in dritter Berathung definitiv genehmigt. 

» (Anhalt). Landtag: 22 Mitglieder bringen einen neuen An- 
trag bez. der Domanialfrage ein: 


Hiernach foll die Domänenrente des Herzogs von 250,000 Thlrn. auf 
300,000 Thlr. jährlich erhöht, und diefe in der Weile gewährt werden, daß 
Grundftüde mit einem Reinertrag von 200,000 Thlın. jährli als Privat- 
eigenthum auszufcheiden, 100,000 Thlr. aber, folange die Regierung beim 
herzoglichen Kaufe verbleibt, als Rente fortzuzahlen find; mit dem Aufhören 
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der Regierung tritt an Stelle dieſer Rente eine Capitalabfindung von 
2,000,000 Thlrn. 


10. Juni. (Nordd. Bund). Der Bundesrath weiſt bie Beſchwerde gegen 


11. 


Medlenburg ab, ertheilt dagegen dem von Reichstag bejchloffenen 
Geſetzesentwurf bez. Gleichſtellung der religiöjen Bekenntniſſe nad) 
lebhafter Debatte jeine Zuſtimmung (Medlenburg proteltirt); ebenſo 
werben bie Gewerbeordnung und das Geſetz wegen Beihlagnahme der 
Arbeits: und Dienftlöhne nad) den Beichlüfjen des Reichstags genehmigt. 


„ (Zollverein). Zollparlament: Borberathung des Zollgefehes. Das⸗ 
felbe wird unter Ablehnung jämmtlicher Amendements angenommen. 

Gegenüber der „ſüdd. Fraction“ hat fi eine „freie ſüdd. Vereinigung“ 
(zur „Mainbrücke“) gebildet, die bis jetzt 32 Mitglieder zählt. 

Die Regierungen legen dem Parlament einen Geſetzesentwurf be. 
Aenderungen im Zolltarif vor, der von einer befonderen Denkſchrift 
begleitet iſt: 

Diefelbe ſtammt aus der Feder des geh. Raths Otto Michaelis. 
Zum Unterfhied von der vorjährigen Denkſchrift wird die Einführung 
des Petroleumzolles ausführlih zu rechtfertigen geſucht. Zunächſt beredh- 
net die Denkſchrift die Ausfälle, welde Folge der vorgeſchlagenen Zoll⸗ 
befreiungen und Sollherabjegungen fein wärden, nad den Einfuhren des 
Sahres 1868 wie folgt: 1) Ausfälle bei Artikeln, für welche ſchon der vor⸗ 
jährige Gefegentwurf Tarifänderungen vorſchlug 409,166 Thle.; 2) Ausfälle 
durch Herabjegung der Eijenzölle 164,267 Thlr.; 3) Ermäßigung der Reis⸗ 
zölle von 1 Thlr. auf 15 Sgr. 428,604 Thlr.; 4) Veränderungen in der 
Zarifirung von Leinengarn, Leinenwaaren, Tapiofa und Cacao 35,547 Thlr., 
in Summa Ausfälle 1,037,584 Thlr. Hiebei muß zunädft auffallen, daß in 
der vorjährigen Dentichrift der Ausfall zu Nr. 1 ftatt auf 409,166 Thlr. 
nur mit 214,721 Thlr. berechnet worden ift. Freilich Iegte man damals der 
Berehnung nicht die Einfuhr pro 1868, fondern die Durchſchnittseinfuhr der 
Sahre vom 1. Juli 1865 bis 30. Septbr. 1867 zum Grunde. Das erklärt 
aber noch nicht den Unterſchied von nahezu 200,000 Thlr. und zeigt jedenfalls, 
wie wenig ficher alle jolde Anjchläge find. Werner it bei Berechnung der 
Ausfälle nirgend vorgejehen, daß die Zollherabfegung eine vermehrte Einfuhr 
der betreffenden Artikel zur Yolge haben muß. Und doch führt die Denkſchrift 
an einer anderen Stelle jelbft an, daß die Herabfeßung des Reiszolles „eine 
von Jahr zu Jahr Steigende Bedeutung für die Maſſe des Volks gewinnen 
wird.” Auch bei der Begründung der Ermäßigung der Eifenzölle wird eine 
wachſende Mehreinfuhr als wahrjcheinlich Hingeftellt. Zur weiteren Begründung 
des Verlangens der Einführung des Petroleumzolfes wird auf die Zollausfälle 
hingewiejen, welche durch die älteren Handelsverträge feit 1865 entftanden 
find. Das Geldäquivalent dafür wird offenbar wiederum ohne Berüdfichtigungen 
der Mehreinfuhren auf 6,890,000 Thaler veranjchlagt. Ebenſo willfürlich wie 
diefe Berechnung ift in der Denkſchrift eine Gegenüberftellung der auf den 
Kopf der Bevölkerung fallenden Zollverträge. Es werden den Jahren 1862 
bi3 64 die ungünftigen Jahre 1865, 1867 und 1868 gegenübergeftellt. Im 
leßteren ift der Ertrag der Zölle und der Rübenſteuer etwa 14 Ser. für den 
Kopf der Bevölkerung oder 1,532,000 für den Zollverein jährlich geringer 
gewefen. „Eine Tarifreform”, jo führt Herr Michaelis weiter aus, „welche 
fh darauf beſchränkte, die Zahl der befteuerten Artikel zu vermindern, ohne 
zugleihd Maßnahmen zu treffen, die Ertragsfähigfeit des Neftes zu erhöhen, 
würde die Gefahr in ſich bergen, daß der reformirte Tarif fih als fteril er» 
wieje, weil namentlich bei den Colonialwaaren die langjame Entwidelung der 
Production einer die Ausfälle bei niedrigen Zollſätzen deckenden Steigerung 
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des Verbrauchs Hinderniffe bereitet.” Bon demſelben Herrn Otto Michaelis 
Itegt eine Denkſchrift über Zollreform aus dem Jahre 1858 vor, welde er 
damals für den vollSwirthichaftlihen Congreß ausgearbeitet hatte. Darin 
heißt e8 gerade entgegengejeßt zu der obigen Ausführung: „Jede Zufuhr von 
Waaren, welche zollfrei zugelaflen und durch die zollfreie Zulaffung erft mög⸗ 
lich wird, erfordert bei der Berarbeitung oder dem Verbrauch derjelben die 
Zufuhr anderer Artikel, die einem Zoll unterworfen find. Außerdem bedingt, 
auch ohne ſolche nachweisbare Zufammengehörigkeit der Artikel, die Belebung 
des Handels, welche in Folge der Zollbefreiung für den Handel werthvoller 
Gegenftände eintreten wird, in ihren unmittelbaren und mittelbaren Wirkungen 
eine allgemeine Zunahme der Einfuhren und auch der Berzollungen, wie wir 
ja alljährlich mit ver Lebhaftigkeit des Verkehrs die Zolleinnahmen wachſen 
und abnehmen fehen. . . . In der That, gerade wenn wir in der Streichung 
der Zölle nicht zu engherzig vorgehen, dürfen wir am Wenigften um den 
Erſat in Berlegenheit fein, den die Staaten aus den übrigen Zöllen, Con⸗ 
jumtionsfteuern und anderen Sinnabmequellen in Folge der Reform reichlich 
erhalten werben.“ Die Einnahme aus dem Petroleumzolle veranſchlagt die 
Dentichrift auf 898,000 Thlr. (im vorigen Jahre wurde der Ertrag auf nur 
500,000 Thlr. geſchätzt). Die Denkirift nennt das Petroleum „veßhalb ein 
geeignetes Steuerobject, weil e8 einen Gegenftand allgemeinen Verbrauchs 
bildet, ohne zu den Gegenſtänden des unentbehrlichen Lebensbedarfs zu gehören.“ 


13. Juni. (Preußen). Neuer Beſuch des Königs in Hannover. Der: 
felbe ijt dabei von Graf Bismard begleitet. 


14. „ (Zollverein). Zollparlament: Beginn ber Tarifbebatte. Rede 
Delbrüd's über die vorgejhlagenen Tarifänderungen und namentlich 
für die Petroleumſteuer. 


15. „ (Anhalt). Landtag: Beginn ber Debatte über bie Domanial: 
Auseinanberjegung: 

Die zweite und dritte Abtheilung erklären ih aus finanziellen, volks⸗ 
wirthichaftlihen und politiihen Gründen gegen den Vermittlungsvorſchlag 
der Sommiffionsmehrheit, welcher dem herzogl. Haufe mit dem vollen Eigen» 
thumsrecht Liegende Gründe bis zur Höhe einer reinen Jahresrente von 
300,000 Thlrn. überweifen will, und acceptiren dafür den Antrag der 22, 
laut weldem zwar gleichfalls eine Yahresrente in demfelben Betrag, aber nur 
zu Zweidritteln in Grundftüden und zu einem Drittheil in Baarem, bewilligt 
werden joll, Die rechtliche Seite der Frage laſſen beide Abthellungen einft 
weilen unberührt, weil fie glauben, daß Tein Theil Neigung babe die Sache 
zur rechtlichen Entſcheidung zu bringen. Bon ganz befonderm Gewicht für ihr 
Tefthalten an diefem Standpunft ift die Rüdficht auf die fteigenden Anforde⸗ 
rungen des norddeutſchen Bundes an die Beitragspfliht Anhalts und auf die 
Eventualität der Ginverleibung des Landes in Preußen, der gegenüber 
diefes nicht auf einen großen Theil feiner ficherften Einkünfte und entwidlungs- 
fähigften Objerte verzichten könne, weil in Preußen den Kreiſen eine Menge 
von Laſten aufgebürbet werden, die zur Zeit in Anhalt vom gefammten 
Staat getragen würden. Die erfte Wbtheilung dagegen beharrt aus rechte 
lichen, politiſchen und finanziellen Gründen bei dem Vorſchlag der Commiſ⸗ 
fionsmehrheit, den fie nur in zwei untergeordneten Punkten modiflcirt bat. 
Rah dem Abänderungsvorſchlage diejer Abtheilung werden die abzutretenden 
Güter glei im Gefege namhaft gemacht, und außerdem joll davon eine Bei⸗ 
bilfe zu den Staatsausgaben für die nächſten 20 Jahre von 20,000 Thlrn. 
jährlich (ftatt 10,000 Then.) geleiftet werden. Die landesherrlichen Commiſ⸗ 
farien geben die Erffärung ab: daß der Herzog den Antrag der 2. und 3. 
Abtheilung als zu einer Ausgleichsbaſis völlig ungeeignet befinde, und feine 
Annahme daher einer gänzlichen Ablehnung jedes gütlichen Ausgleichs gleich 
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erachten müſſe, daß er dagegen, um den Anfihten und Wünſchen des Land⸗ 
tags entgegen zu fommen, den v. Braunbehren’schen Vorſchlag (Commiſſions⸗ 
mehrheit) annehmen und als Regierungsvorlage betradptet willen wolle, Dem⸗ 
gemäß übergeben die Gommiffarien gleichzeitig ein Verzeichniß derjenigen 
Grundftüde, welche aus volkswirthſchaftlichen und Jonftigen Rüdfichten von der 
Grundſtücksauswahl für den Herzog außgejchloffen bleiben. Nach einer längeren 
Debatte, und nachdem zwei Abg. erklärt haben, angeficht3 der Erklärung der 
Regierung an dem von ihnen unterzeichneten Balze'ſchen Antrag (der 22) 
nicht als an einem Ultimatum fefthalten zu können, wird die Debatte behufs 
weiterer VBerftändigung vertagt. 


16. Juni. (Zollverein). Zollparlament: Der Petroleumzoll wirb mit 


17. 


18, 


19, 


21. 


155 gegen 93 Stimmen abgelehnt. Dagegen werben bie Zollermäßi: 
gungen mit einigen Mopificationen angenommen. 

Im vorigen Jahre wurde die Betroleumfteuer in der Borberathung mit 190 
gegen 99 und in der Schlußberathung mit 149 gegen 86 Stimmen abgelehnt. 
„ (Zollverein). Zollparlament: Debatte über die Zuderfteuer. 
Die Erhöhung der Steuer per CEtr. Rüben von 7% auf 8 Ser. 
wird mit 148 gegen 100 Stimmen zugeftanden, dagegen das ns 
Trafttreten bes Gefeßes auf den Antrag Lasker's vom Inkrafttreten 
des mobificirten Zolltarifs abhängig gemacht, obgleich Delbrüd er: 
Härt, daß die Regierungen auf den Zufammenhang beider Geſetze 
nicht eingehen könnten. 

„» (Preußen). Feierlide Einweihung des neuen Kriegshafens 
an ber Jahde im Beifein des Königs. Derfelhe erhält den Namen 
Wilhelmshafen. 

„CAnhalt). Der Landtag beſchließt in der Domänenfrage nad) 
ſechsſtündiger lebhafter Debatte, die in der neuen Regierungsvorlage 
geforderte Summe von 350,000 Thlrn. Jahresreinertrag im Grund⸗ 
befig auf ben Betrag von 330,000 Thlrn. herabzufegen bie Brivat- 
güter des Herzogs von ber Taration nicht auszufchließen. Die Er: 
Härung des Herzogs wird gewärtigt. 

„ (Zollverein). Zollparlament: Die preußifcge Regierung (na: 
mentli ber Yinanzminifter v. d. Heydt) ift bemüht, ein Compromiß 
mit ben Nat.-Liberalen zu Gunſten des Petroleumzolles gegen Zugeftänd- 
niffe bez. der Eifenzölle zu Stande zu bringen, jedoch ohne Erfolg. 
„ (Nordb. Bund). Der Reichstag genehmigt in zweiter Leſung 
den Etat des Tünftigen Oberhanbelsgerichtes mit 62,000 Thlrn. 
und nimmt das von Schulze⸗-Delitzſch vorgeſchlagene Genoſſenſchafts⸗ 
geſetz an. 

„» (Zollverein). Zollparlament: Schlußberathung des Tarif- 
reformgefeßes: 

Bismard erflärt: Wenn wir nah finangiellem Gleichgewicht fireben, 
müffen wir nad) den geeignetften Gegenftänden juchen. Als ſolcher erſcheint 
das Petroleum. Die Zollgefehgebung und die Gejekgebung über die indirecten 
Steuern mäffen in einander greifen. Wollen Sie Zollermäßigungen, jo braus 
chen wir Wequivalente. Ich bemerke Namens des Präfiviums, dab eine Tarife 
en ohne Petroleumzoll die Zuftimmung des Präſidiums nicht erhal« 


— _ — 
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Der Betroleumzoll wird trogbem unter Namensaufruf mit 157 
gegen 1141 Stimmen abgelehnt, die übrigen Beftimmungen bes 
Zarifs dagegen mit 139 gegen 129 Stimmen angenommen. Schluß: 
berathung bes Zuckerſteuergeſetzes: 

Prai. Delbrück erklärt, daß die Negierung den Beſchlüfſſen des Parla- 
ments (Erhöhung der Nübenfteuer) zuflimme, dagegen nicht dem Antrag 
Laster (Abhängigmahung von der Annahme des Zolltarifs), Das Geſetz 
wird mit 159 gegen 109 Stimmen (gFortſchrittspartei und fübd. Fraction) 
angenommen und,der Antrag Lasker fallen gelaffen. 

Die Betition des beutihen Handelsſtandes wegen Einleitung 
einer Müngreform wird nad dem Commiffionsantrag auf Herftellung 
eines neuen ſtreng decimalen Münziyftens angenommen. 


21. Juni. (Anhalt). Der Herzog, unzufrieben über die Haltung bes 


22, 


Landtags in ber Domanialfrage, broht, feine Reſidenz nad) Bern: 
burg gu verlegen. 


» (Zollverein). Zollparlament: Schluß besfelben. Schlußrebe 
des Königs von Preußen: 


vo. Mit nicht minderer Einmüthigkeit haben Sie den Vereins⸗Zollgeſetzen 
und dem damit in Verbindung ftehenden Gejete über den Schuß der Zoll- 
grenze im Hamburger TFreihafengebiete Ihre Genehmigung gegeben. Die von 
Ihnen beichlofienen Abänderungen beider Geſetze haben die Zuftimmung des 
Bundesraths gefunden. Es Hat den verbündeten Regierungen zu lebhafter 
Befriedigung gereicht, Fi mit Ihnen ſowohl über die Richtungen, in welchen 
die Zollgefebgebung des Vereins der Reform beburfte, als über die Mittel, 
dur welche diefe Reform zur Ausführung zu bringen ift, durchweg im 
vollen Einverftännniß zu finden. Ich Hoffe, daß das wichtige organiſche 
Geſetz, welches an die Stelle einer dreißig Jahre alten Gejeßgebung zu 
treten beftimmt it, in befriedigender und dauernder Weile die Anforde- 
rungen vermitteln werde, welche die raſche und vieljeitige Entwicklung des 
Verkehrs und die finanziellen Intereflen des Vereins an die Zollverwaltung 
zu ftellen haben. Die Aenderungen, welche Sie aus Rückſicht auf eine für die 
wirthichaftlichen Verhältnifie des Vereins in hohem Grade wichtige Induſtrie 
in dem Geſetze über die Beſteuerung des Zuckers beſchloſſen Haben, entfernen 
fh nit don” den Geſichtspunkten, welche die verbüindeten Regierungen bei 
Borlegung des Geſetzes im Auge hatten. Die Beſteuerung des Zuckerver⸗ 
brauchs im Ganzen wird eine Ermäßigung und die Einnahme des Vereins 
aus dieſem Verbrauche wird eine Erhöhung erfahren, welche einen Theil der 
in den letzten Jahren dur zahlreiche Bollbefreiungen und Ermäßigungen 
veranlaßten Einnahmeausfälle deden wird. Die Reviſion des Bereinszolltarifs 
ift zu meinem Bedauern nicht zum Abjchluffe gelangt. Ich gebe die Hoffnung 
nicht auf, daß die Verſchiedenheit der Meinungen über die finanziellen Auf⸗ 
gaben des Vereins, melde diefen Abſchluß verhindert haben, mit der Zeit 
ihre Ausgleihung finden werde, und ich entlaffe Sie, Geehrte Herren, mit dem 
Wunſche und der Zuverſicht, daß aud in diefem Yahre Ihre Vereinigung 
dazu beigetragen habe, da8 Band zu befeftigen, welches die gemeinfamen In⸗ 
flitutionen um alle deutſchen Länder knüpfen.“ 


„Mordd. Bund) Schluß des Reichstags. Thronrede des Königs 
bon Preußen: 

„Sie ftehen beim Schluffe einer Seſſion voll angeftrengter Thatigkeit, 
deren Ergebnifle für die Fortbildung der Bunbesverhältniffe und für die Ent« 
widlung der Wohlfahrt Norddeutſchlands jegensreich fein werden. Durch das 
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Wahlgefek für ven Reichſiag ift die Bildung der Bollsvertreiung des Rord- 
deutichen Bundes auf der Srundlage der Berfafiung endgiltig und gleichmäßig 
geregelt. Der Entwurf einer Gewerbeordnung iR don Ihnen mit der eingehen 
den Eorgfalt berathen worden, welche der Wichtigkeit und Bieljeitigkeit feines 
Inhaltes entipradd. Nachdem der Bundesrat Ihren Beichläffen feine Zuftim« 
mung ertheilt hat, iſt durch allfeitiges Entgegentommen in den zahlreichen 
Einzelheiten, weile zu Meinungsverſchiedenheiten Beranlafiung geben konnten, 
en Werk zu Stande gebradt, weldes der freien Bewegung gewerblider 
Thätigfeit neue und der gefammten Bevölkerung des Bundesgebiete3 gemein- 
jame Bahnen eröffnet. Die Uebereinfimmung der HeereSeinrihtung im nord» 
deutjchen Bunde und im Großherzogthum Baden bat den Abſchluß eines 
Bertrages geftattet, weldher dur Herftellung der militäriſchen Freizügigkeit 
zahlreichen Angehörigen des Bundes jo wie des Großherzogthums wejentliche 
Erleichterung in der Erfüllung ihrer Wehrpflicht darbietet. Das Geſetz über 
die Beihlagnahme der Arbeits: und Dienftllöhne hat in der von Ihnen 
beſchloſſenen Tafjung die Zuflimmung der verbündeten Regierungen erhalten. 
Das Gele über die Gewährung der Rechtshülfe bezeichnet einen enticheidenden 
Schritt zur Erfüllung einer verfafiungsmäßigen Aufgabe des Bundes, deren 
volfländige Löjung durch die Arbeiten zur Herftellung der gemeinfamen Givil- 
und Strafprozeßordnung und des gemeinjamen Strafgejegbudhes erftrebt wird. 
Die Erhebung der deutſchen Wechjelordnung und des deutſchen Handelsgejeh- 
buches zu Bundesgeſetzen und die Errichtung eines oberfien Gerichtshofes für 
Handelsſachen ſichern die einheitliche Fortentwicklung des den Bundesangehöri⸗ 
gen früher ſchon thatſächlich gemeinſamen Handelsrechtes. In den Ober⸗ 
Handelsgerichte begrüße Ich zugleich eine Erweiterung der Bundeseinrichtung, 
welche eine neue Bürgſchaft dafür gewährt, daß der Norddeutſche Bund die 
gemeinſamen Inſtitutionen, deren er zur Erfüllung ſeiner nationalen Aufgaben 
bedarf, zu ſchaffen und auszubilden wohl befähigt iſt, wenn das bundestreue 
Zuſammenwirken der Regierungen unter ſich und mit der Volksvertretung 
von gegenjeitigem Vertrauen getragen wird. Der aus Ihrer Initiative ber» 
vorgegangene Gefegentwurf, betreffend die Gleichberechtigung der Confeſſionen 
in bürgerlicher und ſtaatsbürgerlicher Beziehung, begegnete den übereinſtim⸗ 
menden Abfichten des Bundesrathes und hat deſſen Zuftimmung gefunden. 
Die Ummandlung der in einzelnen Bundezftaaten beftehenden Stempelabgabe 
für Wechſel in eine Bundesfteuer vollendet durch Befeitigung der mehrfachen 
Befteuerung der im Bundesgebiete umlaufenden Wechſel die Einheitlichkeit des 
Verkehrsgebietes und fidert eben jo wie daS Gefe über die Portofreiheiten 
dem Bunde eine Steigerung feiner eigenen Einnahme. Beide Gejee bedingen 
aber eine der Erweiterung der Bundeseinnahmen gleichkommende Beſchränkung 
der den Landesfinanzen zu Gebote ftehenden Mittel und führen deßhalb nicht 
zu einer wirffamen Ermäßigung der Matricularbeiträge. Ueber andermeite 
von den berblindeten Regierungen zur Verminderung der Matricularbeiträge 
vorgeſchlagenen Maßregeln ift zu meinem Bedauern eine Einigung nicht er= 
zielt worden. Es wird daher zunächſt den Landesvertretungen die Aufgabe zu- 
fallen, die Ausfälle, weldde durch Ermäßigungen der Abgaben vom Verkehre 
entftanden find, durch Einſchränkung der StaatSausgabeu oder durch Bewilli⸗ 
gung folder Abgaben zu deden, welche der Geſetzgebung der Einzelftaaten 
unterliegen. Durch die Genehmigung der Bundeshaushaltsetats und der Er- 
meiterung der Marineanleihe haben Sie dem Bunde die zur Erfüllung feiner 
Aufgabe im nächſten Jahre nöthigen Mittel gefihert und zugleih der Durch» 
führung de8 Plane für die Entwidlung der Bundesmarine die finanzielle 
Gcwährleiftung für die Zukunft gegeben. Vor wenigen Tagen war Ich Zeuge 
der nahezu erreichten Vollendung des erften deutſchen Kriegshafens, eines 
Dentmals, mweldhes vor Europa die Thatkraft und Einficht bekundet, mit 
welchen deutſcher Fleiß in dreizehnjährigem Kampfe den Elementen die Erfül- 
lung einer großen nationalen Aufgabe abgerungen hat. In der lebendigen 
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und werkihätigen Theilnahme, mit weldder die Benölferung der deuiſchen 
Küftengebiete die Entwidlung des Bundes in der Richtung unjerer maritimen 
Sinterefien begleitet und befördert, habe Ih mit freudiger Genugthuung den 
Yusdrud des nationalen Bewußtſeins erkannt, welches mit wachjenver Kraft 
alle Theile des gemeinjamen Vaterlandes durchdringt und die fleime, welche 
wir in der Bundesverfaffung gemeinichaftlich gelegt haben, zur Entwidlung 
bringt. Gern gebe Ih Mich daher der Zuverfiht bin, dab die verbündeten 
Regierungen in ihrem Streben nad Befeſtigung und Vervollkommnung der 
gemeinjamen Einrichtungen auch ferner die Ermuthigung finden werben, 
welche ihnen bisher die entgegenlommende Yörderung ihrer Bemühungen von 
Seiten des Neichstages gewährt hat. Das einmüthige Znjammenmwirfen der 
verbündeten Negierungen und der BolfSvertretung in der ihnen obliegenden 
gemeinjfamen Arbeit an Deutſchlands Wohlfahrt wird mit Gottes Hilfe aud 
ferner wie bisher die Zuperfiht ftärken, mit welcher Deutihland auf die Ers 
haltung und Befeftigung feines innern wie feines äußeren Friedens rechnet.“ 


23. Juni. (Anhalt). Der Landtag gibt in ber Domanialfrage im 


24, 


25. 


Weſentlichen nad und acceptirt fchließlih mit 21 gegen 12 Stimmen 
bie wiederhergeſtellte Faſſung des von ber Regierung acceptirten 
Entwurfs der Commiffionsmehrheit. 


»„ Die Bräfidenten ber beiden (Laffalle'ihen) allgem. deutſchen 
Arbeitervereine, Echweiter in Berlin und Menbe in Dresden, ſöhnen 
fi momentan aus, löfen beide Vereine auf und ordnen eine Ber: 
fhmelzung beider zu einem Gefammtverein an. Mehrere unterge: 
ordnetere Führer proteftiren indeß ſchon jebt Dagegen. 


v» (Rordd Bund.) Ber Bunbesrath lehnt den Reichstagsbe: 
Ihluß wegen Ausbehnung der Competeuz ber Bundesgefebgebung 
auf das gefammte bürgerliche Recht zc. ab. 


» (Braunfhweig) Militärconvention mit Preußen: 


Nach derſelben bildet das braunſchweigiſche Militär immerhin einen ge⸗ 
ſchloſſenen Truppenkörper, wird nad wie vor von dem braunſchweigiſchen 
Milittärbepartement verwaltet, und der Herzog Abt nad wie vor fein Ernen- 
nungs⸗ und Beförderungsrecht aus. Gewiſſen Zugeftändnifien an den Bundes» 
Kriegsherrn hat fich der Herzog indeß allerdings nicht entziehen können. Dahin 
gehört eine Beſchränkung feines Ernennungsrechtes, indem er die Offiziere 
auf den Vorſchlag des commanbdirenden General in Hannover ernennt und 
befördert. Außerdem bat der König von Preußen noch die allerdings wichtige 
Befugniß, preußiiche Offiziere zur Dienftleiftung nad) Braunſchweig und braun 
ſchweigiſche Offiziere zur Dienftleiftung nah Preußen zu commandiren, von 
welcher Befugniß denn auch jofort Gebrauch gemadt wird. 


1. Juli. (Breußen) Graf Bismard zieht fi, mit Urlaub auf un: 


— 


beſtimmte Zeit, neuerdings auf fein Gut Varzin zurück. Der Prä- 
fident des Bundeskanzleramtes Delbrüd wird buch kgl. Erlaß be: 
auftragt, allen Berathungen bes preußifchen” Staatsminifteriums bez. 
Bundesangelegenheiten heizumohnen. 


» (Preußen) Der bepofjedirte Kurfürft v. Heffen erläßt von 
Horſchowitz in Böhmen ans eine neue Denklſchrift an alle europäifchen 
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. Fürftenhöfe unter dem Titel „Proteft und Berwahrung” gegen bie 
preußiſche Beſchlagnahme der Turfürftlicden Güter. 


8. Juli. (Nordd. Bund.) Bunbesrath: Der Ausfhuß erklärt ſich gegen 
den Antrag Hamburgs auf Errichtung eines oberften Gerichtshofes 
für den norbbeutfhen Bund. 


18. „ (Preußen) Die officiöfe Preffe unterwirft das neue öfterr. 
Rothbuch einer ſcharfen und vielfach bitteren Kritif. Hr. v. Thile 
(dev Stellvertreter des Grafen Bismard) weist bie Vorwürfe bes 
Grafen Beuft bez. Mißbrauch feiner Dep. v. 1. Mai (Einmiſchung 
in bie franz-belgiidhe Eifenbahnangelegenheit zu Gunften Frankreichs) 

N energifch zurüd: 


. ... Wenn die und dur) mande Umftände nahe gelegte Annahme 
begründet wäre, daß der Kerr Reichsfanzler feine Kritik gegen unjere angeb⸗ 
lichen Mittheilungen an den Eöniglich ſächſiſchen Minifter Freiherrn v. Frieſen 
babe richten wollen, jo würden wir darin die Aufforderung erbliden, auszu⸗ 
Iprechen, daß wir, auch abgejehen von dem Mangel angreifbarer Spezialfälle, 
die Berechtigung einer ſolchen Kritik ſchon aus allgemeinen nationalspolitiichen 
Gründen abweiſen. Unjere Mittheilungen an deutſche Regierungen entziehen 
fi) jeder Eontrole auswärtiger Gabinette, und in noch höherem Grade vermöge 
der Solidarität der norddeutſchen Bundesdiplomatie diejenigen, die wir nach 
Dresden richten. . . .* 


„ n (Sadjen) weist die Anklage einer Dep. bes öſterr. Rothbuchs: 


- „E83 feine verſucht worden zu fein auf das Urtheil der kgl. ſächſiſchen 
Regierung im Sinn einer für Defterreih ungünftigen Auffafiung des Hergangs 
Einfluß zu nehmen, und namentlich ſcheine man fidh der Depeiche vom 1. Mai 
bedient zu haben, um daS Berfahren der k. k. Regierung „im Nicht eines der 
franzöfifchen Regierung geleifteten und mit ihr abgefarteten Liebesdienſtes“ er⸗ 
ſcheinen zu Iaflen, wogegen es als die Abſicht der Depeiche bezeichnet wird, 
das jähhfiihe Cabinet nicht „unter dem beirrenden Einfluſſe“ derartiger „In⸗ 
finuationen“ zu laſſen.“ 


energifch zurück und erflärt die (preußifche) Beeinfluffung für „ganz: 
lich unbegründet”: 


„Uebrigens folge ich (v. riefen) nur dem eigenen Beifpiel des Hrn. Reichs⸗ 
kanzlers, wenn auch ich auf feine „Jächfiihen Erfahrungen“ provocire, indem ich die 
Ueberzeugung ausſpreche, daß er mich wohl niemals als einen Mann hat 
fennen lernen, der jo leicht dem „beirrenden Einfluß“ der „Infinuationen“ 
anderer unterliegt, und daß er mir daher auch Glauben ſchenken wird, wenn 
ich verfichere, daß die wenigen im vertraulichen Gefpräche mit dem k. k. Herrn 
Geſandten in Bezug auf die Depeſche vom 1. Mai d. J. von mir gemachten 
Bemerkungen aus meiner eigenen Ueberzeugung hervorgegangen find, die ſich 
auf eine ziemlich vollftändige Analyje des Inhalts jenes Altenftüds gründete, 
welche mir dur die Föniglich ſächſiſche Geſandtſchaft in Brüffel und London 
Ihon Anfangs uni d. J. zugegangen war. Ich erſuche Em. Exc. diefen Erlaß 
dem Hrn. Reichskanzler mitzutheilen, und daß dieß geſchehen, ſofort telegraphiſch 
an das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten nad Dresden zu mel- 
den, da in Folge der Beröffentlihung der Depefhe vom 8. Juli auch die 
Veröffentlichung des gegenwärtigen Erlafjes, wenn auch zu meinen lebhaften 
Bedauern, doch ganz unvermeidlich geworben iſt.“ 


Ende Juli. Der Biſchof von Fulda ladet die deutſchen Bifchöfe auf ben 
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1. September zu einer Conferenz nad) Zulba ein, um ſich über ihre 
vorausſichtliche Stellung im Concil zu verftänbigen. ' 


Anfang Aug. (Nordd. Bund.) Die Regierung veröffentlicht ben Ent: 


d. 


wurf eines Strafgeſetzbuches für ben norbbeutfhen Bund. 

„ (Preußen) Die Erridtung und Einweihung eines neuen 
Kloſters in Moabit bei Berlin erregt vielfah Mikfallen und gibt 
Beranlaffung zu wieberbolten argen Excefjen. 

„ (Breußen) unterzieht die Neußerungen bes öſterr. Reichskanzlers 
v. Beuft über Preußen (in den Eitungen ber öſterreichiſchen Dele⸗ 
gationen v. 23. und 26. Juli) feiner Kritik: 

Dep. an d. preuß. Gefandten in Wien: „... In Betreff des einen 
Bunktes, nämlich, unferer Stellung zu Süddeutſchland, dürfen wir die Zeitungen 
als gut unterrichtet Über die Erklärungen des Herrn Reichskanzlers anfehen, 
da derjelbe ihre Angaben gegen Ew. Exc. beflätigt und motivirt hat. Ich 
meine die Aeußerung des Herrn Reichskanzlers, daB er die Beziehungen 
zwiſchen Oefterreih und Preußen den Delegationen deßhalb als unbefriedigend 
bezeichnet habe, weil Preußen dur die Schließung der Schutz⸗ und Trutz⸗ 
bündniffe -mit den jüddeutichen Staaten den Prager Frieden Defterreich gegen- 
über von Anbeginn alterirt habe, diefe Wirkung der bezeichneten Bündniſſe 
fei ihrer Zeit von uns nicht beftritten, ja, man könne faft jagen, ſtillſchweigend 
zugegeben worden. Ich erſuche Ew. Exc. ganz ergebenft, den Herrn Reichs⸗ 
fanzler darauf aufmerljam machen zu wollen, daß wir bisher niemals Ber» 
anlafjung gehabt haben, diejer feiner Auffafjung zu begegnen, und daß der 
Prager Friede abjolut nichts enthalte, was auch nur einen Vorwand dazu 
bieten Zönnte, den jouveränen Staaten Süddeutſchlands oder uns die volle 
Greiheit, einen jeden Vertrag, welcher beiden Theilen zujagen möchte, einzugehen, 
im Mindeften zu beſchränken; im Gegentheil, der Prager Friede enthält jogar am 
Schluſſe des Art. 4 die Aufforderung, eine nationale Verbindung der füddeutjchen 
Staaten mit Norddeutihland zum Gegenftande näherer Berftändigung zu 
machen. Irgend welche Beſchränkungen des jouveränen Rechtes, beliebige Ver⸗ 
träge mit einander zu ſchließen, hat der Prager Friede weder für uns, nod 
für die deutſchen Südftaaten geichaffen. Die Angabe des Herrn Reichslanzlers, 
daß die Bündniffe mit dem Friedensvertrage in Widerfprud fländen, als eine 
unbegründete ausdrücklich zu bezeichnen, lag bisher für uns bei dem klaren 
Wortlaute des Friedensvertrages fein Anlaß vor; nachdem aber Graf Beuft 
Teinen Anftand genommen, Ihnen felbft gegenüber jene Behauptung aufzu⸗ 
ftellen, der Em. Exc., wie ich vorausſetze, ſoſort perſönlich entgegengetreten 
find, jo wurde es nothwendig, der Zurückweiſung derjelben eine amtliche Form 
zu geben. ... Ferner ſcheint der Hr. Reichskanzler gejagt zu haben: Er 
habe ſich ſtets redlich bemüht, mit diefem Nachbarſtaate nicht bloß dem Wejen 
nach Frieden und Freundſchaft zu bewahren, jondern aud in den äußeren 
Formen innigere Beziehungen herbeizuführen. Dieß ſei jedoch bis jetzt, troß 
aller Bemühungen, nicht gelungen, da man diejen feinen Beitrebungen don 
Seiten Preußens nicht entgegenfomme. Nah einer anderen Verſion ift die 
Lage Oeſterreichs als die eines Mannes bezeichnet worden, deſſen zur Freunde 
Ihaft dargereichte Hand keine Entgegnung finde. Ich muß befennen, daß diefe 
Angaben mid mit Erftaunen erfüllt haben. Obſchon fie in Verbindung mit 
der erften, nad) dem Zugeſtändniſſe des Grafen Beuft richtigen Angabe von 
allen Berichterftattern veproducirt werden, jo ſcheint es mir doch ganz un 
möglih, daß der Herr Reichskanzler fi in diefer Weile ausgefprochen haben 
follte, da mir nicht befannt ift, daß uns von dem Taiferlichen Gabinet auch 
nur die leijefte Andeutung, welche auf eine Abfiht uns entgegen zu Tommen 
ſchließen ließe, geſchweige denn ein Entgegentommen wirklich bekundet worden 
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iſt. Wir haben nicht den Beruf, nad Gründen ber Zuridhaltung zu for- 
ſchen, welche die Politik Defterreichs unter Leitung des Grafen Beuft Nord» 
deutichland gegenüber beobachtet, und welche ſich durch die Thatſache harakterifirt, 
dak Graf Wimpffen feit dem Yrühjahr 1868 niemals den Wunſch nach einer 
Unterredung mit dein Grafen Bismard geäußert, aljo auch eine ſolche in 
diefer ganzen Zeit nicht gehabt Hat. Es läßt fih nicht annehmen, daß ein 
to abfoluter Verzicht auf jeden gejchäftlichen Verkehr mit dem Leiter unferer 
auswärtigen Angelegenheiten, während Ew. Exec. Ihrerſeits die Beziehungen 
regelmäßig mit dem Grafen Beuft umterhielten, nicht auf ausprädlicher Weis 
fung des Letzteren beruhen follte Auch aus feinen diplomatiſchen Veröffent⸗ 
lichungen erinnere ich mich keiner für Preußen entgegenkommenden oder auch 
nur wohlwollenden Aeußerung. Sollte der Kanzler Mittheilungen beabſichtigt 
haben, die uns nicht zugegangen ſind, oder ſollte der Ausdruck ſeines Willens 
uns nicht unverfälſcht erreicht haben, ſo denke ich, daß er gern einen Anlaß 
ergreifen würde, un entweder den bisher nicht an uns gelangten Ausdruck 
feines wohlmollenden Entgegenkommens uns nadträglih durch Ew. Exc. zu 
übermitteln ober um zu conftatiren, daß die Veröffentlihungen über feine 
Aeußerungen in den Delegationen unrichtig find. Es würde fi dann heraus 
Stellen, daß dieje faljehen Angaben einen Theil jener von dem Herrn Reichs⸗ 
fanzler gewiß eben jo wie von uns verurtheilten Beftrebungen bilden, zwiſchen 
zwei Völkern, die im friedlichen und freundfchaftlichen Verkehr zu leben ziem- 
lich einftimmig wünſchen, Verbädtigung und Mibtrauen herborzurufen. Sch 
glaube, der Herr Reichskanzler wird Em. Exc. dankbar fein, die Gelegenheit 
zu einer Ausſprache in diefem Sinne zu finden, und ich erſuche Ew. Exc. da⸗ 
ber ganz ergebenft, ihm diefen Erlaß vorlefen und eine Abjchrift desjelben 
behändigen zu wollen. Weber jeine Erwiderung ſehe ich ihrem gefälligen Be« 
richte entgegen.” 

7. - 9. Aug. Social⸗demokratiſche Agitation: Bebel und Liebknecht wollen durch 
einen allgemeinen deutſchen ſocial-demokratiſchen Congreß in Eiſenach 
die Arbeiterpartei unabhängig von Schweißer ıc. organijiren. 

Programm: „Die focialsdemofratiihe Partei Deutſchlands erftrebt die 
Errichtung des freien Volksſtaats. Jedes Mitglied der ſocial⸗demokratiſchen 
Partei verpflichtet fi, mit ganzer Kraft einzutreten für folgende Grundfäge: 
1) Die heutigen politiicden und focialen Zuftände find im höchſten Grade uns 
gereht und daher mit der größten Energie zu befämpfen. 2) Der Kampf 
für die Befreiung der arbeitenden Klaffen ift nicht ein Kampf für Klaſſen⸗ 
privilegien und Vorrechte, jondern für gleiche Rechte und gleiche Pflichten und 
für die Abſchaffung aller Klaffenherrichaft. 3) Die ökonomiſche Abhängigkeit 
des ArbeiterS von dem Kapttaliften bildet die Grundlage der Knechtſchaft in 
jeder Form, und deßhalb erftrebt die focialsdemofratiihe Partei unter Abe 
Ihaffung der jegigen Produktionsweiſe (Lohnſyſtem) den vollen Urbeitsertrag 
für jeden Arbeiter, 4) Die politiiche Freiheit ijt die unentbehrlichſte Vorbe- 
dingung zur ökonomiſchen Befreiung der arbeitenden Klaſſen. Die fociale 
Trage ift mithin untrennbar von der politifchen, ihre Löſung durch dieſe bes 
dingt und nur möglih im demofratifchen Staate. 5) In Erwägung, daß 
die politiiche und ökonomiſche Befreiung der Urbeiterflaffe nur möglich ift, 
wenn diejelbe gemeinfam und einheitlich den Kampf führt, gibt fi) die ſocial⸗ 
dernofratiiche Partei Deutfchlandg eine einheitliche Organifation, welche es 
aber auch jedem Cinzelnen ermöglicht, feinen Einfluß für das Wohl der 
Gejammtheit geltend zu machen. 6) In Erwägung daß die Befreiung 
der Arbeit weder eine lofale noch nationale, fondern eine foriale Aufgabe 
ift, welche alle Länder, in denen e8 moderne Geſellſchaft gibt, umfaßt, bes 
trachtet fi die ſocial⸗demokratiſche Partei Deutſchlands, ſoweit es die Vereins- 
geieße geftatten, als Zweig der internationalen Arbeiterafiociation, ſich deren 
Beſtrebungen anjchliegend. ALS die nächften Forderungen in der Wgitation 
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der ſocial⸗demokratiſchen Partei find geltend zu machen: 1) Ertheilung des 
allgemeinen, gleichen, directen und geheimen Wahlrechts an alle mündigen 
Männer vom 20. Lebensjahre an, zur Wahl für das Parlament, die Lands 
tage der Einzelftaaten, die Provinzial» und Gemeindevertretungen, wie alle 
übrigen Bertretungstörper. 2) Einführung der directen Geſetzgebung (Refe⸗ 
rendum) dur das Voll, 3) Aufhebung aller Vorrechte des Standes, des 
Befikes, der Geburt und der Eonfeifion. 4) Errichtung der Volkswehr an 
Stelle der flehenden Heere, 5) Trennung der Kirche vom Staat und Tren- 
nung der Schule von der Kirche. 6) Obligatoriiher und unentgeltlicher 
Unterricht in Volksſchulen. 7) Unabhängigkeit der Gerichte, Einführung der 
Geſchwornengerichte und Einführung des öffentlien und mündlichen Gerichts⸗ 
verfahrens. 8) Bolle Preßfreiheit, freieftes Verſammlungs⸗, Vereins⸗ und 
Coalitionsrecht, Eimführung eines Normalarbeitstags, Verbot der Kinderarbeit. 
9) Abſchaffung aller indirecten Steuern und Einführung einer einzigen birecten, 
progreifiven Einfommenfteuer. Die folgenden Säte betreffen die Organifation 
der Partei: Jedes Mitglied hat einen monatlihen Beitrag von 1 Groſchen 
für Parteiziwede zu entrichten. Die Parteigenoſſen, welche auf das Partei- 
organ abonniren und dieß glaubhaft nachweijen, find während der Dauer des 
Abonnements ihrer Beitragspfliht enthoben. Die Leitung der Parteigejchäfte 
it einem Ausſchuß von fünf Perſonen übertragen. 

Neben den Bebelianern find jedoch in Eiſenach auch bie Schweitzeria⸗ 
ner erſchienen. Der Congreß wird gefprengt, und beide Parteien tagen 
darauf in getrennten Rocalitäten. Die Bebelianer zählen 262 Delegirte 
(von angebl. 150,000 Arbeitern), die Echweiterianer 110. Die 
Bebelianer nehmen, in ruhiger Berathung, das Programm mit ge: 
ringen Mobdificationen an. 

Ein Antrag, als Ziel der ſocial⸗demokratiſchen Partei nicht den freien 
Bolkaftant, jondern geradezu die Republik zu bezeichnen, wird abgelehnt, zus 
meift aus „Opportunitätsgründen.” Aus den beichlofienen Abänderungen 
des urſprünglichen Programm ift Folgendes hervorzuheben: Die jetige Pro» 
duktionsweiſe ſoll durch genoffenichaftliche Arbeit erjegt, die directe Gefeggebung 
dur das Volt mit Vorſchlags⸗ und Abſtimmungsrecht verbunden, die Frauen⸗ 
arbeit nicht verboten, aber beſchränkt werden; die beantragte Feſtſetzung eines 
Normalarbeitstagß wird verworfen. Nicht alle Steuern außer der Einkommen⸗ 
fteuer jollen abgeichafft, vielmehr auch die Erbſchaftsſteuer beibehalten werben. 
Unter die nächſten Forderungen wird noch die „Ttaatliche Yörderung des Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſens und die Ertheilung von Staat3unterftügungen an Genoſſen⸗ 
ſchaften unter demofratiihen Garantien” aufgenommen. Die zum Programm 
erhobene „direkte Geſetzgebung durch das Voll“ wendet der Kongreß in der 
Weile fofort auf feine Organijation an, daß in Zukunft alle eingreifenderen 
Congreßbeſchlüſſe der nachherigen Urabftimmung aller Mitglieder der Vereine 
unterliegen; ebenfo joll der von den im Umkreiſe des Vororts wohnenden 
Bereinen zu wählende Präfident und Ausſchuß durch Urabftimmung beftätigt 
werden. Zum Schub gegen „Unregelmäßigfeiten“, namentlih in Rafleanges 
legenheiten, wird eine beſondere Kontrolcommilfion eingeſetzt. Als Parteiorgan 
ſoll das in Leipzig erjcheinende „demokratiſche Wochenblatt” für Rechnung der 
Partei übernommen und 2mal möchentlih unter dem Titel „der Voltsftaat, 
Organ der ſocial⸗demokratiſchen Arbeiterpartei” herausgegeben werden. Rad 
Beendigung der Berathung des Programms werden noch einige Bunte des⸗ 
jelben einer bejonderen Discuffion unterzogen und insbejondere das abfolute 
Verbot der Kinderarbeit, ſowie die Nothwendigkeit einer Befeitigung der dur 
die Zuchthausarbeit der freien Arbeit gemadten Concurrenz ausgeſprochen. 
Zum Borort wird Braunjdmweig, zum Sik der Controlcommiſſion Wien 
gewählt; der nächſte Kongreß jol in Stuttgart ftattfinden, 
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9. Aug. (Preußen) Ein Erlaß bes Könige beruft eine außerorbentl. 
Provinzialfynode der evangelifchen Kirche in Heflen. 

Diefelbe fol in Marburg zufammentreten, aus 6 Superintendenten, 24 
geiftlichen, ebenfoviel weltlichen und 6 von der Regierung ernannten Mit- 
gliedern beftehen und zunächſt eine Presbyterial-e und Synodalordnung für 
Heſſen berathen. 

Die 6 Superintendenten und 32 Geiftlihen protefliren jofort gegen den 
f. Erlaß und wollen von der alten Kirchenordnung von 1657 unter Teinen 
Umftänden ablaffen. In der öffentlihen Meinung findet dagegen die Abſficht 
der Regierung vielfach entihiedenen Anklang. 

10. „ (Lippe-Detmold.) Der Fürft läßt fi, dem Drange ber 
lippeſchen Nationalvertretung nachgebend, zu einigen Yiberalen Zuge: 
ftändniffen herbei: 

In einer fürftlichen Verordnung wird die Zahl der zu erhebenden Grund» 
fteuerfimpeln ermäßigt und damit ein zwiſchen der Regierung und dem 
Landtag ausgebrochener Steuerconflict befeitigt, in einer zweiten aber „auf 
den Antrag getreuer Stände” beftimmt: „Die Sigungen des Landtags find 
öffentlich, do kann die Deffentlichkeit auf den Antrag des Regierungscommifjärs 
oder dreier Mitglieder durch Beſchluß des Landtags, welcher in geheimer Sigung 
zu fallen iſt, ausgeſchloſſen werden.“ 

12, „ (Preußen) Das Polizeipräfibium von Franffurt a. M. for: 
dert diejenigen (im Ganzen mehrere hundert) jungen VBürgersfähne, 
welche angeblih „behufs der Auswanderung”, in Wahrheit aber 
um ber Erfüllung der allg. Wehrpflicht fi zu entziehen, Schweiz. 
Vürgerrechte erworben hatten, ohne darum Frankfurt ober ihre Ge⸗ 
Ihäfte zu verlaffen, auf, die Stadt und den preußifhen Staat binnen 
6 Wochen zu verlaffen, widrigenfalls fie polizeiliche Ausweilung zu 
gewärtigen hätten. 


20. „» (Breußen.) Die Regierung beruft endlich, gerade fünf Jahre 
nah dem Erlaß der neuen Synobalorbnung, bie erfte Landesſynode 
für Hannover. 


Diefelbe befteht aus 29 geiftlichen, ebenſo viel weltlichen, 4 weiteren und 
12 vom König ernannten Mitgliedern. 


22.—25. „ lg. deutſch. Genoffenfhaftstag in Neuftadt a. d. 9. 

Es haben fi 200 Bertreier von etwa 100 Vereinen aus ganz Deutſchland 
von Königsberg bis Konftanz eingefunden und ebenfo ein Abgeſandter der bel- 
giſchen Regierung. Schulze» Deligih als Anwalt der Genofjenichaften, 
berichtet über die Entwidelung und Wirkfamteit des Gentralverbandes im 
verfloffenen Jahre und geht dabei namentlich auch auf die Bedeutung ein, 
welche das deutiche Genoſſenſchafitsweſen für das benachbarte Ausland, nament- 
ih für England und Jtalien, habe. Erfteres, das Mutterland der Genofien- 
Ihaften, jei von Deutichland bezüglich der Organifation und Ausdehnung der 
Genoſſenſchaften bedeutend überholt worden. Dieß ſei ſelbſt officiell anerfannt 
worden, inden bedeutende Staatsmänner, unter anderen Morier, Deutichland 
zum Mufter für England in Bezug auf die Organilation und Wirkſamkeit 
des Genoſſenſchaftsweſens aufgeftellt haben. Auch bemweife die Verbindung der 
Anwaltſchaft mit dem Ausland die Vorzlige der deutſchen Organifation. Wie 
mit England ftehe die Anwaltihaft auch mit Italien in fortwährendem brief» 
lien Verkehr, und jelbft Griechenland habe fi ſchon bei der Anwaltidaft 
guten Rath und Winke in Genoſſenſchaftsangelegenheiten erbeten. Im Bater- 
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land jelbft habe fich die VBebeutiamleit der Genoffenihaften dadurch geltend 
gemacht, daß fie der Geſetzgebung für ihre dauernde Organifation ein allge 
meines Gele abgenöthigt habe. Die Genoſſenſchaften bildeten eben eine be⸗ 
deutende Macht im politiſchen und focialen Leben, und auch auf die Stimmung 
und Haltung de3 Geldmarktes würden fie noch eine nachhaltige Einwirkung 
gewinnen, wenn man auf den ſoliden Grundlagen de& Verkehrs weiter baue. 


25. Aug. (Preußen) Ein gl. Erlaß ertheilt ber von dem Eonfiftorium 
in Kiel entioorfenen kirchlichen Gemeindeordnung für bie evang. 
luth. Gemeinden der Provinz Schleswig-Holftein die Genehinigung 
und gewärtigt Vorſchläge wegen Berufung einer außerorbentlidhen 
Synode, fobald nad) der neuen Gemeindeordnung eine rechtlich ge: 
ordnete Vertretung der Gemeinden bergeftellt fein werbe. 


26. „ (Breußen) lehnt ben vom öſterr. Reichskanzler durch Dep. 
vom 15. Aug. gemachten Vorſchlag eines Schriftenwechſels über bie 
Trage des gegenfeitigen Entgegen: ober Nichtentgegenfommens feiner: 
feits ab und läßt dem Gr. Beuft durch ben preuß. Gefandten in 
Wien mündlidy eröffnen, 

„daß es die bisherigen fchriftliden Crörterungen mit der Depeiche des 
Reichskanzlers als abgeſchloſſen betradyte, und daß es wünſche und Hoffe: es 
werde auf dem Weg eines neuerlichen Meinungsaustaufches zwiſchen jeinem 
Gefandten, dem Frhrn. v. Werther, und dem kaiſerlichen Reichskanzler gelingen, 
die abweichenden Anfchauungen über den Art. 4 des Prager Friedens in 
Einklang zn bringen.“ 

26.—28. „ Deuticher Auriftentag aus Heidelberg. Derſelbe beſchließt: 

- I. Auf den Bericht des Profeflors Gneift: „Der Juriftentag fpricht aus: 
1) Die Civilehe ift als die dem Verhältnifie von Kirche und Staat in 
Deutichland entipreiyende nothwendige Form der Eheſchließung anzuerkennen. 
2) Mit allgemeiner Cinführung der Eivilehe ift auch das Ehehindernig wegen 
Religionsverfchiedenheit aufzuheben.” II. Auf den Bericht des Appellationg« 
gerichtö-Rath8 Dr. Stenglein: „Der deutfhe Juriftentag, die Reform⸗ 
bebürftigfeit der in den deutfchen Staaten in Geltung flehenden militärge- 
richtlichen Verfahrensgefege und. das Bebürfniß einer Einigung der⸗ 
ſelben anerfennend, ſpricht feine VHeberzeugung aus, daß eine zeitgemäße, die 
Anforderungen der Wiſſenſchaft und Nechtöficherheit erfüllende Reform dieſer 
Geſetze nur zu verwirklichen ift, wenn dem Militärjtrafverfahren die weſent⸗ 
lien Formen des bürgerlichen Verfahrens zugeführt werben, und die Zu- 
ftändigfeit der Militärgerichte fi$ im Frieden auf Dienftvergehen der Militär- 
perfonen beſchränkt. Der Juriftentag ſpricht es weiter als feine Ueberzeugung 
aus, daß Disciplinarvoriäriften für die Armeen, foweit fie die Erfennung 
von Strafen zum Gegenftande haben, nur auf dem Wege der Gejekgebung 
zu erlaflen find.” 

_ (Preußen) Heftige Apgitation unter ber bänifh gefinnten 


Bevölkerung von Nordſchleswig, um durch eine Mafjenabrefje an 
den König die Ausführung der Beitimmung des Prager Friedens 
bez. Norbichleswig zu erzwingen. 


„ In Reipzig erfcheint die ausgeführte Bearbeitung der in ber 
A. U. Ztg. erfhienenen Artilel „das Concil und die Civilta“ unter 
dem Titel „der Papft und das Concil“ gegen die intendirte Infal⸗ 
Tibilitätserflärung des Papſtes. 
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31. Aug. — 1. Sept. Fünfzehnter deutſcher Kirchentag in Stuttgart. 


Derjelbe fucht ſowohl den confeffionclien als den Liberalen Proteftanten 
gegenüber eine möglichft verjöhnlihe Richtung einzuhalten und den Tor« 
derungen der Zeit Rechnung „zu tragen, namentlich aud, um dem römijchen 
Eoncil gegenüber die proteftantiiche Chriftenheit als ein, wenn aud nicht hie⸗ 
rarchiſch geeinigtes, doc im Geifte innig verbundenes Ganzes erjheinen zu 
lafien. Die Berhandlungen find öffentliid. Einftimmig wird folgende 
igeuns gegenüber dem päpſtlichen Sendichreiben an die Proteſtanten be- 

offen: 


„0.0. Allein der Papft hat ſich nicht begnügt, feine Biſchöfe zum Eoncil 
zu berufen, ſondern aud bei diejer Beranlaffung an die auf dem Boden 
der gelegneien Reformation flehende Ehriftenheit mit einer Anſprache fi) 
gewendet. 

„Wäre diefe bei dem warmen Ausdruck der Sehnſucht ſtehen geblieben, - 
daß die in der Ehriftenheit beftehenden Trennungen in dem einmüthigen Be— 
fenntniß zu dem, welcher der Weg, die Wahrheit und das Leben ift, ver- 
ſchwinden möchten, daß alle für das Heil der Seele werthlojen Differenzen 
ihre Trennungskraft in der Ehriftenheit verlieren möchten, wir würden weit 
entfernt fein, einem Mitchriften das Recht zu einer ſolchen Anſprache zu bes 
ftreiten, fondern fie als Mahnung betradten, für deren Beherzigung in uns 
ferer eigenen Mitte Stoff genug fih vorfindet. Allein die Anſprache Tautet 
anders. Sie ift auf einen andern Rechtstitel gebaut, und gipfelt in Auffor- 
derungen, die eine Tlare und bündige Antwort erheijchen. 

„Das Recht zu feiner Anipradde entnimmt der Bapft daraus, daß er kraft 
göttlicher Einjegung in Stellvertretung unſers Heren und Heilands das Hirten- 
amt liber die gefammte Ehriftenheit zu führen habe. Dies ift nun nicht blok 
eine unfern chriſtlichen Vorftellungen völlig unverftändliche Redeweiſe, die ſchon 
deßhalb ihres Zwecks verfehlen muß, fondern auch die freilich nicht erfimalige 
Erhebung eines Anſpruchs, den wir zurücdzumeijen haben. Wenn thatjächlich 
viele Millionen Ehriften an jene göttliche Einjegung des Papſtthums glauben, 
und dadurd die Vorausſetzung feines geſchichtlichen Fortbeitands liefern, fo ift 
diefen, aber nur diefen gegenüber eine Mahnung zuläfjig, welche ihr Recht auf 
eine folche göttliche Vollmacht ſtützt. Wendet ſich dagegen eine folde Diahnung 
an die evangeliſche Chriftenheit, fo beanfprucht fie über dieje einen unzuftän- 
digen Amtsberuf, bejtreitet die Legitimität unjerer das Papſtthum verwerfen- 
den kirchlichen Exiftenz, und Tennzeichnet diefe Verwahrung felbft als Ueber⸗ 
tretung einer von Ehriftus feiner Gemeinde gegebenen Ordnung. Dem gegen- 
über haben wir zu erflären: daß wir nicht troß, jondern wegen unjerer Ge⸗ 


. bundenheit dur) den Willen unferes Herrn einen kraft göttliher Vollmacht 


zum Haupt der Ehriftenheit erhobenen Papſt nicht anerkennen. Vielmehr be» 
Iennen wir nach wie vor mit Luther in den Schmalkaldiſchen Artikeln (Art. IV): 
daß der Papft nicht fei jure divino oder aus Gottes Wort daS Haupt der 
ganzen Chriftenheit (denn das gehört einem allein zu, der heißt Jefus Chri⸗ 
ftus), fondern allein Biſchof oder Pfarrherr der Kirchen zu Rom, und der» 
jenigen, jo ſich williglih ... . zu ihm begeben haben. 

„Der Mangel im Grunde, auf welchen der Papft feine Mahnung an uns 
baut, erweist fich weiter an den Aufforderungen, die er an un ridtet. Sie 
begehren nichtS geringeres als unfere einfache Ruckkehr zu der im. päpftlichen 
Centrum zujammengefchlofienen Einheit der römiſch-katholiſchen Kirche; fie 
verlangen diefe Rückkehr theils als ſchuldigen Gehorjam gegen eine angebliche 
Kirhenordnung Chrifti, theils als das fichere Mittel zur Ausheilung aller 
Schäden, die das römische Auge in unjerer Mitte wahrnimmt. Diejer Auffor- 
derung gegenüber ift wohl kaum nöthig, auch in dieſer Berjammlung die 
Verſicherung abzugeben, daß fie jedweder Ausficht auf Erfüllung entbehrt, daß 
wir von ganzem Herzen und un Gewifjenswillen feithalten an unjerem theu«- 
ven durch den Segen der Reformation wiedergewonnenen evangeliſchen Beſitz. 
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Wir willen von feiner durch einen gejehgeberiihen Willen Chriſti eingelegten 
Kirchenverfaſſung, am menigften von einer in Petrus gegründeten und auf bie 
römischen Biſchöfe vererbten Kirchenmonarchie; wir jehen in einer joldden Ver⸗ 
fafjung feine Bürgjchaft der unverfäljchten Ueberlieferung der chriſtlichen Heils- 
güter; wir find der gewiffen Zuverficht, daß die Uebel, an denen aud die 
evangeliſche Ehriftenheit leidet, lediglich von der reicheren Entfaltung der durch 
die Reformation erjchloffenen Kriftlicden Lebens⸗ und Erkenntnißquellen ihre 
Heilung zu gemärtigen haben; wir find endlich entſchloſſen mit des Herrn 
Hülfe die theure Hinterlage der Reformation zu vertheidigen und zu bewah⸗ 
ren, uns und unjern Kindern zum gewiflen perjönlicden Heil und der Menſch⸗ 
heit (auch der Eatholifchen) zur fihern Bürgihaft, daß das Evangelium nie» 
mals wieder unter den flolzen Thürmen hoher Dome begraben werben kann.“ 


1—6. Sept. Eonferenz ber beutihen Biſchöfe in Fulda, Die öfter: 
reihifchen Bilhöfe nehmen an derfelben Keinen Theil. Der Bifchof' 
von Negensburg ift nicht erfchienen. Diefelben befchließen, einen 
gemeinfamen Hirtenbrief an ihre Didcefanen zu erlaflen, in dem fie 
— übrigens in zurüdhaltendb vorfichtiger Sprache — verfichern, 

daß das Concil feine neuen Glaubenslehren ausjprechen werde, welche 
in der Hl. Schrift oder apoftolifchen Ueberlieferung nicht enthalten feien, und 
nit Grundfäße aufftellen könne, welche den Intereſſen des Chriſtenthums nach⸗ 
theilig und mit den beredtigten Anſprüchen des Staates, der Civiliſation, der 
Wiſſenſchaft, ſowie mit der rechtmäßigen Freiheit und dem Wohle der Völler 
nit verträglich jeien, daß der Papft nicht unter dem Einfluß einer Partei 
ftehe und das Eoncil nit als Mittel benügen wolle, um jeine Macht über 
Gebühr zu erhöhen und die Verfaffung der Kirche zu ändern, daß die Biſchöfe 
bei ihren Berathungen volle Treiheit haben, daß es beim Concil feine Barteien 
gebe, welche mit allen Mitteln der Ueberredung den Sieg durch Gewinnung 
einer Majorität erlangen wollen: 

„Im Geifte Jeſu Ehrifti und feiner heiligen Kirche, welcher vor allem ein 
Geift der Einheit und Gemeinſchaft ift, find wir deutſchen Biſchöfe auch in die- 
ſem Jahr in Fulda, am Grabe des heiligen Bonifacius, zu brüderlicher Bes 
rathung vereinigt gewejen. Der Zweck diefer Verfammlungen ift nicht etwa 
der: bindende Beſchlüſſe in kirchlichen Angelegenheiten zu faſſen, was nad) den 
Geſetzen der Kirche nur auf eigentlichen und in gehöriger Form abgehaltenen 
Kirchenverſammlungen möglich ift, fondern geht lediglih dahin: durch gegen« 
feitige Beſprechung uns zur befleren Erfüllung unferes heiligen Amtes tlichtiger 
zu machen, und jene Einigkeit und Liebe unter ung zu pflegen, weldde die Mut« 
ter und Ernährerin alles Guten ift. 

„In diefem Jahr war jelbftverjtändlih ein Hauptgegenftand unſerer Bes 
tathungen die Vorbereitung auf daS allgemeine Concil, zu dem unſer heiliger 
Bater Pius IX. alle Biſchöfe der Erde berufen hat. Im Hinblid hierauf 
haben wir es für gut und heilfam erachtet, bevor wir uns trennten, gemein- 
ein kurzes Wort an unfere geliebten Didcefanen, Geiftliche wie Laien, 
zu ten. 

„Als die Berufung eines allgemeinen Concils zur Gewißheit geworden war, 
erfüllte auf der einen Seite fromme Erwartung und frohe Hoffnung die Ges 
müther der Gläubigen, und Taufende richteten mit kindlichem Vertrauen ihre 
Blicke nah Rom. Nicht als ob das Concil ein Zaubermittel wäre, um alle 
Uebel und Gefahren von uns hinwegzunehmen und mit einemmal das Angeficht 
der Erde zu verändern, fondern weil nad der von Chriftus in feiner gött⸗ 
lichen Weisheit gegebenen Einrichtung die Vereinigung der Nachfolger der 
Apoftel um den Nachfolger des HI. Petrus in einer allgemeinen Kirchenver⸗ 
ſammlung das vorzüglichfte Mittel ift, um die befeligende Wahrheit des Chri⸗ 
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ftenthums in ein helleres Licht zu Teen, und fein heiliges Geſetz wirkſamer 
ins Leben einzuführen. Was der heilige Papft Gregor der Große fo ſchön 
fagt: daß im Laufe der Zeiten die Pforten der göttlihen Wahrheit und Weis⸗ 
heit für die Ehriftenheit immer weiter geöffnet werden, das wird am groß- 
artigften durch die allgemeinen Goncilien erfüllt. Davon aber, daß die Lehre 
Chriſti recht erfannt, und fein Geſetz allgemeiner befolgt werde, hängt aller- 
dings, wie das ewige, jo auch da3 wahre zeitlihe Wohl der Menjchheit ab. 
Darum haben von jeher die treuen Finder der Kirche die allgemeinen Con⸗ 
cilien mit Troſt und heiliger Hoffnung begrüßt. Diefe Gefinnung auch ans 
gefichts des bevorftehenden Concils in uns ſelbſt zu pflegen und bei andern 
zu verbreiten ift eine heilige Pfliht. Dagegen können wir uns nicht verber- 
gen, daß, auf der andern Seite, jelbft von warmen und treuen Blievern der 
Kirche Bejorgnifie gehegt werben, welche geeignet find, das Bertrauen abzu⸗ 
ſchwächen. Hiezu fommt, daß von den Gegnern der Kirche Beſchuldigungen 
ausgeſprochen werden, welche feinen andern Zwed haben, als weithin Argwohn 
und Abneigung gegen das Concil zu erregen, und jelbft das Mißtrauen der 
Regierungen wachzurufen. 

„So werden Befürchtungen laut, als ob da3 Eoncil neue Glaubenslehren, 
weldhe in der Offenbarung Gotte8 und der Meberlieferung der Kirche nicht 
enthalten find, verfündigen, und Grundſätze aufftellen fönne und werde, welche 
den Intereſſen des Chriſtenthums und der Kirche nadhtheilig, mit den berech⸗ 
tigten Anſprüchen des Staats, der Bivilifation und der Wiſſenſchaft, ſowie mit 
der rechtmäßigen Greiheit und dem zeitlichen Wohl der Völker nicht verträg- 
li fein. Man geht noch weiter: man beichuldigt den heiligen Vater, daß 
ex, unter dem Einfluß einer Partei, das Concil lediglich als Mittel benügen 
wolle, um die Macht des apoftolifhen Stuhls über Gebühr zu erhöhen, die 
alte und echte Verfaffung der Kirche zu ändern, eine mit der chriftlichen Frei« 
heit. unverträgliche geiftliche Herrſchaft aufzurichten. Man ſcheut fi nicht, das 
Dberhaupt der Kirche und den Episcopat mit Parteinamen zu belegen, welche 
wir bisher nur im Munde der erklärten Gegner der Kirche zu finden gewohnt 
waren. Demgemäß ſpricht man dann ungefheut den Verdacht aus: es werde 
den Biſchöfen die volle Freiheit der Berathung nicht gegeben fein, und e8 
werde auch den Bilchöfen felbft an der nothiwendigen Erkenntniß und Frei⸗ 
müthigkeit fehlen, um ihre Pflicht auf dem Concil zu erfüllen, und man 
ftellt in Folge davon fogar die Giltigkeit des Concils und feiner Beſchlüſſe 
jelbft in Frage. 

„Woraus diefe und ähnliche Reden auch entiprungen fein mögen — aus 
Iebendigem Glauben, aus treuer Liebe zur Kirche, aus einem unerfchütterlichen 
Vertrauen auf jenen Beiltand, welchen Gott feiner Kirche niemals entzieht, 
find fie e8 nit. So haben niemals unjere Väter im Glauben, niemals die 
Heiligen Gottes gedacht; das wiberftreitet, geliebte Diöcefanen, ohne Zweifel 
auch eurem innerften Glaubensbewußtſein. Aber wir wollen euch auch auß- 
drücklich ermahnen, durch ſolche Reden euch nicht irre führen und in eurem 
Glauben und Vertrauen erjhüttern zu laflen. Nie und nimmer wird und 
kann ein allgemeines Concil ein eneue Lehre ausſprechen, welche in ber heiligen 
Schrift oder der apoftolifchen Ueberlieferung nicht enthalten ift; mie denn über⸗ 
haupt die Kirche, wenn fie in Glaubensſachen einen Ausipruch that, nicht neue 
Lehren verfündigt, fondern die alte und urfprünglicde Wahrheit in Llareres 
Richt flellt und gegen neue Irrthümer ſchützt. Nie und nimmer wird und 
Tann ein allgemeines Coneil Lehren verfündigen, welche mit den Grundfägen 
der Gerechtigkeit, mit dem Rechte des Staats und feiner Obrigfeiten, mit der 
Geſittung und mit den wahren Intereſſen der Wiſſenſchaft, oder mit der recht- 
mäßigen Treiheit und dem Wohle der Völfer im Widerſpruche ſtehen. Weber- 
haupt wird das Concil Feine neuen und feine andern Grundſaͤtze aufftellen als 
Diejenigen, welche euch allen durch den Glauben und das Gewiſſen ins Herz 
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geſchrieben find, welche die chriſtlichen Voller durch ale Jahrhunderte Heilig 
gehalten haben, und auf welchen jegt und immer das MWohl der Staaten, die 
Autorität der Obrigleiten, die freiheit der Völker beruht, und welche die 
Voraugjegung aller wahren Wiſſenſchaft und Gefittung bilden. 

„Und warum köonnen wir dieß mit folcher Beſtimmtheit und Zuverſicht 
ausſprechen? Weil wir durch den Glauben gewiß find, daß Jeſus Chriſtus 
bei feiner Kirche bleibt alle Tage bis ans Ende der Welt; daß der heilige 
Geift fie nie verläßt, und fie an alles erinnert und in alle Wahrheit einführt, 
jo daß fie ift und bleibt die Eäule und Grundvefte der Wahrheit, welche auch 
die Pforten der Hölle nicht zu überwältigen vermögen; weil wir endlich glau- 
ben und wiflen, daß, wenn die Nachfolger Petri umd der Apoftel, der Bapft 
und die Biſchöfe, auf einen allgemeinen Concil rehtmäßig verfammelt, in 
Saden des Glaubens und des Sittengefeges Entſcheidungen geben, fie durch 
Gottes Fürfiht und Beiftand gegen jeden Irrthum ſicher geftellt find. Wie 
Chriftus geftern und heut und in Ewigkeit derfelbe ift, und jein Wort niemals 
vergeht, wenn au Himmel und Erde vergehen, jo bleibt auch feine Kirche 
allezeit diefelbe, und die Wahrheit Ehrifti bleibt allezeit und unmwandelbar in 
ihr. Auch nur fürchten, ein allgemeines Concil könne in feinen Sehrbeftim- 
mungen gegen die überlieferte Wahrheit fehlen, könne die von Gott gegründete 
Berfaffung der Kirche irgendwie in ihrem Weſen umändern, heißt die Kraft 
der der heiligen Kirche gegebenen göttlichen Verheikungen und die Wirkung 
des göttlichen Gnadenbeiftandes verlennen. 

„Auch braucht niemand zu beforgen: da3 allgemeine Goncil werbe in Un« 
bedachtſamkeit und Uebereilung Beichlüffe faflen, welche ohne Noth mit den 
beftehenden Berhältnifien und den Bebürfniffen der Gegenwart fih in Wider- 
ſpruch jegen, oder e8 werde, nach Weile ſchwärmeriſcher Menſchenanſchauungen, 
Siiten und Einrichtungen vergangener Zeiten in die Gegenwart verpflanzen 
wollen. 

„Und wie kann man auch nur vernünftigerweife jo etwas von einer Ver⸗ 
ſammlung der Biſchöfe der ganzen katholiſchen Welt befürchten, welche mit 
den reichlten Lebenserfahrungen ausgeftattet, mit den Zuftänden der verjchiedens 
artigften Länder vertraut, mit der Berantwortlichfeit des heiligften Berufs bes 
laftet, Hauptfählih zu dem Zwed vom Oberhaupt der Kirche verjammelt wers 
den, um mit ihm zu berathen, wie am beften die ewigen Wahrheiten der 
Religion in der Gegenwart zu verwirklichen, und die Wohlthat des Chriften- 
thums den gegenwärtigen und zufünftigen Gejchledtern zu erhalten und zu 
übermitteln jei? 

„Unbegründet ift auch und überaus ungerecht der Verdacht: es werde dba 
auf dem Concil die Freiheit der Berathung beeinträchtigt ſein. Wie wenig 
fennen diejenigen, welche jo denken, die Geſinnungen des Papſtes, die Gefin- 
nungen der Bilchöfe und die Handlungsweiſe der Kirhel Wir willen e8 auf 
das beitimmtefte, daß es der erklärte Wille des heiligen Vaters ift weder der 
Vreiheit, noch der Zeit der Berathungen eine Schranke zu ſetzen, und das liegt 
au in der Natur der Sade. Denn in einem Concil der Kirche ringen nicht 
verjchiedene Parteien mit allen Mitteln der Meberredung um den Sieg, ſuchen 
nicht einzelne Mitglieder durch bloße Gewinnung einer Mehrheit das Leber» 
gewicht über die Gegner zu erlangen. Alle jind bei aller Verſchiedenheit ſon⸗ 
fliger Meinungen von vornherein einig in den Principien des Glaubens, und 
ftreben nur nach einem Ziel, dem Heil der Seelen und dem Wohl der Chri⸗ 
ftenheit,; und Erörterungen finden da nicht ftatt, um den Gegner zu übers 
winden oder ein Sonderinterefie zu fördern, jondern um die Wahrheit von 
allen Seiten zu beleuchten, und nicht eher zu enticheiden, als bis jede Schwie⸗ 
rigfeit erledigt, jede Dunkelheit aufgehellt iſt; beſonders wo es fih um die 
ewigen Wahrheiten des Glaubens handelt, wird das Concil aud nicht das 
mindefte bejchließen, ohne zuvor die Mittel der Wiſſenſchaft und der zeiflichiten 
Ueberlegung erihöpft zu haben. 
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„Und was follen wir zu jener jo unwürdigen Berbächtigung fagen, daß eß 
den Bilchöfen aus Menſchenfurcht an der pflichtmäßigen Freimüthigkeit auf dem 
Goncil gebredjen werde? Eingedenk des Gebots unſers Herrn, gegen bie nicht 
zu jchelten, die uns läftern, wollen wir nur ſchlicht und einfach fingen: die 
Bifchöfe der fatholifchen Kirche werden auf dem allgemeinen Eoncil, bei dieſem 
wichtigſten Gejchäft ihres Amis und Wirkens, der beiligften aller Pflichten, 
der Pflicht der Wahrheit Zeugniß zu geben, nie und nimmer vergeſſen; fie 
werden eingedenk des apoſtoliſchen Wortes: daß, wer den Menichen gefallen 
will, nicht Chriſti Diener iſt; eingeben der Nechenfchaft, die fie bald vor dem 
göttlichen Richterfiuhl ablegen mäüfien, Teine andere Richtſchnur kennen als ihren 
Glauben und ihr Gewiffen. Wir haben e8 nicht unjer unwürdig erachtet, den 
katholiſchen Epiſcopat und das allgemeine Eoncil gegen diefe traurigen Ber- 
dächtigungen zu veriheidigen; hat ja auch der Weltapoftel um feines apoſto⸗ 
liſchen Amtes: willen und aus Liebe zur Kirche und den Seelen es nicht ver- 
ſchmäht, fi) gegen die unbegründetften Anklagen zu vertheidign. Wenn man 
aber gar unter gänzlicher VBerläugnung aller Ehrfurcht und Xiebe, welche wir 
der Kirche und ihrem Oberhaupt ſchuldig find, die Abficht des heiligen Vaters, 
den heiligen apoſtoliſchen Stuhl ſelbſt anſchwärzt und Iäftert, wenn man ihn, 
den Chriſtus zum Hirten aller und zum Zellen geſetzt hat, auf dem die ganze 
Kirche ruht, als Partei und als Werkzeug einer Partei darftellt, wenn man 
ihm herrſchfüchtige und ehrgeizige Abfichten ganz nah Weile jener Welt zu⸗ 
ſchreibt, die auch einftens Ehriftus, den Stifter der Kirche, als einen Empörer 
und Aufwiegler des Bolls vor Pontius Pilatus ankiagte, fo fehlen ung die 
Worte um unjern ganzen Schmerz über ſolche Reden und gegen den Geift uns 
auszuſprechen, aus dem fie entipringen. 

„Nichts ift dent Weſen der katholiſchen Kirche fo fremd und fo enigegen- 
geſetzt als Parteiweſen. Gegen nichts hat der göttliche Heiland, und haben 
feine Apoftel ſich beftunmter ausgeſprochen, als gegen jegliche, Parteiung und 
Spaltung; und gerade um alles derartige auszuſchließen und die Einheit bes 
Geiftes im Bande des Friedens zu bewahren, hat Ehriftus unter allen Apofteln 
einen zum Mittelpunft der Einheit und zum Oberhirten aller geſetzt, alle jeiner 
väterlichen Autorität untergeordnet, alle, Biichdfe, PBriefter und Gläubige der 
ganzen Welt, durch ein unauflösliches Band des auf Glauben und Liebe ge⸗ 
gründeten Gehorſams mit ihm verbunden. Wohl umſchließt die Kirche eine 
unermeßliche Mannichfaltigkeit nationaler und menſchlicher Eigenthümlichkeiten. 
Sie begreift die verſchiedenartigſten Genoſſenſchaften, Corporationen und Ges 
flaltungen des religiöfen Lebens in ſich; fie duldet, ja fie fügt die Ver⸗ 
ſchiedenheiten theoretiicher und praftiiher Meinungen; aber nie und nimmer 
duldet und billigt fie Parteien, oder ift fie gar ſelbſt Partei; ja für jedes 
katholiſche Herz, jolange fein Glaube und feine Liebe durch Leidenfchaften nicht 
getrübt worden, ift es unmöglich, daß es in religidfer und kirchlicher Beziehung 
einem Parteigeift anheimfalle; denn fein Glaube bewegt e8, daß eigene Urtheil 
und noch mehr die befonderen Ynterefien und Leidenschaften in Demuth, Liebe 
und unbegrenztem Bertrauen dem höchften und unfehlbaren Lehramt unterzu⸗ 
ordnen, das Chriſtus uns zu hören befohlen Kat, und von dem fein Wort 
ewig gilt: „Wer euch höret, höret mich.” Auf dem bevorſtehenden allgemeinen 
Concil wird diejes höchfte, unfehlbare Lehramt der Kirche, oder vielmehr, es 
wird Chriſtus und fein Heiliger Geiſt durch es zu allen reden, und alle, vie 
guten Willens, alle die aus Gott find, werden feine Stimme hören: die Stimme 
der Wahrheit, der Gerechtigkeit, des Friedens Chriſti. Wie Petrus und die 
Apoftel auf dem erften Concil zu Serufalem nur einer Meinung waren und 
nur eine Sprache führten, jo wird es auch heute der Yall fein, und e8 wird 
der ganzen Welt offenbar werben, daß, wie in ber erſten Ehriftengemeinde, 
le auch heute noch in der katholiſchen Kirche alle eines Herzens und einer 
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Heilfame; alle Güter des Chriſtenthums find an fie geknüpft; nur in diefer 
Einheit wird uns das Licht und daS Leben Ehrifti zu Theil. Darum hat 
auch Ehriftus in feinem bohenpriefterlichen Gebet vorzüglid um das But dies 
fer Einheit für die Seinigen zu feinem himmliſchen Vater gebetet, weil in dem 
Gute der Einheit alle andern Güter des Heils, der Glaube, die Liebe, die 
Stärke, der Friede und aller Segen enthalten find. : Und umgelehrt, find aus 
Spaltung und Trennung die größten Uebel, von denen je die Ehriftenheit und 
die Welt heimgefucht wurde, entiprungen, und hängt umgekehrt alle Heilung 
von der Berföhnung und der Herftellung der Einheit ab. 

„Wenn in unferen Zeiten, wie wir mit Dank gegen Gott bekennen 
müſſen, jo mande Schäden früherer jchlimmerer Tage geheilt werden, wenn 
das Kirchliche und religiöfe Leben aller Ungunft der Zeiten ungeachtet ers 
ftart ift, und vieles Gute zum Helle der Seelen und zum Trofte 
der Armen und Leidenden geſchah, wenn unter Geiftlihen und Laien ber 
Blaubensmuth und die Kiebe zur Kirche ſich gehoben hat, wenn auf der gan» 
zen Welt das Reich Gottes mit neuer Friſche wächſt und Frucht bringt, wenn 
jelb alle Angriffe auf die Kirche, und alle Leiden, womit fie heimgejucht wird, 
ihr nur zum Beften gereichten, jo zweifeln wir nicht daran, daß folches haupt» 
fähhlich jener innigen Eintracht und Einheit der Gefinnung zu danken ift, welche 
durch Gottes Gnade, einige traurige und unbeveutende Störungen abgerechnet, 
in der ganzen Tatholifchen Welt herrſcht. Es ift nicht ein eitles Rühmen, fon» 
dern eine gnadenvolle und offenbare Wahrheit, daß alle Biihöfe des katholi⸗ 
ſchen Erdkreiſes unter einander und mit dem apoftoliichen Stuhl in der voll 
fommenften Einheit verbunden find, und daß in gleicher Weile Glerus und 
Bolt mit ihren Biſchöfen übereinftimmen; und jo befteht auch unter ben ver» 
fhiedenen Ständen der Kirche durchweg herzliche Eintradt, fo fühlen ſich auch 
die Katholiken aller Nationen eins und einig in dem Glauben und in ber 
Liebe zur Kirche; die Noth und die Stürme der Zeiten haben dieſe Eintracht 
nur erhöht, und namentlich hat das Tiebende Zuſammenwirken aller Nationen 
zum Schuge des Bart bevrängten hl. Vaters dieſes Band der Einheit enger 
und enger gefnüpft. Im Geifte diefer Einheit, als Geſandte Ehrifti, in Chriſti 
Kamen und aus Ehriftt Herzen ermahnen, bitten und beſchwören Wir alle, 
vor allem Unſere Mitarbeiter im Prieftertfum und im heiligen Lehramt, daß 
fie, je nad ihrer Stellung, durch Wort, Schrift und Beilpiel jene vollfem- 
mene Eintracht des Geiftes unter gänzlicher Bejeitigung aller etwaigen, hier 
oder dort vorausgegangenen Streitigkeiten pflegen und befördern, und ſich alles 
defien enthalten, was Ziwietradht nähren und die menſchlichen Leidenfchaften 
anfachen könnte. 

„sn Kurzem werden Wir auf längere Zeit Uinfere Diöcefen verlaffen, und 
Unfere Herzen find tief bewegt, indem Wir auf die großen Gefahren der gegen- 
wärtigen Zeit Hinbliden. Wir haben daher beichloffen und verordnen hiermit, 
daß eine dreitägige Andacht zum heiligften Herzen Jeſu, anfangend am 8. De⸗ 
zember d. %., in allen Pfarreien Unferer Diöcejen abgehalten werde, in An⸗ 
betracht welcher Andacht Wir Uns nähere Anordnung vorbehalten. 

„Die Gnade und der Friede Jeſu Ehrifti, die Yürbitte der hl. Jungfrau 
und aller Tieben Heiligen ſei und verbleibe mit euch allen. 

Gegeben zu Yulda, 6. Sept. 1869. Gezeichnet: Paulus, Erzbiſchof von 
Köln; Gregorius, Erzbiſchof von Münden und Freifing ; Heinrich, Fürſtbiſchof 
von Breslau; ©. Anton, Biſchof von Würzburg; Chriftoph Florentius, 
Biſchof von Fulda; Wild. Emmanuel, Biſchof von Mainz, Eduard Jakob, 
Biſchof von Hildesheim; Ludwig, Biſchof von Keontopolis i. p., apoflolifcher 
Vicar von Sachſen; Conrad, Biſchof von Paderborn; Pankralius, Biſchof von 
Augsburg; Matthias, Biſchof von Trier; Nicolaus, Biſchof von Halikarnaſſus, 
apoftoliicher Vicar von Luxemburg; Johannes Heinrich, Biſchof von Osnabrück 
und Provicar der nordiſchen, deuiſchen und dänifchen Mifiionen; Franz Leo» 
pold, Biſchof von Elhftäbt; Lothar, Biſchof von Leuka I. p. und Capitular⸗ 
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vicar der Erzbidcefe Breiburg; Philiyp, Biſchof von Ermeland, Johannes 
Reponucenus, Biſchof von ulm, vertreten durch Dr. Halle, Dompropft und 
Generalvicar; Nikolaus, Biſchof von Speyer, vertreien durch Dr. W. Molitor, 
Domcapitular und geifll. Rath; Karl Joſeph dv. Hefele, erwählter Biſchof v. 
Rottenburg, kraft befonderer Vollmacht. 


— Get. (Preußen). Das Confiftorium der Provinz Brandenburg 


6. 


und ber Oberlirhenrath verweigern dem “PBroteftantenverein den 
Gebrauch einer Kirde für jeine bevorftehende Generalverfamm: 
lung in Berlin. 

„ (Preußen) Die Regierung lehnt die Beſchwerde bes Frank: 
furter Magijtrats gegen die Ausweifung ber jungen Frankfurter, 
bie fi dur Erwerbung eines fchweizerifhen Bürgerrechtes ber 
Erfüllung der allg. Wehrpflicht zu entziehen fuchten, entſchieden ab. 
„ Generalverfammlung ber kath. Vereine Deutichlands in Düffel- 
dorf. Diefelbe beſchließt folgende Refolutionen: 


„I. Die zwanzigfte Generalverfammlung der katholiſchen Vereine Deutſch⸗ 
lands erachtet es als ihre erfie Aufgabe, von Neuem alle deutſchen Katholiken 
an die Pflichten zu erinnern, welche fie gegen den HI. Stuhl haben. Angefihts 
der Bedrängniß, in welcher der apoftoliiche Stuhl fi) äußerlich befindet, mahnt 
die Generalverfammlung an die für jeden Katholiken geltende Pflicht des 
Beterspfennigs; fie empfiehlt aufs Dringendfte die Betheiligung an dem 
Liebeswerke der Bruderſchaft vom HI. Michael; und fie fordert die katholiſchen 
Söhne Deutſchlands auf, ſich zu ſchaaren um den rings von Feinden hart 
bedrohten Stuhl Petri als treue Kämpfer für das Recht der Kirche. IT. Die 
Verſammlung begrüßt mit dem Gefühle der tiefften Ehrfurcht das ökumeniſche 
Concil, welches auf den Ruf Pius IX. am 8. December d. J. fi verjammeln 
wird. Wie zu allen Zeiten, wenn die katholiſche Kirche zu einem Concil zu- 
fammentrat, fo fieht aud) heute das Tatholifhe Volk diefer großartigen Ver⸗ 
jammlung mit vollem Vertrauen entgegen, feithaltend an dem Glauben, dag 
der heil. Geift die Berathungen leitet, und deßhalb nur ſolche Beichlüfie gefaßt 
werben, die der Wahrheit über den Irrthum den Sieg verjähaffen und den 
Völkern zum Heile gereihen. Die Katholiken Deutſchlands erwarien von ihren 
Türften und Regierungen, daß fie fih aller Schritte enthalten, welche die 
Sreiheit der Berathungen und Beſchlußfaſſungen des bevorftehenden Concils 
beeinträchtigen Tönnten. III. Angeſichts der unerbhörten Angriffe und Beſchim⸗ 
pfungen, denen die Lehren und Inſtitutionen der katholiſchen Kirche, insbefon- 
dere die Klöfter, jet mehr denn jemals Geitens ihrer Feinde ausgefegt find, 
und gegenüber der Anmakung, mit weldder die Lehtern in der Preſſe und in 
Berfammlungen über die Angelegenheiten der katholiſchen Kirche verhandeln 
und befchließen, erklärt die Generalverfammlung: daß die Katholifen fo bes 
rechtigt als verpflichtet find, diejes Eindringen in das Gebiet der Kirche mit 
allen ihnen zu Gebote ftehenden geſetzlichen Mitteln zurückzuweiſen. Sie forbert 
deßhalb die Katholilen Deutichlands auf, Überall von ihren verfaffungsmäßigen 
Rechten Gebraud zu machen und fowohl in Vereinen und in der Preffe, wie 
dur Theilnahme an ben öffentlichen Angelegenheiten, die Freiheit und Unab⸗ 
RR bie der Kirche und ihre Bleichberechtigung mit andern Religionsgefel- 
haften zu vertheidigen uud jeden Angriff auf dieſelbe mit aller Entſchiedenheit 
zu befämpfen. IV. Mit dem tiefften Schmerze fieht die Generalverfammlung 
auf die graufamen Verfolgungen Hin, durch melde Rußland die katholiſche 
Kirche in Polen zu vernichten fucht. Inmitten des civilifirten Europa's, beffen 
Regierungen fo oft Veranlafjung genommen, in fernen Welttheilen das unters 
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driidkte Recht zu ſchützen, beffagen die Katholiten es tief, daß, ungeachtet ber 
freundfchaftlicden Beziehungen zu dem Herricher des ruſſiſchen Reiches, weder 
bon den Thronen noch durch die Regierungen auch nur der Verſuch gemacht 
worden ift, einer Barbarei ein Ende zu maden, welde dem ganzen civilifirten 
Europa zur Schande gereiht. V. Die Verfammlung gibt der Erwartung 
Raum, daß kein Katholik die offenen und verdeckten Schmähungen feiner Reli 
gion mit feinem Gelbe bezahle durch das Halten antikatholiſcher Preberzeugniffe. 
VI, Die Berfammlung fordert die hriftliden Männer aller Stände auf, ſich 
der arbeitenden Klaſſen anzunehmen und für das dkonomiſche und ſittliche 
Wohl derſelben zu wirken, VIT. Die Generalverfammlung erflärt die Errich⸗ 
tung confefftionslofer Schulen für einen Angriff auf die Rechte der Kirche und 
aller Sonfeifionen, für einen Angriff auf das natürliche und chriftliche Recht 
der Familie, für einen Angriff auf die Freiheit des Gewiſſens. Sie erblidt in 
derjelben den größten Schaden für jegliche, vor Allen für die religiöfe Erzies 
bung. Sie erkennt es deßhalb für die Pflicht eines jeden Katholilen, der Ein⸗ 
führung folder Schulen mit allen gejeglichen Meitteln entgegenzutreten.“ 


16. Sept. (Preußen). Die beiben däniſch gefinnten nordſchleswig'ſchen 


17, 


23. 


26. 
2), 


30. 


Abgg. Ahleman und Kryger werden von ihren Wahlkreiſen wieder 
mit überwältigenden Majoritäten in das Abg.-Haus gewählt. 


» (Preußen). Im Frankfurt erfolgt das erfte Ausweifungsbecret 


gegen einen ber jungen Bürger, welcher fi durch Erwerbung eines 
ſchweiz. Vürgerrechtes der Erfüllung der allg. Wehrpflicht zu entzie⸗ 
ben gefucht haben. 

» (Preußen) Gröffnung des Prov.:Landbtags v. Hannover und 
ber Communallandtage von Kurheſſen und Nafjau, hauptſächlich zur 
Ordnung der Berbältnifje der Landescreditkaſſen. 


In Hannover find die Synobalwahlen entjchieben orthobor und 
particulariftiih ausgefallen. 
„ Zweiter Bhilofophencongreß in Yranffurt a. M. 
„ (Sadfen). AZufammentritt des Landtags. Die zweite Sammer 
befeßt ihr Bureau im erften Wahlgang mit ben von ber vereinigten 
liberalen Partei vorgefchlagenen Candidaten. Mehrere Mitglieder 
proteftiren hierauf gegen die Anerkennung der Rechtsbeſtändigkeit 
ber aus dem Staatöftreih von 1850 bervorgegangenen Verfafjungs: 
zuſtände. 
„ (Sadfen). Eröffnung bes Landtags. Thronrede des Königs: 


„ ... Sachſen fährt fort, von den auswärtigen Regierungen Zeichen der 
Ahtung uud des Wohlwollens zu erhalten. Auch innerhalb des norddeutſchen 
Bundes erfreut es fi einer geachteten Stellung. Mein entſchiedenes Beſtreben 
it von Anfang an dahin gerichtet geweien, den Ausbau des Bundes auf dem 
Grunde feiner Verfaffung zu fördern und zu unterſtützen; ich babe auch nicht 
Anftand genommen, für eine wichtige, in dem Gejammtinterefje des Bundes 
Tiegende Inſtitution (Oberhandelsgericht) felbft die Initiative zu ergreifen. 
Aber ich werde zugleih aud, nad mie vor, dahin wirken, daß die Grenze, 
welde die Bundesverfafjung zwiſchen den echten des Bundes und denen der 
Einzelftanten zieht, aufrecht erhalten und die Linie nicht überſchritien werde, 
jenſeits welcher den Einzelitanten weder Einfluß noch Anſehen genug übrig 
bleiben würde, um als Lebendige und kräſtige Mitgliever des Bundes mit 
Erfölg wirken und zugleich ihre eigenen Angelegenheiten ihren Beblirfniffen 
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gemäß orbnen zu Können. Ich Hoffe mit Zuverſicht, daß dieſe meine Haltung 
nit ohne Erfolg bleiben wird, da ih mich in diefer Beziehung in voller 
Uebereinftimmung weiß mit den Wuffafiungen und Abfichten meiner hoben 
Bundesgenoſſen.“ 


1. Oct. (Nordd. Bund). Die von der Regierung ernannte Com⸗ 


# 


miffion für Prüfung des Entwurfs eines Strafgefeßbuches für ben 
nordd. Vund beginnt ihre Ferathungen, 

n (Preußen). Die öffentlihen Blätter wollen übereinftimmend 
willen, daß bie Regierung damit umgebe, einem Confortium von 
Bankiers die Conceſſion einer Prämtenanleihe von 100 Mil. Thlr. 
zu ertheilen: Die öffentliche Meinung ſpricht fich entſchieden dagegen aus. 


„dd u» (Preußen). Der Provinzial: Landtag „des Herzogthums 


6. 


Schleſten, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafentbums Ober: 
lauſitz“ faßt eine Reihe von Befchlüffen, 

welche verjchiedene nicht unmwichtige Zweige der Berwaltung, wie naments» 
lich das Landarmen- und Corrigenden⸗, daß Feuerverſicherungs⸗ und das 
Irrenweſen, die ftändifche Darlehenskaffe und verjchiedene andere Fonds und 
Anftalten aus der ftantliden Adminiſtration und Leitung ausſcheiden, und in 
eine nur der Oberauffiht des Staates unterftehende, welentlih jelbftftändige 
provinzialftändijche Verwaltung übernehmen, ‚mit deren Organifation unver» 
weilt begonnen werden Tann, nachdem über diejelbe zwiſchen dem Provinzial» 
Randtag und der Regierung bereits volles Einverftändnig erzielt if. An die 
Spige der neben der Provinzialregierung einen coordinirten Standpunlt eins 
nehmenden neuen Behörde, welche hier den Namen „Landeßdeputation für 
Schleſien“ führen wird, tritt ein von den Provinzialftänden auf ſechs Sabre 
gewählter „Landeshauptmann? — diefelbe Charge, weldhe in Hannover als 
„Zandesdirector* eingeführt ift, und wird von den ſchlefiſchen Ständen für dieſes 
höchfte Ehrenamt Graf Carl Püdler auf Oberweiftrig, bisher Landrath des 
Kreiſes Schweidnik, gewählt. Da der Landeshauptmann für Schleſien feine 
Wohnung in Breslau zu nehmen und der Taufenden Verwaltung vorzuftehen 
bat, jo ift ihm von den Ständen ein Gehalt von drei Taufend Thalern aus⸗ 
getvorfen worden. Außer dem Landeshauptmann befteht die Landesdepntation 
noch aus fieben, aus den vier Ständen gewählten Mitgliedern, und zwar 
einem aus den „Yürften und Herren® (Standesherren) zwei „Rittern”, zwei 
Vertretern der Stadtgemeinden, endlich zwei DVertretern der Landgemeinden. 
Als Ehrenvorfigender fungirt der Landtagsmarſchall Herzog von Natibor. 
„ (Breußen) Die mit diefem Tage abgelaufene Eartell:Conven: 
tion mit Rußland ift, dem entichiedenen Widerwillen ber öffentlichen 
Meinung dagegen entiprehend,_wirflih nicht erneuert worden. 
» (Breußen). Der Eommunal:Landtag von NRaffau nimmt Reſo⸗ 
Iutionen an, bie ſich gegen die von Seite ber Megierung beabfichtigte 
feit ter Einführung confeffioneller Lefebücher, fo wie für Ermäßi: 
gung ber feit ber Annerion eingetretenen hohen Gerichtskoſten aus: 
ſprechen. 
„(Preußen). Der Kronprinz geht auf dem Wege nach dem 
Drient zur Eröffnung des Suezcanald nah Wien, um dem kaiſerl. 
Hofe einen Beſuch zu machen. Das Verhältniß zwiſchen Berlin und 
Wien ſcheint allmälig wieder ein freundlieres zu werben. 
„ (Breußen). Eröffnung bes Landtags. Thronrebe des Könige: 

„In der bevorflehenden Seſſion werden Sie zur Betheilignng an wichtigen 
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Uufgeben für die Wohlfahrt der Monarchie und ‚für die Entwiclung ber 
Geſetzgebung berufen fein. Obwohl die Zuverfiht auf Erhaltung des Friedens 
ſowie der im Allgemeinen geſegnete Ausfall der Ernte begründete Ausſicht auf 
die Wiederkehr des früherhin Sakigefundenen naturgemäßen Wachſens der Ein- 
nahmen gewähren, hat fih bie Finanzlage des Staates doch zZunächft noch 
nicht weſentlich günftiger gefaltet. Aus dem Ihnen borzulegenden vollſtändigen 
Finanznachweiſe über das Jahr 1868 werden Sie eriehen, daß In Folge un. 
abwendbarer Berhältniffe einerfeits die Einnahmen hinter dem Boranldlage 
zurüdgeblieben, andererſeits die etatsmaßigen Ausgaben überfchritten worden 
find und lettere mit den vorhandenen Mitteln nicht vollftändig haben gedeckt 
werben Fönnen. Angeſichts dieſer Ergebnifie und der Lage des bießjährigen 
Staat3haushaltsetats waren die Bemühungen meiner Regierung dahin gerich⸗ 
tet, durch eine Vermehrung ber eigenen Einnahmen des nordbentichen Bundes 
eine Erleichterung Preußens in feinen bundesmäßigen Leiltungen herbeizuführen. 
Diefe Bemuhungen haben den gehofften Erfolg nicht gehabt; es ift daher un- 
möglich geweſen, in dem Stantshaushaltsetat für das nächſte Jahr, welcher 
Ihnen baldigft vorgelegt werden wird, das Gleichgewicht zwiſchen den Ein- 
nahmen und Ausgaben berzuftellen, obgleich die letzteren ſoweit beichräntt 
worden find, als e8 ohne Beeinträchtigung wichtiger Interefſen des Landes 
thunlich ift. Meine Regierung fieht fi fomit in der Nothwendigkeit, Behufs 
vollftändiger Dedung der elatsmäßigen Ausgaben einen Steuerzufälag in 
Anſpruch zu nehmen. Die Herfichung und Erhaltung der Ordnung in ben 
Finanzen if zur gedeihlichen Entwidelung aller Staatseinriäätungen unbebingt 
nothwendig. Mit Herbeiführung derſelben darf nicht gezögert, die Opfer, 
welche fie erheilcht, dürfen nicht gejcheut werden; je jpäter fie gebracht würden, 
befto ſchwerer würde das Land fie empfinden. Sin der Veberzeugung, daß Sie 
diefe Auffaflung theilen, rechne ich mit Zuverfiht darauf, dag Sie den Vor⸗ 
ſchlägen meiner Regierung Ihre Zuftimmung nicht verfagen werben. Es wird 
ihnen eine Vorlage zugehen, welche eine Abänberung der gejehlichen Vor⸗ 
Ihriften über die Veranlagung der Haffifizirten Eintommenfteuer bezwedt, um 
die gleichmäßige Ausführung dieſes Geſetzes mehr als bisher zu fihern. An 
dem Entwurfe einer neuen SreiSordnung, zunächſt für die ſechs Bftlichen 
Provinzen, wird Ihnen eine Vorlage von umfaflender Bereutungfür die gefammte 
Stantsverwaltung gemadt werben. Diejelbe beſchränkt fi nicht auf eine Abe 
änderung derjenigen Beſtimmungen ber jekt beſtehenden Kreisordnungen, 
welche vielfach als verbefferungsbedürftig bezeichnet und von meiner Regierung 
als ſolche anerkannt worden find. Mit der Umgeftaltung der bisherigen Kreis⸗ 
verfammlungen jchlägt fie Ihnen zugleich die Bildung von Organen der Kreiß- 
communalverwaltung vor, welche nicht nur geeignet fein werben, die Theil⸗ 
nahme der Kreisangehörigen an diefer Verwaltung zu beleben und zu fichern, 
fondern auch berufen werden follen, einen Theil folder Geſchäfte der allge 
meinen Randesverwaltung zu übernehmen, welche bisher von ftaatlichen Bes 
hörden verfehen wurden. Gelangt zunähft in den Kreifen der ditlichen Pro- 
pinzen, als dem Mittelpunkt des dortigen communalen Lebens, der Gedanke 
der Selbfiverwaltung in durchgreifender Weife zur Verwirklichung, jo wird 
fi) eine Ausdehnung derjelben anf die übrigen Landestheile und ihre weitere 
Entwicklung nad obenhin naturgemäß anſchließen. Meine Regierung wird 
Ihnen, entſprechend den bei früheren Berathungen geäußerten Wünjchen, den 
Entwurf eines volftändigen, alle Stufen des Unterricht3 umfaflenden Geſetzes 
über das Unterrichtsweien vorlegen. Die in der vorigen Seſſion begonnenen 
wichtigen VBerathungen zur Reform der Gejeßgebung über da8 Grundeigenthum 
und die dinglichen Kechte werden wieder aufgenommen werben. Meine Regie» 
zung ift fort und fort darauf bedacht, im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs 
Kunftftraßen und Eifenbehnen nah Maßgabe der finanziellen Mittel zu ver- 
mehren, Zu ihrem Bedauern hat fie fi jedoch durch die Unzulänglichleit der 
Staatseinnahmen genöthigt geſehen, auch auf biefem Gebiete Einjchränfungen 
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eintreten zu laſſen. Auf die Wörderung der Landwirthſchaft if die Sorge 


68. 


meiner Negierung unausgeſetzt gerichtet, die wirthſchaftliche Zuſammenlegung 
der Grundftüde macht aud in denjenigen Landestheilen, in welchen fie erft 
neuerdings geſetzlich ermöglicht und erleichtert worden ift, erfreuliche Fort⸗ 
ſchritte. Die ſorgſamen Beftrebungen meiner Regierung, den Frieden zu er⸗ 
halten und zu befeftigen, ſowie die Beziehungen zu den auswärtigen Mächten 
vor jeder Trübung zu bewahren, find mit Gottes Hilfe erfolgreich geweſen; 
ich hege die Zuverſicht, daß auch für die Folge die von mir in demfelben 
Sinne geleitete auswärtige Politit zu demſelben erfreulichen Ergebnifie führen 
werde: Törderung frieblicher und freundfchaftlicher Beziehungen zu allen aus⸗ 
wärtigen Staaten, Entwidlung des Berfehrs, Wahrung des Anjehens und der 
Unabhängigkeit Deutſchlands. Meine Herren, in jüngfter Zeit war es mir 
vergönnt, in mehreren Provinzen meiner Monarchie Kundgebungen der Treue 
und des Vertrauens entgegenzunehmen, welche mich hoch erfreut haben, In 
dent Geiſte, aus dem diejelben hervorgegangen find, darf ich eine neue Bürg- 
ſchaft für die ftetig hoffnungsvolle Entwidelung des Baterlandes finden. 
Diefe Entwirelung in allen Richtungen nad beftem Wiffen zu fördern, darauf 
ift mein unabläffiges Beftreben gerichtet. Das Gelingen hängt zum großen 
Theil von Ihrem bereitwilligen Zuſammenwirken mit meiner Regierung ab, 
und gern fpreche ich die Zuverfiht aus, daß es an diefem Zuſammenwirken 
zum Segen ded Landes auch in diefer Seffton nicht fehlen werde.“ 

Ein Verzeichniß der Fractionen des Abgeorbnnetenhaufes weift nad, daß 
von 432 Mitgliedern 120 der conjervativen Partei angehören, 49 der frei⸗ 
conjervativen, 16 der altliberalen und 98 der nationalsliberalen Partei, 34 
dem ‚Linken Gentrum, 47 der Fortiärittspartei, 17 den Polen, Bier Abge⸗ 
orbnete find Minifter, 38 haben ſich Feiner Fraction angeſchloſſen; 9 Mandate 
find erledigt. 


Oct. Vierter deutſcher Proteftantentag in Berlin. Da das Confl: 
ftorium und ber Oberlirdenrath bie Benübung einer Kirche für 
ben Eröffnungsgottesbienft und die Verhandlungen verweigert haben, 
finden beibe in ber ftäbtiihen Turnhalle ftatt. Die Betbeiligung von 
auswärts ift ungemein zahlreich. 


Präſ. Bluntſchli: „Bis jebt Habe der Proteftantenverein fletS die 
Kirchen für feine Arbeiten geöffnet gefunden, hier fei e8 anders; die intelligente 
Hauptitadt Preußens und Deutichlands, welche vor Kurzem das Gedächtniß 
Schleiermader’3 und Humboldt’3 beging, konnte gar nidht anders, als unſe⸗ 
ren Verein freundlich zu begrüßen, und doc) verſchloß uns das Kirchenregiment 
die Kirche ſelbſt zu einem proteftantiichen Gottesdienft. Diefe Verfügung der 
oberen Kirchenbehörde ift uns Gäſten geradezu unbegreiflih, nicht der oberen 
Sonfiftorialbehörde fondern der Gemeinde fleht die Verfügung über die Kirche 
zu. Wie vom kirchenrechtlichen, fo auch vom Tirchenpolitiichen Geſichtspunkt 
ift und diefe Verfügung unverftändlich, denn durch diefelbe wird die von dem 
gegenwärtigen Herrſcher angeftrebte Union geradezu perhorreszirt, die Ders 
feterungsfucht wieder hervorgehoben. Wenn Berlin die Haupiſtadt Deutich- 
lands werben will, wenn Berlin die Führung Deutſchlands in kirchlicher, 
politiſcher und geifliger Hinfigt nehmen will, dann durfte ſich die Kirchen⸗ 
behörde nicht auf einen jo engherzigen Standpunkt flellen, wie man ibn in 
ganz Deutſchland Jonft nicht Kennt.” 

Beihlüffe: T. bez. der Schulfrage (nah dem Antrage von Profeſſor 
Holkmann aus Heidelberg): „I. Die oberfte Leitung der öffentlichen Schule 
gehört dem Staate allein. Unzuläffig ift daher jedes Eingreifen der kirchlichen 
Behörde als folder in da8 Leben der Schule. II. Dagegen find bei der Zu⸗ 
fammenjegung der Schulbehörden die Interefien der kirchlichen Gemeinde jo 
gut zu vertreten, wie diejenigen der bürgerlichen Gemeinde oder die der Fa⸗ 
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milien und der Pudagogik. III. Eine heilſame Verbindung bon Kirche und 
Säule bleibt aber fo lange unmdglih, als die kirchliche Gemeinde mit ihrem 
Rechtsanſpruch auf eine felhfiftändige Leitung ihrer Intereſſen nicht durchge 
drungen ift. IV, Bürgerlicde Gleichberechtigung der Staatögenofien ohne 
Rückficht auf die verfchiedenen Gonfeffionen iſt oberfter Grundſatz unjeres 
ftaatlihen Geſellſchafislebens, alſo auch Norm für die Ausgeltaltung bes 
Schulweſens. V. Die öffentlihe Schule fteht daher allen Confeſſionen offen. 
Mit ausſchließend confelfionellem Charakter ift fie ein Widerſpruch in fich 
felbſt. Kirchenſchulen, wo fie noch exiftiren, können nur als Privatichulen 
gelten. (Nah dem Vorſchlage des Weferenten: VT. Der Gedanke, die Religion 
aus der öffentlichen Schule auszufhließen, würde fih nur als Mittel zur 
Nothmehr gegenüber einer culturfeindlichen Entwidelung der Kirchen empfehlen. 
Bielmehr gehört die Religion als eine Bildungsmadt erfter Größe durchaus 
zum Ganzen der Volkserziehung und muß obligatorifcher Unterrichtsgegenftand 
der Boltsichule bleiben. VII. Einem folden NReligionsunterrigt kann aus 
politichen und pädagogiihen Gründen die confeſſionelle Beſtimmtheit nicht 
abgehen. Deshalb müſſen bei confejfionell gemiſchter Bevölkerung Schulen mit 
mehrjeitigem Religionsunterricht gejeglih möglich fein. Dagegen nad dem 
ſchluſſe der Verſammlung:) VI u. VII. Ob der Religionsunterricht obligatorifcher 
Unterricätögegenftand der Volksſchule fein oder der Fürjorge der Familie und 
Kirche überlaffen werden fol, darüber ift nah dem Stande des Volksbewußt⸗ 
feins und nad der gejdhichtlihen Entmwidelung der Staaten und Kirchen zu 
entfcheiden. VIII. Der Weligionsunterricht der dÖffentlihen Schule fol das 
Wiſſen und das Berftändnik von der Religion, ihren Urkunden und ihrer 
Geſchichte vermitteln. Die Heranbildung der Yugend zu thätiger Mitgliedfchaft 
bei einer befonderen Religionsgemeinſchaft ift Sache des Eonfirmationsunters 
richts. IX. In Betreff der Lehrerbildung vermwerfen wir jede Art von theolo⸗ 
giſcher ‚Vereinfeitigung und kirchlicher Drefiur. Statt folder ſyſtematiſchen 
Herabdrüdung derfelben verlangen wir, daß unſere Volksſchullehrer religiös» 
fittlihe Charaktere und durchgebildete Pädagogen feien, welche die volfsthlims 
lichen Bildungsinterefien der Zeit zu würdigen und an ihrem Theile zu bes 
fördern wiſſen.“ 

II. Beichluß bez. der Todesftrafe: „Die von einem Theile der Geiftlich- 
keit in Schriften und Berfammlungen unternommenen Berjuche, die Beibehal- 
tung der Todesstrafe als einen das Gewiffen bindenden Glaubensſag und als 
ein der Obrigkeit durch die göttliche Ordnung auferlegtes Geſetz aufzuftellen, 
erjcheinen als unberechtigt. Sie verlegen die auch in diefem Stüd zu behaup⸗ 
tende Breiheit der Lehre und entſtammen dem hierardjiichen Geifte des Staats» 
kirchenthums.“ 

II. Bericht und Antrag Schenkel's über die gegenwärtige Lage des 
Vereins, die er in die Begründung von ſechs Theſen zuſammenfaßt: Die 
Gegner hätten dafür hinlänglich geſorgt, daß eine ſolche Darſtellung der 
Farbe und des Reizes nicht ermangeln könne. Die religiöfe Frage ſei gegen⸗ 
wärtig die eigentliche Weltfrage, vor allem die deutſche Frage. Man Hüte ſich, 
fie bei uns ſchon für entſchieden zu halten. Gebildete Klaſſen haben wir ſchon, 
aber ein gebilvetes Volk noch lange nicht. Ultramontanes Kirchenthum und 
proteftantifche Kirchenthümelei hätten es jonft nicht wagen können, einen Kriegs⸗ 
zug wider die ganze Bildungsmacht der Zeit zu unternehmen, und die Frei⸗ 
heit des Glaubens, des Gewiſſens, des Cultus, der Wifienichaft, der Preſſe 
u. |. m. unummwunden im Grundfage zu verneinen. Nun trete gar das Concil 
zufammen, nit um neue Richter für die Welt anzuzünden, fondern um 
brennende auszublafen. Gegenüber manchen Hoffnungen, die man liberalerfeits 
eben deßhalb an das Concil Inüpft, jpricht Redner feine Ueberzeugung dahin 
aus: daß auf dem römiſch⸗-katholiſchen Gebiet eine rettende That nicht zu er⸗ 
warten jei. Aber auch auf proteſtantiſchem Boden find die Ausfihten troftlos. 
Die Gemeinde der unbefcholtenen felbftändigen Männer, welche fi als Pros 
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teſtanten belennen, follte den Schwerpunft des Kirdlicden Lebens bilden; flatt 
deffen bildet ihn das geiftlihe Amt, wie wenigftens die Grundzlige einer Kir⸗ 
chenordnung für die ſechs öftlichen Provinzen Preußen? die Sade auffaflen. 
Paſtor und Patron machen zufammen einen bindenden Borichlag bezüglich der 
Bemeindeveriretung. Die jo gewählten Vertreter des Laienflandes wählen 
dann wieder Kreis- und Provinzial-Synodalmitglieder. Das find Paſtoral⸗ 
räthe, keine Sirchengemeinderätbe; eine ſolche Vertretung ift eine Scheinvertre⸗ 
tung. Baftir haben au die zwanzigjährigen Kirchenmachungsverfuche in 
Preußen nur zu den befannten kläglichen Ergebniften geführt, Und bei dieſer 
conftatirten Impotenz des Kirchenregiments wagt man es no, dent Prote- 
Rantenverein, der ſich reblih Mühe gibt, die Laienwelt ihrer durch die Kirche 
felbft verſchuldeten Gleichgiltigleit zu entreiken, nit Bannbullen entgegenzu- 
treten und ihm die Kirchen zu verſchließen und feine Mitglieder für un« 
fähig zu erklären, in eine Synode gewählt zu werben! Letzteres hat das k. 
Sonfiftorium von Aurich) wirklich zu verfügen beliebt. Schließlich weift der 
Redner auf die thatjächlih errungenen Erfolge des Proteftantenvereins hin. 
Seine Thefen werden ſtillſchweigend genehmigt. 

Präſ. Bluntſchli: „Am Schluß des diekjäßrigen Proteftantentages darf 
ih Ihnen wohl geftehen, daß wir nicht ohne Beſorgniß hiehergelommen find. 
Allerdings hatten wir feine Beſorgniſſe gegenüber der flaatliden Madt, da 
wir auf dem unangreifbaren Boden des Rechts Beben; wir hatten auch nicht 
übertriebene Beſorgniß dor den wuchtigen Bannftrahlen des kirchlichen Negi- 
giments, ja wir hatten daraus, daß uns der Oberkirchenrath die Pforten der 
Kirchen verſchloß, jogar einige Hoffnung geſchöpft, daß er uns damit die Her⸗ 
zen der Berliner öffne. Iſt es doch jo weit gekommen, daß der Oberlichhenrath 
weniger Nüdfichten auf die deutſchen Proteftanten und ihre Intereffen nimmt, 
wie die Berliner Polizei, welche durch äußere BorfichtSmaßregeln die Turn» 
halle zur Kirche ſtempelt. (Bor der Turnhalle waren nämlich die befannten 
„Schritt“⸗Tafeln aufgeftellt, damit vorbeifahrenne Wagen Schritt fahren.) Die 
Frucht des gegenwärtigen Kirchenregiments ift die mächtige Indifferenz des 
Volkes auf kirchlichen Gebiete, aber ich meine, dieſe zahlreihe Verſammlung 
wird Zeugniß dafür geben, daß ꝛc.“ 


7. Det. (Preußen). Abg.Haus: Miquel und Lasker beantragen bie 


Ausdehnung der Competenz bes norbbeutfhhen Bundes auf das ge: 
ſammte bürgerlihe Redt: ' 

Motivirung: „Die Rechtseinheit für den norbbeutichen Bund wird in 
Betreff des gefammten bürgerlichen Rechts als ein dringendes Bedürfniß ges 
fühlt. Der norddeutſche Bund allein ift dur feine Geſetzgebung die Com⸗ 
petenz zu regeln berechtigt und dieß zu thun nicht behindert. Der Reichstag 
hat die Ausdehnung der Competenz über das gefammte bürgerliche Recht bes 
reits beſchloſſen. Die Zuftimmung des Bundesraths ift jedoch bis jetzt noch 
nicht erfolgt, während anjcheinend im Zuſammenhange hiemit mehrere für die 
Bundesgemeinfamleit ih eignenve Angelegenheiten des bürgerlichen Rechts dem 
preußiſchen Zandtage zur Regelung für das Gebiet Preußens vorgelegt find.“ 

Herrenhaus: der ehemalige Auftizminifter Graf zur Kippe bean: 
tragt, das Bunbesoberhandbelsgericht und das Bundesgeſetz, die gegen: 
feitige Rechtshilfe der einzelnen Staaten betreffend, für unzuläflig 
zu erflären ohne die Zuftimmung des preußifchen Landtags, welche 
einzuholen. fei. 

Die Halbofficiellen Blätter erflären jofort, daß die Regierung dem (partie 
culariſtiſchen) Antrage nad) allen Richtungen durchaus ferne ſtehe. 
» (Sadbjen). IL Kammer: Die Nat.:Liberalen tragen allein auf 
eine Antwortsabrefie an. Der Antrag wirb mit 43 gegen 30 Stim⸗ 
men abgelehnt. 
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8. Det. (Preußen). Abg.-Haus: Der Finanzminiſter legt ben Etat für 
1870 vor unb erörtert das Deficit von 5,400,000 Thlrn., für 
deſſen Dedung, ba fie aus ben finanziellen Veſtänden nicht zu ers 
möglichen fei, nur cin Zuſchlag von 25 Prozent zur Einkommen, 
Klaffen:, Dahl: und Schlachtſteuer übrig bleibe. 

Der Minifter des Innern legt den Entwurf einer neuen Kreis⸗ 
ordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen vor: 

In dem Berlangen einer neuen Kreißordnung, bemerkt der Minifler dazu, 
iſt namentlich ſtets die Notbwendigkeit einer andern Zufammenfehung der 
Kreisverfammlungen und der Einführung des Princips der Selbftverwaltung 
betont worden. So weit dies Verlangen berechtigt und zuläffig war, tft die 
Regierung beitrebt gewejen, ihm nach beiden Seiten hin Rechnung zu tragen. 
Es ift ſchwer, mit einem ſolchen Gelege allen Parteien zu genligen; erfährt es 
bon allen Parteien Angriffe, jo iſt dieß ein Zeichen, daß man bie richtige 
Mitte getroffen. Nah der Vorlage ſoll der Kreis zerfallen in Guts- und 
Gemeindebezirfe. An der Spige der Gemeinde ftehen Schulzen oder Schöffen, 
die von der Gemeinde gewählt und vom Landrath betätigt werben. (Bewe⸗ 
gung links.) An der Spike der Gutsbezirke ftehen die Gutsherren. Das 
Inſtitut der Lehnjchulzen hört auf. Guts⸗ und Gemeindebezirke fallen zu⸗ 
Jammen zu Amtsbezirken, die durchſchnittlich 4000—6000 Seelen umfaflen, 
an deren Spite ein Amtshauptmann ftehen fol, welcher fein Amt unentgeltlich" 
verwaltet und vom König ernannt wird. Er übt die Aufficht über die bis⸗ 
herigen ®emeinden aus, manche der biäherigen Befugniffe des Landraths wer⸗ 
den ihm übertragen. An der Spite des Freies fteht ein Landrath, der aus 
dem Kreiſe der Gutsbeſitzer oder der Amtshauptleute vom König ernamt wird. 
Die Bertretung des Kreiſes foll fi im Allgemeinen jo bemefien, daß auf 
25,000 Einwohner 25 Abgeordnete oder Mitglieder des Kreistags entfallen, 
die fih bei der Wahl in gleiher Anzahl auf die Gutsbefiter mit 1000 Thlr. 
Reinertrag und mehr, auf den Verband der Kandgemeinden und den Wahl⸗ 
verband der Städte vertheiln. Gutsbefiger, die einen Neinertrag von 
6000 Thlr. Haben, follen noch eine befondere Wahlklaffe bilden. Die Auf« 
gabe der Kreisvertretung bleibt diefelbe, wie bisher, nur daß in Bezug auf 
die Vertheilung der FreiSabgaben eine Uenderung eintritt. Zur Verwaltung 
der Angelegenheiten des Kreiſes wird ein aus dem Landrath und 6 Mitglie- 
dern beftehender Kreisausichuß gebildet, der die Beichlüffe der Kreisverſamm⸗ 
lung vorzubereiten und diejenigen Gefchäfte der allgemeinen Landesverwaltung 
auszuführen hat, die ihm Überragen werden. Durch den Kreisausſchuß ſoll 
die Selbftverwaltung, Jo weit es thunlich if, angebahnt werben. Ich bin fein 
Gegner derfelben. Wollen wir aber etwas erreichen, jo darf nad feiner Seite 
zu meit gegangen werden; wir müſſen Rüdfigt nehmen auf den großen Grund» 
beſitz, und dieſer darf wieder nicht an Allem feithalten, was er bisher bejeffen. 
Gehen wir darum von allen Eeiten mit Maß zu Were. 

‚9-11. „ (Preußen). Schluß bes hannover'ſchen Provinziallandtags 
und der Communallandtage ron Kucheflen und Naflau. 

Die Angelegenheit der Lande2creditfaflen ift nunmehr mit dem hannover⸗ 
ſchen Provinziallandtage und mit den Communallandtagen von Kurheflen und 
Naſſau georbnet. In Hannover, wie in Kurheſſen und Raflau, wird die 
Zandesereditanftalt mit dem 1. Januar 1870 ſtändiſches Inftitut und geht in 
die Verwaltung des Landesdirectoriums über. Die Bedingungen find für die 
Provinz ziemlich Täftig, fo daß der Landtag das Geſetz jchwerlich angenommen 
hätte, wenn es nicht dringend nothwendig geweien wäre, die von der preuß. 
Regierung außer Thätigkeit geſetzte Anftalt wiever nutzbar zu machen, woran 
alle Parteien das gleiche Intereſſe hatten. 
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11, Oct. (Preußen). Herrenhaus: Hr. v. Below und 20 andere 
feubale Herren tragen auf Einführung bes Tabakmonopols an. 

Motive: „Die Nothwendigleit einer dauernd gefiherten Abwehr eines Deficits 
im Staatshaushalt und die gleichzeitige Möglichkeit, bei den notorifch hoben und 
feften Einnahmen aus einem Tabaksmonopol die drüdendfien directen Staats» 
fteuern, jowie diejenigen Zölle und indirecten Steuern, welche bei geringen 
Reinerträgen nutlos Handel und Verkehr hemmen, zu ermäßigen, ferner die 
Aufforderung, dem bewährten Yortichritt in der Beſteuerung des Tabals in 
foft fämmtlichen europäiſchen Staaten endlich zu folgen.“ 

Graf Münfter begründet eine Interpellation bez. ber beabfichtig: 
ten Prämienanleihe. 

Der Handelsminifter gibt zu, daß Unterhandlungen über eine folche 
von 100 Mill. Thlen. wirklich ſchweben, aber noch nicht abgeſchloſſen feien, 
mit der Erklärung, daß es einer Concurrenz der Xandesvertretung in dieſer 
Frage nicht bevürfe. Graf zur Lippe: Wird die Eonceffion ertheilt, jo wird 
man in Zufunft Geld auf Hypothefen nur zu 10 Procent erhalten Tönnen. 

* Graf Münfter: Ich bevauere die Erklärung der Staatsregierung. Wir find 
nicht im der Lage, bei einer Interpellation beftimmte Beſchlüſſe fallen zu koͤn⸗ 
nen; aber id) werde Sofort nad dem Schluffe der Sitzung einen neuen Antrag 
einbringen des Inhalts: Das Herrenhaus wolle erklären, daß es die von ber 
Staatsregierung beabfichtigte Concefjionirung einer Prämienleihe von 100 Mil«- 
lionen nicht für vereinbar mit dem Wohl des Landes hält. 


v vo (Preußen). Der Communallandtag von Naffau beſchließt 
gegen ben Widerſpruch des Negierungscommiffärs mit allen gegen 
8 Stimmen: 

„dern König die ehrfurchtsvolle Bitte vorzutragen: 1) daß bie unterm 
27. Aug. erlafiene Berordnung über die Bildung und Einrichtung der Kirchen⸗ 
gemeinden in dem Bezirke des Konfiftoriums zu Wiesbaden einer in der näch⸗ 
ſten Zeit zu berufenven conftituicenden Bezirksſynode zur Beſchlußfaſſung vor⸗ 
gelegt und derjelben der Auftrag werde, die ganze Verfaflung der evangeliſchen 
Kirche Herzuftellen: 2) daß die Mitglieder diefer Synode aus der freien activen 
und paſſiven Wahl der volljährigen Glieder der evangelifchen Gemeinden her⸗ 
vorgehen. Ebenjo wird und zwar nur gegen 4 Stimmen, trokdem daß der 
Reg.⸗Commiſſär fogar die Competenz des Gommunallandtag3 in diefer Frage 
beitritten hatte, beſchloſſen: „die königl. Staatsregierung zu erſuchen, in dem 
im gegenwärtigen Landtage zur Berathung kommenden UnterrichtSgejege ſol⸗ 
gende Principien feftzuftellen: 1) die Schule ift von der Kirche getrennt, und 
ihre Angelegenheiten find Sache der Eivilgemeinde,; 2) nad) Lehrplan, Ver⸗ 
waltung und Beauffihtigung bildet die Schule einen jelbftändigen Organismus, 
wie er den Bedürfniſſen der Zeit und den Fortſchritten der Wiſſenſchaft ent- 
ſpricht; 3) auf den LXehrerjeminarien ſoll der Unterricht zeitgemäß, theoretijch 
und praktiſch und auf wiſſenſchaftliche Grundſätze bafırt gegeben werben, jo daß 
die Lehrer namentlich) in der Mathematit und Naturwiffenfchaft die Befähigung 
erlangen, dieſe Unterrichtsfächer mit Erfolg auch in gehobenen Volksſchulen 
und länbliden Fortbildungsanftalten Ichren zu Zönnen.“ Enbli wird ein⸗ 
ftimmig beſchloſſen: „an k. Staatsregierung das Erſuchen zu richten: 1) die 
Organifation der commumnalftändifchen Verwaltung durch Ausführung des von 
dem vorigjährigen Communallandtag berathenen Regulativg nunmehr zum 
Abſchluß zu bringen; 2) unter Zugrumbelegung des vom borigjährigen Com⸗ 
munallandtag gefaßten Beichlufles ein Geſetz über die Dotirung des communal⸗ 
ftändishen Verbands mit einer Gelbrente dem gegenwärtig verfammelten Lands 
tage der Monardie zur verfafiungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen.“ 


12. „» Breußen). Abg-Haus: Der Juftizminifter Tegt einen Geſetz⸗ 


Freuſen und der nerddeutihe Bund, 125 


entiwurf bez. einer neuen Eigenthumsverwerthung und einer Grund» 
buchordnung vor, mit dem Beifügen: 

die Regierung traue fi den Muth zu, den Gedanken einer weitern Aus⸗ 
dehnung auf den norddeutſchen Bund und felbft jenfeits bes Mains zu ver 
wirklichen. Daß der Zeitpunkt der Realifirung für den norbbeutihen Bund 
nicht ferne liege, beweife die Einführung des Bundes-Oberhandelsgerichts. 

Löwe interpellirt die Negierung bez. der Prämienanleibe. 

Der Handelsminifter verlieft feine geftrige Erklärung im Herrenhaufe, 
doch ohne den Schluß, wonach die Regierung fi befugt erachte, in dieſer 
Trage ohne Concurrenz der Landesvertretung vorzugehen. Es Anüpft fi 
daran eine Debatte, in der fi auch das Abg.-Haus einem Prämienanlehen 
entjchieden abgeneigt zeigt, ohne daß indeß ſofort ein beftimmter Antrag geftellt 
wird, was erft einige Tage jpäter geſchieht. 

Der Eindrud ber Debatten im Herren⸗ und im Abg.Hauſe 
über die Prämienanleihe ift ber einer unzweifelhaften Schlappe bes 
Miniſteriums. — 


13. Oct. (Preußen). Die Frankfurter Ausweiſungsangelegenheit wird, 


15. 


da der ſchweiz. Bundesrath fih der mil Ausweiſung Bedrohten nicht 
annimmt, und bie öffentliche Meinung in ber Schweiz fich entſchieden 
gegen ben von einigen Gemeinden getriebenen Bürgerrechtsſchacher 
ausſpricht, für erledigt betrachtet: die DBetheiligten fangen an, bie 
Miederaufnahme in den preuß. Staatsverband nachzuſuchen und bie 
noch nicht erlchigten Entlaſſungsgeſuche zurückzuziehen. 
„Greußen). Ein unlängſt von Privatperſonen in Celle auf: 
geftelltes Langenfalzga-Dentmal wird (weil angeblih auf dem Militär: 
fisfus gebörigem Grund und Boden) von einer dazu commanbirten 
Truppenabtheilung niebergeriffen, obgleich ba8 betr. Amtsgericht ber 
Militärbehörde infinuirt hatte, bie Angelegenheit in statu quo zu 
lafjen unter Androhung einer Etrafe von 100 Thlrn. 


16—17. „  Delegirtenverfammlung der deutſchen Volkspartei in Braun: 


ſchweig. 

Es ſind faſt alle Theile Deutſchlands außer Deutſch⸗Oeſterreich durch Abgeord⸗ 
nete vertreten. Die Berichte derſelben zeugen von der zunehmenden Kräftigung der 
Partei; freilich finden ſich in manchen Gegenden kaum die erſten Elemente zu 
einer Parteibildung. Die Verhandlungen betreffen zunächſt ein Organiſations⸗ 
ftatut, das nad vielfachen Modificationen endlich folgendermaßen feitgeftellt 
wird: „1) Zu wirkſamerer Entfaltung der Parteithätigkeit beſchließt die Ver⸗ 
fammlung die Gründung eines fih über das gefammte Deutichland erftreden- 
den, auf dem in Stuttgart beichloffenen Progranım beruhenden Vereins, wel« 
ber. den Namen „Deutiche Bollspartei” führen ſoll. Sämmtliche Mitglieder. 
der gegenwärtig beſtehenden demokratiſchen (Volks⸗) Vereine werben eingeladen, 
dieſem Gefammtvereine beizutreten. 2) Zur Leitung des Vereins wird ein 
Borftand gewählt, defien Funktion bis zur nächften Generalverfammlung dauern 
Toll, und welcher die Stellen des DVorfigenden, Schriftführer und Kaflirers 
aus feiner Mitte bejegt. Neben dem Vorſtande wird ein bon demjelben in 
allen wichtigen Parteiangelegenheiten zu befragender, alljährlich zu erneuernder 
Ausſchuß nievergejeht, worin jede Landihaft, in welcher die Partei Mitglieder 
zählt, einen Vertreter haben fol. Die Wahl dieſer Vertreter wird durch die 
Generalverfjammlung oder durch die den betr, Landſchaften angehörigen Parteis 
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mitglieder bewirkt. 4) Die Befragung des Ausſchuffes durch ben Vorſtand 
kann jowohl durch jchriftliche Umfrage, als durch Einberufung des Ausichuffes 
zu einer Gefammtfigung geſchehen. Außerdem ift der Ausſchuß beredtigt, 
wenn ihm: die Geſchäftsführung des Vorftandes dazu Anlaß zu geben jcheint, 
auch ohne Berufung durch den lebteren fih zu verjammeln, bei Gefahr im 
Derzuge den Borftand zu juspendiren und fofort felbft eine Generalverſamm⸗ 
lung einzuberufen, welche über die Parteiangelegenheiten in oberfter Inſtanz 
entjcheivet. 5) Der Sit des Bereins fol in Stuttgart fein, der Borftand ift 
jedoch ermädtigt, wenn e8 die Umftände erheifchen follten, da3 Domicil des 
Vereins an einen anderen Ort zu verlegen. 9) Mindeftens einmal im Sabre 
findet eine Oeneralverfammlung ftatt, zu welcher alle Mitglieder Zutritt ha⸗ 
ben. Die Abflimmung erfolgt dur Delegirtee Den Abſtimmungsmodus 
beitimmt die Geſchäftsordnung.“ 

Eine längere Debatte ruft die Frage der Stellung der Volkspartei zur 
ſocial⸗demokratiſchen Arbeiterpartei hervor. Zur Annahme gelangte ſchließlich 
folgende Erklärung: „Die in Braunſchweig verfammelten Delegirten der deut⸗ 
ſchen Bolkspartei begrüßen freudig das Zuſammenwirken in allen praftifchen 
Sreiheitsfragen auf ſocialem und politiſchem Gebiete, wie ein ſolches feit ber 
Stuttgarter Delegirtenverfammlung zwiſchen der deutihen Volkspartei und 
dem Verband deuticher Arbeitervereine auf rund des Nürnberger Programms 
ftattfand, und beauftragen in diefem Sinne ihren Vorftand, die inzwiſchen auf 
dem Arbeitertag zu Eifenach feitgeftellten Beichlüffe der Erwägung und Be« 
ſchlußfaſſung der Volkspartei zu unterbreiten, über den Bafeler Grundeigenthum⸗ 
beſchluß dagegen zur Zeit und jo lange nicht eine Generalverfammlung der 
ſocial⸗demokratiſchen Arbeiterpartei das Gegentheil conftatirt hat, als über 
einen rein theoretiihen Meinungsausprud zur Tagedorbnung zu gehen." Die 
Verſammlung erörtert jodann die Stellung der Volkspartei zu den Übrigen 
antipreußiichen Parteien. Die Anfichten in diefer Frage gehen weit ausein⸗ 
ander, doch find alle Redner einig, daß mit einer Partei, die ſich nicht zu den 
ge Prinzipien der Volkspartei befenne, eine eigentliche Bunbesgenofien« 
ſchaft nicht möglich ſei. Andererſeits aber wird aud) zugegeben, daß vorliber- 
gehende Eoalitionen mit anderen Parteien der von der Volkspartei vertretenen 
Sade dienlich jein könnten, große Vorſicht ſei hier jedoch geboten. Eine all- 
gemeine Regel aufzuftellen, wird als unmöglich bezeichnet. Die Abgeordneten 
aus Bayern und der Pfalz, Dr. Kronacher und U. Kröber, ſprechen fich bei 
dieſer Gelegenheit Namens der Bollspartei in Bayern und der Pfalz aufs 
Entiiedenfte gegen ein Zujammengehen mit den Ultramontanen bei den 
bevoritehenden Landtagswahlen aus. Schlieklih wird folgende motivirte 
Tagesordnung faft einftimmig angenommen: „In Anbetracht, daß die Frage 
der Eoalitionen nur immer eine Frage ad hoc jein Tann, ftellt die VBerfamm- 
lung feinen allgemeinen Grundjag auf und überläßt die Eniſcheidung in jedem 
einzelnen alle den betreffenden Gruppen.” Ber Antrag, das Freidenkerconcil 
in Neapel zu beſchicken, wird durch einfache Tagesordnung erledigt. Dagegen 
wird der Vorftand beauftragt, mit dem Ausſchuß der Friedens⸗ und Freiheit 
liga in Bern in Verbindung zu treten. 


416—20. Oct. (Preußen). Abg-Haus: DVorberathung ber Kreis: 


ordnungsvorlage. 

Dieſelbe ergibt, daß auch die liberalen Fractionen die Vorlage als eine 
„brauchbare Verhandlungsgrundlage“ anerkennen, aber dieſelbe doch in weſent⸗ 
lichen Punkten entſchieden modificirt wünſchen. Prof. Gneift tritt in einem 
einläßlichen academiſchen Vortrage ganz für den Regierungsentwurf ein, Lasker 
antwortet ihm. Schließlich wird die Ueberweiſung des ganzen Entwurfs an 
eine Commiffion abgelehnt und auf Laskers Antrag die Commiffionsberathung 
bloß einzelner Theile auf Beſchluß der (ſchon auf die folgende Woche in Aus⸗ 
fit genommenen) Spezielberathung beſchloſſen. 


Srenfken und der nerddentſche Bund. 4127 


19. Oct. (Breußen). Im Gegenfabe gegen Hannover find bie Synobal: 


20, 


21. 


22, 


25. 


26. 


27. 


29. 


wahlen in Kurheſſen überwiegend im Sinne ber Regierung aus: 
gefallen. 


» (Breußen). Frhr. v. Werther in Wien wirb zum Gefanbten 
in Paris ernannt. In Wien wirb bie Ernennung als eine ent: 
ſchiedene Conceſſion an bie öffentliche Meinung in Defterreih an: 
geſehen. 

„ (Preußen) Abg.-Haus: Virchow, unterſtützt von ber ganzen 
Fortichrittspartei, bringt ben Antrag ein: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle am Schluffe der Generaldebatte über 
den Stantshaushaltsetat befhließen: in Erwägung, dag eine Ermäßigung der 
Ausgaben des norddeutichen Bundes durchaus nöthig ift, um ohne fleigende 
Belaftung des Volkes eine dauernde Orbnung des preußiſchen Staatshaus- 
haltes herbeizuführen und die Mittel für jene wichtigen Zwecke zu gewinnen, 
welche nach dem Zugeſtändniſſe der k. Staatsregierung ſelbſt feit Jahren zurück⸗ 
geftellt find; im fernerer Erwägung, daß die Höhe der Ausgaben des nord⸗ 
deutſchen Bundes weſentlich durch den Militäretat beftimmt wird , in endlicher 
Erwägung, daß die dauernde Erhaltung der Kriegsbereitſchaft in faft allen 
Staaten Europa’8 nicht durch die gegenfeitige Eiferſucht der Völker, jondern 
nur durch das Verhalten der Gabinette bedingt wird — die, Staatsregierung 
aufzufordern, dahin zu wirken, daß die Ausgaben der Militärverwaltung des 
norbdeutichen Bundes entſprechend beſchränkt und durch diplomatiſche Verhand⸗ 
lungen eine allgemeine Abrüftung herbeigeführt werde.“ 


» (Breußen: Lauenburg). Landtag: Die Regierung legt demjelben 
eine neue Auftizverfaffung mit Trennung ber Gewalten nad preuß. 
Mufter vor. 


v» Breußen). Abg.⸗Haus: Borberatfung über einen Antrag von 
Eherty auf Wusbehnung ber Competenz ber Echiwurgerichte auf 
politiſche Verbrechen und auf Preßvergehen. 

Der Zuftizminifter erklärt ih dagegen, weil „die Landesgefehgebung 
der Bundesgeſetzgebung nicht vorgreifen dürfe”. Die Einwendung macht Teis 
nerlei Eindrud. Nach Verwerfung der vom Abg. Winbthorft beantragten 
motivirten Tagesordnung wird von Eberty’s Antrag 8 1 angenommen, lau- 
tend: „Die Unterfuhung und Entſcheidung in Betreff der dur das Geſetz 
von 28. April 1853 (Gejeg-Sammlung S. 162) vor den Staatögerichtshof 


verwieſenen Verbrechen erfolgt durch die Schwurgerichtshöfe.“ 


» @reußen). Der Finanzminifter v. d. Heybt gibt und erhält 
Angefihts der bevorftehenden Generaldebatte über das Budget und 
das Deficit für 1870 feine Entlafjung. 

» (Preußen). Abg.Haus: Miquel interpellirt bie Regierung bez. 
der Affaire des Celler Denkmals. Der Kriegsminifter antwortet 
ausweichen. 

„ Preußen). Der Präfident der Seehandlung, v. Kamphaufen, 
wird vom König an die Etelle v. d. Heydt's zum Finanzminijter 
ernannt. ' 

„» (Breußen). Abg.Haus: Der neue Finanzminifter Camphaufen 
erjucht das Haus, 


128 


Yreugen und der norddentſche Band, 


ihm eine vollftändige Darlegung ver Finanzlage, namentlich die Feſtſtellung 
der Höhe des Deficits und der Mittel feiner Dedung vorerft zu erlaſſen bis 
zur Berathung des Spezialetdts. „Eine allgemeine Bemerkung glaube ich 
mir jchon heute geftatten zu dürfen, die Andeutung nämlich, daß es mir als 
ein dringendes Gebot einer richtigen Finanzpolitik ericheint, in Bezug auf Die 
Tilgung der preußiſchen Staatsſchulden dem preußiſchen Staat eine größere 
Reichtigfeit in der Bewegung zu ermöglichen (jehr gut! links), ihn in den 
Stand zu Segen, in güinftigen Jahren eine größere Summe auf die Tilgung 
jener Schulden zu verwenden, in ungünftigen eine Heinere Summe, verfteht 
fih unter vollftändiger Wahrung der Rechte der Stantsgewalt. Denn wie ich 
den vorliegenden Etat näher betrachte, und mir ſage, daß er zwar mit einem 
Deficit von 5,400,000 Thlrn. abſchließt, daß aber der Etat zur Tilgung 
älterer Staatsihulden die Summe von 8,666,000 Thlrn. beitimmt, und bes 
ftimmen mußte, dann bin ich der Anficht, dak immerhin bei ung ein Voran⸗ 
—— ae um welchen uns die meiften Staaten Europas beneiden.” (Sehr 
gut! links. 


29. Det. (Preußen) Abg.-Haus: Schluß der Berathung des Cberty'- 


ſchen ©ejeßesentwurfs bez. Competenz der Schwurgerichte auch für 
politiſche Verbrechen und Preßvergehen. Die $ 2 u, ff. werben 
gleihfal8 angenommen, ber ganze Gefegentwurf mit 169 gegen 
143 Stimmen. 


2. Nov. (Breußen.) Abg.Haus: Beginn ber Specialbebatte über 


die Kreisordnungsvorlage. 

Die 88 1 und 2 werden nad der Vorlage, aber ſchon 8 3 (welcher bon 
der Veränderung beftehender Kreisgrenzen und Bildung neuer Kreiſe handelt) 
nur. mit einem (zwiſchen der Tortihrittspartei und den Rationalliberalen 
vereinbarten) Amendement Hennigs angenommen, wonach eine Veränderung 
der beftehenden Kreisgrenzen, die Neubildung und Zufammenlegung von Kreiſen 
dur) das Belek (im Entwurf nad) Anhörung der Kreisvertretungen und des 
ProvinzialsQandtages in der Negel durch kgl. Verordnung) erfolgen, die in 
Betracht kommenden Grundfäge der Auseinanderjegung gejeßlich geregelt wer- 
den und Streitigkeiten bei Auseinanderjegungen dem ordentlichen Rechtswege 
unterliegen jollen. (Es ergibt fich daraus bereits, daß die liberalen Parteien 
vollkommen die Macht beiiken, die Geſetzesvorlage ganz nad ihren Wunſchen 
umzugeltalten.) 


„ (Breußen.) Eröffnung der hannover'ſchen Provinzialſynode. 
Die Wahl bes Bureau fällt ftreng kirchlich aus, 

„ (Preußen) Die däniſch gefinnten Norbfchleswiger haben für 
ihre Adreffe an den König 27,407 Unterfhriften zuſammenge⸗ 
bradt. Der König lehnt es jedoch ab, die Adreſſe entgegen zu 
nehmen, und auch der Minifter weigert ‚fi, die damit eingetroffene 
Deputation zu empfangen. | 

n. Preußen.) Abg.Haus: Der Minifter von Mühler legt das 
angekündigte Unterrichtsgefet vor. Dasfelbe wird an eine Special: 
commilfion gewiefen. 


Aus den Berathungen der Commiſſion ergibt fih jofort, daß an eine 
Annahme. des Entwurfs im Sinne des Minifters von Seite des Haufe auch 
nicht zu denken ift, 
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Vorberathung des Budgets für 1870: ber Finanzminiſter Camps 
haufen legt feinen neuen Finanzplan vor: 


Der zur Staatsihuldentilgung beftimmte Betrag unterliege bei ber bis⸗ 
berigen Einrichtung einer jährlid wachſenden Steigerung, welche offenbar 
wirthſchaftlich unvortheilhaft ſei. Er wolle daher ein Syftem vorſchlagen, wos 
nach bei neuen Anleihen der Staat nit mehr zur Tilgung mit einem Procent 
verpflichtet werde. Ex wolle einen Geſetzentwurf einbringen, wonach Hinfichtlich 
des Reſtes der Bierzigniillionenanleihe von etwa 20 Millionen jene Berpflich- 
tung aufgehoben werde. Cr werde ferner bei den Berathungen betreff3 der 
Emilfion von Schaganmweifungen im Betrag von 13 Mill, beantragen, daß 
die Tilgung mit einem Procent jedenfalls in Bezug auf den Zinſenzuwachs 
in Wegfall komme. Wegen des Etats von 1870 beantragt der Yinanzminifter, 
im Wege des freimilligen Uebereintommens, d. h. durch Anbieten einer Prämie, 
die gefammte in den alten Landestheilen beitehende 44 und Aprocentige Staats⸗ 
ſchuld in eine einzige gleichmäßige 45procentige Rentenſchuld umzuwandeln, 
wegen deren Tilgung der Staat feine Verpflichtung zu übernehmen hättte. 
Die Prämie dürfe höochſtens 1 Proc. betragen. Zur Ausführung feines 
Planes jchlägt der Yinanzminifter die Errichtung einer Centralkaſſe zur Ent- 
ſchädigung Derjenigen, die an der Reuregulirung der Staatsſchuld nicht parti« 
cipiren wollten, unter der Obhut der Verwaltung der Staatsſchulden vor. 
Zwangsconvertirung bleibe ausgeſchloſſen. Bon den Refultaten der Yinanz- 
operationen werde dem SLandtage Rechenſchaft gegeben werden. Die Staats⸗ 
regierung habe die Gewißheit, daß ein anjehnlicher Betrag der Bffentlichen 
Schub fih der Convertirung unterwerfen werde. Falls das Haus diejen 
Vorſchlägen zuftimme, wodurd 3,422,000 Thaler eripart würden, werde die 
Regierung den 2öprocentigen Steuerzuſchlag zuriidziehen. Auch jei die Staats⸗ 
regierung dann in der Lage, die Etat3pofition für Einnahmen des Staats⸗ 
ſchatzes, welche für Vandesinterefien verwendet werden müßten, bedeutend höher 
anzujegen, weil dur Veräußerung von Domänen und Berlauf großer Berg» 
werfSetablifiements erhöhte Einnahmen erzielt würden. Das Deficit werde 
auf dieſe Weife verſchwinden. Für die Zukunft feien vielleicht Steuererhöhungen 
nicht abzumeifen, doch würden diejelben auf dem Wege der Steuerreform zu 
erzielen fein. 


4. Nov. (Sadfjen) U. Kammer: Die Fortferittspartei bringt wie in 
Preußen einen Antrag auf Verminderung ber Militärlaft refp. auf 
Abrüftung ein. 

5. „ (Preußen) Abg.Haus: Der Antrag ber Fortihrittspartet 
auf Abräftung (f. 21. Deck) wird mit 215 gegen 99 Etimmen 
abgelehnt und ebenfo ber Antrag ber Nationalliberalen auf motivirte 
Tagesorbnung. 

6. „ (Preußen.) Herrenhaus: Der (particulariftiihe) Antrag 
bes Grafen Lippe gegen das Bundesoberhandelsgericht gelangt in 
der Commiſſion zur Annahme, doch nur mit 1 Stimme Mehrheit. 

9, „Mordd. Bund.) Auch Medlenburg:Strelig läßt ſich ſchließlich 
zu einer Militärconvention mit Preußen auf denſelben Grundlagen 
wie Meckenburg-Schwerin herbei. 

10. „ GSachſen) UI. Kammer: Debatte über ben Abrüſtungs⸗ 
antrag v. 4. de. Mts.: 
„In Erwägung, daß die feit dem Jahr 1866 geichaffene ganz unverhältniß⸗ 
mäßig große Militärmadt auf die Dauer nicht forterhalten werden Tann, 
9 


430 


Yreuken und der norddeutſche Bund, 


wenn der Volkswirthſchaft nicht die empfindlichſten Nachtheile bereitet werben follen ; 
in Erwägung, daß ein allgemeines Vertrauen auf dauernde friebliche Zuftände 
unter Beibehaltung der jegigen Militärmacht nicht Play greifen kann; in Er» 
wägung endlich, daß, jo lange ſolche Zuftände andauern, nirgend ein rechtes 
Vertrauen und ein belebter Aufſchwung in Handel, Imduftrie und Verkehr 
Iommen kann und wird, wohl aber der unvermeiblicde finanzielle Ruin aller 
Stanten die natürliche Folge fol unproductiver Ausgaben fein muß, beſchließen 
die beiden Kammern des Königreis: die k. Stantöregierung wolle beim nord⸗ 
deutichen Bundesrathe mit allen gebotenen Mitteln dahin wirken, daß a) ber 
Aufwand für die Militärverwaltung des nordbeutichen Bundes entiprechend 
abgeändert, b) eine allgemeine Abrüftung angeftrebt und möglihft bald durch⸗ 
geführt, zu dem Ende aber bei dem Bundespräſidium das Vorgehen auf 
diplomatiihen Weg angeregt werde. Die Rativnalliberalen ftellen dazu das 
Amendement: 1) Rah den Worten „die k. Staatsregierung wolle“ die 
Worte einzufügen: „dann, mern die nothwendige Nüdficht auf die Sicherheit 
und Machtſtellung Deutſchlands dieß geftattet* — 2) in Sag a das Wort 
„abgeändert” zu vertauſchen mit „vermindert“ — und 3) Sat b ganz wegzulafien. 
Die Regierung beftreitet dur den Minifter v, riefen die Eompetenz der 
Kammer nicht, da der Antrag nur einen Wunfch zur Kenntniß bringen wolle, 
Was aber deflen Punkt a anbelange, fo jet auf den bis 1871 beftehenden 
eilernen Etat zu verweilen; was dann geſchehe, werde von ben Berhältnifien 
abhängen. Und Hinfihtli des Punktes b jei zwar der betreffende Wunſch 
gewiß ein allgemeiner, indeſſen habe die Regierung die realen Berhälinifie 
zu berädfichtigen, und nach dieſen Verhältniſſen — wie fie jet bejtünden — 
fei ein Erfolg des Antrags nicht zu erhoffen, weßhalb aud die Regierung 
einen derartigen Antrag nicht Stellen werde. 

Bei der Abftimmung wird das Amendement mit 53 gegen 21 
Stimmen abgelehnt, der Antrag felber Dagegen angenommen unb zwar 


ber erſte Punkt mit 59 gegen 15, ber gweite mit 50 gegen 24 Stimmen. 


12.Nov. (Preußen) Abg.-Haus: Der Gefebantrag Eberty bez. Aus: 
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behnung ber Competenz der Schwurgerichte auf politiiche Verbrechen 
und Preßvergehen gelangt auch in ber Schlußberathung zur Annahme. 


„Graunſchweig.) Eröffnung bes Landtages durch ben Staats: 
minifter von Campe, der bemjelben eine Vorlage bez. Verfauf ber 
Staatseifenbahnen anfündigt, zu bem indeß bie Zuftimmung Preußens 
erforderlich und biefe bis jetzt noch nicht erfolgt fei. 

» Braunfämweig) Landtag: Adreſſe an ben Herzog: 

„.. In der weiteren Entwidelung des norddeutſchen Bundes, welcher den Namen 
des deutſchen Baterlands in allen Zonen des Erdkreiſes geachtet gemacht hat, 
erbliden wir ein fo hohes Ziel, daß uns die dafür nöthigen Opfer nimmer 
zu ſchwer fein werben, zumal wir die Hoffnung hegen, daß ſolche Opfer ſich 
vermindern mäfien, jobald der norddeutſche Bund aus den unvollendeten Zus 
Händen jene Gegenwart fih zu einem volldeutſchen Bund entwidelt haben 
wird. Um fo freudiger aber nehmen wir die Verfiherung an, daß eine Er⸗ 
höhung der öffentlihen Steuern trotzdem hat vermieden werden können. Die 
Frage: ob es im Intereſſe des Landes rathſam zu Halten jei, daB zum Verkauf 
der braunfchweigiihen Staatseiſenbahnen gejchritten werde, hat die üffentliche 
Meinung des Herzogthums im letzten Jahr vorwiegend lebhaft beichäftigt. 
Wir müßten nit die gewählten Vertreter des braunſchweigiſchen Volkes fein, 
wenn wir die außerordentliche Wichtigkeit ihrer Entſcheidung für die finanzielle 
Zukunft des Herzogthums Braunſchweig auch nur einen Augenblid verkennen, 
und uns nicht auf das firengite verpflichtet halten follten, an dieſe Entſcheidung 


Jreuhen und der norddertſche Zurd. 131 


mit dem ganzen Ernſt und dem vollen Fleiß einer rein ohfeetiven afffeitigen 
Würdigung heranzutreten, die in einer Angelegenheit nicht fehlen darf, welche 
außer * particulären ſtaatswirthſchaftlichen auch noch eine nationale Trag- 
weite hat... . 


16. Nov. (Preußen) Abg.Haus: Der Finanzminifter bringt den Geſetz⸗ 


17. 


18. 


entivurf bez. Conjslidation der Staatsihuld nad feiner Ankündigung 
vom 4. d. M. und einen Geſetzentwurf bez. Aufhebung ber Schlacht: 
und Mahlſteuer in einer Reihe von Städten ein. 


„Greußen.) Abg.:Haus: Gegenüber dem Untrag von Dunder 
und Eberty bez. Aufhebung der Beſchränkungen ber Preßfreiheit er: 
Märt der Miniſter des Innern, 

„daB Bebürfnik einer Aenderung der beſtehenden Preßgeſetzgebung ſei 


. zweifellos; indeß Tönne nur ein neues, das ganze Gebiet umfaflendes Geſetz 


abhelfen, und die Regierung jei mit deflen Ausarbeitung bereits beichäftigt; 
die Vorlage könne vielleicht noch in diefer Seifton erfolgen.” Der Miniſter 
erjucht deßhalb den Antrag zurüdzunehmen, reip. von der Tagesordnung 
abzujehen, welches letztere das Haus auch beſchließt. 


Herrenhaus: Debatte über den Antrag des gew. Minift ts Graf 
zur Lippe gegen die Errichtung eines Bunbeshandelsgerichts ohne bie 
Zuftimmung des preuß. Landtags. 


Graf Lippe begründet feinen Antrag: Der Bund fer eine Föderation von 
22 Kinzelftaaten und ein felbftändiger Einheitsftaat; in der Bundesverfafjung 
jei wohl von einer Einheit der Militärs, Poſt⸗ zc. Verwaltung als zur Com⸗ 
petenz des Bundes gehörig die Rede, aber nicht von der Rechtspflege und der Organi⸗ 
fation der Gerichte; dazu fei die Genehmigung der Xandesvertretung nöthig, 
fo lange der Bund eine Työberation von Einzelflaaten jei. Der Antrag wirb 
von den Miniftern der Yuftiz und des Kriegs befämpft, von den Ge- 
finnungsgenofien des Untragftellers nur jehr ſchwach unterftügt und iſchließlich 
auf den Antrag des Grafen Münfter mit 58 gegen 42 Stimmen abgelehnt. 


v» (Breußen) Das Abg.:Haus erledigt den erſten heil ber 
Kreisorbnung, der „von den Orunblagen ber Kreisverfaſſung“ handelt: 


Die Beſtimmungen über die Reclamationen gegen die Veranlagung der 
Kreisabgaben, die Befreiung von den Kreißlaften, ſowie über die Befteuerung 
des Dienfteinlommens der Stantsbenmten werden im Sinne der Kiberalen 
amenbirt; bezliglich des hen Punktes wird im Gegenfage mit der Res 
gierungsvorlage, weldde das Dienfteintommen der Beamten nur in befchränttem 
Maße heranziehen wollte, beichloffen, bafielbe wie das Einkommen der Geift- 
lien und Kicchendiener ebenfo zu befteuern, wie das Einfommen der 
anderen KreiSangehörigen. Der lebte Abjchnitt des erſten Titels, welcher die 
Errichtung von Kreisitatuten betrifft, wird weſentlich verändert. Die Res 
gierungSvorlage beftimmte nämlich, daß ſolche Statuten, die beftimmt find, 
die Kreisverfaſſung zu ergänzen, den beſtehenden Gefegen niemals zumwiderlaufen 
dürften. Diefe Beftimmung wird geftrihen und das Gebiet der ftatutarifchen 
Regelung noch erweitert. 

Anm.: Die weitere Spezialberathung verzögert fih indeß in Folge des 
Wechſels im Yinanzminifterium und durch die dazwiſchen treienden Finanz⸗ 
fragen bis nach Neujahr, fällt in den weſentlichſten Punkten gegen die Re—⸗ 

ierungsvorlage aus und kommt bis zum Schluß der Seffion nicht zum Ab⸗ 
fe ‚ da die Regierung nicht wünſcht, das Odium der Verwerfung unmittelbar 
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vor den Reuwahlen auf das Herrenhaus fallen zu Saffen und es borzieht, 
diefe abzuwarten. 


19. Nov. (Preußen) Abg.Haus: Vorberathung ber Regierungsvorlage, 
betr. die Erweiterung, Umwandlung und Neuerrichtung von Wittwen⸗ 
und Waifenkaffen ber Elementarlehrer. 

Es handelt fich bei der Debatte über dieferr Gefegentwurf, der bereits im 
Borjahre beiden Häufern vorgelegen hatte, in der Hauptſache um einen für den 
Nothfall zu gemährenden Staatszuſchuß, welchen beide Häujer hatte verwilligen 
wollen, ohne hiefür die Zuftimmung der Regierung zu finden. Auch diesmal 
batte der Eultusminifter die Vorlage mit dem Bemerken liberreiät, daß der 
Staatszuſchuß, welcher ſich auf 60,000 Thlr. berechnen würde, mit Rüdfiht auf 
die Finanzlage de3 Staates nicht gewährt werden könne. Tehom: Ich kann nicht 
glauben, daß unfere Finanzen jo zerrüttet find, daB nicht mehr 60,000 Thlr. 
‚für diefen Zweck aufzubringen wären! Wir fordern fein Almoſen. Der 
Tinanzminifter befeitigt daB Defleit, er wird auch die 60,000 Thlr. finden. 
Stroßer bedauert, daß die Regierung eine jo Heine Summe nicht flüſſig 
machen könne. Hier fei eine Ehrenpflicht, der ſich der Staat nicht entziehen 
könne. Yinanzminifter: Yür die Sache Habe id) die wärmite Sympathie, 
und wenn der Landtag auch diesmal in der Auffaſſung übereinſtimmen jollte, 
daß es des preußilchen Staate8 würdig fei, den Zuſchuß zu zahlen, und wenn 
dann das Staatsminifterium an die Frage herantreten wird, welche Borjchläge 
dem Könige zu machen find, fo werde ich aus der wirklichen oder vermeintlichen 
Tinanzbedrängniß fein Argument nehmen, um die Gewährung des Staats⸗ 
zuſchuſſes zu bekämpfen. (Alljeitiger Beifall.) Ziegler: Nah den Worten 
des Finanzminiſters fehe ich, daß wir auch nod mit dem Herzen, nicht mehr 
aber bloß mit den Außerlichen Ohren hören. Ich will die Wahrheit mit 
dürren Worten jagen. Der Minifter des Cultus jagt: ich habe fein Mittel! 
Ya, ih will ihm helfen. Warum hebt er denn nicht die Univerfitätscuratoren 
auf: Das wären 12,000 Thlr. ragen Sie doch im San, was man fi 

‚ unter Oberkirchenrath denkt? Das find 25,000 Thlr. Das Domkapitel in 
Brandenburg, 1810 aufgehoben, jetzt wieder hergeftellt, d. i. 50,000 Thlr. 
Die Kapitel in Naumburg, Zeit ꝛc. find auch gegen bie Zeit. So, Herr 
Minifter, da haben Sie mehr Geld, als Sie brauchen! Das nenne ich ver« 
walten! Oder wollen Sie jagen: Alle Preußen find vor dem Geſetze glei), 
mit Ausnahme der Domkapitulare? Der Minifter kommt mit Generalaften, 
er will discutiren; ich nicht, deß bin ich müde und ſatt. Sie wollen discutiren 
Angeſichts der Regulative, der Gejangbuchsftreitigfeit, des Austritt3 aus der 
Kirche? Ich nit. Nein, aufraffen müſſen wir ung, in allen SKreifen vers 
einigen zu einer Adreſſe an den König mit dem Schluffe: der Minifter 
v. Mühler muß fort von feinem Boften! Ich war der Erfte, der 
früher (1866) rief: An die Grenzen! Das Vaterland ift jekt. auch in Gefahr; 
Feinde lauern ringsum. Sprechen wir; wollen Sie daß nicht, jo mag daB 
Land über uns richten! (Stürmifcher, anhaltender Beifall.) Ich bin ein alter 
Mann, ich möchte nicht jagen wie Benjamin Gonftant, als er entmnihigt zus 
jammenbrad: Gott und die Menjchen möchte ich verfluchen, daB ich dazu mit- 
gewirkt habe, ſolche Zuftände herbeizuführen! — Bei der Abftimmung wird in 
den Gejegentwurf die Beftimmung aufgenommen, daß, wenn es auf anderem 
Wege nicht gelingt, den Minimaljat der Penfionen der Hinterbliebenen (von 
m en) zu erreichen, aus der Staatskaſſe der erforberliche Zuſchuß 
zu leiften ift. i 


n „ Herrenhaus: Debatte über den Antrag v. Below für Ein: 
führung bes Tabakmonopols Im Zollverein. Die Commiſſion trägt 
auf Annahme des. Antrags an. Der Handelsminiſter ſpricht fich 
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bagegen aus. Der Antrag wirb indeß trotzdem mit großer Mehrheit 
zum Beſchluß erhoben. 


19. Nov. (Medlenburg) Eröffnung bes Landtages. Es werben bem: 


20, 


23. 


24, 


jelben ftatt der bisherigen acht neue Steuern vorgeſchlagen, wogegen 
bie im vorigen Sabre proponirte Einfommenftener fallen gelaffen wird. 
„ (Breußen). Oemeindewahlen in Cchleswig: Holftein. Die 
Deutihen fliegen in Flensburg, Upenrade, Habersleben, felbit in 
Sonderburg auf Alfen (troß aller Drohungen bes bänifch-gefinnten 
Landvolkes). 


Die Wahlen zeigen, daß in Nordſchleswig das ſtädtiſche Element Aber⸗ 
wiegend deutſch ift, während allerdings aus den Wahlen zum Landtag und 
zum Reichstag hervorgeht, daß die ländliche Bevölkerung Nordfchleswigs zum 
bei weitem größten Theil der ihr von Kopenhagen aus gegebenen Barole un⸗ 
bedingt gehorcht. Doch fteht die Sade auch auf dem Lande fo, daß unter 
den Beſitzern größerer bänerliher Grundſtücke nicht wenige Deutſche gefunden 
werden, und zwar verhältnißmäßig um jo mehr, je größer die Grundſtücke find, 


„ (Altenburg) Eröffnung bes Landtags. Die Regierung legt 
bemjelben bie Entwürfe eines neuen Wahlgeſetzes und einer Kreis: 
ordnung bor, 


Dur die Vorlage der Yegtern ſoll namentlich dem rege getvorbenen Wunfche 

nad Selbitverwaltung in umfänglicäfter Weile entiprochen werden, indem der 
Entwurf nicht bloß bezweckt, den beiden Kreiſen des Herzogthums die Verwal⸗ 
tung in ihren eigenen Angelegenheiten zu übertragen, ſondern auch Beitimmte 
bisher den StaatShehörven übertragene Verwaltungsfuncionen an die Kreis⸗ 
ausſchlüſſe zu verweifen. Der Geſetzentwurf wegen eines neuen Wahlgejeßes 
fußt im Ganzen auf einer Rückkehr zu dem Wahlgejege vom Jahr 1851. 
» (Breußen) Abg-Haus: Debatte über ben Antrag Miquel und 
Lasker, „die Staatsregierung aufzuforbern, ihren ganzen Einfluß 
geltend zu machen, baß im Wege ber Bunbesgefeßgebung bie Com: 
petenz des norbbeutihen Bundes auf das gefammte bürgerliche 
Recht ausgedehnt werde.” 

Miguel: Sie wifien, daß im Herrenhaufe fih Beſtrebungen Tundgegeben 
haben, welche der Entwidelung des Bundes höchſt verberblih find und jofort 
in Medienburg und bei allen particulariftiichen Elementen in Dentichland An⸗ 
ang gefunden haben. Unfer Antrag foll nun dem Kaufe Gelegenheit geben, 
Zeugniß abzulegen für feine deutſche Gefinnung, feine Bereitwilligfeit zu er« 
Tlären, zu Ounften eine großen deutſchen Nationalftaates einen wichtigen 
Theil feiner Befugniſſe aufzugeben, feiner Weberzeugung Ausdrud zu geben, 
daß, was der preußiiche Particularftant verliert, ex dreifach im deutichen Ges 
meinweſen wiedergewinnt. (Bravo!) Unfere Gegner behaupten, der Bund ſei 
ohne Zuftimmung der Einzelftanten nicht berechtigt, feine. Competenz zu er⸗ 
weitern, das heißt mit anderen Worten: feine Competenz darf überhaupt nicht 
erweitert werben, er wird auf die Stagnation verivielen, und das ift eine 
Lebenäfrage für den Bund wie für Preußen. Denn darf der Bund nicht vor⸗ 
wärts fchreiten, jo geht er unter, und mit dem Bunde fällt Preußen. Sonder» 
bar, daß gerade die Herren dieje Anfichten vortragen, welche überhaupt die 


- ganze deutfche Entwidelung belämpfen! Die Frage nad) der Einheit bes 


bürgerlihen Rechtes ift Teine Frage der Gentralifation, der Gejehgeber wird 
fich nur auf diejenigen Gegenftände beſchränken, die nothwendig nad einem 
Maße gemeſſen werben müffen, und gerade bie Größe des Stantes und bie 


— 
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Mannigfaltigleit der verkhiebenen Verhältnife wirb ihn zwingen, Diele der 
Autonomie der Einzelftämme zu überlaflen. Ye größer die Wohlthaten find, 
die wir der ſuddeutſchen Bevölkerung im norbdeutiehen Bunde anbieten fönnen, 
um fo eher werben fte geneigt fein, ſich uns anzujchließen; denn nicht auf die 
Sympathie der Dymaftien, jondern auf bie Zuftimmung des Volles müflen 
wir rechnen, und der wahre Ausbau des Bundes wird die befte Srundlage 
für den Anſchluß Süddeutſchlands bilden. Man hat darauf hingemiejen, daß 
der Bund nichts Anderes ſei, als eine Vereinigung mehrerer ſouveräner 
Staaten zur PBertheidigung nad) außen. Diejenigen, die jo fprechen, mögen 
allerdings wunſchen, daß der Bund in der That nichts Anderes fei. Aber ich 
vermweile Sie auf den Wortlaut der Verfaffung: „der Bund“ heißt es, „iſt 
geſchloſſen zum Schute des BundesgebietS und des innerhalb desſelben giltigen 
Rechtes, ſowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutſchen Volkes. Tragen Sie 
fi, ob mein Antrag die Wohlfahrt des deutſchen Volles befördert; wenn 
nicht, fo ſtimmen Sie gegen meinen Antrag. (Xebhafter Beifall links.) 
Juſtizminiſter: Das Recht bildet die Grundlage des nationalen Lebens 
der DBölfer, demgemäß iſt die Herftellung der Rechtseinheit ein mit allen 
Kräften zu erſtrebendes nationales Gut. Das gilt auch in Sonderheit von 
dem bürgerlichen Recht, jo weit es einen allgemeinen Charakter an ſich trägt. 
Ein bürgerliches Bejeßbuch für den ganzen Umfang der Monardhie und, wenn 
es jein muß, für ganz Norddeutſchland, ift feine Aufgabe, vor welcher ich auch 
nur einen einzigen Schritt zurüdtrete, obwohl ich die großen Schwierigleiten 
nicht verfenne, Ein Wanderer, der einen Waldſtrom paffiren will oder muß, 
wird, wenn er am Ufer anlangt, exft vorfichtig feine Lage zu überjehen ſuchen, 
die ſchwierigen und bindernden Stellen prüfen; wenn er aber damit fertig ift, 
fo wird er, wenn er Muth bat, auf feinen Weg mit Muth treten. Nad der 
Bundesverfaflung gehört das Obligationenreht zur Competenz des Bundes. 
Wenn man nun da8 Obligationenrecht regelt, jo wird es zwar auch möglich 
jein, eine Reihe allgemeiner Vorſchriften darunter zu begreifen, jedenfalls wird 
aber doch Vieles von dem Civilrecht übrig bleiben, was allgemeiner Regelung 
fähig und bebürftig ift. Diefe Ueberbleibfel werden der Competenz des Bundes 
unterzogen werben können nach Maßgabe des Art. 78 der Bundesverfaſſung. 
(Bravo! links.) Auch diefer Antrag, fall er an die Regierung gelangen 
würde, wird der Erwägung der Negierung unterftellt werben. In dieſer Rich» 
tung irgend welche weitere Erklärungen abzugeben, muß ich mir verjagen, da 
es fih um eine Bundesfache handelt, wie ich denn auch keineswegs den Wunſch 
ausſprechen möchte, daß diefer Antrag an die Regierung gelange. (Betvegung.) 
Windthorft (Meppen): Es ift ein offentundiges Geheimniß. daß ber An⸗ 
trag nur ein Contrecoup gegen ben Lippe'ſchen Antrag im Herrenhauſe ift. 
Der Antragfteller Hat deutlich erklärt, e8 handle fi um eine fog. beutiche 
Demonftration. Ich denke, wir hätten Bellere hier zu thun, als bloße Demon» 
firationen zu machen, (Sehr richtig! rechts), Wenn wir nun die frage durch⸗ 
aus erörtern müflen, wozu dann die Eile, Die Competenz des Bundes zu ver» 
mehren? Hat er denn bie ihm geftellten Aufgaben ſchon erfüllt? Ich habe ſehr 
wenig davon bis jeßt gejehen, e8 wäre denn der Druck des Deficits. Laſſen 
wir ihn erft die in Art. 4 der Bundesverfaflung enthaltenen Aufgaben vollen« 
den, dann können wir fie richtig vermehren, weil wir bei der Ausführung 
diefer Aufgaben geſehen haben werben, wo etwa ein wirkliches Bedurfniß zur 
Ausdehnung der Bundescompetenz vorliegt. Der Antrag will dem Bunde das 
ganze bürgerliche Recht übertragen. Der Begriff desjelben ift aber ein fo all⸗ 
gemeiner, daß, wern dem Antrage Folge gegeben wird, für unjere Gompetenz 
abjolut nichts übrig bleibt, als das Defteit zu decken. Was wollen nun bie 
Herren demonftriren? Sie wollen, indem Sie die Bundescompetenz objektiv 
ausſprechen, ein Stüd näher zu Ihrem Einheitsftant fommen, der aber fein 
wirklicher deuticher Einheitsftaat ift, ſondern ein Einheitsftaat in Stüd-Deutjch- 


> land; denn die Deutfchen, die an die Slaven und Magyaren ausgeliefert find, 
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kommen gar nicht in Betracht, und die Herren, die fich die Nationalen nennen, 
follten vielmehr die Stückdeutſchen genannt werben. (Heiterleit.) Ein hervor» 
tagendes Mitglied des Herrenhauſes ſprach dieß deutlih aus und wollte fi 
dor den Schreden der künftigen Sundfluth in eine kaiſerlich dentiche Monarchie 
flüchten. Hierin Liegen die Anfäge zu einer Katferpartei. Aber in Deutſch⸗ 
land würde der Weg von Berlin nad Frankfurt verhängnißvoller werden, als 
in alien der von Turin nad Florenz geweſen ift, ungeachtet des Prinzen 
von Reapel. Ein folder Einheitäflaat würde vorausfegen, daß Preußen, 
Sachſen, Medlendurg und alle anderen Bundesitaaten zuſammengeknetet wer⸗ 
den. Dieſer Verſuch würde die bedenklichſten Yolgen haben. Die Gefahren 
von außen ſchlage ich gering an, jo lange unfer alter Moltke lebt (Heiterkeit), 
um fo höher die im Innern. Aber ich halte das Gefüge des preußiſchen 
Staates für fo feit und mohlbegründet, daR daB Zerftampfen nicht fo leicht 
werden fol, und man kann deshalb über folche Verſuche auch einigermaßen 
ruhig fein, jo jehr fie auch Verwunderung zu erregen geeignet find. Wenn 
nun wirklich ein Einheitsftaat ein wünſchenswerthes Ziel wäre, jo ift es doch 
mit Art. 78 der Bundesverfaffung nicht zu erreichen. Durch die Gejchichte 
diefeß Artikels if klar erwielen, daß Preußen und feine Bundesgenoffen über 
eine feftbegrenzte Kompetenz des Bundes fich vereinbart haben. Es ift ein 
Bundesflaat gegründet. Ein wirklicher Bunbesftaat? Nein. Am Kopfe ein 
Staatenbund, in der Mitte ein Stüd vom Bundesftaat, und am Ende flieht noch 
ein Stüd Pferdefuß vom Einheitsftante heraus. (Heiterkeit.) Das Herrenhaus ift 
mit der Ausdehnung der Bundescompetenz durchaus nicht einverftanden. Es 
ift über das Princip gar nicht abgeftimmt: die einen fanden das nicht oppor⸗ 
tun, den anderen waren die Nerven zu ſchwach, um dem Gewitter zu wider⸗ 
ftehen, da8 aus den pommer'ſchen Gefilden heraufbraufte. (Heiterkeit) Das, 
was die Antragftellee wollen, ift zunächſt für den Bund ſelbſt Höchft bedenklich, 
Wenn ich ein Feind desjelben wäre, würde ich jagen: Nur [uftig weiter! aber 
wenn Sie in diefer Präzipitanz weiter gehen, dann werden Sie dem Bunde 
jehr viele und fehr mächtige Feinde erweden, nicht alfein in den einzelnen 
Staaten, jondern in Preußen felbft. Diefe Feinde würden auch mit Recht ent- 
ftehen, denn es tft ein großes allgemeines europäifches Intereſſe, daß der 
preußiſche Staat in feinen Grundzügen befeftigt und kräftig beftehen bleibt 
(Beifall recht3), eine Auflöfung feiner Theile würde uns in Deutichland und 

uropa in ein Chaos werfen. Es ift aber auch bedenklich für unjere Bundes⸗ 
genofien, die von Preußen zur Schließung eines Bundes eingeladen find, um 
ihre Staaten und die ihnen nad Abgabe vieler Nechte no verbliebenen zu 
Then. Welche Gefühle es dieſen Bundesgenofien nun erwecken muß, wenn 
Sie ihren nah und nad immer noch ein Stückchen Recht nehmen, mag der 
beurthellen, dem fein eigenes Beben lieb ift. Endlich iſt es auch für die erobernde 
Idee Miquel’8 bedenklich. Meinen Sie denn, daß andere Staaten Luft haben 
werden, ſich In eine ſolche Zerftüdelungsmafchine zu begeben? Sie werden es 
bleiben laſſen, und Niemand wird e8 ihnen verbenfen, denn die Selbfterhaltung 
ift für Jedermann und jedes Gemeinweſen die erfte und wichtigfte Pflicht. 
Finden Sie diefe Anſchauung particulariftifh ? (Ruf: Ja!) Nun dann bin ich 
- befriedigt; ich Habe fie und bin ſtolz darauf, dann ein Particulariſt zu fein. 
Ich wünſche Ihnen auf Ihrem Wege alles Gute (Heiterkeit), aber Sie werden 
an mich denken an verſchiedenen Stellen (ſehr wahr! links), wenn die Hinder⸗ 
niſſe fih mehren, die jetzt ſchon vorhanden find. Latet anguis in herba! 
Der Antrag ift bedenklich. Das Bute, was er erftrebt, wird er ficherlich nicht 
herbeiführen. Juftizminifter: Meine Yeußerung war nicht To unentichieden, 
wie man anzunehmen jhheint. Es ſchien mir fein paffender Ausdruck, wenn ich 
erflärte, der Antrag ſei unannehmbar; ich gebrauchte deßhalb den milderen: 
die Regierung würde den Antrag in Erwägung ziehen, und habe in vollem 
Ernfte bemerkt, daß e8 ihr nicht erwünſcht fein Fünne, wenn ein folder Antrag 
- an fie gelange. Die Gründe daflır glaubte ich verſchweigen zu können, weil fie 
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hier Jedermann befannt find. Es empfiehlt ſich nicht, daß die Landesvertre⸗ 
tungen der einzelnen Staaten in diefer Weiſe fig einmiſchen in die Bundes» 
geiehgebung. Mit demjelben Rechte, wie Sie, lann daS Herrenhaus und 
ſelbſt die Kandesvertretung des Heinften Staates ſolche Anträge an die Regie 
rung richten. v. Mallindrodt: Nah den Motiv der Antragfteller iſt 
die Mediatifirung aller Kronen im Bunde, die preußiſche nicht ausgenommen, 
unzweifelhaft, und jede beſchworene Verfaſſung, auch die preußijche, kann jeden 
Augenblid dem jeine Competenz zu erweitern befugten Bunde, der dann wahr⸗ 
lich fein ewiger Bund ift, zum Opfer fallen. Der Antrag hat feinen Urſprung 
in dem politiiden Magen; nachdem man die Feinde annectirt hat, will man 
auch die Freunde annectiren, natürlich nicht dur) Waffengewalt, fondern durch 
Aderläſſe, die von Zeit zu Zeit und nur im Interefle der Sejundheit den 
Dundesgenofien applizirt werden, bis ihnen die Lebenskraft geſchwunden if. 
Man tröftet fi damit, dag die Einheit zur Freiheit führt. Aber vorläufig 
hängt die Freiheit nod an den Spiken der Beyonette des preußiſchen Militär- 
ftaates, und bis man fie herunter nähme, Tönnte man do Schaden nehmen. 
Graf Bismard Hat einmal gejagt: ein Hohenzolfer Tann feinem Bundes- 
genofien ein Haar krümmen. Bei diefem Sprud kann man fidh einflweilen 
beruhigen. Braun: Die einzelnen Vertretungen jollen mit den Organen des 
Bundes nicht Triegführen, jondern coopericen. Nicht das Provinzial», das 
Stadtrecht ift zu befämpfen, jondern daS Territorialrecht, daß wir der Klein⸗ 
ftanterei verdanten. Die ift auszurotten und geht den Weg des Unterganges 
nad dem Willen der Borjehung jo unzweifelhaft, daß keine menſchliche Kraft 
den Einheitsflaat aufzuhalten vermag. Herr Windthorft warnt vor dem Wege 
nah Frankfurt, aber weder in diefem Haufe noch im Reichstage ift je der 
Wunſch geäußert worden, nah Frankfurt zu reifen. (Heiterkeit) Die Kraft des 
Bundes, an der gezweifelt worden ift, wird bewiejen und erhärtet durch den 
Militärvertrag mit Baden und dur die Adoptirung wichtiger Bundesgejeke 
Seitens der ſüddeutſchen Staaten. Wenn die deutſchen Brüder in Defterreih 
jegt den. Slaven und Magyaren ausgeliefert find, wenn dort der Spruch gilt, 
daß der Deutſche bezahlt und der Ungar regiert, wer if daran Schuld: Graf 
Bismard oder Graf Beuft? Laster: Wir fprechen es deutlich aus, daß 
Jeder, der unſerem Antrage zuftimmt, damit zugleich erklärt, daß er bereit 
fei, Ramens feiner Wähler auf gewiſſe preußiſche Rechte zu verzichten unter 
der Vorausſetzung, daß dieſe Rechte voll und unverfürzt auf den Bund über- 
tragen werden. Man hält uns entgegen, die Sache hätte nicht eine jo große 
Eile, um unjern Antrag zu rechtfertigen; mit der Annahme besjelben ift doch 
aber nicht ausgejprochen, daß der Bund nun fofort an eine neue Codification 
des Civilrechts gehen ſolle; was wir wollen, ift nur, daß man uns nicht 
mehr im Reichstage bei jedem Geſetzentwurfe mit dem Einwande kommen 
dürfe, der Entwurf überjchreite die Bundescompetenz, weil er ein Stüd Civil⸗ 
recht enthalte. Mit Recht erklärte der Abg. Windthorft, daß in unferem An⸗ 
trage gleichzeitig ein Stück deuticher Trage enthalten jei, nur bevauere ich, 
daß er fich gegen die Gefahr, die der Antrag gegen Dentſchland heraufbes 
ſchwören jollte, nur durch den General Moltke geſchützt wähnt. Ich Hoffe, daß 
wir immer über eine ſolche Fülle von Kräften zu verfügen haben werben, 
daß wir nie in die Lage kommen, unjer Schidjal auf zwei Augen geftellt zu 
jchen. Aber weßhalb muß denn bie Entwidelung Deutichlands durchaus eine 
kriegeriſche ſein? Gerade die Kräftigung des Bundes wird ung einen friedlichen 
Ausbau unjerer deutſchen Einheitsgedanfen am Sicherften gemwährleiften. Den 
Verluſt der jüddeutjchen Sympathien fürchte ich auf diefem Wege am aller« 
wenigſten; die Männer, die dort unjere Beitrebungen befämpfen, thun es nicht 
etwa deßhalb, weil fie Über die größere oder geringere Competenz de3 Bundes 
mit uns uneinig find, fondern weil fie überhaupt von ihrer Autonomie nichts 
hergeben wollen. Gegen die Erweiterung der Bundescompetenz hält man ung 
endlich die Gefahr einer freiheitzwidrigen Strömung im. Bunde vor Augen. 
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Auch diefer Grund ift für uns nicht maßgebend, denn wenn wir die Einheit 


anftreben, fo find wie bereit, auch alle damit eiwa verbundenen Gefahren zu 


übernehmen. Andererfeit8 find wir aber der Weberzeugung, daß eine ehrliche, 
großartige deutſche Politit nur auf freiheitlihem Wege möglich ift. Einen 
Beweis Hr die Rückwirkung der Bundespolitik auf unſere Berhältnifle jehen 
Sie bereits in der Veränderung der Männer, die auf jener Seite (nad) reits) 
des Haufes figen, und auch wir jelbft nehmen diefe Ehre für uns in Anſpruch, 
auch wir find andere geworden. Diefe Bewegung vom Bunde auf die Einzel» 
ftaateu wird aber immer weiter gehen; der Mann von Barzin bat Recht: 
die Bahnen unferer. deutfchen Politit find fo tief geſchnitten, daß nichts den 
Lauf derjelben zu ändern vermag, und jo meine ih, Feine Macht der Erde 
wird im Stande fein, eine rüdläufige Bewegung im Bunde herbeizuführen. 
Mit gutem Gewiſſen glauben wir deßhalb Diejenigen zurückweiſen zu dürfen, 
die in der Stärkung des Bundes eine Gefahr ſehen für die deutjche Freiheit. 
(Beifall,) | 

In namentliher Abftimmung ftimmen bie Confervativen (mit 
Ausnahme derjenigen, bie Reichstagsabgeordnete find), die Polen, 
die Katholiten und einige Schleswig-holfteiner, ferner Dr. Jacoby 
und Dr. Meiß gegen, bie reiconfervativen, Nationalliberalen und 
bie Fortfchrittspartei für ben Antrag, welder mit 218 gegen 
116 Stimmen angenommen wird, | 


24. Nov. Schlußberatfung des Gefebentwurfs über bie Unterftübung ber 


" 


Lehrerwittwen⸗-Kaſſen. 


Derſelbe wird gemäß den Beſchlüſſen der Vorberathung angenommen, nach⸗ 
dem der Cultusminiſter erklärt hat: daß nach der Erklärung des Finanz⸗ 
miniſters bei der Vorberathung, und nach Annahme des Geſetzes nach den 


. ‚vorjährigen Beſchlüſſen, das Staatsminiſterium auf Antrag des Cultus⸗ und 


des Finanzminiſters beichloffen babe, die Sanction des Gefekentwurfs dem 
König vorzujhlagen, unter VBorausfegung der Zuftimmung des Herrenhaujes. 

In Bezug auf ben Antrag. Bonin’s 

wegen gejeßlicher Regelung der Stellvertreterfoften für Abgeordnete, welche 
Stantsbeamte find, erflärt der Minifter des Innern: die Staatsregierung jei 
bereit, auf eine geſetzliche Regelung einzugehen. Borläufig feien die Staats⸗ 
fafjen angewieſen, Stellvertretungstoften zu zahlen. Der Antrag wird hierauf 
jurüdgezogen. , 
„ (Sadfen). IE Kammer: Der May’fche Abrüftungsantrag wird 
auch in der Schlußberathung, nad einem erbitterten, leidenſchaftlich 
erregten Kampfe, mit 55 gegen 14 Etimmen angenommen. 
» (Breußen). Beginn ber Debatten ber hannov. Propinzialfynobe 
über den Ausfchußantrag zur Begründung ausgebehntefter Selbſtän⸗ 
bigfeit ber lutheriſchen Landeskirche (Berichterftatter Brüel): . 

Aus den Anträgen des Ausſchuſſes erficht man, daß die einfluß- 


reichſten Führer der Synode deren Hauptaufgabe in der Löſung diejer Frage 


erfennen. Der Ausſchuß will ein Kirchengejeß, wonach die gefammte, bisher 
noch vom Bultusminifterium in Berlin geübte Zuftändigfeit zur Ausübung 
der Kirchengewalt auf das hannover'ſche Landesconfiftorium übergebe, das 


‘ Hinftig mit dem Landesherrn, wo deſſen Beſchlußfaſſung nöthig, unmittelbar 


verhandle. Das Recht des Königs, die Mitglieder des Landesconfiftoriums 
und der Brovinzialeonfiltorien zu ernennen, joll dadurd) bedingt jein, daß jenes 


. im Verein mit dem Synodalausſchuß die Ernennung für unbedenklich nad 
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Recht und Intereſſe der Kirche erklärt. Ebenſo fol das Landesconfiftorium 
über die vom König zu befegenden Stellen in der Landesſynode gehört werden 
und bei Entfcheivungen Über Lehre und Eultus das Zuſtimmungsrecht haben. 
Borläufig ausgenommen bleiben die Geldangelegenheiten der Kirche, indeß 
wird auch deren Unterftelung unter: das Landesconfiftorium gewünſcht und bie 
fernere abgefonderte Berwaltung des Klofterfonds, als geiftlichen Gutes, er⸗ 
wartet. In der Begründung heikt eB, daß neue kirchengeſetzliche Vorfchriften 
erforderlich feien, um der Kirche Hannover8 eine Regierung zu fichern, die, 
frei von politifchen Tendenzen, voll Treue gegen den Glauben dieſer Kirche 
nur demjenigen nachtrachte, was zu ihrem Wachsthume diene. Der gegen- 
wärtige Zuftand, wonach das Cultusminiftertum als Staatsbehörde die oberfte 
kirchliche Inftanz bilde, ſei Firhlich incorrect und mit irgend welcher Selb⸗ 
ſtändigkeit der Kirche ſchlechthin unvereinbar, dieſes Minifterium beftehe aus 


Gliedern der unirten Stiche mit mehr oder minder unioniftiicher Neigung. 


Dffen müffe die Landesiynode Verwahrung gegen die Meinung einlegen, ala 
habe die Kirche Hannover fich der unirten Landeskirche Preußens einfügen 
zu laſſen; die Gefahr einer Untergrabung dur die Union fei drohend, und 
ihr habe man deßhalb beſondere Schugdämme entgegenzujeßen. 


26. Nov. (Preußen). Der Präfldent des norddeutſchen Bundeskanzler⸗ 


H 


28. 


29, 


30, 


amts, Delbräd, wird nunmehr zum wirklichen Staatsminifter ohne 
Portefeuille unter Belaffung in feiner bisherigen Stellung ernannt. 
„ (Sadfen). Die I. Kammer lehnt den Antrag Wigarb auf 
Einberufung des Landtags nad dem Wahlgeſetz von 1848 mit 40 
gegen 36 Stimmen ab. 

„ (Schwarzburg:Rubdolftadbt). Fürft Albert }. Ihm folgt 
fein Sohn Fürſt Georg Albert, geb. den 23. Nov. 1838. Ders 
felbe Hat als preußifher Major den Feldzug von 1866 mitgemadt. 


„ (Medlenburg:Strelik), Der „Officielle Anzeiger für 
Geſetzgebung im Fürftenthum Ratzeburg“ veröffentliht die „Verfaſ⸗ 


- fung für das Fürſtenthum NRabeburg”, dd. 6. Nov. 1869. Das 


Fürftentfum, „ein integrirender Theil des Großherzogthums“, erhält 
eine Vertretung von 21 Mitgliedern: 3 utsherren, 3 Baftoren, 
5 Hausbefiger aus Schönberg, 3 Domanialpädhter und 9 Bauern. 
Der Vorfigende der Landuogtei zu Schönberg ift PBräfibent ber 
Vertretung. _ 


„ (Breußen). In der Stadt Hannover fallen bie Gemeinbe: 
wahlen ganz in welfifhem Sinne aus, fo daß die Preußiſch-Geſinn⸗ 
ten, bie nach 1866 bie große Mehrheit bildeten, auf eine kleine 
Minderheit zufammengefhmolzen find. 


„ (Preußen). Abg.:Haus: Budgetdebatte. Bei Gelegenheit bes 
Etats für das Eultusminifterium werden die kirchlichen Verhältniffe 
Hannovers, namentlih auch mit Nüdficht auf bie eben tagende han⸗ 
nover’iche Synode fehr einläßlich erörtert. 

Debatte: v. Bennigfen: Iſt es nit möglich, zu verhindern, daß ſich 
Mächte dort bilden, die dem Staate feindli find? Der Cultusminifter hat 
über drei Jahre gefäumt. Hat er feine Kenntniß von den Vorgängen, oder 


iſt er in einer gewiſſen Seelenverwandtſchaft geneigt, diefe Weitrebungen zu 
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unterflägen, dadurch, baß er fle vollkommen getvähren Laßt? (Sehr richtig! 
lints.) Dieſes iſt die Auffoffung, die man in Hannover gehabt Hat. Und 
diefe Auffaffung bat dahin geführt, daß jene altiutheriide Partei mit jedem 
Monat an Uebermuth gewachſen ift, und daß bie entgegengeſetzte Partei fich 
gar nicht rühren und gar nicht auflommen kann. Dieſe Haltung der Regie 
rung hat e8 dahin gebracht, daß alte Gegner ſich in der Weile geftärtt haben, 
daß die Bereinigung der Tirchlichen und politiichen Gegenſätze fo ſtark gewor⸗ 
den ift, daß in Hannover wirklich eine Gefahr far den Staat heranzuwachſen 
droht. (Ohol rechts.) 

Bei der Abſtimmung werden die Anträge auf Aufhebung ber Pro⸗ 
vinzialeonfiftorien in Hannover und Uebertragung ber Schulverwaltung 
in Hannover von ben Eonfiftorien auf bie nit kirchlichen Verwal: 
tungsbehörden vom Haufe angenommen. 


30. Nov. (Breußen). Die hannov. Provinzialiynode eriheilt ben Aus: 


ſchußanträgen bez. Selbfländigkeit der luther. Landeskirche mit allen 
gegen 22 Stimmen ihre Zuftimmung. 

Ein Theil der Minderheit ift zwar mit den einzelnen Beitimmungen der 
Anträge gleichfalls weſentlich einveritanden, nur war ihnen die Form derjelben 
zu anjpruchspol. Rücdfichtli der Yorm hat nun Brüel ſoweit nachgegeben, 
dag er die Haftung als Gejegentwurf fallen lafien und den Inhalt zum Ges 
genftand einer Adreſſe an den König machen will, mit der Erklärung, daß 
die Synode im Voraus zuftimme, wenn der Monarch dem Inhalt der Bor» 
lage Geſetzeskraft verleihen wolle. In folder Form wird daB Ganze der 
Synode zur zweiten und legten Abftimmung vorgelegt werben. 


1. Dec. (Preußen). Großer Strike ber Bergarbeiter in ben Walben: 


burger Gruben. Den Forderungen der Arbeiter feßen bie Arbeit: 
geber biejenige bes Austritts aus ben Gewerksgenoſſenſchaften ent: 


gegen. 


| „ (Sadfen). Die OH. Kammer nimmt ben von ber Regierung 


vorgelegten und von ber Kommifjion mebrfah in Tiberalem Sinne 
umgeftalteten Preßgefegentwurf mit allen gegen 1 Stimme an. 
»„ (Anhalt), Eröffnung bes Landtags durch ben Staatsminifter 
v. Lariſch. Derfelbe kündigt ein Deficit von 116,500 Thlrn. für 
1870 und bemgemäß eine Erhöhung ber Ergänzungsfteuereinheiten 
von 18 auf 24 „unter allen Umftänden" als nothwenbig an. 


— De. (Schwarzburg-Rubolftadt). Landtag: Conflict mit ber 


Regierung; ein Etatsgeſetz für die Finanzperiode 1870—72 Tommt 
nit zu Stande; die Regierung löſt ben Landtag auf. 


Schon der Staatshaushalt der vorigen Finanzperiode ſchloß mit einem 
Defictt von 52,519 fl. ab, Namentli in Folge der bedeutenden Ausfälle in 
den Erträgen der herrſchaftlichen Waldungen und der Verpflichtungen des 
Landes gegen den norddeutſchen Bund ift jegt ein Defictt von 200,000 fl. vor» 
handen. Die Regierung beantragte daher bei dem Kandtage Erhöhung der 
direeten Steuern und der Geridhtäiporteln. Der Landtag lehnte dieſe Anträge 
ab, zeigte fi dagegen geneigt, die Aufnahme einer ven Betrage des Deficits 
gleihlommenden Anleihe zw geftatten. Die Regierung aber ift der Anfict, 
daß eine ſolche Anleihe den wirthſchaftlichen und politiichen Ruin des Landes 
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herbeiführen würde, zumal da in der nächſten Finanzperiode 1873/75 wieber 
ein Tefieit fi ergeben werde, wenn nicht die ordentlichen Einnahmen erhöht 
würden. Die Regierung hat daher den Landtag aufgelöft und Reuwahlen 

eordnei. Bis zu einer Bereinbarung mit dem neuen Zandtage bleibt ver- 
Tafungsmäßig das Etaisgeſetz für 1867,69 mahgebend. Die Regierung fifirt, 
wie aus einer Miniſterialbekanntmachung hervorgeht, alle nicht rechtlich gebo⸗ 
tenen Ausgaben, damit nicht eim neues Deficit einirete. Es werben weder 
Gehaltserhöhungen no Zulagen bewilligt, alle nicht dringend gebotenen 
Unterflügungen, Reorganifationen und neuen Einrichtungen fallen weg, die 
Dewiliigung von Darlehen aus der Landescrebitlaffe ſelbſt in kleinen Belrä- 
gen ift eingeftellt. 


4. Tee. (Preußen) Abg.Haus: Budget, Etat bes Cultusminiſteriums. 


" 


Der Zinanzminijter erklärt; 

fein Engagement in Bezug auf Mehrausgaben eingehen zu können, bevor 
fig überſehen laſſe, ob die vorgeſchlagene Conjolidation vom Landtag ange- 
nonmen werde Wenn da3 Abgeorönetenhaus auf die unterbreiteten Vor⸗ 
ſchläge eingeht, dann hofft der Finanzminiſter für dieje Zwecke erheblich grö- 
Bere Summen zur Verwendung zu bringen, al3 im Etat vorgejehen find. 

Budget, Etat des Auswärtigen: Die Averſional-Entſchädigung an 
ben Norbbund für die Beforgung ſpeciell preußiicher Angelegenheiten 
im Betrage von 30,000 Thlrn. wird ungeachtet des Widerſpruchs 
des Finanzıninifters geftrichen, und werben die Kegationen Hamburg, 
Didenburg und Weimar als fünftig wegfallend bezeichnet. Ein gleicher 
Antrag bezüglich ber Legation in Dresden wird abgelehnt. 
„ (Breußen). Die hannov. Landesſynode beftätigt in zweiter 
Beratbung ihre Beſchlüſſe zu Brüel's Urantrag bez. Eicherung ber 
Unabhängigfeit der luth. Landeskirche. 


Profeffor Wiefinger ‚bemüht ſich vergeblich, die Verſammlung zu bes 
ftimmen, die Yorderung der Inamovibiliät für die Mitglieder des Landes⸗ 
confiftoriums, jowie der zuvorigen Anhörung diefer Behörde bei allen Ernen⸗ 
nungen von Gonfiftorialbeamten Seitens des Landesherrn aufzugeben, die 
Majorttät bleibt bei ihrem früheren Votum. Bräel ermahnt, auf der ein⸗ 
mal eingenommenen Pofition nach den jüngft im Abgeordnetenhaufe Taut 
gewordenen Anfichten jet erſt recht zu beharren, und auh Lichtenberg ift 
gegen jedes weitere Nachgeben. Auh der Präſident des Bandescon- 
fiftoriumß verweift auf die Berbandlungen des Abgeorbnetenhaujes, um 
zunächft zu leugnen, daß diejelben einen Drud auf die Berathungen der Sy⸗ 
node ausüben könnten, und dann zu erklären, daß jelbft die conſervative Partei, 
nach den Aeußerungen eines ihrer Redner zu ſchließen, gar kein Verſtändniß 
für kirchliche Fragen habe, 

„(Waldeck). Schluß des Landtags, 

nachdem die jeit Jahren obſchwebende Abrechnung zwiichen Land und Do- 
manium ihren Abſchluß gefunden hat, und zwar in der Weife, daß erſteres 
dem letzteren noch faft 50,000 Thlr. herauszuzahlen hat, welchem Betrag-indeh 
eine Gegenforderung gegenüber fteht. Der Fürſt gleicht beides durch folgen- 
des Schreiben aus: 


„Diejenigen Beträge, welche zur Dedung des in den erften Jahren meiner 
Negierung eingetretenen Deficits in der Domanialverwaltung aus der Landes» 
kaſſe zugeſchoſſen find, belaufen fi nach der Berechnung meiner Domänen⸗ 
tammer im Ganzen auf höchftens 27,000 Thlr. Diefe Summe würde ich 


‚in Gemäßheit meiner Zugeftändnifies vom 20. Jan. 1865 der Landeskaſſe zu 
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vergliten haben. Da es aber zu meiner Kenniniß gekommen tft, daß die 
Stände jenes Deficit höher veranſchlagen, und ih nicht Willens bin, über 
mein dem Lande gemachte Zugefländnig weitere Crörterungen eintreten zu 
laſſen, fo habe ich beichlofien, den von mir zu erftattenden Betrag über das 
von mir als richtig gehaltene Maß Hinaus feftzufegen, und zwar zu einer 
folden Höhe, daR dadurd das von den Ständen anerkannte Guthaben des 
Domaniums aus den Abrechnungen von den Jahren 1849—64 einſchließlich 
ausgegliden wird. In Folge deflen erfläre ich, der Landesfaffe das Deficit 


in der Höhe von 49,801 Thlen. 25 Sgr., welde Summe dem anerlannten 


Betrag des Guthabens des Domaniums gleichkommt, vergüten zu wollen, * 


5. Dec. (Preußen). Die hannov. Provinzialſynode verwirft bie An: 


träge der Osnabrüder Bezirksſynode auf Herbeiführung der Union, 
indem fie einen Antrag auf einfache Tagesordnung gegen 15 Stims 
men ablehnt, dagegen bie von bem Ausſchuß vorgeſchlagene, jebes 
Unionsbeftreben ſchroff abmweifende motivirte Tagesordnung annimnit. 
Paftor Lehmann bezeichnet die dießmaligen Wahlen als den Nothichrei 
des Volkes, vor der Union gefchlikt zu werben, und Oberconftorialrath Uhl⸗ 
horn erklärt, die Proteftantenvereine arbeiteten, wie ihm noch jüngft eine 
hervorragende Perfönlichkeit der römilchen Kirche in der Provinz Hannover 
verfihert, nur zum Vortheile Rom’s, indem fie die lutheriſche Kirche zerſtör⸗ 
ten, deren feites Belenntnik das befte Bollwerk gegen Roms Vebergriffe fei. 


„Mordd. Bund). Eröffnung der Seſſion des Bundesraths. 


Vorlegung eines mit Baden abgeſchloſſenen Jurisdictionsvertrages. 


Auch mit den übrigen ſüdd. Staaten wird über den Abſchluß ähn⸗ 


licher Verträge unterhandelt. 
„ (Sadjen). J. Kammer. Graf Hohenthal beantragt: 


„Die I. Kanımer wolle im Berein mit der II, Kammer bei der Staats» 
regierung beantragen, e8 möge diefelbe im Bundesrathe dahin wirken, daß 


Diejenigen Beftimmungen, welde fi in dem Entwurfe eines Strafgeſetzbuchs 


für den norbdeutjchen Bund auf das gemeine Polizeiftrafrecht beziehen und 
jomit nah Maßgabe des Urt. 4 der Bundesverfoffung der Bundesgeſetzgebung 
nicht unterliegen, im Geſetze jelbft feine Aufnahme finden." Zur Begründung 
des Antrags beklagt ex fi zunächſt über die Beſtrebungen der unitarifchen 
Bartei des Reichstags, ° Sie gedenke, die Selbftändigfeit der Einzelftadten 
unter Beihilfe des Art. 78 der Bundesverfaſſung zu untergraben. Nach dies 
jem jeien Berfoffungsänderungen mit zwei Dritteln der Stimmen im Bundes⸗ 
rathe leicht zu erzielen, allein der. Bund fei nicht berechtigt, feine Competenz 
zu erweitern. Er beftehe in Folge von Verträgen, und nur ein neuer Vers 
trag könne unter Zuftimmung aller Theile daran eiwas ändern. Das Aufs 
treten der unitarijchen Partei in beiden Käufern des preußiſchen Landtags Tel 
befannt, und ihr gegenüber gelte es, einer Beſchränkung der ſächſiſchen Selb- 
Rändigkeit entgegenzutreten. Sachſens Stellung zu Preußen wolle er nicht 
alteriren, und er wiirde ſich e8 nicht vergeben, went er durch feinen Antrag 
das beftehende Verhältnig compromittiren würde, doch mit den Anſichten der 
unitariſchen Partei gelange man aus dem Bundesftaate in den Einheitsftant. 
Sein Antrag, den er einftimmig angenommen wünſche, ftehe auf feſtem 
Boden, er habe ihn zum Heile Sachſens und zum Helle der Zukunft Deutich- 
lands eingebracht. 


7. Dec. (Preußen). Abg.-Haus: Budget, Etat ber Seehandlung. 


Die Commiſſion beantragt, eine Beſchränkung des Kapitalconto auf 11 Mi. 
Thlr. zu fordern, die erübrigten Mittel auf den Fünftigen Etat zu bringen 


und von 1871 an nicht eine feite Rente, ſondern den vollen Jahresertrag in 
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den Etat gu fegen. Der Yinanzminifier erflärt ſich Dagegen. Ber Unirag 
wird trotzdem mit 176 gegen 143 Stimmen angenommen. 

Das Haus beſchließt, daß bie Einnahme aus ben Elbzöllen vom 
Sabre 1871 an nit mehr auf ben Etanishaushalisetat gebracht 
werben ſolle. 


8, Dec. (Breußen). Eröffnung ber Turbefliihen Provinzialiynobe. 


10. 


4 


13. 


Die Wahl des Bureau erfolgt entihieben im Sinne ber Re- 
gierung. 


„ (Sadfen). Differenzen zwijhen ber L u. U. Kammer. Die 
I. Kammer hat fi für Aufhebung tes Patronatsrechtes und für 
Berbefjerung des Wahlgeſetzes für die Eynode erflärt; die L Kam: 
mer beides abgelehnt —, die IL Kammer beſchließt, auf ihrem Bes 
ſchluſſe zu beharren. 

„ (Preußen). Das Abg.-Haus nimmt den Antrag Miguel: 
Laster auf Ausdehnung der Competenz bes norbbeutichen Bundes 
auf das gefammte bürgerlihe Recht auch in zweiter Lefung mit 
großer Mehrheit an. 

„ (Breußen). Die hannov. Provinzialiynobe genehmigt in brit- 
ter Lefung die Adreſſe und Denkſchrift an den König bez. Eicherung 
ber Selbitändigkeit der hannov. Landeskirche gegen bie Union mit 
43 gegen 25 — 28 Stimmen. 


Raff und mehrere andere Mitglieder motiviren ihr Bolum dagegen da» 
mit, daß es der Stellung der Synode nicht entiprecde, um die Geneh⸗ 
migung eines Theils defien zu bitten, was fie ganz als nothwendig be= 
trachte. Neuburg gibt dann für fi und die anderen Mitglieder der Mi⸗ 
norität die Erklärung zu Protokoll, daß fie die in der Adreſſe erwähnte ſelb⸗ 
Händige Verwaltung des Klofterfonds ebenfalls wünfchten, aber nicht mit der 
Verbindung des Antrages mit den übrigen Defiderien einverjtanden jeien. 
Diefe Erklärung ſoll mit der Adreſſe nach Berlin gefandt werben. 

» (Preußen) Die bannov. Landesſynode wirb burdy ben als 
Commiffär fungirenden Oberpräfidenten Grafen Stolberg geſchloſſen. 

Der Antrag des Eultusminifter an den König megen Schlufjes der 
Synode ift vom 1. Dezember datirt, nachdem Tags zuvor die Verfammlung 
ihren entjchievenen Willen bekundet hatte, den Brüel’ichen Urantrag anzuneh⸗ 
men und alle vermittelnden Anträge zurückzuweiſen. Der Schluß ift alfo die 
Antwort der Regierung auf die in diefem Antrag geftellten Forderungen. Der 
Oberpräfivent hält feine Rede, ſondern verlieft nur den minifteriellen Erlaß, 
läßt durch den Oberconſiſtorialrath Uhlhorn das Schlußgebet ſprechen und 
erklärt Hierauf die erfte hannover'ſche Synode für geichlofien. Der am 11. 
d. M. gewählte Synodalausſchuß conftituirt Fi und documentirt feine dem 
jegigen Kirchenregiment feindliche Geſinnung jofort dadurch, daß er den Ur- 

eber des nad ihm benannten Urantrages, den geh. Regierungsrath a. D. 
rel, zu jeinem Vorſitzenden erwählt. 


» (Shwarzburg-Rubolftadt). Die Meajorität bes aufgelöften. 


Landtags veröffentlicht eine Erwieberung auf das fürftlihe Mini⸗ 
ftertalrefeript (|. Anf. Nov.) an ihre Wähler, im welcher fie „bie 
Beweggründe ihrer Abftimmung offen und rückhaltlos barlegt”. 
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Sn diefer Erwiderung wird zunähft ein Bild der Finanzlage des Staats . 
entworfen, wie fie ſich in den lebten Jahren geftaltet hat. Die Finanzperiode 
1867—69 ſchloß mit einem Deficit ab von 52,219 fl. Dies Deficit hatte 
fi jedoch im Laufe der Finangperiode noch bedeutend erhöht. Um num eine 
annähernde Ausgleichung herbeizuführen, hatte der Landtag die Wiebererhebung 
der feit 1859 fiftirten Klaſſen- und Einfommenfteuer, die Erhebung einer Ge⸗ 
werbefteuer, einer Grundfteuer von —— — Eigenthum und eine Erhöhung 
der Gerichtsſporteln bewilligt. In Folge deſſen waren im Jahre 1868 gegen 
84,000 fl. Steuern und Abgaben mehr gezahlt worden, als in den Jahren 
1853—1859, und 124,000 fl. mehr als in den Jahren 1860--1866. Troß 
diefer erhöhten Steuern, troßdem daß aus den früheren Wirtbichaftsüber- 
ſchüſſen ein Kaſſenbeſtand von mehr als 500,000 fl. bei Beginn der Finanz⸗ 
periode 1867—1869 dagewefen und von der Regierung eine Anleihe von 
262,000 fl. realifirt worden war, zeigten fi doch dieſe reihen Mittel bis auf 
70,000 fl. exihöpft, al& der Landtag im September d. J. zujammentrat, und 
zwar Dur Ausführung von Bauten und Einridhtungen in den 
fürftliden Scählöjfern, dur den Aufwand für die Unterbringung der 
Garniſon, dur Koften der Vermefiung des Landes, durch Ausfall der Ein 
nahmen in den Forften. Außerdem wieß der der Landſchaft vorgelegte Etat 
für die Finanzperiode 1870—1872 ein Deficit von 224,000 fl. nad, zur Er- 
gänzung des Wirthſchaftskapitals verlangte die Regierung die Bewilligung einer 
Anleihe von 175,000 fl. Der Landtag ventilirte nun zunächſt die Frage: 
hat das Staatsweſen Ausfiht auf Beſtand, wenn die Bewohner die möglichſte 
Beihilfe leiſten? Diefe Frage mußte mit „Nein“ beantwortet werben, da der 
Wohlſtand des Landes nur ein jehr geringer ſei. Die überwiegende Zahl der 
Einwohner hat Taum fo viel, daß fie fpärlich Leben Tann, ein Einfommen von 
mehr als 1000 Thlr. wird nur von 400 Einwohnern verfteuert. Der Staat 
fei.bereit8 an der Außerften Grenze billiger Forderung angelangt; wenn er 
aber jeine Forderungen auf das Maß fteigere, welches nad den in Ausficht 
genommenen Erhöhungen feſtgeſetzt werden follte, jo würde diefe Grenze weit 
überfchritten. Nach gewifienhafter Prüfung der Berhältniffe habe die Landtags⸗ 
majorität jedoch die Ueberzeugung gewonnen, daß die Regierung nad Ablauf 
der naächſten Finanzperiode ihre Anforderungen noch mehr fteigern müfle, wen 
fie das Staatsweſen aufrecht erhalten will, denn es würden fich die ordentlichen 
Ausgaben des Fürftenibums von Jahr zu Yahr fteigern, 1) weil die Staats⸗ 
ſchulden fucceffive getilgt werben müfjen, 2) weil nach Bewilligung der Anleihe 
von 175,000 fl. die Verzinſung der Staatsiguld von 29,800 fl. auf 
36,800 fl. jährlich fteigt, 3) weil die Keiftungen für das Militär in der 
Finanzperiode 1873—75 um 33,000 fl. mehr beitragen als in der von 1870 
—72, 9 weil die Matricularbeiträge in fortwährender Steigerung begriffen 
ſeien, 5) weil für den nothwendigen Bau von Eiſenbahnen eine, wenn auch 
nur vorübergehende Subvention unerläßlih ſei. Die Erhöhungen der Eins 
nahme und Abminderung der Ausgaben lägen aber größtentheils im Bereiche 
geringer Wahrſcheinlichkeit. 

„Diefe Erwägungen erwedten in der Majorität des Landtages die 
Ueberzeugung, daß eine Erhaltung der Selbftändigfeit des 
Staatswejens unmdglih und vergeblid ſei. Dieje Ueberzeugung 
werbe um fo fefter, wenn man erwäge, daß erft jeit 1867 die Klaſſen⸗ und 
Einktommenfteuer wieder und zwar in verſchärfter Weile zur Einführung ge« 
fommen, daß 1868 die Gewerbefteuer und die Beſteuerung des fteuerfreien 
Grundbeſitzes und dann der bedeutende Sportelzujhlag hinzugelommen fei, 
daß ſich 1872 die neu regulirte Grund» und Gebäudeſteuer der Grundbeſitzer 
faft verdoppeln werde, daß die Gemeindekaſſen von 1872 an die Landesber- 
meffungs- und Grundfleuerregulirungsfoften zu reflituiren haben, daß überbieß 
einzelne Gemeinden mit Separations- und Uferbaufoften überbürdet feien. 
Dazu komme die allgemeine Stodung im Handel und Verkehr. WIS die 
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Mojorität des Landiags alles dies erwogen, Tam fie zu dem Beſchluß, die 
verlangte Steuer- und Sportelerhöhung abzulehnen, der Regierung aber durch 
Bewilligung einer Anleihe die Mittel zur Yortführung des Staatshaushaltes 
auf die nächſten drei Jahre und fomit zu dem Berfuche zu gewähren, die 
Gelbftändigleit des Staatsweſens aufrecht zu erhalten.” 

Terner erflärt die Darlegung die Behauptung der Negierungsbefannt- 
machung, als Hätten die Wortführer der Majorität andere Abgeordnete bes 
ſtimmt, fi im Voraus durch Namensunterjärift zur Abftimmung gegen die 
Regierung zu verpflichten, und als fei ihnen die freie Discuffion der Borlage 
bon vorn herein vereitelt worden, als Unmwahrheiten. 

Im weitern heißt es: „Sowohl die fürftlihe Staatsregierung, als die 
ihren Standpunkt vertretende Preife legt großes Gewicht darauf, daß die 
direeten Steuern und die Gerichtsiporteln im hiefigen Lande, felbft wenn ber 
Zuſchlag angenominen worden wäre, noch nicht die Höhe der Steitern und 
Sporteln mehrerer benachbarten thliringifchen Staaten zu zahlen haben würde. 
Man führt diefen Beweis damit, daß man jagt: im Großherzogtum Sachſen⸗ 
Weimar, im Herzogthum Sadjen- Meiningen entfalle an Klaſſen⸗ und Ein- 
tommenfteuer auf den Kopf der Bevölkerung 2 fl. 374 fr., 2 fl. 20fr. u. ſ. w., 
während fi in Fürſtenthum nur 1 fl. 39 fr: auf den Kopf repartire. Es 
muß aber auf den erften Blick einleudhten, daß der Schluß: mithin zahlt der 
einzelne Steuerpflichtige im Weimariſchen und Meiningen'ſchen mehr, als im 
Rudolftädtiichen, total falſch iſt. Ebenſo falſch ift er rüdfichtli der Grund» 
fteuer und der Sporteln. Die PVergleihungsmomente find ſelbſtverſtändlich 
nicht die Geſammtſumme der erhobenen Steuern und die Zahl der Steuer- 
zahler, jondern die Geſammtſumme der Steuern und daS Sefammteinfommen, 
oder das Einkommen jedes einzelnen, die Größe und die Güte des ſteuerbaren 
Grundbefiges u. j. wm. Es ift Hier namentlih hervorzuheben, daß im Für- 
ae der fünfte Theil der Grundfläche aus fteuerfreiem Domanialgut 

e 


„Wir find überzeugt, daß wir nach unfern individuellen und Tocalen Ver⸗ 
Hältniffen unjern höchſt befteuerten und belafteten thüringifchen Nachbarn ganz 
ebenbürtig zur Seite ftehen und fie noch theilweife lbertreffen würden, wenn 
wir, außer der Gewerbfteuer, die unjeres Willens in den meiften thliringifchen 
Staaten nicht befteht, von 1000 Thlr. Einfommen jährlih 33 Thlr. abgeben, 
wenn wir an Gerichtsſporteln in einem Rechtsſtreite über einen MWerthbetrag 
von 2800 fl. für die Ausfertigung auf die Sage, für die Abfafjung eines 
15 Zeilen langen Brotofolles, für ein darauf ertheiltes Eontumacial-Erkennt» 
niß von X Bogen und für einige Ranbbeichlüfe 44 fl. zahlen müßten. So 
wäre aber der geſetzliche Sat der Einkommenſteuer, jo hoch nad einer uns 
vorliegenden Sportelrechnung der Sportelbetrag, wenn die Erhöhung bewilligt 
worden wäre, 

„Wenn wir nun die Dedung des Deficits durch eine Anleihe in Vorſchlag 
brachten, jo thaten wir dies, da leider alle andern Dedungsmittel mangelten. 
Die finanzielle Lage des Landes ift eben eine äußerſt trau« 
rige Sie wäre fier nicht jo traurig, wenn mit dem zur Verfügung ftehen- 
den Bermögen feit Jahren anders gewirthichaftet worden wäre; wenn beiſpiels⸗ 
weiſe die Heinen Domänen der Oberherrſchaft vereinzelt und veräußert und 
dadurch ein vermögender und fteuerbarer Bauernftand gejchaffen, wenn der 
Erlös und die beträhtlihen Summen, welde auf Domänenbauten verwendet 
worden, und melde in einzelnen Fällen fo groß find, daß der Pachtvertrag 
kaum die Baufoften verzinft, jei es auch für das fürftlihe Fideicommißgut, 
jedoch unter Wahrung des Nutzungsrechtes des Staates, wirthſchaftlich ange» 
legt worden wären; wern man bie unterherrſchaftlichen Forfte, deren ſchlechter 
Zuftand jedem Sachkenner auffällt, mehr nach forftmännischen, als nad) waid⸗ 
manniſchen Grundfägen bewirtbichaftet hätte; wenn man den unwirthichaftlichen 
Betrieb unproductiver Fabrikanlagen zeitig eingeftellt, wenn man Tlatt auf un» 
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müge Vermehrung der Beamten, auf eine Verminderung derjelben bedacht ges 
weien wäre, fo daß der Ausgabeetat — abgejehen von den bebveutenden Pen⸗ 
fionäbeträgen — nicht mit 28,000 fl. Wartegeldern zu belafter gewejen wäre. 
Daß eine Anleihe ſchwerlich ohne Berpfändung des Domanialvermögens werbe 
zealifirt werden Tönnen, war uns ebenjo befannt, als daß das Domanialver⸗ 
mögen fideicommiſſariſches Eigenthum des fürftlichen Haufes if. Anderes zur 
Hypothekenbeſtellung taugliches Grundvermögen befikt aber das Land feit dem 
Sahre 1854 nicht mehr, und da der in der nächften Finanzperiode zu machende 
Verſuch der Erhaltung der Selbitändigleit des Landes auch im Intereſſe des 
fürſtlichen Hauſes lag, fo war’ die denifelben geftellte Zumuthung feine unbils 
lige und ungerechte. Dieß war fie um fo weniger, als bie durch das Grund⸗ 
gejeg von Fahre 1854 ausgeſprochene Erklärung ſämmtlicher Domänen und 
Forſte zum Eigenthume des fürfllicden Hauſes und der darin ausgeſprochene 
Verzicht des Landes auf ein ſehr bedeutendes Grumbvermögen ohne voraus 
gegangene gründlihe Unterſuchung der rechtlichen Qualität 
dejjelben erfolgt if. E83 mögen diefen Staatsact, den hier zu 
berühren wir uns nit verjagen Tonnten, diejenigen verant- 
worten, welde denjelben veranlaßt und an demjelben mit- 
gewirkt haben.“ 


14. Dec. (Altenburg) Der Landtag nimmt das neue Wahlgeſetz faft 


n 


15.. 


einftimmig an. 


„ (Breufßen) Abg.Haus: Das von der Regierung eingebracte 
Conſolidationsgeſetz der Staatsſchuld wird mit 242 gegen 128 
Stimmen angenommen, 


„ Breußen). Abg.Haus: Bericht der Petitionscommiffion über 
bie zahlreich eingegangenen Betitionen um Aufhebung ber Klöiter in 


Preußen. 

Statiſtik: Der Bericht bringt nicht bloß die Kloftertabelle des Bonifacius- 
falender8 vom geiftlichen Rath Müller, jondern auch eine ſolche aus dem 
Eultusminifterium. Nach der Müller’fchen Tabelle find in Preußen 14 Je⸗ 
Iuitenklöfter oder Tlöfterlicde Anftalten mit 123 Prieflern und 10 Novizen 
oder Laien (im Bisthum Breslau 2 mit 10 Mitgliedern, in der Erzdibceſe 
Poſen⸗Gneſen 1 mit 11 Mitgliedern, in der Erzdiöcehe Köln 5 mit 36 Mits 
gliedern, in der Didcefe Trier 2 mit 36 Mitglievern, in der Diöcele Münfter 
2 mit 17 Mitgliedern, in der Didcefe Paderborn 1 mit 10 Mitgliedern und 
in Hohenzollern 1 mit 15 Mitgliedern), nad der Mühlerfchen find 14 Je⸗ 
onen mit 122 Mitgliedern und 29 Novizen und Laienbrüdern vor» 

anden. 

Beriht des Referenten Gneift: Derjelbe berichtet über bie Ver⸗ 
bandlungen und Beichlüffe der Commiſſion im Weſentlichen: „Das Argument 
der Staat3regierung geht dahin: Klöfter im geſetzlichen Sinne des Wor- 
tes find jeit dem Erlaß der Verfaffungsurfunde gar nicht entſtanden; geiftliche 
Bereinigungen zu mwohlthätigen Zwecken aber, welche Fein Corporationsrecht 
beanfpruchen, find nicht zu verbieten, fondern einfach als unter das durch den 
Art. 30 der PVerfafjung garantirte freie Vereins und Verſammlungsrecht 
fallend anzufehen. In Bezug auf diefen Standpunkt jagt der Bericht: Die 
allgemeine Garantie des Vereinsrechts auf Jeſuiten, Franziskaner, Domini⸗ 
kaner und andere Über den ganzen Erbball außgebreitete geiftlide Orden zu 
beziehen, enthalte injofern eine petitio principli, als es fi) vorher frage, ob 
jene Vereinigungen bloße „Verbindungen von Preußen“ fein, und ob ihre 
Zwecke nicht beſonderen preukifchen Strafgejegen zuwiderliefen. Sodann aber 
laſſe fi der Standpunkt auch gar nicht rechtfertigen, daB die geiltlichen Orden 
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und Geſellſchaften den in unjerer Geſetzgebung enthaltenen Verboten dadurch 
enthoben würden, daß fie — unter Verzicht auf die Corporationsrechte als 
Klöfter — die von den Ordensbrüdern und Schweftern geleiteten Anftalten 
als Waifenhäufer, Erziehungsanftalten oder andere Stiftungen incorporiren oder 
concefiioniren laſſen. Als enticheivende Erwägungen Tämen folgende Puntte 
in Betracht: 1) daß die Vereine und Eongregationen der Regulargeiftlichkeit 
nit Bereine von Privatperfonen, jondern eidlich verpflichtete Mitglieder orga⸗ 
nifirter Körperjchaften feien, welche fi) über das univerjale Gebiet der katho⸗ 
liſchen Kirche erftreden und ihre Obern im Yuslande haben, deren Anweilun- 
gen zu befolgen fie fi eidlich verpflichten; 2) daß der verfaffungsmäßige 
Zweck des Jeſuitenordens und anderer Denominationen die Belämpfung der 
evangeliichen Kirche und des evangeliichen Glaubens fei, und daß die geiftlichen 
Geſellſchaften eine Einwirkung auf das äußere Leben erftrebten, welche die 
Geſetzgebung aller Zeiten genöthigt habe, verbietende oder beſchränkende Maße 
regeln zu treffen; 3) daß demgemäß die geiftlichen Gejellihaften nicht auf dem 
Boden der grundſätzlich erlaubten, fondern der grundfägli unterjagten Ver⸗ 
bindungen ftänden und diefen Verbotsgejeen nur enthoben würden, foweit fie 
als anerlannte incorporirte Klöfter nad) der geſetzlichen Ordnung, Allgemeines 
Landrecht U. 11. 8 939 ff. beftünden; 4) daß diefe Grundlage als (?) unterjagte 
Bereine nad dem Edict vom 20. October 1798 noch zur Zeit der Publication 
der Berfaffungsurkunde beſtanden habe, und daß derfelbe Grundjak der Haupt- 
fade nah aud in das geltende Strafgefegbuh 8 98 übergegangen jei, in 
weldem „die Theilnahme an einer Verbindung, deren Daſein, Berfafiung 
oder Zwed vor der Staatsregierung geheim gehalten werden foll, oder in 
welder gegen unbefannte Obern Gehorſam, oder gegen befannte Obern unbe» 
dingter Gehorfam verſprochen wird“, verboten werde; 5) daß endlich die von 
der Stantöregierung ausgeſprochene Maxime dem Rejultat nad) zu einer völs 


‚Lig ungebundenen ſchrankenloſen Wirkſamkeit und Ausbreitung der geiftlihen 


Orden im preußiſchen Staate führen würde, während doch die Geſetzgebung 
aller europäifchen Staaten gewiffe Beſchränkungen der religiöfen Orden für 
nothwendig erachtet Habe und im paritätiihen Staate Preußen diefe Beſchrän⸗ 
{ungen von jeher eine beionvere Bedeutung gehabt hätten. Aus diejen Grün 
den ftellt die Sommiffion mit großer Mehrheit den Antrag: Diet, Staats» 
regierung aufzufordern, die bejchränfenden Beitimmungen der preußifchen 
Zandesgejeggebung über die geiftlichen Geſellſchaften, in&bejondere des Edikts 
som 30. October 1819 und der noch zu Recht beftehenden Vorſchriften des 
allgemeinen Landrechts, ſowie der Zwiſchengeſetzgebung in den weitlichen Landes⸗ 
theilen zur Ausführung zu bringen und auch eine Umgehung diefer Beſchrän⸗ 
tungen in Form von Goncefflonen und Incorporationen für Waifenhäufer, 
Erziehungs» und Unterriätsanftalten, Krankenhäuſer und andere Stiftungen 
nicht zugulafien, insbefondere 1) Gonceifionen und Eorporationsredite für An⸗ 
ftalten der Art nicht an Perjonen zu ertheilen, welche geiftlichen Gefellichaften 
zugehören, 2) im Wege des Auffichtsrechts eine active Betheiligung von Mit- 
gliedern geiftlicher Gelellihaften an der Leitung und Verwaltung derartiger 
Anftalten nicht zu geflatten. 


15. Dec. (Sachſen.) IL Kammer: Sachße greift die Errichtung eines 


16. 


Oberhandelsgerichtes für ben norbbeutfchen Bund an und namentlich, 
ba gerade Sachſen e8 gewejen fei, das darauf angetragen habe. 
Der Yuftigminifter weist die Vorwürfe ziemlich gereizt zurück. 

»  @reußen). Abg.-Haus: In Folge ber Annahme des Eon: 
folidationsgefeges bringt der Finanzminifter, ohne bie Zuftimmung 
bes Herrenhaufes abzuwarten, einen Nachtragscredit für 1870 ein, 
hauptſächlich zu Univerfitäts: und Seminarzwecken. 
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17. Dee. (Preußen). Abg.Abg.: Budget, Dispofitionsfonds Debatte 
über bie Verwendung ber Einkünfte aus ben mit Beſchlag belegten 
Geldern ber Depoffedirten: - 


Schreiben des Stantsminifteriums an den Präf. des Haufes 
der Abgg. v. 10. Dec. d. J.: „Im der Sigung des Haufes der Abgeord- 
neten vom 6. v. M. ift die Anfrage an die Staatsregierung gerichtet worden, 
ob nad) ihrer Auslegung der Geſehe über die Beichlagnahme des Bermögens 
des Königs Georg und des ehemaligen Kurfürften von Hefien eine Rechnungs» 
legung über die mit Beichlag belegten Gelder an den Vandtag ftattzufinden 
babe, oder ob die Staatsregierung von einer ſolchen Rechnungslegung befreit 
zu fein glaube. Mit Begug hierauf beehren wir ung, bie Er Erklärung 
dahin abzugeben, daß über diejenigen von der Beſchlagnahme betroffenen Gelder, 
welche in Gemäßheit des Staatshaushaltsetats aus der Staatskaſſe zu zahlen 
find, die Rechnungslegung durch den Nachweis der Verausgabung an die 
empfangsbereditigten Etellen zu bewirken fein wird. Cine derartige Zahlung 
ift indeflen durd) den Staatshaushaltsetat nur infofern vorgejehen, als unter 
den Apanagen der dem ehemaligen Kurfürften von Heſſen durch die Hof⸗ 
dotationsurfunde vom Jahre 1831 hewilligte, durch den Bertrag vom 17. Sep» 
tember 1866 zugeſicherte Betrag von 800,000 Rthlr. enthalten ift, von 
weldem na 8 4 a. a. D. die jährlichen Ueberſchüſſe nach Fixirung der Hofs 
etats dem Kurfürften baar gezahlt werden follten. Diefe Ueberſchüfſe find nad 
Eintritt der Beſchlagnahme an die mit der Verwaltung beauftragte Behörde 
abzuliefern, worliber dem SLandtage in der allgemeinen Rechnung über den 
Staatshaushalt der Nachweis geführt werden wird, Ueber die Verwendung 
der in Beſchlag genommenen Gelder, ſowohl des Königs Georg, als des che 
maligen Kurfüriten von Heſſen, glaubt dagegen die Staatsregierung zur 
Rechnungslegung an den Landtag nicht verpflichtet zu fein, indem die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben nicht für Rechnung der Staatskaſſe jondern der depoffe- 
dirten Furften erfolgen. Was insbefondere die Ausgaben betrifft, jo würde 
die Verwendung derjenigen Summen, welche der politifhen Ueberwachung der 
gegen Preußen gerichteten Umtriebe gewidmet find, fi ihrer Beichaffenheit 
nach der PBeröffentliäung entziehen. Die Staatöregierung glaubte aber die 
allgemeine Mittheilung machen zu follen, daß ſich der von ihr bet den Ber- 

andlungen über die Beihlagnahmegejete geäußerten Erwartung gemäß foldhe 

usgaben, weldhe vermdge ihrer Beſtimmung zur unmittelbaren oder mittel« 
baren Abwehr feindlicher Unternehmungen in die Rategorien der 88 2 der 
Verordnung vom 2. März 1868 und des Gelege: vom 15. Februar 1869 
fallen, in den nen erworbenen Landestheilen zahlreich genug ergeben haben, 
um es nicht zur Anfammlung von Beftänden aus den Revenüen der jequeftrirten 
Bermögensmaflen kommen zu laſſen. Euer Hochwohlgeboren erfuchen wir ganz 
ergebenft, den Inhalt dieſes unferes Schreibens gefälligft zur Kenntniß bes 
Sun ger Abgeordneten zu bringen.” (Folgen die Namen ſämmtlicher 

inifter. 

Debatte: Laster erinnert daran, daß im: Bezug auf die Einkünfte aus 
den mit Beſchlag belegten Geldern der Depofiedirten früher von Graf Bis⸗ 
mard die Zuficderung gegeben worden fei, dem Landtage Rechenſchaft abzu⸗ 
legen. Jetzt lehne das Minifterium dieß ab, Ihm ſei e8 recht, daß der Lands» 
tag mit diefen Ausgaben verſchont bleibe, aber beſſer wäre e8, wenn er übers 
zeugt würde, wenn auch nur moraliſch, daß die Gelder nur zu den Zwecken 
der Abwehr gegen die Umtriebe der Depoffedirten verwendet würden und 
niät zu anderen Zweden der Berwaltung. Windthorft (Meppen): Ich 
glaube, daß der Abg. Laster fi ein Verdienſt um das Land erwirbt, indem 
er das anregt. Rad der Erklärung der Regierung kann das Geld in der 
That zu allen möglichen Zwecken verwendet werden. DaB jcheint mir ganz 
exorbitant. Graf Beihuſy⸗Huc: Ich meines Theils bevauere es Tebhaft, 
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daß die Sache zur Sprache gelommen if. Mir ſcheint es doch ganz Har, daß 
es nit Sache der Regierung fein fan, für die Depofiedirten eine Sparbüchſe 
anzulegen. Wir hatten einen Antrag geftefit, das Geld aud für andere Ver⸗ 
waltungszwede zu gewähren und dann Rechenſchaft zu legen. Sie haben das 
abgelehnt, und ih Tann nur jagen: „tu l’as voulu George Dandin.“ 
Lasker: Wir haben in dem Geſetz klar ausgeſprochen, zu welden Zwecken 
das Geld verwendet werben ſoll, und der Winifterpräfident hat die Rechnungs⸗ 
legung zugejagt. Hagen (Börlig) beantragt, da die RegierungScommilläre 
nicht geneigt jchienen, die Ehre der Berwaltung zu reiten, die Sache fallen zu 
Iofien, bis der Minifter des Innern anweſend ſei. Lasker: Es befindet ſich 
ein Miniſter unter den Regierungscommiſſären, und jene Antwort war uns 
zugegangen vom Geſammtminiſterium. v. Hoverbeck will nur daran er⸗ 
innern, daß die Fortſchritispartei bei der Berathung diefer Angelegenheit ihre 
Raflandrafiimme erhoben hat, um davor zu warnen, der Regierung jo große 
Fonds zur Dispofition 3 u fielen. Dr. Vi rchow: Es ift auffallend, daß, jeit 
die Fonds mit — *2 belegt ſind, Alles von der Welfenlegion und den an⸗ 
deren Umtrieben der Depoſſedirten ſtill geworden iſt. Um jo mehr hätte die 
Regierung die Verpflichtung, zu jagen, welche Thatſachen fie veranlaflen, die 
Beſchlagnahme und bie geheime Verwendung der Gelder fortzuführen. Der 
Minifter der landw. Angelegenheiten: Da ich perjönlih provozirt bin, jo 
will ich mur bemerken, daß der Beſchluß vom Staatsminifterium gefaßt und 
fein einziger Minifter in der Lage ifl, etwas Anderes zu erklären. Der Dis- 
pofitionsfonds wird bewilligt. 


Der Etat für 1870 wird in zweiter Beratung zu Ende ge- 
bracht und definitiv genehmigt. 

Die Nachtragscredite für 1870 werben, fo weit fie Univerfitäts- 
und Seminarbebürfniffe befriedigen follen, genehmigt, bagegen ein 
vom Kriegsminifter geforberter Nachtragserebit von Thlr. 150,000 
abgelehnt. 


18. Dee. (Preußen). Das Herrenhaus genehmigt das Confolidations: 
gefeb für die Staatsihuld fait einftimmig. 


um (Preußen). König Georg v. Hannover läßt der Welfenlegion 
in Frankreich anzeigen, baß die Bezüge derjelben mit dem 15. April 
1870 aufhören mwürben. 
„— 0. Dee (Medlenburg). Landtag: Die vorgefchlagenen neuen 
. Eteuern werben theild angenommen, theils abgelehnt. 

20. „u (Preußen). Das Herrenhaus lehnt den Beſchluß des Ab— 
georbnetenhaufes bez. Ausdehnung ber Competenz der Schwurgerichte 
auch auf politiihe Verbrechen und Prefvergehen (Antrag Eberty) 
feinerfeits ab. 

21 u Ereußen). Das Herrenhaus genehmigt ben Etat für 1870 
einjtimmig nad ben Beſchlüſſen des Abg.-Haufes, alfo mit ben 

- Abftrichen namentli im Etat des Auswärtigen und bes Cultus. 


„ n @reußen). Die Stabtverorbneten von Derlin befchließen bie 
Unentgeltlichleit der Volksſchule innerhalb ihrer Competenz und bie 
Stadwerordneten einiger anderer Städte, 3. B. Gladbach, thun 
basfelbe, 
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— Dec (Coburg⸗Gotha). Frage ciner Firdlichen Union beiber 


28. 


Herzogthümer. Es ergibt fih, daß Gotha gegen Coburg für eine 
folhe ift, während umgekehrt Coburg gegen Gotha für bie politifche 
Union ſich ausgeſprochen Bat. 


„ Die Oeneralverfammlung bes allgemeinen deutſchen Arbeiter⸗ 
vereins in Halle bejtätigt ben Beſchluß des Vorſtandes in Leipzig, 
dur welchen Dr. v. Schweiber als Präfident und Mitglied entjebt 
und durch Mende erſetzt wird. 


Die verſchiedenen Fraktionen der ſocialiſtiſchen Arbeiterpartei find am 
Schluſſe des Jahres mehr als je unter fi zerfallen und bekämpfen ſich 


bitterer als ie mit allen Mitteln, Schweiger und Mende, Bebel und Sieb» 


knecht u. ſ. w 

„  (Breußen). Schulze⸗Delitzſch ruft gegen das Verlangen der 
Arbeitgeber in der Waldenburger Strike-Angelegenheit als gegen 
einen Eingriff in die berechtigte Freiheit der Arbeiter auf. Andere 
erkennen darin lediglich ein Recht der Arbeitgeber, zu dem ſie ihrer⸗ 


ſeits gleichfalls befugt ſeien. 


2. Bie füddentfhhen Slaalen. 


4. San. (Bayern). Bei der Zollparlamentswahl in Kiffingen unter 


6. 


n 


liegt der Neg.:Präfident v. Unterfranken, Graf Lurburg, gegen ben 
ultramontanen Candidaten Freiherrn v. Zu: Rhein Sohn mit 5770 
gegen 6361 Etimmen. 


„ (Württemberg). Landesverfammlung der Bollspartei in 
Stuttgart. 


Den erften Gegenfland der Berhandlungen bildet die Organijation ber 
Partei und die Einführuug des Syftems freiwilliger aber regelmäßiger Bei- 
träge. Dann berichten Karl Mayer und Weith über die Verhandlungen des 
legten Landtags in der deutſchen Frage, über die Bildung des parlamen- 
tariichen Clubs der PVollspartei und das Verhalten der der Partei feither 
angebörigen Abgeordneten, wobei der Nichibeitritt der Abgeordneten Becher, 
Erath, Präfflin, Ammermüller erwähnt und der Austritt der Abgeordneten 
Nüßle, Oeſterlen, Heß und Nägele angezeigt wird. Aus den Berichten ergibt 
fih, daß die verjchievene Abftimmung Über die Adreſſe zu einer Differenz in 
der Partei keinen Anlaß gegeben hat, wohl aber biejenige über das Sick'ſche 
Amendement von den Verträgen. Die Unvereinbarkeit der Abftimmung für 
das lehtere mit dem Parteiprogramm mird insbejondere von Tyreje hervor- 
gehoben. Ueber die Kammerverhandlungen in den inneren Fragen, jo wie 
über die hieher bezüglichen Vorlagen der Regierung erftattet der Abg. Niet» 
hammer Bericht. In diefen Fragen, namentlich in der ber Abjichaffung der 
Lebensſslänglichkeit des Ortsvorfteheramts, beauftragt die Verſammlung das 
Zandescomits mit Vorbereitung einer gründlicden und umfafienden Agitation, 
zu deren Ausführung gegen Oftern eine meitere Landesverſammlung veran- 
ftaltet wird. Zum Schluſſe werden die Wahlzettel abgegeben zur Neuwahl 
des LRandescomits’s, das den Anwachſen der Partei entiprehend aus 64, 
ftatt wie bisher aus 36 Mitgliedern zuſammenzuſetzen beichlofien wird. 


„» Baden). Der Bürgermeifter Stromeyer in Konftanz erhält 
von ber erzbilhöfl. Curie in Freiburg bie britte Verwarnung mit 
beutlicher Ercommunicationsandbrohung. 


8. „ (Bayern). Die Armee wirb in zwei Armeecorps bon je zwei 


Divifionen getheilt, und den Gen. v. db. Tann und Hartmann bie 





Die füddeutfgen DBtaaten, 451 


Commandos derſelben übertragen, Prinz Luitpolb zum General⸗ 
inſpektor der Armee ernannt. 


14. Jan. (Baden). Der Bürgermeiſter Stromeyer in Konſtanz wird 
von ber erzbiſchöfl. Curie in Freiburg mit ber ſog. kleinen Excom⸗ 
munication belegt: 


Erzbiſchofliches St, Stephans-Stadtpfarramt In Konflanz beauftragen 
wir, nachſtehende Enticheidung dem Katholiten Herrn Stromeyer zu verkünden. 
Wie wir demfelben durch unfern Erlak vom 26. November v. J. eröffneten, 
ift er ſchon feit einer Reihe von Yahren dffentlich den Anorbnungen und Aus⸗ 
ſprüchen feiner Kirchenbehörde entgegengetreten. Er hat in&befondere dazu mits 
gewirkt, daß katholiſche Stiftungen und Säulen der Tatholifchen 
Verwaltung und Verwendung entzogen wurden, fih überhaupt den Rechten 
und Interefien der Katholiten gegenüber nicht jo verhalten, wie es die 
Pflicht eines Katholiken erheifcht. Wir haben diefen Katholiken deßhalb auf 
feine Pflichten alS Angehöriger der Katholischen Kirche unferer oberhirtlichen 
Pflicht gemäß aufmerkſam gemadt. Zu unſerm größten Schmerze hat der⸗ 
jelbe die Ermahnung der kirchlichen Autorität nicht beachtet, ja er ift fogar, 
trog wiederholter Erinnerung an feine Pflichten gegen diejelbe und bie Kirche, 
bei der Erklärung beharrt, er ſtehe in diejer religidjen Angelegenheit nicht 
‚mit der Kirchenbehörde in Gefchäftsverbindung, er nehme von ihr Teine Mit» 
theilung entgegen, gehorche aljo ihren Anorbnungen nit. Da dert Katholik 
Mor Stromeyer hiernach beharrlich fich weigert, die Kirche zu hören und die 
kirchliche Autorität nicht anerkennen will, die ihm als Katholik obliegenden 
Pflichten alſo beharrlich verlegt und ſich jo felbft von den entiprechenden 
Rechten ausgeſchloſſen hat, jo ſchließen wir andurch denjelben von den kirch⸗ 
lichen Gemeinfchaftsrechten und dem Empfang der heiligen Sakramente in fo 
lange aus, bis er in fi gehen und feine kirchlichen Pflichten erfüllen wird. 
Wir fehen dem Bericht über den Bollzug des Erlaſſes entgegen. (gez.) 
T Lothar Kübel.“ 


Gleichzeitig mit dem Excommunicationsbeſchluß wird dem Bürgermeifter 
vom Pfarramt St. Stephan zu Konftanz angezeigt: „In Folge hiervon 
Lönnen Sie gemäß 8 2 Abſ. 2 S. 14 der Verwaltungsinftruftion nicht mehr 
Mitglied der katholiſchen Stiftungscommiffton fein, weßhalb wir hier in Hin 
tunft an Herrn Gemeinderath Vögelin, als dienftälteftes katholiſches Mitglied 
des Gemeinderath3, die Einladungen zu unferen Stiftungscommijfions-Sigun- 
gen ergeben laſſen werden. Derjelbe wird auch den zweiten Schlüflel zur 
Depofitenkifte in Bermahrung erhalten.” . 


Sofort tritt eine zahlreih befuchte Bürgerverfammlung zufammen und 
beſchließt einftimmig folgende Erflärung: „Was wir kaum möglich hielten, 
ift gejchehen. Ueber unferen Bürgermeifter Stromeyer wurde die Ercommunis 
cation ausgefprochen. Wir bedauern es tief, daß e8 möglich war, in einer 
Zeit, in welcher geiftiger Fortfehritt und feinere Humanere Bildung immer 
mehr zur Geltung kommen, fich noch ſolcher Mittel zu bedienen, die ſchon ab⸗ 
gerolte Jahrhunderte gerichtet haben, ſich derſelben zu bedienen, um das 
Streben eines Mannes zu verbächtigen, der im Verein mit andern gleich 
gefinnten Männern zum Wohl und zum Aufblühen unferer lieben Stadt 
fein Möglichftes thut. Doch das Tann nur ſchwache und fanatifirte Menjchen 
beirren; und um zu zeigen, daß es auf uns feinen andern Eindruck als den 
der Enträftung macht, daß eine Kirchenregierung fich folcher dunklen Mittel 
noch bedienen kann, um ſich gegen den Foriſchritt anzuftemmen, um vielleicht 
da und dort Zwietracht in Familien und Freundeskreiſe zu freuen, wollen 
wir das öffentlich erklären, Unfer Heim ift zu einem blühenden Ort geworben, 
und aus einem Zuftand ſchläfrigen Sichgehenlaſſens if ein reges Träftiges 
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orsörte, was ir Raih jet alıın Zeiien verisafkie uub m Seiten ber Edesi» 
dung verlor, IB wider iu Die Hände Terer zuridgrgeken, temm «5 orhäet 
m vie 5 mit Bilgreiieder Gil, mi Lebe ums mi Ynlepfrrung für's 
les. wider mehr und mehr jdn Gh dahia zu ridien, Die Eyaltung cmm- 
feltendder Unteridjiete igrefer auszubilden, iR cin Zukenb ter Scale ge- 
worden uud wird ſich weiter mede bläßenper bilden, ter Die dieißluke Piche 
und Tulvung über menihlide Rcheuablicten Pet, der cine tüdtige Vildemng 
im allen Thelmn des Biliens und Sinnen jcım von aller Etirumg durdı 
conictiondhe als das Wichtige ancrlami, was wir unieım Sinderm, 
Ser Zutuuft Gemeinde gehen lannen. Wir wellen Irine Eyaltungen, 
wir wollen Zricden haben, wir wollen lein Burkägchen im bumfle Zeitum 
roher, fanatifirter, ungeredgter Jahr wir wollen den Serikhriit. Wir 
haben dieſelbe Abſicht, daſsſelbe Streben bewegt ums, dem unier werbienier 
Burgermeiſter fo thatkraftigen Ausorud gab. Wir ſprechen öffentlich unterm 
warmen Tant für ‚ jeder Einſchüchterung unzugängliches 
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und mitgefühlt, und feine Schredmittel folder Art können uns ängfigen 
und uns abhalten, die Bahn des Fortſchritis und der freien Beuummg zur 
8 


en, 
Die Sache madıt bei den ſlädtiſchen Eollegien überall in Baden, da fie in 
ganz ähnlicher Lage find, wie diejenige von Konſtanz, gewaltiges Aufſehen, 
und eine Reihe Dderjelben richtet unter dem Borgange des Gemeinderaths 
und Blirgerausfchufles von Mannheim Zuftimmungsadrefien an den Ex—⸗ 
communicizten. " 


15. Jan. (Württemberg) In einer Berfammlung ber Zollparlaments: 


abgeorbneten wirb ein Antrag auf Niederlegung ber Mandate und 
auf Appel an bas württ. Volt abgelehnt. 


» (Bayern) Der von ber Regierung ausgearbeitete erfte Entwurf 
zur Umgeftaltung ber Reichsrathskammer wird zurüdgenommen, um 
vom Minifterium des Innern umgearbeitet und bald gänzlich fallen 
gelaffen zu werben. 


Der Wortlaut oder eine authentiiche Analyfe des Entwurfs ift nicht be⸗ 
kannt geworden. In einem nordd. Blatte wurde dagegen eine Analyſe mit« 
etheilt, der wenigſtens weder officiell noch officids widerſprochen worden if. 
emgemaß follte nach jenem erften Entwurf die Umgeftaltung der Kammer 
durch ſecht verſchiedene Geſetzentwürfe bewerfitelligt werden, von welden die 
erften drei die bereits beflehenden Kategorien der erblichen Reichsrathswürde 
ihres eclufiven an zu entkleiden beftimmt waren, der vierte die gleich- 
falls bereits beſtehende Kategorie der vom König zu ernennenden Pairs behan⸗ 
delte, und der fünfte eine neue Kategorie einführen wollte, während der jechste 
mehr reglementärer Natur war. | 
er erſte dieſer Geſetzentwürfe habe fich mit der Abänderung des (Be⸗ 
griffs der) —S beſchäftigt, und verfügt, daß das Recht, Fideicommiſſe 
zu grunden, nicht mehr ausſchließlich dem Adel zuſtehen ſollte, ſondern daß 
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Samilienfibeicontmifle, kraft welcher ein Grundvermogen zum underäußerlichen 
und untheilbaren But erflärt wird, fortan zum Bortheil einer jeden Familie, 
und von einem jeden, welcher über das feinige frei zu verfügen befugt ift, 
ſollen errichtet werden fönnen. Diefe Abänderung der Berfaflungsurkunde ift 
damit motivirt, daß die Beſchränkung des Rechts Fideicommiſſe zu gründen 
auf den Adel weder mit den materiellen Berhältmiffen, noch mit den Anfichten 
der Gegenwart über die Gleichheit vor dem Geſeß im Einflang ſiehe. 

Der zweite Gejegentwurf befeitigt das ausſchließliche Vorrecht der Primo 
genitur⸗Fideicommiſſe, indem er die Verleihung der erblichen Reichsrathswürde 
an im Geſammibeſitz befindliche Familien zuläßt, und bejagt, daß die erbliche 
Reichſsrathswürde einer Familie verliehen werden könne, wenn ein Grundbeſitz, 
bon welchem ein Steuerfimplum von 300 fl. zu entrichten ift, in Folge fidei⸗ 
commiſſariſcher Dispofitionen, Yamilienverträge, Herkommens oder lehenrecht⸗ 
licher Berhältnifie in der Art als unveräußerliches Yamiliengut befteht, daß 
e8 unter Vorzug des Mannsftammes vor der weiblichen Nachkommenſchaft 
vererbt und vom Manngftamme gleichzeitig und gemeinfam befeflen wird. In 
diefem Hal hätten die im Gemeinbeſitze befindlichen volljährigen Familiengenofſen 
unter ih denjenigen zu wählen, welcher auf feine Xebenszeit die Vertretung 
der Familie im Reichsſsrath ausübt, falls dieß nicht ſchon durch fideicommiſſariſche 
Verordnung, Vertrag oder Herkommen beſtimmt iſt. Einigen ſich die Mit⸗ 
beſitzer bei der Wahl nicht, jo würde der an Jahren Aelteſte als ihr Vers 
treter betrachtet, die jo gewordenen Reichsräthe wären zu den erblichen zu 
zählen. (Die Zahl von Gütern der bezeichneten Art ift zumal in den frän- 
filchen Provinzen nicht unbedeutend; ja es ift eigentli der größere Theil 
des Yamiliengrundbefiges in Bayern in Folge jener Beflimmungen in der 
Reichſsrathskammer unvertreten geblieben.) 

Der dritte dem gleichen Zweck dienende Gejehentwurf räumt den Häuptern 
der ehemals reichsftändiihen Familien, jowie den übrigen erblichen Reichs⸗ 
räthen die ihnen bisher verjagte Befugniß ein, fi dur ein Mitglied ihrer 
Familie vertreten zu Tafien, daß die den Forderungen des Art. 7 des Wahl⸗ 
gejehes vom 4, Juni 1848 für den Abgeordneten entſprechenden Eigenſchaften 
befigt. Die einmal ertheilte Bevollmädtigung kann nicht verändert werden, 
bevor die Sikungen des Vandtags geſchloſſen oder vertagt werden; doch flünde 
e8 dem Vollmachtgeber jeberzeit frei, ftatt des Bevollmächtigten felbft zu er- 
feinen. Die fo aufgeftellten Vertreter nähmen aber in den Ausichüffen oder 
fonftigen dur Wahl defekten Thätigkeiten nit an und für fih die Etelle 
der Vollmachtgeber — und umgelehrt — ein. Ferner verlangt der Entwurf, 
daß die. erblichen Neihsräthe entweder in Perfon oder durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten in den Kammern zu erſcheinen haben. (Diejes Gefe gewinnt durch 
den Umstand praftiihen Werth, daß mehrere Standesherren regelmäßig und 
gleichzeitig in verjchiedenen erften Kammern zu fungiren haben, wodurch noth⸗ 
wendig in einer der Kammern die betreffende Familie nicht vertreten ift.) 

Der vierte Gefeßentwurf erhöht die Verhältnikzahl der Tebenslänglichen 
zu den erblichen Reichsräthen von % auf 4%. Werner enthält er Beitimmungen, 
welche den Iebenslänglichen Reichsräthen dag Recht wahren, unter Beibehaltung 
ihres Rangs und Titel auf ihren Sig in der Kammer zu verzichten, zugleich 
aber auch anorbnen, daß, wenn ein Lebenslänglicher Reichsrath, ohne geſetzlich 
gehindert zu fein oder Urlaub verlangt zu haben, während zweier Sitzungs⸗ 
perioden in ter Kammer nicht erſcheint, fein Sig als erledigt zu betrachten fei. 

Der fünfte Gefegentwurf übertrifft an Wichtigkeit und Tragweite alle feine 
Vorgänger. Derſelbe beſtimmt nämlid, daß, außer den bisherigen Kategorien, 
fortan in der Sammer der Reichsräthe dreißig gewählte Mitglieder Sit und 
Stimme haben follen, und zwar a) je ein Vertreter der drei Univerfitäten, 
des Polytechnikums und der Akademie (die Profefioren der genannten Bildung» 
anftalten wählen unter fi ihre. Vertreter), b) acht Vertreter des Handels und 
der Induſtrie (und zwar wählen die Gewerbes und Handelskammern ber acht 
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Regierungsbegirie je einen Vertreter), c) adt Berkreirr des großen @rundbe- 
fies (jene 300 Einwohner eines Kreiſes find activ und pafliv wahlbefähigt, 
welde zur Zeit der Wahl und in den drei vorhergehenden Jahren die höajte 
Grundſieuer im Kreis entrichtet Haben), und endlich d) acht Vertreter di 
groben Sim Städte (zur Wahl eines Vertreters find in einem jeden Kreiſe — 
300 Ei ‚ner der unmittelbaren Städte des Kreiſes activ und paſſiv wahl» 
fähig, ie an 1 Haus,Gintommens und Rapitalrentenfteuer zur Zeit der Wahl 
und in den drei vorhergehenden Jahren den Hödhften Betrag im Kreis entri 
haben). Die Wahl geſchehe auf die Dauer von ſechs Jahren. Die Ge 
wählten beziehen feine Diäten oder fonftige Entjhädigungen, den Bertretern, 
welde auswärts wohnhaft find, werden jedoch die Koften einer einmaligen Hin» 
und Zurüdreife vergütet. Der Entwurf zählt dann die Fälle auf, welde von 
der activen und paffiven Wahlfähigkeif in allen Klaſſen ausſchliehen: fie find 
diefelben, welche das Wahlgefeg vom 4. Juni 1868 für die Abgeordneten 
feel. Der Entwurf bejagt ferner, daß, wer bereitß als erblider oder 
Iebenslängli; ernannter Reihsrath der erften Kammer angehöre, in feiner 
der obengenannten Kategorien mehr wahlberechtigt jei. Wäre eine und dieſelbe 
Berfon jomogt, in der Klafje der Gutsbefiger als in jener der Stadtbewohner, 
ober wäre fie in verſchiedenen Kreiſen wahlberehtigt, jo habe diefelbe zu er⸗ 
Hlären, welches der mehreren Wahirechte fie ausüben wolle. Diejenigen, welde 
auf ſolche Weile an der Wahl nicht theilnehmen können, find bei der Zahl 
der Hochſtbeſteuerten außer Anfag zu Iafien. Die Wahl müſſe unter Leitung 
eines vom König beftinmten Wahlcommifjärs vorgenommen werden; ein Auge 
ſchuß von fieben Mitgliedern, welden der Commiſſar ſelbſt zw berufen hat, 
fteht ihm bei der Beftftellung des Waplergebniffes zur Seite. Die Wahl jelbft ger 
jchehe durch perfönfiche Uebergabe oder fepriftlihe Einjendung bes eigenhändig 
unterzeichneten Wahlzettels. Zur gültigen Wahl ſei die Abftimmung von 
drei Biertheilen der Wahlberedtigten mothwendig. Abfolute Stimmenmehrheit 
entſcheide. Sei diefe nicht erreicht, jo werde engere Wahl vorgenommen. Die 
Wahl könne ohne Angabe von Gründen abgelehnt werden, und jeder Gewählte 
tönne zu jeder Zeit die Reichsrathswurde niederlegen, Neuwahlen feien bei 
achsrathsſtelle innerhalb vier Wochen anzuordnen. Durch 
mer der Abgeorbneten erldſche von ſelbſt auch die Ber 
: gewählten Neichsräthe, und in vielem Fall Habe eine 


m 
Bejeßenttourf endlich benennt die Fälle, welche bei Berechnung 
Gegenwart zur Beſchlußfähigkeit der Kammer der Reichs 
nicht in Rechnung gezogen werden bitfen. 


18. Jan. (Heffen). IE Kammer: Die Regierung wird wegen ber Ver: 


22, 


25. 


orbnung bes Königs von Preußen vom 22. Dec. 1864 bez. Bes 
freiung ber Offiziere von Communallaften interpellirt. Die Antwort 
geht dahin, ber heſſiſche Bevollmächtigte verhanble eben darüber im 
Bundesrathe. 

» (Bayern). IL Kammer: Die Regierung zieht ihre (im Aus: 
ſchuß der Kammer weſentlich umgeftaltete) Vorlage bez. Errichtung 
eines oberften Verwaltungsgerichtshofes zurüd, um eine neue Vorlage 
zu machen, welde eine neue Organifation ber Verwaltungsrechtspflege 
überhaupt beziwede. 

» (Bayern). J.u. I. Kammer: Die Geſetzgebungsausſchüſſe beider 
einigen ſich bez. ihrer Differenzen über ben Civilprozeßordnungs⸗ 
Entwurf Bis auf die Stellung ber Staatsanwaltſchaft. 
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28. Jan. (Baben). Die Regierung leitet gegen ben Bisthumsverweſer 


n 


Kübel wegen ber von ihm über ben Bürgermeifter von Konftanz ver: 
bängten Excommunication Unterfuhung ein, indem fie barin einen 
Mißbrauch feiner Gewalt ertennt, da Stromeyer wegen feines öffent: 
lihen Verhaltens als Beamter, nicht wegen feines privaten Wans 
beis als Katholik gemaßregelt worben fet. 


» (Baden) In Mannheim wirb bie frage ber confelltonslofen 
Gemeindeſchule zur Entſcheidung gebracht und durch Abftimmung der 
verfchiebenen Confeſſionsverwandten zu Gunſten derſelben entichieben. 


»„ Bayern). HD. Sammer: Der Ausſchuß lehnt mit ben 
Stimmen berjenigen feiner Mitglieder, die ber Rechten unb ber 
Mittelpartei angehören, alle Anträge auf Nevifion des bejtehenden 
Wahlgeſetzes und alle Betitionen auf Einführung bes allgemeinen, 
directen und geheimen Stimmrechtes ab. Die Mitglieber der Yorts 
ſchrittspartei (Brater, Fiſcher und Gelbert) bleiben in ber Minderheit. 


„» (Württemberg). Die Denunziationsangelegenheit gegen ben 
Biſchof von Rottenburg entbrennt aufs neue 

durch eine angeblich „actenmäßige" Darftellung in den „hit. polit. Blättern?, 
die aber von der anderen Seite für in vielen Punkten geradezu gefälicht und 
überhaupt tendentidös gefärbt erflärt wird. Der abgejebte Regens Dr. Maft 
bat ſich nach Rom begeben, wo er von der Curie zuporlommend aufgenommen 
und verwendet wurde. 


1. Gebr. (Württemberg). Die neue Gerichtsverfaflung, ber neue 


3. 


Civil- und der neue Strafprozeß treten mit dieſem Tage ins Leben. 


» (Baden). Die Regierung erläßt eine neue Verordnung über 
die weltlihe eier der Sonn: und Feiertage, welche dieſe eier 
weſentlich einſchränkt. Der Bisthumsverweſer Kübel erläßt einen 
Hirtenbrief, in bem er betont, daß jetzt bie religiöje eier von ben 
Gläubigen nur um fo energifcher zu begeben fei, nicht ohne ben 
Geitenhieb, daß der Staat den Miaterialismus begünftige und bie 
Armen benadhtheilige. 


(Württemberg). Nachdem eine Mahnung des päpftlichen 
Nuntius in Münden vom 25. Auguft 1868 an ben greifen Biſchof 
von Rottenburg, auf bie Gründung eines „ächten“ Seminars im 
Sinne bed Tridentinums bedacht zu fein, und fo lange das nicht 
ber Fall ſei, wenigitend bie niederen Convicte in Ehingen unb 
Rottweil im Sinne der römijhen Curie zu reformiren unb den 
Director des höheren Convicts in Tübingen, E. Rudgaber, durch 
eine geeignetere Perjönlichkeit zu erjeßen, ohne Erfolg geblieben, 
befieblt nunmehr der Bapft jelbit durch ein fürmliches Breve bem 
Biſchof, den Convictsdirector Ruckgaber fofort zu entfernen und tadelt 
ihn heftig wegen der Entfernung bes (Denunzianten) Maft als 
Regens des biſchöfl. Seminars in Rottenburg: 
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J. Schreiben des. papfkliden Nuntius: „... Mm Kürze 
will ih anführen, was zur Kenntniß des heiligen Stuhls gebradt wor- 
den tft, befonder8 von ſelbſt in Würde flehenden Perſonen, weldde zwar 
zur Didcefe nit gehören, gleichwohl aber eine vollflommene Senntnik 
der Rottenburger Angelegenheiten befiten. Ich thue dieß mit größten Ber 
onügen, nicht nur damit Deine hochw. Herrlichkeit erlenne, durch weldhe Er⸗ 
wägung der h. Vater einzig geleitet war, al8 er den Entſchluß faßte, Dir 
einen Coadjutor an die Seite zu geben (in emittendo consilio adsignandi 
Tibi Cosdjutorem), jondern aud damit ich ben Gegenſtand bezeichne, auf 
weichen fi Deine Hirtenforgfalt zur größten Freude Sr. Heiligkeit richten 
önnte. 

„Was nun beſonders hervorzuheben iſt, bezieht ſich zunächſt auf den Zuſtand 
des Diöcefanclerud und die gegenwärtige Erziehung der geiftlichen Jugend. 
Niemand wird zwar anzweifeln, dak die weit größere Zahl der Priefter jener 
Didcefe fittlich unbejcholten, der Kirche anhängend, dem Gebet und der Frömmig-⸗ 
feit ergeben fei, und daß es nicht wenige Seelforger gibt, welche feine Mühe 
ſcheuen, um das Seelenheil ihrer Gemeinden zu fördern. Aber vom ganzen 
Clerus der Diöcefe kann diejes Urtheil nicht gefällt werden. In einigen 
Gegenden bejonder8 Oberſchwabens werten die Priefter vom Bolfe nicht 
hoch geichägt, und aus der Gewohnheit des Wirthshausbeſuchs, mit Hinten 
jegung aller Scheu, entſtanden ſchon wahre Aergerniffe, wie allgemein erzählt wird. 

„Es ift nun aber zu bejorgen, daß ſolche Uebelftände zunehmen, wenn nicht 
ein Heilmittel angewendet wird in Betreff der Erziehung und Bildung der 
geiftliden Jugend. Ich rede nit von den nievern Eonpicten in Ehingen 
und Rottweil, in welchen die Sünglinge in den philologischen und andern 
Disciplinen wohl fortjchreiten, jedoch im Religionsunterricht und in der Liebe 
zur hriftlihen Tugend nicht in gleichem Schritt ausgebildet werden, und dieß 
bejonders durch die Schuld einiger Xehrer, welche theils den hriftlichen Glaubens⸗ 
wahrheiten die Zuftimmung verfagen, theils mehr zum Wergerniß als zum 
Borbild find. Ich meine vor allem das höhere Convict in Tübingen, 
in welchem eigentlich die clericale Erziehung eingeprägt wird, und die Herzen 
der Jünglinge zum geiftlicden Leben vorbereitet werden. Es ift zwar befannt, 
daß mehrere außerordentliche Fromme Hebungen vorgeichrieben find, allein eben 
dort wird den Jünglingen eine ſolche und fo große Freiheit gelaſſen, und 
werden ſolche Mißbräuche geduldet, daß es ohne bejondere göttlihe Gnaden⸗ 
hilfe gleichſam unmöglich ericheint, die wahre Frömmigkeit zu pflegen, und 
jene Tugenden zu erwerben, welche die Zierde einer geiftliden Verſammlung 
durchaus bilden müflen. Es wird nämlich den Zöglingen geftattet mit andern, 
proteftantischen, Schülern aufs freiefte zu verkehren, mit denſelben die öffent- 
lichen Wirthshäufer der Stadt zu befuchen, daſelbſt manchmal bis zur zehnten, 
ja elften Stunde der Nacht zu bleiben, öffentliche Concerte und andere weltliche 
Unterhaltungen zu bejuchen, oder zum Theil im Eonvict ſelbſt zu veranftalten; 
alles was fie wollen zu leſen ohne irgend eine Auswahl der Bücher; der Lectlire 
von Zeitungen befländig obzuliegen (assidue incumbere) und die Partei der 
fogenannten Liberalen in kirchlichen und politiſchen Angelegenheiten zu ergreifen. 
Ich weiß nicht, ob es mit der Wahrheit durchaus übereinftimmt, was eine 
fonft ganz glaubwürdige Perjon erzählte, daß nämlih Tübinger Eonvictoren, 
nad) vorgängiger Erlaubniß des Directord, durch Geſang beim Gottesdienft 
der Proteftanten mitgewirkt haben. Und da nun die Rede auf den Director 
tommt, kann ich nicht umhin, einiges fpeciel zu jagen von dem hochw. Hrn. 
Emil Rudgaber, einem jonft mit Talent und Liebe zur katholiſchen Sache bes 
gadbten Dann. Seine praltiide und theoretifche Erziehungsmethovde kann 
durchaus in Teiner Weiſe gebilligt und geduldet werben. Beſtrebt die Herzen 
der Zöglinge zu gewinnen, gewöhnt gegen die Jogenannte moderne Civilifation 
Nahfiht zu Üben, eingenommen von PVorurtheilen gegen den, wie er fi 
einbildet, übertriebenen frommen Eifer, geftattet er den Zöglingen alles, fieht 
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in nichts eine Gefahr und willfährt den jugendlichen Wünſchen, ſich ſtützend 
auf den Grundſatz, daß ein feſter Charakter dann beſonders ſich erprobe, wenn 
er in voller Freiheit ſich ſelbſt überlaſſen wird. Dieſen Laxismus oder prak⸗ 
tiſchen Liberalismus bekräftigt er theoretiſch in ſeinen Vorleſungen über 
Paſtoraltheologie, wo er die Yünglinge abſchreckt von jenen frommen Schutz⸗ 
mitteln, welche von ihm Ausjchreitungen des frommen Eifer genannt werben, 
fo daß feine Borlefungen wie dazu gemacht erfcheinen, um laue, eigenfinnige, 
dem eigenen Geiſt und Gutdünken mehr als billig folgende Geiftliche heran 
zubilden. Darin liegt e8, daß er gegen jene Repetenten eine feindfelige Ges 
finnnng hegt (animum infensum alit), welche diefem Larismus nicht zuftim- 
men, und daß er den einen und den andern ſchon abzutreten gezwungen hat. 

„Endlih entitehen noch andere und nicht unbeveutendere Gefahren für die 
Convictoren im philoſophiſchen Curs, da faft alle Profefioren diefer Facultät 
an der Univerfität Tübingen Proteftanten find. Zudem wird den Zöglingen 
geftattet, daß fie nach Belieben auch Borlefungen von Profefforen hören, von 
welchen bekannt ift, daß fie offene Feinde des chriſtlichen Glaubens und jeder 
Religion find. 

„Das nun find die Hauptpunfte, andere von geringerer Bedeutung nicht 
zu erwähnen, weldde an den heil. Vater theils unmittelbar, theils mittelbar 
durch diefe apoftolifche Nuntiatur Über den Zuftand der NRottenburger Diöcele 
berichtet wurden (que ad Sanctissimum Patrem, sive immediate sive 
mediate, perbanc Apostolicam Nuntiaturam quoad statum Rottenburgensis 
Dioecesis delata sunt.) Es bedachte nun aber Se. Heiligkeit, Dir ſchon 
im Jahre 1857 in apoſtoliſchen Schreiben an Deine hochwürdigſte Herrlichkeit, 
gemäß der Aufgabe feines Amts und der pflihtmäßigen Sorge für die gartze 
Kirche, Deiner Herrlichkeit nicht wenige Rathſchläge und auch Vorſchriften 
gegeben zu haben, welche fih auf die oben berührten Gegenftände bezogen. 
Da Se, Heiligkeit nun jah, daß jene Nachtheile nicht nur in feiner Weile 
gehoben worden find, jondern fogar noch größere Gefahren drohen; da Se, 
Heiligkeit auch wohl wahrnahm, wie groß und jehwer die Schwierigkeiten find, 
tvelche Deine hochw. Herrlichkeit umgeben, und gegen welche fie zu kämpfen 
bat; da weiter Sr. Heiligkeit nicht unbelannt ift, daß andererſeits die beften 
Elemente in Deiner Diöceje jelbft noch nicht fehlen, wo der Geift der katholiſchen 
Einheit wie in den übrigen Theilen Deutſchlands allgemein im gläubigen Volt 
neubelebt erſcheint — fo hielt Se. Heiligkeit dafür, daß die Kräfte Deiner 
hochw. Herrlichkeit, welche ſchon hochbelahrt und durch körperliche Schwächen 
enttkrüftet iſt (Amplitudinis Tus Reverendissimæ state jam gravis et 
corporis infirmitatibus debilitate), zu jenem vielſeitigen Werk beſonders 
der Reform der geiftlihen Jugenderziehung nicht ganz ausreichen, und daß 
e8 deßwegen die befte Maßregel jei (optimum esse consilium ponendi ad 
latus), Deiner Herrlichkeit einen tüchtigen Geiſtlichen an die Seite zu ftellen, 
welcher Dich unterjtüge (qui Te adjuvet) und mit Dir wirke zur Beijeitigung 
ber steilen und zur Reform aller genannten Punkte nad) dem Geifte 

x Kirche. 

„Ich kann nicht glauben, daß Deine Herrlichkeit in diefer Anordnung (dispo- 
sitio) des heil, Vaters etwas anderes jehen könnte als ein Zeichen ver väter- 
lihen Sorgfalt, welche er Dir und Deiner Didcefe miderfahren läßt. Und 
e5 wäre auch dieſer Entſchluß wegen Ernennung eines Coadjutors Deiner 
Herrlichkeit jogleich mitgetheilt worden nad Eintreffen der Antwort von Seiten 
der StaatSregierung, welche noch erwartet wird. 

„Bevor ich dieſes mein Schreiben jchließe, kann ich es nicht über mich bringen, 
daß ich als Mitbruder im Epijlopat und als, wenn auch unwürdiger, Bere 
teeter des apoftoliichen Stuhls, es unterlaffe den frommen Eifer Deiner Herr⸗ 
lichkeit anzuregen, wenigftens einigeß gegen die herrichenden Mißbräuche der 
Didcefe ohne Berzug zu thun. Hier muß in erfter Reihe die Reformation 
des Tübinger Convicts genannt werden, welche kaum ftattfinden kann, went 
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nicht der gegenwärtige Necior Rudgaber eingeladen wird, um ein anderes 
Amt anzubalten (niei ad aliud implorandum munus invitetur). Auch weiß 
Deine hochw. Herrlichkeit wohl, wie fehr der hl. Bater gewünſcht bat, daß, 
fo lang ein echtes Seminar nad dem Sime des Tridentinums nicht errichtet 
fein wird, diefem Mangel einigermaßen abgeholfen werde durch die Anordnung, 
daß die geiftliden Jünglinge durch einen längern Zeitraum (etwa zwei Jahre) 
im NRottenburger Seminor verweiln. Die beiten Berichte Liefen über den 
Seminarregen3 ein. Wenn glei nämlich berichtet wurde, daß Dr. Maft 
manchmal vielleicht etwas ungelegen vorgehe und die Schwächen der Perjonen 
nicht genug fchone, jo ſtimmen doch alle darüber überein, daß jene Defecte von 
geringer Bedeutung find, wenn es fih um die jo widtige Sache der Bildung 
de8 Glerus handelt. Uebrigens wird dur die widtigften Zeugnifie berichtet, 
daß derfelbe (Maft) durch Frömmigkeit und Neligiofität fi” auszeichne, die 
Kunft Cleriker heranzubilden volllommen verftehe, mit unerfchrodenem Eifer 
die Gewohnheiten des weltlicden Lebens an den jungen Geiftlidden corrigirt 
habe, und in feiner Stellung faft zwanzig Jahre hindurch der Tatholifchen 
Sade viel nütze. Es ift in der That zu bedauern, daß die Zeit zu kurz ift, 
in welcher die geiftliden Yünglinge in dem genannten Seminar unter der 
Zeitung jenes trefflihen Mannes (optimi viri) bleiben. 

„sch Halte es daher für gewiß, hochgeehrter und hochwürdigſter Herr, daß 
e3 dem heil. Bater ganz lieb und angenehm fein wird, wenn Du in dem aus⸗ 
einandergejegten Sinn irgend eine Berbeflerung wie immer einführen kannſt. 
Indem ich dieß mit Vertrauen von der Frommigkeit Deiner hochwürdigſten 
Herrlichkeit erwarte, u. ſ. f.“ 

I. Breve des Papftes: „Deine drei Briefe vom 4. Sept., 9. und 
24. Oct. des verflofienen Jahres haben wir erhalten. In denjelben ſuchſt Du 
Dich, ehrwürdiger Bruder, uns gegenüber zu techtfertigen in Betreff der Ver⸗ 
wallung Deiner Diöcefe und der Bildung des Elerus. Aber aus den glaub- 
würdigften Zeugnifien haben wir, wahrlich zum nicht geringen Schmerz unjerer 
Seele, erfahren, daß noch vieles vermißt wird, was durchaus erforderlich ift 
zur rechten Verwaltung jener Deiner Diöcefe, und zur Erziehung, Bildung 
und Disciplin des Elerus, und was Deine ganze bifchöflige Sorge und Wach⸗ 
ſamkeit im höchſten Brad anfpreden maß. Du erimerft Di, ehrwürbiger 
Bruder! wie nachdrücklich wir durch unfer Breve vom 22. und 30. Juni 1857 
Dir wieder und wieder eingefhärft haben (Tibi ineulcavimus), daß Du mit 
ganzer Kraft unaufhörlih Dir angelegen fein Iafeft, eine ſorgfältige Verwal⸗ 
tung jener Didceje zu führen, für eine heilfame Bildung des Eleruß Sorge 
zu tragen, und defien Disciplin im guten Stand zu erhalten. Wir wollen 
auch vertrauen, daß Du die manderlei und ernten Mahnungen (varia ac 
seria monita) keineswegs vergefien haft, welche wir Dir in unfern bereit$ 
erwähnten zwei Briefen und in wiederholten Inftructionen geben Tießen: daß 
Du für das Heil der Deiner Hut anvertrauten Heerde auf das umfichtigfte 
vorſorgeſt, und alle Pflichten eines guten Hirten auf das gewiffenhafteite erfülleft. 
Nun aber mußten wir zur größten Betrübniß unferer Seele erfahren (summa 
animi nostri molestia agnoscere debuimus), daß in den geiftlichen Con⸗ 
bieten jener Deiner Didcefe ein größerer Eifer vbllig vermikt wird in allen 
jenen Punkten, welche die Hebung und Pflege der Religion und Yrömmigfeit 
betreffen, und daß im Tübinger Convict viele Uebelftände in der Lebensweiſe 
der Zöglinge, wie fie Clerikern durchaus nicht geziemen, überhand genommen 
haben, wovon jelbft öffentliche Blätter ſprechen. Ueberdieß hat der gegenwärtige 
Borfteher in dem ſelben Tübinger Convict, der Priefter Emil Rudgaber, nicht nur 
feine Sorge um das geiftliche Leben der Zöglinge, fondern er ſcheut ſich auch 
nicht, theilweije irrige, theilweile gar nicht genaue Lehren vorzutragen. Wie 
ſehr dieß der rechten Bildug von Clerikern wiberftreitet und ſchadet, und weld 
großes Verderben es den Elerifern jelbft und weldden Schaden e8 der Religion 
bereitet, verkennt gewiß Niemand, oder kann es nicht verfennen. Da wir aber 
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in Yeiner Weile zulafien Lönnen, daß eben der Priefter Emil Nudgaber das 
Amt eines Vorfteherd und Lehrers in demſelben Tübinger Convict länger 
fortführe, deßwegen legen wir Dirauf, und anbefehlen Dir (injungimus et 
mandamus Tibi), daß Du, foweit e8 auf Dich anfommt, ihn Jofort von 
jenen Aemtern entfernt (ut statim amoveas) und an feine Stelle einen an⸗ 
deren geiftlihen Dann fegeft, welcher, in Religion, Frömmigkeit, Tugend be» 
währt und mit der heilfamen Lehre wohl verjehen, die Zöglinge des Tübinger 
Convicis zum geiftlicden Leben und zur geiftlichen Disciplin forgfältig heran 
bilden, und ihnen die echte Lehre (germana doctrina) der Fatholifchen Kirche 
mit Fleiß beibringen fol. 

„Run können wir aber Dir nicht verhehlen, daß wir mit großem Erflaunen 
erfüllt wurden, als uns die von Dir getroffene in der That unüberlegte Maß⸗ 
regel (improvidum sane consilium) befannt wurde, daß Du aus dem Rotten- 
burger Seminar den geliebten Sohn, BPriefter Maft, verftößeft (ejiciendi), 
welder, durch Religion und Unbefcholtenheit bewährt, in demfelben Seminar 
das Amt des Rectors fleikig verwaltete, und im Ruhme ftand, daß er die 
Lehre und die Rechte der katholiſchen Kirche und dieſes heil. Stuhls ent⸗ 
ſchloſſen wahre und vertheidige und die Zöglinge recht bilde (qui catholica 
ecclesis et hujus sanct®s Bedis doctrinam ac jura strenue tueri a6 
propugnare et alumnos recte instituere gloriabatur). Auch Haft Du 
nicht Bedenken getragen, ehriv. Bruder, die Ehre desfelben Priefters ſtark zu 
verlegen (neque dubitasti ejusdem Presbyteri honorem vehementer ledere) 
und ihn beſonders bei Deinem Clerus zu verrufen (diffamare), Wir willen 
wohl, daß dieß von Dir gegen diefen Priefter gejchehen ift, weil Du fälſchlich 
den Verdacht hegteft, daß derfelbe etwas über Did an uns hinterbradt habe 
(eundem aliquid de Te ad nos detulisse), obwohl er jelbft dieß niemals 
gethan hat. Deßwegen unterlaffe nicht ein ſolches Unrecht (injuriam), wie 
Du es den Prieiter Maft zugefügt haft, in angemefiener Art wieder gutzu- 
maden und für feinen Namen und guten Ruf zu jorgen. Hier können wir 
nicht umhin, Di, nach der Pflicht unſeres oberften apoftoliichen Amts, wiederum 
auch durch diefen Brief in dem Herrn zu mahnen, aufzumuntern und aufs 
zurufen, daß Du alle Pflichten Deines fo gewichtigen bilchöflichen Amtes, 
worüber Du einft vor dem Fürften der Hirten ein ftrengftes Gericht zu be⸗ 
ftehen haben wirft, eifrig, fromm und gewiſſenhaft erfülleft, daß Du beſonders 
unfere beiden erwähnten Briefe an Dich ſteis vor Augen habeft, und alles 
daß, was Dir in ihnen bezeichnet wurde, auf genaueite ausführeft (accura- 
tissime exequaris), und Dich bemühelt, das Heil und Wohl jener Deiner 
Didcefe zu fördern. Wir tragen uns künftighin mit der Hoffnung, daß Du 
mit Hilfe der göttlichen Gnade diefen unjern wieverholten Mahnungen und 
Anbefehlungen (monitis et mandatis) eifrig nachkommen wolleſt. Und in 
diefer Hoffnung ertheilen wir Dir ꝛc. zc.* 


6. Febr. (Bayern) Biſchof Heinrich von Paſſau befämpft in einem 
Hirtenbriefe die „Angriffe, welche ſich neuerer Zeit gegen das noch 
bejtehende Recht, gegen bie beftehenden Geſetze und gegen bie bes 
ftehende Obrigkeit richten.“ 

„Unjere Heilige Religion hat bon ihrem Anfang an die Wichtigkeit und 
Nothwendigkeit der weltlichen Geſetzgebung und der weltlichen Obrigleit als 
eine unentbehrlice Schranfe und Schutzwehr gegen Sünde und Berbredien 
gebilligt, anerkannt und geheiligt. Gänzlih unvereinbar mit den Pflichten 
eines wahren Chriften ift daher die in unferer Zeit leider fo oft zu Tage 
tretende unverantwortlie und ftrafwürdige Handlungsweife, die weltliche Ob⸗ 
rigkeit und die weltlichen Gefeke zu verhöhnen, zu - verfpotten, lächerlich oder 
verhaßt zu machen, zu ſchmähen, zu läſtern, oder denfelben in boShafter, hinter⸗ 
liſtiger oder gemwaltthätiger, ungejeglicher Weiſe entgegenzutreten. Riemalß, 
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Geliebtefte in Jeſu Chrifto! Iaffet euch, aus was immer für einem Grunde, 
oder von wem immer, zu einer derartigen unerlaubten und ungejeglichen 
Handlungsweile verleiten oder verführen.“ 

41. Sebr. (Bayern). I. Kammer: Der Militärausfhuß beichlicht bez. 
der Militärſtrafprozeß-Vorlage ber Negierung mit 5 gegen 4 Stim⸗ 
men die Meberweifung gemeiner Verbrechen und Vergehen von Miliär: 
perfonen an bie Civilſtrafgerichte. Der Kriegsminifter erflärt das 
Zuſtandekommen des Militärftrafgefeges für unmöglich, falls Die 
Kammer einen ähnlihen Plenarbefhluß fallen jellte. 


»  n (Baden) Die Nonnen bes ohne Bewilligung des Staats 
errichteten und daher von der Regierung aufgehobenen Klofters auf 
bem Lindenberg bei Freiburg werben polizeilih ausgewiefen. Die 
Frift zur Räumung bes Kloſters war am Abend vorher abgelaufen, 
und hatten fi bie Schweitern geweigert, es freiwillig zu verlafien. 


12. — 13. Febr. (Bayern). I. Kammer: Debatte über die Einführung 
des allgemeinen geheimen birecten Wahlrecht. Dasſelbe wird mit 
92 gegen 48 Stimmen abgelehnt. 


15.—17. Sehr. (Bayern). I. Kammer: Oeneraldebatte über das Schul: 
gejeb. Neferent des Ausſchuſſes: Abg. Gelbert. 
Die Regierung madt eine Vorlage bes. Einführung bes metriſchen 
Maßes und Gewichtes und verlangt einen Credit von 4,765,000 fl. 
für Einführung neuer Hinterladungsgewehre (nach dem Werder. 
ſchen Syſteme). 


16. „ (Bayern). Ein halbamtlicher Artikel der A. A. Z. beſtreitet, 
daß „die Beſtrebung Bayerns wegen Erzielung eines Bündniſſes 
der ſüddeutſchen Staaten noch keine formelle Geſtalt angenommen 
habe“ und fügt bei: 


„Was bis zum Herbſt 1867 ſowohl zur Erzielung einer Vereinigung der 
fübbeutfchen Staaten unter fi, als ihrer nationalen Verbindung mit dem 
norddeutihen Bunde gefchehen, davon gibt die Rede des Fürften Hohenlohe 
vom 8. October jenes Jahres jo mweit Aufſchluß, als dieß zuläſſig if. Was 
ſeitdem geſchah, darüber wird zur gehörigen Zeit die nöthige Aufklärung nicht 
unterbleiben. Aber bas muß ſchon jegt bemerkt werben, daß ſowohl hinficht⸗ 
lich der Form, in welcher der im Art. 2 der Nikolsburger Präliminarien 
vorgeſehene Verein der Staaten üblich des Mains zu geſtalten wäre, als auch 
hinfichtlich der Art, in welcher diefer Verein feine nationale Verbindung mit 
dem norddeutſchen Bund zu juchen hätte, den Beftrebungen des Fürſten Hohen- 
lohe längft im Detail ausgearbeitete artikulirte Verfaffungsentwärfe zu Grunde 
Liegen, und dieſe Beftrebungen daher eine „formelle Geſtalt“ auch in dieſer 
Hinficht allerdings angenommen haben.“ 


18.—23, Sehr. (Bayern). I. Kammer: Specialberathung des Schul: 
gejeßentwurfs. Derfelbe wird mit manden Modificationen ſchließlich 
als Ganzes mit 114 gegen 26 Stimmen angenommen. 


18, Febr. 18. März, (Württemberg) Verſammlung ber erften 
württ. Landesſpnode. 
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36. Zebr. (Bayern). Die IE. Kammer nimmt den neuen Civilprozeß 


28. 


mit 113 gegen 13 Stimmen an. 


„ (Württemberg). Landesverfammlung ber deutſchen Partei 
in Geislingen. 


Dieſelbe iſt von ca. 2000 Theilnehmern aus allen Theilen des Landes 
beſucht und beſchließt einſtimmig eine Reſolution in 3 Punkten als Pro⸗ 
gramm der Partei: I. bez. der nationalen Frage: „Die Landesverſamm⸗ 
lung der deutjchen Parlei erklärt im Anflug an ihre früheren Kundgebungen 
und in Uebereinftimmung mit der großen Mehrheit des deutichen Vollkes: 
Der Eintritt der ſUddeutſchen Staaten in den norbdeutfchen Bund ift der 
naturgemäße Weg zur Verwirklichung der Iang erſehnten Einheit des 
Baterlandes. In den. freien Willen Sübdeutichlands ift es gelegt, Dielen 
Meg zu betreten; für die Megierungen ift e8 dringende Pflicht, Verhandlungen 
hierüber zu eröffnen. Seine europäiſche Macht hat ein Recht, gegen die fort« 
Ireitende Einigung Deutichlands Einſprache zu erheben. Drohungen des 
Auslands dürfen die Nation nicht aufhalten in der Arbeit für dieſes 
höchfte und berechtigte Ziel.“ II und III enthalten die Forderungen Tiberaler 
innerer Reformen. 


Anf. März (Baden). Die päpftliche Curie verwirft bez. der Erzbifchofs: 


4. 


[U 


10. 


wahl die Anfiht der Kapitelemehrheit, welche fih im Sinne der Re: 
gierung für Ergänzung ber Candidatenliſte ausgefprochen hatte, indem 
fie fih auf das päpftliche Breve vom 6. Juli 1868 beruft, wels 
ches dem Kapitel eine Ergänzung unterfagte. 


„ (Hefjfen). Die II Kammer nimmt das Genoffenfhaftsgefek 
des nordd. Bundes einftimmig für das ganze Großherzogthum an. 


» (Bayern). In der Pfalz entwidelt ſich eine Tebhafte Agitation 
für Aufhebung ber getrennten confelfionellen und Einführung von 
Communalſchulen. Der Bifhof von Speyer erläßt dagegen einen 
befonderen Hirtenbrief ohne viel Erfolg. 


„ (Bayern). Reichsrath: Der zum Gorreferenten über den Schul: 
gefegentwurf bezeichnete Dberconfiitorial-Präfident v. Harleß ver: 
öffentliht „Vorbemerkungen“ zu feinem Gorreferat, in denen er ſich 
von jeinem kirchlichen Standpunkte aus bereits entſchieden gegen den 
Eptwurf ausſpricht. 


» (Bayern). Die I. Kammer beſchließt die Aufhebung ber 
Schuldhaft und der Brobtare, 


» (Bayern und Württemberg). Zufammenkunft ber Minifter 
Fürft Hohenlohe und Frhr. v. Varnbüler in Nördlingen, 


„ (Württemberg). In Folge des päpftlichen Breve's vom 
4, Febr. bittet der Director bes höhern kath. Convicts in Tübingen, 
E. Rudgaber, jelbft um Enthebung von feiner Stelle und wirb 
vom Biſchof von Rottenburg auf eine Pfarrei verſetzt. 

11 
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Ruckgaber vertheivigt fi durch eine Schrift: „Die Diöcefe Rottenburg und 
ihre Ankläger“: Die Schrift beleuchtet das Treiben der Partei in Württem⸗ 
berg, von welcher die Denunciation gegen den Biſchof von Wottenburg aus⸗ 
ging, und diefer Partei innerhalb der katholiſchen Kirche Überhaupt. Der 
Verfaſſer deckt diefe Umtriebe ſchonungslos auf, und bezeichnet als den Haupt- 
denuncianten in Württemberg den eben deßhalb vom Biſchof von Rottenburg 
abgeſetzten frühern Regens des Priefterfeminars in Rottenburg Dr. Maft, der 
fi jebt in Rom befindet, wo man, wie der Verfaſſer im Vorwort jagt, feinen 
Klagen gegen ihn (Rudgaber) endgültigen Glauben geſchenkt hat. Er (Maft) 
treibe dieſes heimtückiſche Geſchäft ſchon viele Sahre, und gehöre zu _denen, 
welchen e8 überhaupt nicht Lieb gewejen, daß die württembergiſche Regierung 
fih duch die Convention vom 8. April 1857 mit dem römiſchen Stuhl ver» 
ftändigte, und daß der Conflict zwifchen der Regierung und der katholiſchen 
Kirche nicht zum offenen feindfeligen Ausbruch kam wie in Baden. Als indeß 
die Convention von der zweiten Sammer verworfen worden, und daB Gefek 
vom 30. Januar 1862 betreffend die Regelung des Verhältniſſes der Staats⸗ 
gewalt zur Tatholifchen Kirche an deſſen Stelle getreten, da jei e8 wiederun Maft 
geweſen, der den gegen das Geſetz von der Curie erhobenen Proteſt benützte, 
um nunmehr einen Conflict herbeizuführen. Dennoch ſei e3 der verjöhnlichen 
Haltung der Regierung wie des Biſchofs und feines Ordinariats gelungen, einen 
modus vivendi zu finden, bei welchem ſich beide Theile wohl befanden und bis 
auf die heutige Stunde wohl befänden. Allein das behagte diefer Partei nicht; 
fie rechnete ſchon dieſe Nachgiebigkeit dem Biſchof zum Verbrechen an, und, 
wie fie ſchon früher, von 1859 an, denjelben über die Art der Ausführung 
der Konvention befpionirt und denunciirt hatte, jo geſchah es nun hinfichtlich 
der Ausführung des Geſetzes. 1859 Hatte Maft beim Nuntius in Münden 
eine Denunciation angebradt, 1860 beim Cardinal Reiſach und diejen jelbft 
nad Rottenburg zu kommen veranlaßt, wo er aber den Stand der Dinge 
nicht jo ſchlimm fand als Maft ihn geſchildert Hatte Im Frühjahr 1866 
wurde PBrofeffor Dr. v. Kuhn, das Haupt der Tübinger Lehranftalt, jet lebens⸗ 
längliches Mitglied der Standesherren, wie e8 jcheine, direct in Rom denunciirt. 
Im Frühling 1868 endlich erfolgte die von Dr. Maft jelbft öffentlich zuge» 
ftandene Denunciation des Tübinger Convicts bei der Nunciatur in Münden. Auch 
nah Mainz joll ein Anhänger Mafts in dieſer Sache geſandt worben fein. 
Der Berfafler, der dieſes alles und noch verſchiedenes andere aufzählt, bemüht 
ih nun im einzelnen nachzuweiſen, daß alle Denunciationspunfte unbegründet, 
und die Zuftände in der Diöcefe Rottenburg ganz anders jeien ala Maft fie 
geſchildert habe. 


10—17. März. (Helfen) I. Kammer: Debatte über den Militäretat: 
Es handelt fi) dabei vorwiegend um die Frage, welche auf dem vorigen 
Landtag bereits verneinend entjchieven worden war: ob die Militärconvention 
mit Preußen Heſſen verpflichte, die preußiichen Gagenſätze einzuführen? Im 
Tinanzausfhufle der Kammer waren darüber wiederum verſchiedene. Anfichten 
zu Tage getreten. Die Mehrheit will im allgemeinen — unter Nichtent« 
ſcheidung der Principienfrage — die preußifchen Gagen bewilligen, und nur 
bei den ſpeciell Heifiihen Einrichtungen Abſtriche machen; die Minderheit da- 
egen votirt für die heifiihden Gagen unter Zuſatz des preußifchen Servis. 
inifterpräfident vd. Dalmwigf hebt bei Beginn der Debatte hervor, daß die 
großh. Regierung die Convention in der Gagenfrage für bindend eradhte. Die 
Vertragstreue fei zu halten, Widerſtand gegen den mächtigen Mitcontrahenten 
bedenklich. v. Biegeleben conftatirt dagegen, daß zur Zeit des Abſchluſſes 
der Militärconvention fich weder Regierung noch Stände aller der Folgen be= 
wußt gemwejen, die heute gefordert werden, und Zweifel daher unvermeidlich 
wären. Sn joldden Zweifelfällen fei aber wohl die Kammer am meiften dazu 
berufen, die Intereſſen des Landes zu vertreten, und das Interefie des Landes 
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ſei, moͤglichſt zu ſparen, um dem drohenden Deficit zu begegnen. Dieſe Gründe 
führten ihn zu dem Entſchluß, gegen die Bewilligung der preußiſchen Gagen 
zu ſtimmen, aber noch mehr das Gerechtigkeitsgefühl, indem er es für un⸗ 
geredht halte, den Angehörigen des Militärftandes eine fo beveutend größere 
Einnahme zu gewähren, als den in gleichem Alter und Range ftehenden Civil⸗ 
bedienfteten.. Dumont beftreitet, daß die Gonvention zur Berwilligung der 
preußiſchen Sätze verpflichte, indem mit der beabficätigten Emheit des nord» 
deutichen Heeres die Hebereinftimmung der Sagen und Löhne gar nicht zus 
ſammenhänge. In Heflen jeien glücklicherweiſe die Lebensverhältnifie billiger, 
als im andern Gebiet des Nordbundes, und es finde weder ein Avancement 
durch die ganze norddeutſche Armee ftatt, noch ſei es geftattet, die heſſiſche 
Divifion außerhalb der Grenzen Heſſens zu verlegen. Man möge nur bes 
denfen, daß durch die Militärpenfions-Ausgaben dem Land fchon eine unge» 
beure Laft erwüchſe; diefelben würden nad) dem Berhältnik Preußens auf die 
Einwohnerzahl Hefiens berechnet 180,000 fl. betragen, in Wirklichkeit beliefen 
ſich diefelben aber auf 300,000 fl., und er glaube beftimmt, daß nicht blos 
dienftliche, jondern auch politifhe Gründe bei den mafienhaften Benfionirungen 
der lebten Zeit mitgewirkt hätten, da wohl mancher Offizier dageweſen wäre, der 
fih der veränderten Sachlage aus politifcher Heberzeugung nicht habe fügen 
wollen. Preußen werde nicht das Odium auf fich laden, die ſüuddeutſchen Be⸗ 
völferungen bei der jegigen politiichen Lage durch unerſchwingliche Anforderungen 
aufzureizen. Er appellire an die Ehrenhaftigkeit des heſſiſchen Offiziercorps ſelbſt, 
daß es fich gegen die Meberbürbung des Landes erflären und felbft auf die 
hoben Gagen verzichten möge, damit nicht alle Eulturzwede den Militäraus« 
gaben zum Opfer fielen. Fink gibt zu bedenken, daß der Erhöhung der 
Gagen auch eine Erhöhung der übrigen Bejoldungen folgen müſſe. Zentgraf 
auf der anderen Seite fieht in dem abgeſchloſſenen Vertrag die Verpflichtung 
zur Einführung der preußiichen Anſätze, troß der Hefien gebliebenen jelbftän- 
digen Verwaltung. vd. Gagern beftreitet, daß man einem Zwang von Seiten 
Preußens ausgejett fei, und wenn man die Gagenerhöhung ablehne, fo werde 
die Regierung noch einmal Unterhbandlungen anknüpfen; aber Niemand werde 
Heflen der Widerfpenftigkeit beſchuldigen. Selbft die badische Kammer, die doch 
jo innig mit Preußen verbunden fein wolle, babe ausgeſprochen, daß es den 
Verhältnifien in Süddeutſchland nicht entfprechend fei, die norbdeutichen Gagen 
einzuführen. Hauptmann v. Herger madt darauf aufmerkſam, dat Baden 
nicht im norbdeutichen Bund und fein Militär nicht ein Theil eines preußifchen 
Armee⸗Corps ſei. Dernburg hält die vorliegende Frage für eine politische, 
da es im Intereſſe der Einheit des norbbeutfchen Heeres ſei, die preußiſchen 
Sagen einzuführen. Kraft mahnt zum Nachgeben, da Fein Richter da jei, 
der den Streit entfdheiden Tünne, ebenſo Met, damit ein Conflict mit dem 
norddeutihen Bunde vermieden werde, und e8 nicht ausfehe, als molle Heſſen 
eine Spaltung aufrecht erhalten. Zudem werde Heflen doch in der Kürze in 
den norddeutichen Bund eintreten. Minifter v. Dalwigk gibt Metz zu 
bebenfen, daß der von ihm gewünſchte Eintritt in den norddeutſchen Bund dem 
Lande an Matricularumlagen 730,000 fl. mehr als bisher koſten werde, und 
wolle man auch die Koften für die ſpecifiſch heſſiſchen Einrichtungen abziehen, 
jo würden immer noch 600,000 FH. Mehrausgaben verbleiben. Goldmann 
verweift auf die Verwendung preußiicher Offiziere in der heſſiſchen Divifion, 
welde die preußifchen Gagenſätze beziehen, und findet ſchon darin einen Grund 
für Bewilligung der Anforderungen. Außerdem ſei die Kammer durch An⸗ 
nahme der Konvention verpflichtet. Wernher fürdtet im Falle der Ab⸗ 
lehnung Beihlagnahme der VBierfteuer, Branntweinfteuer ze. in Oberheſſen 
und behauptet zu wiflen, daß Repreſſivmaßregeln ſchon vor der Thüre flünden. 
Hallwachs bitte. Diejenigen, welche für den Eintritt in den norddeutſchen 
Bund geflimmt haben, conjequent zu bleiben und ſich nicht durch eine Partei, 
welche die Pläne Preußens durchkreuzen möchte, beirren zu lafien. Außerdem 
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bitte er, zuwbedenten, ob der Moment dazu angethan Set, das mächtige Preußen, 
welches im Falle eines Krieges unfer einziger Schuß ſei, zu reizen. v. Ga⸗ 
gern erwibert darauf, indem er zu beventen gibt, ob es denn Preußen wohl 
anftehe, jeinen Bundesgenofien um Lappalien willen, die zur Einheit nichts 
beitragen, zu bedrüden. Die einzige ihm dentbare Folge fei die Kündigung 
der Milttärconvention. Dernburg fieht au Hier Kräfte thätig, welche es 
auf einen Conflict mit Preußen abgejehen haben. v: Gagern glaubt, die 
Aeußerung auf ſich beziehen zu müflen und erflärt fie für eine VBerläumbung. 
Auf die Verfiherung Dernburgs, daß er fein Mitglied der Kammer gemeint 
habe, nimmt au er feine Erklärung zurück. Nach diefem Kleinen Zwiſchen⸗ 
jpiel wird nach weiteren längeren Bemerkungen die Bewilligung der preußiichen 
Gagenſätze mit ſchwacher Majorität (23 gegen 22 Stimmen) abgelehnt. 

Aber die Kammer reformirt jpäter diefen Beſchluß wieder. Nach bedeu⸗ 
tenden Abſtrichen, weldde an dem Budget vorgenommen worden, ftellt ſich 
dafjelbe auf 3,054,560 fl. Die norbdeutfhen Säte, pro Mann 225 Thlr., 
zu Grunde gelegt, würde das Budget 3,066,918 fl. beziffern. Da nun für 


das oberheſſiſche Contigent unter allen Umſtänden 225 Thlr. pro Mann in 


die norddeutſche Kriegskaſſe, aus welcher daijelbe bejoldet wird, da Heffen nur 
die Verwaltung Hat, zu bezahlen find, jo ftellen die Abgg. Wernherr und 
Hofmann den Antrag: „Als jährliche Ausgabe für Militärzmede in der 
Periode 18%, die Summe von 3,066,918 fl. 45 fr. zu verwilligen, welche 
Summe der durh die Militärconvention bedungenen Contingentszahl der 
Triedensftärke von 7789 Mann, multiplicirt mit der Uverfionalfunme von 
225 Thlrn. per Mann entipricht, jedoch unter der Beſchränkung, daß die Bes 
willigungen, rejp. Abjtriche, der Kammer zu den Spezial-Etats der Militär« 
Ausgaben, joweit dieſelben ſpeziell heſſiſche Einrichtungen betreffen, nicht 
überfchritten werden dürfen.” Und als ob die Kammer vor den Conjeguenzen 
ihres früheren Beichluffes zurüdichrede, erhebt fe Diefen Antrag mit 25 
gegen 22 Stimmen zum Beſchluß. Eine ausprüdlihe Erwähnung der 
Gagenerhöhung enthält der Beſchluß nicht, doch wird von jämmtlichen 
Rednern der Mehrheit die Erklärung abgegeben, daß mit der Annahme 
des Antrags die Bewilligung der preußiichen Gagen für diefe Finanzperiode 
ertheilt fein folle. Das Kriegsminifterium (Dornjeiff). ſpricht feine Zuftimmung 
hiezu aus; es wolle im Intereſſe des Landes, um diefem einen ſchweren Con« 
flict zu erſparen und die Divifion von dem jeitherigen proviſoriſchen Zuftande 
zu befreien, mit der geringeren Summe auszufommen unternehmen, Die 
Minderheit (Dumont, dv. Gagern, Find, Edinger, George) Hatte in erfter 
Sinie Ablehnung des Antrags Wernher⸗Hofmann beantragt. Eventuell ſucht 
fie nun die Kammer zu einem erneuten Proteft gegen die aus der Convention 
abgeleitete Rechtsverbindlichkeit der Gagenerhöhung und zu einer ausdrücklichen 
Erklärung zu veranlafien, daß die gewährte Bauſchſumme nicht zur Gagen⸗ 
erhöhung beftimmt fei, jondern nur den Zweck habe, mit Rüdfiht auf die 
Neuheit der Berhältnifie dem Miniſterium eine größere Freiheit der Bewegung 
zu ermöglichen. In beiden Beziehungen erfolgt indefien Ablehnung der 
geftellten Anträge mit 25 gegen 22 Stimmen, während der weitere Antrag 
der Minderheit: die Regierung zu erſuchen, fi mit der tgl. preußiichen Re⸗ 
gierung behuf3 einer Verftänbigung über bie verichiedene Auslegung der 
Art. 5 und 14 der Convention mit Rückſicht auf die ftändischen Verhandlungen 
ind Benehmen zu fegen und nah Maßgabe des Refultats weitere Vorlage zu 
machen, mit 26 gegen 21 Stimmen angenommen wird. Im Berhältniß zur 
urfprünglichen Regierungsforderung enthält die Verwilligung der Bauſchſumme 
einen Abitrih von 218,519 fl. 22 Tr. per Jahr. Die Differenz zwiſchen den 
Anträgen der Mehrheit. und der Minderheit war nad) dem Schlußergebniß der 
Detailberathung auf 30,179 fi. herabgeſunken. 


März (Bayern). Die IL Kammer nimmt den Geſetzentwurf über 
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bie Privatrechtsverhältniſſe der Genoſſenſchaften, ſowie ben über 
Actiengefellihaften einſtimmig, ben Gefebesentwurf über bie privat: 
rechtliche Stellung von Vereinen gegen 14 Stimmen in ber Faflung 
bes Ausfchuffes (der im Genoſſenſchaftsgeſetze dasjenige des nord: 
beutfhen Bundes feinem Antrage zu Grunde gelegt hatte) an. 


12. März. (Bayern). Der Neihsrath nimmt nad fünftägiger Bera⸗ 


16. 


17. 


19. 


20. 


22. 


23. 


thung das Gemeindegeſetz an, nicht ohne wejentlihe Abweichungen 
von. den Beſchlüſſen ber IL Kammer. 

Der Referent, Schr. v. Thüngen, hatte noch weiter gehende Abänderungen 
von den Beichlüffen der II. Kammer beantragt, die ein Gemiih an Begüns- 
fligung der Intereſſen der Großgrundbeſitzer (Ablöfung der Umlagenfreiheit 
der Standeäherren und Uebergewicht der Stimmen der Höchſtbeſteuerten) und 
derjenigen des Proletariats (Aufhebung jeder Bürgeraufnahmegebühr) dar⸗ 
ftellten. Jene waren im Ausſchuß menigftens theilmeife angenommen, dieſe 
abgelehnt morden und ebenjo jest vom Reichſsrathe. Die Berathung des Haus 
ſes war eine vielfach jehr vermorrene und ‚unflare, jo daß ſich die Beſchluſſe 
theilweife geradezu mwiderfpradden und in einer jpäteren Sitzung wieder hatten 
zurüdgenommen werben müffen. 

» (Bayern). Der Reichsrath ftimmt bez. bes Civilprozeſſes allen 
Beihlüffen der II. Kammer, audy denjenigen, über welche bisher 
noch Differenzen obwalteten, bei, nur um das Zuftandefommen bes 
Geſetzes nicht zu gefährden, 

» (Baden), Der Bisthumsverwefer Kübel reiht beim Mann: 
heimer Oberhofgericht eine Beſchwerde gegen feine Verſetzung in 
Anklagezuftand wegen der Stromeyerfhen Ercommunicationsange: 
legenheit ein. 

» (Helfen). Die IT. Kammer beichließt, auf ben Antrag ihres 
Ausihufjes zu dem Beihluffe vom 17. d. M. bez. Militäretat ben 
Zuſatz, die Bewilligung des Militärbudgets (und die Annahme ber 
höheren preußifchen Gagenſätze) von der Annahme ber (bebeutend 
niedrigeren) preußifchen Penfionsjäge abhängig zu machen. 

» (Bayern). Die IL Kammer nimmt das Wehrgelbgefeb, das 
auch die Beiftlichen treffen fol, mit 85 gegen 40 Stimmen an. 

" (Bayern). Die I. Kammer ftimmt in einigen Punkten den 
Aenderungen bes Reichsraths im Gemeindegeſetzentwurfe bei, lehnt 
dagegen andere ab. Bezüglih bes von ber Regierung verlangten 
unbedingten Beſtätigungsrechtes der Bürgermeiſter und rechtskundigen 
Magiſtratsräthe wird ein Vermittlungsantrag angenommen, wonach 
die Beſtätigung von der Regierung nur unter Angabe der Gründe 
verſagt werden darf. 

» (Bayern). D. Kammer: Die Regierung macht die angekün⸗ 
bigte Vorlage bez. Einführung eines oberften Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes, reſp. neue Organifation der gefammten Verwaltungsrechts⸗ 
pflege. 

n (Bürtiemberg). Die Ergänzungswahlen zum Zollparlament 


fallen entſchieden antipreußifch aus. Hölder unterliegt in Ulm. 
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Anf. April. (Württemberg). Prinz Wilhelm, ber künftige Thron⸗ 


folger, wirb behufs feiner militäriſchen Ausbildung einem preußiſchen 
Oarberegiment zugetheilt. | 

„» (Baden). Die demofratifh-großbeutihe und die ultramontane 
Partei geben fih bie Hand, um durch eine allgemeine Agitation bie 
Einführung bes allgemeinen birecten und geheimen Stimmredhts und 
zu diefem Ende hin bie Auflöfung des gegenwärtigen unb bie Ein- 
berufung eines außerorbentlichen Landtags zu verlangen. Die demo⸗ 
kratiſch⸗großdeutſche Partei befchließt in einer Verſammlung zu Achern, 
bie Parteiorganifation weiter zu verfolgen. 


„ (Bayern). Die I. Kammer nimmt das Maß» und Gewichts⸗ 
gefeg einftimmig an und beſchließt, dem Kriegsminifter für bie Ein 
führung neuer Hinterladungsgewehre ftatt der geforderten 4,765,000 
nur 1,100,000 fl. zu bewilligen. Der Antrag Völk's unb ber 
Fortichrittspartei, vorerft nur 770,000 fl. zu bewilligen und ſich 
mit Preußen ins Benehmen zu feßen, ehe man eine bvollitändige 
Neubewaffnung bes bayerifhen Heeres einführe, bleibt in ber 
Minderheit. 

„ Wiedereröffnung der am 31. Zuli 1867 vertagten Bundes⸗ 
liquidationscommiffion in Münden. 


v (Bayern). Lircularbepefhe des Zürften Hohenlohe an bie 


Sejandten bei den verſchiedenen europäiihen Mächten bez. bes 
Goncils: 

„Es läßt fih gegenwärtig mit Beitimmtheit annehmen, dak das von 
Seiner Heiligkeit dem Papſte Pius IX. ausgejäriebene allgemeine Con⸗ 
cilium, wenn nicht unvorhergefehene Ereigniffe dazwilchentreten, wirklich im 
Dezember ftattfinden wird. Ohne Zweifel wird daſſelbe von einer ſehr 
großen Anzahl von Bilhöfen aus allen Welttheilen beſucht und zahl⸗ 
reicher werden, als irgend ein früheres, und wird aljo aud in der öffent⸗ 
lihen Meinung der Tatholiichen Welt die hohe Bedeutung und das Unjehen, 
welches einem dcumenifchen Koncilium zukommt, entichieden für ſich und feine 
Beſchlüſſe in Anſpruch nehmen. Daß das Eoncilium fih mit reinen Glau⸗ 
bensfragen, mit Gegenftänden der reinen Theologie bejchäftigen werde, ift nicht 
zu vermuthen, denn derartige Fragen, welche eine coneiliarijhe Erledigung 
erbeifchen, liegen gegenwärtig nicht vor. Die einzige dogmatiſche Materie, 
welche man, wie ich aus fidierer Quelle erfahre, in Rom durch das Eoncilium 
entjchieden jehen möchte, und für welche gegenwärtig die Jeluiten in Italien, 
wie in Deutichland und anderwärts agitiren, ift die Frage von der Unfehl- 
barkeit des Bapftes. Dieſe aber reicht weit über das rein religiöfe Gebiet 
hinaus und ift hochpolitiſcher Natur, da hiermit auch die Gewalt der Päpfte 
über alle Fürſten und Völker (auch die getrennten) in weltlichen Dingen ent» 
ſchieden und zum Glaubensjag erhoben wäre Iſt nun ſchon dieſe höchſt 
wichtige und folgenreiche Trage ganz geeignet, die Aufmerkſamkeit aller Re⸗ 
gierungen, welche katholiſche Unterthanen haben, auf das Eoneil zu lenken, fo 
muß ihr Intereſſe, richtiger ihre Beſorgniß, fich noch fleigern, wenn fie die 
bereit im ange befindlichen Vorarbeiten und die Gliederung der für Diele 
in Rom gebildeten Ausſchüſſe ins Auge faflen. Unter diefen Ausſchüſſen ift 
nämlich einer, welcher fi bloß mit den ſtaatskirchlichen Materien zu Ri 
bat. Es iſt aljo ohne Zweifel die beſtimmte Abficht des röomiſchen Hofes, 
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dur) das Concilium wenigſtens einige Beichlüffe über kirchlich⸗politiſche Ma⸗ 
terien oder Tragen gemilchter Natur feftftellen zu laſſen. Hierzu kommt, daß 
die von den römijchen Sejuiten herausgegebene Zeitſchrift, die „Eiviltä catto⸗ 
lica*, weldder Pius IX. in einem eigenen Breve die Bedeutung eines officidfen 
Organs der Curie zugeſprochen hat, e3 erft kürzlich als eine dem Eoncilium 
zugedachte Aufgabe bezeichnet hat, die Verdammungs⸗Urtheile des päpftlichen 
Syllabus vom 8. December 1864 in pofitive Beichlüffe oder conciliariſche 
Decrete zu verwandeln. Da diefe Artikel des Syllabus gegen mehrere wich⸗ 
tige Ariome des Stantslebens, wie es fih bei allen Eulturvölfern geftaltet 
bat, gerichtet find, jo entfteht für die Regierungen die ernfte Grage: ob und in 
welcher Form fie theil8 die ihnen untergebenen Biſchöfe, theils Tpäter das 
Concil ſelbſt hinzuweiſen hätten anf die bedenklichen Folgen, welche eine ſolche 
berechnete und principielle Zerrüttung der bisherigen Beziehungen von Staat 
und Kirche herbeiführen müßte Es entfteht ferner die Frage: ob es nicht 
zweckmäßig ericheine, daß die Regierungen gemeinſchaftlich, etwa durch ihre in 
Rom befindlichen Vertreter, eine Verwahrung oder Proteftation gegen ſolche 
Beſchlüſſe einlegten, welche einjeitig, ohne Zuziehung der Vertreter der Staats» 
gewalt, ohne jede vorhergehende Mittheilung, über ſtaatskirchliche Fragen oder 
Gegenſtände gemiſchter Natur von dem Concilium gefaßt werden möchten. Es 
erjcheint mir unumgänglich nöthig, daß die betheiligten Regierungen gegen- 
feitiges Einverftändnißı über dieſe ernfte Angelegenheit zu erzielen verjuchen. 
Ich habe bisher gewartet, ob nicht von einer oder der anderen Seite eine An⸗ 
regung ausgehen werde; nachdem dies aber nicht geichehen und die Zeit drängt, 
jehe id mich veranlaßt, Em... . zu beauftragen, vorftehende Angelegenheit 
bei der Regierung, bei welcher Sie beglaubigt find, zur Sprache zu bringen, 
um über deren Gefinnungen und Anfichten bezüglich dieſer wichtigen Sache 
Erkundigung einzuziehen. Em... . wollen dabei der Erwägung vorgedachter 
Regierung die Trage unterftellen: ob nicht eine gemeinfame, wenn auch nicht 
collective Maßnahme der europäiſchen Stanten und eine mehr oder minder 
identiſche Form zu ergreifen wäre, um den römischen Hof Über die dem Eoncil 
gegenüber von ihnen einzunehmende Haltung im Voraus nicht im Ungewiſſen 
zu laflen, md ob nicht etiwa eine Conferenz von Vertretern jämmtlicher bes 
theiligter Regierungen als das geeignetfte Mittel erachtet werden könnte, jene 
gemeinfame Haltung einer eingehenden Berathung zu unterziehen.” 


Die Anregung Bayerns findet bei ben übrigen Regierungen 
Europa’s feinen Anklang. Die beiden in diefer Angelegenheit zu: 
nächſt maßgebenden Mächte, Frankreich und Defterreich, lehnen ben 
Vorſchlag geradezu ab, indem fie pofitive Schritte vorerſt nicht für 
angezeigt erachten und es vorziehen, zuzuwarten. 


9. April. IL Kammer: Der Ausfhuß für die Militärftrafgerichtsorbnung 


10, 


14. 


17. 


Yäßt feinen früheren Beſchluß, die Aburtheilung ber gemeinen Ver: 
brechen ꝛc. aller Militärs in gewöhnlichen Zeiten durch die Civil: 
gerichte zu verlangen, mit 5 gegen 4 Stimmen wfeber fallen. 

» (Bayern). Der Reichsrath ſtimmt ſchließlich dem Gemeinde: 
geſetz nach den Befchlüffen der II. Kammer bei, jo daß Gefammt: 
beſchluß erzielt ift. 

» (Bayern). Die DO. Sammer gibt bem Reichsrath bez. ber 
noch beftehenden Differenz bez. des Armengeſetzes ihrerfeits nach, jo 
daß aud darüber Geſammtbeſchluß befteht. 

» (Bayern). Die IL. Kammer lehnt auch ben neuen Geſetzes⸗ 
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entwurf bez. Verwaltungsgerichtsbarkeit mit 68 gegen 65 Gtim: 
men ab, 


18. Apr. (Württemberg). Neue Lanbesverfammlung ber Volkspartei 


19— 


20. 


22. 


in Etuttgart. 

Diefelbe ift von ca. 400 Perjonen, Mitgliedern der Volksvereine und 
Delegirten aus allen Theilen des Landes, beſucht. Die Tagesordnung bes 
ſchränkt fi auf die inneren Tragen und wird von der Berfammlung beinahe 
einftimmig eine „Erklärung der deutſchen Volkspartei in Württemberg“ nad 
Antrag des Landescomité's gutgeheißen, in der es heißt: „Auf der Yreiheit 
der Einzelnftaaten beruht die einzige Hoffnung und Möglichkeit der Wieder- 
herftellung des meht als je zerriffenen Vaterlandes. In der Freiheit der 
Einzelnftaaten liegt die flärffte Gewähr gegen äußere Vergewaltigung. Durch 
fie verftärkt fi der Widerftand gegen die faljche Einheit, die im Namen ber 
Größe und Ehre Deutſchlands verlangt, zu Gunften der Macht und Gewalt 
eine Herrſchergeſchlechts ausgebeutet wird. Heute noch ohne gemeinfame 
Macht und Mittel von den Regierungen die fchöpferiiche That geſammtdeut⸗ 
cher Einigung oder auch nur die Herftellung eines Südbundes zu erzwin⸗ 
gen, welcher, geftügt auf Barlament und Boltsheer, den Anfang und 
Grundftein eines neuen Deutſchlands bilden foll, fordern wir die Genofjen 
der deutfchen Volkspartei zu raſtloſer FreiheitSarbeit in den Cinzelnftaaten 
auf; gemeinfam im Glauben, gemeinfam im Wollen, daß nur aus der Frei⸗ 
heit die Einheit erfteht.” 

„ (Baden) Eine Berfammlung ber (national = liberalen) 
Dffenburger Bartei in Pforzheim ſpricht fi gleihfalls für Ein- 
führung des allgemeinen und geheimen Stimmredtes aus, 
23. „ (Bayern). Reichsrath: Debatte über das Schulgeſetz. 
Referent: Bifhof Dinkel von Augsburg, Eorreferent: Oberconfijto: 
rial⸗Präſident v. Harleß. Die Anträge bes Ausſchuſſes ftehen in 
ben weſentlichſten Punkten in fchroffen Gegenfab gegen die Be— 
fhfüffe der II. Kammer. Das Geſetz mit den fuccefjive beichloffe- 
nenen Mobificationen wird fchließlih als Ganzes mit allen gegen 
9 Stimmen angenommen und geht jo an bie II. Kammer zurüd., 


» (Bayern). Die I. Kammer Tehnt den Antrag, die Einfüh: 


rung bes neuen Civilprozeſſes auf unbeflimmte Zeit zu vertagen, 
ab, ebenfo denjenigen, die Einführung für bie Pfalz zu fiftiren 
und nimmt das Kinführungsgefes (für den 1. Juli 1870) mit 
allen gegen 25 Stimmen an. 

» (Bayern). Meußerungen dee Biſchofs Eeneftrey von Negens: 
burg bei einem Beſuche in Schwandorf gelegentlih de8 Empfangs 
der dortigen Tal. Beamten. 

Nach der „Paſſauer Ztg.* jagt der Biſchof wörtlich: „Wir Ultramontane, 
wir Neactionäre, wie man uns nennt, können nicht nachgeben. Die Gegen« 
fäge können nur durch Krieg und Revolution ausgeglichen werden. Friedliche 
Ausgleihung it nicht mehr möglich; wenn man fich die Köpfe blutig geftoßen 
hat, wird man wieder zu Gott zurüdfehren. Wer macht die weltlichen Ges 
jeße? Mir beobachten fie nur, weil die Gewalt Hinter uns fteht, die uns 
zwingt. Die wahren Geſetze fommen nur von Gott, jelbft die Fürſten find 
von Gottes Gnaden, und wenn fie diejes nicht mehr jein wollen, jo bin id 
der Erfte, der die Throne umſtürzt.“ Darauf erklären katholiſche Blätter 
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die Angabe für eine grobe Entſtellung, da der Biſchof ſich gar nicht jo habe 
aussprechen können. Die Angelegenheit macht gewaltiges Auffehen. Auf der 
einen Seite wird behauptet, die Staatsanwaltichaft habe die Weifung erhalten, 
gegen den Biſchof ihre Pflicht zu thun, don der andern, fie habe keinerlei 
Urſache gefunden, fid mit dem handgreifliden Bären bloßzuftellen. Darauf 
nun erflärt der erſte Staatsanwalt am Bezirksgericht Regensburg als „amt- 
lihe Berichtigung‘: „Ih kam ein oder zwei Tage nach der Anweſenheit des 
Biſchoſs von Regensburg jelbft nah Schwandorf, wo mir von mehreren 
Perſonen, an deren Glaubwürdigkeit ſchon ihrer Stellung nad nicht im Ent⸗ 
fernteften zu zweifeln ift, ganz übereinftimmend erzählt wurde, daß der Biſchof 
von Regensburg ihnen gegenüber bei Gelegenheit einer Aufwartung unter 
Anderm geäußert habe: „dem traurigen Zuftande der Kirche könne nur dur 
Krieg oder Revolution abgeholfen werden, die Kirche anerkenne Feine weltlichen 
Geſetze, und befolge fie nur, weil die Gewalt hinter ihr ftände, und weil man 
fie außerdem paden würde, die Kirche kenne nur göttliche Gejege und wenn 
der König aufhöre, von „Gottes Gnaden“ zu fein, jo wäre er (der Biſchof) 
der Erfte, der den Thron umftürzen würde." Wäre diefe Aeußerung ftatt in 
den Mauern des Pfarrhofes „öffentlih" gemacht worden, jo würde ich jofort 


die Einleitung einer ſtrafrechtlichen Unterſuchung nad Art. 118 des St. G. B. 


pfliätgemäß veranlaßt haben, ohne daß es einer höhern Weifung, die bisher 
nicht erfolgte, bevürft hätte." Gegen diefe amtliche Berichtigung erflärt nun 
hinwieder der Biſchof an feine Diöcefanen: „Durch diefe „Amtliche Berich⸗ 
tigung” werden mir in Säßen, die fihtlih aus dem Zufammenhange der 
Unterredung geriffen find, und welche augenfcheinlih auf Unmwahrheit und Ent« 
ftellung beruhen, Behauptungen in den Mund gelegt, die, wie fie vorliegen, 
theils Außerft unverftändig, theil$ offenbare Irrlehren find, Ich berühre mit 
feiner Silbe weiter die erfteren, aber offenbare Irrlehren find folgende: 
1) daß „die Kirche Leine weltlichen Geſetze anerkenne“; 2) daß „die Kirche die 
weltlichen Geſetze nur befolge, weil die Gewalt hinter ihr ftände, und meil 
man fie außerdem paden würde”; 3) daß „die Kirche nur göttliche Geſetze 
kenne“. Indem dur die „Amtliche Berichtigung“ dieſe Sätze als meine 
wirflichen Aeußerungen bingeftellt werden, bin ich in der Deffentlichkeit amtlich 
dreier Behauptungen bezichtiget, welche gegen die heilige Schrift und gegen die 
alfbefannte katholiſche Glaubens⸗ und Sittenlehre verftoßen, welche von der 
katholiſchen Kirche mehrfach verworfen find, und welche ich felbft in mehreren 
Hirtenbriefen verworfen und befämpft habe. Der letzie Sat aber, der mir in 
den Mund gelegten Yeußerung läßt zudem, im Zuſammenhalte mit den an 
deren, eine Deutung zu, welde meine Treue gegen Se. Maj. den König zu 
verbächtigen: geeignet ift, dem ich fie als Katholik und Biſchof doppelt ſchulde. 
Diefe Bezichtigungen alle find jo arg und fo unglaublich, fie ftehen fo jehr 
im Widerfprudde mit meinen allbefannten öffentlichen Lehren und amtlichen 
Thun, daß eben deßhalb fchon gewiß fein treuer und verftändiger Katholif, 
am allerwenigften in meiner Didcefe, durch fie irre wird. Dennoch darf ich 
nicht ſchweigen. Es ift meine Amtschre als Biſchof, meine Treue gegen die 
Kirche und den Landesfürften durch jene ſtaatsanwaltliche Veröffentlichung be⸗ 
troffen. Eine Bertheidigung gegen ſolche Bezichtigungen kann Niemand ers 
warten, aber einen öffentlichen Proteft jchulde ich meinem Amte. Ich prote⸗ 
fire alfo feierlich vor Gott.” Die Angelegenheit findet aber damit noch kei⸗ 
neswegs ihre Erledigung. Gegen einen Artikel des „Straub. Tagblatts“ fieht 
fih der Staatsanwalt Kleinert in Regensburg veranlakt zu klagen, worauf 
der NRedacteur durch Beſchluß des niederbayeriichen Appellgerichts wegen Ver⸗ 
gehens der Amtschrenbeleidigung vor das Schwurgericht in Straubing ver⸗ 
wiejen wird. Der Prozeß Tommt am 22. Juli zur Verhandlung. 3 find 
dazu 8 Zeugen geladen, welde am 22. April dem Biſchof in Schwandorf 
ihre Aufwartung gemacht und feine Anſprache gehört hatten, wie es fcheint 
alle damals Anweſenden, mit Ausnahme des Pfarrers von Schwandorf, deſſen 
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Vorladung als Entlaftungszeuge auf Begehren des Angeklagten wieder hatte 
zurüdgenommen werden müflen. Auf die Ausfagen diefer Zeugen concentrirt 
fih da8 Interefje des ganzen Prozeſſes. Don den 8 Zeugen nun Sprechen ſich 
5 entichieven dahin aus, daß der Biſchof fi in dem zuerft angegebenen Sinne 
und mit den zuerft angegebenen Ausdrüden geäußert habe, während die drei 
übrigen aud nicht das Gegentheil behaupten, jondern Lediglich erflären, es fei 
möglid, daß diefe Ausdrüde gebraucht worden jeien, aber fie könnten ſich 
derfelben nicht mehr erinnern. 


22, April. (Baden). Das Oberhofgeriht in Mannheim erklärt bie 


Anflage gegen den Bisthumsperwefer Kübel in der Stromeyer’fchen 
Erconmumnicationsangelegenheit für unftatthaft. 

Die Anklage ging dahin, durch die von ihm unterzeichneten Erlaſſe vom 
10. und 24. Dez. v. J. den Bürgermeifter Stromeyer in Conftanz die kirch⸗ 
liche Ercommunication angedroht und dur Erlaß vom 14. Januar d. J. 
ausgeſprochen zu haben, und zwar, um denjelben in feiner amtlichen Eigen- 
Ihaft zu Amtshandlungen (in Bezug auf die Schulangelegenheiten) im ver⸗ 
meintlihen Intereſſe der katholiſchen Kirche zu nöthigen, oder wider feinen 
Willen von diefem Intereſſe nachtheiligen Amtshandlungen innerhalb des er- 
wähnten Wirkungskreiſes, bez. von. fernerer diesfälliger amtlicher Thätigkeit 
abzuhalten. Das Urtheil iſt im Weſentlichen folgendermaßen motivirt: 
Das Vergehen des Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt ift nad badischen 
Strafrecht dem Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit gleich zu achten, jo 


daß Zwecke, weldhe durch Gewalt oder Trohung mit Gewalt zu erreichen ge» 


ſucht werden, wegen des gleichen Einfluffes auf die Willensbeftimmung ebenfo 
frafbar find, wenn fie dur Androhung und Vollzug kirchlicher Strafen er= 
reicht werben follen. Das Verbrechen der Gemwaltthätigfeit wird aber dadurch 
begangen, daß obrigfeitliche Perfonen zu der Erlaffung oder Zurücknahme 
einer Verfügung oder Anordnung, oder zu einer anderen Amtshandlung ge= 
nöthigt oder wider ihren Willen davon abzuhalten gefucht werden; demzufolge 
wird der Thatbeitand dieſes Vergehens darin dharacterifirt, daß hierbei die 
Obrigfeit nicht als executive, jondern al8 anordnende Behörde den Staats» 
bürgern gegenübertritt, und daß diefelbe zu einer pofitiven Amtshandlung 
genöthigt, oder daß der Exiſtenz einer Vorfchrift in den Weg getreten wird; 
hiernach gehört zum Thatbeftand diejes, wie des Vergehens des Amtsmiß⸗ 
brauche, daß dafjelbe gerichtet ei gegen die Amtshandlung einer obrigfeit- 
lihen Perſon, weldde im Bereiche des betreffenden Gegenftandes den Staats⸗ 
bürgern gegenüber eine diefe zur Nachachtung verpflichtende Anordnung zu 
treffen oder bindende Vorſchrift zu erlaſſen befugt iſt. (Bolgt nun eine Zu- 
jammenftellung des hiſtoriſchen Hergangß der Ercommunication.) Hieraus 
ergebe fih: daß das Benehmen Stromeyers in der Schul» und Stiftungsſache 
zwar den erften Anlaß zum Einjchreiten des Biſchofs gegeben, letzterer ſich 
hierbei jedoch zuerft auf eine Ermahnung beichräntt und eine Kirchenſtrafe nicht 
angedroht habe; die weiteren Erlaſſe (wiederholte Ermahnungen und Bezeich- 
nung der kirchlichen Folgen feines Tirchenfeindlichen Benehmens) berühren die 
Öffentliche Stellung Stromeyer’s nit, fondern gelten Lediglich dem Katholiken 
Stromeyer, insbeſondere deſſen beharrlicher Weigerung, die Kirche zu Hören. 
In der Hinweifung des die Ercommunication endlich ausſprechenden Erlaffes 
vom 14. Januar darauf, daß Stromeyer dabei mitgewirkt habe, Tatholifche 
Stiftungen und Schulen der katholiſchen Verwendung zu entziehen, jei die 
Thatſache, welche den Biſchof zuerft zum Einfchreiten veranlakt Habe, angege- 
ben, nicht aber der Grund der Excommunication; als folder jei vielmehr 
wiederholt Stromeyer’8 beharrliche Weigerung und die hierin liegende Vers 
Iegung der katholiſchen Pflichten bezeichnet. Hiefür fei der Ausgang des Ver» 
fahrens gegen Profefjor Frühe (dev erflärte, daß er ſich der kirchlichen Auto- 
rität in Mshliden Dingen füge, worauf die Eurie von Weiterem gegen ihn 
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abſtand) Beleg. Dem Bürgermeifter Stromeyer ſiehe weder für ſeine Per⸗ 
fon noch Namens der von ihm präſtdirten Collegien zu, über die Trage der 
Boltsichule, oder die Verwaltung der Stiftungen eine entjcheidende Verfügung 
zu treffen, diejelbe gehöre vielmehr in erfter Beziehung den betheiligten Schuls ' 
gemeinden, in zweiter den Staatd- und Sirchenbehörben, bez. den Gerichten. 
Stromeyer babe daher weder zu einer Amtshandlung gendthigt, noch von 
einer ſolchen abgehalten werben können. Somit erfcheine die Beſchwerde der 
beiden Angellagten gegen das Verweiſungser kenntniß wegen des fehlenden 
Fee ala unbegründet und erfolge aus biefen Gründen das freiſprechende 
enntniß. 


23. April. (Bayern). IL Kammer: Debatte über das Militärjtrafgefeß: 


24. 


25. 


26. 


buch, bie Militärftrafgerichtsorbnung und bas Einführungsgefek. 

Die Debatte betrifft hauptſächlich den Art. 4 der Strafgerihtsorbnung. 
Antrag der Ausſchüfſe beider Kammern; Die Offiziere und Soldaten 
der activen Armee auch bez. der gemeinen Verbrechen, Vergehen und lleber- 
tretungen der Militärftrafgerichtöbarkeit zu unterftellen und nur die Erſatz⸗ 
mannichaften, Rejerviften und Landmwehrangehörigen den bürgerlichen Berichten 
zu unterftellen 618 zu dem Augenblid, wo fie mit Eintritt der Mobilifirung 
zur Dienftleiftung präfent jeien. Antrag Vöolk will diefe letztere Beſtim⸗ 
mung auch auf die active Armee ausdehnen. , 

Bei der Abjtimmung wirb ber Antrag Völk abgelehnt, für ben 
Ausfhußentrag werben aber bie nöthigen zwei Drittel Stimmen nicht 
erreicht, fohin iſt auch er abgelehnt, und zwar ſtimmen 87 für unb 47 
gegen den Ausihußantrag, ber ganze Geſetzentwurf aber wirb mit 
126 gegen 34 Etimmen angenommen. ©leihe Annahme ‘finden 
das Militärftrafgefebbuh mit 87 gegen 46 Stimmen und bas Ein- 
führungsgefeb mit 132 gegen 1 Stimme. 

„ (Helfen). Die I. Kammer bewilligt in Uebereinftimmung mit 
dem Beſchluſſe der II. Kammer vom 17. März ben Militäretat ale 
Paufhalfumme, doch ohne die am 19. März von jener noch beis 
gefügte Bedingung bez. Penfionsgefek. 

»„ (Bayern). Die IL Kammer gibt bez. ber Militärftrafprogeß- 
orbnung nad) und concebirt mit ber erforberlichen Zweidrittelmehr⸗ 
heit bie Ueberweifung audy ber gemeinen Verbrechen ac. ber Offiziere 
und Soldaten ber activen Armee an bie Militärgerichte, jo baß 
auch über bie neue Militärjtrafrechtspflege Geſammtbeſchluß beider 
Kammern erzielt ift. 

Für Annahme bes Geſetzesentwurfs, das Petitionsrecht des 
Landtags betr., ergeben fih nur 84 gegen 48 Stimmen, fomit 
nit die erforberlihe Zweidrittelmehrheit. Derfelbe ift alſo ab: 
gelehnt. 

Der Reihsrath lehnt die Freigebung ber Advocatur mit allen 
gegen 1 Stimme ab, | 
„ Die in Münden verfammelte Bunbdesliquidationscommillion be: 
ſchließt zunächſt die Yeltftelung des gemeinfamen Fellungsmaterials. 
» (Bayern). I. Kammer: Debatte über das Schulgeſetz nad) 
ben Beilüffen bes Reichsraths. Der Antrag Jörgs, bie ganze 
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Angelegenheit zu vertagen, wird abgelehnt und beſchloſſen, bei 27 
von 63 Differenzpunkten zwiſchen beiden Kammern auf den früheren 
Beſchlüſſen zu beharren. 

Unter denjenigen Punkten, in welchen die II. Kammer nachgibt, ſind die 
Art. 3 und 97 (Religionsunterricht und Zuſammenſetzung der Ortsſchulcom⸗ 
mifjion), wodurch die Kammer die letzten Differenzen zwiſchen ihr und der 
Staatsregierung befeitigt, jo daß wenigſtens zwiſchen diefen beiden Factoren 
der Gejehgebung volle Uebereinjtimmung erzielt iſt. 

Der Reichsrath befchließt auf den Antrag ihres geiftlichen Nefe- 
ten — ohne auch nur in eine nocmalige artitelweife Berathung, 
wie e8 bie Verfaſſung und die Geſchäftsordnung verlangt, einzu: 
gehen — in Baufh und Bogen, daß er bezüglich aller noch vor: 
handenen Differenzpunfte zwilchen ihn und ber II. Kammer, wie 
zwifchen ihm und ber Staatsregierung auf feinen früheren Befchlüffen 
bebarre. Das Schulgeſetz ift damit abgelehnt und gefallen. 


28. Apr. (Bayern). Schluß der Seſſion beider Kammern bes Landtags. 


29. 


» (Bayern). LRandtagsabichieb des Königs: 

„... Nachdem der Gefegentwurf, die Dedung der an die Krone Preußen 
zu leiftenden Kriegskoſten⸗Entſchädigung betreffend, die Zuftimmung der beiden 
Kammern erhalten hat, haben Wir denjelben als Geſetz ſanctioniri. Ber Zu- 
ftimmung zu dieſem Gejeke haben die Kammern nachſtehende Wünſche durch 
Geſammtbeſchluß ausgeiproden: 1) die Stantöregierung wolle für den Fall 
der Anlehensaufbringung auf dem Wege eines 5progentigen Steneranlehens 
diejenigen Gemeinden mit der Anlage verfchonen, welche nah dem Gutachten 
der einſchlägigen Sreisregierungen durch die KriegSereigniffe beſonders gelitten 
haben, 2) diejelbe wolle dem bayerifhen Volke den gebotenen Fortſchritt in 
der Entwidelung der inneren flaatlihen Einrichtungen, namentlich die Reform 
der Heeresverfaffung, eine gejegliche Regelung des Schulweſens auf freiſinni⸗ 
ger Grundlage, ſowie die Sicherung voller Gemiffengfreiheit gewähren und die 
ungejäumte Vorlage der Entwürfe zu den focialen Gejegen anordnen. In 
Anjehung des Wunjches zu Ziff. 1 war zu weiteren Einleitungen fein Anlaß 
gegeben, da zu einem Steueranlehen nicht gejchritten, fondern der zur Dedung 
der Kriegskoſten⸗Entſchädigung nothwendige Bedarf dur andere im Gejeße 
vom 4. September 1866 vorgejehene Yinanzoperationen beſchafft worden ift. 
Dem unter Ziff. 2 ausgeſprochenen Wunſche haben Wir inzwifchen durch 
Borlage der bezüglichen Gefetentwürfe und durch ſonſtige Anordnungen ent⸗ 
ſprochen. Bon den erfteren hat die Mehrzahl die Zuftimmung der beiden 
Kammern de3 Landtages und Unfere Sanction erhalten. Nur Unſer Beltre- 
ben, dem Wunſche der beiden Kammern entiprechend, das Schulmefen auf frei⸗ 
finniger Grundlage gejeklih zu regeln und damit die Entwidlung Unferes 
Volles dur Erhöhung und Sicherung feiner Bildung zu befördern, ift zu 
Unferem Bedauern von einem glüdlichen Erfolge nicht begleitet geweſen. 
.... Indem Wir Unferen Lieben und Getreuen diejen Abſchied ertheilen, 
bliden Wir mit Befriedigung auf die Ergebniffe der nunmehr zu Ende ges 
langten Sitzungsperiode. Folgenſchwere, tiefwirkende Ereigniſſe find über Unfer 
geliebteS Land Hingegangen, feitvem Wir mit Unferer Entichließung vom 
10. Mai 1866 die Landesvertretung zum Beginne der jekt zum Abjchlufie 
gediehenen Situng3periode berufen haben. Die Landesvertretung bat Uns 
mit opferwilliger Hingebung beigejtanden, die Folgen, welche fi daraus ent» 
wickelt haben, zu tragen, und die Oeftaltungen, welche daraus hervorgegangen 
find, in der für unfer Königreich gedeihlichſten Weife zu ordnen. Unjerer 


landesväterlichen Abficht, die innere Entwicklung des Königreiches nach allen 
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Richtungen zu fördern, ift die Landesvertretung mit Bereitwilligfeit entgegen 
gelommen, und eine Neihe wichtiger, eingreifender und mwohlthätiger Geſetze 
find unter ihrer verfafjungsmäßigen Mitwirkung zu Stande gebracht worden. 
Die aufopfernde Thätigkeit der Geſetzgebungsausſchüſſe beider Kammern ver- 
dient hiebet Unſere bejondere Anerkennung, Wenn auch Einzelnes, beffen Abs 
ſchluß Wir in Iandesväterlicher Fürſorge für das Wohl Unjeres Landes zu 
wünjchen veranlagt waren, nicht zu einer befriedigenden Löſung zu gelangen 
vermochte, jo find doch die Aufgaben, welche der gegenwärtig zu Ende gehende 
Landtag wirklich erledigt Hat, jo umfaflender und bedeutender Natur, wie fie 

. vor ihm noch kaum ein Landtag zu lölen berufen war. Wir fehen darum 
auch mit zuverfichtlider Hoffnung der Neugeftaltung und Befjerung ber inne⸗ 
ren Verhältniſſe entgegen, welche fi aus den zu Stande gelommenen Geſetzen, 
insbejondere aus den Socialgejegen und aus der Civilprozeßordnung, in Bälde 
ergeben wird. Gerne erfennen wir dasjenige an, was die Landesvertretung 
zur Erhaltung der Ordnung und des Gleichgewichtes im Stantshaushalte 
beigetragen, und was fie gethan hat, um Unſeren Bemühungen, ſämmtlichen 
Provinzen Unjeres Königreich& die zu ihrem Aufblühen erforderliche Vermeh⸗ 
zung wichtiger Verkehrsadern zu verichaffen, den Erfolg zu fihern. Wir bes 
grüßen mit Freude die Grundlagen, welche unter treuer Beihilfe der Landes⸗ 
vertretung für die beffere Organijation Unſeres Heeres, für die Erhöhung ſei⸗ 
ner Wehrfähigfeit und für die gejegliche Regelung der Militärftrafrehtspflege 
gewonnen worden find. In demjenigen, was unter Mitwirkung der Landes⸗ 
vertretung erreicht worden ift, jehen Wir eine erneute und erhöhte Bürgichaft 
für die Wohlfahrt Unjeres Königreiches, für die Erhaltung feiner Selbftän- 
digkeit und für die Erfüllung feines deutſchen Berufes.“ 


1. Mai. (Baden). Achtzig angefehene Männer ber katholiſchen Partei 
erlaffen einen Aufruf „an das badiſche Volk”, worin fie bie Be⸗ 
gehren ber Partei neuerdings formuliren, dem Miniſterium Jolly 
ein entſchiedenes Mißtrauensvotum entgegenfegen und „als einziges 
Mittel, um gefunde politiihe Zuftände wieder zu fchaffen“, bie 
Aufldfung des jebigen und bie Einberufumg eines außerordentlichen 
Landtags auf Grundlage des directen und geheimen Wahlverfahreng 
verlangen: 


„Die Mehrzahl unferer Kammerabgeorbneten, welche noch auf dem ver⸗ 
flofienen Landtag die Politit des Minifteriums Mathy⸗Jolly in allen heilen 
unterftüßte, hat auf einmal ohne bejonvere äußere Veranlaflung fi zu dem 
Gefländniß genöthigt gejehen, daß die Haltung des großherzoglidhen Staats⸗ 
minifteriums das Volk nicht befriedige... Seit dem Jahre 1860 ift unfer 
Land mit confefjionellen Hader erfüllt. Religiöfe Fragen werden alljeitig in 
den Vordergrund gezogen, weil man wohl weiß, daß es ein leichtes ift, durch 
Erregung confeflioneler Leidenschaft die dem Volk unliebfamen politiſchen Ziele 
zu verdeden und um fo ficherer zu erreichen. Die Folge davon war, weil 
jeder Drud einen Gegenorud bervorbringt, das Entftehen der Tatholifchen 
Volkspartei, welche troß aller bei den Zollparlamentswahlen entwidelten bureau⸗ 
kratiſchen Beeinfluffung zum erftenmal dem In⸗ und Auslande bewieß, daß 
Bismark nicht Unrecht hatte, wenn er behauptete: „Die indirecten Wahlen 
find eine Fälſchung der Stimme der Nation!" Es iſt ſeitdem nicht beſſer ge⸗ 
worden!... Unftatt der Stiche ihre Selbjtändigfeit zu gewähren und damit 
den Frieden zu fichern, womit bie Geſetze vom Jahr 1860 motiviert wurden, 
dienen diefe letzteren dazu, die Kirche zu Inechten und fie der Bureaufratie zu 
Yüßen zu legen, Die Schulfrage wurde zum Nachtheil der Beapeit der 
Eltern entſchieden — eine religidje Erziehung im Anſchluß an ihre Kirche ift, 
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dem Brinzip der perſönlichen Gewifiensfreiheit zum Hohn, den badiſchen Bür⸗ 
gern geſetzlich unmöglich gemadt. Anftatt der Kirche freie Lebensluft zu ge⸗ 
ftatten und gleiches Recht für alle zu ſchaffen, verweigert man ihr durch 
Ausnahmsgeſetze den Schuß, den jeder Privatmann beanjprucden kann. Die 
Kirche it unfrei in Bezug auf die Verwaltung ihres Vermögens, in der 
Belegung ihrer Pfarreien, in der Belegung des erzbiſchöflichen Stuhls! Die 
Geiftlichen follen feine Staatsbeamten mehr fein, gleihmohl verlangt der 
Staat, der doch feine religiöfen Intereſſen mehr kennt, von ihnen eine beſon⸗ 
dere Staatsprüfung. Die Thatſache der jüngften Tage, daß man unfern 
hochw. Bisthumsverweſer wegen treuer Pflichterfüllung feiner kirche gegenüber 
zum Verbrecher am Staat machen wollte, bewies aufs deutlichite, welche Ge⸗ 
finnungen gegen die Kirche und welche Unkenntniß katholiſcher Grundſätze und 
unſerer ftrafrechtlichen Vorſchriften in dem Staatsminifterium vorherrſchen. 
Solchen VBerhältnifien gegenüber muß Abhilfe gefchehen. Wir ſprechen mit 
den Worten unjeres hochw. Biſchofs deßhalb aus: „Wir halten die abfolute 
Trennung des StaatS von der Kirche keineswegs für den normalen und für 
die menschliche Geſellſchaft zuträglichiten Zuſtand, können aber, wenn der 
Staat immer mehr feiner Pflichten und Berbindlichkeiten gegen die Kirche fich 
entledigt, nur darın eine Remedur finden, dab das Prinzip der Freiheit und 
Selbftändigkeit der Kirche nad) allen Seiten hin conjequent durdgeführt wird“. 
Darum verlangen wir: 1) vollftändige Trennung der Kirche vom Staat ! 
Keine Begünftigung für die Kirche außer der Anwendung der allgemeinen 
Grundjäge des Rechts und der Freiheit, aber noch weniger Ausnahmsgeſetze, 
die jede freie Thätigkeit unmöglich machen. 2) Wir verlangen die vollftändige 
Freiheit der Kirche ihre Angelegenheiten felbftändig zu ordnen — jelbftändige 
Verwaltung ihres Vermögens, jelbftändige freie Belegung der kirchlichen 
Aemter. 8) Wir verlangen für die Bürger des Landes das unbeichränfte 
Recht von der allgemeinen Bereinsfreiheit, wie für die politiihen auch für die 
religidien Vereine freien Gebrauch zu machen. 4) Wir verlangen entjchiedene, 
redlich durchgeführte Schulfreiheit. Damit beftreiten wir nicht der Staats⸗ 
regierung das Recht, den öffentlichen Unterricht zu beauffichtigen, aber wir 
verlangen für die Bürger die Treiheit, welche ihnen das jetzige Schulgeſetz 
raubt — die religiöfe Erziehung ihrer Kinder in Verbindung mit ihrer Kirche 
bewirken zu dürfen. Cine „Staatserziehung* können wir nie zugeftehen, denn 
wie der „moderne Staat” fi geftaltel, ift eine ſolche ftetS eine Parteierziehung. 
Mit diefen Beichwerden gehen die beflagenswerthen Ttaatlihen Verhältniffe 
Hand in Hand. Und bier find e8 ebenjowohl die materiellen Intereſſen 
als die freiheitl ichen, melde das Bild des einft verherrlichten Muſter⸗ 
ſtaats don der dunkelſten Sehrfeite zeigen. Indem wir an der Geftaltung 
eineß großen föderaliſtiſch geeinigten Deutſchlands mit Einfluß Oeſterreichs 
fefthalten, und überzeugt find, daß der norbbeutiche Bund zur Verarmung 
des Volks führt und deſſen Treiheit verfümmtert, beichränten wir un bier 
auf die inneren badiſchen Zuftände. Was ift aus der Steuerfraft unjeres 
Landes geworden? Wie kann fie fortbeftehen, wenn Handel und Gewerbe 
floden, wenn unergiebige Ernten den Ertrag des Bodens ſchmälern, wenn das 
Grundeigentum im Werthe herabfintt? Und gleihwohl wurden die öffent» 
lichen Laften gefteigert, beim Militär dur) Bermehrung der Mannſchaft und 
dur Erhöhung der Dienftzeit, bei den Grundfteuern dur Zuſchläge auf die 
beftehenden und durch Einführung neuer drüdender Abgaben. Die Politik 
von „Blut und Eifen* kennt im Menſchen nur ein Object für den Militariß- 
mus und in feiner Thätigfeit nur eine Quelle für die Steuerfhraube. Ver⸗ 
minderung des ftehenden Heer, Herabjegung der Dienftzeit, Einſchränkung im 
Staatshaushalt und Uebergang zu einem gerechteren Steuerſyſtem find die 
einzigen Wege zur Entfernung der betreffenden Uebel. Auch die freiheitlichen 
Smftitutionen werden uns tägli mehr verfümmert und vorenthalten Nir⸗ 
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gends haben ſich die Phrajen derjenigen weriger bewährt, welche „durch die 
Einheit zur Freiheit" zu gelangen vorgeben; nirgends hat der „Opfermuth“ 
ſolche Hägliche Reactionszuſtände geſchaffen, und ftatt des freien, ſelbſtverwal⸗ 
tenden Bürgerthums die Allmacht einer dur ein total veraltete Staats⸗ 
dienergejeß beſonders gehegten Bureaufratie jo ſehr ausgeprägt wie in Baden! 


. 3a Baden herrſcht das Syſtem des Stilfftandes, und eine anmaßende Clique 


ſucht die Gebrechen, an denen der Staat leidet, zu vertufchen. Nur in Bezug 
auf dieſe Gejellichaft find die höhniſchen Worte des norbbeutichen Staatsmannes 
anwendbar, daß der Süden Deutjhlands um ein Menjchenalter in der Geiſtes⸗ 
culture gegen Preußen zurüdftehe... Insbejondere thut noth: 1) Er- 
mäßigung des Staatsaufwands durch weiſe Sparjamleit, durch Verminderung 
der unerſchwinglichen Militärlaften, durch Vereinfahung der Verwaltung und 
dur Abänderung des Staatsdienergeſetzes; 2) Selbftverwaltung des Bolt 
an Stelle der bisherigen bureaufratiihen Bebormundung; 3) Beleitigung der 
großen Ausſchüſſe in den Gemeinden und Einführung allgemeiner birecter 
Wahlen für die Gemeindebeamten,; 4) Revifion des Vereins⸗ und Preßgejehes 
im freiheitligden Sinn, insbejondere Verweilung aller Preßprogefie vor die 
Schwurgerichte; 5) Aufhebung der Standredtsartifel 631a u. ff. des Straf- 
geſetzbuches. Die katholifche Volkspartei erkemt als das einzige Mittel 
geſunde politiiche Zuftände wieder zu jchaffen: Auflöjung der jetigen Stände 
veriammlung und Einberufung eines außerordentlichen Landtags zur Schaffs 
ung eines neuen Wahlgeſetzes auf Grundlage des birecten geheimen Wahlver- 
fahrens. Die katholiſche Volkspartei Ipricht ferner aus, daß hauptfächlich das 
Minifterium Yolly die Verantwortlicgleit für die Fortdauer und Steigerung 
der aufgeführten Mißſtände und Bebrängnifie trägt, und hält ſich deshalb zu 
der Erflärung verpflichtet: daß bafielbe daß Vertrauen des badifchen Volks 
nicht beſitzt. Die Erfüllung diefer Forderungen ift das einzige Mittel, 
das durch Leidenſchaften und Unverftand bis ind Herz erkrankte engere Vater» 
land vom Berberben zu retten.“ 


3. Mai. (Württemberg). Der greife Biſchof von Nottenburg + 


T. 


zu allgemeinem Bebauern in Yolge ber ihn wieberfahrenen Krän⸗ 
tungen und Anfechtungen. 


„ (Baben). Dem Aufruf und Programm ber Fatholifchen Partei 
vom 1. db. M. folgt ber Aufruf ber demokratiſch⸗großdeutſchen Volks⸗ 
partei oder, wie fie fich felber nennt, der „Wahlreformliga“ nebit 
bem Entwurfe einer Adreſſe an den Großherzog. 


Der Aufruf ift von 23 angefehenen Männern unterzeichnet, an 
ber Spibe ſtehen die Großbeutfhen Graf Berlichingen und der gewe⸗ 
fene Minifter v. Edelsheim und neben ihnen die Demofraten v. Feder, 
Venedey 2. Die Actenftüde lauten: 

I. „Mitbürger! Die Lage des Landes ift eine ſolche geworben, daß 
alle Parteien die Unbaltbarkeit derſelben einjehen. Neben einer Militärlaft, 
die für die andern Zwecke des Staats Feine genügenvden Mittel übrig läßt, 
fehl eine Höhe der Steuern, die auf die Dauer nicht ertragen werben kann. 
Liegt es auch nicht in unjern Kräften, beftimmend in die Geftaltung der deut« 
ſchen Verhältniſſe einzugreifen, und dadurch einen Zuftand zu bejeitigen, der 
mit den Anſprüchen des Volles auf Einheit und Freiheit heute noch im 
Widerſpruch fteht, jo find wir um jo dringender aufgefordert, unjer Streben 
auf den freiheitlichen Ausbau unjerer inneren Staatseinzichtungen zu Ienten, 
um dadurch neue unter allen Umjtänden ausdauernde Garantien für die bür⸗ 
gerliche Freiheit und gegen Weberbürbung zu gewinnen. Die Politif des jeit 
den Ereignifien des Jahres 1866 an der Spike der Geſchäfte ſtehenden Minis 
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fteriums ift auf Ziele gerichtet, die ben Anſchauungen und dem Charakter un⸗ 
ſeres Volks entichieden widerftreben, deren Erreichung überdieß unter den 
gegebenen Berhältniffen unthunlih war, und unter den Einwirkungen der zur 
Zeit maßgebenden Cabinetspolitik auf unbeflimmte Zeit unthunlich fein wird. 
Wohl erfennt und ſchätzt Badens Volk die unzerreißbaren Bande, welche es 
an die andern Stänme de3 deuiſchen Volkes Inüpfen. Nur im Berein mit 
ihnen können und wollen wir unfere Zukunft geftalten, aber wir wollen dieß 
als freie Glieder einer großen Nation, nit als millenloje Werk⸗ 
zeuge eineß herrſchenden Führers. Trotz alledem wurde der angeblich bevor- 
ftehende Anſchluß unferes Landes und der Übrigen füddeutichen Staaten an 
den norddeutichen Bund benügt, um die politifche Neformarbeit des Yahres 
1860 zu unterbrechen, die Steuerfraft des Landes zu überbürden, und die 
Militärlaft auf eine Höhe zu ſchrauben, welche jelbit in den bedrohlichſten 
Umftänden einer Steigerung faum mehr fähig ift. Daß dieje Politit gehand- 
habt und bis heute fortgejegt werden konnte, ja, daß man jelbft fi in der 
Rage befand, deren große Anforderungen nur als einen Beginn der Opfer zu 
bezeichnen, die an das Volk zu beanipruden jeien, daran ift in erfter Linie 
die Haltung unserer Volfsvertretung ſchuld — eine Haltung, deren Unridtig- 
feit neuerdings felbft von den Führern der Majorität der zweiten Kammer in 
hervorftechender Weiſe anerkannt worden it! Im conftitutionellen Staat rich» 
tet fih die Politik des Minifteriums nad) der in den Kammern repräfentirten 
Stimme des Volkes. Allen die im Jahre 1818 erlafjene, jet veraltete 
Wahlordnung ermöglicht unter den jetzigen Verhältnifien keineswegs einen 
volljtändigen und getreuen Ausdrud der Volksmeinung. Im öffentlihen und 
darum der Einwirkung einer übermächtigen Bureaufratie zugänglichen Wahlen 
werden die Wahlmänner gewählt, und diefe jelbft gar Häufig Einflüflen preis» 
gegeben, welche weniger in dem Intereſſe des Landes und Volkes, als in ört⸗ 
lichen und in perjönligen Nüdfichten ihren Urjprung haben. Eine freie un 
abhängige Volksvertretung ift durch eine allgemeine directe und geheime Wahl 
bedingt. Verlangen wir daher die Wahlreform! Die Fortentwic 
lung unſeres Berfaffungslebens ift von ihr abhängig. Bon diefer Ueber⸗ 
zeugung ausgehend, ift am 11. v. M. eine Anzahl patriotiiher Männer aus 
verichiedenen Theilen des Landes in Achern zujammengetreten; fie bat zum 
Zwed der Durchführung der Wahlreform die Erlafjung einer Adreſſe an Se. 
f. Hoheit den Großherzog, ſowie die Bildung einer das ganze Land umfaſ⸗ 
fenden Wahl reform⸗Liga beſchloſſen, und mit dem weiteren Vollzug einen 
gleichzeitig gewählten provijorifchen Centralausſchuß beauftragt. Derjelbe legt 
die heute von ihm beſchloſſene Adreſſe hiermit vor, Mitbürger! Vereinigt 
euch überall in größeren und Eleineren Kreiſen zur eifrigen Mitwirkung bei 
diefem Vorgehen. Wahrlich, es ift Zeit, daß Badens Bolt feine Meinung 
ausſpreche und vor aller Welt feinen Entſchluß kund gebe, der in Wahrheit 
nichts anderes will, als deutfch und frei fein.“ | 
II. Adreſſe: „Durdlaudtigfter Großherzog! Onädigfter Fürſt und Herr! 
Angefihts der ſchweren, von allen Seiten als unhaltbar betrachteten Lage des 
Zandes wenden wir uns in ehrerbietigem Vertrauen an Em. k. H., um frei⸗ 
müthig auszufprechen, was dem Baterlande noth thut. Die Haltung de3 gegen- 
wärtigen Minifteriums8 entbehrt der Zuftimmung des Landes. Die Unterftügung, 
welche die zweite Kammer in den letten Jahren der Regierung lieh, Tann nicht 
als die Zuftimmung des Landes angejehen werden, denn diefe Kammer war 
nicht der wahre Ausdrud der Stimmung des Bolfes. Urſache hievon ift die 
dermalige Wahlgefeßgebung, welche nicht geftattet, daß die öffentliche Meinung 
zur Öeltung gelangt. In einer Sammer, gewählt von Wahlmännern in 
rgänzungswahlen, die fich auf vier zweijährige Perioden vertheilen, wird nicht 
der Gedanke der Gegenwart, fondern der von vorübergegangenen Beitabjchnitten, 
und jelbft diefer nur abgeſchwächt, zur Erſcheinung gebracht — ein ſchwerer 


NMißſtand in dieſer wechſelvollen Zeit, noch ſchwerer durch die raſchen tief ein⸗ 
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- greifenden Veränderungen, welche ſich in derfelben vollgogen haben, und zu 


welchen, alS durchaus neuen Zuftänden, von neuen Standpunlten aus Stellung 
zu nehmen if. Zieht man noch in Betracht, daB die Freiheit der Wahlen 
beengt, ja gefährdet iſt durch die Deffentlichfeit der Stimmgebung, jo liegt der 
zwiichen der Vertretung und den Bertretenen herrichende bedenkliche Zwieſpalt 
in feinen Urſachen offen zu Tag. Auch wir wollen mit Em. k. H., daß die 
Einigkeit erhalten werde, welche allein ſtark macht, daB das öffentliche Recht 
des Landes durch fie jeine Weihe erhalte, und alle Theile des Ganzen zu dem 
Einklang vereine, in welchem die gejegliche Freiheit ihre jegenbringende Kraft 
bewähren kann. Dieſe Einigkeit aber fordert einen ungetrübten Ausdruck der 
Öffentlichen Meinung, einen freien Austaufch derfelben zwiſchen Fürſt und Volk, 
Ihn hemmen, heißt Uebel erzeugen und ins Innere zurückdrängen, welche die 
Grundlagen des Staats bedrohen. Durchdrungen von dem Bewußtſein diejer 
Vebelftände und der daraus entipringenden Gefahren, geleitet von dem patrios 
tiſchen Streben nad) Abhilfe, vertrauend auf die bewährte conftitutionelle Ge⸗ 
firmung Ew. k. H., geben wir der Nothwendigkeit einer Abänderung unjerer 
Wahlgejeggebung Ausprud, und ftellen zu deren Berwirklihung die ehr⸗ 
erbietige Bitte: Em. 1. 9. wolle in verfaffungsmäßiger Weile die jeßigen 
Rammern auflöfen und die jofortige Wahl eined neuen Landtags anordnen, 
um demfelben ein Berfaffungsgejeß, beruhend auf den Principien des allge 
meinen und directen Wahlrechts und geheimer Stimmgebung, vorzulegen.“ 


9, Mai. (Baden). Zur Unterftügung ihrer Forderungen an bie Re: 


11. 


15. 


gierung ordnet bie Fatholifhe Partei eine allgemeine Agitation und 
die Abhaltung einer Reihe großer Volksverfanmlungen an. Die 
erite findet in Brucfal ftatt, andere folgen in Freiburg, Engen ꝛc. 
„ (Helien). Die IL Kammer nimmt das Militärpenfionsgefeg 
(nad) den weſentlich niedrigeren preuß. Normen) mit 31 gegen 
6 Stimmen an. | 

v» Baden) Ber von ultramontaner und bemofratifcher Seite 
eingeleiteten Agitation gegen den Landtag jeben 131 angejehene 
Männer aus Mannheim als DVertrauensvotum für die Regierung 
und bie Landtagsmajorität eine „Erklärung“ entgegen, ber alsbald 
ähnliche aus Karlsruhe, Heidelberg 2c. folgen. 

Die Erklärung der Mannheimer wendet ſich zunächft gegen die „ultra- 
montane Partei, welche nun auch als politiihe Partei aufzutreten ſich gend⸗ 
thigt erklärt.” „Wie darf viele Partei e8 wagen, über unjer StaatSleben ab» 
zuurtheilen, fie, die zum ganzen gegenwärtigen Staats⸗- und Culturleben in einem 
unverſöhnlichen Gegenſatze fteht, fie, welche die edelſten Grundſätze, Ervungen⸗ 
ſchaften und Zielpunkte der modernen Cultur, wie es in der Enchelica geſche⸗ 
hen ift, als verwerflich bezeichnet? Wie darf fie wagen, von „Verhöhnung 
des Princips der perſönlichen Gewifjensfreiheit” in einem Lande zu reden, mo 
Gleichſtellung aller religiöſen Bekenntniſſe nicht allein geſetzlich feitgeftellt, ſon⸗ 
dern auch thatſächlich durchgeführt iſt? Wie kann fie die Stimme für poli⸗ 
tiſche Freiheit erheben, während fie jonft überall, joweit fie die Macht in Hän- 
den hatte, in freiheitfeinplidem Sinne gewirkt hat? Wir mweifen daS als bie 
Kundgebung einer culturs und freiheitfeindlihen Partei zuräd...* Zum 
zweiten: „Es jet nicht wahr, daß die Lage des Landes eine unhaltbare ift 
(wie die Wahlreformliga jagt). Ueberall herrjche Ordnung, Ruhe; Gewerbe, 
Handel, Landbau, Induftrie gehen ihren Gang; freifinnige Inftitutionen, wie 
faum anderswo; an der Rechtipredjung, an der Verwaltung nehmen die Bür⸗ 


‘ger Theil. Vereins⸗ und Verfammlungsrecht im meiteften Umfang ; liberale 


Behandlung der Preſſe. Gänzlich grundlos ift, daß „die Politik unferes 
Minifteriums auf Ziele gerichtet jei; welche den Anſchauungen und dem Cha⸗ 
takter unſeres Volkes widerſtreben.“ „Unſer Bolt will eine „nationale und 
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freifinnige Politik. ine folche befolgt unjere Regierung .. .* „Unfer Bolt 
fordert aber auch unabweisbar die Errichtung des beutichen, auf "Einheit und 
Treiheit gegründeten Bundesftantes. Gerade diejeß Ziel aber hat fi unſere 
Regierung gejet, alle ihre Beftrebungen find darauf geridhte. Erreichen und 


- behaupten aber läßt e8 fi nur, wenn bie Nation in der Lage ift, dem Aus⸗ 


lande gegenüber dafür mit ihrer ganzen Kraft einzutreten. Die Bildung 
eines Nationalheers ift darum die Aufgabe, welche unter den gegenwärtigen 
politiichen Berbältniffen die nächfte und unerläßlicfte if. Die Opfer dafür 
find groß; aber fie nicht bringen wollen, hieße das Ziel und die Ehre der 
Nation preißgeben . . . Nah allem dieſem müſſen wir der von den Ultramon« 
tanen und der jogenannten Wahlreformliga gemeinjam geftellten Forderung: 
„die Kammern aufzulöjen und zur Schaffung eine neuen Wahlgefeßes auf 
Grundlage des directen und geheimen Wahlverfahrens jofort einen außeror- 
dentlihen Landtag zu berufen“, entgegentreten. Wir leugnen die Dringlichkeit 
diejer Forderung, angefihts des beinahe innerhalb berjelben Friſt, welche die 
Auflöfung und Neuberufung der Kammern erheiicht, ftattfindenden regel» und 
gefegmäßigen Zuſammentritis der Abgeordneten, wo überdieß dem Volke bei 
den bevorftehenden Wahlen Gelegenheit gegeben ift, jeinen Willen in Tlarer 
und umzweideutiger Weile zu erfennen zu geben. Was aber die Mahlreform 
ſelbſt betrifft, jo fehen wir von der Beurtheilung der Zweckmäßigkeit berjelben, 
ſowie von der Yrage, ob fie unter den eben vorliegenden Verhältnifien in der 
That einen reineren Ausbrud bes Vollkswillens ermöglice, hier ganz ab. Wir 
fordern lediglich, daß deren Beurtheilung dem in Bälde „rdnungsmaßig zu⸗ 
ſammentretenden nächſten Landtag vorbehalten bleibe . 


22. Mai. (Bayern). Allgemeine Wahlen zum Landtag: die patriotijche 


23. 


. Partei erringt mit 79 gegen 75 Stimmen bas Uebergewidit. 

Die proteftantiiche Bevölkerung und die Städte, aud) die mit ganz oder 
doch überwiegend Tatholiicher Bevölkerung, voran die Hauptſtadt München, 
wählen durchſchnittlich Liberal, das katholiſche Landvolk dagegen faft ausnahms⸗ 
108 patriotiſch. Nach den Provinzen ift das Refultat folgendes: 

Pateioten Liberale 

1 


Oberbayern 

Niederbayern 19 — 
Oberpfalz 14 2 
Schwaben und Neuburg 13 6 
Rheinpfalz — 20 
Oberfranken 3 14 
Mittelfranken — 18 
Unterfranken 11 8 


79 75 

Die liberale Mittelpartei, die in der vorigen Kammer die große Majo⸗ 
rität ausgemacht hatte, ift dabei auf 20 Mitglieder zuſammengeſchwunden. 
» (Baden). Große Lanbesverfammlung der Liberalen in Offen: 
burg. Gegenüber ber ultramontanen und bemofratifhen Agitation 
gegen die Regierung und ben Landtag verftänbigen fi bie eine 
Zeit lang getrennten Fractionen (ber ſog. DOffenburger und ber 
Regierung) wieder und beſchließen einmüthig eine Refolution, welche 
ber Regierung die entſchiedene Unterſtützung aller Xiberalen zujagt, 
wofern fie deren Programm treu bleibe, und eine Adreſſe an ben 
Großherzog: 

„Durchlauchtigſter Großherzog x. Die leidenſchaftlichen Angriffe, mit 
denen eine unternehmende und über bedeutende Hilfsmittel gebietende Partei 
in neuefter Zeit die höchſten Güter unfereß inneren Staatslebens bedroht und 
ſich wicht ſcheut, ihre ſelbſtſüchtigen Wünſche als Kundgebung der Ueberzeugung 





Die ſuddeniſchen Staaten. 179 


des geſammten badiſchen Volles vor den Thron unſeres erhabenen Landes⸗ 
fürſten zu tragen, macht es auch uns zur Pflicht, unſern Ueberzeugungen vor 
Em. k. Hoh. einen offenen Ausdruck zu verleihen. Hiezu fühlen wir uns um 
jo mehr gedrängt, als mit dem Angriffe auf den Ausbau eines freiheitlichen 
Staatslebens fi, gleichzeitig das Streben verbindet, die Mafje des Volks irre 
zu machen in feinen Pflichten und Leitungen für die Ginheit und Sicherheit 
unjere8 gemeinfamen deutſchen Vaterlandes. Ew. k. Hoheit haben in dem 
gejegneten Sabre 1860 inmitten der begeifterten Sundgebungen Ihres Volkes 
dem Baterlande eine neue Zeit gerechter und freifinniger Yortjchritte auf allen 
großen Gebieten des Staates verheißen und jenen erhabenen Worten ift in» 
zwiſchen, in ftetigent Yortgange, wenn auch in ſchwerem Ringen mit wider» 
jtrebenden Berhältnifien, die Verwirklichung gefolgt. Das badiſche Volk, in 
jeiner überwiegenden Mehrheit, kennt und liebt jene hohen Güter, welche ihm 
durch die Weisheit eines hochfinnigen Fürſten, durch erleuchtete Staatsmänner 
und eine vaterlandsliebende Bolfsvertretung in Jahren zufammenftimmender 
Thätigkeit verliehen worden find. Die Förderung, welche die Zuftände unjeres 
Landes in allen Kreiſen geiftiger und materieller Intereffen, vor Allem durch 
die belebende Berufung des Volkes ſelbſt zur Mitbeforgung der öffentlichen 
Angelegenheiten empfing, hat die Bürger Badens mit der tiefften Ueberzeu⸗ 
gung bejeelt, daß nur in der Traftvollen und ununterbrochenen Durdführung 
der begonnenen Reformen das Heil de Staates und das Gedeihen aller ſei⸗ 
ner Glieder begründet fein könne. Diejes Gefühl hat jelbft unjere Gegner, 
die ultramontanen Feinde jeder freiheitliden Beſtrebung, durchdrungen. Sie 
fuden in ihren neueften Kundgebungen das Volk irre zu leiten, indem fie in 
ihre Programm eine Reihe von Torderungen freifinniger Foriſchritte aufneh- 
men. Dos Beitreben, die minder mit diefen Dingen vertrauten Volkstheile 
zu täujchen, muß und wird mißlingen, wenn die Gejeggebung des Landes in 
bewährter, verfafjungsmäßiger Weiſe, ohne Aufſchub, aber in umfichtiger Bes 
rüdfihtigung der Verhältniffe, diejenigen Fortſchritte vollzieht, welche für das 
Öffentliche Wohl des Landes heute als erjprieklih und dringend bezeichnet 
werden müſſen. Mit bejonderer Lebhaftigkeit wird der Ruf nah Einführung 
des allgemeinen Stimmrechtes mit directem und geheimen Wahlverfahren er» 
hoben und zugleich verlangt, daß dieſe tiefeingreifende Veränderung der Ver⸗ 
fafjung unter Auflöfung der gegenwärtigen Kammern einem außerordentlichen 
Vandtage vorgelegt werden möge. Auch wir find der Meinung, daß einzelne 
Gebiete unferer Berfaffung, die fih, unter den früher beftandenen inzwiſchen 
geänderten Zuftänden, lange Zeit als eine Quelle des Gedeihens für das Land 
bewährt haben, einer zeitgemäßen Berbefferung unterzogen werden jollten. 
Hiezu rechnen wir eine Yortentwidlung der Wahlordnung im Sinne der Bes 
gründung des politiichen Wahlrechtes auf der Grundlage de3 Staatsbürger» 
rechtes und einer Begünſtigung der Unabhängigkeit der Wahlen durch Ein⸗ 
führung eine geheimen Stimmverfahrens. Ebenſo erachten wir e8 als ein 
zeitgemäßes Bedürfniß, daß durch eine verbefferte Einrichtung der gegenmwärti« 
gen Wahlert, in Verbindung mit einer erheblichen Abkürzung der Dauer der 
Abgeorbneten-Mandate, dem unvermittelten Ausdrude der Volksüberzeugung 
in der Volksvertretung jede thunliche Förderung zu Theil werde. So fehr 
wir aber die beſchleunigte Erreichung dieſer Verbeſſerung, zur Befeitigung der 
im Bolfe von Uebelwollenden verbreiteten Irrthümer, auch unferjeits wünſchen, 
fo glauben wir doch nicht, daß Gründe vorliegen, dieſe Ziele in ungewöhn⸗ 
licher Weile unter Verlaſſung der geordneten Bahnen zu erftreben. Wir 
wünſchen um jo mehr, daB diefe Aufgaben der Thätigkeit des nächſt zufammen« 
tretenden ordentlichen Landtages vorbehalten werden, al3 wir die Weberzeugung 
hegen, daß die erwähnten Berfafjungsreformen nicht einzeln für ſich vollzogen 
werben Können, fondern daß mit ihnen zuglei die wichtigen Tragen einer 
Umbildung des Beltandes der Erften Kammer nad den Intereſſenkreiſen ber 
Gegenwart, die Verleihung des echtes der Initiative an die Volksvertretung 


12* 


180 


Die ſuddeutſchen Blaaten. 


und die Abkürzung der beſtehenden Budgeiperiode einer forgfältigen- Prüfung 
unterzogen werben müſſen. Das unabläfiige Bemühen der Gegner des mo⸗ 
dernen Staates, auch in unferm Lande den gehäfligen Zwielpalt der Eonfeflionen 
aufs Reue zuerregen und insbefondere das verdienftuolle Streben um Hebung 
der faatlihen Anftalten der Volksbildung als einen verderblichen Angriff auf 
die religiöfen Ueberzeugungen des Volkes zu verdächtigen, muß uns, nach den 
feit 1860 gemachten Erfahrungen, zu der Ueberzeugung führen, daB ein Sieg 
über diefe Beitrebungen nur von der unverzögerten und abjchließenden Bollen- 
dung der im Wege der Geſetzgebung begonnenen Ausſcheidung ftaatliher und 
kirchlicher Befugnifie erwartet werden könne. Königlihe Hoheit! Wir Alle 
fühlen ben jchweren Ernfl der Zeit, in welcher Baden des Segen einer ftaat- 
then Verbindung mit dem unter Preußens Führung im norddeutſchen Bunde 
geeinigten Theile der deutſchen Nation entbehrt, und dennoch alle unter dem 
Drude der Herrichenden Weltlage gefteigerten Pflichten trägt, welche unter kei⸗ 
nen Umftänden dem deutjchen Vaterlande verfagt werben dürfen. Denn aud 
unter ungünftigen Verhältnifien wird das badilhe Bolt nimmermehr den 
Berlodungen einer Partei folgen, welche nidht etwa den natürlichen Wunſch 
hegt, die Laften des Landes für das Heerweſen auf das Maß des durdaus 
Nothiwendigen zu vermindern, ſondern e8 vielmehr als patriotiſche Pflicht an- 
preift, die Sache des Baterlandes, inmittn der ernten Gefahren der Gegen⸗ 
wart, der Wehrlofigkeit zu überliefern. Wir werden vertrauensvoll und un⸗ 
erſchütterlich der Führung Em. k. Hoheit folgen auf jenen Wegen der Pilicht 
und Ehre, welche uns mit Sicherheit zur erjehnten Einheit des nationalen 
deutſchen Staates hinüberführen. Möge Ew. k. Hoh., wie im Jahre 1860, 
jo auch jekt dem eveln und guten Geifte Ihres getreuen Volkes vertrauen und 
alle patriotiihen Kräfte zu freudigem Zuſammenwirken in erneuter rüftiger 
Thätigkeit aufrufen auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens, welche der 
Berbefierung noch bedürfen — diefer erhabene Ruf wird, wie immer, einen 
gewaltigen Wiederhall im Lande finden und die Beſtimmung Badens, in 
furdtlofer Treue zur großen Sade des einheitlichen deutſchen Staates zu 
ftehen, wird im Herzen Ihres Volkes eine mächtige und dauernde Stärkung 
empfangen.“ 


25. Mai. (Baden) Abſchluß eines militäriichen Freizügigkeitsvertrages 


26. 


mit dem norbd. Bunde. 


ve (Hefien). I. Kammer: Debatte über den Antrag ber Abgg. 
Goldmann u. Fink, die Heranziehung ber Militärperfonen zu den 
Communalauflagen betr. 


Der Antrag hat die im Bundesgejegblatt des nordd. Bundes verdffent- 
lichte Verordnung zum Gegenstand, welche die Militärperfonen von der Heran⸗ 
ziehung zu Communalabgaben befreit, und ift dahin formulirt: die großh. 
Regierung zu erjuchen 1) mit aller Entfchiedenheit auf Zurücknahme der frag⸗ 
lien Verordnung hinzuwirken; 2) die Behörden anzuweiſen, der Verordnung 
borerjt Feine Folge zu geben; 3) bon diefer Weifung an die Behörden dem 
großh. Kriegsminifterium zur Bedeutung der Offiziere zc. Kenntniß zu geben. 
Bei der Berathung zeigt ſich feine Meinungsverfchievenheit darliber, daß das 
Bundespräfidium weder nad) der Bundesverfaſſung, noch nad der heflifchen 
Militärconvention zum Erlaß der gedachten Verorbnung competent geweſen 
ſei. Es wird nur von Seiten der Abgg. Dernburg und Hoffmann darauf 
hingewieſen, daß man ſich darauf zu beſchränken habe, alles aufzubieten, um 
die Zurädnahme der Verordnung zu erwirken, während die weitergehenden 
Anträge des Ausſchuſſes einen unzuläffigen Act der Auflehnung und Selbſt⸗ 
hülfe gegen die Bundesgewalt enthielten. Für die Anträge des Ausſchufſes 
Ipreden die Abgg. Goldmann, Fint, Kraft, Dumont, Curtmann und Wernber. 
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Bei der Abſtimmung werden der Antrag sub 1 mit allen Stimmen, bie 
Anträge sub 2 und 3 gegen eine Minderheit von nur 10 Stimmen an- 
genommen. 


29. Mai. (Bayern). Circularbepefche des Fürften Hohenlohe über das 


Ergebniß ber Landtagswahlen: 


Die Depeſche geht von der irrthümlichen Anſicht aus, daß fi) in der 
neuen Kammer 77 Glericale und 77 Liberale (ftatt 79 gegen 75) gegenüber 
ftehen würden und fährt dann fort: „Der Regierung konnte dieſes Nefultat 
nicht unerwartet fein; es ift eine befannte Erfahrung im politiichen Leben, 
daß in erregten Zeiten und wenn ſich die Beſtrebungen der Parteien in leiden» 
ſchaftlicher Weiſe gefteigert Haben, ftet8 die Extreme von einem gewiſſen äußer- 
lien Erfolg begleitet find, und diejenigen Parteien, melde mit Ruhe und 
Beſonnenheit vorangehen wollen, für eine Zeit lang in dent Wahlfampfe in 
der Minderheit bleiben. Bei der großen Nührigfeit, insbeſondere der clericalen 
Richtung, bei den bedeutenden Mitteln zur Agitation, iiber welche fie verfügt, 
wäre jogar ein Sieg diefer Partei Teineswegs unmöglich geweſen und war ſo⸗ 
gar bon verjchiedenen Seiten erwartet worden. Um jo mehr Tann die Negies 
rung fi damit zufrieden erflären, daß es, ohngeadtet aller Anftrengungen, 
ihren Gegnern nicht gelungen ift, die Majorität in der Kammer zu erlangen, 
und auch jelbft daS gegenwärtige Reſultat nur dadurch erreicht werden Tonnte, 
daß die antiliberale Richtung, um deren Sieg es fi) im Schooße diejer Partei 
handelte, mittelft der vorgejchobenen Sorge für die Selbftändigfeit der Krone 
und des Landes und mittelft der wohlbenügten Abneigung der Mehrheit des 
Volkes gegen eine Unterwerfung unter preußiſche Oberhoheit maskirt wurde, 
Die ausgeſprochene Anſchauung der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung 
aber, nicht in den norbdeutichen Bund eintreten zu wollen, kann die Regierung 
nur als — wenn auch don den gegnerifhen Führern nicht beabjichtigte — 
Zuftimmung zu der von ihr bisher verfolgten Politik anjehen, denn gerade 
diefer Grundſatz war e8, der die äußere Politik Bayerns bisher leitete, und 
welchen zu verlafien das Minifterium weder Anlaß noch Neigung gehabt 
hätte. . . Weberdieß Hat fich gezeigt, daß jedenfalls in den Städten und in 
einem großen Theile des Landes die clericale Richtung überhaupt keinen 
Boden hat. Unter diefen Umständen ift dem gegenwärtigen Minifterium fein 
Verhalten Har vorgezeichnet. Dasſelbe Hat feine DVeranlaffung, jo lange 
Seine Majeftät der König ihm fein allerhöchſtes Vertrauen bewahrt, die Ge- 
ichäfte nieverzulegen, und noch viel weniger, eine andere als die bißherige 
Politik im Innern ſowohl als nah außen einzufichlagen. Was inabelonbete 
die Gejeggebung in inneren Angelegenheiten betrifft, jo ift allerdings Bei der 
vorausſichtlich ſchwankenden Majorität zur Zeit ein weiteres Vorgehen in den 
Neformbeftrebungen nicht wohl thunlich; es ift dieß aber auch keineswegs 
nöthig. Denn e3 wird nur zum Beſten des Landes dienen, wenn die vielen 
umfangreichen neuen Gelege allmälig fi in dem focialen Leben einzubürgern 
Zeit haben, wenn eine Paufe in der Hisherigen Fruchtbarkeit der Legislatiou 
eintritt, wenn man eine Conjolidirung der bisherigen Erfolge erwartet, ebe 
man mit Neuerungen vorangeht. Daß aber die biäherigen Errungenfchaften 
wieder aufgehoben würden und eine den Beftrebungen der lebten Jahre ent» 
gegenarbeitende Strömung in der Gefehgebung Pla greifen könnte, dazu 
reicht die Macht der clericalen Partei nicht aus; ganz abgejehen davon, daß 
fih jest ſchon Anzeichen finden, e8 werde fi alsbald innerhalb diefer 77 
clertcalen Gemwählten eine Scheidung vollziehen, indem hierunter eine große 
Anzahl mwohldenfender, ruhiger und patriotiſcher Männer zu zählen ift, welche 
are, geneigt jein werden, die Zwecke der ertremen Parteiführer mitzu- 
verfolgen. . . * 


5 Baben). Antwort bes Großherzogs auf. bie Wbreffe ber 
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liberalen Lanbesverfammlung in Offenburg durch Schreiben an ben 
Minifter Jolly: | 
„Mit aufrichtiger Befriedigung empfing ich heute die Adreſſe, welche die aus 
allen Theilen des Landes in Offenburg verfammelten Männer ant 23. Mai 
beichloffen haben. Indem ich Ihnen diefelbe zur Mittheilung an das Staats⸗ 
minifterium überjende, beauftrage ich Sie den Unterzeichnern der Adreſſe aus⸗ 
zufprechen, wie dankbar ich die hingebenve, thatkräftige Unterftägung ſchätze, 
welde fie, mit Hintanjegung jeder andern Rückſicht, für die ungeſchwächte 
Tortführung der freifinnigen und nationalen Politif meiner Regierung ver» 
eißen. Ich ftüße darauf das Vertrauen: es werde, mit der Kraft, welche die 
intradht verleiht, gelingen, mein Bolf zu dem Ziele zu führen, das ich mir 
als höchſte Negentenaufgabe geftellt habe: ein freies Staatsleben im Innern, 
ruhend auf der fidern Grundlage geiftiger Bildung und fittlichereligiöfen 
Ernftes, und muthige, entichlofiene Theilnahme an der nationalen Wiedergeburt 


Deutſchlands.“ 


Dagegen befiehlt der Großherzog, den Adreſſen der ultramontanen 
und der demokratiſch-großdeutſchen Partei um Auflöfung bed Lanb- 
tags nach dem Antrag des Minifteriums feine Folge zu geben. 


Es find aus 123 Gemeinden ſolche Adreſſen eingelaufen. Die minifterielle 
Beweisführung gegen diefelben beruft ih auf die an „Einflimmigfeit gren- 
zende Zuftimmung beider Kammern zu der politiichen Richtung der Regierung,“ 
und verjichert, daß die „Freiheit der Kirchen in kirchlichen Angelegenheiten“ 
volftändig gewahrt fei. Zu einer Auflöfung der Kammern fehle e3 an jedem 
conftitutionelen Grund, Es müßte, jo meint der Minifter, zur Auflöfung 
aller Staatsordnung führen, mern mit Außeradtlaffung der verfaffungsmäßigen 
Formen, in welchen allein in den Beichlüffen der Kammern, beziehungsmeile 
in den Wahlen zu den Kammern, der politiihe Wille der Mehrheit zum 
Ausdrud gelangt, die Willensmeinung einer größeren oder geringeren Zahl 
Einzelner als maßgebend betrachtet würde, die ohne Mandat, außer Zuſam⸗ 
menhang mit der Regierung, ohne im Beli des zu politischen Entſchlüſſen 
und Handlungen nothmendigen Materials zu jein, unter dem Gindrud 
momentaner Stimmungen beitimmte politiſche Acte für wünjchenswerth oder 
nothwendig erklären. Im Mebrigen wird die fofortige Berufung eine neuen 
Landtags als einer thatlähhlihen Bedeutung entbehrend bezeichnet. Die Aus⸗ 
arbeitung des Budget3 ſei bereit3 in Angriff genommen, und ebenjo zahl- 
reiche Gejegentwürfe jo weit vorbereitet, daß der Landtag Anfangs September 
zuſammentreten könne. Ein fofort auszufchreibender neuer Landtag könnte mit 
NRüdficht auf die für die Wahlen erforderliche Zeit nicht vor Anfang Auguft 
zujanmenfommen es würden alfo höchftens bier Wochen gewonnen, „wogegen 
zum großen Nachtheil für die mit den Kammern zu erledigenden Geſchäfte 
die jet begonnenen Vorarbeiten für die Vorlagen unterbrochen werden müßten.“ 
Unter diefen Vorlagen befinde ſich aud ein Gejegentwurf über Erweiterung 
des MWahlrecht3 zur zweiten Kammer, Über welchen in außerordentlicher Seifion, 
abgejondert von den übrigen Vorlagen zu verhandeln, ein genügender Grund 
nicht vorliege. Aus allen diefen Gründen wird denn gefolgert, daB das Vers 
langen ber „Tatholiichen Volkspartei” Teine Berückſichtigung verdiene. 


10, Juni. (Baden). Beginn ber Mgitation für die bevorftehenden 


Landtagswahlen, Bisthumsverwefer Kübel fordert bie Tathofifchen 
Geiſtlichen auf, fih daran Tebhaft zu betheiligen, indem er fic an 
ihre Beſchlüſſe v. 19. Dec. 1867 erinnert. | 
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14. Juni. (Heſſen). I. Kammer: Der Abg. Hoffmann interpellirt bie 


21, 


28, 


Regierung neuerbinge wegen ber mit bem Biſchof von Mainz abge: 
ſchloſſenen Convention, Ä 

da wiederholt behauptet werde, diefelbe jet von der Regierung in einer 
andereh als der im Jahre 1860 der I. Kammer vorgelegten Faſſung von der 
Regierung acceptirt worden, nämlich in einer durch Bemerkungen des Papſtes 
v. 3. 1856 veranlaßten. 

Der Minifterpräfident v. Dalwigk antwortet, bie Uebereinkunft 
fei nad der Faſſung von 1854 angenommen und den Ständen 
(i. % 1860) vorgelegt worben, ſpätere Verhandlungen feien erfolg: 
los geblieben; bie Uebereinkunfi fei bis 1886 in Wirkſamkeit ge: 
weſen und dann aufgehoben mworben. 

» (Heffen) Eine Betition an den Großherzog für Eintritt in 
ben norbd. Bunb wirb von bemfelben nicht angenommen, 


„ (Heffen) Die IL Kammer befchließt die Annahme des norbb. 
Bundesgeſetzes bez. metrifches Maß und Gewicht auch für den füb- 
lihen Theil bes Landes. 


» (Württemberg). Der Profeffor ber Kirchengeſchichte an ber 
Univerfität Tübingen, Dr. Hefele, wird vom Domcapitel von Rotten- 
burg einftimmig zum Biſchof ber Diöcefe gewählt. Die öffentliche 
Meinung jchentt der Wahl ungetheilten Beifall. Die römifche Curie 
kann gegen biejelbe nichts einmwenben, obwohl fie nicht in ihrem 
Sinne ift. 
„ (Baden) Ein Erlaß des Minifteriums des Innern 
wiederholt feine vom Capitels⸗Vikariat beftrittene alleinige Zuftändigfeit 
über die Frage, ob der excommunicirte Bürgermeifter Stromeyer nicht mehr 
geſetzliches Mitglied der Fatholiichen Stiftungscommilftonen fein dürfe. Auch 
wird der Rechner der kirchlichen Stiftungen in Konſtanz dafür verantwortlich 
gemacht, ferner feine Zahlung zu leiften, wenn nicht das Zahlungsdeeret vom 
Bürgermeifter Stromeyer mitunterzeicänet und dadurch der Nachweis von 
deffien Mitwirkung bei dem bezüglichen Beichluffe der Stiftungscommiffton 
erbracht erjcheine. 
„ (Heffen). I. Kammer: Der Abg. Hoffmann erflärt die Ant: 
wort des Minifterpräf. v. 14. Juni bez. Mainzer Convention für 
ungenügend und trägt auf Vorlegung ſämmilicher Actenſtücke an, 
indem e& aus einem Briefe des Biſchofs Setteler von 1866 und aus den 
beftimmten Behauptungen eines am Mainzer Seminar angeftellten Profeſſors 
Brud in feinem mit biſchöfl. Approbation erjchienenen Buche „die oberrhein. 
Kirchenprovinz“ als im höchſten Grade wahrſcheinlich hervorgehe, daß die Auf- 
hebung der Convention i. 3. 1866 nur eine fdeinbare geweien ſei, daß fie 
vielmehr virtuell nach wie vor fortbaure. 


Der Antrag wird an eine Commiſſion gewiesen. 
» (Bayern). Fürft Hohenlohe, von den europ. Mächten in 
feiner Anregung zu einer Verftändigung bez. des bevorſtehenden 
Concils nit unterftüßt, wendet fih nunmehr, indeß mit nicht viel 
größerem Erfolge, an bie anderen fübb. Regierungen und an Preußen 
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und fordert fle zugleih auf, ſich von ben theol, und jurift. Facultäten 
ihrer Landesuniverfitäten Gutachten über folgende Bragen abgeben 
zu laſſen: | ' 

„1) Welche Abänderungen werden in den bisherigen praftiichen und theore⸗ 
tiſchen Orundlägen über die ‚Beziehungen der Kirche zum Staat eintreten 
müflen, wenn die Lehren bes Syllabus und die Unfehlbarkeit des Papftes auf 
dem nächſten Concil zum Dogma erhoben werden? 2) Werden fi die 
Kirchenrechtslehrer für verpflichtet erachten, die Lehre ven der göttlich ange⸗ 
ordneten Herrichaft des Papſtes über die Monarchen, als zur Glaubenslehre 
gehörig, für die Gewiſſen aller Ehriften als bindend zu erklären? 3) Werden 
fih die Kirchenrechtslehrer für verpflichtet erachten die perſönlichen und realen 
Immunitäten des Clerus als juris divini, daher zur Glaubenslehre gehörig 
und für die Gewiffen aller Chriften bindend, zu erllären? 4) Gibt es 
Kriterien, nach welchen zu beurtheilen ift ob die Anſprachen des Papftes ex 
cathedra dogmatifche Kraft: haben, und daher für die Gewiſſen aller Ehriften 
bindend find, oder nicht, und welches find dieſe Kriterien? 5) Welchen Einfluß 
werden Ausſprüche des Concils, wie fie in den vorhergehenden Punkten anges 
deutet find, auf den Volksunterricht haben?" 


Die betr. Regierungen gehen auch auf die lebtere Anregung nicht 
ein. Dagegen richtet der Fürſt bie Aufforberung feinerfeits an bie 
theol. und jurift. Facultäten der Univerfitäten Münden und Mürz- 
burg. Die Gutachten, die fich theilweife in Mehrheits: und Minder- 
heitsgutachten fpalten, werben jpäter auch wirklich erftattet und ver: 
öffentlicht. 


1. Juli. (Baden). Der evangeliſche Prebigerverein erklärt fi nad) 


eingehender Berathung für die Einführung ber obligatoriſchen 
Civilehe. 

„ (Helfen). Die IL Kammer beſchließt ben fortwährend leeren 
Verſprechungen ber Regierung gegenüber mit allen gegen 8 Stim— 
men, daß es 

„dringende Bedürfniß fei, die wiederholt gegebenen Zuficherungen einer 

zeitgemäßen Aenderung der Berfaffung der evangel. Kirche endlich zur Erfül- 
lung au bringen.“ 
„ Die in Münden verfammelte Bunbesliquibations - Commiffion 
einigt fi über die fünftige Behandlung bes gemeinfchaftlich bleiben: 
ben Materials in den Feſtungen Ulm, Raftatt, Landau und Mainz 
und ftellt die Vereinbarung in einer allfeitig unterzeichneten Ueber: 
einkunft feft. (Die Urkunden darüber werden am 14. Nuguft aus- 
getauft und ebenſo nunmehr auch diejenigen über ben Vertrag 
vom 30. Oct. 1868 „bie Errihtung einer Feſtungscommiſſion 
betveffenb.”) 

I. „Bertrag die Erridtung einer Feſtungscommiſſion bes 
treffend v. 10. Det. 1868. Se. Maj. der König dv. Bayern, Se. Maj. 
der König von Württemberg und Se. E. Hoheit der Großherzog von Baden 
haben beſchloſſen über Einjegung einer gemeinfamen Feltungscommilfton in 
Verhandlung zu treten, und haben zu diefem Behufe mit Vollmacht verfehen: 
Se Maj. der König von Bayern: Se. Durchl. den bayeriſchen Stantsminifter 
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des kgl. Haufes und des Aenßern Fürſten von Hohenlohe» Schiliingsfürft, 
Se. Exc. den bayeriſchen Kriegaminifter Frhrn. v. Pranckh; Se Mai. der 
König von Württemberg: Se. Exc. den Chef des k. württembergifchen Kriegs⸗ 
departements, Yrhrn. v. Wagner, den k. württembergiichen wirklihen Staats⸗ 
rath dv. Schenrlen, den Oberſten und Generalſtabschef v. Sudom; Se. k. Hoh. 
der Großherzog von Baden: Se. Exc. den badischen. Kriegsminifter, General⸗ 
lieutenant v. Beyer, Se. Exc. den groß. bad. Gel. und bevollm. Min. am 
Hofe zu Münden, Geh. Rath v. Mohl, welche nad) vorgängiger Mittheilung 
der gegenfeitig in Ordnung befundenen Vollmachten, vorbehaltlih der Ratifis 
eotion über folgende Artikel Ibereingelommen find: Art. 1. Bayern, Württem⸗ 
berg und Baden beftellen eine ftändige Feftungscommilfton mit jährlich wechſel⸗ 
dem Sit in Münden, Stuttgart und Karlsruhe. Den Borfig führt vorläufig 
Bayern zunächſt auf 3 Jahre. Art. 2. Die Commilfion befteht aus Vertretern 
der genannten drei Staaten. Jeder Staat kann mehrere Mitglieder zu derjelben 
abordnen, do kann für jeden einzelnen Staat nur je ein Botum abgegeben 
werden. Der Commiſſion wird von den drei Regierungen das erforderliche techniſche 
und adminiftrative Hülfsperfonal gemeinjam zugewiefen. Art. 3. Die Sons 
miſſion hat die Aufgabe, die Verwaltung des gemeinfamen Feſtungsmaterials 
der vormaligen Bundesfeftungen Ulm, Naftatt und Landau, die Feſtungs⸗ 
werte und Teitungsgebäude bajelbit, Überhaupt die Vertheidigungsfähigteit der 
genannten Feſtungen nad den allgemeinen militärifchen und techniichen Ans 
forderungen, das ſtrategiſche Verhältniß derjelben zu einander, fowie zu den 
übrigen deutichen Feſtungen und Befenfivanlagen, dann die Anlage neuer 
FTeftungen zu überwachen. Außerdem fällt in den Kreis ihrer Erwägung der 
Bau und die Unterhaltung, dann die Vorſorge für die militäriiche Benützung 
ftrategii wichtiger Eijenbahnen und Straßen. Art. 4 Die Regierungen 
werden die Commiſſion über alle die Stärke der Defenfivanlagen verändernden 
Anoronungen, jowie über die Trage der Erhaltung oder Beleitigung vorhans 
dener, wie Über die Anlage neuer Befeftigungen, dann liber die Erbauung 
neuer Eiſenbahnen und militäriſch wichtiger Straßen vorher hören. Art. 5. 
Die Eommilfton infpicirt periodifch obengenannte Feſtungen und die gemein 
ſamen jonftigen Defenfivanlagen und erftattet den Negierungen Bericht über 
das Ergebniß ihrer Inſpection. Die Commiſſion ift berechtigt und verpflichtet 
im ganzen Umfang ihres Wirkungskreiſes den Regierungen Vorjchläge zu 
machen, wie fie fi) andererjeit3 über ihr zugehende Borlagen der Regierungen 
gutachtlich zu äußern hat. Art. 6. Die Commilfton ift in ihrem Wirkung» 
freife gegenüber den Regierungen berathende und vorſchlagende Behörde. Bei 
divergirenden Anfichten ift jedes Votum den Regierungen zur Vorlage zu 
bringen. Einftimmige und Mehrheitsvota der Sommilfion werden von den 
Regierungen berüdfichtigt werden; im alle dieß nicht thunlich, wird die den 
Bollzug ablehnende Regierung den übrigen Regierungen ihre Gründe mit- 
theilen. Ueber Angelegenheiten ihrer innern Geſchäftsführung entſcheidet die 
Sommilfton durch Mehrheitsbeſchlüſſe. Art. 7. Die drei Regierungen erkennen 
die Nothmwendigkeit des Zufammenhangs des Defenfiviyitems von Nord» und 
Süddeutſchland an, und verpflichten fi die Prineivien für die Wahrung 
diejes Zufammenhangs, ſowie für die Verwaltung des bisherigen gefammten 
Bundedfeitungsmaterials, in der demnächſt einzuberufenden Liquidations⸗ 
commilfton dem entjprechend zu regeln. Art. 8. Die mit der Krone Preußen 
geſchloſſenen Allianzverträge werden dur die Bildung und Wirkſamkeit diejer 
Commiſſion nicht berührt, und un Falle des Kriegs wird die Thätigfeit der 
Commiſſion juspendirt. Art. 9. Die gegenwärtige Uebereintunft kann jeitens 
eine3 jeden der contrahirenden Staaten gekündet werben, bleibt jedoch nad 
erfolgter Kündigung noch ein Jahr in Kraft. Art. 10. Someit erforderlich 
behalten fi} die contrahirenden Theile die Einholung der ſtändiſchen Zuſtim⸗ 
mung vor. Defien zur Urkunde haben die obengenannten Bevollmächtigten 
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Dice nereinbarung in dreifacher Ausfertigung gezeichnet und ihre Siegel bei- 
gedrückt. 

I. Nord-ſüddentſche Vereinbarung Über das bewegliche 
Feſtungseigenthum v. 6. Juli 1869. „Vereinbarung zwiſchen dem norddeut⸗ 
ſchen Bunde, Bayern, Württemberg, Baden und Heſſen, die zukünftige Behandlung 
des gemeinihaftlichen beweglichen Eigenthums in den vormaligen Bundesfeftungen 
Mainz, Ulm, Raftatt und Landau betreffend, dd. Münden, 6. Juli 1869. 
1. Eine Theilung des gemeinfamen Materials der vormaligen Bundesfeftungen 
Mainz, Ulm, Raftatt und Landau wird zur Zeit nicht beſchloſſen. Bielmehr 
ſoll dasfelbe, wie bisher, im gemeinjchaftlichen Eigenthum ſämmtlicher in der 
gegenwärtigen Conferenz vertretener Staaten verbleiben und als joldhes im 
Intereſſe des allgemeinen deutſchen Vertheidigungs⸗Syſtems verwaltet, erhalten 
und ergänzt werden. 2. Das gemeinfome Material der Teitungen Ulm, 
Raftatt und Landau wird von den betreffenden Territorial-Regierungen, das⸗ 
jenige in Mainz dur den norddeutſchen Bund verwaltet. 3. Die contra- 
hirenden Staaten verpflichten fi, daS vorbezeichnete Material nah Menge 
und Beichaffenheit, ſowie es durch die befonderen Schätzungscommiſſionen in 
den Fahren 1866 und 1867 feitgeftellt wurde, zu erhalten und den in Frie⸗ 
denszeiten entitehenden Abgang zwedentiprechend zu ergänzen. Die Koften 
diejer Unterhaltung und Ergänzung übernehmen diejenigen Staaten, welchen 
die Verwaltung übertragen it. 4. In Conjequenz der Gemeinſamkeit de3 
beweglichen Feftungsmaterials in den Yeltungen Mainz, Ulm, Raftatt und ‘ 
Landau, und um fi gegenfeitig von dem Zuftande dieſes Materials, von 
deilen Verwaltung und von feiner Sicherſtellung für den Zweck der Vertheidi⸗ 
gung zu Überzeugen, werben die in der Conferenz vertretenen Staaten in jeder 
der genannten vier Feſtungen alljährlich, und zwar in der Regel im Monate 
September, eine Inſpicirung vornehmen laſſen. 5. Dieje Infpieirungen wer: 
den durch eine bejondere Inſpicirungscommiſſion bewirkt, welche zufammen- 
geſetzt wird: a) für die Feſtungen Ulm, Roftatt und Landau aus: 1) einem 
Commiſſarius der ſüddeutſchen Feitungscommilfion, 2) dem preußiſchen Militär: 
bevollmädtigten am jeweiligen Site der ſüddeutſchen Feſtungscommiſſion, 
3) einem fpeciell von dem norddeutſchen Bunde beauftragten höheren Offizier, 
4) in jeder Feſtung aus einem General oder Stabsoffizier ala Bevollmäch⸗ 
tigten der Xerritorialsftegierung, welder die Verwaltung des bezüglichen 
Feſtungsmaterials übertragen ift, zur Leitung der Inſpicirung in loco; 
b) für die Yeftung Mainz aus: 1) einem höheren preußifchen Artillerieoffizier, 
2) einem höheren preußiichen Ingenieuroffizier, 3) einem Bevollmächtigten der 
drei ſüuddeutſchen Regierungen, über deſſen Commandirung dieje letzteren beſon⸗ 
dere Vereinbarungen treffen werden, 4) einem Commiſſarius der ſüddeutſchen 
Feftungscommilfion. So weit die unter a, 4 gegebene Beitimmung mit Rüds 
fit auf die militärifchen Rangverhältniſſe es geftattet, werden zu dieſer gegen- 
feitigen Controle und Inſpicirung diejelben Perfönlichkeiten defignirt, jo daß 
alfo im Ganzen zu beitimmen wären: ein bayerifdher, ein mwürttembergifcher, 
ein badiſcher General oder Stabsoffizier, ein preußiicher höherer Artilleries 
offizier, ein preußifcher höherer Ingenieuroffizier, ein Commiſſarius der ſüd⸗ 
deutſchen Feſtungscommiſſion, ein preußiſcher Militärbevollmädhtigter, Summa 
fieben. 6. Die Inſpicirung erſtreckt fih auf: 1) Kenntniß der allgemeinen 
Berwaltungdergebniffe .feit der vorjährigen Inſpicirung; hiefür Seitens der 
Feſtungsbehörden Rapport an die Inſpicirungscommiſſion über Beitandesändes 
rungen durch Verbrauch, Verkauf oder jonftigen Abgang, beziehungsweije 
durch Erſatz oder Neuanſchaffungen, jo wie fiber die in Bezug auf daS gemein- 
fame Dtaterial vorgenommenen Arbeiten; hierbei allgemeine vergleichende Nach» 
weilung des Sollftandes, des wirklichen Beitandes und der hieraus fich ergeben 
den Mehr: oder Mindervorräthe der wichtigeren Ausrüftungsgegenitände ; 
2) Einficht und Prüfung der Inventare an Ort und Stelle: Detailnachweiſung; 
3) Vergleich der Inventare mit dem wirklichen Beſtande nad Menge und 
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Beſchaffenheit; 4) Prüfung der Urt der Verwahrung und Sicherflellung der 
Beitände für den Zweck der Bertheivigung. 7. Der großherzoglich heſſiſchen 
Regierung ſteht zur Wahrung ihres aus dem Miteigenthum fließenden Con⸗ 
trolrechtes die Befugniß zu, einen Gommiffariuß zu den Inſpicirungen beizu« 
ordnen, 8. Nach vollendeter Infpicirung in den Feſtungen treten die ſämmt⸗ 
lichen unter 5 genannten Offiziere zu einer Beratbung der aus der Gemein» 
ſamkeit des Eigenthums fi ergebenden militärischen Angelegenheiten zufammen. 
Die Inſpicirungscommiſſion ertheilt über die Berwaltung und Sicherftellung 
des gemeinfamen Materials fpeciell für die einzelnen Feſtungen Decharge und 
theilt die commiflariich vereinbarten Wunſche und Anträge der betreffenden 
Regierung mit, welche von ihrer Verfügung den übrigen Regierungen Sennt- 
niß gibt. Die allgemeinen Verabredungen über die zukünftige Behandlung des 
gemeinihaftlihen Feſtungsmaterials werden den betreffenden Regierungen zur 
weiteren Beranlaflung übergeben und die im Borjahre flattgehabte Ausfüh⸗ 
rung · conftatirt. 9. Damit der an dem jeweiligen Site der ſuddeutſchen 
Teltungscommiffton commandirte preußiiche Militärbevollmächtigte, welcher den 
jährlihen Gontrol-Infpieirungen de8 gemeinfamen Teitungsmaterial8 der 
ſüddeutſchen Feſtungen als fländiger Commiſſarius beizumohnen beftinmt ift, 
zu diefem Auftrage ſich fortvauernd vorbereitet erhalten kann, wird demjelben 
von den Ergebniflen der Verhandlungen der ſüddeutſchen Feſtungscommiſſion, 
welche das gemeinfame bewegliche Eigenthum betreffen, Mittheilung gemacht 
werden. In allen Fällen, in welchen es fih um weſentliche Aenderungen der 
Subftanz des gemeinfamen Feitungsmaterial® handelt, jo wie bei fonfligen 
wichtigeren Fragen über dasfelbe, wird der preußiiche Militärbevollmädtigte 
vorher gehört und kam er zu dielem Zwecke zu den Berathungen der füd» 
deutſchen Feſtungscommiſſion beigezogen werben. 10. Bei denjenigen ragen, 
weiche fih auf die Wahrung de Zufammenhanges des Defenfiviyftens 
zwiſchen Nord» und Süddeutſchland beziehen, und in joldhen Angelegenheiten, 
welche von weſentlichem Einfluffe auf das gefammtdeutiche Vertheidigungsſyſtem 
find, werden die füddeutſchen Regierungen vor Erledigung ſolcher Gegenftände 
die Anfichten des norddeuiſchen Bundes, und zwar der Beſchleunigung halber 
in der Regel unter Bermittlung der Militärbevellmädtigten hören. In fo 
weit die ſüddeutſchen Regierungen den etwa hierauf Seitens des norddeutſchen 
Bundes gemachten Vorſchlägen eine Folge zu geben nit in der Lage ſein 
follten, werden fie die Gründe hiefür dem norddeutſchen Bunde mittheilen. 
Analoges Berfahren findet durch den norbbeutihen Bund gegenüber den ſüd⸗ 
deutichen Regierungen ſtatt.“ Zuſatzprotokoll vom gleichen Tage: „Die gegent- 
wärtige Vereinbarung kann Seitend einer jeden der contrahirenden Regierungen 
gekündigt werben, bleibt jedoch nach erfolgter Kündigung noch ein Yahr giltig. 
Alsdann treten die Rechtsverhältnifie jedes betheiligten Miteigenthlimers, wie 
ſolche vor Abſchluß dieſer Vereinbarung beftanden, wieder in Kraft.“ 


Ein officiöfer Artikel der A. U. 3. v. 28. Aug. „aus Bayern“ 
ſetzt das Ergebniß folgendermaßen ins Licht: 


„Rad den Ereigniffen des Jahres 1866 mußte es als eine Hauptaufgabe 
der Politik der ſüddeutſchen Staaten erjcheinen, die Trage zu regeln, wie fie 
im Fall eines europäiihen Kriegs ſich zu ſchützen hätten. Anfänglich ſchien 
von Bayern daS bequemfle Mittel fich jeder Gefahr zu entziehen gewählt 
werden zu wollen; es wurde von ihm die Politik einer abſoluten Iſolirung, 
des reinen Zurüdziehens auf fich ſelbſt, des Ausnützens feiner vollen Souveränetät 
und der Sicherung der Iettern eima dur ſolche Neutralitätserflärungen 
proclamirt, wie fie Belgien und die Schweiz genieken. Aber abgejehen davon, 
DaB das Betreten dieſes Wegs Bayerns nationalem Beruf nit entiprochen 
hätte, jo war auch diefem Berzicht auf jede Action im Kriegsfall durch die 
mit Preußen gefchlofienen Allianzverträge bereits präjudicirt. Sonach mußte 
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man eine andere Wahl treffen, und da boten ſich zuvorderſt zwei Wege dar: 
entweder fich vollftändig „unter die preußiiche Oberhoheit zu ftellen, wie dieß 
die Staaten des norbdeutichen Bundes gethan, oder aber, mit den andern 
fübdeujchen Staaten verbunden, durch erhöhte militärifhe Unftrengung ben 
Verſuch zu unternehmen, ſich felbft zu vertheidigen. Während aber das erftere 
mit dem Willen der Mehrheit des ſüddeutſchen Volks offenbar im Widerftreit 
geweſen wäre, traten dem letztern Verſuch die eigenthümlichen Verhältniffe 
Heflens, die Mißſtimmung, welcher ein ſolches Beſtreben in Baden hätte begeg- 
nen müffen, und vor allem die Erwägung hindernd entgegen, daß ſelbſt mit 
Aufbietung aller Kräfte die vereinigten ſüddentſchen Staaten bei den groß- 
artigen Dimenfionen der heutigen Kriegführung ihren Zweck wohl kaum 
erreichen könnten. Hieraus ergibt ſich, daß auch für die Frage der Vertheidigung 
Süddeutſchlands eine andere Löſung nicht vorlag als diejenige, welde Fürft 
Hohenlohe in feiner Rede vor der Abgeordnnetenfammer am 8. Oct. 1867 
als die Richtung feiner Politik überhaupt bezeichnete, und welche, indem fie 
zugleich dem Inhalt der Nikolsburger Präliminarien entipridt, allein eine 
rechtliche Grundlage für fih hat: Vereinigung der jünbeutichen Staaten, um 
hierauf diefe Vereinigung in nationale Verbindung mit dem norddeutichen 
Bunde zu ſetzen, denn nur hiedurch wird einerfeit3 das nationale Intereſſe ge⸗ 
wahrt und doch die wohlberechtigte Selbftändigkeit der ſüddeutſchen Staaten 
nicht verlegt, — Bon diefer Erwägung ausgehend, wurde, wie befannt, im 
Jahr 1867 in Stuttgart eine Conferenz der ſüddeutſchen Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen und des Kriegsdepartements gehalten, und dabei die innere Stärfung 
der Armeen und die Einführung gleichmäßiger Einrichtungen für dieſelben 
beihloffen. Dieß war der erfte Schritt, dem bereits im December desjelben 
Jahrs eine zweite Conferenz der Kriegsminifter in München folgte, bei welcher 
die Frage wegen der immobiliaren Beftandtheile der Feſtungen ſchon ins 
Auge gefaßt wurde. Nachdem dann zu Anfang 1863 die damals verfammelten 
Bandtage und der erfimalige Zufammentritt des Zollparlament3 einige Ver⸗ 
zögerung veranlaßt hatten, begann im September desjelben Jahrs die dritte 
Conferenz, und in diefer wurde am 10. Oct. ein Vertrag über Erridtung 
einer Feſtungscommiſſion zu Stande gebradht. Der wejentlihe Inhalt diejes 
Vertrags läßt fih dahin zujammenfaffen, daß „Bayern, Württemberg und 
Baden eine ftändige Feſtungscommiſſion beftellen, deren Sit jährlich zwiſchen 
Münden, Stuttgart und Karlsruhe wechſelte. Wir heben diefe Beitimmung 
ausdrücklich hervor, weil fie charakteriſtiſch ift Für die gegenwärtige Politik 
Bayerns, die nicht, wie ehedem, ein ſüddeutſches Protectorat anftrebt, jondern 
in echt föderativem Geifte die volle Gleichberechtigung der deutichen Südstaaten 
anerkennt, Aufgabe der Commiſſion ift es die Verwaltung des gemeinfamen 
Feſtungsmaterials von Ulm, NRaftatt und Landau, die Feſtungswerke und 
Feſtungsgebäude dafelbft, Überhaupt die Vertheidigungsfähigfeit der genannten 
Feſtungen nad) den allgemeinen militärischen und techniichen Anforderungen, 
das ſtrategiſche Verhältnik derfelben zu einander fowie zu den übrigen deutjchen 
Feltungen und Defenfivanlagen, dann die Anlage neuer Feftungen zu über» 
wachen, außerdem den Bau und die Unterhaltung, dann die Borjorge für 
militärifche Benutzung ſtrategiſch wichtiger Cifenbahnen und Straßen in Er- 
wägung zu nehmen. In Folge deſſen werden die genannten drei Regierungen 
über alle Anordrrungen, welche die Stärke der Defenfivanlagen verändern, ſo⸗ 
wie Über Fragen der Erhaltung oder Befeitigung vorhandener wie über 
die Anlage neuer Befeftigungen, dann über die Erbauung neuer Eifenbahnen 
und militärifh wichtiger Straßen die Commifjion vorher hören. — Nachdem 
in folder Weiſe eine Gemeinfamfeit der ſüddeutſchen Staaten erreicht war, 
und nachdem die contrahirenden Regierungen anerkannt hatten, daß eine 
definitive Regelung des Defenſivſyſtems Süddeutſchlands nur im Zufammen- 
hang mit jenem von Norbbeutichland erzielt werden Tönne, erſchien es thunlich 


. und. geboten daranzugehen, die nationnle Verbindung, die Wahrung. des er» 
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wähnten Zufammenhangs mit letzterm zu juchen, und es wurde vereinbart, 
hiefür im Verlaufe der Liquidationsverhandlungen über das vormalig gemein- 
ſame bewegliche Bundeseigenthbum Sorge zu tragen. Dieſe Obforge wurde 
denn auch durch die am 6. Juli d. 3. in der Liquidationscommilfion gefaßten 
Beichlüffe erzielt; oorerft dur den Beſchluß: daß das Feſtungsmaterial des 
frühern deutihen Bundes nicht getheilt oder verkauft, ſondern im Intereſſe 
des allgemeinen deutichen Bertheibigungsiyftems verwaltet, erhalten und er« 
gänzt werden jolle, und dann durch die weitere Anorbnung: daß in ſolchen 
Angelegenheiten, weldde von weſentlichem Einfluß auf das gefammtdeutiche 
Vertheidigungsinftem find, bie ſüddeutſchen Regierungen die Anfichten des 
norddeutſchen Bundes, und zwar in ber Regel unter Vermittelung ber 
Militärhevollmädtigten (nämlich entweder der ſuddeutſchen in Berlin oder ber 
preußilchen bei den ſüddeutſchen Höfen) hören, und, injoweit fie darauf einzu- 
geben nicht in ber age wären, die Gründe hiefütr mitteilen. Das gleiche 
Berfahren wird der norddeutſche Bund gegenüber Süddeutſchland beobachten. 
— Aus dieſer Darftellung dürfte fich der Unterjchied, zugleich aber auch der 
Zuſammenhang von jelbft ergeben, der befteht zwiſchen der Webereinkunft, 
welche die ſüddeutſchen Stanten unter fih, und jener Vereinbarung, die fie. ges 
meinfam fodann mit dem norbdeutihen Bund und Heffen getroffen haben. 
Es handelt fi zuerft um einen Vertrag, durch welden Bayern, Württem- 
berg und Baden fih eine Teftungscommilfion gaben, und dann um von den 
Regierungen ratificirte Beſchlüſſe der Siquidationsconferenz, welche das Vers 
hältniß regeln, das zwiſchen dem Defenfivfyften diefer Staaten und Nords 
deutichlands fortan beftehen fol. In dem Vertrag der Siübftaaten unter fich 
ift die von ihnen zu errichtende Feſtungscommiſſion eine Tüddeutiche, natürlich 
nicht noch befonder8 genannt; in den Beichlüffen der Liqwidationsconferenz 
aber mußte an einzelnen Stellen, des Gegenjahes halber, die den Südſtaaten 
für ih eigenthümliche Inſtitution als ſolche auch bezeichnet werden, Das 
Ergebniß wird nur von den äußerften extremen Parteien getabelt werben 
fönnen, von jenen Parteien, denen entweber der preußiiche Einheitsflant oder 
denen die volllommene nationale Zerfahrenheit Ziel ihrer Wünſche if. Wir 
unſererſeits erbliden in den oben commentirten Verträgen einen bedeutfamen 
Schritt zur nationalen Einigung unter vollfter Wahrung der Souveränetät 
der Einzelſtaaten.“ 


Die particulariftifch gefinnten ſüdd. Blätter find jedoch hiemit 
feinesiwegs ganz einverjtanden. Eines berfelben äußert ſich bar: 
über aljo: 


„Daß in dieſer Bereinbarung Preußen den Lömenantheil gezogen hat, 
ift einleuchtend. Man- fieht vorweg nicht ein, warum Preußen in der Com⸗ 
milfton doppelt vertreten ift, einmal für fi und das andere Mal als „nord» 
deutjcher Bund“, deſſen militärischer Repräjentant es if. Dadurch iſt, wenn 
auch ber in Actikel 5 Ziffer 4 aufgeführte Bevollmädtigte der Territorials 
regierung „zur Leitung der Inſpicirung in loco“ den übrigen Commifjären 
gleichberechtigt fein jollte, Preußen in jedem einzelnen Yale den ſüddeutſchen 
Regierungen gegenüber Stimmengleiheit eingeräumt, was nad Sage der 
- Berhältnifje virtuell nichts Andere al8 das Mebergewicht bedeutet. Die in 
Artikel 10 getroffene Anordnung Öffnet Preußen die Thüre zur weitgehendften 
Linmiſchung in die militäriſchen Angelegenheiten der einzelnen ſüddeutſchen 
Staaten." Ferner: „Die Vereinbarung regelt eine jener „nationalen“ Bezie—⸗ 
bungen, über welche die Nikolsburger Präliminarien und der Prager Friedens⸗ 
vertrag die Vereinbarung dem norddeutſchen Bunde und den ihrerjeits zu 
einem Bunde zu bereinigenden ſüddeutſchen Regierungen vorbehalten haben. 
Ein ſüddeutſcher Bund ift aber bisher nicht gebildet worden; die Vereinbarung 
fteht aljo mit dem Prager Vertrag nit in Einklang. Dieß ift die eine bes 
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denfliche Seite berjelben. Die zweite befteht darin, daß, während vie Ver⸗ 
theidigungsfähigfeit Süddeutſchland's ohne öſterreichiſche Handreihung eine 
fehr problematilche ift, durch dieſes eimfeitige Abkommen der vereinzelten ſud⸗ 
deutſchen Staaten mit Preußen die Kluft zwiſchen Süddeutſchland und Oeſter⸗ 
reich, melde der Prager Friedensvertrag gerifien, noch vertieft und deren 
Meberbrüdung bei dem befannten, durch die neueiten Vorgänge wieder in fo 
greller Beleuchtung zur Anſchauung gebrachten Verhältniß Preußen's zu Oeſterreich 
faft zur Unmöglichkeit gemacht wird.” Uber auch in Preußen ſprechen ſich die Mili- 
tärs ſehr wenig befriedigt über die Vereinbarung au. So meinen 3. B. die 
preuß. „militär, Blätter“: „Unjerer Anfiht nach iſt dieſe Vebereinkunft als 
erfter Schritt auf der Bahn nationaler Vertheidigungseinrichtungen nicht allzu- 
hoch anzufchlagen. Sie trägt den Stempel de8 Compromiſſes an der Stirne 
und zeugt feineswegs von voller Hingebung Süddeutſchlands an die gemein- 
ſame Sache des Baterlandes. Zunächſt mußte Preußen offenbar, um iiberhaupt 
etwas zu Stande zu bringen, Mainz auf gleihe Linie mit den übrigen füd⸗ 
deutjchen Feftungen ftellen. Wird e3 dafür auch in der ſüddeutſchen Feſtungs⸗ 
commiffion vertreten jein? Die norbdeutjch-preußiichen Bevollmächtigten bei den 
jährlien Feſtungsinſpicirungen Tönnen höchſtens als treibendes Agens noch 
eine ähnliche Bedeutung haben, wie ſie ſie in der alten Bundesfeſtungscommiſſion 
hatten. Dann iſt nicht das ganze ſüddeutſche Feſtungsweſen den Inſpicirungen 
unterworfen, ſondern nur die früheren Bundesfeftungen; Germersheim und 
Ingolſtadt bleiben ausgeſchloſſen; dieſe ſollen alſo einer ſpecifiſch⸗bayeriſchen 
Vertheidigung dienen. Endlich ſind die Koſten der Inſtandhaltung der vier 
conventionellen Feſtungen (Mainz, Landau, Raftatt und Ulm) dem Territorial⸗ 
ſtaate überlaſſen. . . Die Uebereinkunft bat ihre ſchwachen Seiten und iſt 
weit davon entfernt, eine energiihe Action zur gemeinfamen Bertheivigung 
zwilchen Rord und Süd einzuleiten. Höchftens dient fie dazu, die gemeinfamen 
militärijhen Angelegenheiten wieder einigermaßen in Fluß zu bringen und 
vor gänzlicher Erftarrung zu ſchützen. Die Miſſion der gegenjeitigen Militärs 
Bevollmächtigten befommt einigen Halt und für friegeriiche Zeiten iſt Doch 
wenigitens ein Organ da, daS den nationalen Standpunkt bei der Defenfive 
wie bei der Offenfive zu vertreten die Beitimmung hat." Andere Blätter bes 
ftätigen e8, daß man in Preußen und vom militär. Standpunkt aus, daß 
auch der preuß. Kriegsminifter den Ergebniſſen der langen Berathungen der 
Bundesliquidationscommilfion feine große Bedeutung beilege, wollen aber 
aus verläfligen Quellen wiflen, daß Graf Bismard ganz anderer Anfiht fer 
und daß diefer die „politiiche” Bedeutung der in Münden abgejchlofienen 
Uebereinkunft nicht unterjchäße, wie auch die bayeriſche Regierung der Anficht 
zu fein jcheine, daß jehr weſentliche Befiimmungen vereinbart wurden. 


6. Juli. (Helfen). U. Kammer: Debatte über den Antrag der Com: 


miffion bez. Mainzer Convention: 

Der Ausſchuß berichtet bloß mündlih, daß Minifterpräfident v. Dal» 
wigk die in dem Antrage des Abg. Hoffmann erwähnten Altenftüde dem Aus- 
ſchuſſe, deſſen Sigung u. A. auch der Präftdent der zweiten Sammer Dr. Buff 
beimohnte, vorgelegt und über den Inhalt derjelben umfaſſende Mittheilung 
gemacht habe. Der Ausſchuß, aus Mitgliedern der verichiedenen Parteien der 
Kammer beitehend, habe hieraus einftiummig die Ueberzeugung gewonnen, daß 
über die animadversiones des Papſtes zu der Eonvention vom 23. Aug. 1854 
Zwar von der Regierung mit dem Biſchof verhandelt worden, daß diefe Ber- 
handlungen jedoch nicht zum Abjchluffe gelommen ferien. Indem hiernach der 
Ausſchuß es als erwieſen betrachte, daß zur Zeit der Vorlegnng der Con⸗ 
vention vom 23. Aug. 1854 an die Stände i. %. 1860 eine andermweite Con⸗ 
vention nicht vereinbart geweſen fei, beantrage er einftimmig: den Antrag des 
Abg. Hoffmann als durch die Ergebniffe der Ausſchußſitzung erledigt zu ers 
Hören. Cine Mehrheit des Ausſchuſſes beantragt ferner: die großh. Regierung 








Vie füßdeutfdyen Btanten. 191 


um baldigfte Borlegung eines die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen 
Vereine im Staat ordnenden Gejegentwurfs dringend zu erſuchen. Minifter- 
präfident vd. Dalwigk läßt hierauf unter Berwahrung gegen ein Recht der 
Kammer, nicht zum Abſchluß gelangte Verhandlungen vorgelegt zu verlangen, 
aus dem Inhalt des am 20. September 1866 von der großherzoglichen Res 
gierung an den Biſchof don Mainz gerichteten Schreibens auf den Wunſch 
des Abgeordneten Hoffmann verjchievene Stellen verlejen, aus denen herbors 
geht, daß die großherzogliche Regierung fich bezüglich einzelner animadversiones 
des Papftes zur Nachgiebigkeit bereit gezeigt, bezüglich anderer aber fich ablehnend 
verhalten hatte, jo daß ein Abſchluß der Verhandlungen, beziehungsweije daß 
Zuftandelommen einer neuen Convention, aus diefem Schreiben nicht zu fol« 
gern if. Auf die Behauptung, daß die Convention von 1854 virtuell noch 
heute fortdauernd in Kraft beftehe, erwidert v. Dalwigk: daß die Konvention 
in Wahrheit aufgehoben fei, und daß an ihre Stelle lediglich die Beitimmugen 
der Berfaffungsurktunde, der früheren Gefege und Berordnnngen getreten jeien. 
Die Abgg. Hoffmann, Met und Dernburg erklären fich durch diefe Mit» 
theilungen des Minifters für in Teiner Weife befriedigt, beitehen auf Borlegung 
der Alten an die Kammer, und richten wegen des Abſchluſſes der Convention 
und der hieraus für das Großherzogthum erwachſenen Yolgen eine Reihe von 
Angriffen gegen den Minifter, Kraft tritt für die Anträge des Ausſchuſſes 
ein und betont namentlih die Nothwendigfeit einer vom Minifterpräfidenten 
im Qufe der Disceuffion auch zugejagten Gefegesporlage zur Regelung de3 
Verhältnifſes zwiſchen Kirche und Staat. Dumont hält für diefe Geſetzes⸗ 
vorlage den gegenwärtigen Zeitpunkt, bei der vorhandenen Erregung aller 
confeſfionellen Leidenjchaften, nicht geeignet; Met und feine Parteigenoffen er» 
warten von einer gejeglichen Regelung der Angelegenheit unter dem gegen» 
wärtigen Minifterium nichts, während Hallwachs fie als den einzig mög⸗ 
lichen Weg bezeichnet, um aus den religidfen Wirren des Großherzogthums 
heraus zu kommen. Die Debatte nimmt vielfach einen höchſt erregten Verlauf, 
und die Abgeordneten Bade und dv. Biegeleben finden fi veranlaßt, die 
Angriffe gegen die katholiſche Kirche und ihre Einrichtungen al3 unberechtigt 
zurüdzumeiien. Bei der Abftimmung wird der Hoffmannſche Antrag mit 
28 gegen 13 Stimmen abgelehnt, der Antrag des Ausſchuſſes auf VBorlegung 
eines SlirchengefeßeS per majora angenommen. 


18. Auli. (Baden). Die ultramontane und die nationalzliberale Partei 
erlaffen ihre Wahlaufrufe für die Landtagswahlen: 

1. Wahlaufruf der kath. Partei: „Was wir wollen, haben wir in 
unjerm u vom 1. Maid. J. außgefproden Wir mollen Selbitver- 
waltung des Volkes an Stelle der feitherigen bureaufratiichen Bevormundung. 
Wir wollen Aufhebung der Ausnahmsftrafgefege. Wir wollen Abſchaffung 
der großen Ausſchüſſe in den Gemeinden, directe und geheime Wahlen für 
die Semeindebeamten, Bezirksräthe, Kreis» und Landtagsabgeordneten. Wir 
wollen Berminderung des Beamten- und Soldatenheereg. Wir wollen, daß unjere 
Söhne nicht jo lange Zeit Soldaten fein und von und unterftügt werden müſſen, 
ftatt daß fie uns in der Arbeit helfen. Wir wollen nicht, daß unfere Soldaten 
bei einem Krieg außer Lands ziehen, wenn unſer Land ſchutzlos bleibt. Wir 
wollen, daß der Stuatsaufwand nicht ftet3 durch die Verpreußung und durch 
die Staatsbevormundung und Gentralifation gefteigert werde. Im Jahre 
1845 betrug der Staatsaufwand 9 Mill, im Jahre 1861 10 Mill., aber 
unter dem Minifterium Jolly im Jahre 1869 über 14 Mill. Gulden. Im 
Jahre 1845 betrug der Militäraufwend nicht ganz 2 Millionen, im Jahre 
1861 2,600,000 im Jahre 1869 unter dem Minifterium Yolly 4,870,000 fl., 
Wir wollen die Herjtellung des Rechts umd der Freiheit für Alle — keine 
Parteiherrſchaft. Wir wollen deßhalb auch für die Kirche Feine Begünftigung, 
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Wir verlangen aber, daß die allgemeinen Grundſätze des Rechts und der Frei« 
beit au) auf die Kirche angewendet werden. Wir wollen Befeitigung der 
ſtaatlichen Bevormundung der Kirche und der religidjen Ueberzeugung. Wir 
wollen unter den gegebenen Berhältniffen Trennung der Kirche vom Staat. 
Mir verlangen Religionsfreiheit für Alle, deßhalb vollftändige Freiheit der 
Kirche, die Kirchenämter zu beſetzen, das confelfionelle Bermögen zu vermalten, 
von der allgemeinen Vereinsfreiheit Gebraud zu machen. Wir wollen ftatt 
der theuren Staatsſchulen die Freiheit, unjere Kinder nad) unjerer Ueber- 
zeugung zu erziehen — Unterrichtsfreiheit,. Wir wollen, daß der Schul» und 
Kirhenftreit nicht durch Gewalt, fondern durch Herftellung des Necht3 gelöst 
werde." ° 

2. Wahlaufruf der lib. Partei: In erfter Reihe wird darin der 
„deutſche“ und „nationale” Standpunkt betont. „Unfertig und ſchwankend 
find die gegenwärtigen Zuftände im Süden Deutjehlands. Rein Machtgebot 
des Auslandes darf und kann uns auf die Dauer verbieten, dem Stante beis 
zutreten, den die Kraft und die Tapferkeit des preußiichen Volkes als die 
Grundlage der Wiedergeburt Deutichlands fiegreih aufgerichtet Hat. Das 
Aufblühen dieſes Staates und feine mächtige Stellung unter den Bölfern 
Europas wird auch den badiſchen Heimathlande Schuß und freudiges Ge» 
deihen fihern. Mit Zuverſicht dürfen wir der Zukunft entgegengehen, weil 
wir untrennbar verbunden fein werden mit den aufjteigenden Geſchicken Deutſch⸗ 
lands. Allein in dem Ernit dieſer Tage darf uns die Wärme patriotifcher 
Gefühle noch feineswegs genügen. Es bedarf einer verftändnigvollen Würdi« 
gung der gegenwärtigen Tage und der Bereitwilligfeit zur pflichtgetreuen, 
ausdauernden That. Das deutiche Volk, in jeinem ftet3 bewährten Sinne für 
ein friedliches Zufammenleben mit anderen Nationen, hat es nicht verjchuldet, 
wenn die Bejorgniß vor einer gewaltiamen Umgeſtaltung ver ſtaatlichen Ver⸗ 
hältniffe gleich einer drüdenven Laſt ſich Aber die Völker gelagert hat. Aber 
e3 wäre jchlaffe Sorglofigleit oder verächtliche Unterordnung unter einen fremden 
Willen, wenn nicht auch wir jede Fürſorge treffen wollten, daß in den Tagen 
der Gefahr auch das badijche Bolt, ala ein mwohlgeübter und gerüfteter Mit- 
fämpfer, zur Yahne des deutſchen Vaterlandes ftehen könne.“ 


Ende Juli. (8 ayern). Die Bewegung für Errihtung von Communal- 


ſchulen, in der Pfalz fiegreih, fängt an, auch nad Franken hinüber 
zu greifen, 


Anf. Aug. (Bayern). Der Frhr. Xaver v. Hafenbrädl unternimmt es, 


20. 


24, 


26, 


in Niederbayern patriotiihe Bauernvereine zu gründen. 


» (Bayern). Die liberale Partei in der Pfalz, die bisher zwar 
mit der Fortfchrittspartei gegangen, aber bez. der beutjchen Frage 
eine Sonderjtelung eingenommen und fid) daher nidht mit ihr ver: 
ſchmolzen hatte (darum bie bisherige „Vereinigte Linke” der II. Kam: 
mer) beſchließt, ſich mit ber Fortſchrittspartei gänzlich zu vereinigen. 
» (Baden) Allg. Landtagswahlen: Das Reſultat ift, daß 
bie bisherige Majorität dieſelbe bleibt. Weber die katholiſche noch 
bie demofratifche Partei erringen nennenswerthe Erfolge. 

» Die füddeutiche Feftungscommiilfton conftituirt fi nad) bem Ver⸗ 
trage v. 10. Oct, 1868 zu München. Bayern führt darin zunächſt 
ben Vorſitz. 
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— Aug. (Bayern). Der Erzbifhof von Bamberg macht einen Verſuch, 


feinem Clerus ben Befuh von Wirthshäufern 2c. gänzlich zu unter: 
jagen und bie angehenden Cleriker burd Unterzeichnung eines bieß: 
fälligen Reverfes dafür zu verpflichten, ſtößt aber dabei auf einen 
ſehr entſchiedenen Wiberftand. 


7. Sept. (Baden). Die Regierung greift ſchließlich in ber Excom⸗ 


12. 


24. 


municationsangelegenheit des Bürgermeiſters Stromeyer in Konſtanz 
ſehr energiſch durch. 

Seit der Excommunication des Bürgermeiſters Siromeyer durch die erz- 
biſchöfliche Curie weigerten ſich die katholiſchen Geiſtlichen, denſelben als Mits 
glied des Stiftungsrathes anzuerkennen und zu den Siztungen beizuziehen. 
Nun beauftragt aber das Minifterium des Innern das Bezirksamt: „nm 
einem abfoluten Stilfftehen der Geſchäfte der Stiftungsverwaltung, wodurd 
nicht allein da3 Stiftungsvermögen, ſondern auch Rechte Dritter Schaden er⸗ 
leiden Könnten, vorzubeugen und den gejeglichen Zuftand auf fraglichem Gebiet 
zu fihern, beziehungsweiſe wieder herzustellen“, die Vorftände der Stiftungs« 
commilfionen zu einer alöbaldigen Anberaumung einer Sitzung der Coflegien 
aufzufordern, wozu ſämmtliche Mitglieder einſchließlich Bürgermeiſter Stro⸗ 
meyer einzuladen ſeien. Das Bezirksamt hatte unterm 4. entſprechende Auf⸗ 
forderung an die drei Pfarreien erlaſſen, unter der Androhung, daß, wenn 
der ordnungsgemäße Zuftand nicht ſofort wieder hergeſtellt werde, die Re⸗ 
gierung ihrerjeitS die erforderlihen Maßregeln zu diefeu Zwecke ergreifen 
würde. Da die verlangte Sikung bis zum 7. d. M. nicht anberaumt war, 
hat nunmehr in Folge Ermächtigung des Minifteriums der Amtsvorftand 
als Iandesherrlider Commiſſär den proviſoriſchen Vorfig der katholiſchen drei 
Stiftungscommiffionen übernommen und wird denjelben nit allen Rechten und 
Befugniffen des Borfigenden fo lange führen, bis die derzeitigen Vorftände 
dem Belege nachkommen zu wollen erllären. Die Stiftungskiſten der drei 
Pfarreien wurden nod) am 7. d. M. in den Pfarrhöfen erhoben und im Amt⸗ 
haus niedergelegt; eine Situng unter Zuzug des Bürgermeifters Stromeyer, 
wozu die bisherigen geiftlichen Vorftände Einladung erhalten, iſt anberaumt; 
das Postamt ift angewiefen, die Einläufe der Stiftungscommijfionen an das 
Bezirksamt abzuliefern, die Rechner und Stiftungsactuare find von der Con⸗ 
flituirung de3 neuen Vorfiges durch den landesherrlichen Commiſſär benach⸗ 
richtigt und haben ſich — 2 — des direkten Verkehrs mit den geiſtlichen 
Borftänden bei Vermeidung eigener Haftbarkeit zu enthalten. 

» (Bayern) Die Bollspartei in Vayern hält in Nürnberg eine 
Landesverſammlung ab. 

Diefelbe ift nicht ſehr zahlreich befucht, indem fi nur ca. 100 Parteis 
genofien eingefunden haben, doch waren es vorige3 Jahr in Forchheim nur 
erft 40 geweſen. Die VBerfammlung erklärt fi) wiederholt und aufs nach⸗ 
drüdlichfte für das allgemeine directe und geheime Wahlrecht und beſchließt, 
den Beichlüffen des Eiſenacher demokratiſchen Arbeiter-Gongrefjes ſich bezüglich 
Art. 1-9 anzufcließen, nicht aber Art. 10 (Staatscredit für Productiv- 
genoſſenſchaften der Arbeiter), welche Frage offen bleiben folle und auf die 
nächſte Landesverſammlung zu verlegen fei. 

"» (Baden). Eröffnung des Landtags, Thronrebe bes Groß: 
herzogs: 

Dieſelbe ſagt zunächſt von den nationalen Angelegenheiten und dem Heer⸗ 
weſen: In der nationalen Neugeſtaltung Deutſchlands, welche die Geſundheit 
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und das Gebeiben der deutſchen Einzelftanten bebingt, ift feit Ihrer letzten 
Tagung ein eniſcheidender Schritt nicht geſchehen. Ich freüe mich aber der 
nahen Beziehungen, welche zwilchen meinem Lande und dem norbdeutichen 
Bunde beftehen, und gerne conftatire ich, daß aus dem wachſenden nationalen 
Bewußtjein eine immer weitere und ftärfere Gemeinſamkeit unter allen deut» 
ſchen Staaten fi entwickelt. Durch Verträge, welche Ihnen zur Kenntniß⸗ 
nahme und, ſoweit nöthig, zur Zuſtimmung vorgelegt werden, iſt die Fort⸗ 
dauer des gemeinſchaftlichen Eigenthums an dem Material der ehemaligen 
Bundesfeſtungen Mainz, Ulm, Raſtatt und Landau unter allen betheiligten 
Staaten feftgeftellt; neben einer Feſtungscommiſſion ift eine mit dem nord» 
deutichen Bunde gemeinſame Injpicirungscommilfion eingerichtet, und e8 ift Vor⸗ 
forge getroffen worden, daß der Zuſammenhang des Vertheidigungsſyſtems 
bon Rord⸗ und Süpbeutichland, deſſen Nothwendigkeit alljeitig anerkannt ift, 
praftiich gewahrt werde. In der zmweimaligen Verſammlung des Bundes⸗ 
rathes und des Parlamentes des Zollvereins hat die Zujammengehörigfeit 
alfer deutichen Staaten, wenn auch zunächſt nur auf beſchränktem Gebiet, in 
erfreulicher Weile fich bethätigt. Wir dürfen gute Hoffnungen hegen von der 
weiteren Entwidlung und Erftarkung diejes fo jegensreichen Bundes. Die im 
Zollverein organifirte Gemeinjamkeit des wirtbfchaftlichen Lebens Deutichlands 
macht fih auch außerhalb desjelben geltend. Die Maß⸗ und Gewidtsord- 
nung des norbdeutichen Bundes, über deren mweientlid unveränderte Annahme 
Ihnen eine Geſetzesvorlage gemacht werden wird, und welcher auch die übrigen 
ſuddeutſchen Staaten fi anjchließen, wird auf diefem Wege Geltung in ganz 
Deutihland erlangen. Die dur den Zollverein abgeſchloſſenen Handels⸗ 
und Scifffahrtöverträge, die im Anſchluß an den norddeutſchen Bund verein- 
barten Poſt⸗ und Telegraphenverträge ftellen für wichtige Gebiete des Verkehrs⸗ 
lebens die hier jo nothwendige Gemeinfamfeit her. Mit Hilfe der von Ihnen 
gewährten Mittel, war meine Regierung, unterftüßt dur) das Entgegentlommen 
und die Bereitwilligfeit der Bevölkerung, im Stande, die mit Ihnen verein- 
barte Wehrverfaffung in Uebereinftimmung mit der des norbdeutjchen Bundes 
ing Leben einzuführen. Stark im Wollen und Können vermögen meine braven 
Truppen in die Reihen der verbündeten nord. Armee zur Vertheidigung des ge= 
meinſamen Vaterlandes mit Gleichberechtigung einzutreten. Unſere Heeres⸗ 
einrichtungen machten es möglich, mit dem norddeutſchen Bunde einen Ihrer 
Zuſtimmung zu unterbreitenden Vertrag über militäriſche Freizügigkeit abzu- 
ſchließen, welcher die Ableiſtung der Wehrpflicht für die Einzelnen erleichtern 
wird, und durch welchen die Einheit der deutſchen Wehrkraft zu einem er⸗ 
freulichen Ausdruck gelangt. Ich Hoffe und vertraue, die neu organifirte 
Wehrkraft meines Volkes wird nicht zu ernfter Verwendung gerufen werben. 
Sie werden aber darum nicht den nationalen Werth und die Unentbehrlichkeit 
berjelben verfennen. Meine Regierung wird Ihnen zur Erhaltung des in 
patriotiichen Geiſte Begonnenen die Verlängerung des Contingentgejeges zu⸗ 
nächſt auf zwei weitere Jahre vorſchlagen und die Bewilligung des thunlichſt 
verminderten Aufwandes beantragen, ohne welchen mein Armeecorp3 nicht auf 
der mit Anftrengung erreichten Stufe Friegerifcher Titchtigkeit erhalten werden 
kann.“ — Die Thronrede geht ſodann zu den inneren Angelegenheiten über. 
Sie erwähnt die vorjährige 50jährige Verfaffungsfeier, vorzulegende Verfaſſungs⸗ 
änderungen, ferner eine Gejehesporlage über daS Anklageverfahren bezüglich 
des in der vorigen Sejfion vereinbarten Miniſterverantwortlichkeits⸗Geſetzes 
und eine Geſetzesvorlage, wodurch die Aburtheilungen aller politifchen Ver⸗ 
dresden an die Schwurgerichte Übertragen werden. Ternere Geſetzesvorſchläge 
werden die obligatorifche Eivilehe und bürgerliche Standesbeamtung, einen 
Nachtrag zu dem Unterrichtögejege, die Vereinfachung des Organismus der 
Gemeindebehörden und die Erweiterung der Autonomie der Gemeinden, die Land» 
ftraßen, die Eijenbahnen und Wafjerbauten, eine Gejetesoorlage wegen Grün⸗ 
dung einer Notenbank, ein dem norddeutſchen muchgebilbetes Geſetz über die 
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Erwerbs⸗ und Wirthſchafis⸗Genoſſenſchaften betreffen. Die Thronrede ſchließt: 
„Nicht ohne Sorgen ſah ich in der letzten Budgetperiode die Bedürfniſſe des 
Staatshaushaltes anwachſen. Die gefteigerten Laſten find aber von der Ber 
völferung — ich erkenne es aufrichtig dankbar an — mit bewährter Hingebung 
für das öffentlide Wohl, und ich darf jagen, auch ohne Gefahr für das wirth- 
ſchaftliche Gedeihen des Landes getragen worden. Die ökonomiſchen Verhält⸗ 
niſſe ſind in Folge durchſchnittlich guter Erträgniſſe zweier Jahre und durch 
den ausdauernden Fleiß der Bevölkerung wieder int Aufblühen begriffen. 
Meine Regierung ift bemüht, den Staatsaufmand fo weit zu beichränfen, als 
e3 mit den Aufgaben des Stantes irgend verträglich it. Das Staatsbudget 
ift in diefem Sinne entworfen und wird ihnen zugleich vorſchlagen, die 
Weinacciſe und das Weinohmgeld auf die früheren, niedrigeren Abgabejähe 
zurüdzuführen. Vertrauen wir auf die friedliche Erreihung unſerer Ziele; 
mit ihr wird am figerften Erleichterung in den Anftrengungen eintreten, die 
ietzt noch unvermeidlich find,“ 


25. Sept. (Württemberg). Verfaſſungsfeſt zur Feier bes fünfzig: 


jährigen Beſtehens ber Ranbesverfaflung. 

Der König ladet auf diefen Tag jämmtliche Abgeordnete zur kgl. Hof⸗ 
tafel ein. Der Redacteur des „Beobachters“, der fih in Folge eines Preß⸗ 
prozeſſes auf der Feſtung befindet, erhält zu diefem Behufe einen dreitägigen 
Urlaub, Die Abgeordneten der Volkspartei lehnen deshalb die Einladung 
ab, weil fie eine Amneftie erwartet hätten, und die großdeutichen Abgeordneten 
thun es ebenfalls, ohne indeß der erwarteten Amneftie ausdrücklich zu erwähnen. 


„ (Baden). D. Kammer: Der ultramontane Abg. Lindau ftellt 
nody vor der Mbreßbebatte feinen Antrag: 

a) die Staatsregierung aufzufordern, jofort dem Landtag einen Geſetzent⸗ 
wurf ber Einführung des allgemeinen directen Wahlrehts mit geheimer 
Stimmabgabe vorzulegen, und b) die Kammer möge bejchließen, fofort nad 
Durchberathung diejes Gefegentwurfes an den Großherzog die Bilte um Aufs 
löfung des Landtags und Einberufung eines andern auf Grnnd des neuen 
Wahlverfahrens gewählten zu richten. 

Die Motion wird, nachdem fie von ber Gegenfeite einer ſcharfen 
Kritik unterworfen worden ijt, an die Commilfion verwiefen. 

Die Regierung ihrerjeits beginnt, der Kammer eine Reihe ber 
wichtigften Vorlagen zu maden, welche die Gejfion zu einer ber er: 
folgreichften des Landtags zu machen geeignet find. 


» (Bayern). IL Kammer: Prüfung der Wahlen. Bei ber Ab: 
ftimmung über die Oiltigkeit der Wahlen in Schweinfurt flimmen 
2 Abg. der patriotifchen Partei, die Tragweite der etwas jubtilen 
Abftimmung nicht richtig erfennend, mit der liberalen Partei, wo⸗ 
durch jene Wahlen als beanftandet erflärt werben unb bie patriot, 
Partei 4 Stimmen verliert, 


» (Bayern). D. Kammer: Wahl eines Präfidenten der Kammer: 
Ta in Folge der MWahlbeanftandungen die Stärfe der patriotiſchen 
und die der vereinigten liberalen Parteien gleihmäßig 71 beträgt, 
fo ergibt fih keine Majorität; die vereinigten liberalen Parteien 
vereinigen ihre Stimmen auf Prof. Edel von der früheren Mittel- 
partei, die Patrioten auf den Minifi.-Rath Dr. Weis. 

19* 
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4. Oct. (Baden). I Kammer: Adreßdebatte. 


Der Adreßentwurf ift in Betreff der deutjchen Frage nur eine zuftim- 
mende Umschreibung der patriotiſchen Worte der Thronrede und erflärt mit 
diefer „die nationale Einigung der ſüddeutſchen Staaten mit dem norbdeutichen 
Bunde als eine Grundbedingung für die Sicherheit diefer Staaten, für die 
Gefundheit und Wohlfahrt der ganzen deutſchen Nation, und für die fried- 
liche Entwidlung von Europa.” Am Schlufje des betreffenden Ubjages ſagt 
die Üdreffe: „Der Mangel einer ganz Deutſchland umfafjenden Organijation 
ftelt fi) aber bereits für die ſüddeutſchen Staaten jehr empfindlih und auf 
die Dauer unleidlich heraus, jeitden ung die Alternative öfter entgegentritt, 
daß wir entweder der Vortheile und Vorzüge der geſetzgeberiſchen Reformen 
in dem norddeutschen Bunde entbehren und damit auf die Fortbildung eines 
gemeinfamen deutſchen Rechts und auf den Zujammenhang des wirthichaft- 
lichen Lebens verzichten oder die norddeutſchen Geſetze unverändert annehmen 


- müflen, ohne bei deren Bearbeitung mitwirken zu dürfen.” — 


Debatte: Staatömimifter Jolly verſpricht, „daß die Regierung mit 
Teftigfeit auf dem bisher eingejchlagenen Wege weitergehen uud die nationale 
Neugeftaltung Deutjchlands befördern werde. Die Einigung des gefammten 
Deutſchlands jei nicht nur wünjchenswerth, jondern auch nothwendig, einmal 
zur gemeinjamen innern Entwidlung Deutſchlands und zur Befriedigung der 
gleichheitlichen deutichen Interefien, fodann um das Gedeihen der innern Ent» 
wicklung in Baden zu fichern, und endlich zur Erhaltung de eurppäifchen 
Friedens. Seit den legten zwei Jahren ſei allerdings zur Erreichung dieſes 
Zieles ein entjcheidender Schritt nicht geichehen, aber es ſei doch allenthalben 
im Volk die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit der nationalen Einigung 
Deutſchlands gewachſen, und fei es nunmehr die Aufgabe der Regierungen, 
in Gemeinſchaft nit den gejeglichen Vertretern des Volkes, den nationalen 
Sinn zu mweden, damit derjelbe im entfeheidenden Moment zur Geltung Tonıme 
und, wenn die Zeit zum Handeln heranfomme, mit aller Energie gehandelt 
werden könne, und daS Ziel nicht noch einmal verfehlt werde." — Graf 
v. Berlidingen ift gegen die Adreſſe: Er freue fi, daß in den lebten 
zwei Jahren nicht viel zum Anſchluß Badens an den norddeutſchen Bund ge- 
ſchehen jei, denn er wünjche diefen Anſchluß nicht. Es wäre vielmehr Seitens 
der Staatsregierung auf Bildung eines Südbundes der ſüddeutſchen Staaten 
hinzumirfen gewefen, welcher das Bindeglied zwijchen Oefterreih und Preußen 
gebildet hätte, denn es könne ein dauernder Friede nicht bejtehen, wenn wir 
Defterreih als Feind im Rüden Hätten. Er erblide in dem Norbbund nur 
eine Verpreußung der anderen Staaten, Preußen allein ſei fouverän, die ans 
deren nur Vaſallen, und für eine Hegemonie Preußens könne er nie ſtimmen, 
Dagegen Stimme er von Herzen für ein großes einiges Deutſchland. Auch bes 
ftehe in Baden eine große Abneigung gegen den Eintritt in den norddeutſchen 
Bund und er proteftire gegen einen jolchen. Lege die Regierung einen dahin 
gehenden Vertrag vor, jo erkläre ex dieje8 Vorgehen der Regierung für einen 
Staatöftreih, da er die nach dem gegenwärtigen Wahlſyſtem zuſammengeſetzten 
Kammern nit als wirkliche Vertretung des größten Theil des badiſchen 
Volks betrachten könne. Solle über eine etwaige derartige Vorlage abgeftimmt 
werben, jo verlange er entweder andere Kammern, oder Volksabſtimmung; 
werde dann der Eintritt in den Nordbund verlangt, jo jtimme er lieber für 
vollftändige Annexion, als für ein ſolches Verhältniß, wie e8 der Zeit im 
norbdeutichen Bunde beftehe. — Staatsrath Weizel betont dem Vorrebner 
gegenüber das Recht Baden, in den norddeutſchen Bund einzutreten, und 
ſchließt: „Diefes unjer Recht will die Regierung realifiren, und fie möge es 
in dem ihr geeignet fcheinenden Zeitpunkte thun.“ Minifter des Yeußern 
v. Freydorf: „Es ift AngefichtS wiederholter Kundgebungen wohl überflüffig, 
die Verſicherung zu wiederholen, daß wir fortan beftrebt. jein werden, die na⸗ 
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tionale Einigung des Südens mit dem Norden Deutichlands zu verwirklichen. 
Wir werdens erreichen. Wir haben in unferen Tagen gejehen, daß Italien 
eine traffere Einigung fertig gebracht hat, als die, welche wir anftreben, einen 
Einheit, nit nur einen Bundesſtaat. Italien hat dies Ziel erreicht, unter 
Führung eines Königs, der urjprünglich nur über 44 Mill. Einwohner herrſchte; 
es hat dies Ziel erreicht, obgleich es fih für feine Beitrebungen nur auf das 
Recht der Rationalität berufen konnte Deutjchland fteht an Madt und an 
nachhaltiger Kraft des Volkes nicht Hinter Italien zurück. Während Stalien 
1000 Sabre rüdmwärts niemals ein Einheit3- oder auch nur ein Bundesſtaat 
war, Tann fih Deutſchland auf eine Geichichte von 1000 Jahren berufen, in 
denen e8 ein deutjches Neid, dann einen Bundesſtaat bildete. Während Stalien, 
um zu jeiner Einheit zu gelangen, den Züricher Vertrag verlegen mußte, ſtehen 
unjeren Beitrebungen keine Verträge entgegen, vielmehr die ncuelten Verträge 
von Nikolsburg und Prag zur Seite, welche ausdrüdli von einer neuen 
Geſtaltung des ganzen Deutichlands, mit Ausſchluß Defterreichs, ſprechen und 
die nationale Einigung des Südens mit dem Norden Deutichlands ausdrücklich 
in Ausficht nehmen. Ihre Adreſſe hat auf einen Mikftand aufmerkſam ges 
macht, der, wenn er ſich empfindlicher zeigt, nicht nur uns, die wir ja ſtets 
zu weiter gehendem Entgegentommen bereit find, ſondern auch die andern ſüd⸗ 
deutichen Staaten zu neuen Verftändigungen mit dem Norden nöthigen wird. 
Eine der begründetiten älteften, dringendften Forderungen des deutſchen Volkes 
ift diejenige eines gemeinſchaftlichen Rechts, einer einheitlichen Gejeßgebung für 
ganz Deutichland. Die Forderung, erſtmals vor Jahren in dieſem Haufe 
geftellt, fehrte in den 30er und 40er Jahren fo dringend wieder, daß jelbit 
der Bundestag Hand anlegen und vermittelft jchwerfälliger Commiſſionsbe⸗ 
rathungen, deren Ergebniß wieder von der Zuftimmung von 35 Regierungen 
und no mehr Kammern abhing, einige gemeinfchaftliche Geſetze ſchaffen mußte. 
Dies Geſetzgebungswerk ſchreitet in den neu gefchaffenen, geſetzgeberiſchen Or⸗ 
ganen des nordveutichen Bundes rafcher und energiider voran. Die ſüd⸗ 
deutſchen Staaten haben die Wahl, entweder ihre 8 Millionen Deutſche von 
der Wohlthat eines einheitlichen Rechts auszufchließen, oder aber die Geſetze, 
fowie fie aus dem norddeutſchen Bunvesrath und Parlament hervorgegangen, 
ihren Ständen zur Zuftimmung vorzulegen. Das ift eine ſehr jcheinbare 
Wahrung der Souveränetät, und man wird wohl über furz oder lang zu der 
Veberzeugung kommen, daß es eine angemeſſenere, jouveränen Staaten wür⸗ 
digere Stellung ift, dieſe Gejege tın ermeiterten Bundesrath und Parlament 
zu berathen, ihre Intereſſen und Anfichten rechtzeitig geltend machen zu kön⸗ 
nen, Statt dieſe Gefete, jo wie fie Norddeutſchland beichlofien bat, mit nur 
ſcheinbarer Wahrung des eigenen Geſetzgebungsrechts, hinzunehmen. Man 
will einen Südbund gründen. Mit wen joll ich darüber ins Benehmen treten, 
nachdem ſowohl Fürft Hohenlohe, der leitende Diinifter in Bayern, wie der 
württembergiihe Staatsminifter Schr. dv. Varnbüler vor ihren Ständen und 
mit ſehr guter Begründung fig gegen den Südbund ausgeſprochen, diejen für 
eine Unmöglichkeit erflärt haben? Wenn Hr. Graf Berlichingen, ftatt fi nur 
im Allgemeinen an die noch nebelhafte Idee eines Südbundes zu halten, 
einmal an Ausarbeitung eines Status ginge, würde er auch ſogleich auf die 
Unausführbarteit des Projects flogen. Es bat auch noch Niemand ein irgend 
reifhares Project eines Südbundes geliefert mit Ausnahme des „Stuttgarter 

eobachter3*, der hierüber interpellirt, erwiederte: Sein Recept jei jehr einfach 
und wohlfeil, es koſte nur einige Kronen. Graf v. Berlichingen will feinen 
Südhund zu einem Bindeglied zwiſchen Defterreih und dem norbeutjchen Bund 
machen. Alle Politiker, welche nad) Herftellung "eines einheitlichen mächtigen 
Deutfchlands ftrebten, erfannten vor Allem das Bedürfniß, den förenden und 
ſchädlichen Dualismus zu entfernen. Dieß ift 1866 durch endgiltiges Aus 
ſcheiden Defterreich8 aus Deutfhland zum Heile beider Theile geihehen. 
Wir werden nicht die Hand bieten zur Wiedereinführung des Dualismus in 
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Deutichland. Dagegen fand feit 1848 auf dem Programm aller derjenigen 
Batrioten, welche die deutſche Frage durch ein Ausſcheiden Defterreihd und 
durch Einigung der Übrigen deutſchen Etaaten unter Preußens Führung löſen 
wollten, ein inniges Freundſchafts⸗ und Bundesverhältnig mit Oeſterreich. 
Die wird um jo eher zu Stande kommen, wenn die füddeutiche Trage aus 
der Melt geſchafft if. Schon heute aber wird jeder gute Deutiche jedes Zei⸗ 
hen einer freundſchaftlichen Annäherung zwiſchen Defterreid und dem nord» 
deutfhen Bunde mit Freude begrüßen. Wenn wir einmal entſchloſſen find, in 
den norddeutſchen Bund einzutreten, und den Zeitpunft für geeignet halten, 
ift Der Weg, den wir zu gehen haben, durch Art. 79 der norbdeutichen Bundes⸗ 
acte genau vorgezeichnet. Inzwiſchen Haben wir niemals den Eintritt Badens 
in den norddeutſchen Bund als die einzige Yormel der Löjung der nationalen 
Frage Hingeftellt, fondern ftets im Allgemeinen von einer nationalen Verbin» 
dung des Südens mit dem Norden Deutichlands geiproden. Ein Drängen 
nad jener Richtung Hat nicht ftattgefunden, jo oft auch die Zeitungen hievon 
reden. Graf v. Berlichingen glaubt, daß die Greigniffe von 1866 der Ein- 
milhung des Auslandes in die deutſchen Angelegenheiten die Wege geebnet 
hätten. Ich habe nichts von einer ſolchen Einmiſchung wahrgenommen, und 
glaube, daß Deutſchland 50 Jahre rückwärts nit in fo guter Verfaſſung 
war, jolde Einmiſchung abzuwehren, als eben fett 1866. Zwei gelegentliche 
norddeutſche Noten ſprechen fi mit Hinreihender Klarheit gegen jede fremde 
Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten Deutſchlands aus. Graf v. Ber- 
lihingen will, wenn es fih einmal um Eintritt in den norddeutſchen Bund 
handeln follte, da8 Großherzogthum lieber vollends von Preußen annectirt 
fehen. ch denke, es ift Sade des Großherzogs, feiner Zeit zu beftimmen, 
welden Theil feiner Souveränetätsrechte er der Verwirklihung der nationalen 
Einigung Deutichlands zum Opfer zu bringen für nöthig und für gut findet. 
Weiter werden wir um feinen Schritt gehen und eimaigen weiter gehenden 
Verſuchen politiiher Parteien mit aller Entichievenheit entgegentreten.” 

Ueber das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche entipinnt fi eine jehr 
lebhafte Erörterung zwifchen dem Bisthumsverweſer Kübel und dem Minifter> 
präfidenten. Biſchof Kübel bezieht ſich auf denjenigen Theil der Thronrede, 
welcher von dem Verhältniß der Kirche zum Staate Spricht, und zur Abgren⸗ 
zung der beiberfeitigen Gebiete einen Geſetzentwurf über Einführung der ob» 
ligatoriſchen Eivilehe und "einen jolden über das Stiftungsweien anlündigt. 
Nach der allerd. Broclamation vom 7. April 1860 fer der Kirche ihre volle 
Selbftändigkeit zugeſichert, und er freue ſich darüber und umnterftüge die Ab⸗ 
grenzung der Gebiete, aber e8 follten jeitens der Regierung drei Factoren noch 
berüdfichtigt werden, nämlich die Natur der Sache, das Recht der Kirche und 
die eingelebten Sitten und Gebräude. Im Hinblid auf diefe müſſe von der 
Negierung dem jelbfländigen Verwalter der Kirche geftattet werben, bei dieſer 
Abgrenzung mitzuwirken, was bisher nicht gefchehen fei, 3. B. in Stiftungs- 
und Schulſachen. Gegen die Einführung der obligatorifchen Civilehe müſſe 
er fi auch erklären, denn e3 ſei diefelbe nicht nothmwenbig und werde vielfach 
Anſtoß zu Mißhelligkeiten geben. Minifterpräfident Jolly: „Der Hr. Bis» 
thumsverweſer Iegt dem Staate wie der Kirche gleihmäßig das Recht der Au- 
tonomie bei, und behandelt demgemäß beide als in rechtlicher Beziehung ein- 
ander vollkommen gleichgeftellt. Das ift aber ein abjoluter Irrthum, gegen 
den und gegen deſſen jehr weit reichende Gonfequenzen ich, jo lange id die Ehre 
haben werde, an der Spite der Geſchäfte zu ftehen, mich ftetS auf das nad» 
drücklichfte erheben werde. Der Staat ift im Beſitz der Souveränetät, welche nad 
ihrem Begriff die oberfte rechtliche Gewalt ift, die. von niemanden abhängt, 
und welcher unbedingt alles, was im Stant exiſtirt, alfo auch die Kirche als 
äußere Anftalt, unterworfen ift. Der Kirche dagegen iſt nur für ihre Sphäre 
die Autonomie unter der Souveränetät des Staats zugeftanden. Die Sous 
veränetät iſt ihrem Wejen nach. eine rechtlich nicht beichränkte Gewalt, dagegen 
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iR die Autonomie ihrem Begriff nach durch die fiber ihr ſtehende Souberänetät 
beſchränkt. Es kann alfo davon die Rede nicht fein, daß Staat und Kirche 
einander rechtlich gleichgeftellt feien, und ich muß deßhalb auch gleich der erften 
praftiihen Folgerung widerjprechen, welche der Hr. Bisthumsperweier aus 
feinem unrichtigen Vorderſatz abgeleitet hat. Ich kann nicht zugeben, daß die 
Beziehungen zwiſchen Stant und Kirche in jedem einzelnen Hall nur mit Zu⸗ 
fiimmung ‚der Kirche beftimmt werben können. Ich habe ſtets den Grundſatz 
befolgt, in allen Fragen, melde die Kirche berühren, derjelben Gelegenheit zu 
geben, ihre Anſchauung und ihre Wunſche darzulegen, und ich habe e8 mir 
immer zur Pflicht gemadt, und werde es aud fortan thun, ihren Wünfchen 
jede thunliche Rüdficht zu ſchenken, ſoweit die Geſetze und die Intereſſen des 
Staats es geitatten. Es ift aber unmöglich, die freie Entſchließung des Staats 
in allen Fällen, in welchen kirchliche Interefien berührt werden, von der Zus 
flimmung der Kirche abhängig zu maden. Es würde dieß zu Öffentlichen Zu- 
ftänden führen, wie fie nur in mehr oder minder unklaren Borftellungen Ein⸗ 
zelnen vorjchweben, in der That und Wirklichkeit aber nie vorhanden waren, 
jelbft nicht während des Mittelalters. Damals war allerdings das Verhältniß 
zwiſchen Staat und Kirche ein anderes als jet, namentlich Hatte die letztere vielfach 
in äußern Dingen eine Gewalt, die ihr jegt nicht mehr zuflommt. Der Grund 
davon liegt wejentlih darin, daß es damals noch gar feinen Staat in unferm 
Sinne gab. Das ganze öffentliche Leben bewegte fi in zwei großen Kreijen, 
in den verjchievenen weltlichen Herrſchaften, die darnach rangen, Staaten zu 
werben, e8 aber noch nicht waren, und in der Kirche, die als ftarfer, fertiger 
Organismus daftand. Da war e8 ganz natirlih und mwohlthätig, daß die 
Kirche auch mande Verhältnifie des. Rechts ordnete, weil der Staat noch nicht 
da war. Ih Tann bier gleich ein im Augenblick für uns ganz praktiſches 
Beilpiel anführen. Die Ehegejehgebung ging im Mittelalter von der Kirche 
aus, und niemand wird beitreiten, daß e8 ein Verdienſt derfelben war, dieſes 
ungemein wichtige menjchlide Verhältnig auch rechtlich geordnet zu haben. 
Die Sachlage hat fi) aber längſt geändert. Der Staat hat längft die un⸗ 
gemein feine und ſchwierige privatrechtliche Materie des Eherechts, die Vor⸗ 
ausfegungen, die rechtlichen Wirkungen, die Gültigkeit oder Ungültigkeit, die 
Miederauflöfung der Ehe weit genauer und zwedmäßiger beftimmt, als es 
früher die Kirche vermochte. Das rein kirchliche Eherecht ift ſchon deßhalb 
in unjern Staaten nit mehr anwendbar,‘ weil in denjelben Angehörige ver- 
ſchiedener Kirchen wohnen, weldhe die Ehe verſchieden behandeln. Der Hr. Bis⸗ 
thumsverweſer meint: bei der Schule fei die Kirche zu kurz gelommen; man 
koͤnne hier nicht von einer Orenzregulirung zwiſchen Staat und Kirche ſpre⸗ 
hen, jondern der Staat habe alles an fi genommen und die Kirche von der 
Schule ganz ausgeſchloſſen. Ich halte es für meine Pflicht, diefen Sägen im 
Namen der Regierung auf das entſchiedenſte zu widerſprechen. Es ift that- 
jächlich nicht richtig, daß der Staat die Kirche von der Schule ausgejchlofien 
hat. Die Kirche bat fich felbft von der Schule ausgeſchloſſen. In dem Gejek 
ift ausprüdlich gejagt, daß in jeder Gemeinde der Pfarrer kraft Geſetzes Mit⸗ 
lied des Ortsſchulraths ſei; das Geſetz hat aljo die Pfarrer nicht ausge» 
ſchloſſen; ausgeichloffen wurden fie dur) das Verbot der Curie in Freiburg, 
welche ihnen den bon bem Geſetz gewollten Eintritt unterfagte. Ich habe nicht zu 
prüfen, ob dieß im Intereſſe der Kirche richtig gehandelt war; ich nehme aber 
feinen Anftand, offen zu befennen, daß ich im Intereſſe der Schule den Nicht- 
eintritt der Geiftlichen beflage. Ach hätte gemünfcht, fie hätten in der Stellung, 
welche ihnen daB Geſetz anmweist, mit aller Hingebung für die religidje Auf 
gabe der Schule gewirkt. Bon einem Ausſchluß durch den Staat kann Feine 
Rede fein, und wenn die Kirche den jetzigen Zuftand beflagt, jo hat fie ſich 
denfelben Iediglich zuzuſchreiben. Und fie Tann denfelben jeden Tag ändern; 
Sobald die Curie das Verbot zurücknimmt, ſobald fte fi) dem Gefe fügt, ſteht 
dem Eintritt der Pfarrer in den Ortsſchulrath, in welchen fie durch das Belek 
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berufen find, kein Hindernik im Meg." Weitere Ausführungen des Minifters 
beziehen fig auf die Verwaltung des Kirchenvermögens, indem er behauptet, 
daß der Stirche im weiteften Umfang die Theilnahme an dieler Berwaltung 
gefichert fei. Schließlich Tonımt Hr. Jolly auf eine gegen das Minifterium als ſolches 
gerichtete Yeußerung des Grafen Berlichingen jurüd, indem er erflärt: „Was 
die uns offen gelaffene Mahl zwiſchen einem Syſtem⸗ und Perſonenwechiei 
betrifft, ſo kann ich dem Hrn. Grafen verſichern, daß, jo lange id und meine 
HH. Eollegen die Geſchäfte der Regierung zu leiten haben, ein Syſtemwechſel 
ganz gewiß nicht eintreten wird. Sobald wir aber die Heberzeugung gewinnen, 
daß das von uns vertretene politifche Syftem nicht mehr mit der Zuftimmung 
des Landes durdzuführen ift, oder daß jeine Durchführung dem Lande zum 
Schaden gereichen wurde, dann werden wir aus freier Entſchließung zurück⸗ 
trelen.“ Der Handelsminiſter v. Duſch fügt noch ausdrücklich bei: er lege 
im Namen des geſammten Staatsminiſteriums gegen die Bemerkungen des 
Grafen Berlichingen Verwahrung ein, und das ganze Staatsminiſterium er⸗ 
kläre ſich für ſolidariſch verbunden; es werde nur zuſammen ſtehen oder fallen. 


Anf. Oct. Die nach dem am 10. Oct. 1868 abgeſchloſſenen und am 


12. Auguſt 1869 ratifizirt ausgewechſelten Vertrage zu beſtellende 
Feſtungscommiſſion inſpicirt nunmehr bie vier vormaligen Bundes: 
feftungen Mainz, Ulm, Raftatt und Landau, zunächſt Mainz, dann 
Landau, hierauf Raftatt und ſchließlich Ulm bezüglich des Zuftandes 
bes gemeinfamen Materials, deſſen Verwaltung und Sicherſtellung 
für den Zweck der DVertheidigung. 


„ (Bayern). I. Kammer: Da bei wiederholten Wahlgãngen 
für das Präſidium der Kammer immer 71 gegen 71 Stimmen 
ſtehen, ſucht Fürſt Hohenlohe zwiſchen beiden Parteien zu vermit—⸗ 
teln, um wenigſtens eine vorläufige Wahl zu ermöglichen und die 
Auflöſung der Kammer wo möglich zu vermeiden. 


Seine Vorſchläge gehen von der Thatſache aus, daß fi) der Conflift zwi⸗ 
ichen dert beiden Kammerfractionen hauptſächlich deßhalb jo zugeſpitzt Hatte, 
weil einerjeit3 die patriotiiche Partei beim vollen Kammerbeftand allerdings 
eine Mehrheit von etlichen Stimmen bejeffen, und wenn nicht die Beanftans 
dung ter Schweinfurter Wahlen in Mitte getreten wäre, die Beſetzung des 
Directoriums vollftändig in Händen gehabt hätte, daß aber andrerſeits bie 
vereinigten liberalen Fractionen nicht nur factiſch und momentan die gleiche 
Stärke bejäßen, ſondern bofften, bei einer Neuwahl in Schweinfurt zu fiegen 
und dadurch ihrerjeitS die Mehrheit zu erringen. Unter dieſen Umftänden 
ſchien der richtigfte Weg, um zu einer Berftändigung zu gelangen, der: die 


. Wahl eines Directoriuns zu ermöglichen, ohne hiebei der fpäteren Mehrheit 


zu präjudiciren. Da die Geſchäftsordnung ein proviſoriſches Directorium 
nicht kennt, jondern daffelbe für die ganze Dauer der Kammer zu wählen ilt, 


ſo geht der Vorſchlag dahin: zwar biefe Wahl in der vorgeſchriebenen Weiſe 


auch jest vorzunehmen, dabei aber im Wege gegenfcitiger Verabredung den 
gewählten Mitgliedern die Pflicht aufzulegen, fofort zurüczutreten, jobald nad 
Conftituirung der Kammer die Wahlreclamationen definitiv beichieden und im 
Tall der Caſſation der einen oder andern die betreffende Nachwahl erfolgt fein 
würde. Zu diefem Ende Hin möge borerft das Loos Für Weis oder für 
Edel entjcheiden, oder man möge ſich auf eine dritte Verfönlichkeit comprom- 
mißweije verftändigen. 


Die patriotiihe Partei weigert fi, auf den Vorſchlag einzugehen 
und erflärt: fie glaube darauf beftehen zu müſſen, das ganze Direc- 
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torium (Bureau) ber Kammer allein zu bilden und an Minifterial: 
rath Dr. Weis feftzuhalten, dagegen jollten bei Beſetzung der Aus⸗ 
Shüffe der liberalen Partei Conceflionen gemacht werben, 


5. Dec. (Baden). I. Kammer: Adreßdebatte. 


Adrekentwurf (von Lamey): „... Wir haben die Worte vernommen, 
welche zur Begrüßung des zur Löſung wichtiger Aufgaben berufenen Landtags 
vom Throne gefproden wurden. Es find Worte der Hoffnung für die gedeihliche 
freiheitlihe Entwidlung der Bollswohlfahrt in unſerm theuern Heimathlande, 
Diele Hoffnung gilt vor allem dem Gelingen der nationalen Einigung Deutſch⸗ 
lands. War es bis jetzt nicht möglich, fie in entſcheidender Weile zu fördern, 
jo wächst dor die Erkenntniß ihrer Nothmwendigkeit in dem Herzen der deut⸗ 
ſchen Nation in dem Maß, als vor der Klarheit der Einficht in die gefahr- 
drohenden Mängel eines Cigenleben3 der Heineren Staaten die Trübungen 
mehr und mehr verichwinden, welche dieſes höchfte Endziel der nationalen 
Beitrebungen da und dorf verfdjleierten und noch umſchatten. Die zweite 
Kammer Yhrer getreuen Stände ſieht feft in der Ueberzeugung, daB die Neu⸗ 
geftaltung Deutichlands nur durch die Vereinigung der Staaten des Südens 
mit dem großen Nordbunde erfolgen Tann. Mit voltem Vertrauen auf die 
bewährten deutichen Gefinnungen und die Weisheit Eurer E. Hoheit erwarten 
wir und daB badische Volk mit uns den Zeitpunft, in dem es möglich fein 
wird, daß’ dieſe hoffnungsreiche Einigung fi vollzieht. In diefer Gefinnung 
können wir un der Pflege naher Beziehungen mit dem nerdbeutichen Bunde 
nur lebhaft erfreuen. 

„Richt minder begrüßen wir es, daß durch den Vertrag de3 nordbeutichen 
Bundes mit den Süpftaaten über das bewegliche Eigenthum der vormaligen 
Bundesfeitungen das Berürfnig eines allgemeinen deutſchen Bertheidigungs- 
ſyſtems und dadurch die Gemeinfamfeit der deutichen Wehrfraft zum Schute 
Deutichlands gegen äußere Tyeinde anerkannt ift. Seitvem der deutſche Zoll« 
verein durch organische Einrichtungen umgeftaltet wurde, hat das Zollparla⸗ 
ment in zweintaliger Verſammlung getagt. Das deutiche Volk ift den Bera⸗ 
thungen diefer alle deutihen Staaten umfalfenden, aber in ihrer Aufgabe 
eng begrenzten Bertretung mit großer Theilnahme gefolgt; fie legt Zeugniß 
dafür ab, daß die weitere Entwicklung und Erftarfung diefer Inftitution ihm 
ein ernites Anliegen ift. Inzwiſchen wird die Herftellung gemeinfamer Normen 
für das Verkehrsleben in Deutjchland gern unfere Anerkennung und Zuftim«- 
mung finden. 

„Die bewährten Heereseinrichtungen des norbdeutichen Bundes find aud 
für unjere Truppen zur Geltung gelomme. Mit Stolz hören wir daß 
Zeugniß ausſprechen, das Eure £. Hoheit den Söhnen unferes Landes ertheilt, 
welde für den Schu des Vaterlandes die Waffen tragen. Es wird unfer 
ernftes Beftreben fein, die erhöhte kriegeriſche Tüchtigkeit des badiichen Heer⸗ 
förpers, innerhalb der Nüdfichten, welche die Schonung der perjönlichen und 
finanziellen Kräfte des Landes fordern, fiher zu ftellen. In dem Bertrag 
über militärische Freizügigkeit fehen wir mit Befriedigung die Rechte, welche 
ein deutſches Staatsbürgerthum gewährt, minveften® auf dem Gebiete der 
MWehrpflicht anerkannt. Die Vorlage zur Ordnung der Militärftrafrechtspflege 
wird, wie wir hoffen, einen verfaffungsmäßigen Abjchluß diefer Angelegenheit 
ermöglichen. 

„Das badifhe Volk hat mit Eurer E, Hoh. im verflojlenen Jahr, unges 
achtet des Drucks der Zeit, aufridtig den Tag gefeiert, melcher ihm vor 
50 Jahren die Verfaſſung verlieh, deren reiche Segnungen es dankbar aner- 
kennt. Dem Herzen des Volks ein theures Kleinod, wird fie auch Tünftighin 
die Fülle ihrer Früchte ausſtreuen, je weniger fie fi der durch den Fortſchritt 
der Zeit bebingten Weiterbildung ihrer Grundgedanken verjchließt, und je ins 
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niger und Eräftiger das Weſen und der Geiſt verfaffungsmähigen Lebens ſo⸗ 
wohl die Regierung als daS Volk durchdringen — Den uns verheißenen 
wichtigen Geſetzvorlagen, welche die Berfafjung betreffen, werden wir, ebenfo 
wie denen, welche beftimmt find, das Gemeindeleben zu erfriihen und Die 
Pfligten der Gemeinden im Armenweſen auf zeitgemäße Weile zu geflalten, 
und denjenigen, welche die Regelung des öffentlichen Unterrichts vervollſtãändigen, 
die reiflichfte Prüfung zuwenden. — Mit Dank erkennen wir es an, daß durch 
weitere Vorlagen, den Wunſchen ver zweiten Sammer Ihrer geireuen Stände 
entiprechend, die Wirkſamkeit der Schmurgerichte auf alle politiſchen Bergehen 
ausgedehnt, und die Folgerungen aus der kirchlichen Gejehgebung des Jahrs 
1860 einem Abſchluß näher gebracht werben ſollen, welcher nicht bloß im 
Recht und in der Pflicht des Staats N jondern auch bei richtigen Ver⸗ 
ftändniß den Intereſſen der Kirchen felbft und ihrer Freiheit entſpricht. — 
Mit gewohnter Fürſorge wendet Ew. k. Hoheit den wirthichaftlicden Zuftänden 
Ihres Landes die verdiente Aufmerffamleit zu. Die Vernollftändigung des 
Straßen: und Eiſenbahnnetzes, durch die Mittel des Staats und den Unter- 
nehmungsgeift der Privaten erftrebt, die Befriedigung eines Handelsbedürf⸗ 
nifjes durch ein Bankgeſetz, eine fördernde Geſetzgebung für die in befruchten- 
der Weite im Land aufftrebenden Wirthichafts- und Erwerbsgenofienichaften 
find, ebenjo wie die gejeliche Regelung der Waflerbenügung und der Schuß 
für die Productionen der Fiſchzucht, Gegenftände der wichtigften Bedeutung 
für die Öffentliche Wohlfahrt, welche, wenn richtig gelöft, dem Lande reiche 
Früchte tragen werden. — Bie Anforderungen, welche der Staatshaushalt 
in der ablaufenden Budgetperiode machte, haben Ihre getreuen Stände gends - 
thigt, zu namhafter Erhöhung der Steuerlaft einzumilligen, um jene Ordnung 
der Stant3finanzen zu erhalten, welche unfer Land. ſtets ausgezeichnet hat. 
Die Bevolkerung Hat dieje ihr aufgelegten Opfer mit patriotifcder Hingebung 
gebradt. Mit Freude hören wir, daß die finanziellen Ergebniffe der beiden 
legten Budgetjahre gänftig find, und nad dem Dafürhalten der Regierung 
Em. k. Hoheit ermöglichen, die Steuerlaft, da wo fie am drüdendften erfunden 
wird, zu ermäßigen. Eine jorgfältige Prüfung des Staatshaushalts, thun⸗ 
lichfte Sparſamkeit und Beichränfung auf die Bedürfniſſe, deren Befriedigung 
für die Wohlfahrt, den Schu und die Ehre des Staats ſich als unvermeid⸗ 
lid ermeift, wird aber immer noch in befonderem Grade die Pflicht der Volks⸗ 
vertretung bleiben, um die nicht bloß durch das Staatsbudget, jondern auch 
durch die ſonſtige Gejekgebung des Landes gefteigerten Laſten auf das min- 
deite Maß zurädführen zu können. Wir vertrauen darauf, daß wir bei 
diefem Beftreben einem gleichen Bemüiden Seitens der Regierung Ew. kgl. 
Hoheit begegnen. 

„Mit dem Schute des Himmels hoffen wir auf die Erreichung jenes 
Ziels, welches die Arbeiten, die Sorgen, die Opfer des deutſchen Volks jeit 
lange erftreben, ein geeinigtes, ftarf und frei erblübendes Deutihland. Die 
Vollziehung der nationalen Einigung kann den Trieben nicht flören. Wie fie 
ein unveräußerliches Recht des deutſchen Volkes ift, jo bedroht fie niemanden 
und ſchädigt niemanden. Rur Gewaltthat könnte fie zum Borwand eines 
Angriffs nehmen, den wir wicht beforgen, ben aber aud das bentihe Bolt 
nicht fürchtet. Möge Gott Ew. k. Hoheit vergönnen, den Tag herbeizuführen, 
welcher das badiſche Bolt als freies umd treue Glied des einigen Deutich- 
lands begrüßt!“ 

In der Debatte meſſen fich die Kräfte beider Barteien, und biefelbe wird 
in heftiger, aber ernfthafter und im ganzen wlrdiger Weile, ohne daß ber 
Vröfident zu einer Unterbrechung veranlakt worden wäre, durchgeführt, wobei 
die zahlreich beſetzte Gallerie beiden Theilen der Kammer Beifall ſpendet. Die 
beftigften Angriffe gegen die Regierung e erfolgen dur) die Mitglieder der 
katholiſchen Volkspartei, melde gleich bei Beginn der Sitzung den Entwurf 
einer Gegenadreſſe in dem Hauſe vertheilen — Dieſelbe ſpricht ſich für Er⸗ 
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richtung eines Shobundes, die Aufldfung der Kammern und die Entlaffung 
der Minifter aus, Es Heikt darin u, a.: 

„Solange daher nicht ein auf der Grundlage des allgemeinen Stimmrechts 
mit dbirectem und geheimen Verfahren beruhendes Wahlgeſetz eine weſentlich 
neue und wahre Vollövertretung geichaffen bat, müflen wir allen, aud den 
fonft wichtigſten Borlagen mit dem freimüthigen Bekenntniß entgegentreten: 
daß wir von denfelben weſentliche Erfolge für die Wohlfahrt des Landes nicht 
erwarten, daß vielmehr eine künftige Vollsvertretung gendthigt fein müßte, 
weientlihe Grundlagen jetzt zu fchaffender Geſetze geradezu wieder zu bejeitigen. 
Dies gilt insbefondere von der beabfichtigten Abgrenzung des kirchlichen und 
ftantliden Gebiets. Eine Bollendung ſolch großen Werkes läßt fi) nur er 
reihen durch aufrichtige und vollftändige Ausführung derjenigen Grundjäge, 
welche in der allerhöchſten Proflamation Em. k. Hoheit vom 7. April 1860 
ausgeſprochen find, und deren Nichtbefolgung von Seiten der Regierung den 
Frieden des Landes aufs tieffte geftört und den völkerrechtlich garantirten Bes 
ftand der katholiſchen Kirche, welcher mit demjenigen des badiſchen Staats ges 
ſchichtlich unzertrennbar verbunden ift, bereit8 jchwer geichädigt hat und noch 
ſchwerer zu jhädigen droht. Em. k. Hoh. getreueß Bolt athmet ſchwer unter 
dem Druck außerorventlier Laſten und Opfer für ein Ziel, welches das Volt 
nicht will! Die Geſchäfte des Landes werden geleitet von einer Regierung, 
welche das Bertrauen des Volks nicht befigt!* 

Nach der Berlefung und Begründung des Mehrheitsentwurfs durch den 
Berichterftatter Lamey ſpricht zunächſt Minifterpräfivent v. Jolly der Com⸗ 
miffion feinen Dank für die echt patriotifche Haltung der Woreffe aus. Ueber⸗ 
gehend auf die für die nationale Sache zu bringenden Opfer, erklärt er, daß 
die Kräfte des Volks gefchont werden follen, und daß das nationale Streben 
feinen Stilftand im Innern verurſachen werde. Den Entwurf der ultramon« 
tanen Gegenadrefle berührend, hofft er, daß die fatholiichen Volksvertreter 
keine revolutionären Gedanken hegen; allein, wenn man einmal feine fubjective 
Veberzeugung über die Verfaſſung ftelle, fo femme man auf eine ſchiefe Ebene, 
die immer weiter abwärts führe. Kirsner ſuchte nachzuweiſen, daß der Ein- 
tritt in den Nordbund das einzig realifirbare Einigungsproject fei. Hierauf 
verliest der erfte Mebner der ultramontanen Oppofition, Baumftard, die er» 
wähnte Gegenadrefle. Der Redner veripricht fi zwar keine Annahme diefer Ge⸗ 
genadrefie, allein er meint, fie würde auch nicht unbeachtet bleiben vor dem 
Thron und würde Wicberhall finden bei Millionen von Sübdeutihen. Die 
Bolitit der Regierung fei eine ſtaatsrechtlich unerlaubte, denn fie führe zum 
Einheitöftaat; fie fei aber auch eine unkluge, denn Baden jei in der Meinung 
des Auslandes eine preußifche Provinz, und im Innern wolle der Sandmann 
lieber gleich ganz preußiſch als nordbindleriſch fein; fie ſei aber auch eine 
erfolglofe, denn Defterreich werde die Sudfſtaaten nicht aufgeben, jo lange e8 
eine Armee habe. Die preußiſche Monarchie Habe eigenthümliche Traditionen, 
fie wolle erobern und wolle in Mitteleuropa einen Militär- und Kajernenftaat 
bilden, nicht aber ein heilige Weich deuticher Nation. Erfolglos ſei diefe 
Politik aber auch in Berlin, denn es ſeien Roten gewechfelt worden, worin 
Baden mit dem Anerbieten feines EintrittS geradezu abgemwiejen worden jei. 
Die deutſche Politit der Regierung habe damit Fiasco gemadt. Der Süd⸗ 
bund jei um weniger zu haben als um drei Kronen, wie der Stuttgarter 
„Beobachter“ meine: er koſte nur drei Minifterportefeuifies. Bei dem Süd⸗ 
bund wolle man auch nicht fichen bleiben, er jei nur Mittel zum Zweck. 
Dieſer Iektere jei das einige Deutichland. Indem er hierauf auf die inneren 
Zuftände übergeht, berlihrt er vor allem das Verhältniß zur Kirche. Das 
Minifterium bafje die katholiſche Kirche als culturfeindlihe Macht, e8 gebe 
aber feinen zweierlei Katholicismus, und wo fein Biſchof fei, da ſei jeine 
Fire. Bon dem Nichterftande Babens wifie man im Wuslande, wenn ein 
politiſcher Prozeß in Baden verhandelt werde, bei der Zuſammenſetzung der 
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Richtercollegien das Urtheil ſchon im Voraus, Holly erklärt, daß er nicht 
nur nicht die Kirche, ſondern nicht einmal die Tendenz in derjelben haſſe, Die 
er befämpfen müfle; dieſe Tendenz ſei die einer Safte, welche danach ringe, 
ihren Willen zum Dogma zu erklären. Kiefer jehildert die Entwidlung und 
Beitimmung des preußiſchen Staates, der ſich aus den traurigiten Verhält- 
niſſen deutſchen Elends durch die Rührigfeit feiner Bewohner und die Tüchtig- 
feit feiner Herricher zur nationalen Selbftändigfeit emporgerungen babe. Der 
norddentihe Bundesſtaat fei kein Einheitsftaat und werde auch nit dazu 
führen, aber daS particulariftiiche Fürſtenthum müſſe fie beugen vor der 
Macht der nationalen dee. Die franzöfiiche Politil Habe den Sündbund ein- 
geſchwärzt, und die Feindſchaft der Ultramontanen gegen den Norbbund rühre 
von dem Haß gegen den Proteftantismus und gegen die Souveränetät des 
Staats her; dieſe wolle die Katholische Kirche nicht, weil fie fi felbft als 
jouverän betrachte. Das deutiche Volk aber werde wie das englilche den Weg 
zum echten Konftitutionalismus finden nit im Particularismus, jondern da⸗ 
durch, daR es eine Nation werde. Auch freifinnig könne jene Partei nicht fein, 
denn dem Machtgebot des Priefterd, vor dent fich alles demüthigen müſſe, fei 
alles freie Streben verhaßt. Darum will er, obwohl Anhänger der directen 
Wahlen, das jehige Wahlſyſtem nit zum Plaifir der Ultramontanen ab- 
geändert haben. Die jegige ernfte Geſetzesarbeit laſſe derartige Crperimente 
nicht zu. Die deutjche Idee ſei im Wachſen begriffen, allein jene Bartei juche 
durh die Aufregung der niedrigften Triebe im Volke daffelbe von allen 
Opfern zurüdzuhalten. Sollte ſchließlich eine franzöſiſche oder öfterreidhiiche 
Intrigue Deutihlands Einigung hintertreiben wollen, jo würde daS deutjche 
Bolt wie 1813 ſich erheben, und Badens Söhne würden in den Reihen der 
deutjchen Krieger zu fechten wiflen. Lindau ſucht den Vorwurf des natios 
nalen Verrath3, welchen man jeiner Partei macht, zu widerlegen, beſchuldigt 
im Gegentheil Preußen, im Jahr 1866 dur) das Bündniß mit dem Ausland 
Deutichland geiprengt zu haben. Dem Süpdbund ftellen fih feine ernftlichen 
Schwierigkeiten entgegen, wenn man ihn nur wolle Auf die Frage von Staat 
und Kirche übergehend, meint er: der Staat ſei nicht die Summe des Rechts, 
der Bürger gehöre nicht den Staat, fondern der Staat dem Bürger. Die ka⸗ 
tholiſche Kirche befinde fich im Vertheidigungszuſtand; wenn fie der Staat nicht 
ertragen könne, jo jei er nicht in Ordnung. Der Minifter des Auswärtigen, 
v. Frey dorf, wendet fich gegen Baumftard, und erflärt: daß von ber preu= 
ßiſchen Regierung feine Gewaltthat zu fürchten je, indem diefelbe im Gegen- 
theil den Südftanten überlaſſe, ſich nach freiem Ermeflen für den Norbbund 
zu erflären. Einem etwaigen Drängen, preußiſch zu werden, trete die Regie⸗ 
zung entjoieden entgegen. Deutſchland werde in Preußen aufgehen, jei eine 
unnüße, abgebrauchte Phrafe, und an den von Baumſtarck erwähnten Noten 
abweijenden Inhalts jei fein wahres Wort. Die nationale Politik Badens 
jet aber auch nicht ohne Erfolge, daS bemeilen die dem Haufe vorgelegten 
Verträge mit dem Nordbund; andererjeit3 jet auch das ein Erfolg, daß dieje 
Politik ein Hinderniß gegen antinationale Beltrebungen darbiete. Bijfing 
gibt dem Minifterium den Rath, abzulafien von jeiner nationalen Bolitik, 
und erfi den Streit zu jehlichten, welcher zwiſchen Kirche und Staat beitehe. 
Eckhard iſt froh, daß Jolly und nicht Biſſing im Minifterium fist. Die 
von Bifiing erwähnten Berfolgungen der Prefje jeien verſchwindend gegen das, 
was die früher am Ruder gemejene ultramontare Partei gethan habe, und 
wenn man ein endgiltiges Urtheil Über die badifhen Hauptparteien haben 
wolle, fo müfje man ein Bischen auf ihre Vergangenheit zurüdgehen. Hieran 
reiht Nedner eine lange Aufzählung der ultramontanen PBerfündigungen an 
der Einheit und Freiheit, und jchließt mit der Hoffnung, dak der Tag bald 


‚ fonıme, wo Baden als ein freie und gejundes Glied in den norbdeutichen 


Bund eintritt. Mühlhäußer, der einzige Vertreter der National⸗Conſer⸗ 


vativen, flimmt in der Hauptfrage mit der Mehrheit des Hauſes überein, 
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wünſcht aber directe Wahl, und Feine Trennung der Kirche vom Staat, fons 
dern friedliche Auseinanderjegung, indem nur dadurch der Friede mwiederher- 
geftellt werden könne. Roßhirt, der tühlfte Streiter im clericalen Lager, 
Tpricht gegen den Einheitsftaat, von dem die Eleinern nur Vaſallen jeien, fowie 
gegen die Militärlaft, welche Preußen brauche, Defterreih aber nicht, wenn 
es mit den Südſtaaten in Verbindung fe. Er wünſcht im Innern directes 
Wahlrecht; das Volt brauche keine Zwiſchenmänner mehr, auch die Wahlbezirke 
müßten anders werden. Bom Stiftungsweſen jprechend, fürchtet er, daß bei 
der Grenzberihtigung der Pfahl tief ins Fleiſch der Kirche gedrückt werde; er 
warnt vor der salus publica, fie fei nach Goethe der Herren eigener Geift. 
Zum Schluß kommt ein Vorwurf über den Inconftitutionalismus des Staats- 
minifter8, den diefer fofort energiſch zurückweiſt. Hufſchmidt wendet fi 
gegen den Borwurf der Gemwaltthat, welche das neue Deutichland geſchaffen 
habe, und gegen die fogenannte Berpreußung; er billige nicht alles, was in 
Preußen geichehe, und das fogenannte ftramme Regiment fage nicht Jeder⸗ 
mann zu. Die Abneigung gegen den Südbund wachſe, Oeſterreich ſei im 
Augenblit kein Staat, fondern beftehe nur aus Reichshälften. Für das directe 
Wahlrecht fei er au im Princip, bei jolchen unfertigen Zuftänden balte er 
e8 aber für ein gewagtes Experiment. Der Minifter der Juſtiz, Obkircher, 
tritt hierauf gegen den Vorwurf auf, welden Baumftard dem badiſchen Rich⸗ 
terftand gemadt hatte, und erklärt diefen Vorwurf für grund⸗ und bodenlog, 
worauf der ultramontane Redner ermwidert, daß er nur eine Aeußerung des 
Auslandes referirt habe. Obkircher entgegnet, er hätte von ihm als Richter 
erwartet, daß er derartiges nicht öffentlich ausfage. Aehnliches muß Baum⸗ 
ftard von v. Freydorf hören, welcher ihm jehr erregt erklärt, ſolche grundloſe 
Berleumdungen hätte er mit Andignation zurückweiſen follen. Den Schluß 
der ultramontanen Redner bildet der katholiſche Dekan Lender, welcher 
vorzugsweiſe die Tirchliche Trage behandelt, und fih befonder8 gegen den 
Minifter Yolly als einen Hafjer ver katholiſchen Kirche wendet. Jolly er- 
bebt fich äußerft aufgeregt gegen den Vorwurf des Hafles gegen die Kirche; 
diefer jei vollfländig grundlos, und er erkenne hier das „Steiniget ihn“, er 
laſſe fih dadurch aber nicht einſchüchtern, fondern werde nicht aufhören, die 
Tendenz innerhalb der Kirche zu bekämpfen, welche den Willen des Prieſters 
zum Dogma erhebe. 

Bei ber Abftimmung wird ber Gegenentwurf ber Ultramontanen 
mit allen gegen bie Stimmen der A Unterzeichner abgelehnt und 


ber Commiſſionsentwurf mit allen gegen 6 Stimmen angenommen. 


6. Det. (Bayern) UI. Kammer: Da bei 7 fuccefliven Wahlgängen 


11. 


für das Präfidium der Kammer immer 71 gegen 71 Stimmen 
fteben, bleibt der Negierung nichts anderes übrig, als die Kammer 
aufzulöfen und Neuwahlen anzuordnen. 


„ Schlußſitzung und Auflöfung der Bundesliquidationscommiſſion. 


» (Baden). Die I. Kammer genehmigt den militärifchen Freis 
zügigfeitövertrag mit bem norbbeutichen Bund gegen 3 Stimmen, 
die I. Sammer cinftimmig. 

Commiſſionsbericht der IT. Kammer: „... Biel höher aber als 
die materielle Seite ſchlägt Ihre Commiſſion die politifhe Bedeutung des 
Uebereinfommeng an. Wir erinnern an unfere Adreffe, wo über den Vertrag 
gejagt ift, daß das deutſche Stantsbürgerrecht auf dem Gebiet der Wehrpflicht 
anerfannt wird und haben diefem zutreffenden Wort nur noch beizufügen, 
da die Vereinbarung ebenſo, wie fie äußerlich unter den Soldaten augenfällig 
die Kameradfhaft darftellt, fie auch, worauf wir großes Gewicht Iegen, inner- 
fi den Sinn und das Gefühl der nationalen Zujammengehörigfeit heben 
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und mehren wird. Ihre Commiſſion begrüßt ven Vertrag, welcher wenigftens 
für die Ableiftung der Wehrpflicht die Mainlinie bejeitigt und in Bezug hie⸗ 
zauf die Gebiete Badens und des Rorbbunds in ein einziges verwandelt, als 
einen willlommenen Fortjähritt der nationalen Beſtrebung. Möge, und daS 
ift der ernftliche und einftimmige Wunjd Ihrer Commiſſion, die Vereinbarung 
über die militärijche Freizügigkeit der verheikende Vorläufer und Verkündiger 
des erwarteten nahen GejammteintrittS in den großen Norobund jein. Wir 
empfehlen Ihnen, und zwar eben jo gerne als dringend: Ihre Zuflimmung 
zu dem PBertrag zu ertheilen“. 


12, Oct. (Bayern). Biſchof Heinrih von Paſſau erklärt fi gegen das 


Gebahren und die „Anmaßungen“ der fog. kath. Vereine, 
Der Biſchof von Paſſau, der ſchon im vorigen Jahr an das erzbifchäfliche 
Drdinariat Münden-Freifing ein Schreiben ergehen ließ, in welchem er mit 


der vollften Enſchiedenheit gegen eine von den Geistlichen beſchloſſene Organis 


jation des katholiſchen Elerus proteftirte, ſpricht nunmehr in einer Zufchrift 
an das Gentralcomits der katholiſchen Vereine Deutichlands, datirt vom 
12. October 1869, wieber in derfelben unummwundenen Weile feinen Willen 
und feine Anſchauung über die Betheiligung der ihm unterftehenden Geiftlichen 
an den verjchievenen Bereinen aus. Den äußern Anlaß zu diefen legten 
Shriftftüd gab die Anfrage des Domcapitulars Siegler, ob er die auf ihn 
gefallene Wahl in das neuconftituirte Gentralcomits der katholiſchen Vereine 
Deutihlands annehmen dürfe. Diefe wurde dem Domecapitular von feinem 
Biſchof verweigert, weil Iegterer dem obenbezeichneten Bereine nur die Eigen» 
Ichaften eines Privatvereins beilegen könne, und er fi auch nicht im Stande 
fühle, in feiner Diöcefe einen von dem Gentralcomite, unter wa3 immer für 
einem Titel, zu wel immer für einen Zwed aufgeftellten Bevollmächtigten 
anzuerfennen, oder ihn irgend welde Befugniffe in kirchlichen ragen einzu⸗ 
räumen. Denn einzig der Biſchof übe in feiner Didcefe das kirchliche Richter⸗ 
amt und der Verein, welcher ſich ſelbſt Machtvollkommenheiten beilege, könne 
auf kirchlichem Gebiete nur Schaden und Berderben bringen. — Nachdem ber 
Biſchof fo in der entjchiedenften Sprache jeine biichöflichen Rechte gewahrt und 
ihre Verlegung als äußerft gefährlih für das wahre Heil der Diöceſe bes 
zeichnet Hat, kommt er auf die katholiſchen Vereine jelbfi zu reden, und 
jagt dariiber in dem Schreiben: „Was die Beſchlüſſe der alljährlichen General- 
verſammlungen katholiſcher Vereine Deutſchlands betrifft, fo ftellen fie ja viel- 
fa nur die Anfihten — man kann nicht einmal fagen die Ueberzgeugungen 
— eines Heinen Bruchtheiles der katholiſchen Bevölkerung Deutſchlands dar; 
fie gehen hervor aus einem ſehr gemifchten -Publitum und zwar unter der 
Stimmung momentaner Aufregungen, wie dies bei den obwaltenden Verhält- 
nifjen, unter den Eindrüden einer impropificten Zufammentunft in Mafjen 
wohl aud nicht anders möglih if. Was würde aus Kirche „und Staat in 
den gegenwärtigen gefährlichen Zeitverhältnifien werden, wenn derartige, Das 
Leben der Kirche und des Staates fo tief berührende Beſchlüſſe einer impro⸗ 
vifirten, Durch den Zufall zufammengewürfelten, in feiner Weile hierzu legi- 
timirten und aus gar vielen Rückſichten durchaus nicht competenten Verſamm⸗ 
lung auf irgend eine Weiſe zum Vollzug gebracht werden könnten oder woll« 
ten?” Im weiteren Verlauf kommt der Biſchof auf die fogenannten Caſino's 
aljo zu fpreden: „In Folge von Anregungen und Beichlüffen auf dem Ges 
biete fatholiicher Vereine und Verfammlungen wurde Ende des Jahres 1868 
und mit Beginn des Jahres 1869 in der Diöcefe Paflau (und überall in 
Bayern) unter der ländlichen Bevölferung eine jehr große Anzahl von ſoge⸗ 
nannten Caſino's ohne das geringfte Wiffen, ohne alle Genehmigung und 
Butheißung des Biſchofs, ja mit größter Verſchwiegenheit vor dem- 
felben gegründet, welche aber bald in jo ſchmählicher Weife ausarteten, daß 
fie aufgelöft werden mußten. Bei der diesjährigen katholiſchen Generalver- 
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ſammlung in BDüffeldorf wurde der ganz zeitgemäße und dem wahren kirch⸗ 
lichen Iniereſſe entiprechende, von Brentano geftellte Antrag, der ſüddeutſchen 
Preſſe eine größere Mäßigung und würbigere Haltung zu empfehlen — wo⸗ 
für fi früher ſchon oberhirtlihe Stimmen erhoben hatten — in einer jo 
wegwerfenden Weile behandelt und in einer fo kränkenden Art zurldgewiefen, 
daß man fich fragen muß, ob diejenigen, welche die Stimmenmehrheit in dieſer 
Trage für ſich hatten, der chriſtlichen Grundſätze fi) noch bewußt feien, deren 
Beachtung für einen Ehriften im Kampfe mit einem jeden Gegner heilige 
Ehriftenpflicht ift! — Um jedoch diefer Abftimmung noch eine unzweifelhafte 
Befieglung aufzubräden, wurde von der Generalverfammlung als Referent 
eine Perfönlichkeit (Bucher, Beſitzer der „Donauzeitung“) beitellt, welche der 
alleräußeriten Richtung in Bezug auf die obenerwähnte Preßfrage angehört. 
Unter diefen Berhältniften iſt e8 daher auch jo weit gelommen, daß ein gro» 
Ber Theil der ſogen. Tatholischen Prefie, welcher, vorzugsweile von hohen Gön⸗ 
nern reich bezahlt, gewiſſen Partei⸗Intereſſen dient, ſich über jede kirchliche 
Autorität hinwegſetzt, welche Jich nicht dem aufgeftellten Parteiprogramme 
unterwirft. Wie tief ein Theil diejer fogenannten Tatholijhen Prefje 
geſunken ift, beweift eine erſt in neuefter Zeit auf dem Gebiete dieſer Prefje 
eingetretene Thatjache, welche als ein Ereigniß bezeichnet werden muß und 
einer zulünftigen Erörterung und Beſprechung für jett vorbehalten wird. Es 
ift eine befannte Thatſache, weldhe freche Verhöhnungen, VBerfpottungen und 
Berleumdungen fih gewiſſe derartige Parteiblätter trotz ihres katholiſchen 
Aushängeſchildes gegen den Biſchof von Paſſau feit längerer Zeit erlaubt 
haben und erlauben. (Es find Hier die Angriffe des „Volksboten“, des 
„Daterlandes* und der „DonausBeitung* gemeint.) Aber nicht jo befannt 
ift e8, welde wahrhaft ſchreckliche Drohungem ſchriftlich an den Bifchof 
gelangt find, mit der Aufforderung, fi der bezeichneten Partei gänzlich zu 
unterwerfen, und zwar unter Kundgebung gewiſſer Zeichen, wie man 
fie für diejen Zwed ihm befannt gegeben und feftgeftellt hat. Für jegt genlige 
diefe Andeutung; aber unter gewiffen Umſtänden wird die Zeit kommen, in 
welcher ohne Rüdficht auf Perfonen und Verhältniſſe die nothwendigen Ent⸗ 
hüflungen bezüglich derartiger grauenpoller Vorgänge gemacht werden müffen. 
Dies nennt man heutzutage katholiſche Agitation, Fatholifcde Bewegung! Arme 
beweinenswerthe katholiſche Kirche Deutichlands und Bayerns! Die wahnfinnige 
Parteiwuth Deiner vermeintlichen Gönner wird nicht ruhen, bis fie der Tatho- 
lishen Kirche Deutſchlands und Bayern? das traurigfte Schidjal bereitet 
haben wird.* ' 


16. Oct. (Bayern). Der Redacteur der „hiftorifch:politiichen Blätter”, 
Jörg, offenbar die hervorragendſte Perſönlichkeit der patriotiichen 
Partei in ber Abg.-Kammer fpricht fich über die Tendenz ber Partei 
in jenen Blättern folgendermaßen aus: 

„daß es ich gegenwärtig nicht mehr um einen Streit politiicher Parteien 
über theoretiiche Syfteme, ſondern um einen Befreiungstampf focialer Klaffen 
gegen die maßloſe Herrjucht einer andern focialen Klaffe handle. Nur dieſe 
Klaſſe befite und vertrete eine Doctrin. Die bayerifchspatriotiihe Partei bes 
fite und vertrete dagegen Feine Doctrin, ja fie würde jehr in Verlegenheit 
fommen, wenn fie ein in die ſtaatsrechtlichen Einzelheiten eingehendes Pros 
gramm aufftellen ſollte. Sie wiffe nur jehr genau, was fie nicht wolle, und 
das jei gewiß ein bemerfenswerther Umftand, Die patriotiihe Partei ei 
eigentlich die Reaction gegen den falfchen Weg, welchen feit 1847 der bayes 
riihe Staatswagen eingeſchlagen habe. Die Gegner der Batrioten fühlten 
ganz richtig, daß die Oppofition der Patrioten weit zurüd reiche. Seit dem 
Jahr 1847 habe eine Fremdländerei der Perfonen und Doctrinen ſich einges 
ſchlichen, welche dem bayerifchen Volk in der Seele verhaßt ſei. Als Trägerin 
diefer Tendenzen erſcheine eine jociale Klaſſe, welcher der Kosmopolitismus 
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im Blute Tiege, nämlich die Bourgeoifie, welche ihr ſtärkſtes Gontingent aus 
der Beamtenichaft ziehe. Der Kampf der Parteien in Bayern erjheine daher 
als Reaction gegen die maßloſe Herrichaft der Bourgevifie, oder dei modernen 
Gebildes, welches aus der Auflöjung der alten bürgerlichen &orporationen in 
Bayern wie überall entitanden jei. Die alten hiltoriihen Stände hätten lange 
geihlafen. Wollten fie nicht gänzlich erdrüdt werden, jo fei ihr Erwachen 
dringend an der Zeit, und ihre Auferfiehung jei endlich erfolgt, hauptſächlich 
in den bayerifchen Bauernvereinen, welche lediglich Bereinigungen der alten 
hiftorifhen Stände, nämlich des kleinen Grundbeſitzes, des befeltigten großen 
Grundbeſitzes und des Clerus unter Hinzutritt einiger Reſte des ehemaligen 
bürgerligen Mittelftanves feien, zum Schuß ihrer eigenen Intereſſen und zur 
Bertheidigung der geſchichtlichen Traditionen des Landes.“ 


20. Oct. (Bayern). Ein fol. Refeript feßt die neuen Abgeordneten⸗ 


21. 


wahlen auf den 25. November an und verordnet eine ziemlich 
eingreifende Veränderung der Wahlbezirke zu Gunften der liberalen 
Partei. 

(Baden). Die I. Kammer genchmigt die Yeltungsverträge 
der fübdeutfchen Staaten vom 10. Oct. 1863 und vom 6. Juli 


41869 (f. unt. 6. Juli): 

Der Commiſſionsbe richt bedauert die vielfachen Abſchwächungen, ent⸗ 
fcheidend für fie war aber, daß Art. 10 als Ziel der deutichen Feſtungsdefen⸗ 
five den Zujammenhang zwiſchen Süd- und Norddeutſchland und ein gefammt- 
deutjches PVertheidigungsiyftem bezeichnet. Indem die Commiſſion Bericht» 
erjtatter Abg. Buſch) alfo zu dem Wunjche gelangt, daS Gute, welches ber 
Vertrag bietet, zu erhalten und das weniger Gute wo mögli zu verbeflern, 
ftellt fie den Antrag: 1) Die vorliegende Bereinbarung vom 6. Juli d. J. 
zu genehmigen und 2) zu Protokoll den Wunſch zu erflären: die großherz. 
Regierung möge beitrebt fein, nicht den völlig unentividlungsfähigen ſüddeut⸗ 
ſchen Sondervertrag vom 10. Oct. 1868, jondern die zwiſchen dem norddeut⸗ 
Ihen Bunde und den Südſtaaten abgejchloffene Vereinbarung vom 6. Juli 
d. 3. in Bezug auf die Gompetenz und Mittel und Wege, welche den Vollzug 
fihern, thunlichſt zu ergänzen. 

Sn der Debatte gibt der Minifter des Aeußern, v. Freydorf, 
einen Ueberblick über die Langwierigen und unerquidlichen Verhandlungen, 
denen die Verträge und die Yorm, in der fie jich präjentiren, ihr Dafein ver- 
danken, „Die (badijche) Regierung, bemerkt der Minifter dabei, hat ihre Abe 
ſichten nur unvollftändig erreicht, und ich lege diejes Geſtändniß um jo offener 
und lieber ab, als e3 vielleiht in Württemberg dazu dient, die Verträge eher 
auch den dortigen Kammern annehmbar zu machen, Verträge, von denen ich 
eben doch glaube, daß fie aud in ihrer jegigen Geftalt der Entwidlung der 
militärifchen Einrichtungen Deutſchlands, namentlih der ſüddeutſchen Staaten 
förderlich fein, daR fie die Vertheivigungsfähigfeit Deutſchlands erhöhen wer⸗ 
den, und die ich als ein neues Pfand eines einheitlihen Zuſammenwirkens 
aller deutichen Staaten im Sriegsfalle betrachte‘. Der Minifter erwähnt, daß 
die fraglichen Nereinbarungen der Initiative Bayerns zu danken, welches mit 
Nüdficht auf die veränderten Berhältniffe Landau's eine Auseinanderjegung tn 
Betreff des gemeinfamen Feſtungseigenthums wünſchte; gleichzeitig mit der 
Abficht der Berufung der Liquidationscommiſſſion ward der Gedanke der Er- 
rihtung einer ſüddeutſchen Militär» und YeltungScommilfion angeregt. Baden 
wünſchte eine folche erft aus den Verhandlungen der Liquidationscommifiion 
felbft hervorgehen zu jehen. Noch vor dem Zujammentritt diefer vereinbarte 
aber Bayern und Württemberg den Entwurf einer ſüddeutſchen Commiſſion, 
und es wurde fo der Verſuch gemacht, die Verhandlungen über die Einſetzung 
einer ſuddeutſchen Militärcommiffion und die wirkliche Conſtituirung dieſer 
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Commiſſion der Verſammlung der Liquidationscommiſſion vorhergehen zu 
offen. Das bahyeriſch⸗württembergiſche Statut ſetzte eine rein ſuddeutſche 
Milttärcommiffion mit ausgedehnten Befugniſſen, nah dem Vorbilde der 
Bundes-Militärcommiflion ein. Dem norbdeutihen Bunde waren feinerlei 
Befugniffe eingeräumt, von Deutichland war nur in der Beitiinmung die Rede, 
dag die Commiffion das ſüddeutſche Vertheidigungsiyften an fi, wie im 
Zuſammenhange defjelben mit jenem des ganzen Deutichlands wahren und 
überwachen ſollte. Baden ging auf diefe Vorfchläge nicht ein, und im Ber- 
laufe der in Folge diefer Weigerung fortgejponnenen Berhandlungen der 
ſüddeutſchen Staaten fam dann ein Vertragsentwurf unter dieſen über eine 
ſüddeutſche Feſtungscommiſſion zu Stande, wobei Baden durchſetzte, daß ein 
Antrag auf Liquidation und Theilung des Teltungsmateriald oder des 
Werthes dejjelben nicht weiter zu ftellen, ferner die Veberlaffung der Ver⸗ 
waltung des Materials in Ulm, Raftatt und Landau nicht an die jüddeutjche 
Feſtungscommiſſion, fondern an die einzelnen Xerritorialftaaten zu beantragen 
bejchlofjen wurde, wogegen Baden auf weitere Verfolgung feines Antrags auf 
Einjegung einer unter dem Borfite Preußens aus ſämmilichen deutjchen 
Staaten zu bildenden Commiſſion verzichtete, jedoch wenigftens durchſetzte, daß 
in der Liquidationseommillion eine mittelbare Betheiligung des norddeutichen 
Bundes an dem füddeutichen Feſtungsweſen vereinbart werden jollte Die 
Art diefer Betheiligung des Nordens, wie fie ſchließlich durch die veutich- 
nationale Haltung Badens, Bayern und Württemberg abgerungen wurde, ent« 
Ipricht, wie der Minifter v. Freydorf ausdrücklich erklärt, allerdings nicht den 
urſprünglichen Intentionen der badiſchen Regierung, gleichwohl tröftet fich dieſe 
für das Minder des in nıtionaler Beziehung von ihr Erreichten mit der 
moraliihen Wirkung, melde das wirklich Errungene haben werde, Der 
Minifter faßt das in den Verträgen Erreichte aljo zufammen: „Es ift 1) die 
Gemeinjanteit des Materials der vormaligen Bundesfeftungen unter den 
deutjchen Staaten als ein Ausgangspunft für gemeinjchaftliche militäriſche 
Einrihtungen gewahrt, eine Liquidation und Theilung diejes Materials ab» 
ewendet. 2) Es ift nicht etwa das bisher gemeinichaftlihe Mlaterial in 
inz dem norddeutſchen Bunde, in den Feitungen Landau, Ulm und Raftatt 
der Geſammtheit der ſüddeutſchen Staaten zugejchieden, ſondern es bleibt das 
beiderjeitige Material in der Gemeinschaft aller deutjchen Staaten. 3) Auch 
die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Materials ijt nicht etwa der jübdeut- 
Then Feltungscommifjion, fondern demjenigen Staate. überlafjen, in deſſen 
Gebiet die betreffende Feſtung liegt. 4) Es ift der Zufammenhang des nord» 
und füddeutichen Vertheidigungsfyftems und die allfeitige Berüdfichtigung dies 
ſes Zuſammenhangs bleibend gewahrt. 5) Es ift eine beichräntte Betheiligung 
de3 nordbeutichen Bundes an der jüddeutfchen Feſtungscommiſſion, eine volle 
Betheiligung aller deutſchen Staaten an der Injpieirungscommifjion erreicht, 
deren Wirkſamkeit fih gleihmäßig auf Mainz und auf die drei ſüddeutſchen 
Feſtungen erſtreckt.“ Der Minifter findet ſich jedoch genöthigt, die Regierung 
ausdrücklich zu entjchuldigen dafür, daß fie den militäriſch⸗particulariſtiſchen 
Neigungen der Nachbarſtaaten, von ihrem nationalen Standpunfte abweichend, 
weit genug nachgegeben habe, und ſchließt mit den Worten: „Der Bertrag 
vom 6. Juli d. J. (betreff. die Infpieirungscommiflion) ift jo eben in red» 
lichem Vollzuge begriffen; wir. müſſen die Gegenleiftung, den Vertrag vom 
10. Oct. v. J. (über die ſüddeutſche Feſtungscommiſſion) eben fo ehrlich Hals 
ten. Auch diefer Vertrag Hält fich nicht ganz dieffeits der Mainlinie, legt 
wenigftens Kleine Fußflege Über den Main. Und abgeſehen davon iſt aud 
eine militäriſche Gemeinſchaft mit den füddeutſchen Staaten anzuftreben und 
bejorge ich feine Nachtheile von derjelben. Es wird auch in der jübdeutjchen 
Feſtungscommiſſion der nationale Geift feine Weberlegenheit über den particu« 
lariſtiſchen und e8 werden die anerkannt tüchtigen und bewährten militärifchen 
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Einrichtungen des norddeutſchen Bundes ihre lieberlegenheit über eiwa nod) 
davon abweichende jüddeutiche naturgemäß geltend madıen.” 

22, Oct. (Bayern). Crlaß bes Minifters bes Innern v. Hörmann 
bez. die Veränderung in ber Wahlfreiseintheilung für bie neuen 
Landtagswahlen und bie Etellung der Regierung zu ben Parteien: 

„Die fol. Staatsregierung erblidt in der angeorbneten Neuwahl der Kam⸗ 
mer der Abgeordneten allerdings Teine Appellation an das Boll; hiezu hat 
fie feinen Anlaß, da fie befanntlid die Auflöfung der letzten Kammer nicht 
freiwillig, nicht wegen einer in anderer Weile nicht 183baren Verwicklung mit 
derfelben, fondern nothgedrungen und bloß deßhalb, weil die Kammer der 
Abgeordneten fi nit zu conftituiren vermochte, verfügt hat. Bon diefem 
Standpunkte aus hatte fie daher auch feinen Anlaß, die Wahlbezirke zu än⸗ 
dern. Die Erwägungen, welche die Staatsregierung zu diefem Schritte veran- 
Iaßten, lagen in der aus den Ergebniffen der letzten Landtagswahlen gewon⸗ 
nenen Ueberzeugung, daß diefelben die im Sönigreiche herrſchende politifche 
Stimmung nicht mit voller Nichtigkeit wiederjpiegelten, im Gegentheile 
der einen politischen Partei mehr Sike in der Abgeordnetenkammer zugefallen 
waren, als ihr nad der fi) damals in den Abſtimmungen der Wahlmänner 
im gelammten Konigreiche, fowie in einzelnen Kreifen ausdrückenden Volksſtimme 
und in&bejondere auch nad den Anfchauungen der zu einem jelbftändigen 
politiſchen Uxtheile gelangten intelligenten Klajjen gebührt hätte. Es ift 
eine der Örundbedingungen des conftitutionellen Lebens, daß die Volksvertre⸗ 
tung die verſchiedenen politifden Anfchauungen des Volles im richtigen Vers 
hältniffe repräfentire, und e8 mußte darum die Tönigl. Staatsregierung e8 
für ihre Pflicht erachten, der Herftellung diefes richtigen Verhältniſſes, ſoweit 
e8 an ihr lag, die Bahn zu ebnen. Sie konnte diejes, indem fie von dem 
ihre unzweifelhaft zuftehenden Rechte, die Wuhlbezirke zu ändern, Gebraud 
machte; fie durfte ſolches auch deßhalb nicht unterlaffen, weil fie die frühere 
Gintheilung der Wahldezirke erft für die Wahl vom 20. Maid. %. feſtgeſetzt 
hatte. War fie damals wider eigene Abficht theilweife zu einer Lünftlichen 
Gintheilung der Wahlbezirke gelommen, jo war es ihre Aufgabe, die Damals 
eingetretene Mangelbaftigkeit zu befeitigen, nicht fie mit übel angebraditer 
Gonfequenz feftzuhalten. Bon diefer Verpflichtung konnte fie auch der Gedanfe 
nicht befreien, daß bei der jet bejchloffenen neuen Cintbeilung möglicherweije 
die jogen. patriotijhe Partei einige Sibe in der Kammer der Abgeord- 
neten verlieren und daher die neue Kintheilung al ein Act der Feindſeligkeit 
gegen diefe Partei aufgefakt werden könne. Die k. Staatöregierung ift fich 
wohl bewußt, daß fi unter der fogenannten patriotiichen Partei eine Menge 
Männer befinden, welche von unzweifelbafter Treue und Anhänglichkeit an 
Se Maj. den König und das königliche Haus bejeelt, gleichzeitig Anhänger 
einer gefunden conftitutionellen Entwidlung und einer durch Borurtheile 
unbeirtten Yortbildung der inneren Verhältniſſe, gleichwohl aber durch Miß⸗ 
verftändniffe und entitellende Darlegungen dazu gebradgt worden find, gegen 
die Staatöregierung, weldhe in dem Sinne auf derjelben Grundlage handelt, 
als fie, gleich ihnen, redlich bemifht ift, die Selbftändigfeit des Königreiches zu 
wahren, ohne Bayerns Beruf in Deutihland außer Acht zu laffen, in eine 
offene gegneriſche Stellung zu gerathen. Wenn ſolchen Männern durch die 
neue Bezirkseintheilung der Zutritt In die Kammer der Abgeordneten erjchwert 
werben würde, jo könnte die königl. Staatsregierung ſolches nur bedauern, da 
diefe Kräfte bei näherer ſelbſtiger Kenntnißnahme von den politiichen Ereig- 
niffen und Vorkommniſſen in Bälde von manchen vorgefaßten Anſchauungen 
zurüdtommen und das Streben der königl. Staatöregierung, für des Landes 
Wohl nad jeder Richtung wirkſam zu fein, entichieden, wenn aud vielleicht 
mit zeitweiler Verſchiedenheit der Auffafjung über Räthlicgleit und Dringlich⸗ 
feit der hiezu erforderlichen Mittel, unterftügen würden, Leider find aber die 
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oben bezeichneten Elemente in der fogenannten patriotiſchen Partei zur Zeit 
nicht die herrſchenden und führenden, jondern die beberrichten und geführten. 
Die Herrſchaft befindet fih noch in der Hand der Extreme, welche, wie die 
Aeußerungen der Führer und der von ihnen gebegten Prefle unzweideutig 
darthun, von ganz anderen Tendenzen erfüllt find. Mit deren vorgegebenem 
Batrivtismus fieht das Beſtreben, bei jeder Gelegenheit das Anſehen de3 
Thrones, die Geltung der Staatsregierung und ihrer Organe, die Achtung 
vor dem Gelege — diefe Grundlage jedes geordneten Staatslebens — zu 
untergraben, im grelfften, aber vollftändig charakteriſtiſchen Widerſpruch. In 
der Abneigung der k. Staatsregierung, ultra⸗kirchlichen Beftrebungen nachzu⸗ 
geben, deren Realiſirung den inneren Frieden im Lande vernichten und ben 
verfaflungsmäßigen Rechten der Krone und des Staates zu nahe treten müßte, 
juden und finden diefe Extreme den Vorwand, im Volke die Anſchauung zu 
verbreiten, daß die f. Stnatöregierung die Religion mißachte und verfolge und 
die Angriffe, weldhe zum Leidweſen der Staatsregierung in den Tagblättern 
anderer Barteien gegen kirchliche Imftitutionen erhoben werben, ſelbſt hervor» 
rufe. Um fi einen möglichſt großen Anhang zu verichaffen, ſchmeicheln die⸗ 
jelden der Unwiffenheit, dem Borurtheile und dem Eigennutze und erklären 
ohne Auswahl den Krieg allen denjenigen bedeutjamen und für des Landes 
Entwicklung förderlichen Gejegen, welche im lehten Decennium unter der aller» 
höchſten Sanction Sr. WMajeftät des Königs und unter Mitwirkung der beiden 
Kammern de Landtages zu Stande gekommen find. Sie verſprechen, an deren 
Stelle Beſſeres zu jegen, unbelümmert darum, ob fie nad) den Bedürfniffen 
des Landes und gegenüber den Erfahrungen der Wiffenihaft und Praris ihr 
Verſprechen zu halten im Stande find. Die k. Staatdregierung erkennt es als 
ihre durd) die Rüdfiht auf das Landeswohl gebotene Schuldigkeit, diefen Extre⸗ 
men mit ihrer eigenthüumlichen Miſchung von ultra⸗kirchlichen und dema- 
gogiihen Tendenzen mit allen gejeglichen Mitteln entgegenzutreten, und fie 
fann es nur als ein Glüd für das Land anjehen, wenn die von ihr verfügte 
Aenderung der Wahlbezirke dazı beitragen ſollte, da3 politifche Uebergewicht 
diefer Extreme und der von ihr beherrichten Kreiſe fernzuhalten. Sie kann es 
daher aud) nur mit rende und Genugthuung begrüßen, wenn in Folge der 
Neuwahlen die liberalen Parteien die Majorität in der Kammer der Abge⸗ 
srbneten wieder gewinnen jollten. Steht fie au nicht mit allen Forderungen 
derfelben im Einklange, wird fie insbeſondere den Standpunkt, weldden fie in 
Wahrung der Selbftändigleit Bayern's jederzeit treu feftgehalten hat, auch 
fünftig mit Kraft einnehmen und durchführen, jo muß fie e8 doch als ihre 
dringendſte und nädjftliegende Aufgabe erachten, im Vereine mit den liberalen 
Parteien der Herrſchaft der früher gejchilderten Extreme vorzubeugen. Schlimm 
ſtünde e8 wahrlih um Bayern, wenn lediglich die Alternative beftünde, ent⸗ 
weder deilen Selbſtändigkeit gefährdet oder deſſen gedeihliche innere Entwidlung 
geftört und an deren Stelle die Verwirklichung ultrakirchlich-demagogiſcher 
Tendenzen gejeßt zu ſehen. Soweit iſt es glücklicherweiſe noch nicht gekommen, 
und die Kriſis, welde, in Tolge des PBarteigetriebes und insbeſondere der 
agitatoriſchen Thätigkeit einer dem deutſchen Geiſte von jeher feindlich gegen⸗ 
überftehenden Auffaffung, über Bayern hereingebrodhen ift, wird mit Gottes 
Hilfe Überwunden werden, wenn die Staatöregierung und ihre Organe, wenn 
die einfichtsvollen Beſtandtheile des Volkes ihre Schufdigkeit thun.“ 

29. Oct. (Baden). IL Kammer: Berathung ber von der Regierung 
vorgeſchlagenen Berfaffungsveränderungen und ber von der Commiſſion 

“ beantragten Mobificationen: 

Art. I, 8 36 der Berfaffung wird aufgehoben und durch folgende Bes 
fimmung erjegt: „Ale übrigen Staatsbürger, welche das 25. Lebensjahr 
zuridgelegt und it dem Wahlbezirk ihren Wohnſitz haben, find — vorbehalt- 
lich der beſonderen gejeglichen Ausnahmen — bei der Wahl der Wahlmänner 
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ftimmfähig und wählbar.“ Urt. IL 8 37 wird dahin abgeändert: „Zum 
Abgeordneten kann ohne Rückſicht auf Wohnort ernannt werden, jeder Staats⸗ 
bürger, welcher das 30. Lebensjahr vollendet hat und die Wählbarkeit zum 
Wahlmann beſitzt.“ Art. III. Im 8 40 wird eingeſchaltet: „Wenn ein durch 
Wahl ernanntes Mitglied einer Kammer ein beſoldetes Staaisamt annimmt, 
oder im Staatsdienſt in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder 
ein höherer Gehalt verbunden ift, jo verliert e8 Sig und Stimme in der 
Rammer, und Fanır feine Stelle in derjelben nur durch neue Wahl wieder er- 
langen.“ Art. IV. In 8 45 der Berfaflung werden die Worte: „Die zweite 
Sammer wählt für die Präfidentenftelle drei Kandidaten, wovon der Groß⸗ 
herzog für die Dauer der BerJammlung einen bejtätigt* durch folgende Be—⸗ 
ftimmung erſetzt: „Die zweite Sammer wählt jelbft ihren Präfidenten. * 
Art. V. 8 65 erhält folgenden Zufag: „Das Recht, Gefege vorzuſchlagen 
fteht dem Großherzog fowie jeder Kammer zu.“ Art. VI. Die 88 70, 71, 
72, 73 der Berfaffung werden aufgehoben und dur folgende Beitimmung 
erjegt: „Die Annahme eines Gejegentwurfs fowie die Ablehnung eines landes⸗ 
herrlichen Geſetzvorſchlags Fünnen in jeder Kammer, fofern nicht eine Vor⸗ 
berathung in einem bejonderen Ausſchuß flattgefunden hat, nur auf Grund 
einer zweimaligen durd eine Zwifchenzeit von minbeftens drei Tagen getrenn« 
ten Beratdung und Abftimmung erfolgen. Ein von der einen Kammer an 
die andere gebrachter Gefegentwurf ober Vorſchlag irgend einer Art kann, wenn 
er nicht Yinanzgegenftände betrifft, mit Verbeſſerungsvorſchlägen an die andere 
Rammer zuridgegeben werden.” (Die Commiflion beantragt hier folgende 
Henderung: „Die Annahme eines Gejegentwurfs, fowie die Ablehnung eines 
landesherrlichen Geſetzvorſchlags Können in jeder Kammer jowohl nad ge 
ſchehener Vorberathung in einem befondern Ausſchuß, als auch ohne folde 
erfolgen, lettere3 aber nur auf Grund einer zweimaligen ꝛc.“) Art. VII. In 
8 74 lautet der zweite Abſatz Fünftig: „Die Stimmenzahl und das Verfahren 
bei den von den Kammern vorzunehmenden Wahlen wird neben der in 8 51 
der Berfaffungsurktunde enthaltenen Vorſchrift durch die Geſchäftsordnungen 
geregelt.” (Hier beantragt die Commiſſion ftatt „neben“ zu fegen „unbejchadet.”) 
Art. VIII. 8 76 der Berfaflung wird dur folgende Beſtimmung erfebt: 
„Die Minifter und Mitglieder des Staatsminifteriums und großh. Commiſſarien 
haben jederzeit bei öffentlicher und geheimer Sigung der Kammern und aller 
Ausſchüſſe Zutritt und müfjen bei allen Disceuffionen gehört werden, wenn fie 
e8 verlangen.” (Statt defien beantragt die Sommiffion folgende Faſſung: „Die 
Miniſter zc. haben jederzeit bei öffentlicder und geheimer Sigung der Kammern 
Zutritt und müſſen ꝛe.“ mit folgendem Zujag: „Wenn eine Vorberathung in 
einem befonderen Ausſchuß ftattfindet, jo treten zur vorläufigen Erörterung 
der Entwürfe die Tandesherrlichen Gommiffarien mit den ftändilchen Ausichüfien 
zufammen, jo oft es ꝛc.“ 


Die eingehendfte Berathung wird der Wahlreform gemibmet. 
Bon demokratiſcher (Feder) und ultramontaner Geite (Lindau, 
Baumftard, Roßhirt) wird auf Einführung bes vollftändigen allg, 
und directen Wahlrechts gebrungen. Dasfelbe wird jedoch "gegen 
etwa 12 Stimmen abgelehnt und von der Mehrheit zwar das allge- 
meine unb geheime Wahlrecht adoptirt, aber ber inbirecte Mahl- 
modus feitgehalten. 


— Oct. (Heifen). Nachdem der König von Preußen im Eommer bie 


heſſiſche Divifion infpicirt hatte, trifft der preußiiche Generaladjutant 
dv. Tresfow in Darmſtadt ein, worauf wieder eine Reihe von Penfio⸗ 
nirungen im Militär ſtattfinden. 








Pie ſuddeutſchen Btanten. 213 


2, Now. (Baben). Die II. Kammer nimmt bie Husbehnung ber 
ſchwurgerichtlichen Competenz auch auf polit. und Preßvergehen an. 


4 „ (Bayern). Der bisherige Geſandte in Nom, Dr. v. Sigmund, 
wird abberufen und nah dem Haag verfcht und in Rom burd ben 
Grafen von Tauffkirchen, bisher in St. Petersburg, erjebt. 

13. „ (Baden). Die IL Kammer nimmt die Verfaffungsänberungen, 
einſchließlich der Wahlreform, nah den Beichlüffen der II. Kammer 
einftimmig an. 

16.—17. Nov. (Baden). Die II. Kammer nimmt die Einführung ber 
obligatorifchen Civilehe und der bürgerlichen Ctanbesbeamtung mit 
allen gegen 6 Stimmen (5 ultramontane unb 1 proteft.) an. 


24. „ (Bayern) Die von ber Regierung einberufene Gymnaſial⸗ 
rcform-Commiffion erflärt fi einjtimmig für Aufhebung ber con: 
feffionellen Trennung des Gefchichtsunterrihts. 


25. „» (Bayern). Allgemeine Landtagswahlen. Trotz ber veränber: 
ten Wahlfreiseintheilung erringen bie Patrioten doch wieder das 
Vebergewicht und zwar noch eine Stimme mehr als bei den letz⸗ 
ton Wahlen, 80 gegen 74. Die Mittelpartei ſchwindet noch mehr 
zufammen. 


Rejultat nach den Provinzen: 


Patrioten Liberale 

Oberbayern 19 7 
Niederbayern 18 1 
Oberpfalz 16 — 
Schwaben und Neuburg 13 6 
Nheinpfalz — 20 
Oberfranken 4 13 
Mittelfranken — 18 
Unterfranken 10 9 

80 74 


26. „ (Bayern). Das Minifterium bietet in Folge bes Ausgangs 
ter Landtagswahlen den Könige feine Entlaffung an. 


3. Dec. (Baden) Die I. Kammer nimmt das Gepoſſenſchaftsgeſetz 
und das Geſetz über das Verfahren bei Miniſteranklagen (nad) ber 
Faſſung der I. Kammer) an. 


„» nn (Heffen). Die U. Kammer bebarrt gegenüber ber L Kammer, 
die fih von den drei Beſchlüſſen ber U. Kammer v. 26. Mai bez. 
Defreiung ber Dffiziere von den Gommunalauflagen burd das 
Präſidium des nordd. Bundes nur dem erften angefchloffen, ben 
zweiten und britten bagegen abgelehnt Hatte, mit entichiebener Mehr: 
heit auch auf diefen nah dem Antrage des Ausſchuſſes. 


Die großh. Regierungscommiſfſär erflärt fi gegen den Ausſchuß⸗ 
antrag, da bei der gegenwärtigen Sachlage die ganze Angelegenheit bis zum 
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Zuſtandekommen eine: Bundesgefekes am Beten beruhen bleibe. Volhard: 
Mer, wie er, dem Grundfag huldige, daß verfaffungswibrige Verordnungen 
nicht zu befolgen feien, müfje für den Ausihußantrag flimmen. Eurtmann: 
Man mie ohne Nüdfiht auf die Folgen auf dem Hecht beftehen. Dern: 
burg: Das Recht fei im Fragefalle zweifelhaft, er wolle feinen Conflikt mit 
der Bundesgewalt und ftimme darum gegen den Ausſchußantrag. Gold» 
mann: Aud einem etwaigen Reichägejfeg Über die vorliegende Yrage müßten 
wir uns nicht unterwerfen, da die Kompetenz des Reichstags auf die Com⸗ 
munaffteuer ſich nicht erſtrecke. Es ſei endlich an der Zeit, mit dem ſächſiſchen 
Landtage zu jagen: „Bis Hierher und nicht weiter.” Kraft: der norddeutſche 
Bund ſei fein Einheitsftaat, fondern ein Bundesftaat, deffen Competenz in dem 
Bundesvertrage feine Grenze finde. Edinger: Bernburg habe überfchen, daß 
der Reichstag jelber die Legalität der Verordnung beftritten habe. 


4. Dec, (Baden) Die I Kammer ftimmt ber Einführung ber obliga’ 


torijchen Eivilehe und der bürgerl. Standesbeamtung auch ihrer? 
ſeits bei. 

„ (Bayern). Die Oeneralfynode der Pfalz nimmt ben neuen 
Katechismus mit 49 gegen 13 Stimmen an, woburd diefer Streit 
befeitigt wirb. 

» (Bayern) Der König nimmt die Entlaffung der Minifter 
de8 Innern und des -Eultus, v. Hörmann und v. Greifer an, ver: 
weigert dagegen biejenige ber Übrigen Minifter. Die Wiederbefegung 
ber erlebigten Minijterien bildet einige Echwierigfeit, vorerft wirb 
nur für proviforische Vertretung gefergt. 


„—14. Dec (Baden). I. Kammer: Berathung des neuen Ge: 


20. 


meindegeſetzes. Die Vorlage der Regierung erleidet eingreifende 
Veränderungen, namentlich wird das Beſtätigungsrecht der Regierung 
für die Wahl der Bürgermeiſter und das Dreiklaſſenſyſtem für die 
Wahl der Gemeinderäthe beſeitigt und das Geſetz ſchließlich trotzdem 
mit allen gegen 1 Stimme angenommen (von der I. Kammer indeß 
Ipäter abgelehnt, reſp. mobificirt). 
» (Bayern). Die beiden erledigten Minijterien werben befinitiv 
wieder bejekt, das bes Innern durch den Minifterialrath v. Braum, 
das bes Cultus und Unterrichts durch den Minifter v. Ruß, der es 
zu feinem bi&herigen, der Juſtiz, mit übernimmt. Die patriotifche 
Bartei it damit keineswegs befriedigt. 
„ (Württemberg). Der neue Biſchof von Rottenburg, Dr. von 
Hefele, feiftet im geh. Rathe den Eid in die Hände des Königs. 
Nah der Beeidigung wendet fi der König an den Bilcdhof mit den 
Morten: „Ich komme Ahnen im volliten Vertrauen entgegen und rechne auf 
Ihren Beiftand, um unter dem Schute der Vorjehung den Frieden aufredt 
zu erhalten zwilchen den Eonfelftonen, zwiſchen Kirche und Staat, zum dauern⸗ 
den Glüde Württemberg." Auf diefe Anrede erwiderte der Biſchof, nach⸗ 
dem er betont, daß er nur ungern feinen Poften als akademischer Lehrer mit 
feinem neuen dornenvollen und verantwortungsreihen Berufe vertaufcht und 
legteren nur im Hinblick auf die eigenthümlichen Verhältniffe der Diöceje, die 
einftimmige Wahl und den Beifall, den diefelbe bei Glerus, Volt und Fürft 
gefunden, übernommen habe, Folgendes: „Ich fühle mich nicht blos durch den 
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feierlichen, eben geleiftelen Eid verpflichtet, ſondern zugleich auch durch innere 
Neigung gedrungen, nad Kräften den Frieden zu wahren im Innern der 
Didcefe, und den Frieden zwiſchen Staat und Kirche. Dabei lebe ich der freu 
digen Weberzeugung, daß bei den hochherzigen Gefinnungen Euer kgl. Majeftät 
und den erleudhteten Prinzipien Ihrer Regierung die Erhaltung dieſes Frie⸗ 
dens nicht allzufchmer fein werde. Sollten aber ſchwere Zeiten kommen und 
drohende Wolfen ſich zujammenziehen, jo werde ich mich mit meinen Bitten 
und Sorgen vertrauensvoll an das landesväterliche Herz Eurer Majeltät 
menden. Genchmigen endlich Höchſtdieſelben, daß ich mit dem Ausbrud der 
tiefften Ehrfurdt und gewiffenhaften Gehorſams zugleich auch die Verficherung 
treuer Anhänglichkeit vor Euer kgl. Majeftät niederlege.“ 


21. Dee. (Baden). Die IL Kammer nimmt das Militärbubget ohne 


wefentlihe Abftrihe und die Verlängerung bes Contingentgefebes 
auf 2 weitere Jahre mit allen gegen bie 5 ultramont. Stimmen an. 


» (Bayern). Eine gl. Verordnung ſpricht die Auflöfung ber 
bisherigen Landwehr, gegen bie fo viele Klagen beſtanden, aus. 


» (Bürttemberg). In Folge einiger Neuwahlen zählt nunmehr 
Die vereinigte Linke (Volkspartei und großdeutſche Demokraten) 
46 Etimmen d. 5. genau bie Hälfte der zweiten Kammer und falt 
zwei Drittel aller direct gewählten Abgeorbneten, wenn von ben 
verfaflungsmäßig in der Kammer fitenden (ſog. privilegirten) Ber: 
tretern des Adels oder ber Nitterfchaft und ber Geiſtlichkeit abge- 
jehen wird. 


IT. 
Oeſterreichiſch- Ungariſche Monardie. 


4. San. (Deſterreich). Der clericale „Volksfreund“ wird wegen 


Mittheilung eines päpftl. Schreibens an ben wegen Preßvergehen 
verurtheilten Nebacteur des „Tyroler Volksblattes“ mit Beſchlag 
belegt. 


nn (Ungarn: Croatien). Für das Commando in ber croatijchen 


Landwehr mwirb die croatilhe Sprache zugeftanben. 


„ (Ungarn). Tas Hevefer Eomitat wird nun [bon zum britten 
Male unter einen F, Commiſſär geftellt. 

„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Die Regierung Tegt 
Geſetzesentwürfe bez. die Erwerbsfteuer und die Einführung einer 
Perſonal-Einkommenſteuer vor. 


Damit Liegen nun die angelündigten vier Gejchesentwürfe über Grund» 
fteuer, Gebäubefteuer, Ermwerbgfteuer und Perfonal»-Einfommenfteuer vor, alfo 
der ganze Plan des Finanzminifters Breftel zur Reform der directen Steuern 
in Oeſterreich. 


„ Minifter Graf Taaffe beantwortet eine nterpellation wegen 
Dalmatien dahin, 


dag Dalmatien als Entihäbigung für abgetretene Länder und zivar in 
gleicher Stellung wie die Übrigen Königreiche und Länder an Oeſterreich ge 
kommen fei. Die Beſtimmung des ungarifchscroatiichen Ausgleihs, daß Dal⸗ 
matien zum croatiichen Territorium gehöre, enthalte Lediglich einen Aniprud 
Groatiens und fcheine nur aufgenommen worden zu fein, um Croatien die 
Zufiderung zu geben, daß Ungarn bei der Geltendmachung diefer Anſprüche 
ihm feine Verwendung werde angeteihen Iafien. Die Verbindung Dalmatien 
mit Eisleithanten habe in der Februar⸗ wie in der Decemberverfafiung ihre 
verfafungsmäßige Beflegelung erhalten und für den Wall, daß von anderer 
Seite Verſuche gemadt werden follten, die croatiſchen Anſprüche der Verwirk⸗ 
Hung näher zu bringen, möge die Verfiherung genligen, dab das Mini- 
fterium die Incorporirung Dalmatiens nicht als eine Angelegenheit betradite, 
welche zur endgiltigen Regelung nur des Einvernehmens Dalmatien bevürfe. 


- — — 
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15. Jan. (Ungarn). Agitation für bie bevorſtehenden Landtagswahlen. 


Bedeutſame Wahlrede des Minifterpräf. Grafen Andraffy als Can: 
bidat in ©. A. Ujhely: | 


Richt wolle er errungene Erfolge vor der zahlreich verfammelten Wählerjchaft 
aufzählen, er bekenne vielmehr, daß er fühle, es fer noch jehr wenig geſchehen. 
Doc führe der Redner die Worte eined führer der Oppofition an, mwelder 
erflärte: daß vor drei Jahren, wo er fih um einen Sig im ungarifchen 
Reichstag beworben, Ungarn unter dem Drud der Eroberung und Rechtsver⸗ 
wirkung al& Öfterreihifche Provinz abjofut regiert worden, jet dagegen feine 
Berfaffung und fein verantwortliches Minifterium, Steuerbewilligung, ſelbſtän⸗ 
dige Jurisdietion, freie Preffe, neues Leben in Handel und Induſtrie beſitze. 
Sogar die Oppofition erfenne dieſe erfreulichen Nejultate an. Freilich gehe 
es Gegner der Regierung, welche die Bortheile ohne die Vaſten erreicht 
wiflen wollten. Allein ein Gleichniß werde die Sadlage erläutern. Zehn 
Sperlinge fiten auf dem Dache. Es jchießt jemand zwei derjelben herunter, 
die übrigen acht bleiben aber nicht figen, fondern fliegen davon. Nicht 
die an der Spite der Regierung Stehenden, fährt der Redner fort, haben die 
günftige Lage geihaffen, jondern das Syſtem hat es gethan, nad) welchem 
regiert wird. Wie ift dieſes in Zukunft zu erhalten? Die Sicherung des par⸗ 
lanıentarifchen Syſtems hängt nicht bloß vom Fürſten und denjenigen ab, 
welche zeitweilig an der Regierung ftehen, fondern auch von der Oppofition. 
Das parlamentarische Syftem tft nur dann gefichert, wenn die Oppofition ein 
Programm hat welches fie, wenn fie zur Regierung gelangt, auch durchführen 
kann. Was will die jegige Oppofition? Was fie will, daS weiß niemand, und 
das ift unzweifelhaft ein großer Uebelftand für eine Partei, welche bei den 
Wahlen mit allen Kräften die Mehrheit für fi) zu erlangen jucht; wir wiſſen 
aber ungefähr wa3 fie nicht will: fie will nicht die Delegation, fie will nicht 
das gemeinfame Minifterium. Kann nad ſolchem Programm regiert werben ? 
Die Oppofition will, indem fie die Delegation zu befeitigen ftrebt, die unga⸗ 
riſche Verfaſſung — ich ftehe nicht an es auszuſprechen — ihrer ſtärkſten 


“ Garantie berauben. Die Delegation ift die natürlichfte Art der Berührung 


zwifchen zwei Staaten desjelben Fürften, welche gemeinfame Intereſſen haben, 
eine gemeinſame Geſetzgebung aber nicht haben können. Die Delegation iſt 
eine interhationale Commiſſion, welche auf paritätiiher Grundlage über die 
gemeinfamen Angelegenheiten — und nur über diefe — verfügt. Als jolde 
gewährt fie der Nation viel mehr Garantie als die Berührung im Wege der 
Diplomatie oder der Minifterien zu bieten im Stande märe; da fie feine Ge» 
jege bieten kann, jo kann fie nieht zu einem Parlamente werden, fondern fie 
behält den Charakter der internationalen Berührung, wie dieß die Erfahrung 
ſchon bewiefen hat. Ich halte die Delegation für eine Juftitution, 
welche berufen tft in Zukunft au andern Rändern als Borbild 
zu dienen. Ich würde fie meinerjeit3 auch mit jedem andern Lande, welches 
mit uns jet oder in Zukunft gemeinjame defenfive und Handelsinterefjen hätte, 
unter der Bedingung gleicher Laſten und gleicher Rechte einzugehen bereit 
fein. Wenn jemand jagt: „Die Bedingungen der Inſtitution find für uns 
nicht günſtig,“ fo erwiedere ih ihm: Wir zahlen gegenwärtig zu den gemein 
famen Koften 30 Procent und genießen fo viel Rechte wie diejenigen welche 
70 Procent zahlen. Wenn daher die Feinde Ungarns die Delegationsinftttution 
angreifen würden, fo könnte ich dieß begreifen; wenn aber bie ungarilche 
DOppofition fie bejeitigen will, jo muß ich entweder glauben, es ſei ihr nicht 
ernft damit, oder die Oppofttion ftelle fih auf ein Riveau, auf weldem die 
Ureinwohner Amerika's fanden als fie zuerft mit den weißen Fremden in 
Berührung kamen, und das Gold, deſſen Werth fie nicht Tannen, zum Tauſche 
für die Spiegel brachten, in denen fie ſich jehen konnten. Uebrigens iſt e8 das 


“ Sarakteriftiihe Moment in der Sache, daß die Inſtitution der Delegationen 


Geßeruehi- Iingern. 


ie angegeir RM bei den Winzer Eeniralifen, bei deu Tödernliften, bei ver 
una Uveekt:on. Die zweite Inſtitution weldge die O;pofition befeitigen 
eıL T mE mmrinfame Minifkerium. Die Cppofttion felbft gibt zu daR die 
antemee Memardie Er. Majefät nur eine auswärtige Veriretung haben 
Sm €: Isum em einem und demſelben Hofe nicht ein Öfterreichiiiher und ein 
wwarhäut Gehandter wirken, denn entweder müßten beide diefelben Inſtruc⸗ 
yızan daden. und Daun if einer bon beiden Hberfilifig, over fie hätten ver⸗ 
\urremt Yuftrechtenen, und dann würden fie einander paralyſiren. Schweden 
um? Werzegen, wo der Tualismus aufs jchärifte ausgedrückt if, haben nur 
wm autwärtige Bertretung, und e3 kam dieß auch nidht anders fein, weil 
wur ceufiintionellen Berriffen, jo iſt e8 au in England, der Geſandte nicht 
et Xaud, jondern den Fürſten vertritt, deſſen Aufgabe «8 ift, daS Land vor 
dem Quslande zu perjonificıren. Wenn nun aber die auswärtige Vertretung 
weemjam if, jo muß auch der Minifier des Auswärtigen gemeinjam jein. 
Ta ver gemeiniame Minifler des Aeußern nicht den beiden Reihävertretungen 
wtentwortlich fein kann von denen die eine in Peſth, die andere in Wien tagt, 
weile zufammengenommen aus vier Häufern beftehen, Ungarn aber ein Cen⸗ 
tralperlament mit will: jo müßte man entweder auf die Berantwortlichkeit 
werzichten, oder es werden das gemeinfame Minifterium und bie reichstäglichen 
Sommilfionen der Delegationen nothwendig, welchen das Minifterrum verant- 
wortlich fein muß. Diele beiden Punkte des Programm unjerer Oppofition 
find daher entſchieden nicht gut, ihre befte Eigenſchaft if, dak fie unmöglich 
ind. — Die zweite Frage ift die: ob die Oppofition, wenn fie tro& alledem bei 
ven Wahlen die Majorität erhielte, auf rund diefes Programms regierung3- 
fähig würde? Nach Jahrhundert alten Eonflicten und Wirren ift e8 gelungen 
eine Bereinigung zu Stande zu bringen, welche ver gegemjeitigen Beziehung 
der Stanten als beiderfeits anerfannte Grundlage dient, zugleich aber die 
Stellung des gemeinfamen Fürſten gegenüber beiden Xheilen fihert, indem fie 
den Meg bezeichnet, auf welchem der Kaiſer von Oeſterreich forthin mit dem 
König von Ungarn nit mehr in Widerftreit gerathen kann. Könnte nun 
wohl der gemeinfame Herrſcher zur Grundlage des Regierungsſyſtems ein 
Programm annehmen, weldyes alle dieſe Teitftellungen bedroht oder umſtürzt, 
aber nicht auch zugleich fähig iſt Barantie dafür zu bieten, daß eine neue 
Berfofiung zu Stande kommen wird? Ich frage: was würde Ungarn fagen, 
wenn jenſeits der Leitha dur Wahlen eine ſolche Bartei die Majorität ers 
Iangte, welche im Einklang mit der Anficht der ungariſchen Oppofition, daß der 
gegenwärtige Ausgleich nicht gut jei, an deſſen Stelle die Durchführung eines 
andern Syſtems, beijpieläweile der Tebruarverfafiung oder‘ einer ähnlichen 
Eonception, als Programm aufitelt, und wenn dann Se. Maj. als Kaiſer 
von Oeſterreich aus diefer Partei jeine Regierung bilden würde? Würde dann 
nicht jedermann in diefem Lande jagen, daß dieſes Vorgehen des Kaiſers von 
Defterreid die Berfafjung der Länder des Königs von Ungarn bedrohe? Was 
aber in der einen Richtung gilt, das gilt aud in der andern; das fordert die 
Parität. Tie Hauptbevingung parlamentariiher Regierungsform ift daher 
hier wie jenfeitS der Leitha die gegenfeitige Aufrechterhaltung der auf dem 
Wege der Vereinbarung angenommenen Geſetze. Heißt es jet: „Weile den 
gütlichen Ausgleich zurüd, und führe ven Prozeß — weiter!“ fo ift das ein 
Rath, welchen Advocaten zu geben pflegen, die Teine Beichäftigung haben; aber 
ich glaube, daR ihn die Nation, welche nicht nach dem Prozeß, fondern nad 
ihrem Befig verlangt hat, nicht annehmen wird. Man fagt: wir hätten die 
Unabhängigkeit des Landes aufgegeben. Die Regierung hat von der Unab- 
hängigfeit Ungarns nichts aufgeopfert, und ift hiezu aud nie aufgefordert 
worden ; aber eines hat fie fich ſets vor Augen gehalten, und da3 ift, daß 
Se. Maj. neben der ungariſchen Krone auch ſeine anderen Königreiche und 
Ränder befigen könne. Ohne dieſe Rückſicht wäre natürlich nie jenes gegenfeitige 
Bertraum zu Stande gelommien, welches fchan jet zu jo vielen großen Rejul- 
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taten geführt bat. Dak aber die Regierung an dieſem Geſichtspunkt feſthalte, 
das forderte von ihr die aus der pragmatiigen Sanction fließende Pflicht, 
forderte — wenn auch diefe nie exiftirt hätte — vor allem Ungarns eigenes 
Intereſſe. Man fagt: wir hätten die gemeinfamen Angelegenheiten erfunden, 
und hiedurch die Ginfchmelzung Ungarns vorbereitet. Ungarn hat gemeinjanıe 
Angelegenheiten mit der Geſammmonarchie fies gehabt. Ber Unterſchied iſt 
nur der, dei liber dieſelben vor 1867 andere ohne und gegen uns verfügten, 
während wir jekt im Vereine mit denjenigen verfügen, die es gleichfalls be= 
trifft. Auch die Berfaffung von 1848 hat die gemeinfamen Angelegenheiten 
anerkannt und die Ueberwachung derjelben dem Minifter am allerh. Koflager 
übertragen. Das find die Worte des Geſetzes, aber es hat verfäumt dafür zw 
forgen, daß er feiner Etimme auch Gewicht verichaften könne; man hätte den 
Miniiter am allerh. Hoflager entweder mit dem Rechte des Veto befleiden 
mäffen, und dann ftand und das Schidjal Polens bevor, oder er hätte die 
gemeinjamen Angelegenheiten deß Landes ohne Veto vertreten, und dann wäre 
das Reſultat zweiiellos die vollftändige Unterordnung Ungarns getvefen. Dieje 
Züde des 1848er Geſetes hat der Geſetzartikel 12 vom Jahr 1867 ausge⸗ 
fülkt, indem er die Delegation errichtete. — Es wird weiter behauptet: wir hätten 
die ungariſche Armee aufgegeben. Hierauf erwiedere Ich: daß wir Die unga⸗ 
riſche Armee nicht aufgeben Tonnten, ſchon deßhalb nicht, weil fie nicht exiftirt 
bat. Es haben ungarische Infanteries und Eavallerieregimenter exiftirt, dieſe 
exiſtiren auch jebt, ja fie find durch Artilferte und andere techniſche Corps, 
welche bisher nicht eriftirten, vermehrt worden. Die 1867er Geſetzgebung hat 
eine gemeinfame Armee und neben derjelben eine nationale ungariſche Honved⸗ 
armee errichtet, und hierin fehr reiht gethan. Denn während die beiden großen 
Nachbarſtaaten Armeen von 1,400,000 und 1,200,000 Mann befiten, hätte 
‚ die Trennung der gemeinfamen Armee in zwei bejondere Armeen jo viel bes 
deutet als die geſammte Monarchie und mit ihr Ungarn der größten Gefahr 
außzufegen. Staaten, welche an Geld und Wehrkraft jo ſtark oder ftärker find 
als die Rachbarſtaaten, organifirten ihre Militärkraft, und folche melche 
ſchwächer find als jene, die fie umgeben, vereinigen ſich miteinander zu dem 
Zweck daß ihre gemeinfamen Wehrkräfte ausreichen, und organifiren fie jo, 
wie fie jein müflen, um dem Zweck zu entipredhen. In der füngften Zeit ift 
dieß zwiſchen vielen, auch der Dynaftie nach abgejonderten Staaten geſchehen; 
bei uns geſchah es ſchon Längft, weil die eine der Haupturfacdhen der Ent» 
ftehung der pragmatiichen Sanction war. Daraus aber, daß eine Nation mit 
einer andern gemeinfam ihre Wehrkraft organifirt, folgt nicht, daß fie ihre 
ſtaatsrechtliche Exiftenz aufgebe, wohl aber kann daraus, daß fie dieß, obwohl 
fie ſchwächer ift als andere mächtige Nachbarſtaaten, aus Rückſichten der Eifer 
ſucht zu thun unterläßt, Leicht folgen, daß fie nicht nur ihre Staatlichfeit, fon» 
dern aud) den Staat fetbft verliert. — Nod gibt e8 eine Anklage, aus der ein 
Theil der Oppofition fi ein Banner gemadt, und diefe lautet: 1848 jei 
nicht wiederbergeftellt, 1848 müfje wieberhergeftellt werden. Dieje Anklage ift 
noch leerer als die übrigen. Im Jahr 1848 find in fehr vielen Staaten 
Europa's neue Berfaffungen entjtanden; ich weiß keinen einzigen, wo biefelben 
noch Heut aud) nur in ihren Hauptzügen beftünden. Ungarn iſt der einzige 
Staat, wo jeder wejentlihe Punkt der 1848er Verfaſſung miederhergeftellt ift. 
Was abgeändert wurde, das bat die Nation abgeändert, weil es Gonflicte 
berborrief. In einem gewiſſen Sinn jedoch gebe ich zu, daß 1848 nicht wieder- 
bergeftellt it. Ja wohl! 1843 ift nicht wienerbergeftellt; denn Siebenbürgern ge⸗ 
bietet derzeit nicht Jancu, ſondern daß verfaffungsmäßig gebrauchte Geſetz, 
welches die Union endgültig durchführte. 1848 ift nicht wiederhergeftellt, denn 
Sroatien tft nicht ein großes feindliches Lager mehr, jondern das treue und 
befriedigte Bruderland Ungarns, 1848 ift nicht wiederhergeftellt, denn Fiume 
halten nicht aufftändige eroatiſche Schaaren beſetzt, fondern es iſt mit freier 
Zuftimmung Croatiens als gejombertes Gebiet der ungariſchen Krone erklärt 
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worden. 1848 iſt nicht wiederhergeſtellt, denn die Nationalitäten⸗Frage, welche 
man damals mit Knütteln und Senſen entzwei zu hauen begann, hat das 
Beleg auf der Grundlage der Billigkeit und Brübderlichkeit gelöſt. 1848 ift 
nicht wiederhergeftellt, denn die Deputation unſeres Reichstags pilgert nicht 
mehr zum Neichsrath, um don dort abgewiefen zu werden, ſondern Delegatio- 
nen entiheiden auf gemeinfam angenommener Grundlage über die gemein- 
famen Ungelegenheiten. 1848 ift nicht wieberhergeftellt, denn die zu errichtende 
KHonvedarmee wird nicht mehr in die Lage kommen gegen die Armee zu 
lämpfen, jondern wird, wenn es fein muß, mit diefer im Verein Ungarn und 
die Monarchie gegen eventuelle Angriffe ſchützen. 1848 ift nicht wiederhergeftellt, 
denn die unmögliche Stellung des bevollmächtigten Palatins, welcher ein Hoch 
herziger Prinz zum Opfer gefallen, hat aufgehört, und an ihrer Statt ſucht 
das Fönigliche Paar alljährlich jene Freude, welde glüdlichen Türften der 
Anbli ihrer glücklichen Völker gewährt. Wünjchen wohl diejenigen, welche das 
underänderte 1848 zu ihrem Lojungsworte maden, von all den daS Gegen» 
theil? Ich glaube das nicht, und kann es nicht glauben. ... Die Regierung, 
beziehungsweife Ihr gewelener Abgeordneter, ich ſelbſt, Habe nur daS einzige 
Berdienft, daß id) als Nath der Krone nie ander als jo geiprodhen: Herr! 
Vertraue der ungarischen Nation! Wenn fie einmal einen Ausgleich eingeht, 
fo hält fie ihn auch, wie fie mit Zähigfeit ihre avitiichen Rechte gefordert. 
Ich bin überzeugt, daß die Wähler der Nation diefen Glauben beftärfen werben. 


17, Jan. (Deſterreich: Trieſt). Auch im Dorfe Servola wird eine 


n 


19. 


20. 


ſlavoniſche italnica gegründet und bamit ber Tegte Ring an ben 
ſlaviſchen Gürtel geknüpft, der die Stadt einſchließt. 

» (Ungarn). Die Oppofition hält in Peſth eine Landesverſamm⸗ 
lung ab, die indeß behufs ber Verftändigung für bie Landtagswahlen 
nur eine ſcheinbare, Feine wirkliche Berftändigung zwiſchen der Linken 
und ber Außerften Linken zu Stande bringt. 

„ (Ungarn). Sämmtlide Mitglieder bes neugewählten Municipal: 
vathes von Fiume find Unioniften db. 5. für Anſchluß an Ungarn. 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Grocholski und Genoſſen 
interpelliren bez. der galiziſchen Landtags-Reſolution: 

Die Interpellation beginnt damit, daß fie den vollen Wortlaut der bes 

fannten Refolution als einen „in der Sitzung vom 24. September v. 3. auf 
Grund des 8 19 der Landesgejeggebung geftellten Antrag” bezeichnet, und 
fährt danıı fort: „Da diefer am 8. Oktober v. J. an die hohe Regierung 
geleitete Antrag gewiſſe Nenderungen allgemein geltender Gejche bezwedt, wozu 
nach der bevorftehenden Verfafjung die Zuftimmung des Reichsrathes erforders 
lich ift, jo erlauben fich die Unterzeichneten die Anfrage: wann die hohe Re— 
gierung gedenfe, diefen Antrag des galiziichen Landtages zur verfafjungsmäßis- 
gen Behandlung vorzulegen?" Die Interpellation ift von fämmtlichen gali« 
ziſchen Abgeordneten unterjchrieben. Der Präfident erflärt, er werde biejelbe 
an das Minifterium leiten. 
» (Defterreih). Das Wiener Oberlandbesgeriht verwirft bie 
Berufung des Biſchofs Nudigier von Linz (wegen feines Hirten: 
briefes vom 7.—12. Sept. 1868) und Leftätigt ben Verweilungs: 
beihluß des Landgerichts in Linz wegen Verbrechens der Störung 
der öffentlihen Ruhe durch denſelben. 


Der Urt. XIV des Eoncordats, der die Bilchöfe von der ftantlichen Juris⸗ 
dietion eximirte, wird in den Erwägungen des OberlandesgerichtS überein- 
ſtimmend mit der Öffentlichen Meinung für dahingefallen betrachtet. 
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22. Jan. (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Miniſter Giskra bes 


23. 


25. 


26. 


27. 


antwortet die Interpellation des Abg. Grocholski, wegen Vorlage 
des Beſchluſſes des galiziſchen Landtags im Reichsrath, dahin: daß 
die Regierung nicht in der Lage ſei, dieß zu thun, weil ſie nach 
der Verfaſſung eine Verpflichtung hiezu nicht anzuerkennen vermöge, 
und andrerſeits nach der Geſchäftsordnung nur ſelbſtändige Anträge 
durch Reichsrathsmitglieder oder Negierungsvorlagen eingebracht wer: 
den können. 


»„ (Defterreid). Die Regierung ernennt auf einmal 20 neue 
lebenslänglihe Mitglieder des Herrenhaufes. 

Der nädfte Zweck dabei ift, dem Geſetz über Einführung ber Geſchwornen⸗ 
gerichte für Preßvergehen, daS vom Abg.-Haus angenommen wurde, au im 
Herrenhaufe die Zuftimmung zu fihern. Dur diefen jo mie die früheren 
Pairsſchübe ift das Herrenhaus aus einer Wdelsfammer überwiegend eine 
notable Regierungsfammer geworden und ihre Widerftandsfraft gegen die Res 
gierung unzweifelhaft im Innerſten gebrochen. 

„ Ter Kaifer nimmt das Creditiv des von der proviſoriſchen Ne: 
gierung beglaubigten ſpaniſchen Geſandten entgegen. Legitimiftifche 
Bedenken haben fein Gewicht mehr. 

„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Der nah dem Aus: 
gleih mit Ungarn und ber Annahıne ber Tecemberverfaflung gebildete 
große alle Tiberalen Fractionen zur Unterftüßung bes Bürgerminis 
fteriums umfallende Klub tritt bereits twicder in das Stadium ber 
Zerſetzung: Rechbauer bildet einen neuen „Klub ber Linken.” 

„ (Befterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Der Abg. Ziemialkowski 
und Genoſſen ftelen den Antrag, die Negierung anfzufordern, die 
vom galiziihen Landtage gefaßte Nefolution dem Reichsrathe zur 
verjaffungsmäßigen Behandlung vorzulegen. 

„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Der confeffionelle Aus: 
ſchluß beichließt, den von feinem Subcomité ihm vorgelegten Entwurf 
für Einführung der obligatorifchen Eivilehe zur Grundlage feiner 
Berathungen anzunehmen. 

Minifter Herbft erfärt fih gegen die im Entwurf angenommene Trennbar- 
feit der Ehe und daß er daher gegenüber dem Inſtitut der obligatorischen 
Civilehe erft dann Stellung nehmen könne, wenn die Frage der Trennbarkeit 
oder Untrennbarkeit vorher entihieden jei. Mebrigens werde durch die Einführung 
der obligatorifchen Civilehe nichts mejentlich Neues geichaffen, indem auch) gegen» 
wärtig die geiftlichen und weltlichen Ehefchließungsorgane im Namen des Staates 
fungiren und daher au ſchon durch die jet geltende Ehegeſetzgebung aner⸗ 
kannt jei, daß der Staat die Ehe als Givilact gelten laſſe und bloß die Ein- 
ſegnung derfelben als kirchliche Function betrachte. Das Princip der Eivilehe 
fönne demnach von der Regierung ſchon nad den gegenwärtigen Stande 
der Gejeßgebung nicht befämpft werden. In Betreff der im Geſetzentwurfe 
für den Ehefchließungsact und für die Führung der Cheregifter vorgejchlagenen 
Organe jpricht er ſich dahin aus, daß allerdings die Bezirksrichter als geeignete 
Organe betrachtet werben können, daß jedoch der Zuwachs einer fo beträcht⸗ 
lichen neuen Gejchäftslaft für diefelben bedenklich erjcheinen und zu Schwierig« 
feiten führen dürfte Schließlich bemerkt der Minifter, daß feiner Meinung 
nad das Sub-Eomits fi von dem confeffionellen Standpunkte nicht volllome 
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men emaneipirt habe, indem es die in Oeſterreich nur für einige Confeſſionen 
zuläffige Chetrennung au auf die katholiſche Eonfeifion ausdehnen will und 
hiedurch ſich die confeiftonellen Anſchauungen der erjteren angeeignet, jedoch die 
Ehetrennung wieder weſentlich erichwert habe, und ſomit durch feine Vorſchläge 
weder die Proteftanten und Ifraeliten befriedigen, noch den Katholiken ein wills 


. fommenes Gejchent bringen werde. Miniſter Hasner ſpricht fi gleichfalls 


gegen die Trennbarkeit der Ehe aus, die dem Vollsbewußtſein nicht entipreche 
und meint überdieß noch, daß jelbft in der obligatorijchen Eivilehe ein Zwang 
gelegen fei, der den liberalen Anſchauungen nicht ganz entjpreche. 


„ (Defterreid). Miniſter Giskra erhält das Großfreuz ber 
italienifhen Krone als Vertreter bes öſterr. Liberalismus, 


„ (Defterreih). Reichsrath, Nbg.- Haus: Juſtizminiſter Herbft 
beantwortet eine Interpellation bez. der fortdauernden Junction ber 
geiftlihen Ehegerichte bahin: 

„Es haben im ganzen Gebiete der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder nur jene Gerichte ausſchließlich die Gerichtsbarkeit in Eheſachen 
auszuüben, welche durch die Staatlichen Geſetze als competent bezeichnet werden. 
Die Regierung hat dieje einzig zuläffige Auffaffung auch den biſchöflichen Or⸗ 
dinariaten gegenüber zur Geltung gebradt. Das verfafiungsmähige Recht 
jeder Kirche, ihre inneren Angelegenheiten ſelbſt zu ordnen, kann dadurch gel- 
tend gemacht werden, day die Beiltlihen für den Gewiſſensbereich nur pro foro 
interno geltende Verfügungen treffen dürfen. Es ift der Regierung nicht be» 
fannt geworden, daß von irgend «iner Seite verfucdht worden wäre, fi eine 
ftaatliche Gerichtsbarkeit anzumaken. Wohl ift es vorgelommen, daß einige 
Ordinariate troß der mejentlich veränderten Aufgabe fich Doch derfelben Formen 
und deilelben Verfahrens bedienten, wie zur Zeit ihrer ungeſchmälerten Ehe» 
gerichtöbarfeit, indem fie in die Yormulare bloß die Worte: „Tür den Ge- 
wiſſensbereich“ einfchalteten. Die Kenntniß des Ehegeſetzes ift theils durch die 
amtlichen Publikationen, theils durch die Preſſe ſoweit verbreitet worden, daß 
fih kaum Leute finden werden, welde fih in Eheſachen an die Ordinariate 
wenden, wenn fie nicht einem Drange ihres Gewiſſens folgen zu müflen glauben. 
Solde Perjonen aber daran zu hindern, hat die Negierung fein Net, ohne 
einen unerlaubten Gewiffenszwang auszuüben. Wenn aber der Yall einträte, 
daß von Seite eines Ordinariat3 die dem Staate zuftehende Jurisdiction präs 
tendirt, oder die Irreführung der Bevölkerung angeftrebt würde, jo würde die 
Regierung nit jäumen, ſolchen ſtaatsgefährlichen Beftrebungen entgegenzu= 
treten und, infoweit die Handhabung der beſtehenden Geſetze nicht ausreichen 
ſollte, die entſprechenden Geſetzesvorlagen einzubringen.“ 


„ (Defterreid). Reichsrath: Das Herrenhaus ertheilt dem vom 
Abg.-Haus Tängft angenommenen Gefekentwurfe bez. Einführung ber 
Geſchwornengerichte für Preßvergehen nunmehr feine Zuſtimmung. 

Das Abg.-Haus beſchließt nach einer im Namen ter Regierung 
gemachten Erklärung Giskra's, daß der Antrag der Rolen vom 26. 
d. M. einem Ausihuffe zur Berichterftattung zugewiejen werben 
könne, faft einftimmig, ihn dem Verfaſſungsausſchuß zu überweiſen, 
ber zuerjt darüber berathen möge, auf welde Art die Refolution 
des galiziihen Landtags an das Haus gebracht werden könne. 

Das Haus ift offenbar nicht befonvers geneigt, bald an das Meritorifche 
der Sache zu gelangen, während die polnische Fraction ihrerfeit3 von der öffent» 
lichen Meinung Galiziens gedrängt wird, vorwärts zu gehen, mehr als ihr 
Jieb iſt und als fie ſobald durchzuſetzen Hoffen kann, jo daß fie im einer eigen« 
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thumlich ſchiefen Stellung erſcheint. Man muß fich hiebei erinnern, daß ſchon 
im Herbſt 1867, als die Decemberverfaſſung berathen wurde, in Galizien eine 
kleine, aber energiſche Partei exiſtirte, die gegen den Eintritt der polniſchen 
Abgeordneten in den Reichsrath agitirte. Die Mehrheit entſchied damals im 
entgegengejetten Sinne, meil fie fidh der Hoffnung hingab — und die Anweſen⸗ 
heit des Grafen Potozli im Minifterium beftärkte diejelbe in ihrer Hoffnung 
— dur Anſchluß an die Regierung fpäter gemifle Conceiftonen in Bezug auf 
die Autonomie Galiziens zu erhalten. Die galiziſche Kaiferreife follte eine 
Art Belohnung für die correcten Geſinnungen fein und Gelegenheit geben, die 
betreffenden Wünfche vor den Thron zu bringen, die nun freilich derart und 
in folder Menge vorgebradt wurden, daB darob die Reiſe der Meajeftäten 
aufgegeben ward. No einmal flegte im Herbſt die gemäßigte Partei, dießmal 
jedoch nur, um aus Nüdjicht für das Kaiſerhaus die Durchbringung des Wehr⸗ 
geſehes und aus Rüdjicht für Ungarn die Delegationen möglih zu maden. 
Sept aber, jo Jagen die galiziſchen Blätter einftimmig, fei es mit der Politik 
des Zumartend zu Ende, die Deputirten mögen jehen, daß die Forderungen 
de3 Landes berüdfichtigt werden; und jo haben diejelben nun Hinter fich die 
öffentliche Meinung des Landes, welche vorwärts drängt, und vor fi den 
Reihsrath, der höchſt unmwillig an die polnische Trage Berantritt. Erreichen 
fie nichts, jo wird fie die Bolksftimme in Galizien zurüidberufen und zum Aus» 
tritt aus dem Reichſsrath zwingen, jo jehr auch einige Abgeordnete dagegen 
fein mögen; diefer letzteren Eventualität möchte der Neihsrath und das Minis 
fterium doch aud gern vorbeugen, da die Sache unangenehme Folgen haben 
tönnte; andererjeitS aber zieht die Behandlung der polniihen Trage auch die 
der czechiſchen nad) fich, und damit die Frage der Berfuffungsrevifion. Auch 
die polnischen Abgeordneten würden den Reichsrath nicht gern verlafien; fie 
haben als die einzige in fi) einige Fraction desjelben eine bedeutende Rolle 
gejpielt und in vielen Fragen den Ausſchlag gegeben, und doch Fönnten fie 
wieder dem Drängen ihrer Landsleute auf die Länge nicht widerſtehen, da fie 
fi gegenüber ihrem Landtag nit jo unabhängig fühlen, wie 3. B. die Ab⸗ 
geordneten Niederöfterreichs, die den Antrag ihres Landtags auf Einführung 
directer Wahlen zum Reichsrath bis dahin ruhig haben ſchlafen Laffen. 


— an. (Defterreid) Während es bisher nur vereinzelt vorfam, 


daß ein Fatholifcher Pfarrer ſich weigerte, cine Noth-Civilehe, wie 
fie das Geſetz geftattet, in die Kirchenregifter einzutragen, hat in dem 
Seneralvicariat Vorarlberg und in der Diöcefe Linz der gejammte 
Elerus eine Collectiv-Eingabe unterzeichnet, 

weldhe in erjter Reihe um die Zurücknahme der betreffenden Verfügung, weil 
da8 Gewiffen des Seeljorger3 vergewaltigend, nur „erſucht,“ daran aber die 
„mit allem Ernſt und aller Entſchiedenheit“ abgegebene beſtimmte Erklärung 
chließt: der Clerus werde „fi nie und nimmermehr einer unkirchlichen Mas 
tritelführung unterziehen.” Die Regierung ertheilt auf die Eingabe feine Ant« 
wort, ſcheint dagegen ziemlich einverftanden damit, die Yrage der Einführung 
der obligatorijchen Eivilehe im confelfionellen Ausichuß zu verjchleppen, wozu 
diefer durch die Vermiſchung diefer Frage mit derjenigen der Trennbarkeit der 
Che Anlaß gegeben hat. 
v» Die officiöfen Blätter und Gorrefpondenten (das Prefburcau des 
Neichskanzlers) erklären fi) neuerdings mit großem Eifer gegen bie 
Zuläffigfeit des Eintritts einer oder aller ſüdd. Staaten in ben 
norddeutſchen Bund, 

„da befanntlich die nationale Vereinigung derſelben mit dem norddeutichen 
Bund dur Art. 4 des Prager Friedens von einer vorhergehenden Vereinis 
gung der jübd. Staaten (dem Sudbunde) abhängig gemacht ſei.“ 


— 
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1. Febr. Theilung der Geſtüte zwiſchen ben beiden Reichshälften. Die⸗ 
ſelbe erfolgt rein geographiſch und demgemäß entſchieden zum Vor: 
theile Ungarns und zum Nachtheile Oeſterreichs; jenem wird ein 
Werth von ca. 16, dieſen nur von 5 Mill. Gulden zugeſchieden. 


„ n» (Ungarn: Eroatien). Der ungariſch⸗croatiſche Minifter Bebefovic 
übernimmt in Befth die Geſchäfte des croatiſchen Hofkanzlers. 


— „ODSeſterreich). An der Wiener Vörſe herrſcht ein wahres Spe⸗ 
culationsfieber in Actienunternehmungen aller Art. Nur ber Eleinere 
Theil berjelben faßt ſolide Schöpjungen ind Auge und entiprict 
einem wirklichen Bebürfniffe, während es hei der Mehrzahl fait 
augenjcheinlid nur auf Gründerprämien und Verwaltungsraths-Tan⸗ 
tiemen abgejehen iſt. 


3. „ (Ungarn). Seraclitiiher Congreß: Zwei Trittel der orthodoxen 
Mitglieder desjelben verlaffen während ter Generalbebatte über das 
Gemeinde: Organilationsitatut tobend und lärmend den Eaal. 


vr (Defterreid). Neihsrath: Das Abg.-Haug. ninımt den Geſetz⸗ 
entiwwurf über die Organifation des Reichsgerichts an. 

4, „ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Der Verfaſſungsausſchuß 
beſchließt bez. der galiziſchen Landtagsreſolution 

mit allen gegen die Stimme Ziemialkowski's, daß nach den gegenwärtigen 
Geſetzen die Regierung nicht verpflichtet ſei, Anträge der Landtage dem Hauſe 
zur verfaſſungsmäßigen Behandlung mitzutheilen. 

Miniſter Giskra erklärt, daß die Regierung unter dieſer Bedingung die 
Reſolution dem Ausſchuſſe vorzulegen bereit ſei, wenn dieſer fie jchrifilih dazu 
auffordere. Der Ausſchuß beichließt darauf hin, vom Abg.-Haus die Erlaub- 
niß einzuholen, über die galiziſche Rejolution in merito Bericht zu erftatten 
und Anträge zu ftellen. 

Die Minifter Gisfra und Breftel nehmen an den Debatten des Ausfchuffes 
lebhaften Antheil, namentlih gegen die von den Polen behauptete Pflicht 
der Regierung, alle Unträge der Landtage ohne weiteres an den Reichsrath 
zu leiten. Breſtel macht den Gefichtspunft geltend, daß — von der biäher 
unangefochtenen Praxis ganz abgejehen — die Statuirung einer Pflicht des 
Neichsraths, fih mit jedem Antrag eines Landtags zu befchäftigen, die Stels 
Yung der Landtage vollftändig verrüden würde, Giskra betont, neben der 
beiläufigen Bemerkung, daß fonft die Landtage es fein würden, welche die 
Agenden des Reichsraths beitiinmten, vor allen Dingen, daß jeder Landtags⸗ 
beſchluß exft der Zuftimmung der Krone bebürfe, und daß die Krone diejes 
ihr Zuſtimmungsrecht in den in Rede ftehenden Fällen dadurch übe, daß die 
Regierung frei beurtheile, ob der eine oder der andere Landtagsbeſchluß dem 
Neihsrath mitzutheilen fei, oder nicht. 

7. Febr. (Ungarı). Rumänen: und Serben:Conferenz in Temeswar. 
Diefelbe ift von etwa 150 Rumänen und erben, unter welchen 
auch Mileties, bejucht. 

Auf Antrag Wlerander Mocſonyi's werden folgende Punkte al3 Programm 
für die Nationalitäten angenommen: Solidarität der nichtmaghariſchen Natio- 
nalitäten; ein Nationalitätengefeg auf Grundlage des Minoritäts⸗-⸗Elaborats; 
Union mit Siebenbürgen auf Grundlage der Derclaration Macellariu’3 und 
Genoſſen; Belämpfung des 12. Gejegartifel vom Jahr 1867; Regelung der 
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croatiſchen Frage im Sinne der Nichtunioniſten; Municipien auf demokratiſcher 
Grundlage Nationalitäten Abgeordnete bilden im Reichstag eine bejondere 
Partei und einen befondern Club. Scließli wird eine Refolulion gegen 
magyarenfeindliche Infinuationen gefaßt. 


10. Febr. (Defterreih). Die nieberöfterreigiihen Reiherathsabgeorbneten 


13. 


16. 


18. 


19. 


20. 


treten zu einer Beſprechung zuſammen, um nunmehr auch dem Be: 
ſchluſſe des nieberdfterr. Landtags betr, bie Einführung bdirecter 
Reichsrathswahlen Rechnung zu tragen. 

Miniiter Berger, der ebenfall3 erſchienen ift, gibt indefien fo befriedigende 

Erklärungen ab, daß die Berfammlung beichließt, vorläufig fein Preſſions⸗ 
mittel zu benügen und die Initiative der Megierung abzuwarten. Wie 
Dr. Berger erllärt, hat die Regierung die auf die Reichsrathswahlen 
bezüglihen Vorlagen theils ſchon vollendet, theils der Vollendung nahe 
gebracht. Die eine dieſer Vorlagen bezieht fi auf die Bermehrung der 
Zahl der Neihsrath3-Abgeorbneten, die andere betrifft die Einführung facul« 
tativer directer Reichsrathswahlen. Dieje Iektere Vorlage fei fo zu verftehen, 
daß es dem Ermeffen der einzelnen Länder überlaffen bliebe, direct oder durch 
den Landtag zu wählen. 
„ (Defterreid). Die amtlide Zeitung Kringt bie Mittheilung, 
baß die von den Lanbtagen in Dalmatien, Böhmen, Salzburg, 
Kärnthen, Vorarlberg, Steiermark, Görz, Iſtrien und der Bukowina 
befchloffenen Geſetze über die Schulauffiht die Faiferlihe Sanction 
erhalten haben, ſowie eine Verorbnung, in welcher das Cultusmini⸗ 
fterium für die übrigen Gebiete, alfo für Nieder: und Ober: 
öfterreih, Krain, Mähren, Schlefien, Tyrol und Trieft, jene Schul: 
auffiht proviforifh regelt und zwar im Sinne ber abgelehnten 
Vorlage. 

Die janctionirten Geſetze find diejenigen, welche der Geiftlichleit die von ber 
Regierung verlangte Stellung einräumten; die Geſetze dagegen, welche den 
Geiftlihen im Ortsſchulrathe feine Stimme gewährten, fowie die in anderer 
Richtung radical abweichenden Gelege des Tyroler und des Krainer Landtags 
wurden nicht beftätigt. 

„ODeſterreich). Reichsrath: Das Abgeordnetenhaus weit bie 
galiziiche Rejolution nunmehr dem Verfaffungsausfhuß zu meri- 
torifcher Behandlung zu. 

„ (Ungarn). Die vorläufige Entſcheidung erfter Inſtanz im 
Prozeffe Karageorgiewic wegen Theilnahme an der Ermordung bes 
Fürften Michael von Serbien geht bahin: 

der Gerichtshof erkennt das vorhandene Material als rechtlich genügend an, 
um die in Borunterfuhung gewejenen Fürft Karageorgiewic, Trifkovitſch, Rand» 
Tovitih wegen des Verbrechens der Theilnahme an der Ermordung des Fürs 
Ien — Serbien in Unklageſtand zu verſetzen. Sämmtliche Angekllagte melden 

erufung an. 


„Oeſterreich). Der Juſtizminiſter richtet an bie Länderchefs 


“einen Erlaß gegen die geiftlihen Chegerichte, 


in dem er diefelben auffordert, die Ordinariate anzumeifen, fih Ausübung 
ihrer ihnen nur für den Gewiflensbereich zuftehenden PVerfügungsgewalt jede 
Form zu vermeiden, als ob ihnen noch immer eine Gerichtsbarkeit in Ehe⸗ 
ſachen zufände und zwar unter Strafandrohung. 


„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.Haus: Der Bubgetausihuß 
15 
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beſchließt, die Regierung aufzufordern, in Fällen verfafſungsfeind⸗ 
licher Agitationen oder geſetzwidriger Renitenz von Mitgliedern des 
Clerus mit Verminderung, Sparung ober Entziehung der aus Re: 
Iigionsfonds oder aus Staatszufhüffen fließenden Perfonaleinfünften 
vorzugehen, und ferner, die ehemöglichfte Auflöfung des mit den 
PP. Sefuiten bez. der Beſorgung des theologiſchen Unterrichts an 
ber Univerfität Innsbruck beftehenden Berhältnifjes anzuftreben. Der 
Unterrihtsminifter erklärt fi mit beiden Forderungen einverftan- 
ben, bez. ber erfteren namentlih in Betreff des Biſchofs Rudigier 
von Linz. 


23. Gebr. (Ungarn). Schluß bes ifraelitifhen Congrefjes in Peſth durch 


26. 


hen 


v 


2. 


X 


den Cultusminiſter Baron Eötvös. Die vom Congreſſe beſchloſſenen 
Entwürfe einer Gemeinde-Organiſation ſowie eines Schulſtatuts 
(welches Rabbiner⸗Seminare einführt) ſollen dem nächſten ungariſchen 
Reichstage zur Verhandlung überwieſen werden. Von der orthodren 
Minorität find in der Schlußſitzung nur noch 26 Mitglieder an: 
weſend. 

» (Defterreid). Der clericale Landesausſchuß von Tyrol und 
ebenfo der liberale Landesausihuß von Dberditerreih Iehnen bie 
Mitwirkung bez. des octroyirten Schulaufſichtsgeſetzes ab. 

„ ODefterreid). Das Minifterium legt die beabfichtigte Reform 
der Wahl des Reichsraths wieder zurüd. 

» (Ungarn). Fortgang der Wahlagitation, Koloffale Wahl: 
prügeleien. ' 


März. (Defterreid). Die Biſchöfe conferiren in Wien unter dem 


Vorſitze des Cardinals Raufcher über die Trage, ob fi die Kirche 
an den neuen Volksſchul-Aufſichtsbehörden betheiligen ſolle oder nicht. 
Es ift Feine Einigung zu erzielen und wirb befchloffen, die Ent: 
ſcheidung dem Ermeſſen ber verſchiedenen Drbinariate zu überlaffen. 
„ODeſterreich). Reichsrath, Abg.:Haus: Die Regierung legt 
bemjelben den Entwurf eines Volksſchulgeſetzes vor. 

Dasjelbe enthält nach den Beſtimmungen der Dezemberverfaffung nur die 
allgemeinen Orundzüge für die Organijation der Volksſchule, deren weitere 
Ausführung den einzelnen Kronländern zuſteht. 

(Ungarn). Der Kaifer und die Kaiferin treten ben Beſuch 
Groatiens an. Der Hofftaat ber Kaiferin iſt jetzt völlig ungarisch. 

(Ungarn). Eine Conferenz der fiebenbürgifhen Rumänen 
befhließt, an den Wahlen für den Peſther Landtag ſich nicht zu 
betheiligen. 


8— 11. „ ODeſterreich). Reichsrath, Abg.Haus: Berathung bes 


Budgets für 1869. 
Die Debatte ift nicht befonders interefjant, weil die eigentlich politiſchen 
Bewilligungen dem Geſchaftskreiſe der Delegationen anheimfallen und die bes 
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treffenden Summen in das Budget der beiden Reichshälften einfach und unab⸗ 
änderlich eingeſtellt werden. Nur das Budget des Cult⸗ und Unterrichts⸗ 
miniſteriums gibt zu einigen heftigen Zwiſchendebatten Anlaß. Gegen den 
heftigen Widerſtand des Tyrolers P. Greuter wird der Antrag des Ausſchuſ⸗ 
ſes, das Einkommen des Biſchofs von Linz, das aus dem Religionsfond und 
aus Staatsgütern ca. 45,000 G. beträgt, auf die normalmäßige Dotation 
von immerhin reichlich 12,000 ©. herabzuſetzen, mit größter Majorität an⸗ 
genommen. 


10. März. (Ungarn). Beginn der allgemeinen Landtagswahlen. 


14. 


„ Das Namensfeft des Königs von Italien gibt zu einem telegra⸗ 
graphiſchen Austauſch der wärmiten Freundfchaftsbezeugungen zwiſchen 
den beiden Souveränen Anlaß. Bei dem Feſte im Hotel ber ita- 
Tienifhen Geſandtſchaft erfcheinen zum erſten Mal jeit 1859 und 
auf befonderen Befehl des Kaifers ſämmtliche in Wien anweſende 
Erzherzoge, jowie bie Minifter. 


15—16. „ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Debatte über bas 


Landwehrgeſetz. 

Der Antrag Skene's, über daſſelbe ohne weiteres zur Tagesordnung über⸗ 
zugehen, wird nach mehrſtündiger Debatte einſtimmig verworfen, ebenſo aber 
auch der Antrag der jlaviichen Föderaliſten, dieſelbe nach Kronländern zu or⸗ 
ganiſiren, mit 81 gegen 59 Stimmen und dagegen die Regierungsvorlage nach 
den Anträgen des Ausſchuſſes mit 75 gegen 61 Stimmen angenommen. 
Demnach iſt die Landwehr der öſterreichiſchen Reichshälfte keine nationale 
Miliz wie in der ungariſchen, ſondern lediglich eine zweite Reſerve. Dieſelbe 
bildet einen Theil der bewaffneten Macht und iſt im Kriege zur Unterftügung 
des ftehenden Heeres und zur inneren Bertheidigung, im Frieden ausnahms⸗ 
weile auch zur Aufrechthaltung der inneren Sicherheit und Ordnung berufen. 
Ihre Einberufung und Mobilmadung erfolgt in allen fällen nur auf Befehl 
des Kaiſers und unter Gegenzeihnung des verantwortlichen Landesvertheidi⸗ 
gungsminifters. ine Verwendung der Landwehr außerhalb des Geſammt⸗ 
umfangs der im Reichsrath vertretenen Ränder (alfo auch eine Verwendung in 
Ungarn) bedarf eines bejondern Reichsrathsbeſchluſſeßs; nur wenn Gefahr im 
Verzug und der Neichsrath nicht verfammelt ift, kann diefelbe unter Beob⸗ 
achtung der Beltimmungen des betreffenden Stantsgrundgeleges von der Re⸗ 
gierung einfeitig verfügt werden. Die Landwehr, aus 79 Bataillonen und 
aus je 1 oder 2 Escadronen für jeden Ergänzungsbezirk eines Gavallerie- 
regiments beftehend, die mit Tänderweife fortlaufenden Nummern nad dem 
Land und nah dem Hauptort ihres Ergänzungäbereiches benannt und den 
Bataillonen und Escadronen der Linie möglichſt glei formirt werden — 
Tyrol und Borarlberg behalten daneben ihre bisherige Yandesvertheidigung 
— ergänzt fh dur die Einreihung der Refervemänner nach vollendeter 
Ziniendienftpfliiht und der mehr als 30 Jahr alten zur Erjagreferve Vor⸗ 
gemerften, durch die unmittelbare Eintheilung Wehrpflichtiger, welche in der 
Linie nicht verwendet worden, und dur ſolche Freiwillige, welche ihrer Stel- 
lungspflicht Genüge geleiftet, nicht landwehrpflichtig, aber noch dienfttauglid) 
find; die Dienftpflicht der erften und dritten Kategorie dauert zwei Jahre, der 
zweiten Kategorie zwölf Jahre. Die General» und Milttärcommandanten find 
zugleih Landwehrcommandanten für die Landwehrkörper ihres Bereichs. Offiziere 
und Mannſchaft find fchon im Frieden im Stand und in der Evidenz zu 
führen, und e8 beiteht zu diefem Zweck im Hauptorte jedes Bataillonsbezirkes 
ein Stamm von einem Hauptmann, vier Weldwebeln, vier Landwehrmännern 
und einem Büchſenmacher. Die Tandwehrinfanterie Hält — immer nad der 
Ernte — alle zwei Jahre I4tägige. Bnteillongübungen mit Betheiligung an 

15* 


Geherzeig- Fingern. 


der geüierem Uebungen der Linie, jonft 14tägige Gompagniesliebungen; die 
Gonckere, weil nur aus gedienten Leuten beftehend, hält Teine Uebungen. 
Die Lenbesehroifiziere, den Offizieren der Linie in allem und jedem gleich⸗ 
geiteiit, werden zunächlt den Offizieren des Penfionsflandes, den mit Beibehal- 
tung des Militärcharalters quittirten Offizieren oder geeigneten Landwehr⸗ 
Unteroffizieren entnommen; jpäter ergänzen fie fih durch den Uebertritt von 
Zintenoifizieren, durch die Zutheilung von Reſerve⸗Offizieren und durch ſtufen⸗ 
weile Beförderung inmerhalb der Landwehr nad den für die Linie beſtehenden 
Srunkjöügen. Commandoſprache und Fahne find genau wie in der Linie, 
ebenio die Ehargenabzeidhen, die Ausrüflung und die Bewaffnung; Yarbe und 
Form der Belleivung flellt das Minifterrum im Verordnungswege fell. Of⸗ 
fiziere und Mannschaft haben nur während ihrer Tienflleiftung Anjpruch auf 
Gebühren, die dann aber den Gebühren der Linie vollfländig entiprechen; die 
im Dienf invalid Gewordenen und die Wittwen und Waiſen Gefallener ge= 
nießen ebenfalls alle Begünftigungen der Linie. Die Koften der Landwehr 
werden im Frieden in Das Budget des Landesvertheidigungsminifteriums, im 
Krieg in das Budget des Reichskriegsminiſteriums eingeftellt. Aukerhalb des 
activen Dienftes ftehen Offiziere und Mannſchaft ſowohl in ihren bürgerlichen 
Berhältnifien, als in Straf» und PBolizeiangelegenheiten nur unter den Civil⸗ 
gerichten und Behörden. Die Landwehr gehört im Uebrigen ganz in den 
Wirkungstreis des Landesvertheidigungsminifters, und nad) defien Anhörung 
ernennt der Kaijer für die rein militärischen Verfügungen einen General zum 
Randwehr-Obercommandanten. 


417. März (Ungarn). Eine minifteriele Verordnung ernennt ben pro- 


19. 


viforifhen Sadjengrafen Moriz Conrad, der am 8. Februar 1868 
an bie Stelle bed noch von ber ſächſiſchen Nationsuniverfität ernann- 
ten und von ber Peſther Regierung abberufenen Nationsgrafen 
Schmidt gejeßt worden war, definitiv zum Haupt des Sachſen⸗ 
landes. 

Die Sachſen erachten, daß damit ihrer Municipalverfaſſung das Todes⸗ 
urtheil geſprochen ſe. Mit der Ernenung des Nationsgrafen durch den Mi⸗ 
niſter iſt der Nationsuniverſität jede Einwirkung auf die Executive genommen; 
die Geihäftsordnung derjelben unterliegt der minifteriellen Genehmigung, 
ebenjo die Geftattung der Oeffentlichkeit der Sikungen; der ungariſche Spra⸗ 
chenzwang wird fiber alle jähfifhen Repräfentationen erfiredt; alle Beamten 
follen neu gewählt werden, aber fie werden des Bildungsnachweiſes entbunden, 
natürlich um den ComitatSadel hineinzufchmuggeln, denn die Legislative wird 
vorausfihtlid daS Recht der Beamten-Ernennung dem Minifterium geben; 
die im Sadjjenland wohnenden Rumänen werden durch einen hohen Steuer» 
cenju8 von den Wahlen zu den Nepräfentationen und Municipien ausgejchlof- 
jen, wodurd fie gegen die allein wahlfähigen Sachſen erbittert und dieſe 
aan einti zum Schlachtopfer für einen Fünftigen Racenkampf geweiht 
würden. 

„Beſuch des Kaifers in Triefl. Der König von Italien läßt ihn 
durch einen befondern Abgeorbneten, ben General bella Rocca mit 
einem eigenhänbigen Schreiben begrüßen. Der Kaifer jhidt feiner- 
feit8 den General Möring nah Florenz, um: fih für bie Freunb- 
Tichleit zu bebanfen. Die öffentlihen Blätter fpreden ſofort von 
einer Allianz zwiſchen Defterreih und Italien; von beiden Seiten 
wird jedoch verfichert, Daß davon feine Rebe fei. 

» (Defterreid). Reichsrath. Das Abg.Haus lehnt das von 
ber Regierung vorgelegte Landſturmgeſetz mit 76 gegen 50 St. ab. 
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24. März. (Ungarn). Wahlkampf in Peſthe Die Deakiſten erliegen 
in der Stadt wenigſtens halb — der Miniſter Gorove fällt durch 
— im Comitat ganz. 

27. „ Mit Rückſicht auf bie Stellung bes verantwortlichen Kriegs⸗ 
miniſters enthebt der Kaiſer den Erzherzog Albrecht von der Stelle 
eines Armeeobercommandanten und ernennt ihm zum Generalin⸗ 
ſpector der Armee. 


» Die Oeneraleonjulate in Belgrad, Bukareſt und Kairo werben 
zu diplomatischen Agentien erhoben. 


"„  n (Ungarn). Refultat ber nunmehr bis auf einige Nachwahlen 
vollendeten Landtagswahlen: 

Die Deakpartei ift noch einmal fiegreich geblieben mit 60 oder mit Zu⸗ 
rechnung der croatiſchen Deputirten mit 90 Stimmen, aber die Oppofition 
bat immerhin circa 50 Stimmen gewonnen und zählt ftatt circa 120 jett 
circa 170 Stimmen. Bedenklich für die Deakpartei erjcheint es namentlich, 
daß ihre Majorität in den eigentlich magyariſchen Comitaten nur mehr 5 bis 
19 Stimmen beträgt und daß fie ihr ſtarkes Meberwiegen nur den nicht» 
magyariſchen Nationalitäten in Siebenbürgen und dem nördlichen Ungarn fo» 
wie Eroatien verdanft. 


. 


4, April, Depeſche des Reichskanzlers an bie Vertreter Defterreihs in 
Münden und Stuttgart über das Verhältniß ber öfterr. Politik 
zur beutjchen, fpeciell zu der Frage eines Sübbundes, 


Die Depeche enthält Teinerlei neue Geſichtspunkte, Defterreich bat nichts 
gegen einen Südbund einzumenden, „wünjcht ihn vielleicht”, will aber ſelbſt 
den Schein vermeiden, zu demſelben Anftoß zu geben. 


13. u Der Kaifer_ verleiht dem König von Stalien das Großkreuz bes 
Stephans-Orbens, dem Kronprinzen das goldene Vließ. 

„—20., (Defterreih). Reichsrath, Abg.-Haus: Berathung bes 
Sefebesentwurfs bez. Reform der Grundſteuer. Derjelbe wird 
Ihlieglih ohne weſentliche Wenderungen nah der Vorlage bes 
Tinanzminifterd angenommen, 

16. „ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Die Regierung bringt 
einen Gejeßesentwurf zur Regelung bes Eherechts ber Difjidenten 
ein, woburd ber Einführung ber allg: Civilehe neuerbings ausge: 
wichen wird. 

17. u (Defterreid). Der bisher nur proviforifche Minifterpräfident 
Graf Taaffe wird mit Zuftimmung ſämmilicher Minifter definitiv 
als folcher ernannt. 

19. „ (Defterreid). Reichsrath, Abg⸗Haus: Der Verfaffungsausfhuß 
bejchließt bez. ber galiziſchen Nefolutionen, 


nad dem Orundfage alle diejenigen, aber auch nur diejenigen Conceſſionen 
zu machen, welche weder die beftehende BVerfaffung noch den Einheitsgedanfen 
alteriren, den Uebergang der Gemeindegejeggebung an den Landtag, die Aus⸗ 
ſcheidung einer Quote aus dem Reichsfonds zur freien Verfügung des Landtags, 
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namentlich aber den migligfien Theil (Punkt 8) der Forderung ber Polen, 
bie verantwortliche Lambesregierung und den Landesminifier im Rathe der 
Krone (und zwar dieſen Punkt mit allen gegen die Stimmen der Polen) abzu⸗ 
lehnen, und bloß in der Ueberweiſung der Handelskammer⸗Geſetzgebung auf 
Entſprechung der Forderungen Galiziens anzutragen. 

Gleichzeitig bat das Subcomité des Ausſchuſſes bez. ber ihm von 
biefem überwiejenen Trage einer Wahlteform bes Reichsraths feine 
Berathungen zu Ende geführt und bejchließt, dem Plenum des Aus: 
Ichufles den Antrag vorzulegen : die Zahl der Mitglieder des Abge- 
orbnietenhaufes auf das Doppelte (von 203 auf 406) zu vermehren 
und bie dadurch zuwachſenden neuen Abgeorbneten, aber auch nur 
diefe, aus directen Wahlen hervorgehen zu laffen. 


20. April. (Oſterreich: rief). Die Neuwahlen des Stabtraths find in 


„ 
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ber Stadt ausfchlieglih im Sinne ber italienifch-gefinnten Progreſſo⸗ 
Partei, im Territorium bagegen ausſchließlich ſloveniſch ausgefallen. 
Der neue Stabtrath tritt zufammen: von 54 Mitgliedern gehören 
48 der Partei ber talianifjimi, 6 den Slobenen an. Bon ben 6 
ſloveniſchen Wahlen werden 5 fofort für ungültig erklärt. 

„ (Defterreid). Der Bifhof Rudigier von Linz weigert fid, 
der Vorladung des weltlichen Gerichts Folge zu leiften unter Be: 
ziehung theils auf das Concordat theils auf eine [pezielle Weiſung 
des Papites. 

„ODeſterreich). Reichsrath, Abg-Haus: Wahl in die Dele- 
gation. Die Polen wählen mit. 


„—24. „ (Defterreih) Reichsrath, Abg.- aus: "Debatte über 


„ 
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das Volksſchulgeſetz. 


Die Unträge auf Zurüdweifung desjelben an den Ausſchuß und anf Ueber⸗ 
gang zur Tagesordnung werden nad) einer glänzenden Rede bes Unterrichts⸗ 
minifter8 mit großer Mehrheit abgelehnt. Bei Begmn der Specialdebatte des 
Volksſchulgeſetzes erklären die Polen, Slovenen und Tyroler unter Wahrung 
des verfafjungsmäßigen Standpunttes, fih der Abſtimmung zu enthalten. 
Der Präfident erklärt, inſofern das Gejet verfaffungsmäßig zu Stande gebracht 
werde, die Verwahrung nicht anzunehmen. Die Polen, Elericalen, Slovenen 
und Tyroler verlaffen die Sigung. Kurze Unterbrechung. Specialdebatte. 

Schlieflih wird das Geſetz mit unmefentlihen Modificationen 


mit 111 gegen 4 Stimmen angenommen. 

»„  &Oefterreih: Böhmen). Der Kaifer beftätigt bie vom Land» 
tag befchloffene Trennung bes Polytechnikums in Prag in eine 
deutſche und eine czechiſche Abtheilung. 

„» (Ungarn). Die Regierung hebt das Klaufenburger uber: 
nium in Siebenbürgen ganz auf. In Siebenbürgen beiteht aljo 
fortan, im Gegenſatze gegen Croatien, feine Hoffanzlei, Fein Land: 
tag, fein Gubernium mehr; dasjelbe ift Ungarn gänzlich einverleibt. 


„ (Ungarn). Eröffnung des neugewählten Landtags. Thronrebe 
bes Kaiſers. 








GeſterreichAngarn. 231 


Die vom Juſtizminiſter Horvath  verfaßte Thronrede iR ſehr umfangreich. 
Die bezeichnendften Stellen, welche die Aufgabe des Landtags zuſammenfaſſen, 
lauten: „Für das Schickſal der Nation bilden die günſtigen ſtaatsrechtlichen 
Berhältnifle nur eine und zwar an fih unzulängliche Gewähr: die hauptſäch⸗ 
liche und entfcheivende Garantie, ohne welche auch das gütftigfte ſtaatsrecht⸗ 
liche Berhältniß keine bleibenden Erfolge bieten kann, liegt in der inneren 
Entwicklungskraft der Nation felbft. Die Entwicklung diefer Lebenskraft hängt 
von den Reformen im Innern ab. Dieß iſt das Gebiet, welches Ihnen die 
Sintereffen des Landes zugewieſen haben. Ahr Beruf if es: bie gejammte 
Kraft der Nation raſch und entſchieden auf das große Werk der inneren Um⸗ 
geftaltung hinzulenken; die Durch die Ereigniffe verurſachten Verſäumniſſe nach⸗ 
zuholen; mit jenen Traditionen der Vergangenheit, welche dem zeitgemäßen 
Fortichritt im Wege ftehen, zu brechen, die Einrichtungen des Landes dem 
Geifte der Zeit und den Bebürfnifien der neuen Zuftände entipredhend umzu⸗ 
geftalten; in jeder Richtung das moraliſche und materielle Gewicht der Nation 
zu erhöhen, damit fie die Stellung, welche fie auf den neugeordneten ſtaats⸗ 
rechtlichen Grundlagen in der Reihe der Staaten eingenommen, als einer der 
Hüter und Factoren der weſtlichen Cultur würdig auszufüllen vermöge. (Hier 
folgt die ausführlihe Aufzählung der nöthigen Reformen). . . . Sie ftehen 
allen Schwierigkeiten einer wichtigen Uebergangsperiode gegenüber. Aufzugeben 
bon den Traditionen der Vergangenheit alle8 was unhaltbar geworden, und 
gleichzeitig die den neuen Ideen entiprechenden Inftitutionen zu jchaffen: dieſe 
doppelte und untrennbare Aufgabe ift e8, mit der Sie zu kämpfen haben. 
Diefe Läuterung der Verhältniffe erheicht viele Mühe und Zeit, und die 
Schwierigfeiten der Ausführung werden nicht nur durch das übermäßige Feſt⸗ 
halten an den Erinnerungen der Vergangenheit, welches auch das nicht mehr 
Lebensfähige vertheidigt und hiedurch die neuen Schöpfungen hemmt, fondern 
andererjeit8 auch durch die Ueberſtürzung vermehrt, welche mit den Umftänden 
nicht reinen will, und daS Teld auf dem „gebaut werden follte, Leicht mit 
Trümmern überbedt und unzugängli madt.* 


Dberhaus: Der Präfident betont in der Eröffnungsfißung bie 
Reform des Oberhaujes und fpridt bie Hoffnung aus, basjelbe 
werde auch biefe Reform unterflüßen. 


28. April. (Defterreih: Böhme). Die Regierung hebt bie am 
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10, Oct. 1868 über Prag und die Umgegend verhängten Aus- 
nahmsmaßregeln wieder auf. Diefelben haben irgend melde Sinnes⸗ 
änderung ber cezechiſchen Partei nicht erzielt. Die czechiſchen Journale 
Ihlagen fogleih wieder ben alten Ton an. 


»  (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Der Verfaſſungs⸗ 
ausichuß beſchließt im weſentlichen nach den Anträgen feines Sub: 
comit6, dem Haufe ben Antrag zu unterbreiten, die Regierung zur 
Dorlegung eines Gefekesentwurfs aufzuforbern, wodurch die Mit: . 
glieder des Abgeordnetenhauſes wo möglid um das Doppelte ver- 
mehrt werben follen, bie Frage birecter Wahlen und Kürzung ber 
Wahlperioben aber der Regierung zur Würbigung zu empfehlen. 

n Differenzen mit Preußen wegen Veröffentlichung einer aufs 
gefangenen Depeihe Bismards von 1866 bez. Annerionenkburd 
ben Bericht des öſterreichiſchen Generalſtabs über den Krieg jenes 
Jahres (j. Preußen). 


282 Mehesreihelingern, 


4. Mat. Depeſche des Reichskanzlers Grafen Beuft an ben Vertreter 
Defterreihs am Berliner Hofe bez. der franz.belgifhen Eiſenbahn⸗ 
frage: 

. ... In Beireff der Aufrechthaltung der belgiſchen Neutralität find wir 
gleichfalls nicht der Meinung, daß fie bedroht iſt. Niemand hegt für das 
Princip Hr Neutralität eine größere Achtung als wir, und wir wünfchen 
lebhaft, daß fie unter allen Uniftänden gewahrt werde. Indeſſen ift die Vor⸗ 
ausficht wohl geltattet, daß die Proclamirung dieſes Princips nicht immer zu 
defien Vertheidigung ausreichen wird, Belgien erachtet es für nothwendig, vor⸗ 
fihtShalber eine ziemlich beträchtlide Armee zu erhalten, obgleich, ſtreng ge⸗ 
nommen, ein neutraler Staat diefer Bürgſchaft entbehren fünnte, Innerhalb 
diejer Gedanfenordnung verharrend, ſchiene e8 mir von Nuten, fich für alle 
Fälle des Wohlwollens eines Nachbarſtaats zu verfichern, der vermöge feiner 
Macht wie feiner geographiichen Lage der gefährlichfte Feind oder die treuefte 
Stütze der belgiſchen Nation und ihrer Neutralität werden Tann. Schon be- 
ftehen zwiſchen Frankreich und Belgien in Anfehung der Sprache, der Sitten, 
de Handels und der Induſtrie jo viele Bande, daß e8 ganz natürlih wäre, 
wenn letzteres (Belgien) in erfterem (Frankreich) eine Stüge ſuchte, ohne deß⸗ 
halb feiner davon ganz verjhiedenen und unabhängigen politiſchen Eriftenz 
das geringfte zu vergeben. * 


Die gefammte europäifche Preffe ift darüber einig, bie zum 
minbeftens zweibeutige Haltung des öſterr. Reichskanzlers in biefer 
Trage einer ſcharfen Kritik zu unterwerfen. 


1. Mai. (Ungarn). Die I Kammer conftituirt fih. Die Deakpartei 
behauptet ihr bisherige® Uebergewicht und wählt mit 246 gegen 
4143 Stimmen Somfih zum Präfibenten. 

4 u (Defterreih). Reichrath, Abg.Haus: nimmt für die bies- 
feitige Reichshälfte oder Cisleithanien bie Bezeichnung als Kaifer: 
thum Defterreih an; 

da die Monarchie officiel als Öfterr.sunger. Monarchie erſcheine und 
Ungarn ſeinerſeits officiell nur einen König und nit einen Kaiſer kenne, fo 
könne fügli ein Zweifel nicht beftehen, daß, wie die öftliche Hälfte das König⸗ 
reich Ungarn, jo wie weltliche das Kaiſerthum Oeſterreich bilde, 

5. „ (Defterreih). Nachdem der Biſchof von Linz ſich wieberholt 

geweigert, der Vorladung bes weltlichen ©erichtes Folge zu Teiften, 
wirb berjelbe polizeilich wor dasſelbe gebracht, nachdem er folgenden 
Proteſt unterzeichnet Hat: 

„sch erkläre hiemit mit Bezug auf meine bereit3 abgegebenen früheren 
Protefte, daß ich die Gompetenz des k. k. Landesgerichtes in Sachen meines 
Hirtenbriefs (welcher die Eivilehe als unfittlide Handlung erklärt, und daher 
rein kirchlicher Natur ift) um jo weniger anerkennen kann, als der Artikel XIV 
des noch vor Gott und meinen Gewiſſen beftehenden Concordats feſtſetzt, vor 
welchem Gerichte Biichöfe fich zu verantworten haben, Ich kann fohin vor dem 
k. k. Landesgericht nicht nur dieferwegen, fordern auch einer päpftlichen An⸗ 
ordnung willen freiwillig nicht erjcheinen, werde aber ver phyfifchen Gewalt 
weichen, proteftire dagegen und mache diejenigen, welche die Anwendung der⸗ 
felben angeordnet, ſowie jene welche gelommen find, um biefelbe auszuführen, 
für die Folgen verantwortlid.* 


7. „ODeſterreich). Reichsrath, Abg.Haus: erledigt bie ſchon jo 
lange ſchwebende Frage der Nachtragsconvention zum englijchen 
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12. 
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Hanbelövertrage ſchließlich nach den Anträgen bes Ausſchuſſes durch 
Compromik, indem England im Weſentlichen biefelben Vortheile 
eingeräumt werben, wie dem beutfhen Zollverein, 

Der Finanzminifter erklärt, dag mit der Finalifirung diefer Angelegenheit 
die letzte bindende Verpflichtung exlöfche, welche betreff8 der Führung der 
Handels» und Zollpolitit als ein Ueberkommniß der Vergangenheit auf die 
gegenwärtige Negierung Übergegangen fei und daß diefe Regierung von nun 
freie Hand habe, in Zollse und Handelsjaden in voller Webereinftimmung 
mit den Wuünſchen und Anfchauungen der Reichsvertretung vorzugehen (d. h. 
mehr im Sinne eine gemäßigten Schußzolliyftems als, wie der frühere 
Handelsminifter Wüllerstorf anftrebte, in demjenigen des vollen Freihandels⸗ 
princips). 


Mai. (Defterreih: Tyrol). Eine Katholitenverfammlung in Schlan: 


bers wird wegen aufreizender Reben vom lanbesfürftlichen Commiſſär 
für geichloffen erflärt, worauf biefer von fanatifirten Bauern miß- 
banbelt wird, 


„ (Defterreih). Reichsrath: Das Herrenhaus nimmt’ das Volks⸗ 
fhulgejeß unverändert nah ben Beſchlüſſen des Abg.-Hauſes an. 


„ (Defterreih). Reichsrath, Abg.:Haus: Das Haus ijt mit 
dem Präfidenten darüber einverftanden, daß Angefihts des nahen 
Schluſſes der Eeffion die galizifche Refolution, bie Frage der Wahl: 
reform des Reichsraths, die Erwerbjteuerreform, bie Frage ber Ein: 
führung der obligatorifhen Eivilehe zc. zc. nicht mehr zur Verband: 
lung kommen können. 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Erflärung des Abg. 
Graf Potodi Namens fämmtlicher Abgeordneten der polnischen Fraction: 


„Bei der Weftftellung ber (egten ‚Tagesordnung wurde Seitens des Präſi⸗ 
biums eine Erklärung abgegeben, die und ganz unborbereitet getroffen hat. 
Eine Reihe von Gegenftänden, unter melden auch die Beichlüffe des galizifchen 
Zandtages enthalten find, werden zur Berathung nicht mehr fommen. Der 
Herr Präfident hat nämlich erflärt, er könne es der Würde des Haufes nicht 
entſprechend halten, in dem allerlegten Augenblide gewichtige Fragen in Be⸗ 
rathung zu ziehen und unter dem Drude der legten Stunden über fie zu 
entſcheiden. In unferer fpeciellen Frage müfjen wir dieſe Ueberzeugung um 
fo mehr theilen, als ſchon früher unfererjeits und namentlih von meinem 
Eollegen Ritter v. Grocholsti derſelbe Gedanke in feinen urgivenden Inter— 
pellationen ausgejprochen worden if. Damals, meine Herren, war es eine 
Warnung, die jedoch unbeadjtet geblieben ift, jeht iſt es zu dem eigentlichen 
Ausprude der Situation heraufgewachſen; es ift die eigentliche Antwort, die 
dem galiziihen Landtage Seitens des Reichsrathes gegeben wird; es ift end» 
lich das Schlußwort, weldes wir Delegirte dieſes Landes demſelben übers 
bringen jollen. Gegenüber alfo dem Landtage eines großen Kronlandes, welches, 
auf dem verfafjungSmäßigen Boden verbleibend, in der Ausübung der ihm zus 
ſtehenden Rechte die Berürfniffe des Landes und feine Wünſche redlich und 
offen dem Reichstag unterbreitet hat, gegenüber einer Frage, die vom Beginn 
der Selfion die öffentlihde Meinung beihäftigte, und endlih nah allen laut 
ausgeſprochenen Verfiherungen, daß gerechte Yorderimgen ihre Befriedigung 
finden werden, jobald die neue Verfaſſung als gemeinichaftlicher Boden und 
Ausgangspunkt angenommen werden wird, ſtellt fidd nunmehr heraus, daß 
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in einer nahezu 6 Monate dauernden Seffton des hohen Reichsrathes Leine 
Zeit vorhanden war, um die Beſchlüſſe des galizifchen Landtages einer Be⸗ 
rathung zu unterziehen. Theilt man, wie wir es thun, die Ueberzeugung, 
daß e8 für das Wohl Aller, ſowie im Intereffe der Monarchie unfere erfte 
und, ich möchte fagen, die wichtigfte Aufgabe ift, mit Bermeidung eines jeven 
neuen Umſturzes auf dem Wege der freien Discujftion zu einer billigen, ge= 
rechten Berjöühnung aller Intereſſen Oeſterreichs zu gelangen; hat man ben 
Glauben, wie wir diefen Glauben haben, daß die politifche Freiheit einerjeits, 
andererjeit8 aber das bon allen Rändern gemeinschaftlich und tief gefühlte Bes 
dürfniß der Erhaltung des Neiches genligende Kräfte find, um alle Schwierig⸗ 
feiten, wie groß fie immer fein mögen, zu Idfen, fo wird man mit einem 
ernflen Borwurfe Jenen begegnen müffen, welche die Verantwortlichkeit für die 
heutige Situation zu tragen haben, Jenen, die bei diefem erften gemachten 
Berjuche, auf dem legalen, offenen, redlichen Wege zu einer Berftändigung zu 
fommen, diefe Wendung den Vorgängen gegeben haben. Wir wollen gerne 
zugeben, und wir erkennen e8, e8 find Viele in diefem hohen Haufe, die ein 
verjöhnendes Vorgehen ala wünſchenswerth erachten. Das aber war nit 
genügend, und die Thatjache bleibt jo, wie ich fie gefchilvert habe. Die Folgen 
der eingeichlagenen Politik find Leicht zu erfehen. Der ſyſtematiſchen Oppofition 
gegen die neuen Zuftände wird dadurch eine neue Kraft gegeben. Den Bes 
ftrebungen aber, auf der friedlichen Bahn der Entwidlung nad und nad) zur 
Regelung der Berhältnifie zu kommen, werden nicht nur große Schwierigkeiten 
in den Weg gelegt, ſondern es wird ihnen gewiffermaßen der Boden entzogen. 
Ein ſolches Rejultat können wir nur tief beklagen, und Sie werden verftehen 
und e8 fogar als gerecht anjehen, daß in dem Augenblide, wo alle unfere 
entgegengejeßten Bemühungen fih als erfolglos bewieſen, wir die Pflicht 
haben, vor Ihnen, vor der öffentlihen Meinung, ſowie vor unjerem eigenen 
Lande zu erklären, daß die Verantwortlichkeit für die jegt gejchaffene Situation 
keineswegs uns treffen kann.“ 


„ (Defterreih: Tyrol). Bei den Ergängungswahlen für bie 
Communalvertretung von Innsbruck erliegen die Feudal-Clerikalen 
vollftändig, jo daß fie auch nicht einen einzigen ihrer Candidaten durch 
zubringen vermögen unb in ber Communalvertretung neben 31 Ti: 


beralen fortan nur noch 5 @lericale fiken. 

» (Defterreid). Reichsrath: Schlußfigung beider Häujer. 

» (Deiterreid). Schluß der Reichsrathsſeſſion. Thronrede bes 
Kaiſers: 

„Als Sie, Meinem Rufe folgend, vor zwei Jahren ſich verſammelten, lag 
das Reich von Erjehütterungen danieder, die es kurz zuvor mit ſchwerer Wucht 
getroffen hatten. Ihrer erprobten Einſicht, Gerechtigkeit und patriotiſchen Hin⸗ 
gebung empfahl Ich damals die Geſchicke des Reiches, und Ich darf es heute 
Mir zur Befriedigung, Ahnen zur Anerkennung ausfprechen, daß Sie den von 
Mir in Sie gefegten Hoffnungen im vollften Umfange gerecht geworden find. 
Eine neue Ordnung der Dinge galt es zu gründen. Die verfaffungsmäßigen 
Rechte der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder jollter auf ges 
jegliher Grundlage neuerlich geordnet, die politifchen Rechte der Staatsbürger 
grundgefeglich feftgeftellt, daS Verhältniß jener Königreihe und Länder zu Meinen 
Ländern der ungarifchen Krone in bindender Vereinbarung geregelt und, bei 
aller verfaffungsmäßigen Selbſtändigkeit der beiden Ländercomplexe, die Macht⸗ 
Stellung der Geſammt⸗Monarchie gekräftigt werden. Sie haben mit redlichem 
Eifer, mit aufopfernder Selbfiverleugnung beigetragen, diejes große Werk zu 
vollbringen. Eine Berfaffung, ausgeftattet mit allen conftitutionellen Bürg- 
ſchaften und dadurch weiterer Entwidlung fähig, einiget die im Reichsrathe 
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vertretenen Konigreiche und Länder, denen fie in Berbinbung mit den Landes- 
ordnungen weiten Spielraum für autonome Selbfiverwaltung gewährt. Die 
Stantsgrundgejege filhern den Staatsbürgern ein reiches Maß politiſcher und 
bürgerlicher Freiheit. Zwiſchen den im Neichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern und den Ländern Meiner ungariichen Krone getroffene Verein« 
barungen und darauf gegründete gejegliche Feftftellungen haben die gemeinjamen 
Beziehungen und Angelegenheiten der beiden Ländergruppen geordnet. Die 
in beiden. Reichſshälften nad Übereinftimmenden Grundfägen vollendete, die all 
gemeine Wehrpflicht verwirklichende Wehrverfaffung hat nicht nur das Band 
der Einheit um die Monardie feiter geſchlungen, fondern aud ihre Macht⸗ 
ftellung gehoben. Dies und die freundfchaftlihen Beziehungen zu den anderen 
Mächten verbürgen die Erhaltung und dauernde Sicherung des Friedens, defien 
das Reich zu feiner inneren Wohlfahrt unabweislich bedarf. Große Anfordes 
zungen erwuchſen durch die Geſchicke und durch die Lage der Monardie an 
die Steuerfraft der Volker. Nur mit deren Außerfter Anfpannung ift e3 den 
vereinten Bemühungen der Reichsvertretung und Meiner Regierung gelungen, 
in jene Wege einzulenten, auf welchen fich eine gefunde Geftaltung der Staats⸗ 
finanzen erhoffen läßt. Die Beſchränkung des Stantshaushalts in allen Zweigen 
auf das firengfte Maß des Bebürfnifjes, die angebahnte dDurchgreifende Reform 
de8 geſammten Syitem der direften Steuern in Verbindung mit dem wirth⸗ 
ſchaftlichen Aufſchwunge, welchen die durch Freie Anftitutionen entfefjelte Kapitals» 
und Arbeitstraft auf allen Gebieten der Production entwidelt, eröffnen die 
Ausficht in eine Zukunft, welche bei einer bilfigeren Verteilung der Steuerlaft 
die empfindlichen Opfer wird verſchmerzen laſſen, die zu ihrer Begründung 
gebracht werden mußten. Reich aber ift die Saat, die Sie, geehrte Herren, 
in der abgelaufenen Sejfion für jene Zukunft auf allen Gebieten der Geſetz⸗ 
gebung ausgeftreut haben. In Ausführung der Staatsgrundgeſetze geht daS 
neue Inftitut des Reichsgerichtes ſchon demnächſt feiner Verwirklichung entgegen. 
Damit wird eine bei Competenzconflicten und in ftreitigen Fällen des öffent» 
lichen Rechtes bisher beftandene empfindliche Lücke ausgefüllt, für nicht privat- 
rechtliche Ansprüche der einzelnen Königreihe und Länder ein Gerichtäftand 
geſchaffen und den einzelnen Staatsbürgern die Möglichkeit geboten, die ihnen 
durch die Verfafjung gemährleifteten politifchen Rechte nöthigenfalls jelbft durch 
den Ausſpruch eines oberften richterlihen Tribunal8 zu wahren. Zahlreiche 
Yuftizgefege haben mit der Verwirflihung weitgehender Reformen im Sinne 
der Berfaffungsgejege begonnen. Die Schwurgerihte treten demnädft für 
Preßſachen in Thätigkeit, und obgleich die Vollendung eines neuen Strafs 
gejegbuches bei den fo vielen wichtigen Arbeiten, welche in der abgelaufenen 
Seifton Ihre Kräfte in Anfpruch nahmen, noch nicht möglich war, wurden 
doch die von der Humanität und von der Wiſſenſchaft dringend gebotenen Re⸗ 
formen in der Strafgejeßgebung eingeführt. Die grundgeſetzlich ausgeiprochene 
Unabhängigkeit der Richter wurde durch ein dieſem Grundſatze conformes Gefet 
über die Disciplinarbehandlung fichergeftellt, und es wird dieſes Gefeg in Ver⸗ 
bindung mit der vollftändig durchgeführten Trennung der Rechtspflege von 
der Verwaltung da8 Anjehen der Gerichte erhöhen und das Vertrauen in die 
Unbefangenheit ihrer Sprüche kräftigen. Die Militärgerichtsbarkeit wurde 
auf Strafſachen beſchränkt, und ihr auch hiebei, unter Beachtung der unabs 
weißlichen Anforderungen der militärifchen Disciplin, die engfte Grenze gezogen. 
Die neue Advokatenordnung eröffnet dem Talente und dem Willen bie freiefte 
Bahn. Dur die vor Kurzem in Wirkſamkeit geiretene Concursordnung wird 
den Bebürfniffen der Gejchäftswelt in längſt erjehnter Weile entjprochen. Die 
Schuldhaft als Erecutionsmitttel wurde bejeitigt, und dur die Aufhebung 
der Wuchergejeße die Bewegung des Kapital und die desjelben bebürftige 
Production von veralteten Schranken befreit. Die Gründung neuer Fidei⸗ 
commifje wurde unter die Obhut der gejeßgebenden Gewalt geftellt, die Frei- 
theilbarfeit von Grund und Boden weſentlich erleichtert. Das Lehenband 
wird allgemein der Ablöfung zugeführt; die Erbfolge in Bauerngütern wird 
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baid Aberall jenn dea bürgerlichen Rechtes ſein. Eine große Reihe 
anderer Vejege culiinger & der mannigfachften Art auf dem Gebiete der 
Juſtiz und der Seenmitemg, des Handels und der Finanzen. Die Berwaltung 
wurde wejentlich Muerurfinät, für die Berbefierung des Loojes der Staatsbeamten 
und Diener daden Sir getdan. was bei den heutigen beengten Finanzzuſtänden 
des Stunts gededet Bemiie. . . . Das Geſetz Über die Gewerbegerichte wird 
au bei uns ame Yikitution fchaffen, die fich in anderen Ländern bewährt; 
05 bezeichnet zugieht eimen erfreulichen Anfang der Legislation im Intereſſe 
der arbeitenden Niufer der Bevölkerung. Sie haben auch den höheren, den 
rlipeit und greiſtigen Intereſſen der von Ihnen vertretenen Bevölferung Ihre 
Torge zugewendet. Dir in den Staatögrundgejegen ausgeſprochene gleiche Bes 
waugung der Angedörigen aller anerkannten Confeſſionen im Staate erhielt 
ug das Geſet über die intereonfelfionellen Verhältniſſe concreten Ausdrud. 
Ser Veuchtung der Grenzen der Tirchlichen und weltlichen Gewalt wurde das 
Sarurrüiche Eherecht wieder bergeftellt und ermeitert. Das Verhältniß der 
var zur Kirche wurde, ohne den mohlthätigen Einfluß der lebteren zu 
iraleın, it einer ben wichtigen Aufgaben des Vollsunterrichts zufagenden 
Den yeordiiet, Ich bege die Erwartung, daß dieſe gejetlihen Anordnungen 
N ara dauernde Srunblage eines friedlichen, einflängigen Waltens des Staates 
rd der Kirche Dewähren werben. Zugleich ſpreche ich die zuverfichtliche Hoff: 
wat au, daR die verjüngte Volksſchule, welche durch das foeben von Mir 
Saeruoniiie Schulgefeh auf die der heutigen Bildung entiprechende Höhe ges 
man werden ſoll, deut Baterlande jene Fülle von Willen und Können bieten 
wid welche nach dem Zeugniffe der Geſchichte die ficherfte Grundlage der Macht 
war der Wohlflandes der Staaten und Völker bildet. Wenn Sie, geehrte 
Perren, nun am Schluffe einer zweijährigen Sitzungsperiode den weiten Kreis 
FRdrer angeſtrengten Thätigfeit nod) einmal im Geiſte überſchauen, dann wird 
Fi das —8 treu und redlich geübter Pflicht erfüllen, und Ihnen neue 
Kraft zu den großen Aufgaben verleihen, die Ihrer noch harren und zu deren 
Voſung Ach Sie wieder berufen werde. Ich wunſche aber und hoffe, daß dann 
ah Diejenigen, die fich heute dem gemeinjamen Werfe und der gemeinfamen 
Kebeit nach entziehen, fid mit Ihnen ar beiden betheiligen. Oeſterreich ſoll 
dio große Heimath fein, die alle feine verſchiedenen Völker, in welcher Zunge fie 
auch jprechen, mit gleicher Gerechtigkeit, mit gleihem Wohlmollen, mit gleicher 
Wılsge Ihrer Intereſſen und ihrer Eigenthümlichkeiten zu umfangen berufen 
ih. Die Verfaffung ift der Boden, auf welchem dieſes Ziel zu erreichen ift, 
und auf demfelben wird die Verftändigung unter den Völfern, deffen bin Ich 
owiß, erfolgen, weil fie erfolgen muß, weil nur Oeſterreich e8 ift, das allen 
feinen Volkern Schuß, Freiheit und Bewahrung ihrer Selbftändigkeit und 
Eigenart bietet.” 


45. Mat, Defterreih lehnt die Anregung Bayerns „ob nicht zum Schube 


ber modernen Staatsprincipien vorbeugende Maßregeln, wie 3. 2. 
Abmahnungen an bie Bifchöfe der einzelnen Länder oder Protefta- 
tionen in Rom, ins Auge zu faflen feien, und ob es nit für an- 
gezeigt gehalten merbe, ein Einverftänbniß über derartige, wenn nicht 
collective, doch möglichſt identiſche Schritte durch gemeinfame Be: 
rathungen, vielleicht ſelbſt durch eine Konferenz von Vertretern ſämmt⸗ 
licher betheiligten Regierungen herbeizuführen,“ feinerfeits, gleich 
Frankreich, ab: 


... Steht es nun aber als allgemeine Regel feſt, daß den anerkannten 
Mellgionsgefeltichaften in ihren inneren Lebensäußerungen, jo lange dieje nicht 
mit dem ſtaatlichen Standpunkt collidiren, die vollſte Freiheit gelaffen werden 
nüffe, fo hat die kaif. und königl. Regierung in der Sadjlage, wie fie fi) 


—33 


Oeſterreich⸗ Angarn. 237 


bis heute darſtellt, keine genügenden Motive des Rechts oder der Opportunität 
zu erbliden vermocht, um ſchon jegt dem an fich jo beachtenswerthen Vorſchlag 
der T. bayer. Regierung Folge zu geben. — Ueber den Berlauf des Concils 
tönnen nämlich dermalen nur VBermuthungen, mehr oder weniger wahrjchein» 
ſcheinliche, aufgeftellt werden. Nicht einmal über das Programm der Bes 
rathungsgegenftände des Concils find andere officielle Auffchlüffe als die über« 
fichtlichen Andeutungen der päpftlichen Einberufungsbulle vorhanden. Das 
Gebiet der wirklih rein dogmatijchen Tragen wird ohnehin niemand dem 
allgemeinen Kirchenrath ftreitig machen wollen. Was aber die ftaatskirchlichen 
Angelegenheiten, ſowie diejenigen Materien betrifft, welche mit der Confeſſion 
zugleich das bürgerliche Recht berühren, jo läßt fich heute ſchwerlich ſchon ein 
Urtheil darüber gewinnen, ob die Gefahr vorhanden fei, daß die in dieſem 
Bereich feither hevorgetretenen Gegenjäge dur die Verhandlungen und Bes 
ſchlüſſe des Concils noch geſchärft und zu größerer Gefährlichkeit für die Ruhe 
der Staaten gefteigert werden könnten. Wir können da8 Borhandenfein einer 
ſolchen Gefahr weder beftätigen noch in Abrede ftellen. Doch dürfte im allges 
meinen faum voraußfeten jein, daß die Biſchöfe der Fatholifchen Welt, die der 
großen Mehrzahl na in Ländern mit volllommen fäcularifirter Gefeggebung 
leben und wirken müflen, nicht eine genaue Senntniß der praftiihen Noth- 
wendigfeiten unferes Zeitalters nah Rom mitbringen follten. Und menn bie 
Erwartung beredtigt ift, daB e8 dem Zweck der Erhaltung des Friedens 
zwiſchen Staat und Kirche an Wortführern unter den Prälaten des Concils 
nicht jehlen werde, fo Liegt e8 nicht im Intereffe der Regierungen, diefe Stimmen 
als von Staatöwegen patronifirt erſcheinen zu lafien, und dadurd in ihrer 
Autorität zu beeinträchtigen. Es läßt fich ferner dermalen noch nicht erkennen, 
wie die päpftliche Curie, welche in der jetigen Weltlage die Präcedentien früs 
berer Jahrhunderte in Bezug auf die Theilnahme der meltlihen Fürften an 
den Concilien nicht wird erneuern können noch wollen, gegenüber ven Regie 
zungen hinfichtlich derjenigen VBerhandlungsgegenftände fi) zu verhalten geventt, 
in welchen die Bejchlüfle des Concils nicht ohne ftaatliche Anerkennung zur 
Ausführung gelangen könnten. Nah unjerer Auffaffung find aber die Regie- 
rungen volllommen in der Lage, die in diefer Richtung etwa erforderlich wer⸗ 
denden Schritte des Kirchenregiments abzuwarten. — Würde demnädft da3 
verfammelte Concil fih wirklich anſchicken, in die Rechtsſphäre der Staatsge⸗ 
walt überzugreifen, oder würden ſich beftimmte Indicien für eine derartige 
Abſicht in authentiicher Weile herausftellen, dann wäre au nad der Anſicht 
der kaiſ. und königl. Regierung der Tal ficher nicht auszuſchließen, daß neben 
den abmwehrenden und abmahnenden Schritten der einzelnen Staaten auch ges 
meinjame Berathungen der Cabinette zum Zweck übereinftimmenber Wahrung 
der Staatshoheitsrechte ſich als nöthig oder nützlich erweilen könnten. Dagegen 
vermögen wir nicht dafür zu flimmen, daß der bloßen Präjumtion möglicher 
Eingriffe in diefe Nechte die Thatfache einer diplomatifchen Conferenz entgegen 
geftellt und dadurch — abgejehen von der erhöhten Schwierigkeit auf jo un- 
iherem Grunde zu feſten Einverftändniffen zu gelangen — vielleicht der Schein 
einer beabfihtigten Bontrole und Beſchränkung der Freiheit der katholiſchen 
Kirche hervorgerufen und die Spannung der Gemüther ohne Noth vermehrt 
werden Tönnte. . . .* 


16. Mai. (Defterreich: Tyrol). Der kath. Zweigverein in Schlanders 
wirb von ber GStatthalterei für aufgelöst erklärt. 
17. „ (Defterreid: Krain). Großer flovenifher Tabor in Wiſchmarje. 


20. „ —3. Juni. (Ungarn). Landtag: Adreßdebatte bes Unterhaufes. 
Es Tiegen bemjelben vier verſchiedene Entwürfe vor. Derjenige 
ber Deakpartei wirb fchlieklich mit 255 gegen 142 St. angenommen, 
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23. Mai. (Krain) Deutſche Turner werben auf einem Ausfluge von 
Laibach aus von ſloveniſchen Bauern ohne alle Beranlafjung über: 
fallen und mißhandelt. 

24. „ Auf den F.M.L. Grafen Creneville erfolgt in Livorno, wo ſich 
berjelbe ohne Rüdfiht auf die Erinnerungen von 1849 öffentlich 
zeigt, ein Attentat, Durch welches berfelbe verwundet, der ihn be— 
gleitende öfterr. Conſul Inghirami getöbtet wird. Der Thäter ent- 
fommt und bie von ber ital, Regierung angehobene Unterfuhung 
führt zu feinem Refultat. 

29. „ ODeſterreich: Galizien). ine Minifterialverorbnung erhebt 
bie polniſche Sprache, ftatt ber deutſchen wie bisher, zur Amtsſprache 
ber Behörden. 

Im allgemeinen haben jämmtliche galiziſche Behörden, welche unter den 
Minifterien des Innern, des Handels, der Finanzen, der öffentlichen Sicherheit 
und des Ackerbaues ſtehen, ſowie die Gerichte und der Landesſchulrath im 
internen Dienft und Verkehr ſich lediglich der polnischen Sprache zu bedienen. 
Nur find bei den öffentlichen Kaffen diejenigen Acten, welche zur Controle oder 
zur Zufammenftellung periodiſcher Nachweiſe dienen, deutſch zu führen, deutjch 
bleibt auch die innere Verwaltung und Manipulation des Poſt⸗ und Telegraphen- 
wejens, jowie der unmittelbar unter dem Minifterium ftehenden ftaatlichen In⸗ 
duſtrie⸗Etabliſſements; die Gerichte endlih haben „nach Thunlichkeit,“ mo die 
Ausfertigung in einer anderen als der polniſchen Sprache erfolgte, auch Vor 
trag und Berathung in derfelben Sprade zu halten. Für die Verwaltungs⸗, 
Unterrichts» und Sicherheitäbehörden, ſowie für die Gerichte tritt die Verord⸗ 
nung mit dem 1, Oct. d. J. in Wirkjamteit, für die übrigen Aemter und 
ipeziell für die Steuerbehörden ift fie binnen drei Jahren durchzuführen. Für 
den Verkehr der galiziihen Behörden mit den Militärbehörden — au in 
Galizien ſelbſt —, mit den Gentralftellen und mit allen nichtgaliziichen Bes 
hörden wird auch in Zukunft die deutſche Sprade die Amtsſprache bfeiben. 

— „Ein Erlaß des Minijteriums des Innern glaubt nochmals, 
und zwar mit ausbrüdliher Berufung auf bießfällige wiederholte 
Entfeheidungen des oberften Gerichtshofs, den Länderdhefs in Er: 
innerung bringen zu follen, daß das den von einem weltlichen Ge⸗ 
richt verurtheilten ©eiftlihen nad Art. 14 des Concordts rückſichtlich 
der ihnen anzuweilenden Straforte eingeräumte Vorrecht nach inhalt 
des Staatsgrundgefeßes über die allgemeinen Rechte ber Staatsbürger 
als erloſchen zu erachten ſei, und daß fi die Länderchefs mithin 
fortan jeder Einflußnahme auf die nunmehr lediglich den Gerichten 
zuftehende Verfügung über den Haftort zu enthalten haben, 


4. Juni. (Ungarn). Landtag: Die Regierung legt dem Unterhaufe 
einen Geſetzentwurf betr. Regelung der Gerichte erfter Inſtanz vor. 

8 „ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus wählt in bie Delegation 
ausichließlich Deakiften, nachdem ber Deafflub befehloffen, Feine Oppo⸗ 
fitionsmitglieder zuzulaffen. 

41. „ Defterreid: Böhmen). In der Nähe des Polizeigebäubes 

von Prag exrplobirt eine mit Eifen und Blei gefüllte Petarde, ohne 
jebodh großen Schaben zu erzielen. Der Urheber, ein czechiſcher 
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Arbeiter, wird ergriffen und es wird bei demſelben außer Vorräthen 
von Pulver, Blei ꝛc. auch eine geheime Druckerei vorgefunden. 


12. Juni. (O eſterr eich). Das Linzer Landesgericht beſchließt die An⸗ 


PAR, 


age gegen ben Bifhof Rudigier von Linz wegen Verbrechens 
öffentlicher Ruheſtörung. 

„ODeſterreich). Das Reichsgericht conſtituirt ſich. 
„C(Ungarn). Eröffnung bes Katholiken-Congreſſes in Peſth 
durch den Primas Simor. Das von ihm ausgearbeitete und vom 
Cultminiſter Eötvös beſtätigte Wahlſtatut hat dem Clerus von vorne 
herein das entſchiedene Uebergewicht vollſtändig geſichert. | 


uli. Depeiche des Reichskanzlers Graf Beuft an den öſterreichiſchen 
Botihafter in Rom, in welder ber Standpunft der Regierung 
ber römifhen Curie und dem öſterreichiſchen Epijcopat gegenüber 
neuerdings einläßlich dargelegt wird: 

„Während der erften Zeit Ihres Aufenthalts in Rom waren Sie mehrere 
Male in der Lage eine verjöhnlichere Stimmung der Eurie gegenüber der 
kaiſ. und kgl. Regierung conflatiren zu Tönnen. Mehrere Anzeichen geftattes 
ten Ew. Excellenz die Annahme, daß der heil. Vater, ebenfo wie feine erſten 
Räthe, die Lage der öſterreichiſch ungariſchen Monarchie und die Urfachen jener 
beflagenswerthen Differenzen, welche im Laufe des Jahres 1868 entſtanden 
waren, gerechter zu beurtheilen anfingen. Mit aufrichtiger Genugthuung 
haben wir diefe Symptome zur Kenntniß genommen, und uns bemüht, durch 
unjere Haltung die Entwidlung jener Strömung, die Ew. Excellenz uns fig. 
nalifirten, zu fördern. Nach ihren lebten Berichten jedoch ift eine Art Still- 
ftand in der fortjchreitenden Verbeſſerung unjerer Beziehungen zum hl. Stuhl. 
eingetreten. Ein Borlommniß der jüngften Zeit — der Linzer Zwiſchenfall 
— hat vor Allen dazu beigetragen, die alte Empfindlichkeit wieder zu erres 
gen, und neues Mißtrauen gegen die Abfichten der kaiſ. und kgl. Negierung 
wahzurufen. Ih babe Em. Excellenz bereit die nöthigen Informationen 
übermittelt, um Sie in die Lage zu verfegen, den oben citirten fpeciellen Fall 
auf den richtigen Thatbeftand zurüdführen zu können. Ich halte es aber nicht 
für überflüffig, bei diefer Gelegenheit weiter zurädzugreifen, und bier von 
einem allgemeinen Geſichtspunkt die Urſachen unferer Schwierigkeiten mit dem 
heil. Stuhl zu prüfen. Dieſe Unterfuhung wird uns vielleicht das Mittel 
finden laflen, wenn aud nicht zu einer Berjtändigung, doch wenigftend dahin 
zu gelangen, daß wir einige der Hinderniffe, die fich der Herftellung eines be⸗ 
friedigenden Standes der Verhältniffe entgegenjegen auf dieſe Weiſe befeitigen. 

„Bor allem ſcheint e8 mir unerläßlich, einen Nüdblid auf die Vergangen- 
heit zu werfen, wenn wir uns anders über die Thatjadhen, die ſich in der 
Gegenwart ereignet haben, genaue Rechenſchaft geben wollen. 

„on der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts trat in allen civilifir- 


ten Staaten daS ſichtbare Beſtreben hervor, die weltliche Gewalt von ihrer 


Abhängigkeit von der kirchlichen Macht zu befreien. Auch Defterreih konnte 
fih der Einwirkung diefer ebenjo ftarfen, als ausgebreiteten Bewegung nicht 
entziehen. Daraus entitand das allgemein unter dem Namen des Joſephi⸗ 
nismus befannte Syftem. Dieſe Bezeihnung ift jevoh in den Wugen der 
Geſchichte nicht vollſtändig gerechtfertigt, da Kaiſer Joſeph, um aufridtig zu 
fein, dieſes Syftem nicht ſchuf, wenn er aud) unbedingt der energiſchſte Ver⸗ 
treter defielben war, und es vielleicht in einer die beabfichtigten Grenzen weit 
Aberfchreitenden Weife zur Anwendung brachte. Die Wahrheit legt uns die 
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Pflicht auf, anzuerkennen, daß dieſer von den beiten Intentionen beſeelte Mo» 
narch fi) nur den von der erhabenen Kaiſerin Therefia, und jelbft von dem 
Bater derjelben, Karl VI., in die Regierung eingeführten Grundſätzen con 
formirte, wenn er fie auch nach größerem Maßſtab inder Praxis zur Anwendung 
brachte. Dem ſtürmiſchen Aufſchwung des Regime's Joſephs II. folgte, wie 
dieß häufig bei Bewegungen, die nicht Maß zu halten willen, zu geichehen 
pflegt, eine Art von Reaction. Unter den Kaiſern Leopold II. und Franz 1. 
wurden die Gefege ihrer Vorgänger in der Praxis weſentlich gemildert, und 
diefe Monarchen beftrebten fi, auf diefe Weije beifere Beziehungen zur Kirche 
herzuftellen, ohne im Ganzen das Princip der ftaatlichen Auffiht über die 
kirchlichen Wngelegenheiten erſchüttern zu laſſen. Dieſes Princip entiprad) 


aber auch in der That zu vollkommen der autokratiſchen und bureaukratiſchen 


Bafis, auf welder die Regierung der Öfterreichiichen Länder damals beruhte, 
als daß man es Hätte wagen dürfen, diefen Grundftein aus dem Gebäude 
herauszureißen. Man konnte jedoch nicht in Abrede ftellen, daß fich die öfter- 
reichiſche Geſetzgebung jener Epoche in einem grellen Widerſpruch mit gewiſſen 
Dogmen der Zatholiichen Kirche befand. Die hieraus reſultirenden Schwierig- 
feiten wurden immer läftiger und empfindlicher in der Praxis, nachdem in 
Tolge des Cölner Conflikts die Tatholiiche Idee in ganz Deutichland einen 
neuen Aufſchwung genommen hatte. Vor allem mar e8 der Staatsfanzler 
Fürſt Metternich, welcher in den lebten Jahren der Regierung Franz I. und 
während der ganzen Regierung Ferdinand 1. laut erklärte: die Dinge könn⸗ 
ten länger nicht jo bleiben, und man müfje fich beitreben, mit der Fatholifchen 
Kirhe auf dem Gebiete der Principien Frieden zu fließen. Der Fürft 
machte zahlreiche Verſuche, die ihm zur Seite ftehenden StaatSmänner für 
feine Ideen zu gewinnen, und fie dahin zu beitimmen, daß fie zu einem billi- 
gen Ausgleih mit Rom ihre Einwilligung gäben, aber jeine Bemühungen 
jcheiterten immer an einer Oppofition, welche zu jener Zeit jelbft unter gewiſſen 
kirchlichen Würdenträgern, die im Geiſte jenes Syftem3 der ftaatlichen Ober: 
aufjicht erzogen worden waren, die mächtigſte Stütze fand. 

„Diefe wichtige Frage blieb jomit in der Schwebe, bis die Bewegung des 
Jahrs 1848 ausbrach. Bon dem Moment an, in weldem man in alle 
Sphären des öffentlichen Lebens das Princip der Freiheit der Bewegung ein- 
führen wollte, wurde es unmöglich, die katholiſche Kirche allen am Gängel- 
bande behalten zu wollen. Mit der Einfegung eines wie immer geftalteten 
conftitutionellen Regiments mußte das Syftem der ftaatliden Allmadt der 
Kirche gegenüber von feldft fallen. Diefe Thatſache und die in der Qage der 
Dinge eingetretene Veränderung murden von den damald am Staatöruder 
ftehenden Männern nicht verfannt. Als das von dem fogen. conftituirenden 
Kremſierer Reichstag verjuchte Werk gefcheitert war, enthielt die jodann erlaf« 
jene octroyirte Verfafjung vom 4. März 1849 im Gegenſatz zu allen bis zu 
jener Zeit üÜberlommenen Traditionen die ausdrüdliche Anerkennung des Prin⸗ 
cips der Freiheit der katholiſchen Kirche, ES ift demnach eine unbeftreitbare 
hiſtoriſche Thatjache, daß die Katholiken in Defterreih dem conftitutionellen 
Princip allein es danken, daß fie von den beunruhigenden Schranfen befreit 
wurden, welche der oft in jehr ausgedehnten Maß geübte Einfluß des Staats 
auf Kirchliche Angelegenheiten ihren Ueberzeugungen zog. Man hätte fih an 
dieſen Umftand in Rom erinnern follen, als man in einer Allocution, deren 
Wirkung wir heute noch bevauern, unfere Berfaffung zum Gegenftand einer jo 
beißenden (acrimonieuse) Berurtheilung machte. | | 

„Es war eine jhwierige, der edelften Geifter würdige Aufgabe, die in der 
Berfaffung des Jahrs 1849 niedergelegten Keime zur Entwidlung zu bringen. 
Um diefen Zmwed zu erreichen, mußte man zwilchen zwei Wegen wählen. Man 
Hatte die Möglichkeit: | 

1) entweder die .beitehenden Geſetze und Verordnungen, die ſich der neuen 


"Ordnung der Dinge nicht anpafjen ließen, auf demjelben Wege zu befeitigen, 
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auf welchem fie entſtanden waren, d. i. durch einfache Ausübung der legis⸗ 
lativen Gewalt; ober 

2) mit dem Hl. Stuhl ein fürmliches Uebereinfommen, beiſpielsweiſe ein 
Concordat abzujchließen, welches den beabfichtigten Reformen den Charakter 
eines zweifeitig verbindlichen Acts geben jollte, 

„Es Steht außer Zweifel, daß die erftere Urt des Vorgehens nit nur 
einfacher, jondern auch den conftitutionellen Principien entjprechender geweſen 
wäre. Denn in der That Schließen diefe, bei aller Anerkennung der öffentlichen 
Teilung der Gewalten zwijchen dem Monarchen und den Vertretungskörpern 
der Nation, jede Einflugnahme einer fremden Gewalt auf Angelegenheiten, 
welche in daS Gebiet der innern Geſetzgebung fallen, völlig aus. Dieß ift 
auch der Grund, aus welchem in faft allen Fällen, in melden zwiſchen Rom 
und conftitutionell regierten Staaten Concordate abgejchlofjen wurden, daß ge⸗ 
troffene Uebereinkommen mittelft jpecieller Verordnungen, die von der in voller 
Machtfülle und Unabhängigkeit handelnden geießgebenden Gewalt erlaflen wur« 
den, in Wirkiamfeit trat. Oft wurden jene Verordnungen, wie die „organis 
ſchen Artikel“ in Frankreich, in einem ganz andern Geilt abgefaßt, als jener 
war, der bei den Arrangements obgewaltet hatte, die nun durch die erwähn⸗ 
ten Berordnungen zur Ausführung gebracht werden follten, und mit denen 
fie nur mittelft einer einigermaßen gezwungenen Auslegung in Einklang ge- 
bracht werden konnten. Im Anfang fchien man in Oeſterreich die Wahrheit 
der von mir jo eben außgeiprochenen Anſchauungen anzuerkennen. Man ord⸗ 
nete zuerft durch Verordnungen, von denen einige noch gegenwärtig in Kraft 
ftehen, die newen Beziehungen, die zwiſchen Staat und Kirche bergeftellt 
werden jollten; in demjelben Verhältniß jedoch, als man ſich von der dee 
nach conftitutionellen Formen zu regieren entfernte, vollzog ſich auch ein Wech⸗ 
jel der Anſchauungen, und man dchlug andere Wege cin. 

„Es ift pofitiv, daß felbft in jener Zeit, in welchem Migr. Raufcher, der 
damals nur Biſchoſ von Lavant war, mit jener Miſſion betraut wurde, welche 
zur Anbahnung des Concordats führte, die kaiſ. Regierung noch nit daran 
dachte, eine Transaction von einer ſolchen Bedeutung abzujchließen. In jenem 
Zeitpunkt beabfichtigte die Regierung nichts mehr, al3 mit dem heil. Stuhl 
in Betreff der Ehegejeßgebung zu einer DVerftändigung zu gelangen. Nur 
allmählich und nad Maßgabe der darauffolgenden langwierigen Verhandlun⸗ 
gen gelangte man zur Zujfammenftellung jenes ausgedehnten Stoffes, welcher 
den Gegenftand des Concordat3 bildete. 

„Es tft nicht unfere Abſicht, uns hier in eine eingehende Kritik jenes Akts 
einzulafien. Wie jedes menſchliche Werk trägt es den Stempel der Zeit, in 
der es entitand. Im Jahre 1355 war Defterreih ein jtraff centralifirter, von 
einer abjoluten Macht regierter Staat. Ein einziger Wille machte dajelbit 
das Geſetz, und er war feiner andern Eontrole unterworfen als jener, welche 
die momentanen Cinflüffe der Lage augübten. Man darf fi nicht wundern, 
wenn daB Oberhaupt der katholiſchen Chriftenheit in jeinen Berhandlungen 
mit einer derart conftituirten Negierung feinen Getreuen in Oefterreich nicht 
nur eine Stellung zu ſchaffen juchte, weldhe fie vor einer beläftigenden Bevor⸗ 
mundung der Bureaufratie ficherte, ſondern ſich auch beftrebte, fiir Die Kirche 
alle jene Privilegien zu erlangen, welche ihr nad den Beſchlüſſen des Triden- 
tiner Concils innerhalb jenes gleichfalls auf dem Princip des Prinilegiums 
begründeten Feudalſtaats gebührten, die aber im modernen Staat fit mehr 
als einem Jahrhundert die Berechtigung des Beſtehens eingebüßt haben. Wie 
ih ſchon oben bemerkte, muß man fi immer, um zur richtigen Beurtheilung 
der Entftehung und Tragweite des Concordai3 zu gelangen, die in Folge der 
1848er Ereignifie herrſchenden centraliftifchen Ideen vergegenwärtigen — Bes 
ftrebungen, die heute noch zahlreiche Anhänger zählen, und die zu jener Zeit, 
in der Hoffnung, die Gentralifation durch eine verſtärkte Concentrirung kirch⸗ 
licher Macht zu verftärken, fi zu einer Theilung herbeiließen, welche, weit 
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entfernt He zu kräftigen, ſie vielmehr ſchwächen muhte So laſſen ſich die 
damals von der Curie errungenen Erfolge erklären. In der That willigte 
der heil. Stuhl in einige Conceſſionen an die weltliche Macht, die des Wer⸗ 
thes nicht entbehren, den man aber auch in Rom in ausgiebiger Weiſe gel⸗ 
tend zu machen wußte. In die Zahl derſelben gehört auch das Recht der 
Ernennung zur Mehrzahl der hohen kirchlichen Wurden. Aber neben dieſen 
Beflimmungen enthält das Concordat eine Neihe anderer, welche dem Epijcopat 
und dem Clerus überhaupt eine Ausnahmsftellung fidern und diefelben den 
Stantögejegen entziehen. Dan muß ſchließlich feithalten, daß das Concordat 
in feiner Ganzheit nichts weniger als in jenem Geift abgefaßt war, melder 
die Verfaffung des Jahrs 1849 dictirt Hatte, daß es Dagegen weit mehr dem 
Gedanken einer herrſchenden Religion, einer Urt von Staatsreligion, entſprach, 
die im Widerſpruche zu allen modernen Ideen von conftitutioneller Freiheit 
ſteht. Diefe Mängel der dur das Concordat gejchaffenen Lage traten noch 
Ihärfer bald hierauf bei der Publication des Ehegefeges hervor. Dieſes ent- 
hielt Beltimmungen, deren praftifche Anwendung oft harte und vegalorifche 
Wirkungen herportreten ließ. Auch ſah man von diefem Augenblid an, wie 
der Schlechte Eindrud, den der Abſchluß des Concordats überhaupt auf Die 
Öfterreichiiche Bevölkerung gelibt Hatte, immer mehr und mehr bedeutend zu⸗ 
nahm. Jener Act — weit entfernt als eine unpartetiiche Verwirklichung des 
im Jahr 1849 inauguririen Grundjageß der freien Kirche im freien Staat 
betrachtet werden zu können — wurde nur zum ausichließlichen Vortheil einer 
der beiden Parteien und unter Bedingungen abgefchlofien, die mit dem Beftand 
einer gewiflen Regierungsform in Oeſterreich aufs innigfte verknüpft waren. 
Darin lag der Hauptfehler und die Schwädhe eines Werkes, deſſen Beitand 
ſelbſt Schon in jenem Augenblide bedroht fein mußte, in welchen die Lage, in 
deren Grwägung es geſchaffen worden mar, eine Aenderung erfuhr. Diele 
Wahrheit machte fi) auch bei der Wiederherftellung des conftitutionellen Regime’s 
in Oeſterreich jofort geltend. Schon in den Jahren 1862 und 1863 jehen 
wir in Rom einen öfterreichifchen Unterhändler mit der Aufgabe betraut, 
mwejentliche Aenderungen des Goncordats zu erreichen. Unglüdjeligerweije blies 
ben die an jene Unterhandlungen gelnüpften Hoffnungen illuſoriſch, trotzdem 
daß man fie fiderlih im Geiſte vollſtändigſter Mäßigung angebahnt hatte, 
„Diefer Zustand der Dinge fehleppte fi jo mühjaın bis zu den Ereig- 
niffen des Yahrs 1866 fort, welche die Trage der Beziehungen des Staats 
zur Kirche in eine neue Phafe treten ließen. In den Augen eines jeden wah⸗ 
ten Patrioten war es Kar, daß der Beſtand des Staats nur durch eine 
vollftändige Regeneration defjelben mittelft der ausgedehnteſten conftitutionellen 
Freiheiten gefichert werden konnte Die Begünftigung der freien Entwidlung 
aller lebendigen Kräfte der Nation wurde demgemäß der leitende Gedanke der 
Regierung. Man muß e3 bedauern, daß der öſterreichiſche Epifcopat und die 
von ihm an den HI. Stuhl gefandten Berichte nicht jener unwiderflehlich trei« 
benden Kraft Rechnung trugen, welche den in Defterreich entitandenen Umſchlag 
bewirkte. Diejeß Ueberfehen ließ au in Rom mehr als eine irrige Auffaf- 
fung entftehen. Hätten die Organe der Kirche begriffen, daß Angefichts einer 
totalen Syftemänderung — der Frucht einer gebieteriiden Nothwendigkeit — 
5 fich nicht mehr darum handeln konnte, Fruchtlofe Verfuche zur Rettung 
hinfällig gewordener Privilegien zu machen, jondern daß e8 vielmehr ihre 
Aufgabe fein mußte, der neuen Ordnung der Dinge jo weit al8 nur mög- 


lich eine Wendung zum Vortheil der Kirche zu geben — wie dieß 3. 3. Der 


belgifche Elerus wohl begriffen, als ex die Verfaffung des Jahrs 1831 accep» 
tirte — fie hätten dann ſicherlich den projectixten Reformen nicht jenen hals« 
ftarrigen Widerftand entgegengejebt, der ihnen den Vorwurf einbrachte, Gegner 
der conftitutionellen Organijation der Monarchie zu fein. Diejer Vorwurf 
ift e8, der heute die Stellung des Clerus jo ſchwierig macht, umd der, zum 
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großen Bedauern der k. und k. Regierung, oft an fi unmichtige und bloß _ 
einfache Detailfragen betreffende Meinungsverjchiedenheiten verbiitert. 

„Das Vorausgeſchickte erklärt es auch theilweife, wie es kam, daß die 
Sntervention des hl. Stuhles bedauerlicherweise mehr als einmal den Conflict 
verſchärfen konnte, anftatt ihn zu mildern. Wir wollen übrigens hier Nie 
manden anklagen. Unſer einziger Zweck ift, unparteiih die Lage zu prüfen 
und die Sonde in die Wunde zu führen, um, wenn irgend möglich, ein 
Mittel zu ihrer Heilung zu finden. Wir fuchen vor Allem zu verjöhnen und 
würden uns glüdlich jchägen, wenn es uns gelänge, zwiſchen beiden heilen, 
el ſchon nicht befriedigende, jo doch wenigftens erträgliche Beziehungen her» 
zuftellen. 

„Wie wir jchon oben bemerkten, war die Aufrechthaltung des Concordats, 
in jenem Sinne, in welchem es im Jahre 1855 abgejchloffen worden war, 
für die k. und k. Regierung die abjoluteite Unmöglichkeit geworben. Es ift 
nuglo8, gegen eine jo unwiderlegliche Thatſache die Landläufigen Argumente 
bervorzuholen, nad welden man bald den zweijeitig binbenden Charakter 
jener Bereinbarung anführte, Bald von den mit der Leitung der Staats⸗ 
geihäfte betrauten Perjönlichleiten einzelne für alles, was geſchehen war, ver- 
antwortlid machte. Von dem Augenblid an, in weldem durch Wiederher- 
ftelung der Verfaſſung in Ungarn jenes ganze Land, ohne fih in Oppofition 
zu feinem Epifcopat zu ftellen, ſich weigerte, die Giltigfeit des Concordats an⸗ 
zuerkennen, war es auch unmöglich geworden, den entgegengejegten Sak in der 
MWefthälfte des Reichs, in welcher die Agitation gegen daß Goncordat in weit 
größerm Umfang berrichte, aufrechtzuerhalten. Selbft ein auß den ausge⸗ 
prägteften Führern der jogen. clericalen oder reactionären Partei zuſammen⸗ 
gejetztes Minifterium wäre ebenjowenig, wie bie heute thatſächlich am Staats⸗ 
ruder jtehenden Männer im Stande gewefen, in diejer Richtung die Lage der 
Dinge zu ändern. 

„So ſchmerzlich es aud für den römifchen Hof jein möge, diefe Worte 
* zu müſſen, jo können wir ihm doch nicht folgende Wahrheiten ver⸗ 

ehlen: 

„Die weſentlichſften Beſtimmungen des Concordats find in Oeſterreich 
unausführbar geworden; die privilegirte Stellung, welche dieſer Act dem 
Clerus einräumte, kann ihm nicht länger verbleiben, und würde ihm in Zu⸗ 
kunft nur ſchaden; ſchließlich iſt es illuſoriſch, zu hoffen, daß dieſe Sach⸗ 
vage Nur vorübergehend jei und durch einen Miniſterwechſel modificirt wer⸗ 
en Tönnte. 

„Der k. und k. Regierung fällt e8 nicht im entfernteften bei, mit der Kirche 
Streit zu fuchen; fie wünſcht im Gegentheil nichts ſehnlicher als eine Ver⸗ 
ftändigung. Sie hat inmitten der Schwierigkeiten, mit denen fle zu kämpfen 
Bat, ihre Ruhe und Unparteilichteit auch nicht einen Augenblid verläugnet. 
Sie hat allen Parteien Rathſchläge der Klugheit und Mäßigung gegeben, 
und ftet3 darauf geachtet, ſich die Möglichkeit, beſſere Beziehungen zur Curie 
in Zulunft berauitellen, vorzubehalten. 

‚Des Beweis für das Vorerwähnte mag man in der zweifachen Thatjache 
finden, daß die k. und k. Regierung fi forgfältigft enthielt, über die Rechts⸗ 
beftändigfeit des Concordats in jeiner Grenze fih auszuiprechen, und daß fie 
gerade in jenen Fragen, welche in Rom die größte Aufregung verurfachten, 
d. i. in den beirefi8 der Ehe und Schule zur Durchführung gebrachten Res 
formen, eine große Zurüdhaltung bewies, Wenn man zugibt, daß die Ver» 
hältnifie, jowie Grundjäße, deren Annahme diefe herbeigeführt hatten, es der 
Megierung nicht geftatteten, fi auf den ausſchließlichen Standpunkt des katho⸗ 
liſchen Staats zu ftellen, und daß fie im Gegentheil verpflichtet war, ihre 
geleßgeberifche Thätigkeit mit dem Grundjag der Gleichheit der Culte vor dem 
Geſet in Einklang zu bringen, jo muß man den laiſerlichen Cabinet die 
Gerechtigkeit widerfahren laſſen, anzuerlemen, daß es nad Kräften bemüht 
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bald überall jene des allgemeinen bürgerlichen Rechtes jein. Eine große Reihe 
anderer Gejete erledigte Tragen der mannigfachſten Art auf dem Gebiete der 
Juſtiz und der Verwaltung, des Handels und der Finanzen. Die Verwaltung 
wurde wejentlich vereinfacht, für die Verbefjerung des Looſes der Staatsbeamten 
und Diener haben Sie gethan, was bei den heutigen beengten Yinanzauftänden 
des Staates geichehen konnte. ... Das Gele über die Gewerbegerichte wird 
aud bei und eine Inſtitution ſchaffen, die fih in anderen Ländern bewährt; 
es bezeichnet zugleich einen erfreulicden Anfang der Legislation im Intereſſe 
der arbeitenden Klafien der Bevölkerung. Sie haben aud den höheren, den 
fittliden und geiftigen intereffen der von Ihnen vertretenen Bevölkerung Ihre 
Sorge zugewendet. Die in den Staatögrundgejegen ausgeiprocdhene gleiche Be⸗ 
rechtigung der Angehörigen aller anerfannten Confeffionen im Staate erhielt 
dur das Geſetz Über die interconfejfionellen Verhältniffe concreten Ausdruck. 
Mit Beachtung der Grenzen der kirchlichen und weltlichen Gewalt wurde das 
bürgerlihe Eherecht wieder bergeftellt und erweitert. Das Verhältniß der 
Schule zur Kirche wurde, ohne den mwohlthätigen Einfluß der lehteren zu 
ichmälern, in einer den wichtigen Aufgaben des Volksunterrichts zufagenden 
Meile geordnet. Ich hege die Erwartung, daß diefe gefeglihen Anordnungen 
fih als dauernde Grundlage eines friedlichen, einflängigen Waltens des Staates 
und der Kirche bewähren werden. Zugleich ſpreche ich die zuderfichtliche Hoff- 
nung aus, daß die verjüngte Volksſchule, welche dur das joeben von Mir 
fanctionirte Schulgejeß auf die der heutigen Bildung entiprechende Höhe ge= 
hoben werden fol, dem Baterlande jene Fülle von Wiſſen und Können bieten 
wird, welche nad) dem Zeugniffe der Gejchichte die ficherfte Grundlage der Macht 
und des MWohlitandes der Staaten und Völker bildet. Wenn Sie, geehrte 
Herren, nun am Schluſſe einer zweijährigen Sitzungsperiode den weiten Kreis 
Ihrer angeftrengten Thätigfeit noch einmal im Geifte überjchauen, dann wird 
Sie das Bewußtſein treu und redlich gelibter Pflicht erfüllen, und Ihnen neue 
Kraft zu den großen Aufgaben verleihen, die Ihrer noch harren und zu deren 
Löſung Ich Sie wieder berufen werde. Ich wünſche aber und hoffe, daß dann 
auch Diejenigen, die fich heute dem gemeinjamen Werfe und der gemeinjamen 
Arbeit noch entziehen, fi mit Ihnen an beiden betheiligen. Oeſterreich ſoll 
die große Heimath fein, die alle feine verſchiedenen VBölfer, in welcher Zunge fie 
auch ſprechen, mit gleicher Gerechtigkeit, mit gleidem Wohlwollen, mit gleicher 
Pflege ihrer Intereſſen und ihrer Eigenthümlichkeiten zu umfangen berufen 
ift. Die Verfaſſung ift der Boden, auf welchem diejes Ziel zu erreichen ift, 
und auf demfelben wird die Verftändigung unter den Völkern, deſſen bin Ich 
gewiß, erfolgen, weil fie erfolgen muß, weil nur Oeſterreich es ift, das allen 
jeinen Bölfern Schuß, Freiheit und Bewahrung ihrer Selbftändigkeit und 
Eigenart bietet.” 


15. Mai. Oeſterreich lehnt bie Anregung Bayerns „ob nit zum Schube 


der modernen Staatsprincipien vorbeugende Maßregeln, wie 3. B. 
Abmahnungen an bie Bifchöfe ber einzelnen Länder ober Protefta- 
tionen in Rom, insg Auge zu faflen feien, und ob es nidht für an- 
gezeigt gehalten werde, ein Einverftänbniß über derartige, wenn nicht 
collective, doch möglichſt identifhe Schritte durch gemeinfame Be⸗ 
rathungen, vielleicht felbft durch eine Eonferenz von Vertretern ſämmt⸗ 
licher betheiligten Regierungen herbeizuführen," feinerfeits, gleich 
Frankreich, ab: 


„... Steht e8 nun aber als allgemeine Regel feſt, daB den anerkannten 
Religionsgefellichaften in ihren inneren Lebensäußerungen, fo lange dieſe nicht 
mit dem ſtaatlichen Standpunkt collidiren, die vollfte Freiheit gelafjen werben 
müſſe, fo hat die kaiſ. und königl. Regierung in der Sachlage, wie fie fi 
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bis heute barftellt, keine genligenven Motive des Rechts oder der Opportunität 
zu erbliden vermocht, um jchon jet dem an ſich jo beachtenswerthen Vorſchlag 
der k. bayer. Regierung Folge zu geben. — Ueber den Verlauf des Eoncils 
tönnen nämlich dermalen nur Bermuthungen, mehr oder weniger wahrſchein⸗ 
ſcheinliche, aufgeftellt werden. Richt einmal über das Programm der Bes 
rathungsgegenftände des Concils find andere officielle Aufſchlüſſe als die übers 
ſichtlichen Andeutungen der päpftlicden Einberufungsbulle vorhanden. Das 
Gebiet der wirflih rein dogmatilhen Tragen wird ohnehin niemand dem 
allgemeinen Kirchenrath ftreitig machen wollen. Was aber die ftantsfirchlichen 
Angelegenheiten, jowie diejenigen Materien betrifft, welche mit der Eonfelfion 
zugleich daS bürgerliche Recht berühren, jo Läßt fich heute ſchwerlich ſchon ein 
Urtheil darüber gewinnen, ob die Gefahr vorhanden fei, daß die in diefem 
Bereich jeither hevorgetretenen Gegenfäte durd) die Verhandlungen und Bes 
Ichlüfie des Concils noch geſchärft und zu größerer Gefährlichkeit für die Rube 
der Staaten gefteigert werden könnten. Wir können das Borhandenjein einer 
ſolchen Gefahr weder betätigen noch in Abrede ftellen. Doch dürfte im allges 
meinen faum voraußfeten fein, daß die Biſchöfe der Fatholifchen Welt, die der 
großen Mehrzahl nad in Ländern mit vollflommen fäcularifirter Gejeggebung 
leben und wirken müffen, nicht eine genaue Kenntniß der praktiſchen Noth⸗ 
wendigfeiten unjeres Zeitalter nah Rom mitbringen follter. Und wenn die 
Erwartung beredtigt ift, daß es dem Zweck der Erhaltung des Friedens 
zwilchen Staat und Kirche an Wortführern unter den Prälaten des Goncils 
nicht fehlen werde, fo liegt e8 nicht im Intereſſe der Regierungen, diefe Stimmen 
als von Staatswegen patronifirt erjcheinen zu laflen, und dadurd) in ihrer 
Autorität zu beeinträchtigen. Es läßt fich ferner dermalen noch nicht erkennen, 
wie die päpftliche Curie, welche in der jegigen Weltlage die Präcedentien früs 
herer Jahrhunderte in Bezug auf die Theilnahme der weltlichen Fürften an 
den Goneilien nicht wird erneuern können noch wollen, gegenüber den Regie 
rungen hinfichtlich derjenigen VBerhandlungsgegenftände ſich zu verhalten gebentt, 
in welden die Beichlüffe des Concils nicht ohne ftaatlihe Anerkennung zur 
Ausführung gelangen könnten. Nach unferer Auffaflung find aber die Regie- 
rungen volllommen in der Lage, die in dieſer Richtung etwa erforderlich wer⸗ 
denden Schritte des KirchenregimentS abzuwarten. — Würde demnädft das 


verſammelte Concil fi wirklich anjhiden, in die Rechtsſphäre der Staatöge- 


walt überzugreifen, oder würden fich beitimmte Indicien für eine derartige 
Abficht in authentifcher Weile herausftellen, dann wäre auch nad der Anficht 
der Tail, und königl. Regierung der Tal ficher nicht auszuſchließen, daß neben 
den abmwehrenden und abmahnenden Schritten der einzelnen Staaten auch ges 
meinfame Berathungen der Cabinette zum Zwed übereinftimmender Wahrung 
der StantShoheitsrechte fih als nöthig oder nüßlich erweilen könnten. Dagegen 
vermögen wir nicht dafür zu flimmen, daß der bloßen Präſumtion möglicher 
Eingriffe in diefe Nechte die Thatſache einer diplomatiſchen Gonferenz entgegen- 
geftellt und dadurh — abgejehen von der erhöhten Schwierigkeit auf jo un 
fiherem Grunde zu feiten Einverjtändnifjen zu gelangen — vielleicht der Schein 
einer beabfichtigten Controle und Beſchränkung der Freiheit der katholiſchen 
Kirche hervorgerufen und die Spannung der Gemüther ohne Noth vermehrt 
werden Tönnte. . . .* 


16, Mai. (Defterreidh: Tyrol). Der kath. Zweigverein in Schlanbers 


17. 
20. 


wird von der Statthalterei für aufgelöst erklärt. 
» (Defterreid: Krain). Großer ſloveniſcher Tabor in Wifchmaric. 


„ —3. uni. (Ungarn). Landtag: Adreßdebatte des Unterhaufes. 
Es Tiegen bemfelben vier verjchiedene Entwürfe vor. Derjenige 
ber Deakpartei wird ſchließlich mit 255 gegen 142 St. angenommen. 
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23. Mai. (Krain). Deutſche Turner werben auf einem Ausfluge von 


24. 


29. 


Laibach aus von ſloveniſchen Bauern ohne alle Veranlaſſung über⸗ 
fallen und mißhandelt. 

„ Auf den F.M.L. Grafen Creneville erfolgt in Livorno, wo ſich 
berjelbe ohne Rüdfiht auf die Erinnerungen von 1849 öffentlich 
zeigt, ein Attentat, durch welches derfelbe verwundet, der ihn be: 
gleitende öfterr. Conſul Inghirami getödtet wird. Der Thäter ent- 
fomnt und bie von ber ital. Regierung angehobene Unterfuchung 
führt zu feinem Refultat. 

» (Defterreidh: Galizien), ine Minijterialverorbnung erhebt 
die polniſche Sprache, ftatt der deutſchen wie bisher, zur Amtsſprache 
ber Behörben. 

Im allgemeinen haben jämmtlihe galiziſche Behörden, welche unter den 
Minifterien des Innern, des Handels, der Finanzen, der öffentlichen Sicherheit 
und de Aderbaues jtehen, jowie die Gerichte und der Landesſchulrath im 
internen Dienft und Verkehr fi) Tediglich der polnischen Sprache zu bedienen. 
Nur find bei den öffentlichen Kaffen diejenigen Ucten, welche zur Controle oder 
zur Zufammenftellung periodiſcher Nachweife dienen, deutſch zu führen, deutſch 
bleibt auch die innere Verwaltung und Manipulation beg Poſt⸗ und Telegraphen» 
wejens, jowie der unmittelbar unter dem Minifterium ftehenden ſtaatlichen In⸗ 
duſtrie⸗Etabliſſements; die Gerichte endlich haben „nach Thunlichkeit,“ wo die 
Ausfertigung in einer anderen als der polniſchen Sprache erfolgte, auch Vor⸗ 
trag und Berathung in derjelben Sprache zu halten. Für die Verwaltung, 
Unterrichts⸗ und Sicerheitöbenbrhen, jowie für die Gerichte tritt die Verord⸗ 
nung mit dem 1. Oct. d. 3. in Wirkſamkeit, für die übrigen Aemter und 
ſpeziell für die Steuerbehörben ift fie binnen drei Jahren durdzuführen. Für 
den Verkehr der galiziichen Behörden mit den Militärbehörden — aud in 
Öalizien ſelbſt —, mit den Gentralitellen und mit allen nichtgaliziſchen Bes 
hörden wird auch in Zukunft die deutſche Sprache die Amtsſprache bfeiben. 
„ Kin Erlaß des Minijteriums des Innern glaubt nochmals, 
und zwar mit ausdrüdliher Berufung auf biekfällige wiederholte 
Entfeheidungen des oberften Gerichtshofs, den Länderhefs in Er: 
innerung bringen zu follen, daß das den von einem weltlichen Ge: 
richt verurtheilten ©eiftlihen nad Art. 14 des Concordts rückſichtlich 
ber ihnen anzuweilenden Straforte eingeräumte Vorrecht nach Inhalt 
des Staatsgrundgefeßes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
als erloihen zu erachten fei, und daß ſich die Länderchefs mithin 
fortan jeder Einflußnahme auf die nunmehr lediglich den Gerichten 
zuftehende Verfügung über den Haftort zu enthalten haben. 


4. uni. (Ungarn). Landtag: Die Regierung legt dem Unterhaufe 


8. 


11. 


einen Geſetzentwurf betr. Regelung ber Gerichte erfter Anftanz vor. 
„ (Ungarn), Landtag: Das Unterhaus wählt in bie Delegation 
ausschließlich Deakiſten, nachdem der Deakklub bejchloffen, Feine Oppo⸗ 
fitionsmitglieder zuzulaffen. 

„ @&efterreid: Böhmen). In der Nähe des Polizeigebäubes 
von Prag exrplobirt eine mit Eifen und Blei gefüllte Petarde, ohne 
jebodh großen Schaden zu erzielen. Der Urheber, ein czechifcher 
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Arbeiter, wird ergriffen und es wirb bei bemjelben außer Vorräthen 
von Bulver, Blei ꝛc. auch eine geheime Druderei vorgefunden, 


12. Juni. (Defterreih). Das Linzer Landesgericht befchließt die An- 


21. 


age gegen ben Biſchof Nubigier von Linz wegen Verbrechens 
öffentliher Ruheſtörung. 
„ (Defterreih). Das Reichsgericht conftituirt ſich. 


24. „u (Ungarn) Eröffnung des Katholiken-Congreſſes in Peſth 


2. J 


durch den Primas Simor. Das von ihm ausgearbeitete und vom 
Cultminiſter Eötods beſtätigte Wahlſtatut Hat dem Clerus von vorne 
herein das entſchiedene Uebergewicht vollſtändig gefichert. 


uli. Depeſche des Reichskanzlers Graf Beuſt an den öſterreichiſchen 
Botſchafter in Rom, in welcher der Standpunkt der Regierung 
der römiſchen Curie und dem öſterreichiſchen Epiſcopat gegenüber 
neuerdings einläßlich dargelegt wird: 

„Während der erſten Zeit Ihres Aufenthalts in Rom waren Sie mehrere 
Male in der Lage eine verſöhnlichere Stimmung der Curie gegenüber der 
Tail. und kgl. Regierung conſtatiren zu können. Mehrere Anzeichen geſtatte⸗ 
ten Ew. Excellenz die Annahme, daß der heil. Vater, ebenſo wie ſeine erſten 
Räthe, die Lage der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie und die Urſachen jener 
beflagenswerthen Differenzen, welche im Laufe des Jahres 1868 entftanden 
waren, gerechter zu beurtheilen anfingen. Mit aufrichtiger Genugthuung 
haben wir diefe Symptome zur Senntniß genommen, und uns bemüht, durch 
unfere Haltung die Entwidlung jener Strömung, die Ew. Excellenz uns fig- 
nalifirten, zu fördern. Nach ihren letzten Berichten jedoch ift eine Art Still 
ftand in der fortſchreitenden Verbeſſerung unferer Beziehungen zum hl. Stuhl. 
eingetreten. Sin Vorkommniß der jüngften Zeit — der Linzer Zwilchenfall 
— hat vor Allem dazu beigetragen, die alte Empfindlichkeit wieder zu erres 
gen, und neues Mißtrauen gegen die Abfichten der Tail. und kgl. Regierung 
wachzurufen. Ich habe Ew. Excellenz bereit die nöthigen Informationen 
übermittelt, um Sie in die Lage zu verjegen, den oben citirten jpeciellen Fall 
auf den richtigen Thatbeitand zurüdführen zu können. Ich halte es aber nicht 
für überflüfiig, bei Ddiefer Gelegenheit weiter zurüdzugreifen, und hier von 
einem allgemeinen Geſichtspunkt die Urſachen unjeree Schwierigkeiten mit dem 
heil. Stuhl zu prüfen. Dieſe Unterſuchung wird uns vielleiht das Mittel 
finden laſſen, wenn auch nicht zu einer DVerftändigung, doch mwenigftend dahin 
zu gelangen, daß wir einige der Hinderniſſe, die ſich der Herftellung eines be⸗ 
friedigenden Standes der Verhältniſſe entgegenjegen auf dieje Weife befeitigen, 

„Bor allem fcheint e8 mir unerläßlich, einen Rüdblid auf die Vergangen- 
heit zu werfen, wenn wir uns anders über die Thatjachen, die fi in der 
Gegenwart ereignet haben, genaue Rechenſchaft geben wollen. 

„In der zmeiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts trat in allen civilifir« 


“ten Staaten das ſichtbare Beftreben hervor, die weltliche Gewalt von ihrer 


Abhängigkeit von der kirchlichen Macht zu befreien. Auch Oeſterreich konnte 
fich der Einwirkung diefer ebenſo Starken, als ausgebreiteten Bewegung nicht 
entziehen. Daraus entitand das allgemein unter dem Namen des Joſephi⸗ 
nismus belannte Syſtem. Diefe Bezeihnung ift jenoh in den Augen der 
Geſchichte nicht vollftändig gerechtfertigt, da Kaiſer Joſeph, um aufrichtig zu 
fein, dieſes Syftem nicht jchuf, wenn er auch unbedingt der energiſchſte Ver⸗ 
treter defielben war, und es vielleicht in einer die beabfichtigten Grenzen weit 
Überjchreitenden Weile zur Anwendung brachte. Die Wahrheit legt uns die 
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Pflicht auf, anzuerkennen, daß dieſer von den beſten Intentionen beſeelte Mo⸗ 
narch fich nur den von der erhabenen Kaiſerin Thereſia, und ſelbſt von dem 
Vater derſelben, Karl VIJ., in die Regierung eingeführten Grundſätzen con» 
formirte, wenn er fie au nad) größerem Maßftab inder Praxis zur Anwendung 
bradte. Dem ſtürmiſchen Aufſchwung des Regime’8 Joſephs II. folgte, wie 
dieß häufig bei Bewegungen, die nit Maß zu Halten wiflen, zu gejchehen 
pflegt, eine Art von Reaction. Unter den Kaiſern Leopold HI. und Franz I. 
wurden die Gejege ihrer Vorgänger in der Praxis wejentlih gemildert, und 
diefe Monarchen beftrebten ſich, auf dieſe Weiſe befjere Beziehungen zur Kirche 
herzuftellen, ohne im Ganzen das Princip der ftaatlichen Aufſicht über die 
Tirchlichen Angelegenheiten erfchüttern zu laſſen. Dieſes Princip entſprach 
aber auch in der That zu vollkommen der autofratifchen und bureaufratiichen 
Bafis, auf welcher die Regierung der öſterreichiſchen Länder damals beruhte, 
als daß man es hätte wagen dürfen, diefen Grundftein aus dem Gebäude 
herauszureißen. Man konnte jedoch nicht in Abrede ftellen, daß fich die öfter- 
reichiſche Geſetzgebung jener Epoche in einem grelfen Widerjpruch mit gewiſſen 
Dogmen der Zatholifchen Kirche befand. Die hieraus refulticenden Schwierig 
feiten wurden immer läftiger und empfindlicher in der Praxis, nachdem in 
Folge des Cölner Conflikts die katholiſche Idee in ganz Deutichland einen 
neuen Aufſchwung genommen hatte. Vor allem war es der StaatSfanzler 
Fürſt Metternich, welcher in den letzten Jahren der Regierung Franz I. und 
während der ganzen Regierung Yerdinand 1. laut erklärte: die Dinge könn 
ten länger nicht fo bleiben, und man müſſe fich beftreben, mit der Fatholifchen 
Kirche auf dem Gebiete der Principien Trieden zu fchließen. Der Fürft 
machte zahlreiche Berfuche, die ihm zur Seite ftehenden StaatSmänner für 


feine Ideen zu gewinnen, und fie dahın zu beftimmen, daß fie zu einem billi« 


gen Ausgleich mit Ron ihre Einwilligung gäben, aber jeine Bemühungen 
icheiterten immer an einer Oppofition, welche zu jener Zeit jelbft unter gewiſſen 
kirchlichen Würdenträgern, die im Geifte jenes Syſtems der ftaatlichen Ober- 
aufjicht erzogen worden waren, die mächtigſte Stüße fand. 

„Dieſe wichtige Frage blieb jomit in der Schwebe, bis die Bewegung des 
Jahrs 1848 ausbrad. Bon dem Moment an, in weldem man in alle 
Sphären des Öffentlichen Lebens das Princip der Freiheit der Bewegung ein» 
führen wollte, wurde e8 unmöglich, die Tatholiiche Kirche allein am Gängel- 
bande behalten zu wollen. Mit der Einſetzung eines wie immer geftalteten 
conftitutionellen Regiments mußte das Syſtem der ftaatliden Allmadt der 
Kirche gegenüber von ſelbſt fallen. Dieſe Thatſache und die in der Lage der 
Dinge eingetretene Veränderung mwurden von den damals am Staatsruder 
ftehenden Männern nicht verfannt. Als das von dem fogen. conftituirenden 
Kremfierer Reichstag verfuchte Wert gefheitert war, enthielt die ſodann erlaf- 
ſene octroyirte Verfaffung vom 4. März 1849 im Gegenfat zu allen bis zu 
jener Zeit überlommenen Traditionen die ausdrädliche Anerkennung des Prin⸗ 
cips der Freiheit der Fatholifchen Kirche. Es tft demnach eine unbeftreitbare 
hiſtoriſche Thatjache, daß die Katholiken in Defterreih dem conftitutionellen 
Princip allein e8 danken, daß fie von den beunruhigenden Schranfen befreit 
wurden, welche der oft in ſehr ausgedehntem Maß geübte Einfluß des Staats 
auf firchliche Angelegenheiten ihren Ueberzeugungen zog. Man hätte fih an 
diefen Umftand in Rom erinnern follen, als man in einer Allocution, deren 
Wirkung wir heute noch bedauern, unjere Berfaffung zum Gegenftand einer jo 
beißenden (acrimonieuse) Verurtheilung machte. 

„Es war eine ſchwierige, der edelſten Geifter würdige Aufgabe, die in der 
Verfaffung des Jahrs 1849 nievergelegten Keime zur Entwidlung zu bringen. 
Um diefen Zwed zu erreichen, mußte man zwiſchen zwei Wegen wählen. Man 
hatte die Möglichkeit: 

1) entweder die. beftehenvden Gefege und Verordnungen, die filh der neuen 


Ordnung der Dinge nicht anpafjen ließen, auf demjelben Wege zu befeitigen, 
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auf welchem fie entſtanden waren, d. i. durch einfache Ausübung der legis⸗ 
lativen Gewalt; ober 

2) mit dem hf. Stuhl ein fürmliches Uebereinkommen, beifpielsweife ein 
Eoncordat abzufchließen, welches den beabfichtigten Reformen den Charakter 
eines zweifeitig verbindlichen Acts geben jollte. 

Es Steht außer Zweifel, daß die erjtere Art des Vorgehens nicht nur 
einfacher, jondern auch den conjtitutionellen Principien entſprechender geweſen 
wäre. Denn in der That jchließen diefe, bei aller Anerkennung der öffentlichen 
Theilung der Gewalten zwiſchen dem Monarchen und den Vertretungsförpern 
der Nation, jeve Einflußnahme einer fremden Gewalt auf Angelegenheiten, 
welche in daß Gebiet der innern Gejekgebung fallen, völlig aus. Dieß ift 
auch der Grund, aus welchem in falt allen Tällen, in welchen zwiſchen Nom 
und conjtitutionell regierten Staaten Concordate abgejchloffen wurden, das ges 
troffene Uebereinlommen mittelft Tpecieller Verordnungen, die von der in voller 
Machtfülle und Unabhängigkeit handelnden gejeßgebenden Gewalt erlaflen wur« 
den, in Wirkfamleit trat. Oft wurden jene Verordnungen, wie die „organts 
ſchen Artikel“ in Frankreich, in einem ganz andern Geift abgefaßt, als jener 
war, der bei den Arrangements obgewaltet hatte, die nun durch die erwähn⸗ 
ten Verordnungen zur Ausführung gebracht werden follten, und mit denen 
fie nur mittelft einer einigermaßen gezwungenen Auslegung in Einklang ge- 
bracht werden konnten. Im Anfang fchien man in Defterreih die Wahrheit 
der von mir jo eben ausgeſprochenen Anihauungen anzuerfennen. Man ord⸗ 
nete zuerſt durch Verordnungen, von denen einige noch gegenwärtig in Kraft 
fteben, die neuen Beziehungen, die zwiſchen Staat und Kirche hergeftellt 
werden jollten; in vemjelben Verhältnik jedoch, als man ſich von der Idee 
nach conftitutionellen Yormen zu regieren entfernte, vollzog ſich auch ein Wech⸗ 
jel der Anfhauungen, und man Jhlug andere Wege cin. 

„Es ift pofitiv, daß felbft in jener Zeit, in weldem Migr. Rauſcher, der 
damals nur Biſchoſ von Lavant war, mit jener Million betraut wurde, welche 
zur Anbahnung des Concordats führte, die Tat). Regierung noch nicht daran 
dachte, eine Transaction von einer ſolchen Bedeutung abzuschließen. In jenem 
Zeitpunkt beabfichtigte die Regierung nichts mehr, als mit dem heil. Stuhl 
in Betreff der Ehegeſetzgebung zu einer Verftändigung zu gelangen. Nur 
allmählid und nah Maßgabe der darauffolgenden langwierigen Berhandluns 
gen gelangte man zur Zujfammenftellung jenes ausgedehnten Stoffes, welcher 
den Gegenftand des Concordats bildete. 

„Es ift nicht unfere Abficht, uns hier in eine eingehende Kritik jenes Akts 
einzulafien. Wie jedes menſchliche Werk trägt e8 den Stempel der Zeit, in 
der e3 entftand. Im Jahre 1855 war Defterreich ein ftraff centralifirter, von 
einer abjoluten Macht regierter Staat. Ein einziger Wille machte dajelbft 
das Geſetz, und er war feiner andern Gontrole unterworfen als jener, welche 
die momentanen Einflüffe der Lage ausübten. Man darf fi nicht wundern, 
wenn daß Oberhaupt der katholiſchen Chriftenheit in jeinen Verhandlungen 
mit einer derart conftituirten Regierung feinen Getreuen in Oefterreih nicht 
nur eine Stellung zu ſchaffen juchte, weldde fie vor einer beläftigenden Bevor⸗ 
munbung der Bureaufratie ficderte, jondern ſich auch beftrebte, für die Kirche 
alle jene Privilegien zu erlangen, welche ihr nach den Beichlüflen des Triden⸗ 
tiner Concils innerhalb jenes gleichfalls auf dem Princip des Prinilegiums 
begründeten Feudalſtaats gebührten, die aber im modernen Staat feit mehr 
als einem Jahrhundert die Berechtigung des Beſtehens eingebüßt haben. Wie 
ih jhon oben bemerkte, muß man fi immer, um zur richtigen Beurtheilung 
der Entftehung und Tragweite des Concorbais zu gelangen, die in Folge der 
1848er Ereigniſſe herrſchenden centraliftiichen Ideen vergegenwärtigen — Ber 
ftrebungen, die heute noch zahlreiche Anhänger zählen, und die zu jener Zeit, 
in der Hoffnung, die Gentralijation durch eine verftärkte Goncentrirung kirch⸗ 
licher Macht zu verftärken, fih zu einer Theilung herbeiließen, melde, weit 
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entfernt He zu kräftigen, ſie vielmehr ſchwächen mußte So laſſen ſich bie 
damals von der Curie errungenen Erfolge erklären. In der That willigte 
der heil. Stuhl in einige Conceſſionen an die weltliche Macht, die des Wer⸗ 
thes nicht entbehren, den man aber auch in Rom in ausgiebiger Weiſe gel⸗ 
tend zu machen wußte In die Zahl derſelben gehört auch das Recht der 
Ernennung zur Mehrzahl der hohen kirchlichen Würden. Aber neben diejen 
Beltimmungen enthält das Concordat eine Reihe anderer, welche dem Epifcopat 
und dem Klerus überhaupt eine Ausnahmsftellung ſichern und Ddiejelben den 
Staatögejegen entziehen. Man muß ſchließlich fefthalten, daß das Concordat 
in feiner Ganzheit nichtS weniger als in jenem Geiſt abgefaßt war, welder 
die Berfaffung des Jahrs 1849 dictirt Hatte, daß es dagegen weit. mehr dem 
Gedanken einer herrſchenden Religion, einer Urt von Staatsreligion, entſprach, 
die im Widerſpruche zu allen modernen Ideen von conititutioneller Freiheit 
ſteht. Diefe Mängel der durch das Concordat geihaflenen Lage traten noch 
Ihärfer bald hierauf bei der Publication des Ehegefetzes hervor. Diefes ent» 
hielt Beitimmungen, deren praftifche Anwendung oft harte und vexaioriſche 
Wirkungen hervortreten ließ. Auch ſah man von diefem Augenblid an, wie 
der ſchlechte Einprud, den der Abſchluß des Concordats überhaupt auf die 
oͤſterreichiſche Bevölkerung gebt hatte, immer mehr und mehr bedeutend zus 
nahm. Jener Act — weit entfernt als eine unpartetiiche Verwirklichung des 
im Jahr 1849 inaugurirten Grundfageß ber freien Kirche im freien Staat 
betradtet werden zu köͤnnen — wurde nur zum ausſchließlichen Vortheil einer 
der beiden Parteien und unter Bedingungen abgeichloffen, die mit dem Beltand 
einer gewiſſen Regierungsform in Oeſterreich aufs Innigfte verknüpft waren. 
Darin lag der Hauptfehler und die Schwäche eines Werkes, deſſen Beftand 
jelbft Schon in jenem Augenblidle bedroht fein mußte, in welchem die Lage, in 
deren Srwägung es geſchaffen worden war, eine Aenderung erfuhr. Diele 
Wahrheit machte ſich auch bei der Wieverherftellung des conftitutionellen Regime's 
in Oefterreich fofort geltend. Schon in den Jahren 1862 und 1863 ſehen 
wir in Rom einen öfterreichiihen Unterhändler mit der Aufgabe betraut, 
wejentliche Aenderungen des Concordats zu erreichen. Unglückſeligerweiſe blie- 
ben die an jene Unterhandlungen gefnüpften Hoffnungen illuſoriſch, trotzdem 
dag man fie fierlih im Geiſte vollftändigfter Mäßigung angebahnt Hatte, 
„Dieſer Zuftand der Dinge fchleppte fih jo mühjfem bis zu den Ereig- 
niffien des Jahrs 1866 fort, weldhe die Frage der Beziehungen des Staats 
zur Kirche in eine neue Phaſe treten ließen. In den Augen eine3 jeden wah- 
ren Patrioten war e3 Far, daß der Beſtand des Staats nur durch eine 
vollitändige Regeneration deſſelben mittelft der ausgedehnteſten conftitutionellen 
Freiheiten gefichert werden konnte. Die Begüinftigung der freier Entwicklung 
aller lebendigen Kräfte der Nation wurde demgemäß der leitende Gedanke der 
Regierung. Man muß e3 bedauern, daß der Öfterreicgiiche Epiſcopat und die 
von ihm an den Hl. Stuhl gefanvten Berichte nicht jener unwiderftehlich trei⸗ 
benden Kraft Rechnung trugen, welche den in Defterreich entitandenen Umſchlag 
bewirkte. Diejes Ueberfehen ließ au in Rom mehr als eine irrige Auffaſ⸗ 
jung entitehen. Hätten die Organe der Kirche begriffen, daß Angefichts einer 
tstalen Syftemänderung — der Frucht einer gebieterifäjen Nothwendigkeit — 
23 fi nicht mehr darum handeln konnte, fruchtlofe Verſuche zur Nettung 
hinfällig geroordener Privilegien zu machen, ſondern daß es vielmehr ihre 
Aufgabe fein mußte, der neuen Ordnung der Dinge jo weit als nur mög» 


lid eine Wendung zum Bortheil der Kirche zu geben — wie dieß 3. B. der 


belgifhe Clerus wohl begriffen, als ex die Verfaffung des Jahrs 1831 accep⸗ 
tirte — Ste hätten dann ficherlich den projectirten Reformen nicht jenen hals- 
ftarrigen Widerftand entgegengejegt, der ihnen den Vorwurf einbrachte, Gegner 


- der conftitutionellen Organifation der Monarchie zu jein. BDiejer Vorwurf 


it e8, der heute die Stellung des Clerus fo ſchwierig macht, und der, zum 
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großen Bedauern der k. und k. Regierung, oft an ſich unmwichtige und bloß 
einfache Detailfragen betreffende Meinungsverſchiedenheiten verbittert. 

„Das Vorausgeſchickte erflärt es auch theilmeile, wie es kam, daB die 
Sntervention des hl. Stuhles bedauerlicherweise mehr als einmal den Conflict 
verihärfen konnte, anftatt ihn zu mildern. Wir wollen übrigens hier Nies 
manden anflagen. Unſer einziger Zwed ift, unparteiſch die Lage zu prüfen 
und die Sonde in die Wunde zu führen, um, wenn irgend möglich, ein 
Mittel zu ihrer Heilung zu finden. Wir Juden vor Allem zu verjöhnen und 
würden uns glüdlich ſchätzen, wenn es uns gelänge, zwiſchen beiden heilen, 
wenn ſchon nicht befriedigende, jo doch wenigſtens erträgliche Beziehungen her» 
zuitellen. 

„Wie wir Ion oben bemerkten, war die Aufrechthaltung des Concordats, 
in jenem Sinne, in welchem e8 im Jahre 1855 abgeichlofien worden mar, 
für die k. und k. Regierung die abjoluteite Unmöglichkeit geworben. Es ift 
nuglo8, gegen eine jo unwiderleglide Thatſache die Landläufigen Argumente 
bervorzuholen, nad welden man bald den zweijeitig binbenden Charakter 
jener Vereinbarung anführte, Bald von den mit der Leitung der Staats⸗ 
geihäfte betrauten Perjönlichleiten einzelne für alles, was geſchehen war, ver⸗ 
antwortiid machte. Bon dent Augenblid an, in welchem durch Wiederher- 
ftellung der Verfaſſung in Ungarn jenes ganze Land, ohne ſich in Oppofition 
zu feinem Epiſcopat zu ftellen, ſich weigerte, die Giltigfeit des Concordats an⸗ 
zuerfennen, war es auch unmöglich geworden, den entgegengejetten Sak in der 
Weithälfte des Reichs, in welcher die Agitation gegen daß Concordat in weit 
größerm Umfang herrichte, aufrechtzuerhalten. Selbft ein aus den ausge⸗ 
prägteiten Führern der jogen. clericalen oder reactionären Partei zuſammen⸗ 
geſetztes Minifterium wäre ebenfowenig, wie die heute thatſächlich am Staats⸗ 
ruder ftehenden Männer im Stande geweien, in diefer Richtung die Lage der 
Dinge zu ändern. 

„So ſchmerzlich e8 auch für den römijchen Hof fein möge, diefe Worte 
—*— zu müſſen, jo können wir ihm doch nicht folgende Wahrheiten vers 

ehlen: 

„Die weſentlichſten Beſtimmungen des Concordats find in Oeſterreich 
unausführbar geworden; die privilegirte Stellung, welche dieſer Act dem 
Clerus einräumte, kann ihm nicht länger verbleiben, und würde ihm in Zus 
funft nur ſchaden; Schließlich ift es illuſoriſch, zu Hoffen, daß diefe Sadıs 
Lage Mur vorübergehend jei und durch einen Minifterwwechjel mobdificirt wer» 
en könnte. 

„Der k. und E Regierung fällt e8 nicht im entfernteften bei, mit der Kirche 
Streit zu juchen; fie wünſcht im Gegentheil nichts ſehnlicher als eine Ber- 
ftändigung. Sie hat inmitten der Schwierigkeiten, mit denen fie zu kämpfen 
bat, ihre Ruhe und Unparteilichleit auch nicht einen Augenblid verläugnet, 
Sie hat allen Parteien Rathſchläge der Klugheit und Mäßigung gegeben, 
und ftetS darauf geachtet, ſich Die Möglichkeit, beſſere Beziehungen zur Curie 
in Zukunft herzuftellen, vorzubehalten. 

„Den Beweis für das Vorerwähnte mag man in der zweifachen Thatfache 
finden, daß die k. und k. Regierung fi jorgfältigft enthielt, über die Rechts⸗ 
beitändigfeit des Concordats in feiner Grenze fich auszuſprechen, und daß fie 
gerade in jenen ragen, welche in Rom die größte Aufregung verurfaditen, 
d. i. in den betreffs der Ehe und Schule zur Durchführung gebrachten Res 
formen, eine große Zurüdhaltung bewies. Wenn man zugibt, daß die Ver⸗ 
hältniſſe, ſowie Grundfäße, deren Annahme dieſe herbeigeführt Hatten, es der 
Megierung nicht geftatteten, ſich auf den ausſchließlichen Standpunft des Tatho- 
liſchen Staats zu ftellen, und daß fie im Gegentheil verpflichtet war, ihre 
geſetzgeberiſche Thätigkeit mit dem Grundſatz der Gleihheit der Eulte vor dem 
Geſetz in Einklang zu bringen, jo muß man dem kaiſerlichen Cabinet die 
Gerechtigkeit widerfahren laſſen, anzueriennen, daß es nad Kräften bemüht 
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war, die katholiſchen Intereſſen zu ſchonen. Was die Ehegeſeze betrifft, To iſt 
jedem bekannt, daß eine ſehr einflußreiche Fraction unſerer Repräſentativ⸗ 
körper ſich zu Gunſten der Einführung der obligatoriſchen Civilehe ausſprach. 
Selbſt viele, die jener Partei angehören, die am meiſten von katholiſchen 
Ideen durchdrungen iſt, waren der Anſicht, daß mit dieſer Inſtitution das 
einzige Mittel geboten ſei, die Schwierigkeiten zu löfen, und Conflicte mit der 
Kirche zu vermeiden, Nichtsdeſtoweniger ſprachen fi) Autoritäten, denen die 
Negierung Rechnung tragen zu müfjen glaubte, in entgegengeleßten Sinne 
dahin aus, dab der Notheivilehe der Vorzug zu geben jei. Nicht weil die 
Regierung diefe Anficht theilte, Hat fie fih für das in dem eben erwähnten 
Geiſt gefaßte Geſetz erklärt; fie war jedoch, nad) allem, was geſchehen war, 
um fo peinlicher überraſcht, als fie jah, wie der Epifcopat in Hirtenbriefen 
und mit andern Kundgehungen einen Kampf begann, der bevauerlichermweile 
Ergebniffe, wie den Vorfall mit dem Bilchof von Linz im Gefolge haben 
mußte. Was das Schulgefeg betrifft, jo muß vor Allen bemerkt werben, 
daß die neuen geſetzlichen Beitimmungen die Entitehung und den Beitand von 
Schulen mit confefjionelem Charakter geftatten. Der fatholiiche Elerus Tann, 
in bemjelben Maße wie die Laienwelt, von diefen Beltimmungen Gebrauch 
machen, und aus denfelben für den katholiſchen Glauben koſtbare Vortheile 
ziehen. Wirft man einen Blick auf die unter ähnlichen. Umftänden in Frank⸗ 
reich, Belgien und den Rheinprovinzen erzielten Rejultate, zieht man überbieß 
noch die reichen Hilfsmittel, über welche der Epiſcopat in Oeſterreich verfügt, 
in Betracht, jo muß man ftaunen, daß er fich nicht fofort und mit Lebhaftig- 
feit aller jener Erleichterungen bemächtigte, die ihm in dieſer Richtung geboten 
worden waren. Sie würden fiderlih der Kirche die Möglichkeit bieten, fich 
einen derartigen Einfluß zu fichern, der fie für den mit der Aufhebung ihrer 
privilegirten Stellung erlittenen Berluft reihlih entſchädigen würde Wollte 
man jedoch felbjt diefe und ähnliche Vortheile nicht in Rechnung ziehen, fo 
bleibt es nichtsdeſtoweniger unbeftreitbar, daß die neue Unterrichtögejeggebung 
durchaus nicht in einem der katholiſchen Kirche ſyſtematiſch feindfeligen Geift 
abgefaßt iſt. Es ift richtig, daß dieſelbe jchärfer den Antheil feftftelt, dem 
der Staat an der Aufficht über die Schule zu nehmen hat, und daß fie die 
directe Einflußnahme des Elerus auf jeinen eigentliden Refjort, den Religions⸗ 
unterricht, einjchräntt: e8 hüngt aber nur vom Clerus ab, ſich durd eine ge 
ſchickte Haltung einen weſentlichen Einfluß namentlih auf die Volksſchulen zu 
fihern. Wan bat den lebtern keineswegs, wie oft mit Unrecht behauptet wird, 
ihren confeflionellen Charakter vollftändig genommen; man hat nur ihre fort» 
ſchreitende Entwidlung und Verbeſſerung fichergeftellt, indem man gleichzeitig 
den Bedingungen einer gefunden Moral jorgfältigfte Rechnung trug. 

„Wir glauben mit ftrenger Unparteilichfeit das Bild deſſen, was bisher 


‚bier gejchah, entworfen zu haben. &8 bleibt uns nur noch eine Frage zu 


unterſuchen übrig: 

„Iſt eine Verftändigung zwiſchen der gegenwärtigen k. u. k. Regierung 
und dem heil. Stuhle möglich, injolange beide auf fo verſchiedenen Stand« 
punkten ftehen und in fo wichtigen principiellen Yragen auseinandergehen? 
Wir zögern nit, diefe Trage bejahend zu beantworten, bemerken jedoch, daß 
dieß allerdings nur dann möglich je, wenn zunächſt eine Bedingung erfüllt 
wird. Man muß ih vor Allem in Rom entichließen, Oefterreich nicht als 
ein Land zu betrachten, das ausſchließlich dazu beftimmt fei, den Anſchauungen 
de heil. Stuhles zu Willen zu fein; man muß in der Folge die öſterreichiſch⸗ 
ungarifhe Monarchie mit den modernen conftitutionellen Staaten in eine Linie 
ftellen, und demgemäß von der E. und k. Regierung nicht verlangen, daß fie 
fih Zumuthungen flige, die man an Länder wie Franfreid und Belgien zu 
ftellen nicht denken würde, weil man im Voraus wüßte, daß derartige An⸗ 
ſprüche dort nur eine Zurückweiſung erfahren und den Heil. Stuhl zwecklos 
comprommitticen würden. Was in andern Ländern geſchehen Tonnte, ohne 
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deßhalb einen Bruch mit Nom herbeizuführen, muß auch In Defterreich mög⸗ 
lich fein. Dies ift die erfte Orumdregel, von welcher Regierung wie Boll nicht 
abzuweichen feft entilofien find. Ich verhehle mir nicht, daß wohl noch 
einige Zeit verftreichen wird, bevor man in Rom diefe Wahrheit ſoweit aner- 
kennt, um aus ihr irgendweldden Ruben ziehen zu Tönnen. Man wirb es 
vielleicht dort vorziehen, noch zu zaudern, fi auf dem Terrain gewifler for- 
meller Rechtspunkte zu bewegen und gegen das, was man den Bruch einge 
gangener Berbindlichkeiten nennt, zu proteftiren. Dan fann ohne Zweifel auf 
diefe Weile der Kampf verlängern und der f. und k. Wegierung manche 
Berlegenheiten bereiten; man wird aber in noch weit höherm Grade hiedurch 
die Intereſſen der Tatholiichen Kirche in der öfterreichiich- ungarischen Monardie 
Ihädigen. Schließlich wird man fi) doch den bittern Lehren der Erfahrung 
fügen und zu jenem Ausgangspunkt zurückkehren müſſen, den ich weiter oben 
als den einzigen, vernünftigerweife annehmbaren bezeichnet habe. 

„Würde e8 demgemäß nicht vorzuziehen, fein, ſchon von jegt an einen 
energiichen Entichluß zu fallen und jo die k. und k. Regierung in die Lage zu 
verjegen, der Kirche jenen vollen Genuß der Rechte und Freiheiten einzuräumen, 
deren fie bedarf, um ihre göttlihe Miffion zu erfüllen und die ihr ſodann 
niemand ftreitig machen würde? Die Verfafiung vom Dezember 1867, gegen 
welche der heil. Stuhl fo laut feine Stimme erhoben hat, enthält alle jene 
Beitimmungen, die im Jahre 1849 in Rom mit wahrer Freude aufgenom- 
men, und die von allen öſterreichiſchen Katholiken als ein Hirtenbrief, der fie 
aus dem och de Joſephinismus erlöfte, begrüßt wurden. Die drei großen 
Poftulate der katholiſchen Kirche: 

1) die Freiheit des Verkehrs der Biſchöfe mit dem Hl. Stuhl; 

2) die Freiheit des Verkehrs der Biſchöfe mit ihren Diöcefanen in Glau⸗ 
bensſachen, und jchlieklich 

3) der Schuß und die Erhaltung der Kirchengüter: 
fie find in der öfterreichiſchungariſchen Monarchie gegenwärtig gewährt und 
mit verfaffungsmäßigen Bürgihaften umgeben. 

„Wenn diejer in unjere Verfaſſung gelegte Keim bis jet noch eine To 
glücklichen Yrüchte trug, als man zu erwarten berechtigt war, fo Liegt die 
Schuld hievon ausſchließlich in dem bedauerlichen Einfluß jener Voreingenom⸗ 
menheit, welche auf einem falſchen Weg verharren macht, wenn man ſich 
unglückſeligerweiſe auf demſelben verrannt hat, anſtatt einen andern und bei» 
feren Ausweg zu ſuchen. Die Schwierigkeiten, auf welche das Eoncordat ftiek, 
beweijen keineswegs, daß die Freiheit der katholiſchen Kirche in unferm Bande 
nicht gedeihen fünne, Möge man fi nur — ich wiederhole es — nicht dar⸗ 
über täuſchen, und es wohl anerkennen, daß wir von einer wahren freiheit 
des Handelns, und nicht von der Aufrethaltung von Doctrinen zu ſprechen 
beabfichtigen, die mit der Entwicklung des Staats unvereinbarli find, und 
deren Werth in Zukunft jelbft in den Augen des römiſchen Hofs nur ein 
problematifcher fein fann. Würden die Bemühungen der katholiſchen Kirche 
fih in dieſer Richtung beivegen, fo würde bie Regierung ſich beeilen, ihren 
Wünſchen entgegenzufommen; fie würde e8 als ihre Heilige Pflicht erachten, 
die Kirche in der Erfüllung ihrer Aufgabe zu unterftügen, und alle Hinber- 
niffe und Vorurtheile, die ihre Action hemmen, zu befeitigen. Bei der gegen- 
wärtigen Lage der Dinge dagegen ift die Regierung im Gegentheil in ihren 
beften Intentionen lahm gelegt, und fie muß Zufdauerin eines Kampfes 
bleiben, der, möge fein Ende wie immer beichaffen fein, in einem Falle heil» 
jame Folgen haben Tann. 

„Eine Aenderung in der Haltung des öfterreichifchen EpifcopatS wäre der 
erfte wünfchensmwerthe Schritt zur Verbefferung der Lage. Wir glauben uns 
nicht zu täufchen, wenn wir annehmen, dat die Bilchöfe ſelbſt in mehr als 
einer Beziehung in der Würdigung ber Verhältnifie verſchiedener Meinung 
find. Wir jehen unter ihnen einige, die ihren Sympathien nad zur politiichen 
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DOppofition gehören, und fich oft in ihrer offieiellen Stellung zu Schritten 
hinreißen laſſen, welche wir in ihrem eigenen Intereſſe abträglich erachten. 
Andere wieder, in ihrer Ueberzeugung eraltirt, führen durch ihre Uebertrei⸗ 
bungen viele Nachtheile herbei, ohne daß man deßhalb die Aufrichtigkeit ihrer 
Ueberzeugung oder die Loyalität ihrer Abfichten in Zweifel ziehen könnte. 
Mit diefen beiden Fractionen des Epiſcopats wird es ohne Zweifel ſchwierig 
fein, zu einer Berftändigung zu gelangen. Dagegen haben wir berechtigte 
Gründe zur Annahme, daß der größte Theil der Bilchöfe nunmehr bereits 
begreift, daß mit dem Beharren auf vem Weg eines unverfähnlicden Wider- 
ftandes man zu feinem guten Refultat gelangen könne. Wenn die Haltung 
diefer Prälaten noch nicht offen eine ähnliche Ueberzeugung erkennen läßt, fo 
liegt der Grund hievon zunächſt in ihrem gewiß jehr berechtigten Wunfche, 
jene Meinungsverjchiedenheiten nicht zu entichleiern, und weiter darin, daß fie 
fürchten deßavouirt zu werden. Wir glauben uns nicht zu täujchen, wenn 
wir behaupten, daß mehrere Biſchöfe fih glüdlic ſchätzen würden, könnten fie 
fih mit Ehren von einer täglid unhalibarer werdenden Stellung zurückziehen. 
Einige unter ihnen — es ſind dieß die hervorragendſten — ſind viel zu ehr 
aufgellärt, um nicht die Nothwendigkeit zu begreifen, zur rechten Zeit jene 
geeigneten Maßnahmen zu treffen, die der Kirche in Oeſterreich den Frieden 
wieder geben, und die unberechenbaren Folgen, welche die Fortdauer des jetzigen 
Conflicts nach ſich ziehen müßte, beſeitigen würden. 

„Will man in Rom die Augen nicht vor der Wirklichkeit verſchließen, wei⸗ 
gert man ſich dort nicht, die Situation im wahren Lichte zu betrachten, ſo wird 
man ſich vor allem dahin entſcheiden müflen, der gemäßigten Fraction des 
öſterreichiſchen Epifcopates in wirkſamer Weile eine Unterftügung zu bieten. 
Den Heil. Stuhl dahin zu bringen, daß er dieje Ideen und dieſe Ueberzeugung 
ih eigen madt, muß die Hauptaufgabe jedes guten Patrioten bilden, dem 
die Verhältnifie es möglich machen, feine Stimme mit Ausfiht auf einigen 
Erfolg in Rom zu erheben. Dieß ıft auch das Ziel, auf welches Ew. Ercellenz 
mit allen Mitteln hinwirken wollen, und indem ich, wie ich joeben gethan, ein 
genaues Bild der Situation und der Urſachen, aus denen fie hervorgegangen 
und der Mittel zu ihrer Beleitigung entwerfe, hoffe ich einige nützliche Data 
an die Hand gegeben zu haben. 

„Wollen Sie bei Sr. Em. dem Hrn. Sarbinal-Staatsfecretär die bier ent⸗ 
wickelren Anſichten zur Geltung bringen, und laſſen Sie fein Mittel unvers 
jucht, um dem heil. Vater und ſeinen erſten Räthen jene Geſichtspunlte, die 
in der vorliegenden Depeſche enthalten ſind, zugänglich zu machen.“ 


5.—6. Juli. (Deſterre ich: Böhmen). Die Czechen feiern demonſtrativ 


den Geburtstag von Huß. 


6. Juli. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Schluß der Verhandlungen 


8. 


über bie AYuftizreform und Annahme des erſten der non der Re: 
gierung vorgelegten Gefegentwürfe darüber mit 203 gegen 156 Et. 


n Der Reihsfanzler Graf Beuft ſieht fi veranlaft, in einer Dep. 
nah Dresden feine Dep. vom 1. Mai bez. ber belgifch-franzdfiichen 
Differenz, indem er felber eingefteht, daß fie vielfach „im Licht eines 
der franzöftichen Regierung geleifteten und mit ihr abgelarteten Liebes: 
dienftes erſchienen fei”, zu rechtfertigen, nicht ohne Geitenhiebe auf 
(preußifhe) „Infinuationen“ zu Gunften einer folden Auffafjung: 

. Nichts kann falſcher fein, als die Unterftellung, daß wir auf Be- 
trieb Frankreichs einen Drud auf die belgiſche Negierung hätten ausüben 


wollen. Durch eine vollkommen unbefangene, vertrauliche und mehr per⸗ 
ſonliche Miitheilun meiner Anſichten an einen belgiſchen Staatsmann glaubte 


11. 
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ich den Iniereſſen unſerer Friedenspolitik nützen zu können. Meine ſehr 


entfäjiebene Meinung nämlid war, daß die belgiſche Regierung nicht wohl 


daran thun würde, ihren Streit mit Frankreich über materielle Interefien zu 
ſehr auf das politiihe Teld zu übertragen, und in Anſprüchen, die fih auf 
die Entwidlung der Communicationsanftalten beziehen, eine um jeden Preis 
zu vermeidende Gefahr für ihre Selbftändigfeit zu erbliden. Nicht zum eriter- 
male bei dieſem Anlaß hielt ich dafür, daß ein ſchwächerer Staat gegenüber 
dem mächtigen Nachbar gerade dann in die entjchievenfte Abhängigkeit und 
Unfreiheit gerathe, wenn er feine abftracte Gleichberechtigung in einer die na⸗ 
türliche Entwidlung der Verkehrszuſtände hemmenden Richtung geltend made. 
Er gewährt hierdurch der ftärferen Macht einen geradezu erdrückenden Vortheil. 
Weiß er ſich dagegen mit Anforderungen, die den vorhandenen Verkehrsbedürf⸗ 
nifjen entgegenfommen, zurechtzufinden, jo wird er um fo mehr die Fähigkeit 
freier Selbftbeftimmung ſich bewahren, wenn es auf. Bertheidigung feiner po= 
litiſchen Exiſtenn und Unabhängigkeit ankommt. Da ih diefe Worte nad 
Dresden richte, wird es mir erlaubt fein zu bekennen, daß meine jächfiichen 
Erfahrungen in diefem Punkt vieleicht nicht ohne Emfluß auf meine Bes 
trachtungsweife geblieben find. Warum hätte ich nicht das Beilpiel anführen 
follen, daß alle Condejcendenzen in Sachen des Zollvereins Sadjen und fo 
viele andere Zollvereinsftanten nicht abgehalten haben, im Jahre 1866 fi 
gegen Breußen zu entiheiden? Man muß fehr eingenommen fein, wenn man 
glauben will: ich habe diejes Beiſpiel angeführt, um der belgiichen Regierung, 
deren Verhältniß zu Frankreich demjenigen der deutichen Staaten zu Preußen 
fo wenig ähnlich sit, den Abſchluß einer Zolfunion mit Frankreich anzurathen. 
Noch ſchlimmer irrt man, wenn man wähnt, die Unabhängigkeit und Neu⸗ 
tralität Belgiens habe von uns geopfert werden wollen. Wir wiſſen nicht, ob je 
die Compenjationsfragen auftauchen werden, welche die unvernieidliche Folge 
eine Abjorption Belgiens dur Frankreich fein wilrden, aber ſicherlich werden 
nicht wir die Vermegenheit haben, den Unftoß zu Combinationen zu geben, mit 
welchen die äußerſte Gefährdung der Interefjen unferer Monardie wie des 
europäiſchen Wriedens verbunden fein würde... .* 

»  Zujammentritt der beiden Delegationen in Wien. Die Re 
gterung legt benjelben ein Rothbuch und das Bubget für bie ge- 
meinfamen Angelegenheiten für 1870 vor. 

Nach diefer Vorlage erfordert das Minifterium des Aeußern 4,102,496 fi., 
um 80,944 fl. weniger als im laufenden Jahr. Das Kriegsminifterium vers 
langt für das Heer im Ordinarium 74,986,000 fl., un 5,208,308 fl. mehr 
als für 1869; im außerordentlichen Exrfordernifje4,761,000 fl. gegen 4,739,681 fl. 
des Jahrs 1869. Tür die Marine ift das Ordinarium mit 7,400,852 fl. (um 
60,280 fl. geringer), da3 Ertraordinarium mit 3,793,000 fl. (um 2,503,972 fl. 
höher) veranschlagt. Der Gefammtbetrag für Heer und Marine Steht alſo 
mit 90,940,852 fl. um 7,673,319 fl. höher als für 1869. Das Finanz⸗ 
minifterium braudt für 1870 die Summe von 1,750,360 HL. — ein Mehr 
von 50,265 fl. Der oberfte Rechnungshof beziffert fein Budget mit 104,095 fi., 
ebenfallg höher um 2145 fl. Die Gefammtjumme der gemeiniamen Aus⸗ 
gaben des Jahrs 1870 beträgt aljo 96,897,808 fl. Zur Bedeckung find zu⸗ 
nächſt die Zollgefällsslleberjchitiie, welche im Vergleiche mit dem Jahr 1869 
um 3,017,000 fl. höher veranſchlagt find, mit 10,944,000 fl. beſtimmt, wo⸗ 
nad) durch Beiträge zu bededen erübrigen 85,953,803 fl. Hievon entfallen 
auf die im Reichsrathe vertretenen Königreihe und Länder 70 Procent oder 
60,167,662 fl., auf die Länder der ungarischen Krone 30 Procent oder 
25, ‚186, 141 fl. Ein Vergleich der beiden Jahre 1869 und 1870 zeigt, daß 
das zu vededende Budget für das Jahr 1870 mit 4,627,985 fl. höher bes 
ziffert erſcheint. — Das gemeinfame Kriegsminifterium wird übrigens 
in die Nothwendigfeit verjeßt fein, von den Delegationen, neben der Bewilli⸗ 
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gung der Geldmilttel für die Erhaltung des Heers im Jahr 1870, auch noch 
die Bedeckung des unabweislich gewordenen Mehraufwandes im Jahr 1868 
und die Gewährung eines Nachtragscredits für die Verwaltungsperiode 1369 
in Anſpruch zu nehmen, deſſen Höhe fih auf 3,790,000 ff. beziffern dürfte. 


12. Juli. (Defterreid). Biſchof Rubigier von Linz wird vom Schwur⸗ 


13. 


14. 


21. 


23. 


26. 


gerichte in Linz wegen feines am 12. Gept. 1868 confiscirten 
Hirtenbriefes bes verſuchten Verbrechens der Etörung der öffentlichen 
Ruhe einftimmig für fchuldig erflärt und vom Gerichte zum Kerker 
von 12 Tagen und zum Erſatz ber Straffoften verurtheilt. 

Der Biſchof ift nicht erfehienen und Hat fein Fernbleiben durd feinen 
eigenen kirchlichen Standpunkt und dadurch entſchuldigt, daß ihm das Er- 
Icheinen bei den Verhandlungen von feinen kirchlichen Oberen unterjagt 
worden fei. 

» (Deiterreih). Der Kaijer begnadigt ben verurtheilten Biſchof 
Nudigier von Linz, ohne erft ein Geſuch desjelben abzuwarten. 


»„ (Ungarn). Der ſerbiſche Kirchencongreß fcheitert ſchon in jeiner 
zweiten Sitzung gelegentlich der Frage der Dotation der Geiftlichkeit. 
GSegenfeitige Beſchuldigungen und beleidigende Angriffe auf ben vor: 
fitenden Patriarchen, der, ba alles durcheinander wogt und tobt, 
bie Eißung aufhebt. 36 Abgg. ber Rechten und des Centrums, 
darunter 4 Bifchöfe, Tegen ihr Mandat nieder, wodurch der Kongreß 
beihlußunfähig wird und von felbjt aufhört. 


„ (Defterreih). m Folge einer anonymen Anzeige bringt 
eine Gerichtscommiffion unter geiftliher Affiftenz in das Garmelite- 
rinnen-Kloſter in Krakau 

und findet dafelbft eine Nonne Namens Barbara Ubryk, welche ſeit 21 
Jahren in einer finftern cloakenähnlichen Zelle eingefperrt war. Diefelbe fieht ſehr 
verwildert aus, ift faft nadt und überdieß halb wahnfinnig. Biſchof Galedi 
erſcheint als päpftl. Delegat im Klofter, überhäuft im erften Moment Aebtilfin 
und Nonnen mit den heftigjten Vorwürfen und fragt fie, ob fie Frauen oder 
Burien jeien. Der Biſchof dankt dem Unterfuhungsrichter für jein tactvolles 
und energiiches Benehmen und fuspendirt den Klofterbeichtvater. In Krakau 
erregt die Entdeckung allgemeine Empörung und heftige Leidenſchaft gegen 
diejes Klofter und die Klöfter überhaupt, die militäriſch gegen Exceſſe geſchützt 
werden müffen. Großes Aufjehen in ganz Europa und vielfache Bemühungen, 
den Vorfall aufs ftärkfte gegen die Klöfter auszubeuten. 
»  Defterreih, Delegation: Debatte des Finanzausfchuffes derfelben 
über Die auswärtigen Angelegenheiten und Auslaſſungen bes Reiche: 
Tanzlers, beſonders auch über das Verhältniß zu Preußen. 


„Ungariſche Delegation: Debatte bes Finanzausſchuſſes über bie 
auswärtigen Angelegenheiten und weitere Auslaſſungen des Reichs⸗ 
kanzlers Beuft darüber. 


„ (Defterreid: Tyrol). An die Stelle des verftorbenen cleri: 
calen Haßlwanters wird ber Liberale Orebner zum Landeshaupt- 
mann von Tyrol ernannt, 
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6. Aug. Ungariſche Delegation: Debatte über die auswärtigen Angelegen⸗ 


7. 


10. 


heiten und neue Auslaſſungen des Reichskanzlers. 


„ODeſter reich). Die Miniſterien bes Cultus, bes Innern und 
der Juſtiz erlaſſen in Folge der Vorfälle in Krakau (21. Juli) 
gemeinſam eine Verordnung betr. die auf Anordnung ihrer geiſtlichen 
Oberen in Haft befindlichen Weltgeiſtlichen und Regularen: 

„Der Grundſatz, welcher in der Verordnung des Miniſters für Cultus und 
Unterrit vom 7. Juni 1869, betreffend den Vollzug biſchöflicher Erkenntniſſe, 
welche auf Einſchließung eines Priefters in eine geiſtliche Correctionsanftalt 
lauten, ausgejprochen ift, findet auf jämmtliche Regularen beiderlei Gejchlechtes 
Anwendung, jo daß feine einer regularen Communität angehörige Perfon, 
welche aus was immer für einer Urfade auf Anordnung der betreffenden 
Oberen in Haft gehalten ift, wider ihren Willen darin zurüdgehalten werben 
kann. Da jedoch auch gegenüber‘ jenen Perjonen des Weltpriefter- und Ordens» 
ftandes, welche ſich der über fie von ihren Obern verhängten Haft freiwillig 
unterziehen, die Rüdfichten der Menichlichleit und Gejundheitspflege nicht außer 
Acht, gelaffen werben dürfen, find dem Minifter für Eultus und Unterricht 
Berzeichniffe der in freimilliger Haft thatſächlich ſich befindenden Weltpricfter 
und Regularen mit Angabe des Namens, der Zeit, jeit wann die Haft dauert, 
der Zeit, auf wie lange fie verhängt wurde, der Beichaffenheit des Haftlokales 
in Beziehung auf Größe, Licht, Luft und Einrichtung, dann der Verpflegung 
ungefäumt vorzulegen und künftig bei neu eintretenden Fällen fofort zu er- 
gänzen. Sollten die Biſchöfe e8 nicht Übernehmen, ſolche Verzeichniffe bezitglich 
des Säfulars und Regular » Elerus ihrer Didcefe anzulegen und mit aus⸗ 
reichenden Garantien für die Vollftändigfeit derjelben und die Richtigkeit aller 
darin enthaltenen Angaben den Länderchefs zu übermachen, To haben die Bezirks⸗ 
hauptmänner die erwähnten Verzeichnifle, jofern fie die Weltpriefler betreffen, 
jelbft anzufertigen, Hinfichtlic der Negularen aber fie von den Vorftänden der 
einzelnen Convente und Congregationen unmittelbar abzufordern, eingehend 
zu prüfen und zu verifiziren und ehethunlichſt vorzulegen. Diefe Verordnung 
ift jedem in einem religiöfen Orden oder eine ſolche Congregation neu ein⸗ 
tretenden Mitgliede vor Ablegung der Gelübde mitzutheilen und der Nachweis 
hierüber in jedem einzelnen alle dem Landeschef vorzulegen.” 


» (Defterreih: Dalmatien). Cine Minifterialverorbnung orbnet 
bie Vorarbeiten für die Stellung ber Landwehr in den Bezirken 
Cattaro und Raguſa, wie in fämmtlichen übrigen Kronlänbern, an. 
„ Defterreihifihe Delegation: Debatte über die auswärtigen An: 
gelegenheiten und nochmalige Auslaſſungen des Reichskanzlers. 

» (Defterreich: Oberöfterrei). Vidcefanverfannmlung ber kath. 
Bereine Oberöfterreihs, an der fi Biſchof Rudigier, eine Anzahl 
Mitglieder der hohen Ariftofratie und ca. 200 Briefter ber Diöcefe 
betheiligen. Flammende Rebe des Biſchofs gegen bie confejlionellen 
Geſetze vom Mai und Dec, 1868. 


„ (Defterreih: Böhmen). In Folge der Ausichreibung ber Neu⸗ 
wahlen in ben Landtag (an bie Stelle der fog. Declaranten) erläßt 
der GStatthaltereileiter, F. M.L. Koller, ein Umlauffchreiben an bie 
Bezirkshauptmannſchaften, 

worin er, im Rückblick auf die beklagenswerthe Thätigfeit einer verblen⸗ 
deten Partei-Agitation, die Beſorgniß ausfpricht, dag in manchen Wahlbe⸗ 
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zirken ein Theil der. Wähler von dem Wahlrechte nicht „ven dem Geiſte ber 
Verfaſſung entiprechenden Gebraud machen, jondern gegentheilig eine Schein» 
wahl vornehmen, und feine Stimme auf einen Gandidaten vereinigen werde, 
von welchem es im vorhinein feftftehe, daß er an den Grundſätzen der be⸗ 
fannten Declaration der im vorigen Jahre dem Landtag fern gebliebenen 
Abgeordneten fefthalte, und demnad von dem Mandate nicht den in ber 
Landesordnung vorgejehenen Gebraud machen, jondern fi dem Landtag fern 
halten werde. Der Etatthaltereileiter weist demnach die Bezirksbehörden an: 
„Öffentlih oder im Privatverfehr, aber ftet3 offen und unumwunden und auf, 
eine der Regierung und der Behörden würdige Weiſe“ dahin zu ftreben, daß 
die wahlberechtigte Bevölkerung nur Männer in den Landtage wähle, welche 
die Wahlbezirfe wirklich zu vertreten entſchloſſen find, nicht aber ſolche, welche 
ihre Aufgabe darin juchen, ihre Committenten um deren Vertretung im Lands» 
tage zu bringen. Die amtlihe „Prager Ztg.“ gibt dazu folgenden Com⸗ 
mentar: „Die Regierung möchte Männer gewählt fehen, welche das, was fie 
als ihr Recht erftreben, dur Compromiſſe auf legalem Weg und in den les 
galen Bertretungstörpern zu erreichen juchen, mögen fie in ihren politijchen 
Anſichten ſonſt welcher Richtung immer huldigen. Richt um die Unterbrüdung 
eines Stammes, nicht um bie Gontumacirung der böhmilchen Nation, fondern 
um die Berftändigung, um die offene, ehrliche, allfeitige Verftändigung Handle 
es fih ihr." 

Dagegen definirt felbft daS Organ der Jung⸗Czechen die Narodny Lizty 
die ftantsrechtliche Grundlage der Ezechen ſehr beftimmt folgendermaßen: „Wir 
verftehen unter den gegenwärtigen Grundlagen des Reichs daS ungarische Gejeh über 
die gemeinſamen Angelegenheiten, jedo nicht die Decemberverfaflung; daS heikt 
die gegenwärtigen Grundlagen ftüten fih auf die Einxichtung der Delegationen 
als den Angelpunft der beiden Neihshälften. Dieſe Einrichtung der Dele- 
gationen erfennen auch wir Czechen an; es ift uns nie eingefallen, ihre Zer⸗ 
flörung zu verlangen, jo lange der ungarische Staat fih daran hält. Nicht 
um eine Zerftörung der Delegationen und eine Suspenfion der ungarifchen 
Berfaffung, fondern um eine andere Einrichtung Eisleithaniens als die gegen» 
wärtige handelt e8 fi.” — Ueber die Grundlagen eines anzuftrebenden „Auß- 
gleichs mit Böhmen äußern fih die „N. 8.” alfo: „Wir Haben uns ftet3 
die Sache fo vorgeftellt, daß eine zweifache Verhandlung unternommen mer- 
den muß: die eine mit der Krone Über die ftaatSrechtliche Stellung der Krone 
Böhmen im Reiche (recte in Eisleithanien), und dann auf diefer Grundlage 
mit den deutichen Bertrauensmänuern über die Durchführung und Sicher⸗ 
ftellung einer vollkommenen nationalen Gleichberechtigung zwiſchen beiden Nas 
tionalitäten in unfjeren Ländern.” 


12. Aug. Die öfterr, Delegation flreicht im Budget für 1870 die beiben 


in Anja gebrachten Donau-Kriegsdampfer und ebenjo den in Anſatz 
gebrachten Zuſchuß zur Verwaltung ber Militärgrenze von 1,100,000 fl., 
um in bie ganze Frage ber Militärgrenze bez. ihrer Ueberführung 
in die Civilverwaltung und bez. ihrer Einverleibung in eine ber beiden 
Reichshälften Klarheit zu bringen. Der Reichskanzler erklärt, daß 
über die Frage Verhandlungen zwiſchen den drei Miniſterien bereits 
ſchweben. 

Bis jetzt gehört die Militärgrenze zu keiner der beiden Reichshälften, ſon⸗ 
dern ſteht direct und in allen Beziehungen unter dem Reichskriegsminiſterium. 
Dieſelbe wurde unter Maria Thereſia aus dem allgemeinen Reichsverband aus⸗ 
geichieven und behufs Bildung eines politifchen, militärischen und ſanitätiſchen 
Vrenzcordons mit einer ganz eigenthümlichen Militärverfafung ausgeftattet. 








Oeſterreich⸗· AIngarn. 251 


Daß dieſes Inſtitut ſich in feiner gegenwärtigen Geſtalt längſt überlebt hat, 
gilt als ausgemacht. Die Türkengefahr, wegen welcher die Grenze in längf 
verichoffenen Zeiten eingerichtet worden, tft verſchwunden. Die Hälfte der Land⸗ 
marle, welche bewacht werben fol, berührt heute nicht mehr einmal jelbftändig 
ottomaniſches Gebiet, jondern civilifirtere Bafallenftanten, jener Theil aber, wel⸗ 
her Bosnien und der Herzogewina gegenüberliegt, hat von türkiſchen Einfällen 
ebenjomwenig zu bejorgen, wie die Tanggedehnte dalmatiniſche Landgrenze, die 
eines fpeciellen militäriihen Schußeß entbehrt. Die läftige Pet - Contumaz ift 
glücklich befeitigt und der ganze „Grenzdienſt“ im eigentliden Sinne de 
Wortes reduzirt ji auf die Yunctionen einer Zollmache, die mit einem ge- 
ringeren Aufwande von Mitteln ebenfo gut verjehen werden Tann. Die Vers . 
theidiger der Militärgrenze haben au längft ihre Urgumente nicht mehr auf 
die Nothwendigkeit eines Schuges gegen die türkiihen Nachbarn bafirt, jondern 
auf die militärifche Leiſtungsfähigkeit dieſer Soldaten-Eolonien, die vierzehn 
Regimenter, im Bedarfsfalle gegen 60,000 Mann ftellen und doch das Budget 
wenig belaften. Indeß wurden auch diefe Vertheidigungsgründe gerade von 
Fachmännern ernſtlich angefochten. Diejelben wollten die faktiſche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Grenze im großen Sriege lange nicht jo hoch angelchlagen wiſſen, 
wie die Berechnung auf dem Papiere fie verzeichnet. Thatſache ift, daß im 
legten Kriege nur zwei Regimenter an den Kämpfen in Stalien jelbft theil: 
nahmen und die Übrigen Grenzer, welde mobil gemadt wurden, nur zu 
Barnifonddienften an der adriatiſchen Küfte verwendet wurden; ebenjo bekannt 
ift e8, daß man während des franzöfiicheitalieniichen Krieges von bethetligter 
Seite ganz eigenthümliche Urtheile über die Schlagfertigfeit diefer Landwehren 
zu hören befam. Dagegen Tieferte die Militärgrenze bisher das Material 
für die Zwede der Reaction; in vollswirtbichaftlicher Beziehung ift das Land 
Hinter der Leiftungsfähigkeit feiner Hilfsquellen bedeutend zurüdgeblieben. So 
entfteht nun die Yrage, wen die Militärgrenze zufalle, wenn man die Regi⸗ 
menter auflöft und eine Civilverwaltung einführt. Die Magyaren verlangen 
fie für Ungarn, und das läßt ih kaum leugnen, daß fie geogranhiich, ethno⸗ 
graphiſch und Hiftorifch zur öſtlichen Neihshälfte gehört. Allein Oefterreich ift 
nicht geneigt, das Gebiet ohne weiteres fahren zu laflen, da e8 den Rechtstitel 
Ungarns nicht ohne weitereß anzuerfennen vermag und namentlich vorausſieht, 
daß der Militärgrenge nur zu bald au Dalmatien folgen könnte, auf der 
e8 zu verzichten keineswegs geneigt ift; jedenfalls aber verlangt es für die 
Militärgrenze von Ungarn eine Entihädigung, in erfter Linie bez. der jähr- 
lien Quote für die gemeinſamen Wngelegenheiten, eventuell auch bez. des 
jährlichen Veitrags zu den Intereſſen der Staatsſchuld. 


412.—20. Aug. Oeſterreichiſche Delegation: Schluß-Berathungen über das 
ordentliche und außerordentliche Militärbudget. 


15. „ Der Reichskanzler beſtreitet in einer Depeſche nach Berlin in 
Erwiederung auf diejenige des preuß. Unterftaatsfecretärs v. Thile 
v. 4. d. M. Li. Preußen) dieſem das Recht, ihn über Aeußerungen 
in den Delegationen, die ihm die Zeitungen in den Mund legen, 
zur Rede zu ſtellen und fügt bei: 

„IR es jedoch der Wunſch der k. reuß. Reg., Über die Frage, ob und in 
welcher Weiſe in den letztverfloſſenen Jahren von hieſiger ſowohl als von 
Seite der k. preuß. Regierung ein von der anderen Seite vielleicht verlanntes 
Entgegenkommen ſtattgefunden habe, einen Schriftenwechſel zu eröffnen, ſo 
werden wir dazu gerne die Hand bieten.“ 

„„Der Mirniſterrath bringt zwiſchen ben Regierungen ber beiden 
Reichshälften, im Einverſtändniſſe mit ben Führern beider Dele— 
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gationen, eine vorläufige Vereinbarung über bie Militärgrenze zu 
Stande. Diefelbe fol nicht auf einmal, fondern nur nad und nad 
aufgelöft, und die daraus rejultirende Beitragspflicht an die gemein 
ſamen Ausgaben zwijchen beiden Regierungen geregelt werben. 


26. Aug. Ungarifhe Delegation: Berathungen über das orbent: 
lie und außerorbentlihe Militärbudget, 


Beide Delegationen hatten diefes Jahr dem Milttärbudget und der Frage, 
ob und wie meit fi) dasſelbe ermäßigen laſſe, ganz bejondere Aufmerkſamkeit 
gewidmet. Der Kriegsminifter hatte für 1870 für Herr und Marine zujam- 
men die Summe von 90,940,000 fi. verlangt, gegen die für 1869 bewilligte, 
aber wieder nicht eingehaltene Summe von 83,267,000 fl. Bon obiger 
Eumme entfallen 79,747,000 fi. für das Heer (gegen 74,517,000 von 1869 
und 71,919,000 von 1868). Der Reit von 11,193,000 fl. für die Marine, 
gegen 8,750,000 von 1869. In diefer Ziffer von 90,940,000 fl. ift die vor⸗ 
geſchlagene Sagenerhöhung ſämmtlicher Offiziere im Betrag von 3,300,000 fl. 
mit inbegriffen, andererjeit3 aber die Ziffer der eigenen Einnahmen der Kriegs⸗ 
verwaltung im Betrag von 3,214,000 fl. meggelaffen. Der Löwenantheil an 
der Debatte über das Kriegsbudget fiel dieſes Jahr unftreitig der öſterreichiſchen 
Delegation zu. Die einzelnen Poften des Budgets wurden in derjelben fo ein» 
gehend und mit jo viel Fachkenntniß befprochen, die Anſätze derart durch⸗ 
gejiebt, daß die ungarifche Delegation, die das Budget faft vierzehn Tage 
jpäter in Verhandlung nahm, nichts beſſeres thun konnte, als die von der 
andern Delegation feftgeftellten Anſäße nahezu anzunehmen. Borerft hatte 
die ungarifche Delegation eine Art parlamentarifchen Strife’3 aufgeführt, in⸗ 
dem fie nicht früher an die Prüfung des Budgets ging, als bis die Frage 
der Militärgrenze einer Löſung zugeführt war. Nachdem aber die Zaiferlichen 
Handſchreiben in Sachen der Militärgrenze erfloffen waren, erledigte dieſelbe 
raſch das Budget, wobei fie fich, wie auch in früheren Jahren, ftet3 freigebiger 
gegen das Kriegäminijterium zeigte, als die Delegation der meftlichen Reichs⸗ 
hälfte In diefer Hatte fi der Finanzausſchuß in eine Mehrheit und in 
eine Minderheit geſpalten. jene wollte dad Budget um 5,882,000 fl., dieſe 
gar um 8 Millionen reduciren. Maßgebend für den Ausſchuß mar das 
Expoſé, welches Yinanzminifter Breftel Über den Stand des cisleithaniſchen 
Haushalts abgegeben Hatte. Es war darin für 1870 ein unbevedtes Deficit 
von 4 Mil. als wahrſcheinlich angegeben worden, welches durch den Abſtrich 
der Mehrheit eingebracht werben jolltee Die Minderheit mit NRechbauer an 
der Spiße Eonnte ſich mit diefer Anſchauung nicht befreunden, da es für dies 
jelbe außer dem eingeftandenen Deficit von 4 Mill. noch ein zweites Deficit 
von mehr als 20 Mil. gibt, daS zwar fir 1870 aus gemeinfhaftlichen 
Aetivreften und durch Verkäufe von Staatseigenthum gededt ift, aber für 
1871 um fo mehr in Betracht gezogen werden muß, als beide oben genannte 
Quellen dann verfiegt jein werden. Der Hinweis aber auf die bevorftehende 
Steuerreform wurde für unftatthaft erklärt, da eine Reform, die 20 Mill. 
Mehrerträgniß liefern ſoll, kurz gejagt, nur eine Steuererhöhung zu fißcalifchen 
Zwecken fei. Nach Anſicht der Minderheit mußte jchon jegt an Erjparungen 
im Haushalt der Armee gedacht werden, unbeſchadet natürlich der Kriegs⸗ 
tüchtigfeit derſelben. Rechnet man, hoch gegriffen, die Netto-Einnahmen ber 
weftlihen Reihshälfte zu 275 Millionen, fo brauchen Givilvermaltung und 
Staatsjhuld hievon 235 Millionen, fo daß für die gemeinfamen Ausgaben 
bloß 40 Millionen übrig bleiben, während die Quote für das Kriegsbudget 
ihon allein 54 Millionen betragen würde. Die Mehrheit der Commiſſion 
fonnte mit ihren Anträgen nicht durchdringen, zumal denjelben jedes Syſtem 
fehlte, aber auch der Minderheit gelang es nur theilweiſe. Wenn fi das 
Armeebudget im großen derart eintheilt, daß 50 Mil, für die Erhaltung der 
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Soldaten und 83 Mill. für die Leitung und Verwaltung des Heers ausge⸗ 
geben werben, fo könne es keinem Zweifel unterliegen, daß letzterer Poſten 
einer Reduction fähig und bebürftig if, E83 wurde auch in den Delegationen 
wiederholt hingewiejen, daß in der Armee noch immer eine über den Bedarf 
große Anzahl von hohen Commandanten exiſtirt (Militär- und General⸗Com⸗ 
mandanten, Inſpectorate), daß dieje, jowie auch das Kriegsminifterium jelbft mit 
einer übermäßigen Anzahl von Offizieren zur Bejorgung der Dienftgejchäfte 
dotirt find, und daß der Geichäftsgang troßden, und gerade weil zwiſchen 
Minifterium und Regiment eme Reihe von Zwiſchenſtellen eingeſchoben, im 
höchſten Grade jchleppend ift. Beide Delegationen konnten fi) der Erkenntniß 
nicht verſchließen, daß die materielle Tage der Offiziere einer Verbeſſerung bes 
dürftig jei. Der Antrag des Kriegsminifteriums betreffend die Gngenerhöhung 
fämmtlicder Offiziere, wurde jedoh nur bis einfchließlih zum Major ange- 
nommen. Die Gagenerböhung der höhern Offiziere wurde von beiden Deles 
gationen abgelehnt. Bon einer Erhöhung der Löhnungen der Mannſchaft 
war kaum ernftlich die Rede, obgleich diefelben ebenfalls außer allem Verhäli⸗ 
niß zu den gegenwärtigen Lebensbedürfniſſen ſtehen. Bon fpecieler Wichtig⸗ 
feit war für die Delegationen, befonderd vom Standpunkt des Konftitutionalis- 
muß, die Trage der vom Kriegsminiſter verlangten Nachtragscredite. Der Kriegd« 
minifter hatte da8 Budget von 1868 überjchritten, und um 2,700,000 fl. mehr 
auögegeben, als votirt war, ebenfo konnte er mit der für 1869 angewieſenen 
Summe da8 Auslangen nicht finden. Um die Mehrausgabe für 1868 zu 
deren, hatte er den in feinen Händen befindlichen Stellvertretungsfonds ange» 
griffen, und verlangte nun die Indemnität hiefür, rejp. den Erjat der Summe 
zu Öunften des Fonds. Es ift begreiflih, daß in den Delegationen harte Worte 
über diefe Gebahrung fielen. Die Art und Weile, wie der Kriegsminifter 
vorgegangen war, ift nad conftitutionellen Begriffen ganz und gar unſtatt⸗ 
haft, daß Budget pro 1868 war überdieß ein Pauſchalbudget gewejen, jo daß 
die Differenz in einem Titel den Rriegsminifter Hätte anipornen ſollen, dies 
felbe durch Erſparniſſe in andern Titeln und Birements von dorther zu decken. 
Auch für das Budget von 1869 Hatte der Kriegäminifter ein ausgedehntes 
Virementsrecht erhalten, und dennoch nirgends Erſparniſſe erzielt, die Dele- 
gation hingegen mit der Yorderung eines Nachtragscredits von 3,790,000 fl. 
überraſcht. Für die von vielen Seiten angefeindeten Delegationen war die 
Sade um fo peinlicher, als die zweijährigen Mehrausgaben gerade da3 ver» 
Ihlangen, wa8 die Delegirten beit Prüfung der zwei Budgets abgeſchlagen 
und worauf fie ftet3 als ein greifbares Nejultat ihrer Thätigkeit hingewieſen 
hatten. In beiden Jahren waren es außer einer namhaften Erhöhung der 
Zahl der penfionirten Offiziere — verurfadht 1868 dur die erft damals in 
den definitiven Penfionsftand getretenen verwundeten Offiziere aus den Tyeld- 
zügen 1866, im Sabre 1869 aber hauptſächlich durch die Uebernahme der 
ehemals Tailerlichen, 1848 in die Honvedarmee übergetretenen Offiziere auf 
den gemeinihaftlihen Penſionsſtand — vorzüglich die abnormen Preiſe der 
Lebensmittel, welche nach der Motivirung des Kriegsminifterd die Mehraus- 
gaben erklären ſollten. Die Ertheilung der Indemnität für 1868 wurde 
trogdem nur bis zur Vorlage der Schlußrechnung aufgeſchoben, was eine 
Formſache ift, für 1869 aber ver Nachtragscredit im Betrag von 3,790,000 fl. 
bewilligt, Das Ganze begleitete eine fehr bejcheidvene Aufforderung: der 
Kriegsminifter möge künftighin bei der Gebahrung mit den bewilligten Gels 
dern die PVofitionen des Finanzgeſetzes bei ftrenger Verantwortung einhalten, 
was denn auch der Vertreter de3 Kriegsminifteriums in der ungarijchen Dele⸗ 
gation hoch und heilig verſprach. Beide Delegationen Sprachen den Wunſch 
aus: das Kriegsminifterium möge den Stellvertretungd- und andere Eleinere 
in feinen Händen befindliche Yonds in die Verwaltung des Finanzminifteriums 
übergeben. Diefer Wunſch ift, bei dem Umftand, daß dergleichen Fonds auch 
fünftighin, wie diesmal, das Kriegsminiflerium zu Mehrausgaben verleiten 


254 


17, 


19. 


20. 


Geſterreich⸗ Angarn. 


könnten, ſo berechtigt, daß Parlamente denſelben als Beſchluß ausgeſprochen 
hätten. Die Delegationen mußten die Empfindlichkeit des Kriegsminiſters 
Ichonen, da fie die Verantwortlichkeit für eine eventuelle Minifterkrifis niemals 
auf fi) nehmen können. Im Marinebudget waren die beantragten Pofitioren 
mit geringen Abftriden genehmigt worden, nur für die 6 Panzerjchiffe die 
nach dem bereit$ hen vorjährigen Delegationen vorgelegt gewefenen Flottenplan 
neu erbaut werben ſollten, hatte die öfterreichifche Delegation für dieſes Jahr 
blog 1 Million ftatt der verlangten 2,760,000 fl. bewilligen wollen, eine Biffer, 
die von Admiral Tegetthoff als zu gering befämpft, auf Antrag der unga- 
riſchen Delegation auch auf 1,600,000 fl. erhöht wurde. Das Kriegsbudget 
wurde, nachdem man die differirenden Anſätze ausgeglichen hatte, jchließlich 
feftgeftellt in 75,664,357 fl. für die Landarmee (Ordinarium 71,845,857, 
Ertraord. 3,818,500) und 9,833,265 für die Marine (Ordinarium 7,373,312, 
Ertraord. 2,459,953), zufammen daher in 85,497,622 fl. für das geſammte 
Kriegsweſen. Bergleiht man diefe Ziffer mit der urſprünglichen Forderung 
des Kriegäminifter von 90,940,000 fl., jo fieht man, daß es den Delegatio- 
nen gelungen war, einen Abſtrich von nahe 5% Millionen zu erzielen. 


Aug. (Defterreih: Galizien). Das Landesgericht beſchließt eine 


Unterfuhung gegen bie Oberin des arneliterinnen:Klofters in 
Krakau wegen ber Behandlung der Barbara Ubryk, welcher Beſchluß 
vom Oberlandesgericht bejtätigt wird, 


„ GDefterreid: riet). Die bisherige (ſlaviſche) Territorialmiliz 
wird zur großen Befriedigung der italieniichen Partei in der Stadt 
von der Regierung aufgelöft. 


„ Der Kaijer verfügt durch Handfchreiben an den Reichstriege- 
minifter die Auflöjung der beiden Warasdiner, jo wie der 41. und 
12. Comp. des Szluiner Regimentesg und ber Gommunitäten Zengg 
und Siſſek, und die Ueberführung in die betreffende (d. 5. wohl 
eroatiihe) Civilverwaltung, unter Vorbehalt der verfaflungsmäßigen 
Erledigung durch die Regierungen beider Reichshälften. 


„ (Defterreid). Erlaß de8 Minijteriums bes Innern an bie 
Länderchefs über die Verminderung der Zahl der Teiertage: 


„Das Stantsgrundgeie vom 27. December 1867 über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger, gewährleiftet einerfeits in Artikel XV. jeder gejehlich 
anerkannten Kirche und Religionsgeſellſchaft, daS Recht zur jelbftändigen Ordnung 
und Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten; andererjeit3 ſpricht es in 
Artikel XIV. den Grundfat aus, daß Niemand zu einer kirchlichen Handlung 
oder zur Theilnahme an einer kirchlichen Feierlichkeit gezwungen werben kann. 
Nun muß zwar die Feitftelung der Eirchlichen Feittage zu den inneren Ange 
heiten der einzelnen Kirchen und Religionsgeſellſchaften gezählt werden, melde 
der ftantlichen Einwirkung entrüdt find; allein dieſe antonome Gebahrung der 
Kirchen und Religionsgejellipaften ift für das bärgerfiche Leben nicht bindend, 
da die Heiligung diefer kirchlichen Sefttage zu denjenigen Handlungen gehört, 
zu weldjen Niemand gezwungen oder mit anderen Worten von den Organen 
der Negierung angehalten werden kann. Es Liegt daher gänzlich in dem Er⸗ 
meſſen der einzelnen ſelbſtändigen Perſonen, ob fie die Feſttage ihrer Kirche 
oder Religionsgeſellſchaft begehen wollen oder nicht, und es ſind dieſelben nur 
hinſichtlich der öffentlichen Arbeit an Sonntagen und anderer den Haupt⸗ 
gotiesdienſt ſtörenden, in der Nähe des Gotteshauſes vorkommenden Hand⸗ 
fungen durch Art. 13 des Geſehes vom 25. Mai 1868 über die intercon⸗ 
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feſſionellen Berhältnifie der Staatsbürger beſchränkt. Bel dieſem Stande ber 
Geſetzgebung ift der Regierung, jo jehr fie vom vollswirthſchaftlichen Geſichts⸗ 
puntte aus wünſchen muß, daß die in übermäßiger Zahl beftehenden Feiertage 
im eigenen Intereſſe der Bevölferung möglichſt beſchränkt werden, eine directe 
imperative Einwirtung auf Verminderung und beziehungsmeile Abſchaffung 
der Teiertage nicht geftattel, und es muß vorzüglih der durch Belehrung 
möglichft zu fürdernden Einfiht der Bevölkerung Überlafien werden, den 
Werth der Arbeit ſchätzen zu lernen und fich überflüffiger Feiertage zu ent⸗ 
halten.“ 


26. Aug. (Deſter reich: Böhmen). Don 89 Bezirken des Landes ver 


30. 


meigern doch nur 3 bie Wahlen ber Lehrer in die neuen Bezirke: 
ſchulräthe troß der heftigen Agitation der Ultra⸗Czechen, auch jelbit 
in diefer Frage der Regierung gegenüberzutreten. 

» (Ungarn). Der oberite Gerichtshof betätigt den Beſchluß 
eriter Anftanz, den Fürſten Alex. Karageorgiewic wegen Betheiligung 
an der Ermordung des Fürſten Michael von Serbien in Anklage: 
zuftand zu fegen, beichließt dagegen, ihm gegen Caution auf freien 
Fuß zu ftellen. 

„ &rite gemeinihaftlihe Sitzung der beiden Delegationen behufs 
Abſtimmung vermittelt Durdzählung über Diejenigen ‘Differenz: 
punfte, über welde eine Einigung zwiſchen ben getrennten Dele— 
gationen nicht möglid war. Die Anträge der öfterr. Delegation 
bleiben in der Minderheit. 

Zum DBorfigenden wird dur das Loos der Präſident der ungariſchen 
Delegation, Graf Majlath, beftimmt. Die zwei unerledigt gebliebenen Fragen 
beziehen fi auf die Einftelung der Einkommensteuer des Lloyd und auf die 
Bewilligung von 400,000 fl. für DonausStriegsdampfboote. In beiden Punk⸗ 
ten wird die öfterr. Delegation „überſtimmt“, indem die Ungarn compact 
auftreten, die öfterr. Delegation dagegen von den Polen, den Tyrolern und 
einigen Herrenhausmitgliedern im Stiche gelaflen wird. Die Trage bez. des 
Lloyd wird mit 64 gegen 34, diejenige der Donau-Monitor mit 59 gegen 
31 Stimmen im Sinne der Ungarn entjchieden. 


3—5. Sept. Dritter allgemeiner öſterreichiſch- ungarifcher Lehrertag 


in Graz. 

Durch denjelben wird neuerdings conftatirt, daß das Berlangen nad) völ⸗ 
liger Emancipation der Schule von der Kirche ein allgemeines tft. Die guten 
Eigenſchaften des Hasner'ſchen Volksſchulgeſetzes werden anerkannt, aber man 
verichweigt auch nicht, daß daſſelbe noch nicht allen berechtigten Forderungen 
entipreche. Sehr entſchieden wird die biäherige „Satechismusleierei” verur⸗ 
theilt; Aufgabe der Lehrer fei es, dur die Heranbildung der Jugend zu 
wahrer Sittlichleit und Humanität ſowohl dem confeflionellen als dem natios 
nalen Hader entgegenzuarbeiter. Daß den Lehrern aud in materieller Be⸗ 
ziehung eine würdigere Stellung verichafft werden müfje, wird beſonders her⸗ 
vorgehoben. Der Meknerbienft müffe ganz aufhören; der Organiften» und 
Chordienſt könne gegen befondere Belohnung beibehalten werden. Für die 
Unterlehrer fei der Minimalgehalt auf 400 und für die Oberlehrer auf 600 fl. 
feftzufegen. Die Beitimmung des Volksſchulgeſetzes, daß nad drtlichen Vers 
bältniffen auch unter 300 fl, herabgegangen werden dürfe, wird für unzu« 
läſſig erklärt, Wenn der Kriegsminifter ftet3 darauf poche, daß er jo und jo 
viele Millionen für die Armee brauche, jo möge auch einmal der Unterrichtä« 
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miniſter energiſch auftreten, da die Erforderniffe für die Schulen mindeſtens 
eben jo nothmendig jeien, al8 die Kaſernen. Director Xederer aus Peſth 
ſchließt fich diefer Erklärung an, indem er hinzufügt: es fei jehr zu bedauern, 
daß es in Ungarn noch viele Gemeinden gebe, die ihren Schweinehirten viel 
beifer bonoriren als ihren Lehrer. Aus Ungarn und Croatien find über 
250 Lehrer anmwejend, und in ihrem Namen gibt Hr. Stauffer die Verfiche- 
rung: „Wo e8 gilt, die Tyreiheit der Schule und die Freiheit der Lehrer zu 
vertheidigen, da werden Sie und Ungern ftet8 an Ihrer Seite finden.“ 
Der dritte Öfterreichifche Lehrertag zählt 1200 Theilnehmer; der vierte joll 
erſt 1871 ftattfinden, da im nächſten Jahre der allgemeine deutjche Lehrertag 
in Wien zujammentritt. 


4, Sept. (Defterreid: Böhmen). Die Hußfeier in Prag und an 


9, 


anderen Orten geftaltet ſich mehr antideutſch als anticlerical. 
(Defterreih). Allmählige Eröffnung ber Landtag. Die haupt: 
jählihfte Vorlage der Regierung bejteht in⸗Volksſchulgeſetzentwürfen 
auf Grundlage des von beiden Häufern des Reichsraths angenom: 
menen Volksſchulgeſetze und der darin vorgezeichneten allgemeinen 
Srundzüge. — Der Minifter des Innern richtet ein Rundſchreiben 
an die Etatthalter, in welchem er diejelben auffordert, dahin zu 
wirken, baß die Landtage fich über die Frage der birecten Reiche: 
tagewahlen Außern. 

Aus dem Schreiben gebt unverkennbar der Wunſch hervor, daß es den 
Intentionen des Minifters entipräcde, wenn die Landtage die directe Wahl 
befürworten würden; doch Liegt ihm weniger an dem allgemeinen Princip, als 
daran, daß die Diegbezüglichen Weußerungen der Zandtage in genau präzifir⸗ 
ten Yorinulirungen ergehen. Der Minifter weiſt im Eingange darauf Hin, 
wie die Fragen der directen Wahlen in das Abgeordnetenhaus und der Ver⸗ 
mehrung der Abgeordneten nicht bloß im Reichsrath jelbft und in einigen Land» 
tagen, jondern namentlich auch in der Preſſe angeregt und lebhaft bejprochen 
worden feien, wie aber die Regierung bereit3 im Verfaſſungsausſchuſſe des 
Abgeoronetenhaufes bei der bezüglichen Verhandlung mit Rückſicht darauf, daß 
die von dem Subcomité des Ausſchuſſes in diefer Richtung geftellten Anträge 
mehr oder weniger die Rechte der Landtage berührten, fi dahin ausgeſprochen 
habe, e8 ſei wünfchenswerth, hierüber zunäcdft die Meinungen der Landtage 
zu hören. Er wiederholt jodann diefen Wunſch und fährt fort: „Bei der 
Erörterung der einſchlägigen Fragen ift es aber darum zu thun, daß fie nicht 
durhd Schlagwörter oder allgemeine Sätze erledigt werden, fondern daß fie im 
Einzelnen erwogen und die Details derjelben in ihrer Tragweite bei den bes 
treffenden Beichlüffen im Auge behalten werden. Diefe Fragen’ lafien ſich im 
Nachſtehenden formuliren: 1) Iſt die Einführung directer (unmittelbarer) 
Wahlen der Reichsrathsabgeordneten im Intereſſe der Verfaſſung gelegen ? 
2) Im bejahenden Yalle, Toll an die Stelle der Entjendung der verfaffungs- 
mäßigen Zahl von Landtagsmitgliedern in das Abgeordnetenhaus des Reichs⸗ 
rathes die directe Wahl von Abgeordneten dur die Bevölkerung treten? 
3) Sollen dieje directen Wahlen durch die Bevölkerung überhaupt oder nad) 
den einzelnen ©ebieten, Städten und Körperſchaften Plab greifen? 4) Wird 
die Vermehrung der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes des Reichsſsrathes Über 
die dermal verfafjungsmäßige Zahl von 203 als nothwendig oder doch als 
zweckmäßig und wünſchenswerth erkannt? 5) Im bejahenden Falle, Toll die 
Zahl der Reihsrathsabgeordneten verdoppelt, um die Hälfte oder in welchem 
Mage fonft vermehrt werden? 6) In welcher Weife fol, wenn man fi nicht 
für directe Wahlen ausipricht, der Zuwachs an Abgeorbneten in den Reichs— 
rath aufgebracht werden ? Aus der Mitte des Landtages Überhaupt oder mit 
Tefthaltung der Oruppenwahl? Wie joll im letzteren Falle die Yustheilung 


⁊ 





Geſterreich⸗· Ingarn. 257 


geſchehen, namentlich außer dem Falle der Verdoppelung, in jenen Gruppen, 
aus deren Landtagsmitgliedern nur Ein Abgeordneter' oder ſonſt eine ungerade 
Zahl in den Reihsrath zu wählen iſt? 7) Welche Yunctionsdauer iſt für 
die Mitglieder des Haufes der Abgeordneten des Reichsrathes feſtzuſetzen? Ich 
beehre mid, Euer zc. angelegentlichft zu erſuchen, fobald dieſer Gegenftand 
auf den Antrag einzelner Abgeordneten, oder dur den Landesausſchuß zu 
einer geihäftlichen Behandlung gelangt, die ich wiederholt als jehr wünſchens⸗ 
werth bezeiche, fei e8 durch Antheilnahme an Gomitöberathungen, dahin zu 
wirken, daß die in obigen Fragen erwähnten Gefichtspunkte im Auge behalten 
werden und mit Hinblid auf diefelben die weitere Erledigung des Gegen- 
ftandes erfolge.” 


10. Sept. (Defterreih: Dalmatien), 5—600 bewaffnete Zupaner erz 


11. 


12, 


iheinen am Site bes Gemeindeamtes der Zupa und erklären, ſich 
der Ausdehnung bes neuen Landwehrgeſetzes auch auf bie Zuppa 
nicht fügen zu wollen. 


» (Defterreich: Dalmatien), Die in Cattaro verfammelten Bor: 
fteher aller Gemeinden ber Zupa bevorworten bie von der Gtatt- 
bafterei geforberte Frift von 5 Monaten für inführung ber 
Landwehr. 
» (Deiterreid: Böhmen). Das czehifhe Wahlcomit6 in Prag 
für bie bevorſtehenden Landtagswahlen (an die Stelle ber fog. De: 
claranten, deren Mandate vom Landtag für erlofchen erklärt worden 
waren) richtet ein Wahlmanifeft an das „Bolt von Böhmen”: 
Das Schriftſtück ift ſehr bombaftiih abgefaßt. Im Eingang wird der 
Standpunkt der Declaranten des vorigen Landtags folgendermaßen bezeichnet: 
„Als am 20. October 1860 Se. Maj. unjer gegenmwärtiger König das Diplom 
als unabänderliche8 Staatögrundgejeg herausgab und den einheitlichen ſtaats⸗ 
rechtlichen Aufbau feiner Monarchie unternahm, erkannte er feierlih für jeine 
Regentenpflicht, daS gegenfeitige Verhältnig feiner Königreihe und Länder, 
ihre Hiftorischen Rechte und Erinnerungen, fowie die Rechtsanſchauungen und 
Rechtsanfprüche der Völker zu achten, indem er gleichzeitig gelobte, fortan nur 
im Einverjtändniffe mit feinen Völkern auf Grund volfftändiger Gleichberech⸗ 
tigung und mit Hilfe ihrer gejeglich conftituirten Vertretungen zu herrſchen. 
Auch du, Volk von Böhmen, entjendeteft damals Männer deines Vertrauens 
in den Landtag, welche, obwohl fie gleih Anfangs Proteft einlegten gegen 
die neu octroyirte Wahlordnung, bie nad) ihrer Anfiht in gleicher Weile die 
nationale Sleichberedhtigung wie die überfommenen, auf den allerhöchſten Akt 
vom 8. April 1848 bafırten PVerfaffungsverhältnifle ſchädigte, dennoch mit 
wahrer Selbfiverleugnung ihre Bereitwilligkeit erklärten, im Einvernehmen 
mit den anderen Völkern zur gebeihlihen Durchführung einer einheitlichen 
Organijation des Reichs beizutragen, wofern diefelbe nur nicht die ſtaatsrecht⸗ 
liche Selbftändigfeit und Hiltorifhe Autonomie der in demjelben vereinigten 
Königreiche und Länder einschränken würde. Als jedoch eine ſolche Organis 
fation nicht gelang und von anderen‘ Seiten angeftrebt wurde, die böhmijche 
Nationalität im eigenen Baterland und im ganzen Reich einer unbegründeten 
Hegemonie des deutjchen Elements unterzuordnen, nachdem fich die vieljährigen 
Bemühungen, eine Verbefferung der Wahlordnung durchzufegen, als fruchtlos 
ertiefen, nachdem die Männer deines Vertrauens beforgen mußten, die Krone 
Böhmens, gewiß nicht minder glorreih und wichtig, als die Krone Ungarns, 
tönnte endlich der ererbten Selbſtändigkeit, und zwar in einer bisher nicht da» 


geweſenen legislatoriſchen und ſtaatsrechtlichen Eentralifation des ſich neubil- 


denden ciZleithanifchen Stants, verluftig werden, da gaben ſie ihrer Ueber: 
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zeugung int Proteſt vom 13. April 1867 und weiter in ber Declaration 
vom 22. Auguft 1868 Ausdruck. Deine Abgeordneten waren bemüht, durch 
diefe Erklärung das Staatsreht der Krone Böhmens, die Autonomie des 
glorreihen Konigreichs Böhmen und die Gleichberechtigung ihrer Nationalität 
nad Kräften zu wahren; zu wiederholten Malen erboten fie fih, diekfalls zu 
unterhandeln, denn fie waren ſtets bedacht, die Macht und Integrität des 
Reichs zu erhalten, und hielten die Verjtändigung mit ihren deutjchen Lands» 
leuten auf Grund wahrer Gleichberedgtigung Stets für ihre vornehmfte Pflicht; 
freilich, das Net, das der Krone Böhmen als hiftorichpolitijcher Jndividua- 
lität zukommt, daS ebenfowohl natürliche als pofitive Recht anf feine Eigen» 
exiſtenz und eigene Legislative, haben fie niemal3 hintangegeben. ALS ihnen 
endlich auch dieje Eoftbaren Güter bedroht erjchienen, da verzichteten fie Lieber 
auf die Theilnahme an der Vertretung des Reiches ſowohl, als des Landes 
Böhmen, To lange diefe auf den gegenwärtigen Grundlagen und auf der 
ießigen Competenz beruhen werde; denn die Abgeordneten böhmijcher Natio- 
nalität hielten dafür, daß in biefen beiden, insbeſondere mit Rückſicht auf die 
ererbte Verfaflung, auf die vorangegangenen Willenserflärungen bes Herrjchers 
und die allerhöchſten Verſprechungen de8 Monarchen, das Staatsrecht, die 
Autonomie und die böhmishe Nationalität beeinträchtigt werden.” Im %ols 
genden wird alsdann behauptet: Se. Maj. der Kaiſer oder, wie das Manifeft 
beharrlich jagt, „unjer gegenwärtiger König“, habe zwar die Abficht, die 
böhmischen Rechtsanſprüche zu achten, aber eine im Hinblid auf die Endreſul⸗ 
tate ihrer Beftrebungen durchaus unöfterreichifche, jedoch durch Unterftügung 
feiler Journale mädtige und ihre finanziellen Einflüffe zu Zwecken det natios 
nalen Hegemonie rückſichtslos ausnügende Partei habe fich der öffentlichen 
Meinung in der Reſidenz bemächtigt, ſei bemüht, entſcheidenden Einfluß auf 
die Schickſale des böhmischen Volkes zu nehmen, und beftrebe fi, das König⸗ 
reih Böhmen in ein nie dageweſenes Gebilde einzufügen, welches nach der 
Ueberzeugung der böhmiſchen Abgeordneten mittelft der unabwendbar wadh- 
enden Macht der Verhältniffe endlich nicht nur die böhmiſche Nationalität 
und die Autonomie des Landes, ſondern aud die Souveränetät des Herrſchers 
ernftlich gefährven könnte. Ob und inwiefern e3 den jeigen Räthen der Krone 
elungen, fi dem Einfluffe folder Tendenzen zu entziehen, darüber werde 
einerzeit die unparteiische Geſchichte entjcheiden. Mittlerweile jei aus den Organen 
der gegenmärtigen nichtungariſchen Minifter zu erjehen, daß dieje glauben oder 
wenigftens behaupten, das böhmische Volk in jeiner Mehrheit verdamme die 
bisherige Handlungsweije feiner Vertreter und Bertrauensmänner. Durd 
diefen Zwieſpalt zwiſchen der gelanımten Vertretung de8 ganzen böhmifchen 
Volks und den gegenwärtigen NRäthen der Strone für die nichtungarijchen Län⸗ 
der jei offenbar aud im Gemüthe Sr. Maj. des Königs der Zweifel rege 
geworden, ob die Abgeordneten böhmischer Rationalität in ihrem Protefte und 
in ihrer Declaration der politifchen Ueberzeugung ihrer ganzen Nation ges 
treuen Ausdrud gegeben. Daher fordern die HH. Palazky, Rieger, Slad⸗ 
kowsky und Conſorten da8 „Volk von Böhmen“ auf, daß an den beiben 
MWahltagen (22. und 24. Sept.) Jeder vor feinem König, vor feinem Volke, 
vor der ganzen Monarchie, ja vor der gefammten gebildeten Welt feine poli« 
tifche Ueberzeugung, feinen Willen ausfprede. „Bolt von Böhmen, wenn du 
dir getrauft, mit reinem Gewiſſen alfo zu handeln, gehe hin und verleugne 
deine Abgeordneten. Wer aber die Handlungsmweije feiner Vertrauengmänner 
billigt, der Lafje fich weder durch Ueberredung noch durch Gewinn und Furcht 
verleiten, im entjcheidenden Augenblid feine Ueberzeugung zu verleugnen, der 
gehe und ſpreche diefelbe vor der Wahlurne aus, als ganzer Dann, als ehr» 
lider Bürger, als treuer Böhme.“ 
15—16. Sept. (Defterreid: Steiermark), Katholikentag in Graz. 
Es haben fi zu demfelben wohl an 2000 Perſonen eingefunden, indeß 
beſtehen diejelben zu einem Drittheil aus Geifllichen und der Weft, außer 
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einer Anzahl feudal gefinnter Adeliger, faſt ausſchließlich aus Landleuten, die 
von ihren Pfarrern herbeigeführt worden find. Die Redner, die ausſchließ⸗ 
fih dem Clerus und dem Adel angehören, betonen in mannigfaltigfter Weile, 
daß nur daß confervative Princip Defterreich glücklich machen könne, während 
ein Sieg des Liberalismus die Zerflörung des Staatsverbandes zur Folge 
haben müßte; wenn die herrſchenden Zuftände fortdauerten, jo würden die 
deutjchen Kronlander Oeſterreichs jchließlich eine Beute der deutſchen Republik, 
die jlavifchen eine Beute Rußlands, der Thron käme zu Fall, die Dynaftie 
würde verjagt. Ganz beſonders wird darauf gedrungen, alles aufzubieten, 
um in den politijhen Vertretungskörpern die Mehrheit zu erlangen und zu 
dieſem Zwecke den möglichften Einfluß auf die Wahlen anzuftreben. „Wenn 
wir in diefem Sinne handeln — meint ein Redner — dann machen wir 
Katholiken uns in zwei Jahren eine Verfaffung nad) unferem Sinne, * 


16—22, Eept. Der Reidhslanzler Beuft geht nad Stuttgart, Baben- 


17. 


18. 


27. 


29. 


Baden und bis Duchy, wo der ruſſiſche Staatskanzler Fürſt 
Gortſchakoff weilt. Die öffentliche Meinung knüpft daran ſofort 
die Combination einer durchgreifenden Aenderung in den auswärtigen 
Beziehungen Oeſterreichs, die ſich nur in ſehr beſchränktem Maße 
beſtätigt. 
„ (Defterreid: Tyrol). Prozeß gegen P. Greuter wegen einer 
in einer katholiſchen Verſammlung am 27. Sept. 1868 in Hippach 
im Ober:Zillerthal gehaltenen Rede. Der Staatsanwalt trägt auf 
7 Monate fehweren Kerkers, mit je einem Faſttag in ber Woche 
ftatt der Eifen, an. Der Gerichtshof fpricht den Angeflagten frei. 
Die Anklage lautet auf das Verbrechen der Majeſtätsbeleidigung und der 
Störung der äffentlihen Ruhe. Greuter hatte in der Einleitung zu einem 
auf den Kaiſer ausgebrachten Toaft das AZuftandelommen der in lekter Zeit 
erſchienenen „bellagenäwerthen” Geſetze beiprechend, die Behauptung aufgeftellt, 
der Kaiſer habe dieſe Gejege nicht freiwillig unterjchrieben, die „Näthe der 
Krone” hätten ihn vielmehr unter Androhung der Revolution dazu gezwun⸗ 
gen, fie zu unterzeichnen. Der Kaijer habe feine Schuld daran, fondern das 
Boll, das joldde Vertreter gewählt habe. Dafjelbe müfje daher Sorge tragen, 
daß in Zukunft Feine folden NRäthe mehr gewählt würden. 
» (Defterreid: Tyrol), Verſammlung ber deutſchen Naturfor: 
Iher in Innsbruck. | 


„ (Defterreig: Dalmatien). Die Bevölkerung bejchließt eine 
Petition an ben Kaifer mit brei Begehren, vor allem gegen Aus: 
behnung bes neuen Landwehrgeſetzes auh auf Dalmatien. 

„ (Defterreid: Böhmen). Schluß der Ergänzungswahlen in ben 
Landtag an die Stelle der fog. Declaranten, beren Mandate für 
erlojchen erklärt ivorben waren. - 

Sämmtlide Wahlen find — mit Ausnahme eines einzigen ſprachlich ge⸗ 
miſchten Bezirles — überall wieder auf die vom czechiſchen Wahlcomits em⸗ 
pfohlenen Unterzeichner der Declaration gegen die Giltigkeit des Landtags 
nach dem beſtehenden Wahlgeſetze und gegen die Giltigkeit der Reichsverfaſſung 
ober auf entſchiedene Geſinnungsgenoſſen derjelben gefallen, ſelbſt in ber Alts 
ftadt Prag, wo troß des ſtarken und einflußreichen deutſchen Elements in ber 
jelhen die Mehrheit der czechiſchen Candidaien jogar von 32 auf 161 "Stim- 
men geftiegen ift. In den gemilchten Bezirken bildeten die Deutſchen überall 
nur eine größere oder geringere Minderheit, in den rein czechiſchen Bezirken 
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betrug die Minderheit ſogar meiſt nur 2030, oder flieg doch hoöchſtens auf 
40 618 70 Stimmen, je nad) der Zahl der im Bezirke domicilirten Beamten 
und Benfioniften. 

— Sept. Graf Trautmannsborff kehrt auf feinen Botſchafterpoſten nad) 
Kom zurüd, 

Bezüglich der Informationen, welche er zu feiner Inſtruction in Wien er⸗ 
halten, wollen die Blätter wiſſen, Graf Beuſt habe in ſeinen Unterredungen 
mit dem Botfchafter wiederholt betont, er halte eine aufrichtige Verſöhnung, 
reſp. Verftändigung mit der päpftlichen Curie für „höchſt wünſchenswerth“, 
und die k. k. Regierung müſſe hiezu freudigſt die Hand bieten, ſobald ſie ſich 
die Ueberzeugung verſchafft haben werde, daß Rom mit vollendeten Thatſachen 
zu rechnen verſtehe. Beſonders aber möge Graf Trautmannsdorff der römi⸗ 
ſchen Regierung gegenüber hervorheben, daß das cisleithaniſche Miniſterium 
die Aufhebung des Concordates aus eigener Initiative nicht anſtreben, aber 
einem dießbezüglichen Beſchluſſe der Reichſsvertretung, der unter den obwalten⸗ 
den DVerhältnifien ein höchſt wahrſcheinlicher jei, ſich keineswegs wiberjegen 
fönne und werde.“ 

— „ODeſterreich: Böhmen). Die Ausichreitungen ber czechiſchen 
Preſſe überfteigen nachgerade alles Maß, da fie fih volllommen 
ftraffrei fühlt. Die von der Regierung gegen fie angehobenen 
Preßprogeffe werben von den czechiichen Geſchwornen ohne eine ein: 
zige Ausnahme mit Treifprehungen beantwortet und zwar unter 
turbulenter Heiterkeit bes anweſenden czehiichen Auditoriums. 


3. Det. (Defterreidh). Die Regierung entzieht dem Biſchof Rudigier 
von Linz die ihm bisher gewährten Zufhüffe aus Staatsfonds und 
fett ihn auf feinen gefeßlihen Gehalt von immerhin reichlich 
12,000 fl. herab. 

6—9. „ Beſuch des Kronprinzen von Preußen in Wien, auf feiner 
Reife zur Eröffnung des Suezcanals, Die Kaijerin kommt von 
Dfen nah Wien, um ihn zu begrüßen. 

7. „» (Defterreid: Dalmatin). 45 Mann Militär ziehen ohne 
Dffenfive nach den Fort Dragali, um die bortige Meine Beſatzung 
zu verſtärken; fie werben angegriffen und der Commandant ber 
Abtheilung ermordet. Der Bruch mit ber Regierung ift damit 
eingetreten. | ü 

9. „ (Ungarn). Katholikencongreß in Befth: Berathung eines befl: 
nitiven Wahlſtatuts. Da das vom Primas Simor erlaffene und vom 
Cultusminiſter betätigte proviforiihe Wahlftatut ben clerical Gefinn: 
ten die Majorität zum Voraus gefichert hat, unterliegen bie Libe⸗ 
ralen in jeber Abſtimmung. 

„ n» (Defterreih: Dalmatien). Die Regierung verhängt den Mus: 

nahmezuftand über Dalmatien und trifft Maßregeln, bie bortigen 

fehr geringen Streitkräfte angemejjen zu verftärken. 

» (Defterreih). In den Blättern taucht zuerft die Idee eincd 

füberaliftiihen Minifteriums Taaffe, Berger und Polozti, unter 

der Aegide des Reichskanzlers, auf. 
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15. Oct. (Deſterreich: Dalmatien). Die Inſurgenten umzingeln das 


18. 


22. 


23. 


Se) 
© 


28. 


30. 


Fort Dragali ober Dragagl und das Blodhaus Cerkvice; die Be: 
fagungen halten feit. 

»„ (Defterreih: Dalmatien). Beginn ber Operationen im Großen 
gegen bie Inſurgenten unter der Leitung bed Gtatthaltere FML. 
Magner. Kine volftändige Sciffsescabre und 18 Rataillone find 
dahin beorbert, aber nody nicht ganz vollftändig eingetroffen. 


„ (Defterreih: Dalmatien). Die Infurgenten überfallen base 
Fort Stanjevih und bedrohen die Stadt Bubua. 


„ (Ungarn). Baron Wenkheim erhält als Minifter des Innern 
jeine Entlafjung und wird durch Rajner erſetzt. 


„ (Defterreih: Dalmatien). Gen. Auersperg wirb zum Com: 
mandanten ber Militärftreitfräfte im Bezirke Cattaro ernannt, unb 
bemjelben die gefammte vollziehende Gewalt im Bereiche ber poli« 
tiſchen und polizeilihen Verwaltung zur felbjtändigen Ausübung 
übertragen, ſo daß alle Organe ber öffentlichen Verwaltung ihm 
untergeorbnet find, und er in den genannten Zweigen ber Verwal⸗ 
tung die Befugniſſe des Landeschefs zu üben hat. Die Verordnung 
wird als eine Art Mißtrauenspotum gegen den Etatthalter FML. 
Dayner betrachtet. 

n Defterreih: Dalmatin). Die Entjegung des Forts Dragali 
ijt mißlungen und damit bie ganze am 18. d. M. unternonmene 
Operation gegen bie Juſurgenten. Die Truppen ziehen fi wieber 
zurüd. - 

„ Der SKaifer trifft in Begleitung des Reichskanzlers auf feiner 
Reife zur Eröffnung bes Suezkanals zuerſt zu einem Beſuche bes 
Sultans in Konjtantinopel ein. 

» (Defterreid: Dalmatin). Der Reichskanzler fchließt in Kon: 
jtantinopel eine Convention mit ber Türkei ab, behufs gemeinfamer 
Operationen gegen die nfurgenten in Dalmatien. Zweibeutige 
Haltung Montenegro’s; die offiziellen Blätter erflären indeß, daß 
die Regierung Urſache habe, mit der perſönlichen Haltung des Fürften 
zufrieden zu fein. 


5. Nov. Abſchluß eines Vertrags mit ber Türkei über bie Vebingungen 


bes Erwerbs von Orunbeigentbum in berjelben burd Angehörige 
bes Kaiferftaats. 

» (Deferreid: Dalmatien). Die Zupa unterwirft fi bem 
Commandanten ber Streitkräfte der Regierung wicber, 

„ (Ungarn). Landtag, Unterhaus: nimmt nunnehr auch das 
zweite ber ihm von der Regierung vorgelegten Juſtizgeſetze (über 
Berjegung und Penfionirung ber Richter) an und beſchließt Ab- 
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ſchaffung ber Prügelitrafe. Der Beſchluß fcheitert indeß zumächft 
am Widerſpruche des Oberhaujes. 


Irany trägt auf Verfündigung voller Religionsfreiheit an. Der 
Eultusminifter Eötvös ftellt eine bießfällige Vorlage der Regierung 
in Ausſicht. 


9. Nov. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Schluß bes Debatte über bie 


Bankfrage. Trage des oberſten Rechnungshofes. 


„ (Defterreid). Schluß der letzten noch verfammelten Land: 
tage. Refultate derjelben: 


Hiederöfterreichifcher Landtag: ReihsrathbswahlsReformfrage: 
Dr. Granitſch und Gen. tragen auf birecte Neihsraihswahlen an. Diele 
Frage wird an einen Ausſchuß gewiefen, in deſſen Namen Kopp als Bericht: 
erftatter folgende Anträge vorlegt: „1. Die Einführung directer Wahlen 
der Reichſsraths⸗Abgeordneten ift entjhieden im Intereſſe der Verfaflung ge- 
legen, ja fie ift eine Bedingung der Erhaltung und Fortentwidlung derjelben; 
2. an die Stelle der Entjendung der berfaffungsmäßig n Zahl von Landtags» 
mitgliedern in das Abgeordnetenhaus des Neichärathes, ſoll die directe Wahl 
don Abgeordneten durch die Bevölferung treten, 3. bie directen Wahlen haben 
durch die Bevölkerung überhaupt ftattzufinden; 4. wenn directe Wahlen aus 
der Bevölkerung überhaupt augenblidlih nicht durchführbar fein follten, fo 
wären die directen Wahlen nach den bier Hauptgruppen des Großgrundbefiges, 
der Handelsfammern, der Städte und der Landgemeinden mit Beleitigung der 
Unterabtheilungen unter Bildung arrondirter Wahlkreiſe in den beiden lebten 
Gruppen einzuführen; 5. die Zahl der Weichsrath3-Übgeordneten ift zu vers 
doppeln; 6. bei diefer Verdoppelung ift keinesfalls die Stunmenzahl des 
Großgrundbefites zu erhöhen; 7. die Vermehrung der Abgeordnetenzahl ift 
ohne Einführung directer Wahlen eine ungenügende und ſchwer durchführbare 
Reformmaßregel; 8. jollte eine jolde Vermehrung dennoch durchgeführt wer⸗ 
den, jo müßte mindeftens die Wahl der die bisherige Zahl der Abgeordneten 
überfteigenden Mitglieder aus dem ganzen Landtage ohne Rüdficht auf Gruppen 
erfolgen; 9. ein Reichswahlgeſetz ift zu erlaflen, durch welches jeder Staats⸗ 
bürger der im Neichsrathe vertretenen Königreihe und Länder, welcher die 
Bedingungen der Wahlfähigkeit in fi vereinigt, als in allen Wahlbezirten 
für den Reichsrath wahlfähig erflärt wird, und durch welches ferner die ein» 
zelnen Wahlbezirke ſtaatsgrundgeſetglich Feitgefeßt werden; 10. für die Mit 
glieder des Haufes der Abgeordneten des Meichsrathes ift eine dreijährige 
Functionsdauer feftzufegen.* Die Debatte darüber erregt bejonderes Interefie, 
da man annimmt, daß die Anträge und Beichlüffe im Weſentlichen mit den 
Sintentionen des Ministers des Innern übereinftimmten, der an den Ausſchuß⸗ 
verhandlungen theilgenommen hat und die beften Stügen feiner Politif im 
nieverdfterreihiichen Landtage hat. Der Antragfteller Dr. Granitſch beleud- 
tet zunächſt in ſcharfen Zügen die Mängel der beftehenden Reichsrathsverfaſſung. 
„Der Reihsrath Hat ein Necht zu leben, er ift die rechtlich conftituirte Vers 
tretungskorperſchaft, er ift die legale Repräſentanz, mindeftens eines großen 
und jchwermwiegenden Völferbruchtheiles in der Völkerfamilie Oeſterreichs; er 
bat daher ein forınales und ein materielles Recht zum Leben, und diejes wird 
ihm afljährlich von dem einen ober anderen Landtage beftritten. Wir müflen 
daher dahin trachten, daß wir biefem Mechte zu leben auch die Fähigkeit, die 
Macht zu leben verleihen. Warum vereinigt nun ber Reichsrath, wie er heute 
conftituirt ift, nicht die Exiftenzbedingungen in fih? Es find drei Momente, 
weiche durchſchlagend find, um zu erflären, daß die Eriftenzbedingungen heute 
nicht bei dem Meichsrathe find. Er ift zunachſt fein Parlament; er iſt nur 
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ein Landtagßausſchuß, eine Berfammlung von Landiagsausſchüſſen. Der 
Reichſsrath nach feiner heutigen Zujammenjekung tft der directe Ablömmling 
jener hiftorijchen Vereinigungen von Landtagsausſchüſſen, wie fie in der Ges 
ſchichte Oeſterreichs ſchon feit dem 16. Jahrhunderte vorlommen. Es ift zwar 
heute gegliederter, conftituixrter, er ift eine regelrechte Körperſchaft, aber deßhalb 
‚ift er feinem Charakter nad nicht von jenen Landtagsausſchüſſen unterjchieden, 
weil troß alledem das Schwergewicht auch heute noch in den Landtagen ruht. 
Ruht aber das Schwergewicht in den Landtagen, dann muß ich jagen, daß 
der Reichsrath gleichſam alljährlich erft geichaffen wird, Es ift alljährlich die 
Trage, ob diefer Reichſsrath wiederum zujammentreten werde, und e8 hängt 
von der Schöpferlaune eines einzelnen Landtages ab, ob diefer Reichärath - 
nicht in einem Jahre ungeichaffen bleiben ſoll. Es ift daher nothwendig, dies 
fen Reichsrath, der heute nur ein Landtagsausſchuß ift, zu einem Parlament, 
d. h. zu einer aus der Bevölkerung direct gewählten Vertretung zu madıen, 
und von entlegenen hiſtoriſchen Vorausſetzungen loszulöfen, denn nur dann 
iſt mit dem Rechte zu Leben, auch die Macht zu leben vereinigt. Als zweiten 
Geſichtspunkt führe ih an, daß der Reichsſsrath nicht der Ausdruck der letzten 
Entwidlungsphaje unjerer Verfafjung il. Das Octoberdiplom, welches auch 
heute noch der Ausgangspunkt der xeichsräthlichen Organiftrung ift, ift weſent⸗ 
lich unter ungariſchem Einfluffe zu Stande gefommen. Und aud die Schöpfer 
der Yebruarverfafjung hätten niemals den Reichsrath auf die Landtage aufs 
gebaut, wenn nicht damals die NRüdfichten auf Ungarn maßgebend geweſen 
wären. Damals erachtete man es al3 unmöglich, dieſes Königreich in anderer 
Weile zur Geſammtvertretung heranzuziehen, als dadurd, daß man ben 
Landtagen die Beſchickung des Reichsrathes übergab. Ohne diefe Borausjegung 
hätten wir heute ganz wie im Jahre 1843 einen von allen Ländern und 
Völkern beſchickten Reichstag. Im Jahre 1867 hat fich diejes Verhältniß ge- 
ändert. Der Ausgleich ift vollzogen worden. Die Urſache, welche die indirecten 
Reichsrathswahlen, die Wahlen aus den SLandtagen, bei der urjprünglichen 
Schaffung der Verfaſſung beftimmte, ift entfallen, und man darf fagen, der 
Reichsrath ift heute eine Wirkung ohne Urfache. Der dritte Geſichtspunlt ift 
der, dab der Reichsrath gar nicht in der Lage ift, die ihm drohenden Sefahren 
zu beftehen. Es ift uns Ullen im Gedächtniſſe, wie der Staaisftreih vom 
Sabre 1865 den Neichsrath hinmwegfegte, und wie der Pulsichlag der Bevöl⸗ 
ferung nad) diefem in das Leben der Bevölferung einichneidenden Creigniffe 
faum erregter war als vor demfelben. Was ift die Urfache einer jolden Er⸗ 
ſcheinung, daß man eine NReichsvertretung wie mit einem Schwamme hinmweg- 
wiſchen fonnte, ohne daß die tieffte Erregung, die tieffte Erſchütterung den 
ganzen Staat ergriffen hat? Die Urſache ift die, daß der Reichsrath in feinem 
engen Zujammenbange mit der Bevölkerung geftanden, daß fich nicht feite 
Bertrauensfäden zwiſchen ihm und der Bevölkerung gelponnen hatten, welche, 
wenn fie gewaltiam zerrifien werden, den ganzen Körper zuden machen. 
Solche Ereignifje find vor einer geſchichtlichen Wiederholung nit fiher. Wir 
. müfjen daher auch aus dieſem Gefichtspuntte wünjchen, den Reichsrath fähig 
zu machen, allen Gefahren zu trogen, ımd ihm die Eriftenzbebingung der 
direeten Wahlen jchaffen.“ Im weiteren Verlaufe wendet fich der Redner gegen 
das fi in mehreren Landtagen geltend machende Beitreben, gleichzeitig mit 
der Bermandlung des Reichsraths in ein Vollshaus das Herrenhaus zu 
reformiren und durch eine Länderfammer zu erjegen. Er erklärt dieß Projekt 
für einen höchft bevenklichen und unlösbaren Widerſpruch mit der eben beab⸗ 
ſichtigten Lostrennung der Landtage vom Reichsrathe. „in der Länderkammer 
ift das füberaliftiiche Element verwirklicht. Die alljährlide Gefahr, daß das 
Abgeordnetenhaus des Reichsrathes nicht zufammentritt, if dann einfach in 
das Oberhaus verlegt; es hat eben gar nichts als eine Verwandlung ftatige- 
funden, und wir haben in der Zukunft ftatt der Gefahr, daB das Unterhaus 
nieht zufammentritt, die Gefahr, daß das Oberhaus nicht zufammentritt, und 
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was wird die Folge davon ſein? Wenn wir eine Länderkammer conſtituiren, 
dann verlegen wir das Schwergewicht bei den weitgehenden föberaliftifchen 
Neigungen in die Länderfammer, und wenn diefe nicht zufammentritt, dann 
wird man jagen: des Volkshaus Tarın beichließen, aber die Landtage, die 
eigentliden Vertreter der Königreide und Länder, haben den Beſchlüſſen ihre 
Buftimmung nicht gegeben. Will man überhaupt compenfiren, dann müſſen 
wir dor Allem den jet in der Abgeorpnetenfammer vertretenen Großgrund⸗ 
defig im Herrenhaufe entihädigen.” Redner ſchließt mit den Worten: „Nehmen 
Sie unfere Anträge an, und Sie werden nicht bloß die Verfaſſung gegen bie 
Angriffe ihrer Gegner ſchützen, nein, Sie werden, wenn endlih einmal die 
Bafis eines direkt gewählten Volkshauſes hergeftellt ift, die Möglichkeit offen 
haben, die Wünſche anderer Volksſtämme zu befrievigen und auf diefe Art 
den Bölferfrieven berzuftellen. Graf Spiegel erklärt fich für eine Ausdehnung 
der Verfaffungsänderung auf das Herrenhaus und überhaupt für eine Ver- 
fafjungsresifion. Er wünſche nicht den Föderalismus, doch möge man den 
Eigenthumlichkeiten der verjchiedenen Länder in der NReihsvertretung Raum 
geben. Demgemäß ftelle er folgenden Gegenantrag: „In Erwägung, daß 
das Recht der Königreiche und Länder, die Wahlen in den Reichsrath vorzu- 
nehmen, ein verfafiungsmäßiges ift, daß ſowohl die Einführung direkter 
Reihsrathswahlen, wie eine die Eigenthümlichkeiten der Königreiche und Länder 
gewährleiftende Vertretung derjelben in gleicher Weiſe die freiheitlihe Entwick⸗ 
lung der Verfaffung und die für das Gedeihen des Reiches unerläßliche Ber 
friedigung der einzelnen Theile fördert, und daR eine Reform fich nicht nur 
auf das Abgeordnetenhaus zu beſchränken hätte, ſpricht der Landtag feine 
Ueberzeugung aus, daß eine Wahlreform nur mit einer gleichzeitig anzubah⸗ 
nenden Reviſion der Verfaſſung beichloflen werden möge, und fordert Die 
Regierung auf, im verfaffungsmäßigen Wege die geeigneten Mittel zu er» 
greifen.” Im gleihen Sinne ſpricht fih v. Mende aus. Er mill durd ein 
Länderhaus die Autonomie der einzelnen Ränder gewahrt wiſſen. Kopp: Das 
fortwährende Exrperimentiren mit der Verfaffung jet zu gefährlid; er Tönne 
daher nicht für die vom Grafen Spiegel beantragte Revifion der Berfaffung 
ſtimmen. Ganz anders verhalte es fih mit dem Ausſchußantrage; dieſer bes 
zwecke nur die Fortentwicklung der Verfaſſung. Die gänzliche Umänderung 
der Verfaſſung biete nur den Feinden derſelben eine Handhabe zu ihrem 
Sturze. Das Mittel, ihnen die Waffe zu entreißen, ſind die directen Wahlen. 
Werden die directen Wahlen eingeführt, jo müſſen auch die Feinde der Ver⸗ 
fafjung Farbe befennen und erflären, ob fie ein Defterreih oder ein Czechien, 
ein Polen und ein Rumänien wollen. Das Oberhaus möge zur Hälfte aus 
Ernannten der Regierung und zur Hälfte aus Abgeordneten der Nänder bes 
ftehen. Eine fo geartete Zujammenfegung des Oberhauſes werde auch Jene 
für die directen Wahlen gewinnen, welche diefem Princip bisher feindlich ent» 
gegenftehen, Mit einer bloßen Reform des Unterhaufes fei nichts gethan, in⸗ 
jolange das Oberhaus als ein Bleigewicht an den Füßen des Tiheralismus 
hänge. Steudel bedauert, daß nit alle Staatsbürger daB Wahlrecht be» 
fiten. Unter diefen Umftänden möge man ſich nicht wundern, wenn jene 
Millionen, welche rechtlos find, einem Umfturze mit Freuden entgegenjehen, 
das Bolt würde die Auflöfung und Neuwahl des Reichsrathes mit Freuden 
begrüßen. Volksthümliche Männer gebe es ja ohnebieß nicht im Abgeordneten⸗ 
haufe, denn e8 enibehre beinahe jedes voltsthlimlichen Elemente. (Ohorufe. 
Der Landmarſchall ruft den Redner zur Ordnung) Der Volksgeiſt fei fo 
erihlafft, daß die Einführung der directen Wahlen nicht belebend auf ihn 
wirken werde. Es ſei nicht möglich, die directen Reichsrathswahlen, ohne die 
Rechte der Landtage zu verlegen, einzuführen. Sei dieß möglich, fo ſei auch 
die Einberufung eines conftituirenden Neichsrathes zur Abänderung der jet 
beitehenden Verfaſſung ohne Rechtsbruch möglich. Er werde jegt feinen Antrag 
ſtellen, doch auch niet für die Ausſchußanträge ſtimmen. Kuranda: Wenn 
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man rabical bon einen weitgehenden demokratiſchen Standpunkte zu Werke 
geht, jo muß man den Antrag ftellen: wir brauden die erfte Kammer nicht. 
Über die Hälfte der Krone, die Hälfte den Ländern und weder ber Krone noch 
den Ländern ihr Recht zu laſſen, und mit jenem Körper vielleicht wieder Ex⸗ 
perimente vornehmen, deren Nefultate ebenfowenig geſichert find, wie fie heute 
gefichert find, das ift ein ganz unpraktiicher Vorſchlag. Was die Ummandlung 
der Reichſsrathskammer in eine Länderkammer betrifft, jo würden Sie, wenn 
Sie zwilhen das Volkshaus, das Sie wählen laflen wollen, und zwifchen den 
Monarchen eine Länderkammer ſetzen, gerade jener freiheitlicden dee, von der 
fie ausgehen, entgegenhandeln, fie würden die dirceten Wahlen beinahe ans» 
nulliren, denn fie würden dem Volkshauſe einen großen Rivalen ſchaffen: das 
gegenwärtige Abgeordnetenhaus. Redner warnt davor, an Stelle eines auf- 
gellärten und verfafungsfreundlichen Herrenhaufes ein anderes Haus zu jegen, 
deſſen Tendenz man noch gar nicht kenne. Wenn man glaube, durch eine 
Länderkammer den Yrieden in Defterreich herzuftellen, jo täuſche man ſich, 
mean habe noch nie den Ruf nad) einer Länderkammer aus den Sreifen der 
nationalen Oppofition gehört. „Die directen Wahlen haben, wie alle Nach» 
richten, die aus Böhmen und Mähren einlaufen, berichten, alle Ausfidt, im 
Neichsrathe durchzugehen. Ich kann noch nicht mit Beftimmtheit von einer 
Zweidrittel⸗Majorität jprechen; aber daß große Landtage, die in der vorigen 
Seffion dagegen waren, heute dafür gewonnen find, ift pofitiv. Wenn wir 
die directen Wahlen hier votiren, wie andere Xandtage, jo ift e8 möglid, daß 
fie bis Neujahr oder März den Reichsrath paffiren. Wenn wir aber daran 
- die Revifion des Herrenhaufes Mmüpfen, dann können wir Jahre lang warten, 
bis wir directe Wahlen befommen. Denn das find Fragen, die nit nur bei uns 
eine Zweidrittel-Majorität brauchen, fondern and) dem Herrenhaufe, deffen Tod wir 
hier decretiren, und der Krone vorgelegt werden müſſen — der Krone, der wir ihr Ers 
nennungsrecht rauben*. In der Spezialdebatte werden Punkt 3 u, 4 zufammen bes 
rathen. Frhr. v. Tinti beantragt directe Wahlen mit Beibehaltung des Gruppen 
ſyſtems, und glaubt fi als Mitglied aus der Gruppe des Großgrundbefites ganz 
bejonder8 hiezu berufen. Dem Großgrundbefig fei allerdings in der dermaligen 
Wahlordnung ein Privilegium eingeräumt — ein Privilegium, das mohls 
verdient und höchſt werthvoll je. Es komme aber nicht darauf an, mer ein 
Privilegium befitt, fondern warum er es befitt. Begünftigungen können, 
man müßte fich denn ein ideales Staatengebilde denken, nie befeitigt werben, 
fie find auch dann berechtigt, wenn ihnen Gegenleiftungen entiprechen. Sp 
fei das Privilegium der Intelligenz in allen Gemeindewahlordnungen anerkannt, 
und mit Recht, weil die Intelligenz das wichtigfte Förderungsmittel des con⸗ 
ftitutionellen Staats jet. Auch von dem Großgrundbefi könne Aehnliches ges 
fagt werden. Seine Vertreter haben ſich namentlih im Abgeordnetenhaus 
nie den liberalen Beftrebungen abhold gezeigt. Redner beantragt an Stelle 
der Punkte 3 und 4 zu ſubſtituiren: „Die directen Wahlen werden aus den 
vier Hauptgruppen Großgrundbefig, Handelskammer, Städte, Landgemeinden 
mit Befeitigung der arrondirten Wahltreife und Unterabtheilungen in den 
beiden legten Gruppen vorgenommen.” Frhr. v. Sommaruga |pridt fi 
aus rein praftiichen Argumenten gegen die Beibehaltung des Gruppenſyſtems 
ohne jene der Unterabtheilungen aus, und beantragt: daß Land Defterreich 
unter der Enns habe in Zukunft fünf Abgeordnete aus dem Großgrundbeſitz, 
einen aus der Handelskammer, einen für Wien und achtzehn Abgeordnete aus 
dem flachen Land, und zwar aus den achtzehn politifchen Bezirken durch directe 
Wahl in die Reichsvertretung zn ſchicken. Schilder beantragt zu Punkt 3 
den Zujag: „Die direeten Wahlen haben nad den Grundfägen des allges 
meinen Stimmrechts mit geheimer Abſtimmung ftattzufinden.“ Winter- 
ftein verfichert, daß die Handelskammern für den freieften, unbeirrteſten 
Wahlmodus ferien; dasfelbe betätigt Springer mit Rückſicht auf die Land⸗ 
germeinden. Berichterflatter Dr. Kopp gibt ein Turzes Relume über den 
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Stand der Debatte. Bei der Abſtimmung wird der Antrag Tintt mit 34 
Stimmen abgelehnt. Für den Echilcher’iden Antrag erheben fi nur zwei 
Abgeoronete. Ueber Punkt 6 Tommt eine Tebhafte Debatte in Fluß. Der 
Antrag des Ausichuffes: „Die Anzahl der Abgeordneten aus dem Großgrund- 
befiß und den Handelskammern ſoll jedoch nicht verdoppelt werden,” wird ab» 
gelehnt, und daher Punkt 6 geftrichen. Mit diefer einzigen, allerdings wich⸗ 
tigen, Ausnahme werden die Anträge des Ausſchuſſes unverändert angenommen. 

Revifion der Landesordnung und der Landtagswahlord- 
nung. Der Ausſchuß beantragt, von der Nevifion der erfleren, da es noth« 
wendig fei, daß man die Kraft aller Beitrebungen auf die Durdführung der 
Wahlreform für ten Reichsrath concentrire, für jetzt abzujehen und diefelbe 
bis nach ter Loslöſung der Reihöverfaffung aus der ummatürlichen Verbin 
dung mit den Landesverfaffungen zu vertagen. Bezliglich der Landtagswahl⸗ 
ordnung beantragt der Ausschuß mehrere Aenderungen, darunter Herabjegung 
des Wahlcenjus auf die Hälfte des bisherigen Eteuerjages und Einführung 
der geheimen und jchriftlihen Stimmabgabe. Die Anträge werden mit der 
Modification, daß alle bei den Gemeindewahlen Berechtigten auch bei den 
Wahlen zum Landtag bereiätigt fein jolfen, genehmigt. 

Schulaufjihtsgejeg: Das vom Landtag in feiner vorigen Selfton 
beſchloſſene Schulaufſichtsgeſetz Hatte die Zaiferlide Sanction nicht erhalten, 
weil ji darin der Landtag gegen die geiftlihen Virilftimmen im OrtS- und 
Bezirksſchulrathe entjchieden hatte und es der freien Wahl der Gemeindevers 
tretungen überlafjen wiſſen wollte, Geiftliche als Gemeindeglieder in die Schul⸗ 
räthe zu entjenden oder nicht. Um nun das Zuftandefommen des Geſetzes zu ers 
möglichen, beantragt der Schulausſchuß des Landiags, ſich zwar gegen den Eintritt 
der Ortsjeeljorger als Vertreter der Kirche in den Ortsichulrath, aber für 
Berufung des Religionslehrers als Lehrers in den Ortsſchulrath auszujprechen. 
Die Debatte ift eine ſehr erregte. Dr. Granitſch ftellt ven Antrag auf Weglaf- 
jung diefes Paffus, und Dr. Eduard Kopp nimmt Anlaß, um in einer mit 
großem Schwunge gehaltenen Rede die Annahme diejes Antrages zu befürworten. 
Er wendet fi im Laufe feiner Ausführungen an ten in feiner Eigenſchaft als 
Landtagsabgeordneter anmwejenden Minifter Gisfra, um ihn vor einem Pakte 
mit der ultramontanen Partei zu warnen und in beinahe drohenden Worten 
demjelben ein „Mene Tekel“ zuzurufen. Giskra ſcheint ungewiß, ob er ant⸗ 
worten ſolle. Plöglich jpringt er in großer Errregung mit Oftentation von 
feinem Site auf und verläßt demonftrativ den Saal. Die Tebatte wird 
hierauf unter fteter Unruhe fortgefeßt. Als fie fih zu ihrem Ente neigt, 
erjcheint Gisfra wieder und ſpricht mit dem NRegierungsvertreter, Statthalterei- 
Leiter v. Weber einige Worte, worauf dieſer jofort, den Referenten unter« 
brechend, im Namen der Negierung die Erklärung abgibt, dab das Gele, 
wenn der Granitſch'iche Antrag acceptirt würde, abermals nicht die Laiferliche 
Sanction erhalten werde. Unter Spannung erfolgte die Abftimmung und 
zwar namentlich; das Nefultat derjelben befteht in der Annahme des vers 
hängnißvollen Granitich’ichen Antrages mit 31 gegen 24 Stimmen, jo daß 
aljo die Virilftimme wieder eliminirt ift. 

Volksſchulgeſetz: Dasjelbe wird im MWelentlichen nah der Vorlage 
der Regierugg angenommen. Die Berathung bes Geſetzes führt jedod zu 
einem Bruch zwiſchen den Abgeorbneten aus dem flachen Lande und denen 
der Hauptſtadt. Die erfteren nämlich, welche die Majorität bilden, wiſſen in 
das Gefe eine Beitimmung aufzunehmen, wonad die eine gewiſſe Höhe über- 
fteigenden Koften für Errichtung von Bezirksſchulen auf den Landesfonds 
übernammen werden follen; durch diefe Beſtimmung wird nad der Anficht 
der Wiener Abgeoroneten der Landesfonds zu Gunften der ländlichen Bezirks⸗ 
fonds und auf Koften der Stadt Wien, weldhe nahezu. % der Steuern bon 
Nieberdfterreich zahlt, ungebührkich belaſtet. Die Berflimmung erreicht ſchnell 
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eine ſolche Höhe, daß die Wiener Deputirten für die Reichsſsunmittelbarkeit ber 
Stadt Wien agitiren. 

Landtag von Oberöfterreih: Frage der NReihsrathsreform: Es 
wird beſchloſſen, die Regierung aufzufordern, daß fie in der nächften Reichſsraths⸗ 
jelfion einen Gefegentwurf über birecte Wahlen in den Reichsrath einbringe. 
Die Zahl der aus den Ländern in das Abgeorbnetenhaus zu entjendenden 
Abgeordneten fei jo zu vermehren, daß auf je 50,000 Einwohner ein Abge- 
‚ ordneter entfällt. Der Landtag fpricht fich weiter für unmittelbare Wahl, ges 

heime Abftimmung, Aufhebung der bisherigen Gruppen, vierfährige Mandats« 
dauer aus und verzichtet anf das ihm zuftehende Recht der Entſendung von Abge⸗ 
ordneten in den Reichſsrath, wenn das Abgeordnetenhaus direete Wahlen bes 
ſchließe. — Shulauffihtsgejeg: Das vom Landtage im vorigen Jahr 
beſchloſſene Geſetz hatte die Taiferlide Sanction nit erhalten und die Frage 
kommt daher neuerdings zur Behandlung. Biſchof Rudigier benügt die Gelegen⸗ 
heit, um gegen die Giltigleit des Geſetzes v. 25. Mai 1868 und in Folge deflen auch 
gegen den zur Berathung unterftellten Entwurf Verwahrung einzulegen. 
Das Geje vom 25. Mai v. J. fei nicht die oberfte Norm, es ſei ein Staats⸗ 
geiet, welches den göttlichen Geſetzen nicht entſpreche, und bürfe daher nicht 
befolgt werden. Das ganze Ehriftentbum falle durch das Auffichtsrecht des 
Staates. Das Schulgeſetz ftehe auch im Widerſpruch mit einem höheren welt« 
lichen Geſetze, es verlege daß Concordat. Der Papft habe den Bilchöfen die 
Estſcheidung der Trage anheimgegeben, ob es nothwendig fei, auf das Schul» 
nefeg einzugeben oder nicht; der Bilhof von Briren habe demgemäß dem 
Clerus die Theilnahme an den neuen Schulbehörben verboten, und auch der 
Clerus von Oberöfterreich werde fich nicht betheiligen. Man möge eine Ber- 
einigung mit dem Beil. Stuhle anftreben, der heil. Stuhl fer jehr zugänglich. 
(Große Heiterkeit.) Man fomme zu keinem Frieden zwiſchen Kirche und Staat, 
wenn ſolche Geſetze ohne Rüdficht auf das Goncordat angenommen würden. 
Er beantrage daher, „die Regierung folle einen neuen Gejegentwurf mit Be⸗ 
rüdfihtigung des Concordates oder einer neuen Bereinbarung mit dem heili⸗ 
gen Stuhle vorlegen.” Darauf ertwidert unter großem Beifall der Verſamm⸗ 
lung der Statthalter: „Die Rede, die wir eben Lörten, tritt aus den 
Grenzen, welche gegeben find. Die Landtage find durch daB Geſetz berufen, 
nit um zu demoliren, jondern um zu bauen, und jedes Mitglied ift ver- 
pflichtet, mitzuarbeiten. Der Biſchof hat gejagt, er müſſe als Biſchof jo 
Iprechen, der Heilige Vater habe freigeftellt, in das Geſetz einzugehen. Die 
Pflicht eines Biſchoſs verlangt aber nicht jene Sprache, wie wir fie eben ver- 
nommen haben. Mit dieſer jo weit gehenden Oppofition fteht der Biſchof 
allein da, und ich bebauere, daß durch diefe Oppofltion das Zuſtandekommen 
des Geſetzes erſchwert wird; aber unmöglich wird es nicht gemadt. Man 
fol! nicht fuchen, die Regierung weiter zu drängen. Es ift nicht möglid, auf 
die Auslaffungen des Biſchoſs weiter einzugehen, und ich erfuche daS hohe 
Haus, diefe Auslafjungen nicht zu berüdfichtigen und zur Spezialvebatte über⸗ 
zugehen.“ Das Haus entipricht diefem Anſuchen. In der Spezialvebatte 
fommt Dr. Figuly nochmals darauf zurüd und entgegnet dem Biſchof: Es 
werde gejagt, die Schulgeſetze widerftritten der Religion; es ſei aber nicht 
jede Biſchofsſtimme auch Gottes Stimme. Eine Vereinbarung mit dem päpft« 
lien Stuhl wolle man? Man möge do das Rothhuch leſen und werde 
finden, daß ale dießbezüglichen Bemühungen erfolglos geblieben feien. „Wir 
wollen die Religion in der Schule und überall. Man beklagt fi, daß der 
Glerus aus der Schule gewielen werde, und andererfeits will der Elerus nicht 
eintreten. Das kommt daher, weil man nicht fein will, wo man gleichberech- 
tigt ift, und nur dort fein will, wo man herrſchen kann.” Schließlich beglüd- 
wunſcht er das Land, aus dem Munde bes Negierungsverireters ſolche Aeuße⸗ 
rungen, wie eben heute, gehört zu haben. Der Antrag des Biſchofs Rudigier 
wird abgelehnt und die Vorlage diekmal im Weſentlichen angenommen, — 
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Der Landiag beauftragt ferner den Landesausſchuß mit der Vorbereitung 
eined Geſetzes Über die Controle der Verwaltung bes Kirchen- und Pfründen⸗ 
vermögen! Außerdem erflärt er, daß der Fortbefland des Concordates 
nit dem Vandeswohl unvereinbar fei, und beichliekt, an daS Abgeordnetenhaus 
den Antrag zu ftellen: dasfelbe wolle aus eigener Initiative die Aufhebung 
des Concordats veranlaffen. 

Yandtag von Steyermark: Reichſsrathsreformfrage: Nach zwei—⸗ 
taAgiger Debatte, in welcher ſich Rechbauer für ein direkt gewähltes Abgeordneten⸗ 
haus und ſtatt des Herrenhauſes für eine Länderkammer, Kaiſerfeld dagegen 
peaen die letztere Inſtitution ausſpricht, entjcheivet auch der Landtag gegen 
dechbauer und beſchließt folgende Erkkärung: „Die gegenwärtige Zujammen- 
ſetzung des Reichsrathes ift unvereinbar mit den Bedingungen des conftitutionellen 
und parlamentariichen Syſtems und ſtaatsrechtlich bevenflich ; der Landtag |pricht 
fich Daher für die Einführung directer Wahlen in den Reichſsrath aus, fo daß auf 
je 50,000 Einwohner Ein Abgeorbneter entfalle, von denen ein Drittel un» 
nıittelbar von den Städten und Märkten, die Übrigen aber mit Beibehaltung 
des Syſtems der MWahlmänner von der übrigen Bevölkerung gewählt werden 
follen. Der Landtag erklärt fich ferner für eine höchitens vierjährige Mandats⸗ 
dauer, jowie dafür, daß zur Mählbarfeit die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft 
genüge. Für den Fall, daß das Abgeordnetenhaus die directen Wahlen in 
den Reichsrath beſchließe, erklärt der Landtag den Paragraph 16 der Landes⸗ 
ordnung, jo weit er die Entiendung von Abgeorvneten in den Reichsrath be= 
trifft, für aufgehoben. Der Landesausſchuß wird beauftragt, diefe Beſchlüſſe 
dem Minifterium zur weiteren Verfügung mitzutheilen.“ In der De— 
batte ſpricht ſich Kaiferfeld aufs entichievenfte gegen den Fbderalismus 
und dagegen für eine gewiſſe Eentralifirung mit dem Deutſchthum als 
Mittelpunkt aus: In der beitehenden Verfafiung, fagt er, feien die großen 
Principien des Einheitsftantes und der Föderation in jehr unflarer Weile 
verquidt. Diefer Fehler im Organismus werde von beiden Parteien er⸗ 
kannt, die eine mwolle ihn aber dur Ausbildung des föberaliftiichen Ele⸗ 
ments, d. h. durch eine weitere Beriplitterung, die andere durch eine Con⸗ 
ecentration der Kräfte des Staates befeitigen. Der Föderalismus jei eine 
Unmöglichkeit, denn er wäre nicht allein der Anfang vom. Ende, jondern er 
wäre bereit3 daS Ende. „Was wollen die Deutichen in Oeſterreich? Jeder 
Staat erhält dur eine Nationalität ein beftimmtes Gepräge. Ueberall bat 


‚ fi eine Nation die Oberherrichnft Über die anderen errungen. Das zeigt ſich 


namentlih in Rußland, dieſem Idol gewiſſer Politifer. Auch in England 
ift dieß der Fall. Die Deutſchen wollen alfo, daß ihre Sprache die Staats⸗ 
ſprache jei. Klein Staat kann ohne eine folche beftehen, nicht einmal das freie 
Amerika. Sie wollen, daß deutiche Sprade und Bildung nirgends außges 


ichloſſen werde, weil mit fieben Sprachen zu regieren unmöglich iſt. Weiter 


wollen Sie den ſtaatsrechtlichen Verband zwiſchen allen Deutjchen in Weſt⸗Oeſter⸗ 
reich nicht zerriffen jehen, nicht von gehäjfigen Maforitäten unterdrüdt werben. 
Selbft der Föderalismus ift das Streben, einzelnen Nationalitäten in gewiſſen 
Reichstheilen eine Hegemonie zu geben. Was ih hier ausiprede, iſt ein Natur- 
geje für ganz Defterreich, dag mit diefem ſteht und fällt. Man wirft uns 
vor, daß wir über Oeſterreich hinaus blicken; ich aber jage: Heute gibt es 
feine Defterreicher in Oefterreih außer den Deutſchen. Der Föderalismus 
kann nicht zur Geltung kommen, weil ihn auch die Ungarn in ihrem eigenen 
Intereſſe nicht wollen dürfen. Er wäre auch für Ungarn der Anfang vom 
Ende." — In Folge eines Antrags des Frhrn. v. Hammer-Purgftall auf 
gänzlige Aufhebung des Concordats wird beichloflen: „Indem der Land⸗ 
tag feine Ueberzeugung außipricht, daß das mit dem Patente vom 5. No» 
vember 1855 als Gejeg kundgemachte Uebereinkommen mit dem heiligen Stuhle 
vom 18. Auguſt 1855 (Concordat) mit den unveräußerliden Souveränetät- 
rechten des Staates unvereinbar und deſſen Nüdwirfung auf das Sand von 
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den nachtheiligſten Folgen iſt, ſtellt der Landtag an die Regierung das Er⸗ 
ſuchen, ehemöglihft den Entwurf eines Geſetzes den Reichsrathe zur verfaj- 
fungamäßigen Behandlung vorzulegen, durch welches jenes Patent, injofern 
deffen Beitimmungen nicht bereits durch die Staatögrundgejeke und die auf 
verfafiungsmäßigem Wege erlaffenen Gejege aufgehoben find, aufgehoben und 
die in diefem Patente berührten Gegenftände, inſoweit fie zur ftaatlichen 
Geſetzgebung gehören, verfafjungsmäßig geregelt werden.” Die Competenz des 
Landtages zu dieſem Untrage wird auß der Landesordnung nachgewieſen, 
welche dieſem das Recht zur Aeußerung über die Nüdwirkung der Gejeke auf 
das Land verleiht. Der Siovenenführer Herman bricht indeß eine Lanze für 
das Goncordat, beichuldigt die Deutjchen, daß nur fie das Concordat angreifen, 
während das politiſch gereiftere Volk der Slaven die richtige Erkenntniß der 
wohlthätigen Yolgen des Concordat3 gegenüber der vernichtenden Omnipotenz 
des Staats befige, und beantragt Hebergang zur Tagedordnung. Nach einer 
glänzenden Antwort Rechbauer’3 nimmt der Landtag mit allen gegen Herman’s 
Stimme, den fogar die beiden anderen im Haufe anweſenden Slovenen im 
Stiche laſſen, den Ausſchußantrag an. — Gegen den Schluß de3 Landtags 
verfuchen die ſloveniſchen Mitglieder des Landtags, aufgeſtachelt durch die 
Erfolge ihrer Nationalen in Krain, auch in Graz eine jchroffere Stellung 
einzunehmen: fünf derjelben erklären geradezu, fid an den weiteren Verhand⸗ 
lungen nicht mehr betheiligen zu können. Der Landtag erklärt jeboch ohne 
Verzug diejes Benehmen für landesverfaffungs- und geihäftsordnungswidrig 
und bejchließt demgemäß, diefe Mitglieder aufzufordern, entweder an den Ver⸗ 
Handlungen jofort wieder theilzunehmen oder ihre Mandate niederzulegen. 


Landtag von Kärntben. Trage der Neihsrathäreform: Der 
Landtag ertlärt ſich für Einführung directer Reichsrathswahlen, Verdoppelung 
der Zuhl der Abgeordneten, Abkürzung der Wahlperiode und Zuſammenſetzung 
des Herrenhaujes dur Abgeordnete der Landtage. — Yrage einer Re- 
form der Landesverfajfung: es wird beichloffen, die Regierung zu er» 
fuchen, eine Reform der Landesordnung und der Landeswahlordnung im 
Sinne ausgedehnterer activer und paſſiver Wahlfähigkeit und mit Bejeitigung 
des Gruppenſyſtems vorzubereiten. 


Der Kandtag von Krain erklärt ſich für die Gleichberechtigung der ſlo⸗ 
veniſchen Sprade in den Gymnafien und für die Errichtung einer ſloveniſchen 
Rechtsacademie in Laibach, fomie, gegen den Widerſpruch des Negierungsver- 
treter8, für obligatorifche (ftatt der bisherigen freiwilligen) Einführung der 
jſloveniſchen Sprade in der Volksſchule und in allen Aemtern der Regierung. 
Der zu Vorſchlägen über eine Revifion der Staatsgrundgeſetze gewählte Ausſchuß 
beantragt die Abänderung der Berfafjung im Sinne einer erweiterten 
Länderautonomie; Yuftiz, Eultus, Unterricht und die ganze Yandesverwaltung 
follen aus der Kompetenz des Reichsrathes ausgefchieden werden und den Land» 
tagen zufallen, die Länder follen Gruppen nah Maßgabe des Hiftorifchen 
Rechtes, der Volksabftammung und materieller oder finanzieller Berhältnifie 
bilden. Die Regierung kommt einem dieſen Vorſchlägen entſprechenden Be» 
ſchluſſe und den dafür bereits in Ausficht genommenen Denonftrationen jlove- 
nifcher Maſſen nur dadurd zuvor, daß fie den Landesftatthalter telegraphiſch 
anweiſt, die Seffion unverzüglich zu jchließen, was am 22. Oct. geichieht. 

Der Landtag von Salzburg erklärt fih inder Reihsrathäreform- 
frage mit großer Majorität für die Einführung directer Wahlen zum Reichs» 
rath unter Beibehaltung der beftehenden Interefiengruppen aus, für Vermeh⸗ 
tung der Abgeordnetenzahl auf daS Doppelte, für eine vierjährige Mandats» 
dauer, geheime Abftimmung und Ausdehnung der pafliven Wahlfähigkeit auf 
alle in einem der Länder der diefleitigen Neichshälfte Wahlberechtigten und 
erklärt für den Fall der Einführung directer Wahlen alle entgegenftehenden 
Beftimmungen der Landesorbnung für aufgehoben. 
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Der Landtag von Vorarlberg erklärt fih m der Neihsraths- 
reformfrage für diefelbe mit Beibehaltung der Gruppen und Abkürzung 
der Mandatsdauer und nimmt die Vorlage der Regierung bez Volks⸗ 
ſchulgeſetz ohue weſentliche Modificationen an. 

Landtag von Tyrol: Trage der Reihsratdsreform: Der Aus» 
ſchuß bringt ein Majoritäts- und ein Minoritätspotum ein. Der Bericht» 
erftatter der Mehrheit, Frhr. dv. Giovanelli, ftellt den Antrag: daß über dieſe 
Trage zur Tagesordnung übergegangen werde, weil durd die neuen Reichs⸗ 
rathswahlen die ſtaatsrechtliche Bedeutung und Exiſtenz Tyrols verlegt, und 
das Land in feinen vorzügligiten politiichen Nechten geihädigt werde, Der 
Berichterftatter der Minderheit, Dr. Harum, ftellt den Antrag: der Landtag 
möge ih für die Herbeiführung der directen Wahl der Reichsrathsabgeord⸗ 
in dem Sinn ausſprechen, daß diefe nicht vom Landtag gewählt werden. Nah 
einer langen Debatte, an welcher fi die tüchtigften Redner beider Parteien 
betheiligen, wird bei namentlicher Abftimmung der Antrag der Wlinderheit 
mit 33 (elericalen) gegen 21 (liberale) Stimmen abgelehnt und dagegen der 
Majoritätsantrag angenommen. — Schulauffihtsgefeg: Da das im 
vorigen Jahr von der clericalen Mehrheit beſchloſſene Geſetz vom Kaifer nicht 
bejtätigt worden war, fo bringt die Regierung die Vorlage nochmals ein. _ 
Der Landtag beichließt, die Negierungsvorlage dießmal zwar zu acceptiren, 
aber daran zwei Bedingungen zu fnüpfen, nämlid, daß die drei Landes» 
bifhöfe (von Salzburg, Briren und Trient) im Landesfchulrathe über die 
Einführung der Schulbücher zu entjcheidven Haben und außerdem bez. der Anftels 
lung jener Lehrer, deren „religiös-fittliches Verhalten ihrer Anſchauung nad 
nicht correct ift“, ein Veto erhalten. Da die Regierung auf dieſe Bedingun⸗ 
gen, welche zu der Abficht der Vorlage, die Volksſchule von clericaler Bevor⸗ 
mundung zu emancipiren, in directem Gegenjate fteht, natürlich nicht eingehen 
wird, jo Tann auch diejes Gejeg als abgelehnt betrachtet werden. Ueber das 
Volksſchulgeſetz (bez. Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des 
Beſuchs der Volksſchulen) wird nad dem Antrage des Ausfchufies einfach zur 
Tagesordnung gejchritten. — Die Gejekesvorlage bez. der Land esvertheis- 
digung ruft eine bejonder3 erregte Debatte hervor. Tyrol geniekt nämlich 
von der neuen Wehrorganijation bedeutende Ausnahmen in Bezug auf Die 
allgemeine Wehrpfliht und die Landwehr, indem e3 nur ein Kaiſerjäger⸗ 
Regiment ftellt und nur einen Landſturm befigt. Es handelte fid nun um 
die Feitftelung einer ausnahmsweiſen Dienftleiftung der nicht in das Kaiſer⸗ 
jägersRegiment eingereihten Lanvesihügen außerhalb des Landes (Tyrols), 
wenn diejes jelbft in keiner Weiſe bedroht iſt. Die Regierung will in diefem 
Tall die Landesihiigen durch Decret des Kaifers verwenden können. Die cles 
ricale Majorität beantragt indeß die fragliche Verwendung der Landesſchützen 
„nur nad) vorhergegangener Zuftimmung des Landtags zuzugeftehen“, die libe⸗ 
rale Minorität, daß im fraglichen Falle ein Theil der Landesihügen, höchſtens 
bis zur Hälfte, ausnahmsweiſe und auf bejonderen Aufruf des Kaiſers außer- 
halb des Landes verwendet werden könne. Der Führer der Xiberalen, Prof. 
Harum, betont, daß der Landtag durch Ablehnung der nur billigen Forde⸗ 
rung der Regierung Gefahr Laufe, feine bisherige ausnahmsweiſe Begünſti⸗ 
gung mit Recht zu verlieren, da vom Rechtsſtandpunkte nichts entgegenftehe, 
wenn die Negierung das auf Tyrol nach feiner Bevölkerungszahl entfallende 
volle Gontingent fordere, d. 5. 21,000 Dann ftatt der bisherigen bloß 
10,000 Saijerjägern. Der Statthalter v. Lafjer erklärt: Wenn Oeſterreich fällt, 
fällt auch Tyrol; die faiferl. Regierung habe alles zugeftanven, was fie, ohne 
die Pflichten gegen das Reich und die Übrigen Provinzen zu verlegen, babe 
zugeftehen können. Wenn nun diefes Wohlwollen nicht mit Dank, ſondern 
mit Zurüdweilung der billigften Anforderungen heantiwortet werde, To jet dieß 
ein Beweis, wie weit die Übrigen Kronländer auf Tyrol rechnen können. Die 
Megierung müſſe in der Haltung der Majorität eine Herausforderung er⸗ 
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bliden. Die Antwort werde fie nicht ſchuldig bleiben; fie werde wohl Mittel 
finden, die Wehrkraft des Landes Tyrol für dad Neich heranzuziehen. Bei 
namentlicher Abftimmung wird die Vorlage der Regierung jedoch troßdem 
abgelehnt und der clericale Antrag mit 31 gegen 21 Stimmen zum Beſchluß 
erhoben. — Das Hauptgewicht der Thätigfeit des Landtags fällt auf den 
Verſuch der clericalen Majorität, fih von der Dezemberverfafiuhg- geradezu 
loszuſagen und gegen diefelbe eine ähnliche Stellung wie die czechiſchen Decla- 
ranten Böhmens und Mährens einzunehmen. Zu diefem Zmede wird bald 
nah Eröffnung des Landtags der Antrag eingebradt, „ein Comits von 
5 Mitgliedern aus dem Haufe zu wählen, weldes, mit Rülckſicht auf die be» 
reit3 im Jahr 1867 an den Saifer gerichtete Adreffe und die in derſelben be⸗ 
zeichnete Verwahrung der Landesrechte, die Stellung des Landes gegenüber 
den feither erſchienenen Geſetzen zu prüfen und die zur Erhaltung der provin⸗ 
ziellen Selbftändigfeit geeigneten Maßregeln zu beantragen habe." Die cleri- 
cale Mehrheit genehmigt jofort den Antrag und beftellt das Komitee, mit volls . 
ftändigem Ausschluß der Minderheit, aus lauter Gfericalen, worunter auch 
P. Greuter. Dieſes Comits bringt nun den Antrag auf Erlaß einer Des 
cloration ein, melde wörtlid aljo Iautet: 1) Die VBerfaffungsgelege vom 
21. Dezember 1867 find unvereinbarlid mit den öffentlichen Rechte und der 
ftaatSrechtliden Stellung Tyrol und führen in ihrer weiteren Entwidlung 
zur Vernichtung der politiſchen Eriftenz des Landes; 2) der Landtag Spricht 
jeine Ueberzeugung aus, daß der Reichsrath nicht berechtigt ift, Über die Lan⸗ 
desrehhte Tyrols, über feine Stellung zur Geſammtmonarchie, über feine 
Selbftändigkeit und ftaatsrechtlide Bedeutung ohne Zuftimmung des Bandes 
endgiltig zu enticheiven; 3) der Landtag Hat in der an Se. Majeftät am 
1. März 1867 gerichteten Adreſſe die Bermahrung der Landesrechte aus⸗ 
geiprodden und wiederholt heute diefe Verwahrung gegen die feither erjchienenen 
Geſetze und will die öffentlichen Gerechtſame Tyrols als eines jelbftändigen 
Theile der Geſammtmonarchie aufredt erhalten wiſſen; 4) der Landtag, in 
Unterorbnung unter den Landesfürften und den Slaifer, nimmt das Necht der 
Gejeßgebung in allen Angelegenheiten in Anjprud, deren gemeinfame Behand⸗ 
lung zur Erhaltung und Förderung der Einheit und Macht der Geſammi⸗ 
monardie nicht nothwendig ift; 5) daB Land Tyrol fordert insbeſondere als 
fein Recht, daß die Geſetze in Schul» und Eheſachen mit den Geſetzen der fa» 
tholiſchen Kirche nicht in Widerſpruch jeien; 6) Tyrol ift bereit, zur Regelung 
der ſtaatsrechtlichen VBerhältniffe der Monarchie auf Grundlage des mit kaiſer⸗ 
lihem Diplom vom 20. October 1860 erlaflenen Staatögrundgefees mittels 
gemeinfamer Beratung mitzuwirken.“ Der Antrag führt zu einer äukerft 
hisigen Debatte. Der Statthalter Lafjer weift die Unfehlbarkeit des jeder 
pofitiven und rechtlichen Grundlage entbehrenden Antrags, den er als form» 
und gegenſtandslos bezeichnet, in eindringlicher Mede nad. Da die Annahme 
deſſelben feitens der clericalen VLandtagsmehrheit jedoch von vorneherein nicht 
zweifelhaft ift, jo fordert er vor der Abftimmung den Kandeshauptmann auf, 
den Landtag im Namen Sr. Majeftät zu jchließen, „um der Agitation nad 
außen hin durd einen Beſchluß im Sinne des Antrags nicht einen weiteren 
Anhaltspunkt zu geben“. (29. Oct.) 


Landtag von Böhmen: Der Statthaltereileiter FML. v. Koller eröffnet 
den Landtag am 30. Sept., das Feſthalten an der Berfaflung betonenb. 
Sämmtliche czechiſche Abgeordnete, ſowie die Biſchöfe fehlen, der Erzbiſchof 
hat es auch abgelehnt, die übliche Meſſe zu leſen. Der Landtag ift wie ſchon 
voriges Yahr auch ohne die Czechen beſchlußfähig. Die nicht erſchienenen czechi⸗ 
ſchen Declaranten (es find deren dieſes Jahr 84; im vorigen Jahr waren 
ihrer nur 71) werden ihrer Mandate für verluftig erflärt (28. Od.) — 
Bezliglich der Reichsrathswahlreform wird (27. Oct.) mit allen gegen 
4 Stimmen (von denen aber 3 ſich für eine noch weiter gehende Reform er⸗ 
Härten) beſchloſſen: „Der Landtag empfiehlt der Regierung, im verfaffungs⸗ 
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mäßigen Wege dahin zu wirken, daß die Mitglieder des Abgeordnetenhauſes 


‚unmittelbar dur die Landtagsmahlberedhtigten der Gruppen, jedoch unter 


Aufrehthaltung des Syſtems der Wahlmänner für die Landgemeinden ges 
wählt, die Zahl diefer Abgeordneten für jede der Gruppen verboppelt, die auf 
die einzelnen Gruppen der Stadt⸗ und Landbezirke entfallende verdoppelte Zahl 
der Abgeordneten auf Tleinere, innerhalb diefer Gruppen zu bildende Wahl« 
bezirfe zwedmäßig vertheilt werde und daß bei den unmittelbaren Wahlen 
für den Reichſsrath die geheime Abſtimmung dur Stimmzettel Plat greife. 
Der Landtag erachtet c8 für zweckmäßig, die jebt auf ſechs Jahre feftgeftellte 
Mandatsdauer der Abgeoroneten beizubehalten.“ Drei Tage fpäter (30. Oct.) 


beichließt der Landtag auf den Antrag des Führers der BVerfaffungspartei 


Dr. Schmeyfal eine Adreſſe an den Kaijer, melde die ſegensreiche Ein- 
wirkung der neuen Staatsgrundgejege, die der Landtag als Bürgichaft für 
den Beſtand und die Machtftellung des Reichs aufgefaßt babe, betont, und 
dann, auf das ablehnende Verhalten der czechiſchen Bevölferung des König⸗ 
reih& gegenüber der neuen Ordnung Übergehend, mie folgt fortfährt: „Ter 
augenfcheinlich günftigen, die Shönfte Zukunft der Kraft und Macht des Gan⸗ 
zen und jeiner Theile verheißenden Geftaltung der öffentlichen Verhältniſſe 
gegenüber müfjen wir mit aufrichtigem Schmerze den grundfäglichen Zwieſpalt 
der Meinungen beflagen, welcher, hervorgerufen durd eine vom giltigen Ge⸗ 
jege abweichende Auffallung der rechtlichen Stellung des Königreihes Böhmen 
zum Reiche und gefchärft durch die verſchiedene Stammeßart, im Lande befteht. 
Wir beflagen diejen Zwieſpalt um fo tiefer, als die Anhänger jener Auffaj- 
ung, welche für das Königreih Böhmen ein befonderes Staatsrecht und als 
deflen Folge ein der Stellung Ungarns gleiches Maß von ESelbftändigfeit in 
Anſpruch nimmt, fi von den beitehenden Staatsgrundgeſetzen abwenden, gegen 
diejelben und ihre Conjequenzen anfämpfen und ihre Theilnahme an grund» 
geſetzlich gewährleiiteten öffentlichen Thätigkeiten, insbeſondere der Reichs- und 
Zandesvertretung, verfagen. Der Landtag de Königreih3 aber, fefthaltend 
an dem allein geltenden Rechte und an der dur die pragmatiihe Sanction 
befiegelten und über allen Wechjel der Zufälligkeiten und Meinungen gejtellten 
Untrennbarkeit Oefterreih8, vermag weder in den früheren Landesordnungen 
und Privilegien, no in dem Patente vom 8. April 1848 die Begründung 
eines giltigen Staatsrechtes des Königreihs Böhmen und die Berechtigung zu 
einer Sonderftellung deſſelben gegenüber dem Reiche außerhalb des Rahmens 
der beitehenden Verfaſſung zu erbliden. .. . Allein auch abgejehen vom man 
gelnden Rechte, Tönnen wir uns der Belorgnik vor jenen ernften Nachtheilen 
und Gefahren nit verfehlieken, welche eine jogenannte ſtaatsrechtliche Sondes 
rung Böhmens für das Neih und für Böhmen unabwendbar im Gefolge 
haben müßte. An die Stelle der Einheit und Macht des Reiches, melde der 
Landtag ftet3 als Bedingungen des Gebeihens von Böhmen anerkannte, müßte 
mit jener politiihen Sonderung ein Zuftand der Zerflüftung und Schwäde 
treten, weldder um jo gefährlicher fich ermeilen würde, ala mit ihm zugleich 
die Verrückung der jet ermöglichten gleichberechtigten Stellung beider Volks⸗ 
ftämme de Landes eintreten würde. Der Landtag erkennt es daher für feine 
Pflicht, vor den Stufen des Throns außzujprechen, daß er an den Staatögrunds 
gelegen als den allein giltigen Grundfeften des öffentlichen Rechtes des Reiches 
und des Königreiches Böhmen feithalten und unverbrüchlich feithalten werde. 
Sin diefer Veberzeugung hoffen wir zuverfiähtlih, daß, was immer dieſes bes 
ftehende Verfaffungsrecht gefährden oder mindern Tönnte, von Eurer Majeftät 
nicht werde zugelaflen werden. Auf dem Rechtsboden unjerer Berfaffung 
allein, welche allen Nationalitäten Defterreich8 eine gleich freie Stätte bietet, 
innerhalb derjelben und in ihrem Geifte vermögen wir nur die Beilegung des 
herrſchenden Widerftreites der Meinungen zu ſuchen und in gerechter, dauern« 
der Weiſe zu finden.” Der Landtag wird hierauf gejchlofien. 

Landtag von Mähren: Auch hier find die czechiſchen Declaranten nicht 
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im Landtage erſchienen und werden deßhalb gleich wie in Böhmen ihrer 
Mandate für verluftig erklärt. Der Landtag ſpricht fih bez. der Reichs⸗ 
rathsreform für eine direete Wahl des Reichſsraths und für Vermehrung 
der Abgeorbnetenzahl aus und genehmigt die ihm von der Regierung vor» 
gelegten Schulgejegentwürfe, indem er dem Neligionslehrer eine Birilftimme 
im Oberſchulrath einräumt, jedoch nur nach vorheriger Beeidigung auf die 
StaatSgrundgejeße. 

Der Landtag von Schleflen erflärt fih bez. der Reichsrathswahl⸗ 
reform für directe Wahlen und für Vermehrung der Abgeordnetenzahl, jedoch 
unter Beibehaltung des Gruppenſyſtems. Das Volksſchulgeſetz wird nad 
der Vorlage angenommen und dabei ein Antrag auf Aufhebung des Schul- 
geldes abgelehnt. 

Landtag von Galizien: Derjelbe erregt unter allen Landtagen das 
größte Anterefie, da die von demjelben am 24. Sept. v. J. beichoffene, vom 
Reihsrath nicht zurückgewieſene, aber unerledigt gelaffene Refolution von 
den ſämmtlichen unzufriedenen Nationalitäten Oeſterreichs als der Bahnbreder 
für die Befriedigung ihrer Wünjche und die Einführung des Föderalismus 
betrachtet wird. Bon vorneherein laſſen fih im Landtage — abgejehen von 
der rutheniſchen Fraction — drei Parteien unterjcheiden, die entjchieven demo» 
Tratijche unter Smolka, die jog. Refolutioniftenpartei, der ſich alle entſchieden 
ariftofratifchen Elemente angeſchloſſen haben, unter Zybliekiewicz und Anderen, 
und endlich die gemäßigte der Regierung am nächſten ftehende unter Ziemials 
kowski; die Rejolutioniftenpartei ift die zahlreichite, beftkt jedoch nur in Ver⸗ 
bindung mit irgend einer der anderen die Majorität. Kaum ijt der Qandtag 
zujammengetreten, jo ſtellt Smolka den föberaliftiihen Antrag, den Reichsrath 
nicht weiter zu bejchiden. Der Antrag wird indeß abgelehnt, doch erringen 
die fog. Rejolutioniften in Verbindung mit der Partei der Gemäßigten den 
Sieg nur mit 57 gegen 54 Stimmen. Gleich darauf trifft jedoch die Partei 
der Gemäßigten ein harter Schlag, indem es Smolka und den Demofraten 
gelingt, die Wiederwahl ihres Führers Ziemialkowski's und mehrerer feiner 
Anhänger, die ihre Mandate niedergelegt hatten, um fich freiwillig einer Neu⸗ 
wahl zu unterziehen, in Lemberg zu vereiteln. Darauf jhlägt der Landtags» 
ausſchuß vor, die Erneuerung der vorjährigen Rejolution zu beſchließen und 
zugleih eine Adreſſe an die Krone zu richten, deren Schwerpunft in dem 
Paſſus gipfelt: daß, „wie die Polen fich bis jekt von feiner Form des conſti⸗ 
tutionellen Lebens in Defterreich ausgeichloffen hatten, fie fich auch gegenwärtig 
von bemjelben nicht ausichließen werben, in der Hoffnung bezüglich der weſent⸗ 
lichſten Bedürfniſſe ihres Landes vor keinem unveränderlicden und abgejchloffe- 
nen Geſetzbuch zu ſtehen.“ Es follte dieß eine ſchwache Andeutung der ſoge⸗ 
nannten bedingten Reichsrathsbeſchickung ſein, d. h. lediglich um die Reſolution 
im Reichsrath durchzuſetzen und denſelben ſofort zu verlaſſen, wenn dieß nicht 
möglich fein ſollte. Die Debatte dauert vier volle Tage. Die Regierung übt 
dabei zu Gunſten gemäßigter Beichlüffe einen gewiſſen Drud aus, indem fie 
deutlich zu verftehen gibt, daß fie für den Yal rein föderaler Beichlüffe den 
Zandtag auflöjen und directe Wahlen anoronen würde, Auch Graf Wodzizki 
warnt vor der Provocirung hirecter Wahlen, jpricht aber jonft für einen 
durch partielle Compromiſſe mit den einzelnen Ländern herzuftellenden Födera⸗ 
lismus, den er auch in der Worefle zum. Ausdruck zu bringen beantragt. 
Troß der Unterftügung der gefammten hohen Ariftofratie: der Fürften Sapieha, 
Sanguszto und Gzartoryäfi, ber Grafen Boskowski und Tarnowski, die fi 
fämmtlih zum Föderalismus befennen — aud) Zybliekiewicz jagt unter großer 
Senjation, er jei Yöderalift — wird das Amendement Wodzizki's dennoch 
verworfen. Die gemäßigtere Anſicht fiegt, und Commilfionsantrag und Adreſſe 
werden unverändert angenommen; nur ein ſcharfer Paſſus gegen den Gentra- 
lismus, „ber, wie ſchon oft, auch jet wieder das Reich immer mehr zerrüttet, 
anftatt es zu conjolidiren‘, wird als vom Ausſchuß felbit beantragt in die 
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Adreſſe eingefügt. Trotzdem iſt aber die Beſchickung des Reichsraths durch 


Galizien noch nicht geſichert. Von den 38 Reichsrathsabgg. desſelben haben 
17 ihre Demiſſion eingegeben, um den Landtag in dieſer Frage völlig freie 
Hand zu laſſen. Der Landtag weigert ſich auch der Wahl nicht, aber ſchon 
nach den erſten Wahlen erklären die Gewählten, die Wahl ihrerſeits nicht an⸗ 
nehmen zu können. Erſt da der Statthaltereileiter v. Poſſinger denſelben und 
den Führern der verſchiedenen Parteien nochmals auf's entſchiedenſte erklärt, 
die Regierung würde, wenn die Reichsrathswahlen nicht zu Stande kämen, 
feinen Augenblick anftehen, den Landtag aufzuldfen und directe Wahlen anzu» 
ordnen, befinnen ſich die Gewählten eines andern und nehmen ſchließlich die 
Wahl doch an, worauf denn auch die Übrigen Wahlen ohne Widerſtand erfols 
gen. — Bon wejentlicher Bedeutung ift die während al’ diefer Verhandlungen 
zu Tage getretene Veränderung in der Stellung der Ruthenen, die, früher 
entſchiedene Anhänger der Regierung gegen die Polen, ih nunmehr biejen 
zu nähern ſuchen. Diejelben tragen auf Gleichberedtigung der ruthenifchen 
Sprade an und Ihr Führer erflärt bei diefer Gelegenheit fehr beftimmt: 
„Nah außen folle der Unterfehied der Nationalität gar nicht hervortreten. 
Das ſolidariſche Auftreten aller Galizier im Reichsrathe werde neben den: 
gleichen Auftreten der Czechen, on ha Tyroler und Slovenen gewiß viel 
dazu beitragen, daß Defterreich von feiner bisherigen beutihen Politik abgehe 
und eine öſterreichiſche Politit treibe, welche nicht das Wohl eined Stammes, 
fondern der ganzen Monarchie bezwede.* Die Polen gehen unter diefen Um⸗ 
ftänden auf den Antrag ein und e8 wird beidhloffen, einen Nationalitätenaus«- 
ſchuß behufs Beiriedigung der Ruthenen nieberzujeßen (der freilich bis zum 
Schluß de8 Landtags und auch Später bis Ende des Jahres fi zu beftimmten 
Anträgen im Sinne der Nuthenen zu‘ vereinigen nicht vermocht hat), — 
Während der Landtagsfeifion fommt ein Schreiben der Statthalterei zur Ver⸗ 
lefung, wonach daß im vorigen Jahre beichloffene Gejeh wegen Einführung 
der polnischen Sprache an den Univerjitäten in Lemberg und Krakau 
nicht fanctionirt worden ift, meil dasjelbe die Competenz des Landtages über⸗ 
ſchreite. Jedoch gibt dieſes Schreiben zugleich die Zuſicherung, daß die Regie 
rung beſchloſſen habe, die Univerfität Krakau vollftändig zu polonifiren und 
an der Univerfität Lemberg neben den deutſchen auch polniſche und ruthenifche 
Vorträge halten zu laſſen, und daher die eingeführten Lehrſtühle diefer Art 
zu vermehren und zu flabilifiren. 

Der Landtag der Bukowina erklärt bez. der Reihsrathsreforms 
frage die directen Wahlen zum Reichsrath für unnöthig und unzwedmäßig, 
Spricht Fich dagegen für Verdoppelung der Abgeordnetenzahl, Wahl derjelben 
aus den ganzen Zandtagen (ohne Gruppenſyſtem) und dreijährige Mandats⸗ 
dauer aus. Auf eine Berathbung des Volksſchulgeſetzes läßt fih der 
Landtag nicht ein, bevor die rechtliche und finanzielle Stellung der griechiſch⸗ 
orientaliicden Kirche zu den Schulen geregelt ſei. Endlich wird troß entſchie⸗ 
dener Einſprache des Landespräfidenten die Gleichftellung der deutichen und der 
rumäniſchen Sprache für die Landtagsverhandlungen beichloffen. 

Der Landtag von Görz erklärt fih bez. der Neihsrathsreform 
gegen directe Wahlen und beichließt bezüglich feiner eigenen Verhandlungen 
die Gleichſtellung der italieniihen und ſloveniſchen Sprade, jo daß jeder 
Redner nach freier Wahl ſich diefer oder jener Sprache bedienen darf; bie 
Landtagsprotokolle follen in beiden Sprachen geführt werben. 

Der Randtag von Trieſt beſchließt, in der Neihsrathsreform- 
frage dem Ausihußantrag gemäß, die Wiederholung feiner ſchon im Vor⸗ 
jahre ausgeſprochenen Wünjche: Ausführung der Grundrechte, Abſchaffung der 
wideriprecdenden früheren Gelehe und Verordnungen, Einführung der italienis 
Then -Sprade als ausſchließlicher Amtsſprache, Beſetzung der Aemter mit 
Nationalen, Einführung eines durchaus öffentlichen und mündlichen Gerichts⸗ 
verfahrens, Aufhebung des Concordates und Einleitung einer Verhandlung, 
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wodurd die Berfaffungsgeleke einverftändlid mit der Vertretung von Trieft 
in Einklang mit den hiſtoriſchen Rechten der Stadt gebracht merden follen. 
Außerdem fordert der Landtag einſtimmig die Regierung auf, ein Geſetz ein» 
zubringen, wodurch ſämmtliche Klöfter für Mönde und Nonnen aufgehoben 
und ihre Güter zu Gunften der Unterridhts- und Wohlthätigkeitsanftalten des 
betreffenden Sronlandes eingezogen werden. Weiter ſpricht fi) der Landtag 
zwar für eine Verdoppelung der Zahl der Reichsrathsabgeordneten und Ver⸗ 
fürzung ihrer Funktionsdauer, aber gegen directe Wahlen zum Reichsrath 
aus, da diefer Wahlmodus die im SOctoberdiplom liegenden autonomen 
Rechte gänzlih vernichten und die Verfaſſung untergraben werde; die Ein- 
führung directer Wahlen fei lediglich ein Beitreben der Deutichen, welche durch 
diejelbe ihre Hegemonie In Cisleithanien beizubehalten und noch zu verftärken 
gedächten. 

Der Landtag von Dalmatien beichließt, bevor er in die wichtigeren 
ragen au nur eingetreten ift, ſich in Folge der Infurreftion in Gattaro, 
und mit Rückſicht auf die „drohende Haltung der nationalen Minorität“, 
felber zu vertagen. 


16. Nov. (Defterreih: Dalmatien). General Auersperg unternimmt 


21. 


26. 


einen combinirten Angriff auf die Grivoscie. 

»„ Defterreih: Dalmatien). Der Angriff auf die Erivoscie ift 
gefcheitert, die Truppen müffen fi) wieder zurüdziehen und für ben 
Winter alle Operationen eingeftellt werben. 

„ (Defterreih: Galizien). Die Unterfuhung gegen bie Bor: 
fteherin de8 Earmeliterinnen-Klofter8 in Krakau wegen ber Behand: 
lung der Barbara Ubryf wird eingeftellt. 


„ (Ungarn). Landtag. Das Unterhaus nimmt auch das britte 
der ihm vorgelegten Juſtizgeſetze an. | 

» (Defterreid: Dalmatien). MR. Rodich, ein geborner Croate, 
wird anftatt de8 Gen. Auersperg zum Commandanten der Streit 
träfte gegen bie Inſurgenten ernannt. 

„ (Defterreid). Das Reichsgericht hat ſich conftituirt und fallt 
fein erftes Urtheil. Biſchof Rudigier von Linz recurrirt an dasſelbe 
wegen des ihm entzogenen Genuſſes ber beiden Religionsfondsgüter 
und entſchließt fi, vorerfi nicht zum Concil nah Rom zu gehen, 
um biefe Angelegenheit zu betreiben. 

„ (Defterreidh: Böhmen), Mehr als 200 Vertreter kleiner 
beutiher Städte und Landgemeinden erlaffen Zuftimmungsabrefien 
zu ber Adreſſe des böhmischen Landtags. Bei den Gemeinberathe: 
wahlen in Prag erleiden die Deutfchen eine totale Niederlage, 


„ (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Die Regierung legt vemfelben 
den Entwurf eines Geſetzes „über die freie Ausübung der Neligion 
und die Gleichberechtigung der Confeſſionen“ vor. | 

Dasjelbe regelt im Wejentlichen folgende Punkte: 1) Jedermann Tann 
feinen Glauben frei befennen und demfelben, unter Beobachtung der Landes⸗ 
gejete, äußerlih Ausodrud geben. Niemand darf daher an der Ausübung 
einer religidfen Handlung, welche keinem Geſetze widerjpricht, gehindert werden, 
noch zur Ausubung einer Handlung gezwungen werben, welche jeinen Glauben 
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widerftreitet. 2) Die Ausübung der politifchen und bürgerlichen Rechte ift von 
den Glaubensbekenniniß unabhängig. 3) Die Religion fann Niemanden feiner 
bürgerlichen Pflichten oder der Kompetenz der bürgerlichen Gerichte entheben. 
4) Die Belenner einer Religion können fi zu einer religidjen Corporation 
oder Kirche vereinigen und ihre Stirchenautonomie leiten. 5) Wahrung der 
Oberaufficht des Staates in Bezug der Kirchen. 6) Die Kirchen find gleichges 
ftellt unter einander und in ihren Verhältnifien zum Staate. 7) Freier Ueber⸗ 
tritt. 8) Facultative Eivilehe, in Bezug auf welche ein Specialgejet in Ausficht 
geftellt wird. 9) Verfügung über die Religion der Kinder: die Knaben folgen 
der Religion des Vaters, die Töchter der der Mutter. 10) Einführung der 
Givilftandsregifter neben der kirchlichen Matrikel. 11) Civil⸗Friedhöfe neben 
denen der Eonfejfionen. 


— Nov. Gegen 30 der bebeutendflen Kommunen der Militärgrenze pros 


teftiren gegen die beabfichtigte ſtückweiſe Auflöfung berjelben, reip. 
gegen bie von ihnen gefürdtete Magyarifirung. 


1, Dec. Da die beabfihtigte Zufammenkunft des Kaiſers bei Gelegen: 


heit feiner Rüdfehr aus dem Orient mit dem König von Stalien 
durch bie Krankheit des Teßteren vereitelt worben ift, geht der Reichs⸗ 
Tanzler Graf Beuft zur Begrüßung bes Königs nad) Florenz. 


„» Defterreih). Die Frage einer Reviſion der December: 
Berfaffung im Sinne größerer Autonomie der einzelnen Kronländer 
reſp. in entſchieden föberalijtifcher Richtung tritt immer mehr in ben 
Borbergrund. Dr. A. Fiſchhof veröffentlicht feine ſchon feit längerer 
Zeit angefündigte Studie „Defterreih und bie Bürgſchaften feines 
Beſtandes“. 


Fiſchhof iſt Föderaliſt und gibt fein Glaubensbekenntniß in folgenden 
Worten: „Deiterreih, wo Lein Volksſtamm mädjtig genug ift, um die anderen 
zu unterwerfen und dem Staate fein nationales Gepräge aufzudrüden, wo 
vielmehr die Völker einander das Gleichgewicht Halten und jedes derjelben ein 
wichtiger Factor des Öffentlichen Lebens ift — diejes Oefterreih wird durch 
fein eigenftes Intereſſe darauf hingewieſen, allen Nationalitäten gleich gerecht 
zu fein." Fiſchhof ſpricht fih für eine bundesſtaatliche Conftituirung Oeſter⸗ 
reichs aus, gleich der der Schweiz und Norbamerila’s. Er empfiehlt ferner 
die Zufammenberufung eines Gentral-Parlament3, die Errichtung einer Eentral- 
Executive, jedoch unter Beibehaltung einer vollftändigen, dem Nationalbemußts 
fein entiprechenden Autonomie der Provinzen. Schließlich fordert er die deut⸗ 
ſchen Oefterreiher auf, die Initiative zu einer ſolchen Verftändigung zu er⸗ 
greifen. — Das Materielle des von ihm aufgeftellten Reformplans läßt ſich 
dahin zufammenfaflen, daß Fiſchhof, in Erwägung, daß die Gemeinde die 
Wurzel des Staat3 ift, den Nationalitätenftaat auf die mit erweiterten Macht⸗ 
freife verjehene und vor allem national möglichſt zu arrondirenden Bezirfs- 
gemeinde bafirt, die allerdings wieder, wenn nöthig, zur leichteren Manipu⸗ 
lirung der Überwiefenen Agenden, mehrere Ortsgemeinden in fi faflen kann. 
Zunächſt der Bezirksgemeinde ftehen die Landtage, mit zumeifi nad) Analogie 
der Kremfierer Berfaflung erweiterter Gompetenziphäre. Diefe hätten in ſprach⸗ 
ih gemiſchten Ländern wohl gemeinfam zu berathen; jedoch gejondert in na⸗ 
tionalen Eurien zu ftimmen, jo daß nur jene Gejeße als janctionirt zu betrachten 
wären, für melde die Mehrheit in jeder Curie geitimmt hat. Das Unter 
haus des Reichsraths recrutirt fih aus allgemeinen, directen Volfswahlen, 
das Oberhaus wird als Länderfammer fupponixt, ebenfalls analog dem ſtrem⸗ 
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fierer Entwurf. Was nun die Formalifirung diejes ſtaatsrechtlichen Projects 
betrifft, jo meint Fiſchhof, daß der Ausgleich vorerſt auf außerparlamenta- 
riſchem Wege, in einer freien Conferenz der hervorragenden Männer beider 
Barteien, zu ermöglichen verfucht werden müfle Sohin träte der Reichsrath 
zufanımen, ſchüfe vor allem ein internationales, ein Rationalitätengefeß, wobei 
dem Autor wohl das ungarische Elaborat theilweiſe vorgeſchwebt haben mag, 
und modificirte unter Sicherung aller Freiheits⸗ und Reichsintereſſen, wie Fiſch⸗ 
hof ausdrücklich hervorhebt, die Verfaſſung im Sinne dieſes vereinbarten Aus⸗ 
gleichs. Den Landtagen, die nunmehr einzuberufen wären, bliebe es vorbe⸗ 
halten, die Länderverfaflungen innerhalb diefer Schranten umzugeftalten, 
die Wahlordnungen zu revidiren, kurz dem Volker⸗Compromiß Oeſterreichs 
Reben und Blut zu geben. 


2. Dec. (Ungarn). Landtag, Unterhaus: Fünftägige Debatte über ben 


4. 


10. 


11. 


12. 


13. 


Staatsrechnungshof. Sieg Lonyay's. 
„ Der Kaijer trifft von feiner Orientreiſe wieder in Trieſt ein 
und bort mit der Kaiferin zufammen. Die Kaiferin gebt von ba 
nah Rom zum Wochenbett ihrer Schweiter, ber Ex⸗-Königin von 
Neapel, der Kaifer wieder nah Wien. 


» (Ungarn). Landtag. Das Unterhaus beijließt einftimmig bie 
Abfchaffung des Zeitungsftempel® und verwirft bie vorgefchlagene 
Inſeratenſteuer. 


„GDeſterreich). Es finden täglich Miniſterrathsſitzungen unter 
dem Vorſitze des Kaiſers ſtatt, um die Thronrede für die bevor⸗ 
ſtehende Eröffnung bes Reichsraths feſtzuſetzen. Zwiſchen den Mi: 
niſtern iſt eine tiefe Spaltung über die Frage eines Ausgleichs mit 
den Polen, Czechen ꝛc. reſp. über die Frage einer Reviſion der Ver⸗ 
faſſung und über die Frage directer Wahlen für den Reichsrath 
eingetreten. Auf der einen Seite ſtehen die Miniſter Giskra, Herbſt, 
Hasner, Breſtel und Plener, auf der andern die Miniſter Taaffe, 
Berger und Potozki. Die Thronrede kommt ſchließlich durch Com⸗ 
promiß zu Stande, indem die entſcheidenden Fragen vorerſt in sus- 
penso bleiben. 

» DOefterreid). Cröffnungsfigung beider Häufer des Reiche: 
raths. Im Herrenhaufe bezeichnet der Präſident Fürſt' Carlos Auers- 
perg in feiner Eröfinungsrede den Schutz ber Verfaflung als bie 
oberfte Aufgabe des Reichsraths und betont die Nachtheile fortge: 
ſetzter Schwankungen; höchſte Pflicht jei nunmehr Ausdauer. 


»„ (Defterreih: Dalmatin), Der Statthalter ME. Wagner 
gibt feine Demifflon ein. 


„» (Defterreid). Eröffnung des Reichsraths. Thronrede des 
Kaiſers: 

„Geehrte Herren des Reichsraths! Indem ich Sie heute neuerdings um 
mich verfammle, heiße ich Sie herzlich willkommen. Es geſchieht dieß mit 
jener Oenugthuung, welche mir der Rückblick auf Ihre von patriotiſchem Geiſte 
bejeelte erfolgreiche Thätigfeit der abgelaufenen Seifion gewährt, und mit 
jenem Bertrauen, auf welches Sie durch biefelbe einer gerechten Anſpruch er⸗ 
worben haben. Unleugbar ift die fortfchreitende Entwidlung, welche das durch 
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die Vorſehung meiner Obhut anvertraute Reich auf Grundlage der verfaflungs- 
mäßigen Inftitutionen nach allen Richtungen hin erfahren hat; aber jo jehr 
auch daB anerfennende Urtheil, welches ſtaatsmänniſche Einficht daheim und 
auswärts diefer Entwidlung zollt, geeignet ift, den Muth und das Vertrauen 
für die Erfüllung einer großen Pflicht zu ftärken, jo groß find doch die Aufs 
gaben, welche noch zu löfen find. Der Durchführung des Wehrgeſetzes Hat 
in einem Theile des Reiches die Bevslkerung bewaffneten Widerfiand entgegen 
geſetzt. Er Hat zur Verhängung von Ausnahmemaßregeln genöthigt, über 
welche Ihnen meine Regierung die verfaflungsmäßige Vorlage machen wird. 
Ich beflage die Berirrung, welche hierzu Veranlafjung gegeben hat, auf das 
Tieffte, und indem ich hoffe, daß ihr ein baldiges Ziel gelebt wird, habe ich 
meine Regierung beauftragt, die traurigen Folgen derjelben, jobald der geſetz⸗ 
liche Zuftand wieder hergeftellt jein wird, nah Kräften zu mildern. Sie wer- 
den mannigfachen Anlaß haben, das Merk der Gejeßgebung meiter. zu führen, 
und an einer Reihe von Vorlagen über die wichtigften Zweige der Rechtspflege 
und der Verwaltung, welche Ihrer Berathung theils in der legten Seſſion 
übergeben wurden, theils übergeben werben, denſelben Geilt des Fort⸗ 
fehrittes wie der Mäkigung und der Einſicht in die eigenthümlichen Ber» 
hältniffe und wirthſchaftlichen Bebürfniffe des Neiches zu bewähren, wels 
her Ihre bisherigen Schritte auf dem Wege der Gejeßgebung geleitet hat. 
Es gilt aber weiter, nicht bloß dieſem Schaffen, jondern auch jeinen Grund» 
lagen in der Verfaffung ſelbſt jene allgemeine und thatjächliche Anerkennung zu 
erwerben, welche ihnen noch zu meinem lebhaften Bedauern von mander 
©eite verfagt wird. Haben fi) aus den jeitherigen Erfahrungen Aenderun- 
gen an der Berfajfung als wünſchenswerth herausgeftellt, 
fo ift der Weg in der Verfaffung felbit geboten. Die meilten Ver⸗ 
tretungen meiner Königreihe und Länder haben ſich mit jenen Fragen, welche 
fi) auf die Wahl in den Reichsrath beziehen, eingehend beſchäftigt. Meine 
Regierung wird dem Reichsrathe hierüber Mittheilung maden und 
ihn in die Lage Jegen, die feinem Wirkungskreiſe zuftehenden 
Beihlüffe zu faſſen. Wird in Beziehung auf diefe Frage die wünſchens⸗ 
werthe Webereinktunft erzielt, jo Tann auch mit um jo mehr Zuverſicht der 
Löſung auf die Perfaffung abzielender ragen entgegengejehen werden. Wenn 
aber die Form der Verfaflung jeder Art von Anſchauungen und Wünſchen in Be- 
ziehungaufihre Weiterbildung und Freiheiten Raum zur Geltendmachung gewährt, 
fo find denfelben allerdings in dem Weſen des Reichesnach mehr als einer Rich— 
tung Grenzengezogen. Nicht ohne die ſorgſamſte Rüdficht auf die bejonderen 
Berhältniffe der Königreiche und Länder und deren beredhtigtes Verlangen, dieſe 
in jelbftändiger Weile zu oronen, ift die Verfaffung geſchloſſen worden. Ich 
erwarte, daß die Abficht, diefem Verlangen engere Örenzen zu ziehen, als es 
die Kraft und Macht des Reiches nach innen und außen gebieterifch erfordert, 
dem alffeitigen Wunſche der Verfländigung nit in den Weg treten werde; 
aber ich bejorge auch nicht, es könnte dieß geichehen durch die Abficht, fie auf 
Koften und Gefahr für daS Neid zu erweitern. Ih Din gewiß, daß alle 
meine Völker fi mit mir in der Meberzeugung einigen, daB der Ruhm einer 
ehrwürdigen Bergangenheit nur dur are Erkenntiniß der Gegenwart er- 
neuert, dur ein Verkennen derjelben nur zu leicht verbunfelt werden könne. 
Ich ſchöpfe auch in diefer Beziehung meine zuverfichtliche Hoffnung aus jenen 
patriotifchen Gefinnungen, auf welche ich gleich meinen Vorfahren noch niemals 
vergebens vertraut habe. Ich ſchöpfe fie aus der Erwägung, daß jene Ge⸗ 
finnung, welche an der Wohlfahrt des Neiches als der Bedingung de wahren 
Intereſſes der Königreiche und Länder mit treuer Ueberzeugung feithält, auch 
die Vereinigung widerſtrebender Abſichten ficher herbeiführen werde und müſſe. 
Freudig werde ich es begrüßen, wenn diefe meine Erwartungen ſich erfüllen, 
wenn meinen Abjichten, die von aufrichtiger Liebe für alle meine Völker ges 
leitet find, die richtige Einficht in das eigene Interefie und das gleiche warme 
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Gefühl der Pflicht für Wohlfahrt und Ruhm des Reiches entgegenlommen. 
Es war mir erfreulid, Ste bei der Heimkehr von einer größeren Reife zu be 
grüßen, welche ich jüngft, und zwar in Länder unternommen babe, mit denen 
einen regen und wachſenden Verkehr zu unterhalten vorzugsweiſe wir berufen 
find, Mit Genugthuung ſpreche ich es aus, daß ich liberal warmen Sym⸗ 
pathien für unſer Vaterland und deſſen Zukunft begegnete. Ein den Unter» 
nehmungsgeift und die Beharrlichkeit feiner Urheber ehrendes Werk, an defien 
Einweihung ich mich betheiligte, verfpricht in feiner Entwidlung unferem Handel 
und unferer Induſtrie ein neues Gebiet für jene fortfähreitende und ſchaffende 
Thätigfett, deren Förderung ih Ihrer forgfältigften Erwägung empfehle. 
Es iſt dieß eine Aufgabe, welcher Alle, die dazu berufen find, um fo unges 
ftörter fih hingeben dürfen, als die friedliche Lage nah außen in unzweis 
deutiger Weife dazu auffordert und unjere Beziehungen nach allen Seiten und 
auch da, wo vorübergehende Erſcheinungen fie zu trüben fchienen, eine freunds 
lihe und beruhigende Geftaltung gewonnen haben. linterftügt von dieſen bes 
friedigenden Berhältnifien, jehe ich der Zukunft fetten Muthes entgegen und 
erwarte, daß er auch Sie, geehrte Herren, bei Ihrem Wirken bejeelen und 
glüdlih zum Ziele führen werde.“ ' 

Große Arbeiterdemonftration unmittelbar vor dem Abgeordneten: 
bauje und drohende Petition an das Minifterium. 


Die Demonftration entipricht dem Beſchluſſe einer Volksverſammlung bom 
1.0 M. In allen Fabriken und Werkſtätten ftellen die Arbeiter demgemäß 
am 183. die Arbeit ein und verfammmeln fi auf dem Joſephſtädter Parade- 
plate gegenüber dem Abgeorbnetenhaufe, um dem Minifterpräfidenten Grafen 
ZT aaffe dur eine Deputation eine Petition überreichen zu lafien. Gegen 
10,000 Xrbeiter bilden auf dem freien Platz einen großen reis, in welchem 
Ordner die Ruhe aufrecht erhalten. Die Maurer auf den Bauplägen, welche 
bis 11 Uhr ihrer Arbeit obgelegen waren, paden um diefe Zeit, wie auf ein 
gegebenes Zeichen, ihre Werkzeuge zuſammen und fließen fi den Verſam⸗ 
melten an. Um Y12 Uhr erſcheinen die Urbeiterflihrer, darunter der Laſſal⸗ 
leaner Hartung und Lehrer Leidersdorf. Ein Arbeiter Schönfeld und Har⸗ 
tung, von ihrer Umgebung auf die Schultern gehoben, halten Turze Ans 
ſprachen, worauf man die Deputation an den Minifterpräfiventen wählt, Es 
werden für diefelbe 11 Arbeiter beftimmt, als ihr Führer Hartung. Aus 
Anlaß diefer ArbeitersDemonftration ift die gefammte Reſerve der Sicherheits- 
wache in der Nähe des Schauplages erſchienen; das Abgeordnetenhaus durch 
20 Sicherheitsmacgmänner bejebt. Die Scenerie macht einen eigenthlimlichen 
Eindruck: der große freie Plag ift in der Mitte von einem taufenvlöpfigen Carro 
der Arbeiter beſetzt, ringsum eine zahllofe Menſchenmenge. Die Arbeiter- 
Petition Iautet: „Beſtimmt durch das entſchiedene Auftreten der großen Volks⸗ 
mafjen, welche heute am Gröffnungstage des Reichsrathes erjchienen find, um 
den fo oft in Berfammlungen und durch Petitionen ausgefprochenen Forderun« 
gen mehr Nachdruck zu geben, haben die Unterfertigten beichlofien: Das Mi⸗ 
nifterium zu erjuchen, im Intereſſe der Wohlfahrt des öſterreichiſchen Volkes 
dahin zu wirken, daß bei Beginn der Reichsrathsſeſſton das unbeſchränkte Coa⸗ 
litiongrecht bewilligt und das Geſetz über die Zwangs⸗Genoſſenſchaften bejeitigt 
werde; daß ferner noch im Laufe diefer Seifion dem Reichsrathe Vorlagen 
gemacht werden, bezüglich der Herftellung des völlig freien Vereind- und Ver⸗ 
Jammlungsredtes, der abfoluten Preßfreiheit und der Einführung des gleichen 
und directen Wahlrechts. Wir unterlafjen Hiebei nicht, das Miniflerium daran 
zu erinnern, daB das Bolt Bürgſchaften verlangt für den Yrieden und 
die Freiheit, und zwar die Beleitigung der ſtehenden Heere durch die Einführung 
der allgemeinen Volksbewaffnung. Sollten die erwähnten Forderungen in 
diefer Reichsrathsſeſſton nicht berüdfichtigt werden, jo dürfte e8 möglich fein, 
daß das Boll wiederholt und in größeren Maſſen erſcheint, um feinen 


9 ie Polizei, nochdem gütlihe Mahnungen an bie Hawjen zum 
Anzeinandergehen nichts fruchteten, berauf verzidhtel, don ihrem Recht, die 


14. Dec. (Deſterr e ich). RXeichsrath, Abgeorbuetenhaus: Die Regierang 
bringt ein Geſetz betreffend ben Briefſchutz und ein Geſctz betreffend 
tie Cealitiensfreiheit der Arbeiter, der Finanzminiſter em Geſetz ein 
beircfiend tie Sorterhebung ber Eieuern bis März 1870 unb ben 
Etastsvoranihlag für 1870, 


werden, jo dab auch in Diejem Jahr Ereditoperationen nicht nöthig 

Das Haus wählt Kaiferfeld wieder zum Präfibenten, v. Hopfen 
und Groß zu Bicepräfidenten. Kaijerfeld nimmt vom Präſidenten⸗ 
jtuhle mit folgender Rebe Befiß: 

„Die Bartein — fährt der Redner nad einigen einleitenden Worten, 
welche den Ernſt der Lage betonen, fort — die Parteien, welche vielgeftaltiger 
als irgendwo den inneren Frieden unjeres Reichs trüben, fie find weder be⸗ 
fiegt noch find fie verjöhnt, und mandes, was geſchah, hat nur dazu beige 
tragen, verwirrend und Hoffnung erwedend den Widerfland zu flärken, welden 
die Berfoflung findet. Fragen, welde von tief einichneidender, vielleicht von 
enticheidender Bedeutung für den Eutwidlungsgang unjerer Berfaflung find, 
und welde in der vorigen Seifion ihre Erledigung nicht finden Tonnten, pochen 
wieder an die Pforten diefes Haufes und fordern mit verflärktem Ruf ihre 
Löſung... Berfafjungen find ja nit das Werk eines Schöpfungstageß, fie 
find immer und überall in ihrer Zugendzeit der Gegenftand heftiger Angriffe, 
der Gegenfland von Kämpfen und muthiger Bertheidigung geweſen, fie find 
in ihrer Fortbildung und Fortentwicklung aber aud) immer nur das Ergeb» 
niß einer beharrlichen und unverbroffenen Arbeit — einer Arbeit, welde an 
das anknüpft, was fie bereits befißt, und was fie eben dekhalb, um als Aus 
gangspunlt für weiteres zu dienen, jorgfältig feftzuhalten ſucht; einer Arbeit, 
welche nicht dadurch neue und größere Schwierigkeiten ſchafft, dab fie heute 
das wieder auftrennt, was fie geftern mühſam zuſammengewoben hat; einer 
Arbeit, welche es daher zu vermeiden verfieht, ruhelos zwiſchen Syftemen und 
zwiſchen Gegenjägen hin⸗ und herzuſchaukeln. Darin, daß diefe Arbeit in 
Ihren Händen liegt, und in der Klugheit, welche jorgfältig ihre eigenen Kräfte 
mißt, welche ſich bemüht, dieje Kräfte zu Sammeln und zu flärken, und welde 
dann nachdrücklich verfolgt, wofür ihre Kräfte ausreichen — in diejer Klug⸗ 
heit, welche Sie liben werden, erblide ich eine Bürgſchaft für die richtige Lö— 
fung mander jehwierigen Tragen. Daß aber dieje Arbeit Ihren Händen nicht 
entgleite, Daß wunſche ich im Intereſſe der dauernden Befeftigung dieſes Reichs, 
das ih vor Verſuchen beſchützt jehen möchte, welche vielleicht nur damit enden 
müßten, die Molle der Unzufrievenen zu vertauſchen.“ 


Beide Häuſer befchließen, Abrefcommiffionen zu wählen, um fih 
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in Antwortadreſſen an den Thron über die Lage auszuſprechen und 
Klarheit in dieſelbe zu bringen. 


15. Dec. (Oeſterreich). Die Spaltung im Miniſterium iſt eine un: 


18. 


heilbare geworben und geftaltet fi zu voller Minifterfrifig. 


„ (Defterreid). Reichsrath, Abg.-Haus: Die Polen bringen 


bereits bie NRefolution des galiz. Landtags wieder ein. 


» (Defterreih). Die Majorität des Minifteriums, Giskra, 
Herbit, Hasner, Plener und Breftel, lafien bem Kaiſer durd ben 
Minilterpräf. Grafen Taaffe eine Denkichrift über bie Lage bes 
Reiches überreichen. 


Dentihrift der Mehrheit der Minifter: „Euer Maj. haben in 
der am 10. d. M, unter dem a. 5. Vorfitze abgehaltenen Minifter-Gonferenz 
Allerhöchſtihre Negierung zu beauftragen gerubt: Eurer Maj. in beftimmter 
und ausführlicher Weile die Mittel und Wege anzugeben, welche eine Ver⸗ 
ftändigung in Beziehung auf die Verfafjung und johin eine Vervollſtändi⸗ 
gung der Neichövertretung herbeizuführen geeignet wären, auf daß die letztere 
endlich zu einer Wahrheit werde, und haben fi ſohin Euer Majeität Aller 
höchſtihre Entſchließungen vorzubehalten erklärt. 

„Dieſem a. h. Auftrage entiprechend, erlauben ſich die gehorfamft Gefer- 
tigten in aller Unterthänigleit, aber auch mit jener Offenheit, welche ihnen die 
vielfach verworrene Sadlage Eurer Majeftät gegenüber zur dringenden Pflicht 
macht, ihren Standpunkt ausführlich darzulegen, auf daß Euer Mai. zu er- 
meſſen gerufen mögen, ob und inwieweit Allerhöchſtihr Minifterium in der 
Rage jei, Bürgi&aften für die Erreichung des von Eurer Majeſtät gemünjchten 
Bieles zu bieten. 

„Sie müſſen voranſchicken, daß fie ihren Standpunkt feit dem Momente, 
in welhem Euer Majeftät fie in Allerhödftipren Rath zu berufen geruht 
haben, unverrückt feftgehalten haben. Auch heute noch find fie der Ueberzeu⸗ 
gung, daß der jchiwierigen Lage gegenüber, in welche die Monarchie allerdings 
durch die filh gegenjeitig widerftrebenden Richtungen ihrer Theile verfegt iſt, 
doch nichts erübrigt, als mit Beifeitelaffung aller problematifchen oder gefähr- 
lichen Projecte den mindeftens relativ richtigften Weg mit Gebuld und jener 
Ausdauer weiter zu wandeln, deren Mangel fo ſehr geeignet if, Miktrauen 
gegen die Stantsverwaltung hervorzurufen und dasſelbe zu vergrößern. Gerade 
die Schwierigkeit diefer Lage geftattet e8 nicht, ihre Erfolge mit Sicherheit zu 
verbürgen; am allerwenigiten aber geftattet fie, eine ſolche Bürgſchaft für einen 
raſchen Erfolg abzugeben. Die volltommene Weberzeugung jedoch, daß das 
Einſchlagen jedes anderen Weges einen günftigeren Erfolg aud nur in Aus 
fiht zu nehmen unbedingt nicht geftattet, genügt ihnen, um das Verharren 
auf dem bisherigen als eine Pflicht zu betrachten. 

„Um dies zu begründen, müflen ſich die gehorfamft Unterzeichneten geftate 
ten, zunächſt nochmals Eurer Majeftät gegenüber die Gründe, welche für ihren 
politiihen Standpunkt, jowie diejenigen darzulegen, welche gegen jenen ihrer 
Gegner ſprechen. Die gehorfamft Unterzeichneten betrachten die derzeit in 
Kraft ſtehende Verfaffung als das Nefultat einer Reihe von Eompromifien, 


welche mit dem füberaliftiihen Standpunkte abgeſchloſſen worden find. Hat 


die Berfafjung vom Sabre 1867 Unvolltommenheiten, jo liegen fie für eine 
unbefangene Beurtheilung doch nicht in den zu enge gezogenen Orenzen ber 
Länder- Autonomie. Ohne jedoch jelbit auch in dieſem Betrachte der Discuffion 
über einzelne Fragen in Beziehung auf eine mögliche Correctur ftarrfinnigen 
Widerſtand enigegenzufegen, müflen bod die gehorjamft Unterzeichneten mit 
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voller Entſchiedenheit behaupten, daß ein weientliches Ueberſchreiten ber in der 
Verfaſſung vom Jahre 1867 gegebenen Länder-Autonomie die einheitliche 
Kraft des Reiches auf Koften von Forderungen gefährden müßte, welche, weder 
im pofttiven Rechte, noch in reellen Bedürfniſſen gegründet, eben deßhalb ihren 
Grund nur in Tendenzen haben können, welchem das Sntereffe des Reiches 
widerſpricht. 

„Bei ſolcher Auffaſſung konnte für die gehorſamſt Unterzeichneien die 
Beantwortung der Frage: ob der beflagenswerthen Thatſache gegenüber, daß 
diefe Verfafjung von einem großen Theile des Reiches in ihren Grundlagen 
befämpft wird und in Folge deflen die Reichsvertretung eine unvollftändige iſt 
— der Kampf für diejelbe aufgegeben oder aber mit Entjchiedenheit und Bes 
jonnenheit fortgeführt werden müſſe, feine zmweifelhafte jein. Daß diefer Wider: 
ftand nicht in kurzer Friſt, daß er nur allmälig und fchrittweife gebeugt wer⸗ 
den fünne — und auch dies nur, wenn die volllommenfte Einheit der Action 
der Regierung allen ertremen Forderungen die Hoffnung ihrer Realifirung bes 
nimmt, darüber freilich konnten fie fi nie einer Tüuſchung hingeben. In 
diefer Richtung wurde die Frage der Abänderung des Wahlmodus für den 
Reichſsrath in Anregung gebracht. Allerdings eine Aenderung der Verfaffung ; 
allein eine auf legalem Wege angebahnte Aenderung mit dem werde, den 
Reichsſsrath zu flärken, und infolange und infoweit die Berfaffung in ihren 
Grundlagen Angriffen ausgeſetzt ift, diefen Angriffen gegenüber in feiner Exi⸗ 
ftenz und Wirkjamfeit unabhängiger zu maden. Wie diefe Aenderung der 
Berfafjung in dem Standpunkte der auf Grund diefer Berfafiung inftituirten 
Regierung und in der Ffritiihen Lage, in welche die erftere durch ihre Be- 
kämpfung gebracht worden ift, ihre volle Rechtfertigung findet, fo Liegt wohl 
nichts weniger als Inconfequenz, vielmehr nur die nothwendigſte Eonjequenz 
darin, wenn diefe Regierung andererfeit8 Projecte zur Abänderung der Ber» 
fafjung befämpft, welche diefer Intention auf das directeſte entgegentreten. 
Gleichwohl hat die Regierung Eurer Majeftät auch diefe Frage nur mit aller 
Borfiht in die Hand genommen. Sie hat für die zu gewärtigenden Acuße- 
rungen der Landtage die maßgebenden Geſichtspunkte filh gegenwärtig zu halten 
geſucht, und fie wird dieſe Frage mit den Mitgliedern des Reichsrathes ber 
fprechen, ehe fie in Beziehung auf dieſelbe einen befinitiven Entſchluß faßt. 
Sie wird Eurer Majeftät feine Anträge unterbreiten, welche den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Boden verlaflen, und fie wird, für melden Untrag fie fih auch 
Tohließlich einigen möge, denjelben einem zweifelhaften Schidjale in den Ver⸗ 
bandlungen und Beichlüffen des Reichsrathes nicht ausſetzen. 

„Dagegen aber müfjen ſich die gehorfamft Unterzeichneten andererſeits allen 
denjenigen Projecten, welche auf eine veränderte Haatsrehtlie Stellung 
der Königreihe und Länder zum Reiche abzielen, beharrlich mwiderfegen. In 
Beziehung auf Balizien könnte eine Politik gedacht werden, welche in ber 
Gewährung einer felbftändigen Stellung dieſes Kronlandes freie und darum 
Träftigere Hand für die Belegung der anderweitigen Schwierigfeiten des 
Reiches zu gewinnen fuchte. Eine ſolche Politik aber müßte ſich mit der 
Conſequenz vertraut machen, daß eine Provocation Rußlands eine fernere 
Verbindung Galiziens mit Defterreih ernftlich in Frage ftellen Tönnte Kaum 
aber wäre zu erwarten, daß felbft mit den weiteftgehenden Conceſſionen, na⸗ 
mentlid wenn fie einfeitig für Galizien außgeiprodhen wären, die Parteien 
befriedigt‘ werden Könnten. Dagegen würden dieſelben den Widerſtand in 
anderen Ländern nothwendig verftärken, weil die Regierung dem Borwurfe 
nicht entgehen würde, verſchiedene Länder nach verjchiedenem Maße verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechtes zu behandeln. Ohne deßhalb in wirklich individuellen Ver⸗ 
hältnifien begründete Auforderungen der adminiftrativen Ordnung in Galizien 
im vornhinein ablehnen zu wollen, glauben doch die gehorfamft Unterzeichneten 
darüber hinaus, auch Galizien gegenüber, eine fefte und ablehnende Politik 
umſomehr allein befürworten zu lönnen, als bie Lage dei Landes, die Gefahr, 
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in der ſich die excluſiv polniſchen Forderungen den übrigen Nationalitäten des⸗ 
ſelben gegenüber befinden, die Gefahr, in welche Galizien gerathen müßte, 
wenn es die Kraft und den Willen des Reiches, es nach Außen zu ſchützen, 
auf eine zu harte Probe ſtellen wollte, von dem beſonnenen Theile der Bevöl⸗ 
kerung ſelbſt begriffen werden muß. 

„Mehr indeß noch als dieſe Frage hat diejenige der ſogenannten ſtaats⸗ 
rechtlichen Oppoſition in Böhmen der Regierung Schwierigkeiten bereitet. 
Die gehorſamſt Unterzeichneten waren ſich über deren Bedeutung, aber ebenſo⸗ 
ſehr über deren Weſen und die aus demſelben folgenden Gebote für die 
Regierung keinen Augenblick unklar. Die Kluft zwiſchen der Verfaſſung und 
der ſogenannten Declaration, von welcher die Oppoſition bis zum heutigen 
Tage auch nicht Einen Schritt weit gewichen iſt, haben ſie vom Anfange an 
für eine unausfüllbare betrachtet. Nichts, was im Kreiſe der Regierung jelbft 
in der Richtung zur Sprade fam, um diefelbe auszufüllen, hat irgend eine 
greifbare Handhabe dazu geboten; Alles, was außerhalb desſelben zu biefem 
Zwede in der Preſſe und dur perjönliche Vermittlungsperfuche geſchah, Hat 
jedesmal nur zu dem kläglichſten Miklingen geführt, aber aud) jedesmal die 
zur Belegung eines ſolchen Widerftandes unerläßlihe Kraft der Regierung 
um ein Wejentliches geſchwächt, diejenige ded Widerftandes jelbft aber nutlos 
geftärft — ein Stand der Dinge, welcher bis in die Anfänge der Thätigkeit 
der jeßigen Negierung zurlidreicht und es unmöglich gemacht hat, zu erproben, 
welden Erfolg das fefte und ruhige Beharren einer in fi einigen Staats» 
verwaltung auf den Boden der Berfaflung erzielen kann. Bei alledem aber 
hat Niemand das Programm der Gegner fir annehmbar erkannt; ebenfowenig 
haben dieſe jelbft die Hand zur Verfländigung geboten, oder haben diejenigen, 
welche diejelbe in die Hand nehmen zu müſſen erachteten, ein Programm zu 
Tage gefördert, welches auch nur in ihrem eigenen Kreiſe als durchführbar, 
viel weniger als geeignet hätte betrachtet werden können, von den Gegnern 
angenommen zu werden. Bei dieſem Mangel jedes greifbaren Ausgangs» 
punktes einer politiſchen Action erreichte man nichts, als daß die öffentliche 
Meinung in die ganz falſche Bahn der Annahme gebradjt wurde, al3 wider» 
jebe fich ein Theil der Regierung halsftarrig dem Gedanken der Berjöhnung 
und praltiiher Schritte, welche zu derjelben führen Zönnten, und daß von 
einer Seite her, von welcher es am wenigften zu erwarten fand, ein Sturm 
gegen diejelbe hervorgerufen und mit allen Mitteln der Preß⸗Agitation wach⸗ 
gehalten wurde, der ihre Stellung bereitS nahezu unhaltbar gemacht hat (vom 
Reichskanzler). Und doch kann fid eine Regierung wohl nie mehr in ihrem 
Rechte fühlen, als wenn fie einen feften, wenngleich ſchwer zu vertheidigenden 
Boden infolange nicht verläßt, als ihr nicht auf einem anderen ein Hares Ziel 
und verläßliche Mittel zu deſſen Erreichung gezeigt werben. 

„Eine Abweihung von ten Grundlagen de3 bisher eingehaltenen Syſtems, 
welche die gegneriichen Parteien zu befriedigen vermöchte, ift den gehorjamit 
Gefertigten überhaupt nur unter folgenden Drei Borausfekungen ver 
ftändli: entweder in der Abſicht, an die Stelle der heutigen Verfaſſung 
ein föderaliſtiſches Syſtem zu ſetzen; oder in der Abſicht, mit Conceſſionen, 
welche noch nicht der Föderalismus jelbft find, aber die Macht in jene Hände 
legen, in welchen fie zum Föderalismus führen muß, über venfelben gleich- 
wohl hinanszulommen; oder endlich in der Erwartung, man werde durd 
die zu machenden Conceſſionen über die Schwierigkeiten des Augenblides hin⸗ 
überfommen, in der Folge aber die entfeffelten Mächte wieder in die noth- 
werdigen Grenzen bannen können. Den eriten Standpunkt halten die gehor- 
jamſt Unterzeichneten für einen der Monarchie abfolut verberblichen; den 
zweiten für eine bevauerlihe Selbſttäuſchung; den dritten für ein gemagtes 
Spiel, welche die Lage der Monarchie nicht geftattet. 

„Wenn der Föderalismus nicht ganz und ehrlich durchgeführt würde, 
wäre dem Kampfe mit den nationalen Beſtrebungen kein Ziel geiekt. Ganz 
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und ehrlich durchgeführt aber wäre er nicht nur eine Aufopferung der Minori⸗ 
täten in den einzelnen Ländern zu Gunſten eines partieulariſtiſchen Strebens, 
welches ſelbſt in den Zeiten höchfter Gefahr nach Außen keine Bürgichaft des 
Zuſammenwirkens böte; ex würde nicht einmal vorübergehend den Yrieden im 
Innern herftellen. Denn es träte dann lediglich an die Stelle de gegenwär⸗ 
tigen Zuftandes eine neue Negierung mit einer neuen Oppofition. Wenn e3 
aber in Oeſterreich nad) feinen eigenthümlichen Verhältniſſen keine eigentlichen 
Majoritäten, jondern nur je nach der Trage des Tages wechfelnde Summen 
von Minoritäten gibt, jo hätte dann die Regierung jene Minorität gegen fid), 
welde an geiftiger und materieller Cultur die ſtärkſte und durch die politischen 
Verhältnifie des Stammes, dem fie angehört, die bevenklichite wäre — die 
deutſche. Die Abſicht aber, die ohnehin bereit3 künſtlich gefteigerte Macht der 
föderaliftiichen Elemente in einer ſpäteren Zeit wieder einzubämmten, liefe dar» 
auf hinaus, eine ſchwere Aufgabe erft dann Töjen zu wollen, nachdem man bie 
eigene Kraft zu ihrer Löſung gebrochen bat. 

„Erſcheint nun in allen drei Richtungen der Nachweis gegeben, daß man 
ſich mit denjelben nur auf eine gefährliche oder verderbliche Bahn begibt, jo 
tönnen auch. die gehorfamft Gefertigten Leinen der concreten Vorſchläge acceps 
tiren, welche Über den modus procedendi dort und da aufgetaudt find und 
weldhe ihnen zu beweiſen jcheinen, daß man entweder die Tragweite derfelben 
nicht überfieht oder aber eine Eonfequenz acceptirt, welche zu acceptiren Die ge⸗ 
horſamſt Unterzeichneten nie mit ihrer patriotifchen Meberzeugung für vereinbar 
halten Tönnten. ine Aufldfung des böhmifchen Landtages hat feinen Sinn, 
außer wenn fie von einer Regierung erfolgt, welche die heutige Majorität des⸗ 
felben zu verrüden die Abficht Hat, um hiedurch den gegnerifchen Tendenzen 
zum Siege zu verhelfen. Diejes Ziel mag dann vielleicht erreicht werden, weil 
fih ein Theil des verfaffungsfreundlichen Großgrundbefigeß aus Unmillen über 
die Unftetigfeit der öffentlichen Zuftände zurüdziehen würde Die Regierung 
aber würde in diefem Yale wie in dem anderen einer von manden Seiten 
projectirten Notablen-Berfammlung zum Behufe der Verfländigung einfadh in 
die folgende Lage kommen: Entweder da8 Reſultat derjelben ift keines, und 
dann war fie überflülftg, oder es emtipricht den Wünfchen der Gegner nicht, 
dann war fie abermals nutzlos, oder endlich es entipricht denfelben, dann muß 
fie die Regierung befämpfen. Denn ein diefen Wünjchen entiprechendes und 
gleihwohl für die Regierung acceptables Nefultat bedarf dieſes Apparates 
nicht, e8 braucht nur ausgeiprochen zu werben und die normalen Wege zur 
Berftändigung über dasjelbe reihen volllommen aus. Eine Regierung, welche 
auf diefem Standpunkte fteht, kann die Hand nicht bieten zu Wegen, über 
deren Reſultat fie ſich nur ſelbſt täufchen müßte, wenn fie nicht gelonnen ift, 
Andere durch diejelben zu täuſchen. Sie kann die umjoweniger, als für Bes 
ftrebungen, welche nicht auf die Negation der Verfaffung und eine Abänderung 


der ſtaatsrechtlichen Grundlagen, fondern auf eine Berftändigung über die 


Bepürfniffe und Wünſche des Landes gerichtet find, der legale Weg durch die 
Theilnahme an der verfaffungsmäßigen Thätigkeit im böhmifchen Landtage 
und im Reichsrathe eröffnet if. So feſt die gehorfamft Unterzeichneten von 
dem eben Gejagten überzeugt find, fo geftehen fie gleichwohl zu, daß in fo 
großen und ſchwierigen politiichen Tragen eine Verfchiedenheit der Anſchauun⸗ 
gen möglich ift und beachtenswerthe Gründe für fi haben kann. Worüber 
aber nach) ihrer Ueberzeugung eine Verſchiedenheit der Anfichten nicht beftchen 
kann, daS ift dies, dab in feinem Staate, am menigften in Defterreich, die 
Zeitung der öffentlichen Angelegenheiten ohne die erniteften Befahren den Händen 
einer Regierung anvertraut bleiben Tann, welche nicht in ihren Gliedern über 
den einzujichlagenden Weg volltommen einig ift und vor Allem nad Außen 
hin als einig erſcheint. Denn hiedurch muß ihre Autorität fortichreitend unter⸗ 
graben werden, ohne daß die Laſt der Verantwortung für Mißerfolge, melde 
bei einer getheilten oder gejchwächten Action unvermeidlich find, von ihr abge 
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wälzt werben Tann. Die Schwierigkeiten, welche jede Regierung in Oeſterreich 
zu überwinden hat, müſſen -pflichtgemäß übernommen werden. Aber die gehor⸗ 
ſamſt Unterzeichneten find der Ueberzeugung, daß jenes Maß von Schwierig. 
feiten, welches ſich ihnen heute entgegenftellt, nicht bejtehen würde, wenn die 
Regierung mit einheitliher Kraft ihren Weg zu verfolgen in der Lage ge⸗ 
weien wäre. Diefe Schwierigkeiten find heute fo weit angewachſen, daß nur 
noch aus dem ernfteften Pflichtgefühle der Muth zu ihrer weiteren Bekämpfung 
geichöpft werden Tann. Aber er kann es nur, wenn ihn das Bewußtſein bes 
gleitet, ungelähmt mit der ganzen, ohnehin begrenzten Macht an viefelbe 
heranzutreten, welche die conjtitutionellen Einrichtungen der Negierung zu 
handhaben geftatten. 

„Die gehorjamft Unterzeichneten find überzeugt, daß die Erkenntniß dieſer 
Wahrheit au Eure Majeftät in Allerhöchſtihrer Weisheit beftimmi hat, die 
Aufforderung an die Regierung zu richten, Durch ein Hares Programm diefem 
Zustande ein Ende zu maden. Die gehorfamft Gefertigten konnten nur mit 
der vorliegenden Darlegung dieler a. h. Aufforderung entiprecden. Sie können 
daran nur die allerunterthänigfte Bitte knüpfen: Geruben Eure Majeftät 
das Allerhöchftvenfelben geeignet Erſcheinende zu verfügen, auf daß die ferneren 
Geſchicke des Reiches einem ungetheilt wirkenden, des kaiſerlichen Vertrauens 
fich erfreuenden Körper der Näthe Eurer Majeität übertragen werden, und 
zu dieſem Behufe über das ihren Händen übertragene Amt allergnädigft zu 
verfügen,, Die gnädige Huld, mit welder Euer Majeftät dem offenen Aus⸗ 
drude ihrer Ueberzeugung und ihres Pflichtgefühles ſtets Gehör zu ſchenken 
gerubt haben, läßt fie hoffen, daß Euer Majeftät auch dieſe Bitte, welche der 
loyalſten Abſicht entipringt, nicht ungnädig entgegenzunehmen geruhen werben.” 


Dec. (Defterreid). Reichsrath. Das Abg.-Haus vertagt ſich bis zum 


- 


17. Sanuar und verzichtet alſo darauf, auf bie ſchwebende Miniiter: 
frifis einen entſcheidenden Einfluß zu nehmen. 


» Defterreid). Neun Wrbeiterführer, die Leiter der Demonftra: 
tion dv. 13. d. M., werben verhaftet. 


» (Ungarn). Broviforifhe Einigung mit Croatien bez. Fiume's: 


Flume erhält einen Gouverneur, der auf Vorſchlag des ungarifchen 
Minifterpräfidenten vom König ernannt wird. Die gemeinfamen Angelegen» 
heiten Fiume's werden, gleich jenen die Groatien mit Ungarn gemeinſam hat, 
auf dem ungariſchen Reichstag entſchieden. Mit Bezug auf innere Verwaltung 
fteht Fiume unter der croatijchen Landesregierung und dem croatiihen Lands» 
tag; nebenbei ift aber Fiume eine jo nusgevehnte Municipalautonomie gewähr⸗ 
leiftet, daß die Abhängigkeit von Agram lediglich zu einer Formſache wird, 
um den croatiſchen Anſprüchen in diefer Art gerecht zu werden. Belanntlid 
wünſcht Fiume den directen Anſchluß an Ungarn, der jedoch, bei der Hart- 
nädigkeit, mit welcher die Croaten ihre Anſprüche auf die Cinverleibung 
Tiume’3 in Croatien feithalten, in einer einfachen Form nicht durchführbar 
geivelen ei jo daß Fiume ftaatSrechtlih eine Ziwitterjtellung angemwiejen were 

en mußte. 


n (Ungarn). Landtag. Das Oberbaus tritt fchließlich der Abſchaf⸗ 
fung ber Prügelftrafe doch noch bei. 

»„ (Defterreih). An Bolge Aufforderung des Kaiſers Teben 
bie brei Minifter der Minderheit, Taaffe, Berger und Potozfi ihre 
gegentheilige Anfiht gegen das Memoire der Mehrheit vom 
18, December gleihfalls in einer einläßlichen Denkſchrift auseinander, 
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Denkſchrift der Minderheit der Miniſter: „Indem die ehrfurchts⸗ 
vollſt unterzeichneten drei Miniſter, dem allerh. Auftrage Eurer Maj. entſpre⸗ 
chend, darangehen, über daS von der Majorität der Regierung Eurer Maj. 
vorgelegte Programm ihre Meinung abzugeben und johin ihren eigenen 
Standpunkt in Beziehung auf die zu befolgende Bolitit darzulegen und zu 
begründen, erlauben ſich diefelben, zunächſt einige Thatſachen zu conftatiren, 
welde für die Beurtheilung der jhwierigen Lage, in welche die Regierung 
Eurer Mai. gerathen ift, ſowie für die Behandlung jede nur von einem 
Theile der Regierung in dieſem Augenblide aufgeftelten Programms nicht 
ganz unerheblich fein dürften. _ 

„Die wejentlihe, das Minifterium in zwei. Parteien Tpaltende Differenz 
entftand bei den Berathungen liber die Wahlreform. Die Mehrheit der 
Minifter wollte die Wahlreform unbedingt durchgeführt wifien; die ehrfurchts⸗ 
vollſt unterzeichneten drei Minifter hingegen konnten fi für eine Wahlreform 
nur unter der Bedingung entfcheiden, wenn mit ihr zugleich anderweitige 
Schritte verbunden würden, wmelche geeignet wären, auf verfafjungsmäßigem 
Wege eine Verftändigung mit der außerhalb der verfaffungsmäßigen Wirk⸗ 
famteit verharrenden Oppofition herbeizuführen. Bei den Berathungen über 
die Wahlreform erhielt jedoch feine der don einzelnen Miniftern vorgefchlagenen 
Modalitäten diefer Reform die Majorität, jo daR die Berathbungen über die 
MWahlreform vorderhand geradezu refultatlos blieben. Die Berathung über die 
MWahlreform wurde ſonach auf einen jpätern Zeitpunkt vertagt, und damit entfiel 
au vorläufig die mit ihr in Verbindung gebrachte Yrage der Verfländigung 
mit der fogenannten nationalen Oppofition. In diefer Phaſe des Waffen» 
ftilftandes ging die Regierung Eurer Maj. an die Berathung und Feſtſtellung 
der Thronrede, wobei das einmüthige Veftreben aller Minifter war, bes 
züglih der oben berührten, das Minifterium in zwei Parteien fpaltenden 
Tragen nad feiner Seite ein Präjudiz zu fchaffen. Die in dieſem Einne 
entworfene Thronrede wurde johin in den unter dem allerh. Vorſitze Eurer 
Mai. abgehaltenen Minifterconferenzen vom 10. und 12. December d. J. 
definitiv feitgeftellt und von Eurer Maj. Alterhödft genehmigt. Es war nun 
im Beginne der unter dem allerh. Vorfige Eurer Maj. am 10. Dec. d. J. 
abgehaltenen Minifterconferenz, daß Euer Maj. an das Gefammtminifterium 
die allerh. Aufforderung zu richten geruhten, „fich alsbald und eingehend mit 
der Trage zu bejchäftigen, welche Echritte zu gejchehen hätten, die e8 ermög« 
lichen würden, daß eine Verftändigung mit den bisher außerhalb der Berfaf- 
fung ftehenden Parteien dahin erfolge, damit die Verfaſſung durch die alljei- 
tige Acceptirung und Betheiligung an der Durdführung derjelben eine Wahr- 
heit werde”. Euer Maj. geruhten, damit die allerh. Aufforderung zu vers 
binden, „daß die Sache während der Weihnachtsferien des Reichsrathes zur 
allerh. Schlukfaffung in der Weile vorbereitet werde, daß ein betaillirtes 
Programm über das Vorgehen in diefer Angelegenheit in allen eventuellen 
Stadien und Confequenzen derfelben in Vorlage komme“. Gegen diele allerh. 
Aufträge Eurer Maj. an das Sefammtminifterium wurde von Feiner Seite 
irgend ein Bedenken erhoben, vielmehr gleich darauf die Schlußberathung der 
Thronrede vorgenommen und in der Sikung vom 12. Dec. d. J. mit der 
einftimmigen Annahme der Thronrede definitiv beendigt. 

„Nah diefen Vorgängen durften es die ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei 
Minifter wohl etwas befremdend finden, als fie ſchon nach wenigen Tagen 
aus der von den fünf übrigen Miniftern an Euer Maj. gerichteten, ihr, Re= 
gierungsprogramm darftellenden Eingabe vom 18. December d. J. entnahinen, 
daß dieje letztere in Vollziehung des von Eurer Maj. am 10. December d. 3. 
an das Gefammtminifterium gerichteten Auftrages vorgelegt wurde. Denn 
das nur von fünf Miniftern mit Ignorirung der anderen drei Minifter aufs 
geftellte und feinem Inhalte nach den Intentionen des allerh. Auftrages Eurer 
Maj. vom 10. December d. J. kaum entiprechende Programm Tann wohl 
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ſchwerlich als die Ausführung des erwähnten, an das Geſammiminiſterium 
gerichteten allerh. Auftrages Eurer Maj. gelten. Aber auch ebenfo übers 
raſchend war es für die ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Minifter, dab die 
erwähnten fünf Minifter Schon fünf Tage nach der Thronrede fi von den Pro⸗ 
gramm diefer letzteren loszujagen und Eurer Maj. ein hievon abweichendes 
Programm zur allerh. Genehmigung vorzulegen für gut fanden. Nad der 
unmaßgebliden Auffafiung der ehrfurchtsvollſt unterzeichneten Minifter hatte 
die zwifhen allen Miniftern im Wege des Compromiſſes vereinbarte und 
von Eurer Maj. allerh. genehmigte Thronrede mindeftens bis zu dem Zeits 
punkte al8 das Programm der Regierung zu gelten, in welchem der Reichs⸗ 
rath durch feine an Eurer Maj. gerichteten allerunterthänigften Adreſſen über 
jenes Programm fein Verdict abgegeben haben würde. Vor diefem Zeitpunfte 
ein mit dem Programm der Thronrede nicht hHarmonirendes neues Programm 
aufftellen, heißt nach unferer befcheivenen Meinung die Thronrede preißgeben. 
Und injoferne ein folder, wohl nicht als conftitutionell zu bezeichnender Vor⸗ 
gang gar nur von einer Fraction des Minifteriums ausgeht und ven Zweck 
hat, noch vor dem Votum der Bertretungskörper über das Programm der 
Thronrede eine Veränderung in der Regierung Eurer Mai. herbeizuführen, 
dürfte der von der Majorität des Minifteriums gemachte Schritt auch als ein 
mit den herkömmlichen parlamentariſchen Uebungen nicht übereinftimmender 
angejehen werden. Wir enthalten uns übrigens, auf die weiteren Unzufömm« 
lichkeiten hinzumeifen, welche der offen erflärte Bruch der Negierung und bie 
Preisgebung ihres in der Thronrede vereinbarten provijorifchen Programms 
unvermeidlich zur Folge haben müſſen. Ein fo draftiiher Vorgang wie der 
eben beleuchtete wäre wohl nur dann zu rechtfertigen, wenn er zur Abmwendung 
dringender Gefahr unvermeidlich erſchiene und wenn er zuglei Mittel von 
unzweifelhaft rettender Kraft böte. Aber nicht nur mwaltet eine folche augen« 
blidliche Gefahr für den Staat, welche zu Überftürzend Haftiger Aufftellung 
eines neuen Regierungsprogramms nöthigte, nicht ob, ſondern es iſt aud das 
von den flinf Miniftern der Majorität formulirte Programm nad der An» 
ſchauung der ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Minifter von ſehr zweifelhaf⸗ 
tem Werthe, 

„Allerdings könnte man das Programm der fünf Minifter der Majorität 
nicht einmal ein neues nennen, wenn e8 wirflih nur in dem Berharren auf 
„dem bisherigen Wege”, welchen fie als „ven relativ richtigften” bezeichnen, 
beftände. Boch nur zu bald werden die eigenen mahnenden Worte: „daß mit 
Befeitelaffung aller problematischen oder gefährlichen Projecte* auf dem bisherigen 
Wege „mit Geduld und Ausdauer weiter zu wandeln ſei“, vergeilen, und es 
wird ein neuer Weg empfohlen, von welchem mit allem Grunde gejagt werben 
darf, daß er ein „problematifcher und gefährlicher ſei'. Das Programm der 
Majorität des Minifteriums befürwortet nämlich eine „Abänderung des 
Wahlmodus für den Reichsrath“. Wir wollen den Widerſpruch nicht allzu 
ftark betonen, der darın liegt, daß in demfelben Athemzuge das Beharren auf 
dem bisherigen Wege al3 das riehtigfte Negierungsprogramm hingeftellt und doch 
gleih darauf eine jo eingreifende Berfafjungsänderung wie die Wahlreform 
empfohlen wird. Wir willen auch nicht, was damit gemeint jein joll, wenn 
zur Motivirung diejer Berfaffungsänderung mit vielem Nachdrucke gejagt wird: 
„Allerdings eine Aenderung der Verfaſſung, allein eine auf Iegalem Wege 
angebahnte”. Denn auch die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten haben nie einem 
anderen al3 dem „legalen*, dem verfaffungsmäßigen Wege das Wort geredet. 

„An ein NRegierungsprogramm darf man wohl unftreitig die beiden Anfors 
derungen ftellen, daß es beftimmt und ausführbar ſei. Wenn nun der 
Schwerpunkt de8 Programmes der Majorität in der von ihr bevormworteten 
Wahlreform ruht, dann mußte fie die letztere nicht als ein Problem hinftellen, 
das ſelbſt erft zu löſen ift, fondern fie mußte die, mindeſtens in den weſent⸗ 
lichſten Zügen ausgeführte Wahlreform zum Ausgange ihrer Vorſchläge ma« 
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chen, weil nur von einem im Detail klar vorliegenden Reformprojecte ein 
Schluß auf die erwarteten Erfolge und ſomit auf den Werth des ganzen 
Programms möglid) if. Ein Programm aber, defjen Kern fich jelbft als ein 
ungelöftes Problem darjtellt, darf wohl mit Fug und Recht als ein „proble= 
matifches Project" bezeichnet werden, Die Verfiherungen, daß die Majorität 
des Minifteriums, ehe fie Über die Frage der Wahlreform einen definitiven 
Beſchluß faßt, fih mit den Mitgliedern des Neichsrathes beſprechen und die 
geteilten Anträge nicht einem zweifelhaften Schidjale in den Verhandlungen 
und Beichlüffen des Reichsraths ausjegen werde, find wahrlid zu dürftiger 
Natur, als dab fie dem ganz und gar in der Luft ſchwebenden Wahlreform- 
project irgend einen Halt zu leihen vermöchten. Wenn übrigens die Minifter 
der Majorität aud hier wieder Anlaß nehmen, zu erklären, daß fie Eurer 
Majeftät keine Anträge unterbreiten werden, welche den verfafiungsmäßigen 
Boden verlaffen, jo mag die Verfiherung an diejer Stelle allerdings durch 
die Erinnerung an die Thatſache gerechtfertigt fein, daß nicht alle Mitglieder 
der Majorität bei den Verhandlungen Über die Wahlreforn im Minifter« 
rathe die verfaffungsmäßigen Rechte der Landtage geziemend beachten zu wol« 
len ſchienen. 

„Die ehrfurchtsvollſt unterzeichneten drei Minifter der Minorität müffen 
aber daS auf dem noch ungelöften Probleme einer unbeitimnten Wahlreform 
beruhende Programm der Majorität auch als ein gefährliches Project erffären. 
Mit anerkennenswerther Offenheit Tprechen e8 die Minifter der Majorität aus, 
daß fie bei der Durchführung der heute noch ihnen ſelbſt ganz unklaren 
Mahlreform den doppelten Zweck verfolgen, einerfeitS die ſich von der verfafe 
fungsmäßigen Mitwirkung ausſchließende Oppofition „almählig und ſchritt⸗ 
weile zu beugen” und andererjeitS „den Reichsrath zu ftärken und den An- 
griffen der Oppofition gegenüber in feiner Eriftenz und Wirkſamkeit unabhän« 
giger zu machen“. Daß die durchgeführte Wahlreform für fih allein auf die 
DOppofition nicht den mindelten fänftigenden Einfluß üben, ja daß der Berfud 
der Wahlreform für fich allein felbit jene Fraction der nationalen Oppofition 
in ihrem MWiderftande fchärfen wird, welche bisher ihre Mitwirkung im 
Reichſsrathe nicht verfagte, wird kaum ernftlich beftritten werden wollen. In 
der ohne Zugeftändniffe an die nationale Oppofition durchgeführten Wahlreform 
erblidt die nationale Oppofition nur die Verwirklichung deutjcher Unter» 
drüdungsgelüfte. Die, wenn auch ganz unbegründete Vorausjegung diefer 
leteren wird genügen, um die nationale und feparatiftiiche Oppofition noch 
mehr aufzuſtacheln. Zuletzt werben die in ihren Erwartungen unbefriedigten 
Polen endlich dennoch den Reichsrath verlaffen und damit das Außerfte ihnen 
zu Gebote ftehende Preffionsmittel verfudhen. Ahr Aufbrud wird das Signal 
für die Slovenen und Tyroler geben, und verlaffen und verödet wird nicht 
die volle Vertretung der Wefthälfte des Neiches, jondern die deutiche Partei 
im Abgeorbnetenhaufe tagen. Wenig wird e8 ihr nützen, daß fie ſich etwa 


. ber Zahl nad) verdoppelt hat; fie wird dod nicht die Völfer der MWefthälfte 


des Reiches, fie wird einzig und allein nur die gefügige deutjche Regierungs» 
partei vertreten; denn eine befruchtende Oppofition würde diefem Rumpfpar⸗ 
Yamente zum tödtlichen Verderben gereihen. In einer ſolchen unvermeidlich 
zur völligen Stagnation führenden Geftaltung der VBolfSvertretung eine Stäre 
fung des Reichsraths erbliden zu mollen, wäre doch etwas allzu ſanguiniſch. 
Die Anwendung des Nothwahlgeſetzes aber wilrde theils zu einer Doch noch lücken⸗ 
haften, theils zu einer dem verfaflungsmäßigen Grunddaralter des Reichs⸗ 
rathes widerftreitenden Vertretung führen und könnte eben deßhalb in feinem 
Halle als ein dauerndes AuskunftSmittel angejehen werden. Und mit welden 
Mitteln gedenkt wohl die Majorität des Minifteriums den Widerftand der 
Czechen „allmählig und jehrittweile* zu beugen? Das Programm der Majo- 
rität jchweigt darüber, und wir begreifen dieſes Schweigen. Schon einmal, 
und zwar noch ehe bon irgend einer Seite Verſtändigüngsverſuche gemacht 
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worden waren, ſah ſich die Regierung gendthigt, zur Verhängung von Aus⸗ 
nahmsmaßregeln zu ſchreiten, welche die Lage in jeder Beziehung nur er⸗ 
ſchwerten und verſchlimmerten. Die Majorität des Miniſteriums erhebt den 
Borwurf, daß durch die angeftellten Vermittlungsverſuche die Kraft der Ne⸗ 
gierung geſchwächt worden jei, und daß man es unmöglid gemacht bat, zu 
erproben, weldyen Erfolg das feile und ruhige Beharren einer in fich einigen 
Staatöverwaltung auf dem Boden der Berfafjung erzielen kann. Die ehr» 
furchtsvollſt Unterzeichneten aber dürfen aus ihrer Erfahrung und Ueberzeu⸗ 
gung entgegnen, daß die Regierung ſchon längft wieder zur Verhängung von 
Ausnahmsmaßregeln gedrängt worben wäre, wenn nicht die angebahnte Ver⸗ 
fändigung, deren „Lägliches Mißlingen“ in diefem Augenblicke wenigſtens noch 
nicht behauptet werben darf, durd den Einfluß der maßgebenden Perjönlich« 
fetten zu einiger Mäßigung geführt hätte. it aber erft das Programm der 
Majorität des Minifleriums eine Wahrheit geworben, dann wird es nicht 
lange währen und die wieder heftiger und fühner bervortretenden Ausſchrei⸗ 
tungen werden abermals zur Sufpendirung der verfaflungsmäßigen Rechte 
nöthigen. Oder glaubt die Majorität des Minifteriums, mit Prekfreiheit, 
Vereins⸗ und Berjammlungsredht und den feine Schuld entvedenden czechifchen 
Geſchwornen „allmählig und fchrittweife” den fort und fort zunehmenden und 
immer unverjöhnlicher anwachſenden Widerftand beugen zu können? Und wer 
vermag die Bürgichaft dafür zu bieten, dak die Verhängung des Ausnahms⸗ 
zuftandes fih nicht auch noch in anderen Provinzen als nothwendig heraus⸗ 
ftellen wird? Und woher ſchöpft die Majorität der Regierung die Gewißheit, 
daß ihr die Außeren Verhältnifie des Staates die lange Muße gewähren wer» 
den, um den „Weg der Geduld und Ausdauer weiter zu wandeln” und den 
Widerſtand „allmälig und jehrittweife" zu beugen? 

„Die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten müſſen e8 als eine weientliche Lücke 
in den Ausführungen der Majorität bezeichnen, daß ſich die Ießtere der Er⸗ 
wägung der unmittelbaren und fernen Gonjequenzen ihres Programms völlig 
entzieht. Yür diefen empfindlichen Mangel dürfte e8 kaum tröftende Beruhi« 
gung gewähren, wenn, wiewohl allerdings richtig, darauf hingewieſen wird, 
daß die Schwierigkeit der Lage es nicht geitatte, Erfolge mit Sicherheit zu 
verbürgen, am alleswenigften aber eine foldde Bürgſchaft für einen raſchen Erfolg 
abzugeben. Die nächſten Conſequenzen und die lekten Erfolge find eben ver- 
ſchiedene Dinge; aber die vorausficgtlichen nächſten Conſequenzen fcheinen gerade 
dem Programme der Majorität gegenüber klar anzudeuten, daß e8 von dem 
gehofften jchließlichen Erfolge kaum gekrönt werden dürfte, Für die ehrfurdhts- 
vollft Unterzeichneten gebricht «8 daher an allen Momenten, welche geeignet 
wären, ihnen zu dem Programm der Majorität Vertrauen einzuflößen. Dazu 
kommt aber noch die Erwägung, daß es ung jcheinen will, als ob das Pro⸗ 
gramm der Majorität der Regierung nicht auch von der Majorität der Be⸗ 
völferung acceptirt würde. Zwar auf die Moajorität des Reichsrathes in ſei⸗ 
ner gegenwärtigen Zujammenjegung mag die Majorität des Minifteriums mit 
Sicherheit zählen können. Ob aber auch nur diefe Mujorität eine ſehr bedeu⸗ 
tende jein wird, fteht denn doch noch in Frage. Wenigſtens ıft in dem Sub⸗ 
comits des Adreß⸗Ausſchuſſes des Abgeorbnetenhaufes die Majorität nicht auf 
dem Standpunkte des Programms der NRegierungd-Majorität, und im Adreß⸗ 
ausſchuſſe jelbft dürften fich die Stimmen nad den Richtungen der beiden 
Gractionen der Regierung mit acht gegen ſieben Stimmen gegenüberftehen. 
Säßen aber alle jene Abgeordneten im Haufe, welche fih von demſelben fern- 
- halten, dann wäre die Majorität wohl unzweifelhaft für diejenige Anſchauung, 
welche eine Berftändigung mit der nationalen Oppofition wünſcht, und in nod 
höheren Maße würde diefer Erfolg dur einen Appel an die Wähler zu 
Tage treten. Mit diefen Bemerkungen glauben aber die ehrfurchtsvollſt 
Unterzeichneten auch bereits die Richtung angedeutet zu haben, in welder, auf 
fireng verfofungsmäßigem Wege und auch mit einiger Vorausfiht auf Er- 
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folg, jene Ziele anzuſtreben wären, in deren Nothwendigkeit die Schwierigkeiten 
der gegenwärtigen Situation wurzeln. Schon aus dem, was wir über das 
Programm der Majorität des Miniſteriums zu bemerken uns ehrfurchtsvollſt 


erlaubten, geht hervor, daß wir die Lage des Reiches, wie fie fi) in der Un⸗ 


fertigfeit der verfafjungsmäßigen Zuftände feiner Wefthälfte, in der ſtets zu 
größerer Leidenſchaftlichkeit anwachſenden nationalen Oppofition und bei der 
Unzuverläfligfeit dauernder frieblicher äußerer Verhältniffe darftellt, als eine 
bedenfliche betrachten müſſen. Wir find nicht der Meinung, daß nach den 
jüngften Vorgängen felbft eine abfolute Stabilität, alfo auch der Verzicht auf 
die Wahlreform, e8 möglich machen würde, den bisherigen Weg „mit Geduld 
und Ausdauer weiter zu wandeln“. Wir glauben aber auch andererfeit3 dar: 
gethan zu haben, daß die ohne Bewerkftelligung eines Verftändniffes mit der 
nationalen Oppofition iſolirt durchgeführte Wahlreform diefe Oppofition nit 
beugen, fondern Eräftigen, den Reichsraih nicht ftärken, fondern feiner allmäh⸗ 
ligen Selbftauflöfung entgegenführen würde Wir halten die abfolute Herr⸗ 
ſchaft der Berfaffungspartet über die gefammte nationale Oppofition für durch» 
aus unausführbar; gerade die verfaſſungsmäßigen Treiheiten, deren ſich aud 
die Oppofition erfreut, werden nothwendig zur Entziehung derfelben, zum 
Ausnahmszuftande und legtlih zur offenen Auflehnung führen Es Tann 
endlich nicht unbeachtet bleiben, daß die Discuflion der Berfaffungsfrage ſchon 
dur die Neiulution des galiziſchen Landtags unvermeidlich geworden ift. 
Und wern auf die Majorität des Minifteriums nur von einigen, die Ver⸗ 
fafjung ſelbſt nicht berührenden adminiftrativen Zugeftänbriifen wiſſen will, jo 
wird gerade diefer letztere Umftand die Discufiion nur um jo lebhafter und 
um ſo leidenſchaftlicher geftalten, je mehr die galiziichen Abgeordneten von 
den allzumweit gehenden gefährlicden Forderungen der Refolution ablafien, da⸗ 
gegen aber mit bloß abminiftrativen Zugeftändniflen fih vorausfihtlih nicht 
begnügen würden. 

„Angefihts diefer Perſpective halten e8 die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten 
für ihre patriotiiche Pflicht, auszuſprechen, daß die Herbeiführung einer Ver- 
ftändigung mit der gefammten nationalen Oppofition und bie 
Heranziehung diejer Ießteren zu gemeinfamer verfaffungsmäßiger Wirkſamkeit 
als die dringendfte Angelegenheit der Regierung Eurer Maj. anzufehen und 
zu behandeln fein dürfte. Auch die unterzeichnete treugehorfamfte Minorität 
flimmt mit der Majorität darin überein, daß eine Aenderung der Wahlgeſetze 
bezüglich der Abgeoroneten in den Reichſsrath jehr wünſchenswerth erjcheine. 
Die ehrfurchtsvollſt unterzeichnete Minorität ift aber aus den umſtändlich dar⸗ 
gelegten Gründen der Meinung, daß die gehofften mwohlthätigen Folgen der 
MWahlreform nur dann zu erwarten find, wenn mit ihr zugleich jene’ Aende- 
rungen des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung zu Stande kommen, welche 
der nationalen Oppofition nad ihren Anſchauungen die Betheiligung an der 
gemeinfamen verfaffungsmäßigen Wirkſamkeit mögli machen. Die ehrfurchts⸗ 
vollſt Unterzeicäneten find aber auch weit entfernt davon, zur Herbeiführung 
des Verftändnifies mit der nationalen Oppofition einen anderen als den lega- 
len, den ftreng verfaflungsmäßigen Weg zu empfehlen. Noch weit mehr als 
bei der Wahlreform, bezüglich deren die Competenz der Landtage nicht igno- 
rirt werben kann und darf, fallen alle Aenderungen an der Reichsverfaffung, 
insbeſondere an dem hier zunächft in Betracht kommenden Grundgefeße über 
die Reichsſsvertretung, in die ausfchließlihe und volle Gompetenz des Reichs⸗ 
rothes. Ya die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten möchten, belehrt durch die un⸗ 
angenehme Erfahrung, welche die Regierung mit der Befragung der 17 Land⸗ 
tage über die Wahlreform machte, auch nicht einmal eine bloße gutachtliche 
Befragung der Landtage im Sinne der Landesordnungen bevorworten. Nur 
indem der Reichsrath es ift, der Über Aenderungen an der Berfaflung ent- 
fcheidet, wird allen füderaliftiichen Ausschreitungen, allen Selbftändigkeitsgelitften 
einzelner Bänder, welche auch wir ablehnen, eine gebieteriſche Schranke gezogen. 
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Schon die beabfichtigte Wahlreform allein würde es, wegen ber Bedeutung 
derſelben an ſich und nad ähnlichen Präcedenzfällen in anderen conſtitutionellen 
Staaten, vollſtändig rechtfertigen, daß zur Durchführung dieſes hochwichtigen 
Actes und bei der jowohl dem Neichörathe, als auch den Landtagen dießfalls 
zuftehenden Competenz ſowohl die Landtage, als auch das Abge 
ordnetenhbans des Reihsrathes erneuert würden. Um jo mehr ge- 
boten erjcheint jedoch diele Erneuerung dann, wenn die Aenderung der Verfafſung 
nicht bloß auf das Wahligftem beſchränkt bfeiben joll. Sie wird aber vollends 
dem gegenwärtigen Reichärathe gegenüber, der unvollfländig und jeder über 
die Wahlreform binausgehenden Berfafiungsänderung abgeneigt ift, jchlechter- 
dings unvermeidlich, einerjeit# als in dem gegenwärtigen Falle volllommen 
gerechtfertigter Appell an die Bevölkerung jelbit, andererjeit als ein Mittel, 
um die bisher Ferngebliebenen zum Eintritt in den Reichſsrath zu bewegen. 
Denn wird der nad Auflöfung des jekigen Reichſsrathes und aller Landtage 
fofort einzuberufende ordentliche Reichsraih mit der jolennen Erflärung 
einberufen, daß vor Allem die Refoem der Wahlgefege und die zur allgemeinen 
Durchführung der Berfaffung als nöthig erlannten Aenderungen derjelben bie 
vorzugsweiſen Verhandlungsgegenftände bilden werden, dann darf nad der Durch 
viele Informationen gewonnenen Ueberzeugung der ehrfurchtsvollſt Untergeichneten 
und bei jonft zweckkmäßigem Vorgehen der Regierung dem Zujammentritt 
des vollen Reichsrathes mit ziemlicher Gewißheit entgegen geſehen werben. 
Die Denkſchrift der Majorität weift nun zwar auf die Unannehmbarkeit der 
czechiſchen Declaration, jowie darauf hin, daß von czjechiſcher Seite die Hand 
zur: Berftändigung bisher nicht geboten wurde. Dagegen erlauben fish jedoch die 
ehrfurchtsvollſt unterzeichneten WRitgliever der Minorität zu erwidern, daß bie 
exorbitanten Forderungen, melde im leidenſchaftlichen Kampfe der Parteien 
und unter den Einfluffe der zum Theile bis zum tieflten Haffe gefteigerten 
perjönlichen Antipathien erhoben werben, fein Maß für die gegenfeitigen Zu- 
geitändnifie bieten, deren Gewährung bei einer friedlichen, vom Geifte und dem 
Willen zur Berfländigung angebahnten Bereinbarung angehofft werben darf. 
Denn da3 auch von der nationalen Oppofition durchwegs anerfannte Intereſſe 
aller Volksſtämme Oeſterreichs an deflen Erhaltung wird, beſonders bei gleich- 
zeitiger Betheiligung der Abgeordneten aller Länder und Stämme an den 
Berhandlungen im Reichörathe, jedes etwa noch auftauchende Sondergelüfte 
in bejcheidene, der Einheit und Macht des Banzen nicht abträgliche Grenzen 
einſchränken. Die Denkſchrift des Majorität Ipricht ferner von dem „Lläglichen 
Mißlingen“ aller bisher angeitellten „Ausgleichsverjuche* und meint, daß die 
jenigen, weldhe „die Verftändigung in die Hand nehmen zu müflen erachteten, 
kein Programm zu Tage gefördert haben, welches auch nur in ihrem eigenen 
Kreiſe als durchführbar, viel. weniger als geeignet hätte betrachtet werden lön⸗ 
nen, von den Gegnern angenommen zu werben.“ i 
„Bon eigentlichen Ausgleichsverſuchen kann wohl ftrenge genommen über- 
haupt nieht, ſondern es Tann nur von Annäherungsverjuchen geſprochen wer⸗ 
den, die in der That nicht ohne gute Wirkung waren. Ueber einen „Außs 
gleih“ konnten einzelne Verjonen, welches immer ihre Stellung jein möge, 
einfach ſchon darum nicht verhandeln, weil fie- fih wohl bewußt waren, vaß 
der „Ausgleich“ nur auf verfaffungsmäßigem Wege erfolgen könne, und auf 
biejen die demjelben widerſtrebende Oppsfition Binzuleiten, mußte „das vor» 
züglichſte Ziel aller Vermittlungsverſuche“ jein. Schon aus diefem Grunde 
erflärt es fich, warum bisher auch von Aufflelung eines ben Ausgleich feinem 
Zuhalie nach ſchon jet präcis definivenden Programms feine Rede fein Tonnte. 
enn die Minorität bezüglich des Ausgleiches noch Fein materielles Brogramm 
aufgeftellt hat, jo darf fie der Majorität entgegnen, daß diefe fich wiederholt 
in feierlichen, den Miniſterraths⸗Protocollen beiliegenden Erklaͤrungen gegen 
jeven Ausgleich ausgeſprochen und damit die Minorität doch gewiß nicht zur 
Aufftelung eines Programms über ben Ausgleich aufgeforvert und ermuntert 
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hat. Hatdie Minorität bisher die Aufftellung des materiellen Ausgleichsprogram⸗ 
mes unterlaflen, jo befindet fie ſich nur in gleicher Lage mit der Majorität, welche 
bezüglich der Wahlreform, die doch den Mittelpunkt ihrer nächften Regierungsaction 
bilden fol, ein Programm erft in der Zukunft zu finden hofft. Die gleiche Hoffnung 
dürfen aber die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten auch bezüglich einer eventuellen 
Borlage über den Ausgleich an den einzuberufenden neugewählten 
Reichſrath ausiprechen, obgleich es die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten bedünken 
wit, daß es doch noch leichter ſein dürfte, troß der verwirrenden Gutachten ber 
Zandtage eine Borlage über die Wahlreform zu Stande zu bringen. Gleichwohl 
wird e& bei ernftlidem und reblihem Willen zur Berftändigung nicht unmög⸗ 
lich fein, trog der galiziſchen Reſolution und der czechiſchen Declaration eine 
Borlage zu erzielen, welde als Ausgangspunkt der Discuffion 
dienen und angenommen werden wird, und aus welder im Neichsrathe 
jelbft das eigentlide Programm erft erwachſen kann, wie es ja im 
Grunde auch bei der Beratbung der Dezemberverfaſſung der Fall war. Der 
zu erzielende Ausgleich fol ja ein Compromiß aller Länder und Stämme 
MWeit-Defterreichs fein; er kann aljo auch nur durch fie felbft und beziehungs- 
weile durch ihre Vertreter vereinbart werden — ein Geſichtspunkt, der bei der 
Wahlreform gewiß nicht geltend gemacht werden kann. Die ehrfurdtsvolift 
Unterzeichneten verkennen übrigens die Schwierigkeiten nicht, welche bezüglich 
eines fireng conftitutionellen Vorganges bei der Auflöfung des gegenwärtigen 
Meichsrathes in diefem Augenblide obwalten. Noch liegt von dieſem Reichs⸗ 
rath in diefer Seſſion feine Kundgebung vor, welche feine Auflöjung aus ir- 
gend einem Grunde rechtfertigen Tönnte. Der correcte Borgang erheiſcht e8, 
die Antwort des Neichsrathes auf die Thronrede abzuwarten. Allein dur 
daB neue Programm der Majorität, in welchem diejelbe von dem Programme 
der Thronrede zurldtrat, wurde eine neue fchwierige Lage erzeugt. Die 
Majorität der Regierung, welde auch die Majorität des gegenwärtigen 
Reichsrathes für ſich haben dürfte, ſteht nun dem Reichsrathe gegenüber nicht 
mehr für die Thronrede ein. Es kann dies den Reichsrath berechtigen, bei 
feiner Antwort gleichfalls von der Borausfegung auszugeben, dab das Pro- 
gramm der Thronrede Allerhöchftenorts aufgegeben je. Die ehrfurchtsvollſt 
unterzeichnete Minorität kann unter diefen Umftänden die Haltung der Adreß⸗ 
debatten und die Richtung der Adreſſen des Neihsrathes ſchwer ermeflen; fie 
wäre aber auch nicht in der Vage, hierauf irgend einen Einfluß zu nehmen 
und zu üben. Die ehrfurdtsvollit unterzeichnete Minorität glaubt daher, daß 
vorläufig die allergnädigfte Enthebung der ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten von 
ihren Aemtern den Weg zu dem weiteren, ſtreng conftitutionellen Borgange 
ebnen und erleichtern wird, Die ehrfurchtsvollſt Unterzeichneten ſtellen hienach 


- die allerunterthänigfte Bitte: Euer Majeftät mögen die auf der innigften 


Ueberzeugung und dem patriotijcheften Gefühle der ehrfurchtsvollſt Unter» 
zeichneten begründete Darlegung, welche diefelben in Folge des allerh. Befehls 
Eurer Majeftät hiemit zu unterbreiten wagen, huldvollſt entgegenzunehmen 
allergnädigit geruhen.“ 


26. Dec. (Defterreih: Dalmatien). Einzelne Abtheilungen der In⸗ 


28. 


furgenten fangen an, ſich zu unterwerfen, aber freilich nur gegen 
Gewährung vollftändiger Amneftie. 
„ODeſterreich). Die bandelspolitiihen Unterhanblungen mit 
England finden endlich ihren Abſchluß, indem dieſes die Befchlüffe 
bes NReichsraths annimmt. Die Nachtragsconvention zum Handels: 
vertrag wird nunmehr unterzeichnet, 
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1. Bortugal. 


2. Zan. Eröffnung ber Sefflon ber Cortes. Thronrebe bes Könige, 

4 „ HD. Sammer: Die Wahl des Bureau fällt gegen bie Regierung 
aus. Das Minifterium bietet in Folge bavon bem König feine 
Entlaffung an. 

8. „ Dporto und Liffabon ſprechen fih für das Minifterium und gegen 
die Oppofition aus, 

15. „ DI. Kammer: Das neugewählte Bureau der Kammer tritt wieder 
zurüd. 

21. „ Das Minifterium bleibt wieber. 

24. „ Der König löst die Kammern auf und orbnet Neuwahlen an, 


21, Febr. Die Preffe verwirft entſchieden und einftimmig die Idee einer 
iberifhen Union, 


26. „ Kin tgl. Decret hebt die Sclaverei in den Eolonien auf. 


19. März. Ein kgl. Decret verändert die Zahl der Abgeordneten zur 
Deputirtenlammer: ftatt aus 179 fol viefelbe in Zukunft blos aus 
107 Mitgliedern beftehen. 

23. „ Eine Volksverſammlung in Liffabon erflärt ſich gegen das neue 
Wahlgeſetz. 


11. April. Die Neuwahlen für die Deputirtenkammer ergeben eine große 
Mehrheit für die Regierung. 

18. „ Gerüchte von Militäraufſtänden. Die Regierung trifft Maß- 
regeln dagegen. Kinige Pleinere Meeutereien werben unterbrüdt. 

26. „ Eröffnung der neuen Kammer, Thronrebe des Königs, nament- 
lich über die Lage der Finanzen. 


296 Vortugal. 


9. Mai. Ein Aufſtandsverſuch des Militärs ſchlägt fehl. 

11, „ IL Kammer: einſtimmige Antwortsadreſſe. 

18. „ Die I. Kammer ertheilt dem Miniſterium für feine Maßregeln 
feit der Auflöfung der Kammer Indemnität. Die Regierung legt ber: 
felben neue Finanzmaßregeln vor. Tiefelben finden bei ber Kanımer 
eine ziemlich ſchlechte Aufnahme, 


42, uni. König Ferdinand läßt ſich zur linken Hand trauen. 
— Juli. Fortwährende Minifterkrifis. 


10. Aug. Die I. Kammer ertheilt dem Minifterium mit 25 gegen 13 
Stimmen ein Mißtrauensvotum. Das Minifterium gibt feine Ent: 
lafjung und mobiflzirt fih in Yolge davon. 

26... „ : Schluß ber Kammern. Thronrebe bes Könige. 


7. Dec. Demonftrationen für und gegen Saldanha. Befürchtungen vor 
einem Militäraufftand. 

10. „ Der König nimmt bie Entlaffung Saldanha's als Gefanbten in 
Rom an. 





2. Spanien. 


25. San. Der Gouverneur von Burgos, der auf Befehl der proviloriichen 
Regierung ein Inventar ber Archive und des Schabes der Kathedrale 
aufnehmen will, wirb von fanatifirten Maffen mit Dolchſtichen er: 
morbet, Die Freiwilligen ftellen bie Ordnung ber und ber Militär: 
commanbant verhängt ben Belagerungszuftand über bie Stabi. Es 

| wird gerichtliche Unterfuchung eingeleitet. 

27. „ — 2 Febr. In Madrid .entfteht in Folge ber Ereigniffe in 
Burgos eine große Aufregung gegen ben Nuntius. Derfelbe ftellt 
fi unter den Schutz ber franz. Geſandtſchaft; das ganze biplomatijche 
Corps nimmt fi feiner an. Gegenüber ein Mafjentundgebung für 
religiöſe Freiheit erflärt bie proviſ. Negierung, biefelbe fei thatſäch—⸗ 
lich hergeftellt, die rechtliche Feſtſetzung berfelben müfje aber ben 
Cortes vorbehalten bleiben. Der Nuntius kehrt feierlich in bie 
Nuntiatur zurüd, 


11. Febr. Eröffnung ber conftituirenden Cortes. 

12, „ Cortes: Der monarchiſche Demokrat, Rivero, Bürgermeifter von 
Madrid, wird mit 168 Stimmen gegen 50, bie auf ben Republi: 
kaner Orenfe fallen, zum Präfidenten gewählt. 

25. „ Die Cortes befchliegen mit 180 gegen 62 Stimmen, ber proviſ. 
Regierung ihren Dank auszuiprechen und ernennen Serrano aud) 
fernerhin zum Haupt ber propiforifchen Regierung. Derfelbe betätigt 
alle bisherigen Minifter in ihren Funktionen. 


3. März. Die Cortes wählen einen Ausſchuß von 15 Mitgliebern, um 
ben Entwurf einer neuen Verfaſſung auszuarbeiten. Olozaga wirb 
zum Präfidenten desjelben gewählt, 

44, „ Cortes: Die Regierung verlangt von ihnen bie Bewilligung zu 

-  giner neuen Anleihe von 1000 Mil, R. da von ber vorjährigen nur 
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der geringere Theil hatte untergebracht werben Lönnen. Die Oppo- 
fition beantragt, bie bevorſtehende Rekrutirung zu verfchieben, unter: 
liegt aber mit 69 gegen 182 Stimmen. 


17.—18. März. In Xerez gibt die Confeription zu einem Aufftand Anlaß. 
Derjelbe wird vom Militär erft nad einem zweitägigen Straßen: 
kampf bewältigt. Um ähnlichen Ausbrücen zuvorzulommen, wirb 
in Mabrid und einer Reihe anderer großer Städte von ben Ge 
meinbebehörben beſchloſſen, die vom Loos Betroffenen aus öffentlichen 
Mitteln loszukaufen. 

21. „ In Madrid wird eine proteftantifche Kapelle öffentlich und feier: 
lich eingeweiht. 

24. „ Die Cortes nehmen das ihnen von der Negierung vorgelegte 
Gontingentögefeß bez. Aushebung von 25,000 Mann Rekruten für 
1869 mit 139 gegen 48 Stimmen an. 

28. „ Auch in Sevilla wird eine profeftantifche Kapelle eröffnet. 

30. „ Die Corte genehmigen bie von ber Regierung geforderte neue 
Anleihe von 1000 Mil. R. mit 168 gegen 49 Stimmen. Der 
Berfaffungsausichuß bringt bereit3 ben Entwurf einer neuen Ver: 
faffung ein. 

Derjelbe fpricht die individuelle Freiheit, die Unverleglichkeit der Wohnung 

. und der Correſpondenz au. ever Richter oder Beamter, welcher biele 
Rechte verleht, verfällt einer Strafe zum Vortheil bes gefränkten Bürgers. 
Die Verfaſſung führt das allgemeine Stimmrecht, die Freiheit der Rede, der 
Prefie, der Verfammlungen, der Afjociation und des Petitionsrechtes ein. Die 
Öffentlichen Verſammlungen follen PolizeirReglements unterworfen fein. Die 
Berfammlungen im Freien follen nur am Tage geftattet jein, das Petitions- 
recht darf von Feiner bewaffneten Macht ausgelibt werden. Die Ration ver- 
pflichtet fi, den Tatholiichen Eultus und die katholiſche Geiſtlichkeit aufrecht 
zu erhalten. Die öffentliche und private Ausübung der anderen Belenntnifie 
wird allen in Spanien mwohnbaften Ausländern ohne andere Schranken als 
die allgemeinen Regeln der Moral und des Rechts gewährleiftet. Wenn 
Spanier fi zu einer andern al der katholiſchen Religion befennen, fo find 
die vorfiehenden Beftimmungen auf fie anwendbar. Der Unterricht ſoll frei 
jein. Die Verfaſſung beftätigt die Freiheit der Nieverlafjung und der Induſtrie 
für die Ausländer mit Ausnahme der Gewerbe, welche ein Fähigkeitszeugniß 
erheiſchen. Die öffentlichen Beamten ftehen unter der ordentlichen Gerichtsbar⸗ 
feit, one daß eine vorgängige Ermächtigung nöthig wäre. Die Regierung? 
form ift die Monardie Die geſetzgebende Gewalt fteht bei den Cortes, die 
Initiative bei den Cortes und bei der Krone. Die Cortes beftehen aus einem 
auf 3 Jahre gewählten Congreß und einem auf 12 Jahre gewählten Senat. 
Der Senat wird je um das Biertel feiner Mitglieder erneuert. Der König 
beruft, ſuspendirt und Ldfk die Cortes auf Die Seſſionen dauern 4 Monate. 
Die Senatoren werden von den ProvinzialsDeputationen ernannt, denen eine 
dem Sechstel der Zahl der Munizipalräthe entſprechende Zahl von Wählern 
beigejelt wird. Diefe Wähler werden durch allgemeines Stimmredt ernannt. 
Die Beringungen der Wählbarkeit für den Senat find folgende: man muß 
Spanier, 40 Yahre alt, im Genuß der bürgerlichen Rechte jein und ‚geroifie 
Aemter, namentlich die des Präfidenten des Congreſſes oder eines Minifters 
verjehen haben. Wählbar find auch die dreißig höchftbefteuerten Grundbeſitzer 
und die zwanzig höchſtbeſteuerten Induftrtellen jeder Provinz. Die Bedingun⸗ 
en der MWählbarleit für den Congreß find folgende: Spanier, 25 Jahr alt, 
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im Genuß der bürgerlichen Rechte fein. Der König iſt unverletzlich, die Minis 
fer find verantworilich. Auf jede Provinz entfallen vier Senatoren und auf 
je 40,000 Seelen ein Deputirter. Der König befitt das Recht des Kriegs; er 
ann die Cortes einmal in jeder Legislatur fuspendiren, doch müſſen die Cor⸗ 
te8 alljährlih 4 Monate tagen. Im Fall der Auflöfung müflen die Wähler 
binnen 3 Monaten einberufen werden. Der König bedarf der Ermächtigung 
der Kammern, um Landesgebiet zu verpfänden, abzutreten, zu vertaujchen 
oder um Gebiete zu annectiren, um fremde Truppen nad Spanien zu Lafien, 
um Allianz und Handelsverträge zu ratificiren, nm allgemeine Amneftieen 
zu gewähren, um ſich zu verheirathen und die Heirath des Thronerben zu er- 
mächtigen, endlih um abzudanken. Der Thron fl erbli in der Reihenfolge 
der Brimogenitur. Im Valle des Erlöjchens der Dynaſtie haben die Cortes 
eine neue Wahl zu treffen. Im Falle der Unfähigkeit des Königs, der Bacanz 
des Thrones oder der Minderjährigkfeit ernennen die Cortes eine Regentſchafit 
einer Perfon oder von drei ober von fünf Mitgliedern. Der Vormund des 
minderjährigen Königs wird dur Teftament beftimmt. Die Minifter können 
den Cortes nur dann beimohnen, wenn fie einem der beiden Körper angehören. 
Der Congreß klagt fie an, der Senat urtheilt fie ab. Die Regierung der 


überſeeiſchen Provinzen joll modificirt werden, ſobald ihre Abgeorbneten in 


den Cortes tagen werden. Veränderungen an der Berfafjung werden auf die 
Smitiative der Cortes und des Königs vorgenommen; fie erheiſchen die Auf⸗ 
Iöfung des Congreſſes und des Senats und allgemeine Wahlen. 


4. April. Die proviforifhe Regierung befäliekt, die Krone dem König 


15. 


13. 


Terbinand von Portugal anzubieten und den Präfidenten des Ber: 
faſſungsausſchuſſes Olozaga perſönlich behufs Unterhandlungen nad 
Kiffabon abzufenden. 
„ Die Mifftion Olozaga's nad Liffabon unterbleibt. König Yerbi- 
nand lehnt durch ben portugiefifchen Gefandten in Madrid die ihm 
zugedachte Krone aufs beitimmtefte ab unb zwar in wenig verbind- 
liher Weiſe. 

Eortes: Beginn der Debatten über ben vorgelegten Entwurf 
einer neuen Verfaſſung. 


„ Kortes: Schluß der Generaldebatte über den Verfaffungsentwurf 
und Beginn ber Spectalvebatte. 


» Die Eortes bevollmächtigten den Marineminifter Topete in Folge 
der ſchlimmen Nachrichten aus Cuba zu neuen Flottenrüftungen und 
zu ſueceſſiver Abjendung aller Kriegsfchiffe nach ber gefährbeten 
Colonie. | 

„Cortes: Ein Antrag, ale Bourbonen von vornherein vom Throne 
auszufchließen, wirb mit großer Majorität abgelehnt. 

„ — 5. Mai. Cortes: Debatte über Art. 20 und 21 des Ber: 
fafjungsentwurfs. 

Diefelben lauten na dem Entwurfe: „Die Ration verpflichtet fidh den 
Sultus und die Geiftlihen ver Tatholiichen Weligion zu unterhalten. Die 
Öffentliche oder private Ausübung eines jeden andern Cultus ift allen in 
Spanien toohnenden Fremden gewährleiftet, ohne weitere Beſchränkung als 
die der allgemeinen Regeln der Moral und des Rechts. Wenn einige Spanier 
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ſich zu einer andern Religion als ber katholiſchen befennen follten, jo finden 
—8 auf fie die in dem vorhergehenden Abſatz ausgeſprochenen Beſtimmungen 
Anwendung.” 

Die Oppfitton fucht durch verfchtebene Amenbements eine viel 
ausgebehntere Gewiljensfreiheit zu fihern und eine Trennung zwi⸗ 
Ihen Staat und Kirche mwenigitens anzubahnen. Diejelben werben 
jeboch fämmtli verworfen und die Artikel in ber Faflung ber 
Commiffion mit 164 gegen 4 Stimmen angenommen. 


11. Mai. Cortes: Verfaſſungsberathung: Ein Amenbement Garrido's zu 


Art. 28, bie Sclaverei als formell abgefhafft zu erklären, wirb 
von ber Mehrheit abgelehnt. 


14.—20. „ Cortes: Debatte über Art. 33 des Verfaffungsentwurfs, 


25. 


ber bie Monarchie auh für bie Zukunft als bie Verfaffungsform 
Spaniens anerkennt. Die Oppofition unterliegt mit allen Gegen: 
anträgen unb ber Artifel wird jchließlic mit 214 gegen 71 Stim: 
men angenommen. Die republifaniichen Abgeorbneten treten nad 
diefer Entſcheidung nicht aus, nehmen aber an ben weiteren Be: 
ratbungen Teinen Theil mehr, bie nun fo ziemlih im Sturmſchritt 
vor ſich geben. 


„n Die republilanifhen Vertreter ber elf Provinzen ber alten Krone 
von Arragonien ſchließen den ſog. Pacto de Tortoſa, der die republi⸗ 
kaniſchen Kräfte jener Provinzen einigen und die Grundlage der 
künftigen Föderativ-Republik bilden ſoll. 


Nach mehrtägigen Berathungen in Tortoſa haben die republikaniſchen Aus⸗ 
ſchüſſe Barcelona's, Tarragona's, Lerida's, Valencia's, Caſtellon's, Teruel's, 
Saragoſſa's, Huedca’s und ber Balearen folgende vier Punkte feſtgeſetzt: 

„I), Die in Tortofa vereinigten Bürger beſchließen, die alien Provinzen Arra⸗ 
gonien, Gatalonien, Valencia, einſchließlich der Balearen, ſollen für Alles, was 
fi auf die Haltung der republikaniſchen Partei bezieht, und für die Sadıe 
der Revolution verbündet und vereinigt bleiben, ohne daß fie ſich bewegen 
irgendwie von dem Übrigen Spanien tremten tollen. 2) In gleicher Weiſe er⸗ 
klaͤren ſie, daß die Regierungsform, die fie für Spanien verlangen, die demo⸗ 
kratiſche föderative Republik mit allen ihren rechtlichen und natürlichen Yolgen 
jei. 8) Die Partei der demokatiſchen Yöderativ-Republit der genannten Pro⸗ 
vinzen wird in folgender Form ihre Organijation ergänzen: Lokal⸗Ausſchüſſe 
für die Gerichtsbezirke, Ausſchüſſe für die Gerichtsbezirke, für die Provinzen 
und den Staat werden gebildet werden, Die Vokal⸗Ausſchüſſe werden an jedent 
Orte, diejenigen für die Gerichtsbezirke an den Vororten der Partei, die Pro- 
vinzial-Ausihüffe in den Hauptorten der PBropinzen, die Staats⸗Ausſchüſſe in 
Barrelona, Valencia und Saragoſſa errichtet werden und beziehungsweile 
Catalonien, Balencin und Arragonien vertreten. Der Provinzial⸗Ausſchuß der 
Balearen wird fih mit dem Staatsausſchuß Cataloniens verftändigen. 4) Sie 
erflären, daß fie es nicht für angemeflen halten, an bie materielle Gewalt zu 
appelliren, wegen des bloßen Umftandes, daß die conflitwirenden Gortes die 
Monarchie beſchließen, wofern nicht in der Wolge die von der September⸗Revo⸗ 
Intion verkündigten Grundfäge verlegt werben; aber in der Ueberzeugung von 
So Ef, welche die Monarchie unvermeidlich hervorbringen muß, lehnen fie 
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jede Verantwortung für die durch die Errichtung derſelben veranlakten Uebel 
ab.” Diefe vier Punkte find von einem erläuternden Manifeft begleitet. 

26. Mai. Die Corte haben den Verfaſſungsentwurf nunmehr gänzlich 
durchberathen, fo daß nur noch bie Generalabftimmung ausfteht. 


1. Juni. Cortes: Schließliche Abftimmung über bie neue DVerfafjung 
als Ganzes. Diefelbe wird mit 214 gegen 56 Etimmen ange: 
nommen. 

2. „ Der Generalitatthalter Cuba's, Gen. Dulce, verläßt die Anfel, 
von den von ber Regierung bewaffneten fpanijhen Freiwilligen 
vertricben, 


Dulce zeigt die Ereignifie der Regierung jelber durch folgendes Telegramm an: 
„Näctlihe Inſurrection, vorbereitet durch die Freiwilligen; fein Soldat für 
MWiderftand; kein Offizier feiner Fahne treu. Eine Deputation der Freiwilligen 
hat fi mir vorgeftellt, um mich zur Berzichtleiftung auf das Commando zu 
beftimmen, und ih babe nachgeben müflen. General Espinar wurde ausge⸗ 
rufen. Möge Eaballero de Rodas jchleunig mit 2000 Dann kommen.“ 


4. , Reopublikaniſche Delegirte Andalufiens, Eftremaburas, Alicantes 
und Murcia$ unterzeichnen einen bem Pact von Zortofa ähnlichen 
Föderativvertrag. 

6. „ Feierliche Verkündigung ber neuen Verfaſſung. Dieſelbe wird 
von der vollziehenden Gewalt beſchworen, dagegen nicht von den 
Cortesmitgliedern, um einen Austritt der republikaniſchen Abgeord⸗ 
neten zu vermeiden. 

8 „Cortes: Da noch fein König gefunden iſt, legt Olozaga Namens 
bes Verfaſſungsausſchuſſes den Entwurf eines Regentihaftsgejches vor. 


10. „ Der Herzog von Montpenfier anerfennt von Liffabon aus bie 
neue Berfaflung dur eine befondere Erklärung an bie provijorifche 
Regierung. 

Gen. Caballero de Rodas geht als neuer Generalitatthalter nach 
Cuba ab. 

11,—15. „ Gortes: Debatte über das Negentichaftsgefeb. Dasfelbe 
wird angenommen und Serrano mit 193 gegen 45 Stimmen zum 
Regenten ernannt. 

14. „ Der Herzog von Meontpenfier kehrt nunmehr von Liffabon nad 
Spanien zurüd und nimmt feinen fländigen Wohnfig wieder wie 
früher in Sevilla. 

18. „ Serrano leifte vor ben Cortes ben Eib als Regent und mobi: 
fieirt das Minifterium, an befjen Spitze jedoch Prim als Minijter: 
präfident und Kriegsminifter bleibt. 


Anf. Zuli. Der Kronprätendent Don Carlos gibt in einem von ben 
Blättern veröffentlichten Brief an feinen Bruder, Don Alfonfo, zum 
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erſtenmal ſeinen vermeintlichen Rechtsanſprüchen auf den Thron 
Spaniens öffentlichen Ausdruck, und verbreitet ſich darin über Re⸗ 
gentenpflichten und das was der ſpaniſchen Regierung am meiſten 
noththue. Die Hauptgedanken des ſehr umfangreichen Actenſtücks 
ſind folgende: 


„Don Carlos if kein bloßer Prätendent: ſeiner Auffaffung nach iſt ihm 
die Krone durch das Recht der Geburt zugefallen, er wünſcht es daher durch 
die Liebe des Volks beſtätigt zu ſehen. Dahingegen will er ſich ganz feinem 
Volk weihen, es retten oder für dasſelbe ſein Leben hingeben. Fern iſt ihm 
der Gedanke, bloßer Partei⸗König fein zu wollen, dieß verträgt ſich auch gar 
nicht mit dem Begriff „Majeftät;" er muß und will König aller Spanier, 
jeldft der ihm gegnerifchen fein, denn ein König kennt feine Teinde. Wohl 
ſchreckt ihn einigermaßen die Größe feines Vorhabens, doch er zählt auf die 
Beihülfe der Landesvertretung; unter Mitwirkung dieſer verjpricht er dem 
Land ein» für allemal eine wahrhaft ſpaniſche Verfaflung. Die alten Inſtitu⸗ 
tionen bat man umgeftoßen, und durch neuausgefonnene erjegt, allein diele 
zeigten fi) nicht als lebensfähig. Eine Titanen-Arbeit wartet feiner: der fociale 
und politijche Wiederaufbau Spaniens; derjelbe kann nur die im Verlauf von 
Sabrhunderten bewährt befundenen Grundlagen haben. Das Land dürftet nad) 
Gerechtigkeit, e8 verlangt nach einer ſtarken Regierung, darnad) daß dem Ges 
ſetz vollfte Achtung verichafft werde. Auch will Spanien jeinen Glauben nicht 
verunglimpfen laſſen; glüdlih im Beſitz der katholiſchen Wahrheit, fühlt es, 
daß die Kirche frei fein müfje, wenn ‘anders fie ihre göttliche Aufgabe erfüllen 
ſolle; deßhalb ift Spanien entſchloſſen, um jeden Preis die katholiſche Einheit, 
das Symbol feines Ruhms, die Seele jeiner Gejebe, daS heilige Band, welches 
alle feine Söhne umſchlingt, zu erhalten. Die eingegangenen Concordate mäls 
fen pflichtichufpigft beobachtet werden. Das ſpaniſche Volk Tiebt und Hat von 
jeher die Decentralifation geliebt. Während der revolutionäre Geift die ba3- 
kiſchen Provinzen auf gleichen Fuß mit dem übrigen Spanien bringen will, 
wünſcht Don Barlos, daß alle andern Provinzen ebenfo freie Einrichtungen 
beſihen, wie das glüdliche und edle Baskenland. Er ift für die „berechtigten 
Eigenthümlichkeiten.* Er geht beftändig damit um, feinem heißgeliebten Spanien 
die Sreiheit zu geben, welde e3 nur dem Namen nad kennt: die Freiheit 
nämlid), die eine Tochter des Evangeliums ift, nicht den Liberalismus, den 
Ausflug der Neform; kurz jene Freiheit, welche die Herrichaft des Gefekes ift, 
wenn biejes Iettere mit dem natürlichen, wie mit dein göttlichen Recht überein 
ftimmt. „Wir Königsjöhne," fährt Don Carlos fort, „wiffen, daß die Völker 
nicht für die Könige, wohl aber die Könige für die Völker da find; daß ein 
König der rechtſchaffenſte und edelfigefinnte Mann feines Landes fein muß, 
daß es für einen König rühmlich ift, Bater der Armen und der Schwachen 
zu beißen. Was die Finanzlage anbelangt, fo ift fie höchſt bedrohlich, der 
Bankerott fteht vor der Thür; vielleicht ift er nicht mehr zu vermeiden, foviel 


“At aber gewiß, daß dieß nur durch die Dazwiſchenkunft eines legitimen Königs 


thunlich. Ein feiter Wille verrichtet Wunder. Die Großen, der König ſelbſt, 
müffen mit dem Beifpiel eingejchräntter Lebensweiſe vorangehen, die Zahl der 
Minifterien, der Provinzen und der Angeftellten muß verringert, die Verwal⸗ 
tung gebefiert, dem Aderbau, Gewerbe und Handel aufgeholfen werden.” Als 
Gegner der Hanbelsfreiheit, die au in Yranfreih wenig Anklang finde, und 
jerbft in den Vereinigten Staaten nicht beftehe, ſucht Don Carlos das Heil 
der Spanischen Induftrie in Schugzöllen und in möglichſter Enthaltung des 
Verbrauchs ausländifcher Erzeugniffe. Dein Volke jagen, daß es jouverän jei, 
heiße e8 täufchen; nichtsdeſtoweniger jei die Perjon eines Bettlers jo Heilig 
als die eine Großen, und das Gefek müſſe die Hätten wie die Paläfte bes 


ſſchutzen, gegen jede Unbill jeitens der Großen und Beiden now Armen und 


Mitte 
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Schwachen angerufen werben Können, letzteres überhaupt der Gegenſtand bes 
jonderer Yürjorge fein, und jedem Xalent der Weg zu den höchſten Würden 
offen ftehen. Einer Hriftliher Monarchie ſei dieß alles leichter als 300 Kleinen 
Souveränen, die fi in geräuſchvollen Verſammlungen herumzanlen. „Worin 
anders“, ſchließt der Prätendent, „könnte das Glüd eines chriftlicden Königs 
beftehen als in der Liebe des Volks? Bei diefer meiner Denkweiſe folge ich 
übrigens nur den Traditionen der alten und ruhmreichen Ipanifchen Monarchie ; 
meine angebornen Rechte an die Krone legen mir eine heilige Verpflichtung 
auf: ich übernehme die Berantwortlichkeit, und tradte nah dem Ruhm in 
der Folgezeit ein guter König genannt zu werden. Bitte, mein Bruder, da 
dir das Glück beichieden, in der Armee unſeres glorreichen oberften Kirchen⸗ 
hirten zu dienen, dieſen geiftlihen König, für Spanien und für mid um 
jenen apoftoliichen Segen. Gott nehme dich in feine Obhut. Dein Bruder 
Carlos.“ 

Juli. Angeſichts einer ſich offenbar vorbereitenden carliſtiſchen Schild: 
erhebung werden zahlreiche Anhänger des Prätendenten in verſchiedenen 


Theilen des Landes verhaftet. 


„Auch für Galizien und Aſturien vereinbaren und unterzeichnen 
die Republifaner einen Yöderationsvertrag; ebenſo für Kaftilien ꝛc. 


16. Juli. Die Cortes vertagen fi bis zum 1. October. 


18. 


21. 


„  Ausbrud der längit vorbereiteten carliftiihen Inſurrection in 
verfchiedenen Theilen des Landes, An ber Epite der Barliften: 
banden ftehen vielfah Pfarrer. Der Prätendent felber befindet 
fih auf ſpaniſchem Boden. 


„ Der Negent Eerrano verkündet durch Decret thatlädhlich ben 
Kriegszuftandb für ganz Spanien. 

Dos Deeret lautet: „Art. 1. Die Gouverneure ber Provinzen werden un⸗ 
verzüglih in die Amtsblätter das Gejek vom 17. April 1821 einrücken lafien, 
welches von den Berfolgungen handelt, die in Saden directer Verſchwörung 
mit bewaffneter Hand gegen die innere over äußere Sicherheit des Staats, fo» 
wie gegen die Diebe und Straßenräuber anzuordnen find. Gleichzeitig mit 
der Bekanntmachung dieſes Geſetzes Haben fie zur Anzeige zu bringen, daß 
dafielbe eventuell zu fofortiger und ftrenger Vollziehung kommen wird. Art. 2. 
An jeder Brovinz, wo die Provinzialregierung Kenntniß erhält von der Eriftenz 
von bewaffneten Banden oder Zufammenrottungen in feindfeliger Abficht, durch 
welche entweder die Verfaffung des Staats oder das Eigenthum und die Sicher⸗ 
heit der Einwohner bedroht würden, foll diefelbe ohne Verzug das Bando 
(die Proclamation) in Umlauf jegen, welches Artikel 4 des Gefehes vom 
21. April 1821 vorſchreibt. Art. 3. Indem den Provinzialgouverneuren ans 
empfohlen wird, alten Fragen der öffentlichen Orbmung den Vorrang einzu- 
räumen, haben fie die geeigneten Verfügungen zu treffen, daß ihnen die Als 
kaden (Blirgermeifter), ſowie die Agenten der Staatsbehörden von jedem Umftande 
Rechenſchaft geben, welcher die öffentliche Ordnung ftören Tönnte, und fie haben 
diejenigen unter ihnen ihres Amtes zu entheben, welde fi in diefem Dienft 
nadläffig zeigen. Art. 4 Auf Einladung der Gouverneure der Provinzen 
werden die Alfaden aller Orte Liften von allen Bürgern anfertigen, welche 
Waffen irgend welcher Gattung befiken, ohne unter die „Freiwilligen der 
Freiheit” eingereiht zu fein, und fie werden die nöthigen Maßregeln treffen, 
um Compagnien zu organifiren, mit denen fie den Behörden und der Gen⸗ 
darmerie augenblidliche Hilfe gegen die Störer des öffentlichen fyriedens zu 
leiften vermögen. Art. 5. Die Briedensrichter find in. ihren Bezirken befugt, 
Hausſuchungen anzuorbnen, jei e8 um das Vorhandenſein eines corpus delicti 
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gegen einen der Schuld Verdächtigen feſtzuſtellen, ſei es um den Verdacht ber 
Gendarmen, der Municipalbehörden oder der zur Feſtnehmung von Ange⸗ 
Ichuldigten beauftragten Freiwilligen oder Militärperſonen aufzuklären. Art. 6. 
Die Ermächtigung zur Hausſuchung wird vom Friedensrichter auf Requifition 
obengenannter Beamten und unter protofollariider Aufnahme der Motive, 
auf denen die Anklage beruht, ausgefertigt. Die Hausſuchung darf nicht zur 
Nachzeit ftattfinden, die Ermächtigung dazu kann nur in dem alle verweigert 
werden, wo die Anklage augenſcheinlich aller Begründung entbehrt. Art. 7. 
Sollte der Friedensrichter abweſend oder durch Krankheit abgehalten fein, fo 
bat man fih jogleih an feinen gefegliden Stellvertreter zu menden. Art. 8. 
Die Behörden, ihre Agenten, jowie die Gendarmerie können, wenn fie in der 
Berfolgung von Unruheftiftern begriffen find, welche den bewaffneten Banden 
angehören und auf der That ertappt warden, ohne gerichtliche Autorifation 
und in bloßer VBollziehung des Art. 5 der Eonftitution in die Wohnung des 
Schuldigen eindringen, aber lediglich um deſſen Feſnehmung zu bewirken. 
Wenn fich diefer in eine fremde Wohnung flüchtet, jo wird man auf Grund 
des bereit3 angezogenen Artikels zu einer einfachen an den Haußbefiter ge 
richteten NRequifition jchreiten. Art. 9. Jeder Act von Muth, Energie und 
Batriotismus, möge er von einer Behörde, einem der Armee, der Gendarmerie 
oder den Freiwilligen angehörigen Individium, von einem Civilbeamten oder 
einer Privatperjon ausgegangen fein, foll der Regierung auf telegraphiſchem 
Wege mitgetheilt werden, um jeine augenblidliche Belohnung zu erhalten.“ 

Der dem Deeret vorausgeſchickte motivirende Bericht des Minifters 
des Innern erflärt, daß die Regierung die Lage des Landes für eine fehr 
ernfte hält. In diefem Bericht wird zuvörderſt die lobenswerthe Haltung an⸗ 
erkannt, welche das ſpaniſche Volk feit der September-Revolution bewieſen 
habe, darauf aber der in neueſter Zeit getriebene Mißbrauch mit der durch 
die Verfaflung gewährten Freiheit, welde man mit der Straflofigfeit für Un- 
thaten und gefährliche Wühlereien verwechfele, geſchildert. „So ift ein uner- 
trägliher Zuftand dauernder Verſchwörung geichaffen, jo find aufrührerifche 
Anſchläge ins Werk gejeht worden, die, wenn auch ohnmächtig in fich zer- 
fallend, doch den frievlihden Genuß der durch die Ummälzung erworbenen Er- 
rungenſchaften vertümmern, die Öffentliche Ordnung ftören und über Spanien 
wieder das troftloje Schaufpiel eines Bürgerfrieges heraufzubeſchwören drohen. 
Böſewichter machen fih in den Wahre, daß die Langmuth der Regierung 
Schwäche jei, jene Lage zu Nutze, um Ausfcreitungen und Yrevelthaten zu 
begehen, als ob diefelben nach dem neuen und weiſen Grundgefege Spaniend 
geftattet jeien. Daher entipringen ohne Zweifel die Fürzlih in Malaga ges 
ſchehenen Verbrechen, die Bildung von Räuberbanden in Sevilla und Alicante, 
die jchändliche Zeritörung von Poſtwagen auf den Straßen Eftremaduras, der 
vandaliſche Ueberfall in den Bädern von Fuenſanta in der Provinz Ciudad» 
Neal, die meuchlerifhe Ermordung des Bürgermeifterd von Santa Eruz de 
Gampezu, der gewaltiame Tod eines Schöffen und die Verlegung zweier an⸗ 
derer Mitglieder des Gemeinderaths von Benquerenzia und noch viele fonftige 
Trevel gegen Hab’ und Leben, welche unter den ehrenwerthen Bürgern, die 
ruhig unter dem Schutze der Geſetze zu leben wünſchen, Aufregung und 
Schrecken verbreiten.” Die Regierung findet ſich daher genöthigt, außeror⸗ 
dentliche Sicherheitgmaßregeln zu ergreifen, „ohne jedoch die Unverletlichkeit 
der Wohnung, die Freiheit des Bürgers zu gefährden, ohne in die Freiheit 
der Preſſe und ber friedlichen Vereinigung einen Eingriff zu thun.“ NRirgend- 
wo wird in dem Bericht eine beftimmte Partei genannt, gegen welche der 
Staat fih zu ſchützen habe; daher Iafien fi) die Vorſchriften eben fo gut 
gegen republilanifche Ausichreitungen anwenden, wie gegen Garliften und Iſa⸗ 
bellinen oder wie endlich) gegen XWegelagerer, Räuber, Zandftreicher und ſon⸗ 


ftiges Geſindel aller Art. 
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Die gefammte republilaniiche Preſſe des Landes erklärt dies Decret Ser⸗ 
rano’3 für eine flagrante Verlegung der neuen BVerfafjung. 


Ende Juli. Die carliftiide Inſurrection iſt vollftändig gefcheitert. Es 
it den Carliſten nicht gelungen, ſich eines auch nur irgendwie be: 
feftigten Plates zu bemädtigen und ſich in bemjelben feitzufeten, 
um von dort aus größere Operationen zu wagen. Die zerfireuten Banden 
werben dagegen von ben Negierungstruppen chne große Mühe ge: 
iprengt. Der Prätenbent felber kehrt wieber über die Grenze nad 
Frankreich zurüd. 


5. Aug. Decret des Regenten Serrano gegen bie Theilnabme ber Geift: 
lichkeit an ‚tem gefcheiterten Verſuch einer carliitiichen Inſurrection. 
Art. 1. Die jehr ehrwürdigen Erzbiſchöfe und Biſchöfe ſollen eingeladen 
werden, wie ich dieß jeßt thue, der Negierung unverzüglich eine genaue Lifte 
aller der Geiftlichen ihrer refpectiven Didcefen einzureichen, welche die Kirchen, 
denen fie zugetheilt find, verlafien haben, um die von den eonflituirenden Cor» 
tes gefchaffene Ordnung zu belämpfen, Art. 2. Dan wird die ehr ehrwürdigen 
Erzbilchöfe und Biſchöfe ebenfalls auffordern, ſogleich nachdem fie Kenntniß von 
dem gegenwärtigen Deeret erhalten haben und ohne daß ein Aufſchub oder 
eine Ausrede zuläjfig wäre, die kanoniſchen und öffentlichen Maßregeln wiſſen 
zu lafjen, welche fie gegen die Entfernung der Priefter ergriffen haben, nicht 
allein um fie zu beftrafen, fondern auch um den jehr großen Scandal wieber 
gut zu maden, der dur ein jo unwürdiges und treulofes Benehmen hervor⸗ 

. gerufen worden ift. In Erwartung der Mistheilungen, welche dieferhalb von 
den Prälaten bei dem Minifter der Juftiz einlaufen werben,.. behält ſich die 
Regierung vor, die Verfügungen zu treffen, die fie für nothwendig erachten 
wird. Art. 3. Da es notoriſch ift, daß viele Mitglieder des Clerus die ein⸗ 
fältigen Gemüther gegen die von den Cortes votirten Geſetze und Enticheibuns 
gen, ſowie gegen die von mir zu deren Ausführung ausgehenden Befehle aufs 
reizen, fo haben die jehr ehriwürbigen Erzbiihöfe und Biſchöfe und alle geift« 
lichen Behörden innerhalb einer ftreng einzuhaltenden Frift von acht Tagen 
in ihren Sprengeln einen Hirtenbrief cireuliren zu laſſen, um ihre Pfarr» 
finder zu ermahnen, den eingejeßten Behörden zu gehorchen. Die Prälaten 
haben, ohne einen Augenblid zu verlieren, Abjchrift ihres Hirtenbriefes an das 
Secretariat des Yuftizminifteriums einzujenden. Urt. 4 Man wird bie jehr 
ehrwürdigen Ergbijchöfe und Bilchöfe zugleich auffordern, den notorijch übel⸗ 
gefinnten Prieftern, welche ſich nicht geſcheut haben, ihre dem conititutionellen 
Regime feindliche Haltung offen zur Schau zu fragen, die Befugnik zum 

Predigen und zum Halten der Beichte zu entziehen. Art. 5. Die Regierung 

‘ wird dert Cortes vom gegenwärtigen Decret Rechenichaft ablegen. 

Die Erzbiſchöfe und Biſchöfe entjprehen dem Decret nur theil: 

. weile. . a | 

9. Sept. Ein Decret des Minifterratbs beftimmt: 

i 1) Wird an ſechs Erzbiſchöfe und an fünfundreißig Biſchöfe ein Nund⸗ 
ſchreiben erlaſſen, mittelſt deſſen der Regent ſein Wohlgefallen und ſeine An⸗ 
erkennung dafür ausſpricht, daß dieſe geiſtlichen Vorftände durch vollſtändige 
Erfüllung der Dispofitionen des Decrets vom 5. Aug. zur Wiederherſtellung 
der Öffentlichen Ordnung beigetragen haben. 2) Die Erklärungen von zwei 
Erzbiſchöfen und elf Bilchöfen gehen an den Staatärath, damit derfelbe über 
den Grad der in denjelben liegenden Renitenzen, ſowie auch darüber Gutachten 
abgebe, ob diejelben mit Rüdficht auf die Beltimmungen der Conftitution bie 
Erhebung einer ceriminellen Anklage vor dem oberften Gerichtshof geſetzlich in« 

‚ bolvixen, ‚oder nit. 3) Die antwortlichen Zujchriften des Cardinal⸗Erzbl⸗ 
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ſchofs von Santiago und der Biſchofe von Urgel und Osma gehen ſofort an 
den Stantsproeurator, um gegen biefelben unter firicter Einhaltung der ge 
ſetzlichen Beſtimmungen einzujchreiten. 

13. Sept. Nach dem fo vollſtändigen Scheitern des carliſtiſchen Inſurrections⸗ 
verfuchs fieht fich der Prätendent veranlaßt, ben Kleinen Hof, ben er 
in Paris gebildet hatte, wieder aufzulöfen. 

19. „ Spanien lehnt Unterhandlungen mit ben Verein. Staaten be}. 
Cuba's ab. 

22. „ In Tarragona erhebt ein Vollshaufe, der ben republikaniſchen 
General Pierrab begleitet, Banner mit verfaflungswibrigen Sn: 
ſchriften. Der Secretär, der fie bejeitigen lafjen will, wirb getötet. 
In Folge davon wird gegen Pierrad ein Haftbefehl erlaffen, bie 
repubf. Clubs werben aufgelöst und bie Freiwilligen ber Freiheit 
entwaffnet. 

24, Die Regierung befchließt, republikaniſche Kundgebungen ale ver: 
faffungswibrig fortan nit mehr zu dulden und die Urheber von 
Unruben ftreng zu beitrafen. 

%6. „ Ein republifanifher Aufltanbsverfuh in Barcelona wirb von 
ben Truppen raſch unterbrüdt. 

27. „ In Mabrid werben alle Clubs und polit. Vereine verboten. 


283. „ Der Regent und ber Minifterrath einigen fi, den Cortes bie 
Throncandibatur bes Herzogs v. Genua vorzufchlagen. 


41. Och. Wiederzufammentritt der Cortes. Die Regierung legt ihnen 
fofort das Decret Serrano’s vom 21. Juli bez. Suspendirung ber 
conftitutionellen Garantien zur Genehmigung vor. 

3.—5 „ In Catalonien und Andaluſien tauchen republikaniſche 
Banben auf. 

6 u Die Corte genehmigen, nachdem bie vepubl. Abgeorbneten 
jämmtlid den Saal unter Broteft verlaffen haben, einftimmig bad 
vom Regenten erlaffene Decret bez. Aufhebung der conftitutionellen 
Garantien. Die republ. Abgeordneten nehmen an den Sibungen 
vorerſt feinen Theil mehr. 

7., Auch in Saragofja bricht ein republifanifcher Aufitand aus, wird 
aber vom Militär gleichfalls unterbrüdt. 

9—16. „ Ausbruch eines republ. Aufftandes in Valencia. Derfelbe 
fann vom Militär nicht fofort bewältigt werden und nimmt große 
Dimenfionen an. Es müflen ſtarke Streitkräfte herbeigezogen wer: 
ben. Eine Anzahl republ. Abgeorbneter beibeiligt fih am Aufftande. 
Andere, wie namentlich Caftelar, fuchen auszuweichen und ſprechen 
ſich weder für noch gegen den Aufftand aus. Derfelbe wird fchließ: 
ih mit großer Anftrengung ‚unterbrüdt. 

19 Die Eortes ſprechen, in Abweſenheit der republ. Abgeordneten, 
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ber Armee, ber Marine und ben treugeblichenen Freiwilligen ihren 
Dank aus und beichließen, gegen 17 republ, Abgeordnete, die ſich 
dem republ. Aufſtande angeſchloſſen haben, gerichtliche Verfolgung 
einzuleiten. 

21. Oct. Der republ. Aufſtand iſt vollſtändig bewältigt, bie Rube überall 
wieber bergeftellt. 


28. „ Throncandidaturfrage: Die unioniſtiſchen Abgeorbneten ſprechen 
ih in einer Barteiverfammlung alle bis auf zwei gegen bie Can⸗ 
bibatur bed Herzogs v. Genua aus, bie Progrefliften und Demokraten 
dagegen mit 102 Stimmen für ihn, nur 2 für den Herzog von 
Montpenfir. Es werben weitere Stimmen für beibe geworben. 
Tiejenigen für den Herzog von Genua fteigen bis Ende bes Mo: 
nats auf 128, diejenigen für Montpenfier auf 52. Es wird für 
beide weiter geworben. 

29. „ Cortes: Der Finanzminifter Arbannaz legt benjelden bad Budget 

‚ für 184, vor. Das Budget für 18%, Hatte ein Deficit von 
82,956,200 Escudos aufzuweiſen. Das jeßige fol dagegen „es 
tofte was es wolle” ind Gleichgewicht gebradt werben. Der Mi- 
nifter fchlägt zu diefem Ende hin eine Reihe von Finanzmaßregeln vor. 


1. Nov. Die Minifter Silvela und Ardannaz begehren und erhalten 
ihre Entlafjung und werben dur die HH. Martos und Tiguerola 
erjegt. In Folge ber ven ber Negierung unterftüßten Throncans 
bidatur tritt auch der Marineminiſter Topete, ber ſich jeberzeit aufs 
entihiebenfte für diejenige bes Herzogs von Montpenfier ausge: 
ſprochen bat, zurück. 

13. „ Cortes: Der neue Finanzminiſter erklärt, das von feinem Vor: 
gänger für 18'%, eingebradhte Budget nur theilweife übernehmen 
zu können. 


Dritte Nov. Die Wusfihten der Throncandibatur des Herzogs v. Genua 
beginnen fi) zu mindern. Gegenüber dem Widerſtande der Unio: 
niften und ber Republikaner ift es fehr zweifelhaft, daß in ben 
Kortes eine Zweibrittelmajorität für dieſelbe zu Stande gebracht 
werden könne, 


22. „ Cortes: Prim legt denfelben einen Geſetzentwurf vor, der bie 
Regierung für 1870 zur Ausbebung von 80,000 Refruten ermächtigt. 


24. „ Cortes: Die Regierung legt denfelben den Entwurf einer Ver: 
foffung für Portorico vor: diefelbe gewährt ber Inſel vollſtändige 
Religionsfreibeit, behält dagegen vorerft die Eclaverei noch bei unb 
verbietet jede Discuffion des Verhältnifjes zum Mutterlande, 

27. „ Cortes: Die republilanifchen Abgeorbneten treten wieber ein, was 
fie durch ein ſehr umfangreihes Manifeft motiviren. 
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Die Corte befchließen, einen nicht unbebeutenden Theil ber 
Kerongüter zu verkaufen. 


80. Nov. Berichte aus Florenz melden, daß der König Victor Emanuel, 
ber Anfangs ganz gegen bie Throncandibatur des Herzogs von 
Genua geweſen war und nur durch bie Kaiſerin Eugenie, auf ihrer 
Durdreije zur Eröffnung des Guezcanals für biejelbe gewonnen 
worden war, zwar nod für biefelbe ſei, aber ber Mutter bes Her: 
3098, bie offen und entſchieden bagegen ift, Teinerlei Gewalt an: 
tbun wolle, 


10, Dee. Cortes: Ein Antrag Prims, den in ben Jahren 186667 
emigrirten Offizieren den verlorenen Solb für bie Zeit ihrer Nb: 
wejenheit nachträglich zu vergüten, wird mit 105 gegen 75 Etim: 
men abgelehnt. 

15. „ Die Eortes beſchließen nad dem Antrage ber Regierung, bie in 
Folge der carliftiicden .Infurrection und der republ. Aufitände ns: 
pendirten conftitutionellen Garantien wieber berzuftellen und fegen 
eine Unterfuhungscommilfion nieder, um bie Entfremdung der Kron: 
juwelen durch die Königinnen Ehriftine und Iſabella im Betrage von 
ca. 78 Mi. R. zu conftatiren. 

18. . „ Eortes: Prim fpricht fi gelegentlih voller Hoffnung für bie 
Throncandidatur des Herzogs von Genua, aber auch wenn fie fih 

nicht verwirklichen follte, jedenfalls für die Monarchie aus und erklärt 
fi wie ſchon wiederholt neuerdings gegen jebe bee einer Rückkehr 
der Bourbonen und gegen bie Errichtung einer Republik. 
Borlage eines Geſetzesentwurfes bez. Einführung der Eivilebe. 

29. „ Die Regierung erhält vom fpanijhen Gefandten in Florenz bie 
beftimmte Nachricht, daß König Victor Emanuel gegenüber bem be 
harrlihen Widerftand ber Herzogin bon Genua gegen bie Thron: 
canbibatur ihres Sohnes Thomas feine Genehmiguns berjelben 
ſchließlich nicht ertheilen könne. 





3. England. 


41. Jan. Der neue Mayor von Kork in Irland ift cin entſchiebener Fenier 


9. 


12, 


und verweigert zuerft ben vorgefchriebenen Amtseid zu leiften, be⸗ 
quemt fi aber ſchließlich doch dazu. Die ganze Stadt iſt in 
größter Aufregung. 

„ (Oftindien). Die Refte der Erpebition werben aus bem 
Hazaralande abberufen. Lord Mayo, der neue Viccfönig, Tanbet in 
Galcutta und übernimmt feine Functionen. Der abtretende Vice: 
könig Sir John Lawrence ergreift die Gelegenheit bei einem ihm 
gegebenen Abſchiedsbankette, um fi über feine und Englands bis⸗ 
herige Politik bez. Mittelafiens öffentlich auszusprechen: 

„Ich babe alle Borgänge in jenen fernen Landſchaften ſcharf beobachtet. 
Allerdings habe ih mich entihlofien geftemmt gegen jeden Vorſchlag, der mir 
die indobrittifhe Regierung zu einer acdiven Einwirkung in Mittelafien fort- 
zureißen ſchien. Sollte es geichehen, jolange die Umftände die bisherigen bleiben, 
jo wäre e8 meines Erachtens ein arger Mißgriff; denn ein folder Schritt 
würde uns früher oder jpäter in Feindſeligkeiten verwideln, entweder mit den 
centralsafiatiichen Völkern, oder mit ihren Feinden; wahrſcheinlich mit beiden. 
Unfere richtige Politik ift, ſolche Verwidlungen zu vermeiden, unfere Macht 
in Indien zu concentriren, dem indiſchen Volle die möglich befte Negierung 
zu geben, unfere Verwaltung zugleich wohlfeil und tüchtig einzurichten, und 
uns fo in dem weiten Reiche ftarf und geachtet zu machen. An der Weſt⸗ 
grenze müſſen wir bejonders ſtark und gerüſtet fein, ohne jedoh ung in bie 
inneren Anliegen der anwohnenden Bebirgsftämme einzumijchen, ausgenommen, 
wo e3 zur Wahrung der Ruhe und Sicherheit nöthig wird. Stehen mir, 
ohne einen für unfere Finanzen verberblichen Krieg zu provociren, an unjern 
Grenzen gegen Mittelafien feit, jo können wir jedem Invaſionsluſtigen mit 
Bortheil die Stirne bieten, Schicken wir Agenten in entfernte Länder, deren 


‚Regierung roh und deren Bevölkerung fanatifh und geſetzlos ift, fo ſetzen 


wir diefelben der Mißhandlung aus, melde wir dann, wie damals in Bhu- 
tan, mit Woffengewalt betrafen müſſen. Darum bin ich gegen ſolche Unter⸗ 
nehmungen.“ 

„Verſammlung ber Engliſh-Church-Union: Die Ritualiſten treten 
ſehr entſchieden auf gegen die Entſcheidung bes richterlichen Ausſchuſſes 
des Oberhauſes wider ſie und ſetzen Reſolutionen dagegen durch, 
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bie einer thatjächlihen Auflehnung gleichkommen. Die Megierung 
nimmt von bem Vorgang feine Notiz. 


14. San. Cardinal Eullen und mehrere irländiihe katholiſche Biſchöfe 
ertlären die Aufhebung der iriſchen proteftantiihen Staatskirche für 
unerläßlih und alle allfälligen Compromißverſuche für vermwerflid. 


„»  n Der neue Minijter des Auswärtigen, Lord Clarendon, ſchließt 
mit dem Geſandten ber norbamerifaniihen Union, Reverdy Johnſon, 
einen neuen Bertrag (ſ. 23. Nov. 1868) bez. Befeitigung ber Ala: 
bamafrage ab, ber ber Union noch mehr entgegenfommt: 

Das in fieben Artikeln abgefaßte Document beftimmt im Weſenilichen 
die Ernennung von zwei Gommiffären von beiden Seiten zur Schlichtung der 
ftreitigen Unfprühe Bei Meinungsverfchiedenheit entjcheinet ein Don det 
Commiſſion gewählter Unparieiiſcher. Kann man fi) über deſſen Wahl nidt 
einigen, fo wird für jeden: einzelnen Fall ein Unparteiiicher durchs Loos ger 
wählt. Gegen die Entſcheidung defielben gilt fein Appell. Die ſämmtlichen 
Anjprüche müſſen in zwei Jahren erwogen und erledigt jein, und die etwa 
angewviejenen Geldfummen find binnen 18 Monaten, vom Datum der Ent- 
ſcheidung an, ohne Intereſſen zu zahlen. 


16. „ (DOftindien) Schir Ali, der neue Beherrſcher von Afghani: 
| ftan, hält feinen Zriumpheinzug in Kabul. 
27. „ Bankett in Gloceſter. Die Liberalen feiern dabei eine Art 
 GSiegesfeft über das Refultat der letzten Parlamentswahlen. Me. 
Lowe, der neue Schatzkanzler, entwidelt das Programm ber Re 
gierung: 

Als erften Punkt deſſelben bezeichnet er volle Gerechtigkeit für Irland, 

Gleichſtellung aller Eonfeffionen durch Abichaffung der iriſchen Staatskirche 
und Einziehung ihrer Güter, ſowie durch vollfländige Befreiung der anglika⸗ 
nischen Gemeinſchaft, die über ihre Zukunft dann ſelbſt zu entſcheiden habe. 

. Der zweite Punkt fei die Aufrechthaltung des Friedens. Lowe glaubt ver- 
fidern zu dürfen, daß niemals ein Minifterium in England regiert habe, da3 
von einem ernfteren Verlangen nad) Erhaltung deſſelben befeelt geweſen, ein 
Miniſterium, das nit nur den Wunſch Hege, den Frieden zu erhalten, Jon 
dern aud den Willen habe, die einzige Politik, welche zu diefem Ziele führen 
kann, bebarrlich zu verfolgen. Die Aeußerungen bezüglich der Erhaltung des 
Friedens führen ihn zur Erflärung über beabfichtigte Reductionen in Heer 
und Flotte. Als Teitendes Prineip bei den vorzunehmenden Veränderungen 
bezeichnet er die Erreihung der größten Tüchtigkeit Für möglichft geringe 
Koften durch Ablöfung des Meberflüfiigen und Goncentrirung de3 Webrigen 
dort, wo man es gebraude. So werde man bie Armee mehr in England 
zufammenziehen als bisher und für die Flotte weniger Werfte unterhalten 
‚und die damit zerjplitterten Ausgaben vermindern und befier verwerthen. Im 
Uebrigen werde man das Minfterium und feine Pläne erft nach einiger Zeit 

und zwar nad feinen Früchten beurtheilen können. 
— „ Krb Ruffel richtet einen dritten Brief über bie irifche Kirchen: 
frage an Hrn. Chic. Fortescue, 

Die drei Briefe bezeichnen den Yortichritt der öffentlichen Meinung in die 
jer Frage. In feinem erften Brief verlangte er: daR das iriſche Kirchenver 
mögen zwiſchen den beftehenden größeren Religionsgemeinſchaften, den Katholiken, 
Anglifanern und Presbpterianern, je nad der Kopfzahl gleichmäßig vertheilt 

- -ufib fo aewiſſermaßen drei —— in Irland gegründet wurden. da zweite 
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ſcharfte allen Ritgliedern der Liberalen Partei ein, daß fie, da ſich nun einmal 
die Mebrheit im Unterhaus und die Bffentliche Meinung in Irland für gänz- 
liche Aufhebung der Staatskirche ausgeſprochen, als echte Liberale ihre per- 
ſönlichen Anfichten und Wunſche der Geſammtheit unterordnen, und Kr. 
Gladſtone, den er förmlich als jeinen Racfolger in der Parteiführung em- 
pfahl, thatkraftig unterftägen müßten, mie er jelbft in gutem Glauben thun 
würde, obgleidh er bie Durchführung feiner eigenen Vorſchläge Lieber gejehen 
hätte. Im dritten, einer umfangreichen Broſchüre, geht Lord Rufſel wieder 
einen Schritt weiter, indem er einen förmlihen Plan zur Aufhebung der 
Staatskirche entwirft, und feine Anfichten über die zwedimäßigfte Verwendung 
. der einzugiehenden Kirchenrevenuen entwidelt. 


1. Sehr. AZufammentritt der fog. Gonvocation, bes geiftlihen Parlaments, 
in England. Für Irland Hat die Regierung den Zufammentritt 
berfelben verboten, 

— „ Die dfientlidie Meinung iſt bereit8 außer Zweifel barüber,. daß 
bie neue Regierung ben feſten Entihluß gefaßt bat, Englands 
Armee: und Ylottenbeitand, was auch bie jeweilige Politik der 
übrigen Welt fein möge, weſentlich zu vermindern. 

Der erfte große Schritt ift die Reduction der Befagungen in den Eolonien. 
Bereits ſeien nah Canada und einigen anderen Krondependenzen Depeſchen 
abgegangen mit der Anzeige, daß binnen zwei oder drei Jahren alle könig⸗ 
lichen Truppen aus der Colonie zurückgezogen werden follen, und daß daher 
dieſer ſelbſt die Pflicht zufallen werde, fir ihre Vertheidigung vorzuſorgen. 
Die Colonien zeigten fi ungemein eifrig, das Recht vollftändiger Selbft- 
tegierung zu erlangen, und man bat fie ihnen ohne Widerſtreben gewährt; 
aber nun müflen fie auch gefaßt fein, die Folgen zu tragen, nämlich, daß 
das. Band zwiſchen Colonie und WMutterlend ein ſehr Loderes geworden ift, 
und daß das Mutterland es ablehnt, Dpfer für Golonien au bringen, die 
ihrerſeits jede Opferwilligfeit für jenes ablehnen. 

— „Die Nachrichten aus ben Derein. Staaten, welche bie Verwer⸗ 
fung des mit Johnſon abgefchloffenen Vertrags bez. Befeitigung ber 
Alabamafrage in fichere Ausficht ftellen, rufen in England eine 
große Aufregung hervor. Die Hffentlihe Meinung ift barüber 
einig, daß England bereit8 bis zum Aeußerſten nadgegeben habe 
und legt den feften Entihluß bar, nicht weiter zu gehen jelbit auf 
alle Gefahr hin. 

16. „ Eröffnung der Parlamentsfeflion. Die Thronrede (durch eine 
kgl. Commiflion) lautet bez. der irifhen Kirchenfrage noch ſehr 
unbeftimmt:: 

.. Die kirchlichen Einrichtungen Irlands werden binnen kurzer Frift 
unter Ihre Berüdfichtigung gebracht werden, und die geſetzgeberiſche Thatigkeit, 
welche zu deren ſchließlicher Feſtſtellung nothwendig ift, wird die größten An⸗ 
forderungen an die Weisheit des Parlaments ſtellen. Ich bin überzeugt, daß 
Sie in der Fortführung des Werks Ihr Augenmerk auf jedes von ihm etwa 
betroffene und berechtigte Intereſſe richten werben und daß Sie fi durch das 
beftändige Ziel werden leiten laffen: die Wohlfahrt der Religion durd Die 
Srundfäge gleihmäßiger Oeretigteit zu förders, das ungetheilte Gefühl und 
die Anrechte Irlands auf die Seite der Treue und des Geſetzes zu bringen, 

> 28 Andenten frähern Haders zu verwiſchen und die Sympathien eines liebe⸗ 
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vollen Volks zu pflegen. In jeder Angelegenheit von dffentlichem Intereſſe, 


und beſonders in einer fo bedeutenden, flehe ih zu Gott dem Allmächtigen, 
daß er nie aufhöre, Sr Berathungen zu leiten, und daß er fie zu einem 
glüdlidhen Schluffe führe.“ 


23. Febr. Die Regierung begnabigt eine große Anzahl der gefangenen 


25. 


Fenier, aber nit alle. Die Rüdtehr ber Begnabigten gibt in 
Irland vielfach Gelegenheit zu feindfeligen Demonftratiorfen gegen 
England. 

„ Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bill ein für Abfchaffung 
ber perfönlien Steuerzahlung als Bedingung bes Wahlrcchte. 

„ Unterhaus: Gladſtone erklärt, daß die Megierung nicht beabfid: 
tige, in dieſem Jahr noch eine iriſche Pachtbill einzubringen. 

„ Die Convocation (geiftlihes Parlament) richtet bez. der iriſchen 
Kirchenfrage eine Adreſſe an bie Königin. 

Das Oberhaus der Eonvocation de geiftlihen Parlaments hat Das vom 
Unterhaufe derfelben beantragte Amendement zur Adreſſe an die Königin ver: 
worfen, in welchen dieje dringend erſucht wurde, jeder in die Rechte der iri⸗ 
chen Kirche eingreifenden Maßregel ihre Genehmigung zu verweigern. Statt 
deffen .wird ein Amendement des Biſchofs von Orford einftinmig anges 


nommen, weldes jagt: daB die Eonvocation den im Parlament vorzujchla- 
genden Makregeln mit erniten Bejorgniffen entgegenjehe, und die zuverfichtliche 


- Hoffnung hege, daß — inmitten des Streit8 der politijchen Parteien — die 


Sinterejlen des wahren Glaubens und die gerechten Anſprüche der reformirten 
Kirche nit aus den Augen gelafjen werben. | 


1. März. Unterhaus: Gladſtone legt feine Bill bez. Entftaatlihung und 


Entbotirung (Disendowment und Disestablishment) der iriſchen pro= 
teſtantiſchen Staatskirche vor und begründet ſie in ciner breiftün= 
digen Rebe: 

Gladſtone's Plan ift nach der Vorlage im Wejentlichen folgender: Die 
Gntootirung (disendowment) der iriſchen Kirche joll gleich nach der Annahme 
der minifteriellen Maßregel eintreten. Sobald die Bill Geſeh mwird, geht alles 
Eigenthum des Kircheninſtituts — Gotteshäufer, Pfarrhäufer, Pfarrländereien 
und Zehntengefälle — über in die Hände einer nad der BIN zu ernennenden 
Commiſſion, welche die Einkünfte den vorhandenen Pfründinhabern auf deren 
Lebensdauer auszuzahlen hat. Hoffentlich werden zwiſchen dem Durchgehen 
der Bil und einen zweiten. Datum, als welches der 1. Januar 1371 anzu» 
nehmen jein mag, der Clerus und die Laienſchaft der iriichen Kirche aus fi 
jelbft eine Körperichaft zur Verwaltung ihrer künftigen Episcopalkirche organi⸗ 
firt Haben. Die Königin im Gonjeil wird dur die Bi ermächtigt, eine 


ſolche Körperſchaft anzuerkennen, vorausgefett, daß fie fich wirklich repräjentativ 


erweift. Ueber Art und Weile der Laientheilnahme dabei ſpricht Gladftone 
fich nicht näher aus. Bis zu dem befagten 1. Januar 1871 wird dann auch 
die förmliche Abſchaffung der Kirche (disestablishment) in Sraft treten. 
Mittlerweile, d. h. zwiſchen der parlamentarifchen Annahme der Acte und dem 
1. Ian. 1871, werden in Erledigung kommende Pfründen in herkömmlicher 
Weile beſetzt, präfentirte Biichöfe von der Krone approbirt, und ſolche Biſchofe 
erhalten von der neuen Commiſſion die üblichen Emolumente ihrer Stellen, 
jedoch nur proviſoriſch, und bis zum Eintritt des Jahrs 1871, wo dann ihre 
Salarirung von der Commiſſion anftatt der als Staatsanftalt erlofchenen 
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Nirche zu Übernehmen iſt. Am 1. Yan. 1871 Hören die iriſchen Biſchofe auf, 
im Haufe der Lords zu fißen, die irifchen Kirchengerichtshöfe (ecclestastical 
courts) haben feine Functionen mehr, und die Gelege der iriſchen Kirche gehen 
aus Neichsftatuten in bloße Uebereinkommniſſe einer freiwilligen Corporation 
über... FM fo die Aufhebung der Kirche vollendet, jo beginnt dann die 
Ausführung der Entbotirung. Privatfliftungen, d.h. Dotirungen aus Privats 
quellen feit dem Yahr 1660, werden der neuen Kirchencommiſſion (gover- 
ning body) überwielen. In der Benukung befindliche Gotteshäufer gehen 
über an diefelbe Corporation, und bezüglich einiger Dutzend Kirchen, die als 
Rationalmonumente zu betrachten find, wie die St. Batriciusficche in Dublin, 
fol die neue Sommiffion ermädtigt werden, eine Heine Summe zu ihrer 
Unterhaftung auszumerfen. Daffelde gefhieht mit den Pfarrhäufern (glebe 
houses), Das jetige Einkommen der Geiſtlichkeit erwächſt aus Grundzinſen, 
directen elderträgnifien und Zehnten. Letztere werben ſogleich an die neue 
Kommiffion verwiefen, welche die entfprecgenden jährlichen Zahlungen an die 
Geiftlihen zu Ieiften bat. Ueberhaupt Tann diefe Commiſſion als der Liquis 
dationsausſchuß für das bisherige Kirchengut betrachtet werden. Der bisher 
von den nordiriihen Presbyterianern unter dem Namen eines Regium donum 
genofjene Staatsbeitrag wird fürs erfte fortbezogen, fpäter aber in analoger 
Weile umgewandelt, und die Staat3botirung für das katholiſche Prieſter⸗ 
feminar Maynooth wird, nad) vierzehnjähriger Berechnung, für die Profefforen 
defielben capitaliſirt. . . Wennnun die Kirchenabſchaſſung und die Entbotirung 
vollgogen find, was follen die Liquidatoren mit dem in ihrer Hand befindlichen 
Kirhengut anfangen? Sie werden ermäditigt, beſchränkte Landparcellen — 
etwa 10 Morgen auf jede Pfarrei — zu billiger Schägung zu verkaufen, 
wobei die bisherigen Pächter daS Vorkaufsrecht und eine 22jährige Zahlungs» 
frift Haben follen. Die Zehntenabgabe Toll nah 45 Jahren ganz aufhören. 
Schließlich wird die Commiffion, nad Gladſtone's Berechnung, ein Capital 
von nahebei 8 Millionen Pf. St. in Händen haben, mit einem Yahresertrag 
von 311,000 Pf. St. Diefe Summen gedenlt die Regierung zu verwenden 
auf Werke der Barmherzigfeit für ganz Irland, Unterftügung bei Unglüds- 
fällen, für welche das Armengeſetz nichts vorgefehen hat, Unterhaltung von 
Blinden-, Taubſtummen⸗, Irrenanftalten, Ammenſchulen, Grafſchaftsſpitälern ꝛc., 
fo daß namentlich die jetzt ſehr ſchwer auf die ärmeren Pächterfamilien drü⸗ 
ckenden Grafſchaftslaſten erleichtert werden ſollen. Disraeli erklärt mit 
Entſchiedenheit nochmals den Proteſt der Oppoſition gegen Princip wie Ein⸗ 
zelheiten der Bill, bezeichnet Trennung der Kirche vom Staat als politiſchen 
Irrthum und Einziehung der Güter zu weltlichen Zwecken als einfache Con⸗ 
fiscation, und räth ſchließlich feinen politiſchen Freunden, ſich jet nicht der 
BIN zu widerjegen, jondern ihren Widerftand für die zweite Leſung aufzu- 
fparen. Die Bil wird darauf ohne Widerftand zum erften Mal gelefen und 
die zweite Lefung auf den 18. März angefett. 

Wenn man die umfangreiche, bis zur Unverftändlichkert mit Details über- 
ladene Bill, weldje „eine Tiberale, prompte und endgiltige“ Löſung der iriſchen 
Kirchenfräge dur „vollftändiges Disestablishment und Disendowment” 
bewirfen fol, ihrer nebenſächlichen, aber als Hauptſache vorgeſchobenen Einzel» 
heiten und ihres verwirrenden officiellen Wortichwall3 und die Rede Glad⸗ 
ſtone's ihre redneriſchen und dialectiſchen Beimerf3 entfleidet, jo tft der 
langen Rede kurzer Sinn in dem folgenden Sat enthalten: Das Geſammt⸗ 
eigenthum der anglicanifchen Kirche in Irland beträgt, mit Ausichluß von 
Kirchen» uud Pfarreigebäuden, troß der fchlechten Verwaltung, bis jest immer 
noch 16,500,000 Pfd. St., davon foll fie 6,650,000 Pfr. St. mit allen 
Kirchen, Pfarr- und Schulgebäuden behalten, und der Reſt von nahezu 
10 Mil. Pd. St. herausgeben, damit diefer zum Hleineren Theil (2 MIN, 
Pfd. St.) den Katholiken und den Presbpterianern zu gut komme, und zum 
größern Theil für unkirchliche Wohlthätigkeitsanftalten, Aiyle für Blinde und 
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Taubſtumme, Landhofpitäler u. f. w. im Intereſſe deß iriſchen Volls ver⸗ 
wendet werde. Das iſt der Kern; alles andere iſt Nebenſache, beſchönigende 
Wortklauberei, mehr oder weniger aufrichtige Selbſttäuſchung. 

Das Disendowment trägt ſomit den Charakter eines neuen Endowment 
an fi, und die Bill adoptirt in der Sache den befannten Plan Lord Ruſſels. 
Nur beabfichtigte diejer, den Katholiten uud Diffiventen mehr zu geben, und 
den Anglicanern weniger zu laflen; fein Plan war daber der billigere, libe⸗ 
ralere, dem Grundſatz der Religionsgleichheit entſprechendere. Auch jo ift die 
Maßregel ein großartiger Act der Gerechtigkeit, und bezeichnet nicht mur einen 
radicalen Bruch mit der Politik, welche England in der Vergangenheit gegen 
Irland befolgt bat, jondern auch einen jehr bedeutenden Fortſchritt auf dem 
Wege der Toleranz. Aber nah den thatjächlichen Vorlagen der Bill muß 
man behaupten: daß fie die durch die Macht der Eroberer geflörte kirchliche 
Gleichheit in Irland nicht wiederherftellt, daß fie die Anglicaner nicht mit den 
übrigen Confeſſionen, und namentlid nicht mit den Katholiken, welche die 
große Mehrheit der Bevölkerung bilden, auf diefelbe Grundlage der Treimil- 
ligkeit und Selbfthilfe ſetzt, daB ſie drüdende und ungerechte Privilegien der 
bisherigen Staatskirche nicht aufhebt, fondern nur mildert, und daß die Tren- 
nung der Kiche dom Staate nur Schein und Feine Wirklichkeit if. Hr. 
Gladſtone und namentli Hr. Bright dürfen dieß nicht eingeftehen, und ver- 
wahren fi auch auf das nachdrücklichſte gegen eine ſolche Auffafiung ; aber 
Thatſachen wiegen jchwerer als Worte. Dem ftoffligen Inhalte der Vorlage 
gemäß haben wir es nicht mit einer Aufhebung, jondern mit einer Milderung 
der ſtaatskirchlichen Privilegien zu thun, mit einem Gompromiß, deſſen Ein- 
zeinheiten mit großem Geſchick in der 63 Paragraphen enthaltenden und 
28 Drudfeiten füllenden Bil ausgearbeitet und mit bewundernswürdiger 
Dialektit in der Gladſtone'ſchen Rebe den Anſchaungen und der Ausdruds- 
weiſe der liberalen Partei angepaßt find, während fie durch ihren Inhalt den 
Alarm der Eonfervativen beſchwichtigen und ſelbſt den kirchlichen Yanatikern 
als der beſtmoͤgliche Handel erjcheinen müflen. Das Endowment wird aller- 
dings auf indirectem Wege bewirkt, aber für alle praktiſchen Zwecke bleibt das 
Reiultat dasſelbe. Die neu zu bildende Kirche erhält 1) den Genuß der 
kirch lichen Gebäude, 2) alle rein proteftantilhen Vermächtniſſe jeit 1660, und 
8) die Verwaltung und den Belig der fogen. life Interests, Dieſe follen 
nämlich nad dem Wunſche des betreffenden Pfrünvenbefiger8 capitalifirt und 
mit einer runden Summe abbezahlt werden können. Wenn der „regierende 
Körper" und die Synode e8 verlangen, wie fie natürlich thun werden, jo muß 
dieje Eapitalifation nad dem Verhältniß von 14 für 1 erfolgen, und das 
Capital wird dem „governing body“, d. h. der flirdde, Überwielen, um dar⸗ 
auß die Gehalte der Geiftlichen und Beamten zu beftreiten. Die newe Kirche, 
deren Anhänger in Irland wenig mehr als % Million beiragen, beginnt da» 
ber ihre neue Laufbahn mit einem fundirten Kapital von 6,650,000 Pfd. 
St., und ſchließt die reichfte Klaſſe der Bevölkerung ein, welche dur die 
üblichen Sporteln und freiwilligen Opfergaben die verfügbaren Fonds beträcht- 
lich zu fchwellen vermag. Wo in der Welt, mit Ausnahme von England 
jeldft, gibt es heute noch eine Kirche, die reicher wäre? Die Einziehung der 
zahlreichen Pfründen, weldde ohne Gemeinde beftehen und genoflen werden, 
muß und wird die der ‚reformirten anglicaniſchen Kirche in Irland zur Ber- 
fügung gejtellten Mittel noch bebeutend vergrößern. Bon den 2,000,000 Pfr. 
St., welde zur Befriedigung der den Presbyterianern und den Katholiken 
zuftchenden Anſprüche“ ausgeſetzt find, erhalten jene als Erſatz für die bis⸗ 
her unter dem Namen „Regium donum‘‘ geleiſtetete Staatsunterftügung 
von 50,000 Pf. St. des Jahrs ungefähr zwei Drittel, und die Katholiken 
als Aequivalent für den bisherigen Staaizzuſchuß zu dem Fonds des Priefler- 
jeminars von Maynooth ein Drittel, 
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3. März Unterhaus: Ein Antrag Fawcetts, bie unausweichlichen und 
erlaubten Wahlkoften bei Parlamentswahlen fünftig nicht wie bisher 
ben Sandidaten zu überlafjen, ſondern aus Staatsmitteln zu beftrei- 
ten, um jo ben Zutritt zum Parlament zu erleichtern, wird mit 168 
gegen 165 Stimmen abgelehnt. 


4 „ Das Unterhaus bewilligt auf den Antrag bes Schabfanzlers 
noch nachträglich 3,600,000 Pfb. für ben abyſſiniſchen Feldzug, 
befien Geſammtkoſten nunmehr 8,600,000 Pfd. betragen. Die 
öffentlihe Meinung erhält baburd ein neues Moment für ihr Ur: 
theil über die finanzielle Wirthſchaft der abgetretenen Toryregierung. 


8—11. „ Unterhaus: Vorlegung bes Militär: und Marinebudgets. 
Das Marinebudget tweift gegen das Vorjahr eine Verminderung von 

957,357 Pfd. nad, wovon etwa die Hälfte an Löhnung und Berpflegung 
von (überflüffigen) Mannfchaften, der Reft an verſchiedenen Marineetablifjements 
erfpart werden fol. Das Militärbudget zeigt eine Eriparnik von 
1,225,500 Pfb., die durch Zuridziehung von Truppen aus den Kolonien und 
dur Reduction der beſtehenden Cadres erzielt werden fol. 

13. „ Durd den Nüdtritt ihres Präfidenten, bes Hrn. Beales, löſt 
ih die Reform⸗Liga thatſächlich auf. 

15. , Unterhaus: Die von ber Regierung vorgelegte Bill bez. der fun: 
birten Schulen wirb an einen Sonderausſchuß gewiefen. 


18—24. „ Unterhaus: Debatte über die iriiche Kirchenbil, Reben 
von Gladftone, Bright, Disraeli, Sir Roundel Palmer, Lowe. 
Diefelbe wird ſchließlich mit 368 gegen 250 Stimmen zur zweiten 
Leſung zugelaſſen. 

27. , Oſſtindien). Darbar zu Amballah zwiſchen dem Viceksönig 
Lord Mayo und Schir Ali von Afghaniſtan. 


8. April. Unterhaus: Der Schatzkanzler Hr. Lowe legt das Budget für 
1870 vor und erörtert in einer mehr als zweiſtündigen Rede die 
Finanzlage des Reichs. Statt des allgemein erwarteten Deficits 
ſchließt das Budget zu großer Ueberraſchung des Hauſes mit einem 
Ueberſchuß und mit Vorſchlägen zu neuer Ermäßigung einer Reihe 
von Steuern. 

Die neue liberale Regierung hat die Verwaltung mit den von der Tory⸗ 
zegierung ihr zurückgelaſſenen Deficit vom 3,600,000 Pfd. für den abyſſini⸗ 
Krieg Übernommen. Ste beginnt ihre Budgetoperationen mit dieſem 
beträchtlichen Deficit, und endet mit einem Ueberſchuß von mehr als 400,000 
Pfd. St. nachdem fle die Steuerlaft um 3,060,000 Pfd. St. erleichtert hat, 
wovon 2,940,000 Pfd. St. no in das laufende Jahr fallen. Die Jahres» 
einnahme beträgt in dem Voranſchlag, der correeter zu fein verfpricht als der 
des Toryſchatzkanzlers, 72,865,000 Pfd., und die Ausgabe mit Ausſchluß der 
abyſſiniſchen Schuld 68,2238,000 Pfd. St., fo daß ein Ueberſchuß von 4,632,000 
Pr. St. vorhanden wäre, wenn das Deficit für den abyſſiniſchen Krieg nicht 
gededt werden müßte Dieſer koflet, wie Hr. Lowe verfichert, mindeftens 
9 Min. Pd. St., eine Kapitaleuslage, die kaum im Verhaältniß fteht mit 
dem Erfolge Gleichwohl fleht ſich der Schatzkanzler durch die „heroilchen 
Anftrengungen? der HH. Ehilders und Cardwell, welche in den Budgets für 
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Arinee und Flotte eine Exrfparung von 2,400,000 Pf. St. beivirften, und 
durch einige Tinanzoperationen, deren Berbienft .er für die Regierung in ihrer 
Geſammtheit beaniprudt, in den Stand gefegt, die unter den obwaltenden 
Umftänden großartige Steuerermäßigung zu beantragen. Anftatt die Ein« 
kommenſtener zu erhößen, wie befürchtet wurde, ermäßigt er fie um 1 Penny 
vom Pfr. Et. Die Treuerafjecuranzfteuer, deren Abſchaffung ſchon oft ver- 
gebens beantragt wurde, wird ganz abgeſchafft. Die außerordentlihe Steuer, 
welche von den Cabs und Lohnfuhrwerken bisher erhoben wurde, wird gleich“ 
falls aufgehoben. Der Kornzoll, der immer noch 1 Sh. vom Quarter Ges 
treide beträgt, und auch in diefer Ermäßigung jährlid 900,000 Pfr. St. 
beträgt, wird abgeſchafft. Das „Wiener Bier“ bildet zum erftenmal ein 
Item in der Finanzdarlegung des Schaglanzlerd. Die bisher vom auslän«- 
diihen Bier erhobene Eingangsfteuer wird der Acciſenabgabe des einheimifchen 
Bieres gleichgeftellt, und daher von 1 Pfd. St. auf 7 Sh. 9 BP. ermäßigt. 
— Allerdings ift die Erflärung dieſes Budgetwunders jehr natürlich, und die 
Magie erjcheint bei näherer Betrachtung als eine jehr thatfächliche Wirklichkeit. 
Die 3,000,000 Pfd. St., welche diefe Steuermäßigung etwa Toten wird, findet 
der Schatzkanzler in einer Modification der Steuereintreibung. Dieſe joll verein» 
facht und centralifirt werden. Die Einkommenſteuer und die assessed taxes 
(Landhaus- und Luxusſteuern) wurden bis jet in drei Jahresraten von den 
Kirchſpielbehörden für den Staat beigetrichen. Diele Art der Steuererhebung 
war Eoftipielig und unwirkſam. Hinfort follen fie auf einmal von Regierungs- 
fteuerbeamten erhoben werden. Diefe Reform würde eine Summe in den 
Staatsſchatz bringen, die den beabfichtigten Steuerermäßigungen entipräche. 
Allerdings heißt das nichts anderes, als von der Zufunft für die Gegenwart 
borgen, und dem Steuerzahler neue Opfer auferlegen; aber diefe werben 
doch weniger gefühlt und williger gebracht werden, als eine directe Erhöhung 
der Abgaben. 

Gegenüber der Stimmung des Haufes weiß Disraeli kein Wort 
gegen bie Vorlage beizubringen und Hr. Hunt, ber abgetretene 
Yinanzminifter, erhebt fih nur, um fi gegen bie feiner Finanz: 
verwaltung gemachten Vorwürfe zu rechtfertigen. Die öffentliche 
Meinung ift befriedigt und hofft, Daß es der Gladſtone'ſchen Ver: 
waltung bald wieber gelingen werbe, Orbnung in bie von ben 
Tories zerrütteten Finanzen zu bringen. 

9, Apr. Oherhaus: Lord Nuffel ftellt den Antrag auf Einführung lebens: 
läaänglicher Pairien neben den erblihen 

10. „ Die Hubfonsbay: Compagnie nimmt die Abtretung ihrer Terri⸗ 
torialrehte an Canada an. 

13. „ — 7. Mat. Unterhaus: Comitee:Berathung ber Bil für Ab- 
ſchaffung ber proteftantiihen iriſchen Staatskirche. Die BIN geht 
nit ganz unbefchädigt, aber in den Hauptpunkten doch nach ber 
Vorlage Gladſtone's durch. 

Zu Anfang der Berathung wird der Antrag Newdegate's, die Bill gänz⸗ 
lich zu verwerfen, mit 355 gegen 229, ein Antrag Disracli's, der iriſchen 
Kirche ihren ſtaatlichen Charakler zu belaſſen, mit 344 gegen 123, und ein 
weiterer Antrag Disraeli’s, die Entftantlihung wenigftens bis 1872 hinaus» 
zuſchieben, mit 301 gegen 194 Stimmen abgelehnt und am Schluſſe die den 
Tories wiberwärtigfte Elaufel, die Zujcheidung eines Kapitals an die: irifchen 
ee für das Collegium in Maynooth mit 818 gegen 192 Stimmen 


— — — — - . — 
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29. April, ‚Brandrebe des fenifh gefinnten Bürgermeiſters Sullivan 


von Cork. 


4. Mai. Unterhaus: Die Negierung bringt eine BIN ein- auf Abſetzung 


11. 


30. 


bes fenifhen Bürgermeifters von Cork. 

„ Unterhaus: Da ber feniih gefinnte Bürgermeifter von Cork 
erklärt, freiwillig zurücktreten zu wollen, wird die Bin für Abjebung 
befjelben auf vier Wochen zurüdgefteft. 
„ Motley trifft als neuer Bertreter ber nordamerikaniſchen Union 
an Stelle des von Grant abberufenen Rev. Johnſon ein. Seine 
Inſtructionen gehen dahin, die Alabamafrage, nachdem der Senat 


ber Union den Vertrag mit England vom 14. Januar db. J. ver: 


worfen, feinerfeits ruhen zu laſſen, im übrigen aber mit England 
freundliche Beziehungen zu pflegen. 


3, Juni. Oberhaus: Der Antrag Ruſſel's auf Creirung lebenslänglicher 


Peers paffirt die Committee, doch follen im ganzen nur 28, jährlich 
nur 2 derartige Site creirt werben. 

„ . Oberbaus: Eine Verfammlung der torpftifhen Peers beichließt 
auf den Vorſchlag Lord Derby’s, die iriſche Kirchenbill jo mie fie 
aus dem Unterhaufe hervorgegangen, zu verwerfen. Lord Calisbury 
und einige anbere gemäßigtere Lords rathen vergebens davon ab, die 
öffentliche Meinung durch einen fo verzweifelten Schritt gewaltſam 
gegen das Oberhaus in bie Schranken zu rufen. 

„ Unterhaus: Gladſtone wird Bei feinem Eintritt in das Haus 
von demſelben mit lautem und Tangbauerndem Zuruf — als Des 
monftration gegen bie Velleität der torpftifchen Mehrheit bes Ober: 
hauſes — empfangen. 


44—18. „ Oberhaus: Generalbebatte über bie irifche Kirchenbill. Die⸗ 


felbe wird ſchließlich mit 179 gegen 146 Stimmen zur zweiten 
Leſung zugelaffen und geht alfo in Committee. 


»  Gewaltige Agitation für und gegen die irifche Kirchenbill. 

In Manchefter ſprechen auf einem Monſtre⸗Meeting zumeift Orangiften 
und von Irland herübergelommene Geiſtliche mit vielen giftigen Perſonlichkeiten 
gegen den Judas u. ſ. w. Gladſtone. Anderſeits f es bereitö außer Zweifel, 
daß, wen das Oberhaus die Bill wirklich verwirft, die kaum aufgelöfte Reform- 
Liga mächtiger als je wieder auferſtehen wird, nähren die Reform⸗Union, 
die unter einem Hauptquartier in Mancheſter 300-400 Zweigvereine in den 
Provinzen hat, ohnehin unverjehrt fortbefteht und fi bereits zu regen bes 
ginni. Bright richtet in den Times einen offenen Brief an feine Wähler in 
Birmingham, in denen er fich jehr ſcharf Aber die Haltung der Peerie aus⸗ 
fprigt und ganz unummwunden erflärt, daß diefelbe damit ihren Untergang 
vorbereiten dirfte. 


419. Juni. Oberhaus: Lorb Cairns interpellirt die Regierung über den 


durch die Zeitungen veröffentlichten drohenden Brief Brights und 
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fragt, ob berfelbe echt ſei und ob bie Regierung bie Anfichten 
befjelben zu ben ihrigen made. Lord Granville ewflärt, die Re⸗ 
gierung lehne jede Abficht einer Einſchüchterung des Oberhauſes 
ab; Bright bebauere aufrichtig bie in bem Brief gebrauchten Aus: 
drücke. 


29. Juni. Oberhaus: Beginn der Committee⸗Berathung der iriſchen Kir⸗ 


30. 


chenbill. 

Es bildet ſich eine Art Coalition zwiſchen liberalen und conſervativen 
Peers, durch welche jene ſich verpflichten, der neuen anglicaniſchen Kirche in 
Irland einen größeren Antheil am Vermögen der bisherigen Staatskirche zu 
fidern, diefe dagegen alles aufbieten wollen, um die widerſtrebende Maſſe der 
Torypeers für daß fog. concurrent endowment d.h. dafir zu ftimmen, daß 
auch den Katholiten und Presbyterianern ein verhältnigmäßiger Antheil an 
Kirchen, Pfarrwohnungen und Ländereien zugeſchieden werde, da die Majoris 
tät des Haufes offenbar dafür noch eher zu gewinnen feheint, als dafür, daß, 
wie Gladftone und die Bil wollen, der Ueberſchuß des Kirchenvermögens für 
wohlthätige, aber nicht kirchliche Zivede, wie zu Anlegung von Irrenhäu⸗ 
fern und Grafſchaftshoſpitälern u. dgl. verwendet werde. 


„ Gladſtone ergreift die Gelegenheit des Lordmayor⸗Banketts, um 
den Beitrebungen bes Oberhaufes gegenüber aufs entſchiedenſte zu 
erflären, baß bie Negierung zwar allen Religionsgemeinſchaften 
gerecht zu werden wünjche, aber nicht gewillt fei, ben Ueberſchuß 
bes SKirchenvermögens zum Bortheil ciner ‚Kivchengemeinfhaft zu 
verwenden. 


3 Yuli. Oberhaus: Committee⸗Berathung der iriſchen Kirchenbill : 


6. 


Die Koalition Tiberaler und confervativer Peers, um bie Majo: 
rität zu einem billigen Compromiß zu vermögen, erweilt ſich als 
machtlos: | 

Lord Salishbury’s Amendement, welches der zukünftigen angficanifchen 
Kirchengemeinſchaft Kirchen, Predigervohnungen und Glebe⸗Ländereien ohne 
alle Entihädigung zufichert, wird mit ber Mehrheit von 213 gegen die 
lächerlich Kleine Regterungsminderheit von .69 Stimmen angenommen; aber 
die Erwartung, dag nun auch Biſchöfe und confervative Lords für das Amen⸗ 
dement des Herzogs von Bleveland, welches diejelben Bortheile auf Katholiken 
und Preäbgterianer übertragen wiſſen will, ſtimmen würden, erfüllt ſich nicht: 
nur 113 ftimmien dafür und 146 dagegen. 


„ Unterhaus: Die Regierung beantragt bie Uebernahme ſämmt⸗ 
licher Telegrapbenlinien für ben Staat. | 
mn Dberhaus: Committee-Beratfung der iriſchen Kirchenbill: Das 
Haus beſchließt mit 160 gegen 90 Stimmen, daß bie Verfügung 
über die Ueberſchüſſe des irischen Kirchenvermögens nicht ſchon jekt 
beftimmt, ſondern verſchoben werben fol. Schluß ber Committee: 
berathung über die irtiche Kirchenbill. 

Ueberblickt man das Reſultat, jo hat die Bil ſehr weſentliche Aenderungen 
erlitten. Urfprünglich jollten die irischen Bifchöfe ihre Sige auf der Biſchofs⸗ 
bank des Oberhauſes verlieren, und bie neue freie Kirche erhielt die Pfarre 
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wohnungen und zugehörigen Ländereien mit ber Verpflichtung, bie darauf ru⸗ 
benden Laſten zu übernehnen. Die von Elifabetb und Jakob I verlichenen 
Rändereten in Nord⸗Irland (Uffter) jollten eingezogen, und ber ganze Ueber⸗ 
ſchuß den Armen Yrlands zugewendet werden. Alle dieſe Beftimmungen 
wurden ohne weiteres geftricden. Durch verſchiedene Amendements haben die 
Lords gegen 5,000,000 Pf. St. vom Ueberſchuß der irifchen Kirche wieder 
zugeſprochen, und der ſtark eingefchrumpfte Neft fol — das war das letzte 
Amendement — vorderband gar nicht zu beftimmten Zwecken angewieſen wer- 
den. Im Hintergrund lautet bei diefer Entſcheidung die Abſicht, den Ueber⸗ 
ſchuß zwiſchen Anglicanern, Katholiken und Presbpterianern zu vertheilen, 
und den erfteren dabei den Löwenantheil zuzuwenden. Daß das Haus der 
Gemeinen die alfo zugeflugte und grünblich veränderte Bil nicht annehmen 
wird, fteht fofort außer allem Zweifel. 


9. Juli. Das Oberhaus verwirft ben Antrag Ruffels auf Schaffung lebens⸗ 


10. 


12. 


länglicher Pairien ſchließlich doch noch mit 106 gegen 73 Stimmen. 
Lord Cairns motivirt fein ablehnendes Votum ganz offen damit, daß 
er fürdte, eine Annahme des Antrags werde die Zujammenfekung 
bes Oberhauſes zum Gegenftande ber Discuffion im Volkshauſe 
machen und daß er bas für gefährlich Halte. 

„ Die Reform:Union Fündigt eine Reihe großer Vollsverfammlungen 
gegen die Verftümmelung ber irifchen Kirchenbill durch das Ober: 
haus an; in London wird eine Monftre-Demonftration der Arbeiter: 
klaſſen vorbereitet u. |. w. 


„ DOberhaus: Dritte Lefung der iriihen Kirchenbill. Das Haus 
findet angefihts ber öffentlichen Meinung doch für gut, bei biefer 
Gelegenheit einige feiner anftößigften Beſchlüſſe wieber zurüdzuneh: 
men und früher abgelehnte Conceffionen nunmehr zuzugeftehen. 
Leidenſchaftliche Rede und Proteft des Grafen Derby gegen alle 
Eonceffionen und gegen bie ganze Bill. 

Mit 108 gegen 82 Stimmen wird die früher eingefügte Bellimmung, 
daß die iriſchen Biſchöfe ihre Sitze im Oberhauſe, jo lange fie leben, noch bes 
halten follen, wieder geftrichen und namentlich das zuerſt verworfene Amen⸗ 
dement des ſog. concurrent endowment (bie gleichmäßige Bepfrundung ber 
iriſchen Geiſtlichkeit aller Belenntniffe) nunmehr mit 121 gegen 114 (worunter 
die Führer der Eonjervativen Lord Derby und Lord Eairns) Stimmen an⸗ 
genommen. ‘ 

Proteft Derby’3 und 46 anderer Peers gegen die Bil: „Wir flimmen 
damit nicht überein, 1) weil diefe BIN, zum erflenmal feit Gründung der 
britiihen Monarchie, in Bezug auf Irland den in feinem andern Band Europa’s 
anerkannten Grundfag einer gänzlihen Trennung des Staats von der Unier- 
ſtützung irgendeiner Neligionsform einführt; 2) weil die Annahme diefeß 
Principe für Irland nicht umhin kann, große Aufmunterung den Abfichten 
derjenigen zu geben, welche die Ausdehnung vdesjelben auf das ganze König- 
reich wünſchen; 3) weil e8 eine gewaltiame Erftredung der Parlamentsmacht 
ift, eine Dotirung zurüdzunehmen, die von ihm für alle Zeit gemacht worden; 
noch mehr, Eigenthum zu confißciren, das durd lange Berjährung und ver⸗ 
möge eined vom Parlament unabhängigen Rechtstitels beieflen wurde; 4) weil, 
wenn diejes letztere Princip ſchon in Bezug auf Privateigenthum wohlbegründet 
ift, es dieſes noch mehr ift bei ſolchem Eigenthbum, das feierlich für Zwecke 
der Religion und des Bottesdienftes bejeite gefeßt worden ; 5) weil die in dieſer 
BIN verjuchte Geſetzgebung dahin führt, daB Vertrauen in alles Eigenthum 
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zu erjchüttern, und beſonders das Vertrauen in folches Eigenthunt, welches 
auf einem Parlamentstitel beruht, der bisher als der unangreifbarfte von 
allen betrachtet wurde; 6) weil es unmöglid ift, eine entitaatlichte und ent- 
pfründete, nur noch durch das Band einer freiwilligen Genofienichaft zufammen- 
gehaltene Kirche auf einen Fuß der Gleichheit zu ftellen mit der vollkommenen 
Organifation der römiſchen Kirche, durch melde, namentlih in Irland, das 
Laienvolf der Priefterfchaft, die Priefter den Bilchöfen ganz unterwürfig ge 
madt find, während die Biſchöfe felbft der uncontrolicten Autorität eines 
fremden Machthabers gehorchen, 7) weil diefe Bill als eine ſchwere Ungerechtig⸗ 
feit empfunden werben wird von den Proteflanten Yrlands, welche durch ihr 
iriſches Parlament ihre politifche Selbjtändigfeit aufgaben vermtöge eines Ber- 
trags, defjen Grundbedingung die größere Sicherheit der proteſtantiſchen Staats⸗ 
firhe war; 8) weil, während dieſe Maßregel dahin abzielt, die bisherigen 
fefteften Anhänger des britijhen Throns und der britiihen Berfaffung zu 
entfrembden, fie denjenigen großen Theil der römiſch⸗-katholiſchen Bevölkerung 
in Irland, der weitere und jehr verjchiedene Zwecke und vor allem die endliche 
Emangipation der britiichen Legislatur im Auge bat, nicht verjöhnen, gejchweige 
denn befriedigen wird.“ 

Durch die letzten Beichlüffe des Oberhaufes ift die Lage weſentlich verein» 
facht. Namentlich verliert der Beihluß: daß der Ueberſchuß des Kirchenver⸗ 
mögens einftweilen keine Verwendung finden, fondern zur Verfügung des 
Parlaments gehalten werden joll — alle practifche Bedeutung ; denn nad Durch» 
führung des concurrent endowment wird eben nichts übrig bleiben. Der 
nun noch auszugleichende — vorausgefeßt, daß Regierung und Unterhaus⸗ 
majorität das concurrent endowment annehmen — Zwieſpalt zwifchen den 
Beichlüffen der beiden Häufer ift lediglich eine Tyrage von Pfunden und Schillingen. 
Sollen die 44 bis 5 Millionen, welche die Oberhausmajorität der anglicanifchen 
Kirche noch als Neifegeld mit auf die neue Laufbahn zu geben wünſcht, dieſer 


- berbleiben, oder ſoll zu den urfprünglichen Beitimmungen der Bil zurüdgegangen, 


oder der lordlichen Forderung ein mäßiges Compromißgebot vom Uinterhaufegegen- 
übergeitellt werden ? Ter gute Wille zur Berftändigung wird vorzugsweiſe von 
der Entſcheidung der Regierung abhängen. Wenn diefe auf ihrem Widerſpruch 
gegen die Verwendung des Ueberſchuſſes zu jeder Art von kirchlichen Zwecken 
beharrt, jo ift nicht ayf ein baldiges Ende des Eonflicts zu rechnen. Glad« 
ftone ift allerdings: ftarf genug, um das Oberhaus zum Nachgeben zu zwingen, 
und die ganze Bill in ihrer urjprünglicen Geſtalt mwieberherzuftellen; aber 
die Debatten haben es doch Kar gemacht, daß er fich einen einflugreichen Theil 
feiner Partei entfremden würde, wenn er die Sache ohne principielle Röthigung 
auf die Spige triebe, 


15. Juli. Die Agitation gegen die Beichlüffe des Oberhauſes in ber 


16. 


iriſchen Kirchenfrage bat in wenigen Tagen bereits großartige und 
für das Oberhaus unzweifelhaft ſehr gefährliche Dimenfionen an: 


- genommen. 


Die „Reform des Oberhaujes“ wird ſichtlich immer allgemeiner und mit 
wachſendem Nachdruck verlangt. Cine Petition der Bewohner von Glasgow 
Sagt: „Wir verlangen, daß die Adelsfammer als ſolche aufhdre zu exiftiren 
und daß eine Zujammenjegung für die erfte Kammer gefunden werde, die 
mit den wahren Intereffen der Nation im innigen Zujammenhang ftehe.* 

„ Anterhaus: Debatte über die vom Oberhaus zurüdgelangte irifche 
Kirhenbil. Gladſtone trägt darauf an, die drei wichtigften Mobi- 
ficationen bes Dberhaufes (die größere Dotirung ber neuen angli- 
caniſchen Kirche — das fog. concurrent endowment ber Presbyterianer 
und Katbolifen — und bie Verſchiebung .einer Verfügung bez. des 
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Ueberſchuſſes) abzulehnen und nur unweſentliche, Die Geldfrage nicht 
berührende Zugeftändniffe zu machen und das Haus ſtimmt ihn 
mit großen Mehrheiten (bis zu 124 Stimmen, die jedoch bei der 
Abftimmung gegen das concurrent endowment auf 72 berabfintt) bei. 


19. Juli. Das Oberhaus Ichnt die vom Unterhaus beichloffene Aufhebung 


20. 


22. 


29. 


ber religiöfen Beſchränkungen an ben Univerfitäten in zweiter Leſung 
mit 91 gegen 54 Stimmen ab, 


„ Dberhaus: Lord Granville beantragt Namens der Regierung bie 
Annahme der vom Unterhauje reamenbirten iriſchen Kirchenbill. Das 
Haus beſchließt jedoh mit 173 gegen 95 Stimmen an feiner amen: 
dirten Einleitung (Nichtentſcheidung über den Ueberſchuß) feitzubalten, 
Lord Granville bittet um Vertagung behufs Berathung mit feinen 
Collegen. 

Der Eonfliet mit dem Unterhaufe ift damit erklärt und derjelbe ſcheint 
jeht ernfle Folgen haben zu follen, da einzelne Mitglieder der Regierung offen 
erflärt batten, daß in einem ſolchen Yal das Parlament vertagt, der bereits 
begonnenen Agitation freier Lauf gelaffen und die Bill in verjchärfter Geſtalt 
einer außerordentlichen Herbſtſeſſion vorgelegt werden folle. 

„ Disraeli bringt ein Compromiß zwiſchen Lord Cairns als dem 
Führer der torpftiihen Mehrheit des Dberhaujes und dem Mini: 
fterium bez. ber irtichen Kirchenbill zu Stande. 

Die Regierung gibt der neuen anglicanifhen Kirche in Irland noch gegen 
3 Millionen Pfd. St. mehr, fo daß diefe mit einem capitalifirten Bermögen 
von. 12 Mill. Pfd. St. ihre neue Laufbahn beginnt, und mit ihren 600,000 
Anhängern ih als bie reichſte Religionsgemeinjchaft der Welt betrachten darf; 
die Regierung verzichtet ferner auf die fofortige Verwendung des Ueberſchuſſes, 
und behält dieje der parlamentarifhen Verfügung vor. Dagegen gibt Lord 
Cairns im Namen feiner Anhänger das coneurrent endowment preis und 
macht alle Eonceifionen, welche zur Durchführung der jo verſtümmelten Bil 
nöthig find. 

Oberhaus: Lord Cairns legt das Compromiß vor, bie Lords 
Sanarvon, Salisburyg und Ruſſel unterftüßen e8 und das Haus 
erflärt fih bamit einverftanben. 


„ Das Unterhaus nimmt das vom Oberhaus genehmigte Come 
promiß in ber irifchen Kirchenfrage gleichfalls, ohne namentlidhe Ab⸗ 
ftimmung, an. Der drohende Conflict iſt befeitigt, 


„ Das Unterhaus verwirft die Abjhaffung der ZTobesftrafe mit 
118 gegen 58 Stimmen. 


7. Aug. Das Oberhaus und Unterhaus haben den Ankauf ſämmtlicher 


9. 


Telegraphenlinien durch den Staat beſchloſſen. 


„ Das Oberhaus verwirft die ſchottiſche Schulbill mit 55 gegen 
43 Stimmen. 

Die Bill Hatte Ihre parlamentariſche Laufbahn im Oberhaus begonnen, 
war hier jedoch dermaßen verftümmelt worden, daß ihr Verfaffer, der Herzog 
dv. Argyll, fie nicht ferner anerkennen wollte. Gleihwohl wurde der Geſetzes⸗ 
vorjhlag in das Unterhaus gebracht und hier, auf Betrieb der ſchottiſchen 


21 


822 Gagland. 


Parlamentsmitglieder, wieder in integrum reſtituirt. Der Grundſatz der bes 
Tenntnißlofen Schule, der zum erflenmal verſuchsweiſe in Schottland durchge⸗ 
führt werden jollte, erfcheint jedoch den Lords als fo bedenkliche Präcedenz, 
daß fie die amendirte Bi kurzerhand verwerfen. 
41. Aug. Schluß der Barlamentsfeffion: Thronrede durch kgl. Commiſſion: 
. J. Mai. anertennt mit lebhafter Genugthuung den raftlofen Eifer 
und Fieiß, womit Ihr die mühjamen Arbeiten des Jahrs gefördert Habt. 
Bei dem Ace zur Aufhebung der iriihen Staatsfirde habt Ihr Die ver- 
ſchiedenen Rüdfihten, die bei Eröffnung der Seſſion Eurer Erwägung empfohlen 
worden, ſorgſam im Auge behalten. J. Maj. lebt der Hoffnung, daS man 
diefer wichtigen Mafregel Lünftig gedenken wird als eines bündigen Beweiſes 
don dem eifrigften Streben des Parlaments, bei der Geſetzgebung für jedes 
der drei Königreiche auf die befonderen Umftände wohl Acht zu haben, und 
alfe Intereſſen und Beftandtheile der Nation nad den Grundjägen unparteiiſcher 
Gerechtigkeit zu_behandeln. 2. Maj. begt die ſeſte Zuverficht, daß dieſes Geſetz 
das Wert des Friedens in Irland fördern und dazu beitragen werde, alle 
dortigen Volksklaſſen in jener brüberlichen Eintradt mit ihren engliſchen und 
ſchottiſchen Mitunterihanen zu einigen, welche je und allezeit die Hauptquelle 
der Kraft für dieſes ausgedehnte Reich bilden. . 


— Sept. Neue Ngitation der Yenier in Irland. 


23. Det. Lord Derby }. Die Torppartei verliert in ihm ihren aner- 
fannten Führer. 

— „ Die iriſche Hochkirche iſt damit beſchäftigt, ſich, nachdem ſie die 
Eigenſchaft einer Staatskirche verloren hat, auf neuer Grundlage 
als unabhängiger Körper zu conſtituiren. 


— „In Irland find Amneſtie-Meetings für die noch nicht amneſtirten 
Fenier und Meetings in Sachen der Landfrage überall an der 
Tagesordnung. In den Pachterverſammlungen wird meiſt für per: 


manente Pachtverträge agitirt. 


8. Nov. Der Befuh des Königs und ber Königin ber Belgier geftaltet 
fi durch die Aufnahme derſelben Seitens des engliſchen Volkes 
zu einer Art Demonſtration und zu einem politiſchen Ereigniß. 

26. „ In Tipperary (Irland) wird ber gefangene Fenier Roſſa ins 
Unterhaus gewählt. 


10. Dee. Die Regierung ſieht ſich vorſichtshalber veranlaßt, Angeſichts 
einer beabſichtigten orangiſtiſchen Demonſtration ben Belagerungs: 
zuſtand in einem Theile der Grafſchaft Londonderry (Irland) zu 
proclamiren. 

23. „ In Rancafhire (England) werden Verſuche von Feniern, bie 
Maffendepots zu überfallen, vereitelt. 

27. „ Die Regierung veröffentlicht einen neuen Depeſchenwechſel mit 
der nordamerik. Union bez. der Alabamafrage. Beide Regierungen 
wahren ihren früheren Standpunkt, keine macht Ausgleichsvorſchläge. 


17. 


4. Frankreich. 


San. Der Kaifer antwortet dem Bureau bes gejeßgebenben Körpers 


auf feine Glückwünſche: 

„Mit jedem Jahr wird die Mitwirkung des gelehgebenden Körpers uner- 
läßlicher, um in Frankreich die wahre Freiheit zu begründen, die nur gedeihen 
fann durch die Achtung vor dem Geſetz und die gerechte Abwägung der Öffent« 
lichen Gewalten”. 

„ Frankreich ladet bie Großmächte telegraphifh zur Beſchickung 
ber vereinbarten Conferenz in Paris behufs friebliher Löſung ber 
griechiſch-türkiſchen Streitigkeit ein. 

„Zuſammentritt ber europäiſchen Conferenz in Paris behufs Löſung 
ber griechiſch-türkiſchen Differenz. 

„Das Amibsblatt veröffentlicht den Bericht des Finanzminiſters 


. Magne an ben Kaiſer über die Finanzlage bes Reichs und das 


Budget für 1870. | 

Der Bericht erörtert nach einander daB Anlehen von 429 Mill. Fr. von 
1868, den Stand der fchwebenden Schuld, das ordentliche und daB außer- 
ordentlihe Budget für 1870 und ſchließlich das Umortifirungsbudget und 
findet die Lage der Finanzen in allen diefen Beziehungen ſehr befriedigend. 
Das Anlehen von 1868 habe zwar nicht vermodt, „unfere Finanzſchwierig⸗ 
keiten augenblidlich in einen blühenden Finanzzuſtand umzuwandeln, aber 
doch geftattet, die Vergangenheit zu Liquidiren“; die ſchwebende Schuld hofft 
der Minifter auf 700 Mil, herabmindern zu fönnen, d. h. auf die Durch⸗ 
ſchnittsziffer ſeit 28 Yahren und ihre niebrigfte Ziffer feit 17 Yahren; das 
Budget für 1870 zeigt nad ihm eine Einnahme von Fr. 1,736,667,933 und 
eine Ausgabe von Fr. 1,650,000,248, alfo einen Ueberſchuß von fr. 86,607,145, 
welcher Ueberjhuß Hinreiche, um alle Erevite des auferordentlihen Budgets 
zu deden. Der Bericht fchließt dahin: „Dieſes ift die Lage. Wir wollen und 
dürfen-die Vortheile derjelben nicht übertreiben; allein wenn man noch nicht 
dis zu dem Grade des Gedeihens gelangt ift, welchen wir anftreben und den 
wir wünſchen, jo ift es dagegen nur gerecht, anzuerkennen, daß fie auf dem 
Wege des Yorticritts zum Beſſern ift". 


„ Die in Paris verjammelte Conferenz der Großmächte einigt ſich 
über eine Declaration an Griechenland, bie nad einigem Bedenken 
21” 
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auch von dem Vertreter der Pforte unterzeichnet wird und der grie⸗ 
chiſchen Regierung durch einen beſonderen Abgeſandten zugeſtellt 
werben ſoll (ſ. allg. Chronik). 


18. Jan. Eröffnung der Kammern. Thronrede des Kaiſers: 

„Die Rede, welche ich bei der jährlichen Eröffnung der Seſſion an Sie 
richte, ift der aufrichtige Ausdrud des Gedankens, welcher meine Handlungen 
leitet, um freimüthig der Nation vor den großen Körperſchaften des Staates 
den Gang der Negierung darzulegen, — ift die Pflicht des verantwortlichen 
Chefs eines freien Landes. Die Aufgabe, weldhe wir mitfammen übernonmen 
haben, ift eine jchwierige; e8 ift in der That nicht leicht, auf einem durch fo 
viele Revolutionen aufgewühlten Boden eine Regierung aufzurichten, welche 
von den Bedürfniſſen ihrer Zeit hinlänglih durchdrungen ift, um alle Wohl- 
thaten der Freiheit fich zu eigen zu machen, und welche ſtark genug ift, um 
jelbft die Ausfchreitungen der Freiheit zu ertragen. Die beiden in Ihren 
legten Seflionen votirten Gejeße, welche den Zweck Hatten, daß Prinzip der 
freien Discuflion zu entwideln, haben zwei Wirkungen hervorgebracht, welche 
zu conftatiren nüglich erſcheint. Einerſeits haben die Preſſe und die öffentlichen 
Berfammlungen in gewiſſen Mittelfveifen eine fünftliche Aufregung und Ideen 
und Leidenichaften hervorgerufen, weldde man für exrlojchen hielt. Andererjeits 
aber hat die Nation, unempfindlich) gegenüber den heftigften Aufreizungen und 
auf meine Zeltigleit, die Ordnung aufrecht zu erhalten, zählend, fi ihren 
Slauben an die Zukunft nicht erſchüttern laſſen. Bemerkenswerthes Zufammen- 
treffen! Je mehr fich abenteuernde und auf Umfturz bedachte Geifter bemüh⸗ 
ten, die Öffentliche Ruhe zu ftören, deſto tiefer wurde diefe Ruhe. Die Handels 
thätigleit gewann wieder eine fruchtbringende Lebhaftigfeit, die öffentlichen 
Einnahmen vermehrten ſich beträchtli, die Renten gewannen an Sicherheit, 
und die Mehrzahl der Nachwahlen zum gejeggebenden Körper brachte meiner 
Regierung eine neue Stütze. Das Militärgefeg und die durch Ihren Patrio- 
tismus bewilligten Hilfsmittel haben dazu beigetragen, daS Vertrauen des 
Bolfes in den Frieden zu befeftigen, und in dem gerechten Gefühle feines 
Stolzes hat es eine wirklihe Genugthuung an dem Tage empfunden, wo es 
das Bemußtiein gewann, daß es in der Lage fei, allen Eventualitäten Die 
Stirne zu bieten. Die Land- und Seemadt, ftark conftituirt, find auf dem 
Friedensfuße. Der unter den Fahnen aufrehterhaltene Effectivbeftand über- 
jchreitet nicht denjenigen anderer Regierungen, aber unjere vervollfommmnete 
Bewaffnung, unfere gefüllten Arjenale und Magazine, unfere geübten Referven, 
die mobile Rationalgarde, im Begriffe organifirt zu werben, die umgeftaltete 
Flotte, unjere feiten Plätze im guten Zuftande — geben unjerer Macht eine 
unerläßlide Entfaltung. Das ftete Ziel meiner Anftrengungen ift erreidt. 
Die militäriſchen Hilfsmittel Frankreichs find in Zukunft auf der Höhe feiner 
Beitimmungen in der Melt. In biefer Lage vermögen wir, Laut unferen 
Wunſch, den Frieden aufrecht zu halten, kundzugeben; es liegt Teine Schwäche 
darin, dieß zu jagen, wenn man zur Vertheidigung der Ehre und der Unab⸗ 
hängigfeit des Landes bereit ift. Unſere Beziehungen zu den fremden Mächten 
find die freundjchaftlichiten. Die Revolution, weldhe jenjeit$ der. Byrenäen 
ausgebrochen ift, hat unjere guten Verbältniffe zu Spanien nicht geändert und 
die Conferenz, welche joeben ftattgehabt hat, um einen im Orient drohenden 
Conflikt zu erftiden, ift ein großer Alt, deilen Wichtigleit wir anerkennen 
möüflen. Die Gonferenz geht ihrem Ende entgegen und alle Bevollmächtigten 
find über die Principien einverftanden, welche geeignet find, eine Annäherung 
zwiſchen Griechenland und der Türkei herbeizuführen. — Wenn aljo, wie ich 
die feite Hoffnung hege, nichts den allgemeinen Einklang ftört, wird es uns 
vergönnt fein, viele beabfichtigte Verbefferungen zu verwirklichen, und werben 
wir bemüht fein, alle die praktiſchen Fragen zu löſen, welche von der Land» 
wirthſchaftlichen Enquete aufgeworfen worden find. Die öffentlichen Arbeiten 
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find in entſprechender Weile dotirt; die Bizinalmege find im Bau begriffen; 
der Unterricht in allen feinen Stufen erhält nad wie vor eine glüdlidhe Ent» 
faltung und wir können, Dank der zeitweifen Erhöhung der Einnahmen, bald 
alle unfere Sorgfalt auf die Verminderung der dffentlichen Laſten richten. 
Der Augenblid nähert fi, wo, zum dritten Male feit der Gründung des 
Kaiſerreichs, der geſetzgebende Körper fich durch die Wahlen erneuern wird, 
und, eine bisher unerhörte Sache, er wird jedesmal die feinem Mandate gefeß- 
Yich beftimmte Grenze erreicht haben. Dieſe Regelmäßigfeit in ber Gejek- 

. gebung ift der Eintracht zu danken, die immer unter uns beftanden bat, und 
dem Vertrauen, welches mir die Ausübung des allgemeinen Stimmrechte: 
einflößt. Die Bollsmafien find ausdauernd in ihrem Glauben, tie in ihrer 
Anhänglicgkeit, und wenn edle Beidenfchaften fie zu erheben vermögen, fo regen 
Sopgismus und Berläumdung kaum ihre Oberflähe auf. Geftübt durch 
Ihre Zuſtimmung und Ihre Beihilfe bin ich feſt entihloffen, in dem Wege 
zu verharren, den ih mir vorgezeichnet habe, d. h. jeden mwahrhaften Yort- 
ſchritt anzunehmen, aber zugleich auch außerhalb aller Discuffion die Grund⸗ 
lagen der Conftitution, welche das nationale Botum vor jedem Angriffe ſicher⸗ 
geftellt hat, zu erhalten. „Man erkennt den Baum an den Tyrüchten, welche 
ex trägt”, jagt das Evangelium; wohlan, wenn man einen NRüdblid auf die 
Bergangenheit wirft, wo iſt die Regierung, welche Frankreich 17 Yahre der 
Ruhe und Stets wachſender Wohlfahrt gegeben bat? Gewiß, jede Regierung 
ift dem Irrthume unterworfen und das Glück lächelt nicht allen Unternehs 
mungen; allein, was meine Stärke ausmadt, das iſt, daß die Ration nicht 
in Untenntniß darüber ift, daB ich jeit zwanzig Jahren feinen einzigen Ge» 
danken gehegt, nicht eine Handlung vollbracht habe, weldhe zum Beweggrunde 
nicht die Intereſſen und die Größe Frankreichs gehabt hätte. Frankreich weiß 
ebenjowohl, daß ich der Erfte geweſen bin, der eine firenge Gontrole in der 
Führung der Geſchäfte gewollt, daB ich aus dieſem Grunde die Befugniffe 
der berathenden VBerfammlungen vermehrt habe, überzeugt, daß die wahre 
Stüte einer Regierung in der Unabhängigkeit und der VaterlandSliebe der 
großen Staatskörperſchaften Liegt. Dieje Seffion wird neue Dienfte denjenigen 
hinzufügen, welche Sie dem Lande bereit$ geleiftet haben. Bald wird die 
Nation in ihren Comitien die Politit gutheißen, welche wir befolgt haben. 
Sie wird abermalg durch ihre Wahlen fundgeben, daß fie keine Revolution, 
jondern daß fie die Geſchicke Frankreichs auf die innige Verbindung der Macht 
und der Freiheit ftügen will“. 


20. San. Ein Taiferlicdes Decret ernennt bie Minifter bes Innern und 

| der Juſtiz zu Negierungscommifjären für bie ganze Dauer ber 
Seſſion des gefebgebenden Körpers, die übrigen Minifter nur für 
die Berathung des Budgets. 

25. „ Der Staatsrath entſcheidet dafür, daß in Zukunft bie Budgets 
von Paris und Lyon alljährlich dem gefeßgeb. Körper zur Geneh— 
migung vorgelegt werben follen, | 

27. „ Die Sournaliftentribüne wird im Gitungsfaale bes geſetzgeb. 
Körpers wiederher geftellt. 

vr. , Geſetzgeb. Körper: Die Bureaur laſſen die Interpellation 
Benoift (Rechte) über den Mißbrauch des Berfammlungsrechtes zu, 
weifen dagegen diejenigen Bethmonts (Linke) und Buffets (linkes 
Bentrum) zurüd. Debatte darüber. 


Sn zwei Bureau waren die Stimmen getheilt und e8 entfteht nun die Frage, 
ob in denfelben nochmals abgeflimmt werden ſolle. Rouher erflärt ſich mit 
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größter Energie dagegen, da er die Baudin'ſche Affaire nicht zur Sprache 
gebracht willen will, und ergreift nicht weniger als fünfmal das Wort. Die 
Mehrheit ſcheint zweifelhaft zu fein und der Präfident, Hr. Schneider, Hinter 
treibt, iroß des fortwährenden Zuwinkens des Staatsminifterß, einfach zur 
Tagesordnung Überzugehen, die namentlihe Abſtimmung nicht, jondern ver- 
anlaßt fie. Dabei fiegt Rouher, aber nur mit 114 gegen 102 Stimme, 
unter welchen letteren jogar mehrere Kammerherren des Kaiſers. Rouher if 
offenbar der Majorität nicht mehr ganz ficher. 


30. Jan. Generalverfammlung ber Pereire'ſchen Société immobiliere. 


31. 


Unter großem Tumult und unter Proteft der Minderheit wirb ber 
Bertrag mit den Pereires, wonad fie ber Gefelihaft Binnen 
10 Jahren ca. 31 Millionen zurüdzuerftatten haben, ven einer 
Mehrheit genehmigt. Der Beſchluß muß erft noch den Nctionären 
bes Credit mobilier unterbreitet worden, die über die Verſchmelzung 
mit der Immobiliere abzuftinnmen haben. 

Auch mit jenen 31 Mil. bleibt das Actiencapital verloren und iſt ein 
großer Theil der Obligationen ungedeckt. Dagegen verzichten die Actionäre 
auf jede weitere gerichtliche Verfolgung der Pereireg und müſſen fogar für 
alle früheren und no fommenden Berurtheilungen haften. Die ganze Com⸗ 
binafion it dem Liquidator Graf Germiny von Rouher aufgedrungen 
worden. | 


„ Die Oſtbahngeſellſchaft ſchließt drei Conventionen ab wegen 
Uebernahme folgender belgiſcher und holländiſcher Eiſenbahnen mit 
Ausdehnung ber franzöſiſchen Subvention der Zinſengarantie auch 
auf dieſe nicht-franzöſiſchen Linien: 

1) der fog. Großluxemburgerbahn von Arlon nah Brüffel; 2) der ſog. 
Küttich-Limburgerbahn von Ans durch Haffelt bis zur holländiichen Gränze; 
3) von der holländiichen Grenze bis Rotterdam mit einem Theil der Rotter- 
damer Eilenbahnftation. 


Die öffentlihe Meinung erkennt barin alsbald den erften 
Schritt einer thatfächlichen Annerion Belgiens vermitteljt der mate⸗ 
riellen Intereſſen. 


„ Sefebgeb. Körper: Differenz zwiihen dem Ausſchuß beffelben 
und dem Staatsrath bez. ber Behandlung der Parijer Municipal: 
frage. 

Erfterer hatte im vorigen Jahr als Material zur Prüfung des Vertrags 
zwiſchen dem Präfecten und der Bodencreditanitalt die Borlage des gefammten 
ſtädtiſchen Budgets begehrt, da aber hiedurd Hrn. v. Haußmann die Pforte 
zu dem von ihm ſelbſt gewünſchten perfönlichen Erſcheinen vor der Sammer 
geöffnet würde, jo hat der eiferjächtige Hr. Rouher den Staatsrath veranlaft, 
hiezu das Unteramendement zu ftellen, daß auch das außerordentlihe Budget 
der Stadt Thon der Kammer zur Durchſicht überwiefen werden fol, In die- 
fem Falle folle ein ganz neues Gapitel: „Verwaltung der beiden Hauptftäpte“, 
geſchaffen und Hr. v. Haußmann umgangen werden; der Ausſchuß ift aber 
damit nicht einverftanden, und macht geltend, daß eine Berathung des Lyoner 
Budgets durch den gefehgebenvden Körper von niemandem verlangt worden 
und auch Teine Rothwendigfeit jei. 


1. Febr. Geſetzgeb. Körper: Debatta. über die Interpellation ber Rechten 
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bez. Mißbrauch bes Bffentlihen Vetſammlungsrechts. Die Linke 
ſchweigt und fo verläuft die Debatte im Sande. 

Senat: Hr. v. Maupas kündigt. eine Interpellation an bez. ber 
Angriffe der Preffe auf ben Kaifer. 


1—2. Febr. (Algier). Aufſtand einiger Araberſtämme zwiſchen G6- 


4. 


rpville und Laghuat. Derjelbe wird vom Oberften Bonis raſch 
bewältigt. Die Chaffepots thun auch gegen bie Araber Wunder, 

„ Die Regierung läßt ben Termin für Kündigung bes Handels: 
vertragse mit England ablaufen, ohne von ihren Rechte, wie bie 
Schubzöllner verlangt hatten, Gebrauch zu maden. 


„ Senat: Debatte über bie Interpellation Maupas. 

Hr. v. Maupas, eines der vorzüglichiten Werkzeuge des Stantsftreichs, 

überraſcht daß Haus und die Öffentlihe Meinung damit, daß er nicht etwa 
Wiederabſchaffung des im vorigen Jahre beichloffenen Preßgeſetzes, gegen das 
er geftimmt hatte, verlangt, ſondern den Raifer durch Einführung der Minifter- 
verantwortlichkeit den eingerifjenen Angriffen entzogen willen will. Er erblidt 
ion in der Minifterveränderung vom 17. Dez. die Beitrebung der Regie- 
rung, eine größere Gleichartigkeit (homogeneits) ins Minifterium zu bringen, 
denn vordem habe man nur Minifter, ſeitdem aber ein Minifterium gehabt 
mit einem wirklichen Präftdenten, der damit beauftragt fei, bei jeder wichtigen 
Gelegenheit das Gewicht feines Talents und feiner leitenden Autorität geltend 
zu maden. Bei diefer Gelegenheit vom Präfidenten unterbrochen, der ihm 
vorwirft, daß feine Vermuthung der Verfaffung zumider fei, und daß e8 eines 
Senatus-Confults bebürfe, um verantwortlidde Miniſter zu ſchaffen, beruft fich 
Hr. dv. Maupas auf das von ihm gewählte Wort „homogeneitd“, welches 
nur ein Einverftändniß, nicht aber eine Solidarität in ſich ſchließe, Er will 
im Intereſſe der Regierung ein Mittelding zwiſchen der abfoluten Unverant⸗ 
wortlichkeit der Minifter und dem von der Oppofition verlangten verantwort- 
lihen Minifterium, und er will dieß gerade, um die Regierung vor Angriffen 
zu ſchützen, die fie fouft bedrohen würden. Er weiſt auf die allgemeinen 
Wahlen für den gefeßgebenden Körper bin, und meint: man würde der Op⸗ 
pofition ihre hauptfächliches Argument des Angriffs benehmen, wenn man dieje 
Trage der minifteriellen Verantwortlichkeit in dem von ihm vorgeſchlagenen 
Sinne befeitige. Andere Senatoren erklären die Anregung für eine offenbare 
Verfaſſungsverletzung. Schließlich ſyricht fih auch Rouher dagegen aus, 
beruft ſich auf die Geſchichte der Reſtauration und der Juli⸗Monarchie, um 
die Miniſterverantwortlichkeit zurückzuweiſen und erklärt ſich zugleich gegen 
alle Maßregeln, die auf ein ſolches Ziel hinwirkten. Die Kammer geht dar- 
auf über die Interpellation zur Tagesordnung. 
„  Gejetgeb. Körper: Die Commiſſion bringt ihren Supplementar: 
bericht (Du Miral) über den DBertrag ber Stabt Paris mit bem 
Credit foncier ein. Die Commiflion hat ſchließlich dem Staatsrath 
nachgegeben. 

Art. 1. Der zwiſchen der Stadt Paris und der Geſellſchaft des Credit 
foneier, in Gemäßheit des Beichluffes des Gemeinderaths vom 2. Dec. 1867, 
abgejchlofjene Vertrag wird genehmigt, mit der Modification, daß die Rück⸗ 
zahlung der Summe von 398,440,040 Fr. 24 Cent., welche die Stadt ſchul⸗ 
det und welche durch die dem Credit foncier cedirten Rentenjcheine renräfent rt 
it, auf 40 Jahre, ftatt auf 60, vertheilt werden wird, vermittelt Zahlung 
bei jedem Semefter, für Capital und Intereſſen von 11,820,047 Sr. 5 Cent. 
Die Halbjährlichen Zahlungen werden an jevem 81. Yuli und jedem 31.% an, 
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Rottfinden. Zugleich wird genehmigt ber, in Gemäßheit des Beſchluſſes des Ge- 
meinderaths v. 10. Juli 1868, zwiſchen der Stadt Paris und dem Credit foncier 
abgeſchloſſene Vertrag, zum Zweck der an den betreffenden Verfalltagen zu leiſten⸗ 
ven Zahlung: 1) der andermweitigen Berbindlichleiten, melde die Stadt gegen 
verſchiedene Eonceflionäre von Arbeiten im Relaufe von 54,502,965 Fr. 25 Gent. 
übernommen hat; 2) der Ankaufspreiſe von Immobilien im Belaufe von 
12,642,190 Er. 43 Eent.; 3) der Zinfen, welche jene zwei Summen, die einen 
Geſammtbetrag von 67,835,155 Fr. 68 Cent. ergeben, vom 31. Yan. 1869 
abtragen werden. Die Rüdzahlung an ten Credit foncier dieſer Summe 
von 67,335,155 Gr. 68 Gent. erfolgt in 39 Jahren vermittelft 78 halbjähr⸗ 
licher Zahlungen von je 2,018,319 Sr. 5 Ernt., ven denen die erſte am 
31. Juli 1869 zu leiften if. Urt. 2 (nen). In Zulunft wird das außer 
ordentliche Budget der Stadt Paris zunädft von dem Municipalrath bewilligt 
und dann dur ein Geſetz genehmigt werden, Die endgiltige Regelung dieſes 
Budgets wird in derjelben Form ftattfinden. Art. 3 (neu). Tie in dem 
vorhergehenden Artifel enthaltenen Beltimmungen find auf die Stabt Lyon 
anwendbar. 

Aus den dem geſetzgebenden Körper voraelegien Documenten über die 
Etadt Paris geht hervor, daB bis 1848 Paris jährlih nur 50 Mill. ein- 
nahm und dabei Eriparnifie machte. 1858 beitrug die Schuld der Stadt 
75 Mill. wovon 25 Mil. auf 1848 und 50 Mil. auf 1853 ſelbſt Famen. 
In diefem Jahr (1853) wurde Haußmann Präfect, und die Stadt machte 
feit jener Zeit 945 Mil. Fr. Schulden, wovon jedoch ein Theil amortifirt 
wurde. Beute beträgt das regelmäßige Ausgabebudget der Etadt 224 Mill., 
wovon 46 Mi. für die Zinfen der Stabtihuld, und 16 Mill. für den 
Schufdentilgungsfonds bezahlt werben. 

14. Febr. Die Regierungeblätter tadeln lebhaft die Haltung des belgi- 
ſchen Cabinets anläßlih des von der dortigen Kammer gefaßten 
Beſchluſſes über das Geſetz betr. die Abtretung von Gijenbahnen 
unb verrathen nur zu beutlih ben Aerger über ben mißlungenen 
Verſuch eines erften Schritts zur thatſächlichen Annexion Belgiens 
vermittelt der Eijenbahnen. 


16. „ Erlaß des Minifters des Innern gegen den Mißbrauch bes 
Deriammlungsredts. | 

20. „ Die öffentlihe Meinung läßt fi von ben offiziöſen Blättern 
nicht in bie beabfidhtigte Leidenichaft gegen Belgien hineinheßen. 
Die unabhängigen Blätter fpredyen ſich übereinftimmenb und ohne 
Rückhalt gegen die Gelüfte der Offiziöſen und für Velgien aus. 

22. „Generalverſammlung ber Actionäre tes Credit mobilier: Der 
Vertrag, nach melden fi bie früheren Tirectoren, Pereire zc., gegen 
eine Eumme von ca. 36 Mill, welche fie zurüderftatten, von allen 
gerichtlichen Verfolgungen loskaufen, wirb unter heftiger Oppofition 
mit 184 gegen 130 Stimmen genehmigt. Die Verſchmelzung bes 
Mobilier und bes Immobilier ift fehr zweifelhaft geworben. 

22—26. „ Geſetzgeb. Körper: Debatte über die Parifer Finanzfrage. 
Die Oppofltion, an ihrer Spitze Thiers, greift die Wirthſchaft bes 
Baron Haufmann energifeh an, die Regierungsvertreter, Staatsrath 
Genteur und Minifter Forcade de la Roqueite, vertheidigen ihn 
nur ſchwach. Selbſt Calley de St. Paul (der Schwiegervater bes 
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Gen. Yleury) greift die Megierungsvorlage und bie Operation mit 
bem Credit foncier heftig an und erflärt gerabezu, daß ber Seine⸗ 
präfect und bie Minifter ben Kaifer täufchen. Rouber bleibt nichts 
anderes übrig, als den Seinepräfecten preiezugeben und felbit die 
Regierungsvertreter fo ziemlich zu besavouiren ; in Zukunft bürften und 
werben aber ſolche „Unregelmäßigfeiten” nicht mehr vorfommen. Tas 
durch allein gelingt es ihm, baß die Kammer einſtimmig beſchließt, 
ben Art. 1 ber Zorlage nochmals an bie Commiffion zur mar: 
beitung zurüd zu fchiden. Der Eindrud iſt aber body, daß bie 
Taiferlidye Regierung bez. ber Wirthichaft des Varon Haußmann eine 
ſchwere Niederlage erlitten babe. 


März Geſetzgebender Körper: Tie Commiffion genehmigt ben Vor: 


ſchlag Rouhers, den Vertrag der Etadt Paris mit dem Credit -foncier 
zu genehmigen, jedoch mit der gleichzeitigen Vollmacht, dieſe Operation 
in ein unmittelbare Stabtanfehen zu verwandeln, ſobald man bie 
günftige Zeit dazu gewonnen. 

Genatspräfident Troplong F. 

„Geſetzgeb. Körper: Der Antrag ber Commiffion wird angenom⸗ 
men und bagegen derjenige ber Oppofition, die Etabt zu einem jo: 
lortigen birecten Anlehen behufs Löfung aller ihrer Verbindlichkeiten 
gegen ben Credit foncier zu verpflichten, mit 147 gegen 97 Stimmen 
abgelehnt. 

Um dieſes Ergebniß zu erzielen, hat die Regierung den Außerften morali« 
hen Drud auf die verſchiedenen Gruppen der bisherigen Majorität in Ans 
wendung bringen müflen. Der Sieg ift indeß nur ein formeller, der Ein- 
drud einer vollftändigen moralifchen Niederlage des Syſtems ein ganz allge 
meiner. Sowohl der Eeinepräfeet Haußmann als der Gouverneur des Credit 
foncier Fremy waren von der Regierung und ihren Vertretern, ſelbſt von 
Rouher und dem TFinanzminifler Magne ohne Umfchweife desavouirt und 
preisgegeben worden. Fremy war dadurch gendihigt worden, zu erklären, 
wenn e8 fein müſſe und die Kammer e8 verlange, werde er feinen Aciondren 
vorjehlagen, „die auf ungejegliche Weile erhobene Commiſſion (nicht weniger 
als 17 Mil. Fr.) herauszugeben”. 

„» Die längft angekündigte Broſchure Ollivier'd „der 19. Januar” 
erſcheint endlich. 


» Dfficidfe Verhandlungen mit Belgien. Der belgijche Geſandte 
in Paris geht nady Brüffel, ber franz. Geſandte in Brüffel, La 
Sueronniere, kommt nah Paris. 
„ 2a Gueronniere geht mit einer Note nah Brüffel zurück. Die 
Frage tritt erjt bamit in das Stadium offlcieller Verhandlungen. 
Beide Regierungen find inzwiſchen darüber einig geworden, die obſchweben⸗ 
den Fragen durch eine gemiſchte Commilfion unterſuchen zu lafien. Ueber die 
Grundlagen einer folchen Unterfuchung ift man jedoch noch nicht einig. Frank⸗ 
reich wunſcht als Ausgangspunft die von der Oſtbahn abgefchlofienen Ber» 


‚träge, was Belgien nicht zugeftehen will, 


» Geburtstag des kaiſerl. Prinzen, der nunmehr 13 Jahre alt ift, 


— 
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20: März. Geſetzgeb. Körper: Debatte über das. Contingentsgefeb. Die 
Negierung verlangt wie biöher feit 1866 100,000 Mann. Die 
Oppofition trägt barauf an, ihr nur 80,000 Mann zuzugefteben. 
Rede des Kriegsminifters Marſchall Nie. Der Antrag ber Oppo⸗ 
fition wird gegen bloß 24 Stimmen abgelehnt und bie Yorberung 
ber Regierung gegen bloß 15 Stimmen zugeftanben. 


Picard zur Unterflügung des Amendemenis der Oppofition: Ich will 
nicht Hoffen, daß die Regierung uns fagen wird, wir müßten aus reiner Con⸗ 
currenz mit Preußen in den NRüftungen fortfahren; denn das bieke uns auf 
ewig zum Militarismus verdammen. Nein, Frankreichs Einfluß beruht nicht 
auf der Zahl feiner Soldaten; was die Weberlegenheit der Völker ausmacht, 
das ift die Bildung, daß ift die Freiheit. Das vorliegende Geſet aber ift lediglich 
ein Gejeg des Militarismus, welches Leine andere Wirkung hat, als den materiellen 
Raten, welche ſchon auf dem Lande ruhen, noch die Laft der peinlichften Ungewißheit 
hinzuzufügen. Riel gefteht zunächſt zu, daß die Bildung der mobilen National» 
garde nur fo langſam vorwärts fhreite, weil viele Schwierigkeiten zu bejeitigen 
wären, daß jedoch die Organijation auf dem Papiere bereits vollftändig bes 
ftehe, daß man jeßt die Offiziere auswähle und fich nicht beeile, „weil man 
Zeit habe” und etwas BDauerhaftes liefern wolle. „Ich würde begreifen, daß 
man die permanenten Armeen nad einem langen Frieden in Frage flellen 
önnte, da die Handels» und anderen Beziehungen jo zu jagen die Grenzen 
unterdrüdt hätten. Ich würde begreifen, daß man dann jagen würde, dieſes 
Alles babe die Menjchheit zu einer Aera des Friedens hingeführt, und man 
müffe deßhalb die Militärausgaben verringern. Aber davon kann heute nicht 
die Rebe fein, wo wir befiegte Mächte und annectirte Völker vor uns haben. 
Wir jehen, daß die harten Nothiwendigfeiten des Krieges auf mehreren Völker⸗ 
ſchaften ſchwer laſten; wir jehen, daß andere Völfer bedroht find, ihre Selbft- 
ftändigfeit zu verlieren. Und in diefem Augenblide wollen Sie die perma= 
nenten Armeen abſchaffen; aber die permanenten Armeen find ja die beften 
Hilfsmittel gegen die Mikbräude der Gewalt.“ 


23. „ Das Amtsblatt veröffentlicht folgende Erflärung über bie franz » 
belgijhen Beziehungen: 

„sn Folge der Unterredungen, welche zwiſchen der Regierung Str. Mai. 
des  Kaifer3 der Franzofen und jener Sr. Mai. des Königs von Belgien 
ftattgefunden haben, find die beiden Gabinete über folgende Erklärung über- 
eingelommen: „Die Einbringung und Votirung des Geſetzes vom 23. Februar 
über die Abtretungen von Eifenbahnconceifionen haben in Frankreich zu Auf- 
fafjungen Anlaß gegeben, mit Bezug auf welche die k. belgiſche Regierung es 
ih zur Pflicht gemacht hat, Aufllärungen von einem ehrliden und durchaus 
freimüthigen Charakter na Paris ergeben zu laflen. Um ſich gegenfeitig 
einen Beweis ihrer herzligen und corbialen Gefinnungen zu geben und in 
dem Wunſche, die Interefien beider Länder zu verjöhnen, find die Regierungen 
von Frantreih und Belgien übereingelommen, eine gemilchte Commiſfion ein« 
zujeßen, welche damit beauftragt jein wird, die verſchiedenen bkonomiſchen Fra⸗ 
gen zu prüfen, die, fei es durch die beitehenden Beziehungen, ſei e8 durch 
neuerliche Entwürfe von Betrieb3-Eonceffions- Verträgen angeregt worden find, 
und deren Löfung geeignet wäre, die commerziellen und inbuftriellen Beziehun- 
gen zwiſchen den beiden Ländern zu regeln.” Die Börje nimmt die offizielle 
Erflärung nit ungünſtig auf und die offictöfen Blätter ſuchen den Triumph 
der franz. Politik in dem Zwiſchenfall als volfftändig darzuftellen. Die unab» 
hängigen Blätter finden dagegen die vereinbarte Note auffallend wortkarg und 
reſervirt; fie conflatire bloß, was ſchon Jedermann befannt war, daß nämlich 
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die gemiſchte Commiſſion die verſchledenen Donomifgen Fragen, die mit ben 
bisherigen Beziehungen beider Länder und ſpeciell mit den neueſten Eiſenbahn⸗ 
verträgen zufammenhängen, zu prüfen und fie im Sinne der Erweiterung 
diefer commerziellen und induftriellen Beziehungen zu löſen haben werde. Aber 
fie laſſe auch nicht entfernt errathen, was aus den von der Oftbahn abges 
ſchlofſenen Sonventionen werden Tolle 

23. März. Der Staatsrath, unter dem Vorſitze des Kaifers felbjt in ben 
Tuilerien außerorbentlih verfammelt, beichließt nad) einer Nebe bes 
Kaijers bie Abſchaffung ber Arbeiter-Dienftbücer. 

Die Reve des Kaiſers behandelt die Maßregel als eine große ſociale Maß⸗ 
regel. Die öffentlide Meinung ift mit derfelben ganz einverftanden, kann 
aber nicht finden, daß die Abichaffung der Arbeiterblider zu einer Haupt⸗ 
und Stantsaction gerade geeignet geweſen fei. 

31. „—1. April. Geſetzgeb. Körper: Debatte über bie Interpellation 
des Daron David bez. firenger Anwendung bes Wahlgeſetzes in 
allen Fällen, wo Beftehung ber Wähler nachgewiejen werben Tann, 
und über bie Snterpellation Picarb über bie Becinfluffung ber 
Wahlen durch die Regierung und gegen bie officiellen Candidaturen. 
Die Regierung erklärt entſchieden, das Syſtem der letztern aud 
fernerbin aufrecht erhalten zu wollen. 

Der Minifter des Innern Forcade führt namentlih aus, daß die Res 
formen vom 19. Januar für die Regierung durchaus nicht die Nothwendigkeit 
nach fich gezogen hätten, das Syftem der officiellen Ganbidaturen aufzugeben. 
(Sehr gut! auf den Bänken der Majorität.) Die Regierung habe dieſe Re⸗ 
formen unter der Mitwirkung der Majorität durchgeführt; fie wolle der Kam⸗ 
mer treu bleiben, ſowie diefe ihrer Politik treu geblieben wäre. (Neuer Beifall 
der Majorität.) Nur wolle fie auch neue Elemente in die Landesvertretung 
einführen, Männer von gutem Glauben, welche daß Kaiſerreich als eine fort« 
ſchrittliche Regierung zu unterftügen bereit wären. Ste werde daher gewiſſe 
Sandidaturen dießmal nicht befämpfen, denen fie früher ihre Zuftimmung ver« 
ſagt Hatte; Neutralität werde fie jedoch nur in außerordentlichen Fällen beob⸗ 
achten, 3. B. da, wo NRegierungsfreunde don verſchiedenen Graben fidh die 
Candidatur ftreitig machen oder wo die Regierung nicht zu beforgen hat, daß 
fie durch ihr Fernbleiben den Erfolg der oppofitionellen Gandidatur ermög- 
lichen könnte. Diek als allgemeines Programm vorausgeſchickt, entwidelt der 
Minifter die gouvernementale Theorie: das Syſtem der officiellen Sandidaturen 
wäre nicht bloß von dem Kaiſerreich, jondern von allen Negierungen ohne 
Ausnahme practicirt worden ıc. 

2.—6. April. Geſetzgeb. Körper: Oeneraldebatte über das Budget für 
1870. Rede des Hrn. Thiers für Nevifion der Verfaſſung und für 
Einfegung eines verantwortliden Minifteriums: 

Thiers eröffnet die Generaldebatte: Er glaube eine Pflicht gegen fi 
und gegen das Land zu erfüllen, wenn er das Budget zum Ausgangspunft 
allgemeiner politifcher Betrachtungen made. Er beftreitet nicht die Foriſchritte, 
welche in freiheitlicher Richtung erzielt worden ſeien; aber auf der anderen 
Seite ſei man aud (3. B. dur die Abſchaffung der va zurüdgegangen 
und jedenfalls jei das volle Maß der Freiheiten, welche er jchon einmal ala 
„nothwendige“ harakterifirt Hat, nicht errungen. Er äußert fi bei dieſer 
Gelegenheit iiber die jogenannten alten Parteien. Ohne Zweifel gebe es ſolche, 
fie jeien die natürliche Folge der zahlreichen Revolutionen, welche Frankreich 
jeit 1789 erfahren hat; jei es aber darum unmöglich, zwilchen diefen Barteien 
eine höhere Einheit, ein gemeinfames, den Bebürfniffen des ganzen Landes 
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eniſprechendes Programm, welches unter allen Dynaſtieen ausführbar wäre, 
zu finden? Dieſes Bindeglied ſei nach feiner Meinung eben das Anftreben 
jener nothwendigen Freiheiten, die er nun wieder aufzählt: Die individuelle 
Freiheit, die Preßfreiheit, die Tyreiheit der Wahlen, die parlamentarifche Re 
nierung. Wenn man diefe Freiheiten bewillige, jo müfle die Oppofition fie 
legal und ohne Hintergedanfen annehmen, Männer von gutem Glauben und 
geſundem Sinne dürften Feine dynaſtiſchen Nebenzwecke verfolgen, denn das 
hieße das Land den Syftemen opfern. Wlan werde einwenden, daß Frank—⸗ 
reich ja im Bei diefer nothwendigen Freiheiten wäre. Das ſei nicht wahr. 
Die individuelle Freiheit werde noch durch zahlreihe Mißbräuche, namentlid 
dur die Beibehaltung gewiſſer Beitimmungen des Sicherheitsgefehes beein⸗ 
trächtigt („Manöver im Innern‘, Affaire Baudin, Affaire Seguier, welde 
in Form von Unterbrehungen mit großer Heftigfeit von Jules Favre und 
Picard citirt werden.) Die Prekfreiheit habe unverlennbare Fortſchritte ge 
macht; aber die zahlreichen Preßprozeſſe, welche an die Stelle der Verwar⸗ 
nungen getreten wären, jeien ebenfalls eines freien Landes unwürdige Erfchei- 
nungen. Das Preßgeſetz, da ein folches nun einmal nothwendig fe, müſſe 
kurz fein; einige Beſtimm ungen zum Schuß der Öffentlichen Sitte, der Perſon 
des Souveräns gegen Beleidigung und der Bürger gegen Berleumdung; Ab⸗ 
urtheilung dur Geſchworne; möglichſt feltene Einleitung von Preßprozeſſen. 
Die Wahlfreiheit fehle aber ganz und gar (Lärm); an ihrer Stelle Habe 
man das „dirigirte äffentlide Stimmrecht‘, und da man die Städte nicht 
dirigiren könne, jo erftide man fie durch das fladde Land und verſtümmele 
fie dur willfürlihe Verlegung der Wahlbezirke: To laſſe man gewaltfam 
Marjeille mit Aix und andere bis auf 18 Lieues davon gelegenen Ortichaften, 
Nimes mit dem 17 Lieues entfernten PBont-Saint-Esprit, Toulouſe und Bor» 
deaur ebenfalls mit Gemeinden ſtimmen, welche bis auf 24 Lieues von ihnen 
entfernt find. Unter dieſen Umftänden bleibe die Wahlurne oft zwei Tage 
lang unbewadgt in den Händen der Negierungdorgane (Lärm). . Zu alle dem 
trete nun der ungeheure Einfluß, welchen die Gentralifation der Regierung 
in die Hand gibt und den fie in einer Weife außbeute, die dieſes an fi), wie 
er glaube, wohlthätige Princip compromittire. Der Redner entwidelt weiter 
die Unzulänglichkeit der dem Parlament zuftchenden Freiheiten (mangelnde Initia⸗ 
tive, Ernennung der Präfidenten durch die Regierung, bedingtes Interpellations⸗ 
recht) und gelangt endlich zu dem Poftulat verantwortliger Minifter, 
ein Thema, welches er mit Nüdficht auf das Verbot, die Verfaſſung zu dis» 
cutiren, bald wieder verlaffen muß. Staatsminifter Rouher bemerkt ihm: 
täglich die Verfaffung zu dißcutiren, das hieße geradezu die Revolution in 
Permanenz erflärn. Thiers: Nicht wir decretiren die Revolution, fondern 
Sie arbeiten ihr in die Hände. Juſtizminiſter Baroche: Sie prophezeihen 
den Umfturz und verleugnen Ihre ganze Vergangenheit. Thiers: Wenn es 
dem Herrn Siegelbewahrer gefällig ift, meine Vergangenheit und die feinige 
anzurufen, jo glaube ich, daß ich ven Vergleich aushalten könnte. (Lärm.) 
"Redner ſchließt: Blicken Sie um fih! Wenn war die Welt jemals unruhiger 
und beunruhigter? Wer hat diefe Situation geſchaffen? Nicht wir. Welchen 
Entſchluß wird Frankreich für die nächften Ereigniffe faflen? ch weiß es 
nicht. Aber wenn ich einen Rath geben dürfte, jo riethe ich zum Frieden und 
daß es nur durch unerträgliche Anjchläge geziwungen zum Schwert greifen 
folte, nur dann, wenn e8 die Zuftimmung und damit die Bundesgenofien- 
Ichaft der Welt beſäße. Nun denn, Frankreich darf nicht der Gefahr ausge- 
jegt fein, eines Morgens damit überrafcht zu werden, daß feine Kinder Befehl 
erhalten, an die Grenze zu marſchiren. Die Freiheit bedeutet aljo unter den 
gegenwärtigen Umftänden, daß es die Nation ift, welche diefe Enticheidung 
über Krieg und Frieden treffen fol. Ihr Necht auf die Freiheit ift Klar wie 
die Sonne. Es ift ihr Recht und zugleich ihr theuerftes Intereſſe, das Inter⸗ 
je ihrer Exiſtenz. (Bewegung. VLebhafter Beifall links.) Staatsminifter 
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Rouher kann nicht genug bedauern, daß man nach jechsjähriger geſetzgebe⸗ 
riſcher Thätigkeit nicht milde werde, noch in den letzten Augenbliden ver Seſ⸗ 
fion an den Grundfeften der Verfaſſung zu rütten. „Ya, Sie haben Redt: 
für den Yortichritt dee Giviltfation, für die Entwidlung der freifinnigen Ein» 
richtungen, der Größe des Landes und der ganzen Welt ift der Friede eine 
gebieterifche Nothwendigfeit und die Regierung bemüht fi um feine Aufrecht- 
haltung mit der eifrigften Sorgfalt. Aber glauben Sie, daß eine Rede, wie 
die jo eben gehaltene, geeignet ift, im Auslande eiferfücdhtige Leidenſchaften zu 
beſchwichtigen und Achtung vor unſerm Lande einzuflößen ? (Beifall). Das ift 
nicht die Bahn des Yortichritts, fondern die der Revolution.” Rouher ent« 
widelt nun, wie alle die von dem Vorredner begehrten Tyreiheiten in vollen 
Maße eriftiren. Die Regierung wolle das allgemeine Stimmredt nicht diri⸗ 
giren, fondern aufllären; die Wahrheit fei, daß fie das Vertrauen der Maſſe 
beige und daß, namentlich in den Bandbbevöllerungen, der Eultus der napoleo⸗ 
niihen Legende unvertilgbar wäre „Wenn ih um mid blide, jo finde ich, 
daß die Regierung für den Foriſchritt der Freiheit mehr gethan hat, als ir⸗ 
gend eine andere Regierung. Warum? Weil fie von der Ordmmg ausgegan⸗ 
gen ift, um zur Freiheit zu gelangen. Diejenigen, welche von der Revolution 
außgehen, gelangen nur zum Abgrunde. Schreiten wir alfo auf unferer 
Bahn fort, verfolgen wir muthig unſere Aufgabe, ohne beftändig an den 
Grundlagen des Gebäudes zu rütteln; arbeiten wir auch ferner durch unfere 
Einigkeit an dem Gedeihen des Landes. Eine billigere Zukunft wird anerken⸗ 
nen, daB wir rechtſchaffene und dem Lande ergebene Männer waren. Ind 
wenn Sie, meine Herren, wieder vor Ihren Wählern erjcheinen werden, o, 
dann bin ich ohne Sorgen. Sie werden begreifen, auf weldher Seite die Bere 
nunft m der Fortſchritt zu finden find.“ (Anhaltender Beifall der Ma⸗ 
jorität. 


2. April. Der belgiihe Minifterpräfident Froͤre-Orban langt behufs ber 
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weiteren Unterhandlungen über bie fchwebende Differenz perſönlich 
in Paris an. 

„Geſetzgeb. Körper: Budget, Etat des Cultus⸗ und Unterrichts: 
Ein Antrag, für Penfionen ausgebienter Schullehrer nad vierzig 
Jahren Dienftzeit einen Zuſchuß von 250,000 Fr. zu bewilligen, 
wird von ber Negierung eifrig bekämpft und bleibt ſchließlich in 
ber Minderbeit. 

Drei Minifter und mehrere Regierungscommifläre erheben fi, um ben 
Staat gegen die Aufbürdung einer ſolchen Laſt zu vertheidigen. Der Yinanz- 
minifter und der Präfident des Staatsraths beſchwören die Kammer, die 
Finanzen nicht Leichtfinnig oder Iaunenhaft zu ruiniren, ſelbſt der Unterrichts⸗ 
minifter bricht fein bisherige Schweigen, um die Kammer in die Alternative 
zrotfchen dem Ruin der Finanzen oder dem Elend der alten Schullehrer zu 
ftellen. Er bedauert es, daß die ihm bewilligten 500,000 Br. nicht aus⸗ 
reichen, um einem Schullehrer nad 40 Dienftiahren eine Unterftügung von 
1 $r. per Tag zu gewähren; aber der Staat fer eben zu arm dazu, Den⸗ 
noch finden fih 90 Stimmen für den Antrag, aber auch ebenjo viele dagegen. 
Es wird bemerkt, daß von der Regierung gleichzeitig mehrere Millionen als 
Theuerungszuſchuß für die Pferde der Cavallerie gefordert werden. 


„ Geſetzgeb. Körper: Budget, Etat des Cultus: 

Dllivier will im Hinblid auf das bevorſtehende dcumeniſche Concil 
folgende Fragen an Hrn. Baroche richten: 1) Werden die franzöftichen 
Biſchöfe ermächtigt werden, fi ungehindert zu dem Concil zu begeben ? 
2) Werden fie fi zuvor mit der Regierung Über die Haltung verftändigen, 
die fie in allen das Verhältniß des Staates zur Kirche betreffenden Fragen 
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zu beobachten Haben? 8) Wird die Regierung ſelbſt ſich auf dem Concil 
durch Legate und Boiſchafter vertreten laſſen? Jufliz- und Cultusminiſter 
Baroche: Auf die erſte Frage antworte ich unumwunden: Ja. Auf die 
zweite Frage: Wir achten zu ſehr die Mitglieder des Episcopats, um einen 
Druck auf ihre Entſchließungen üben zu wollen; fie werden ſich mit ihrem 
Patriotismus, ihrer perjönlihden Würde und ihrer Unabhängigkeit zum Concil 
begeben. (Lebhafte Zuftimmung). Die dritte Frage bildet noch den Gegen⸗ 
ftand von Berathungen; die Regierung braucht im Monat April noch feinen 
Entſchluß zu faflen wegen eines Ereigniſſes, welches ft im Menat Dezember 
eintreten jol, Ollivier erklärt fi mit den erften beiden Antworten zufrie 
den; diefelben laſſen feiner Meinung nad) auf nichts Geringeres als auf bie 
Abſchaffung der organischen Artikel des Koncorbats ſchließen. Baroche br 
ftreitet dieſe Auffaflung: die Rechte Frankreichs würden auch nach dem Concil 
unverjehrt bleiben. Jules Favre: Das wird die Tremung der Kirche vom 
Staate fein; wir werden fie dankbar annehmen. Picard: Die freie Kirde 
in dem nicht freien Staate! (Heiterkeit links.) 


9—10. Apr. Geſetzgeb. Körper: Vudget, Auswärtiges: kurze aber bebeu: 


tungsvolle Debatte. Regierung, Majorität und Oppofition erklären 
fih aufs beftimmtefte und unumwundenſte für Bewahrung des 
Friedens, freilid immerhin nur unter fehr bejtimmten Vorausſetzun⸗ 
gen bez. Preußen. 


Der Minifter des Auswärtigen, Lavalette, weiß gleih Eingangs der 
Debatte mit Gewandtheit und Selbftgefühl auf die von Thier3 mit einem 
um fi greifenden Erfolg in Scene geſetzte Minifterverantwortlichleit anzu⸗ 
ipielen, um feine individuelle Verantwortlichkeit für die auswärtige Politik, für 
die Erhaltung oder Gefährdung des Friedens einzujegen. (So emancipirt fich 
ein Minister nach dem andern von der Advocatur des Staatsminifters. Herr 
Rouher fieht feine Rolle vermindert, ja bereits überflüffig gemacht. Das 
Staatsminifterium befteht nur noch durch die bedeutende Perjönlichkeit des 
Staatsmannd, der die Kammer mehrere Jahre lang beherriht und auf alle 
wirthichaftliden Tragen einen maßgebenden Einfluß ausgeübt hat. Einer un⸗ 
abhängigen Kammermehrheit würde es jehr leicht fein, durch eine oppofitionelle 
Abftimmung die individuelle Minifterverantwortlickeit ohne Solidarität des 
Gabinets thatfählih auf die Probe zu flellen. Frelid am Tag, mo fie be» 
fteht, hat da8 Kaiſerthum, wie es ift, zu fein aufgehört. Daran läßt fich die 
Umwälzung ermeſſen, welche aus den bevorftehenden Wahlen hervorgehen 
fann.) Bon entjcheidender Wichtigkeit ift die augenfcheinliche Hebereinftimmung 


des Minifters, der Oppofition und der öffentligen Meinurig bez. der Leitung 


der auswärtigen Politik. Der Friede wird alljeits auf das eindringlichfte 
betont. Die ganze Kammer, im Einklange mit der Öffentlichen Meinung, 
will den Frieden, und für die Negierung wird die Tyriedenspolitif ein Wahl- 
manöver, eine Hauptbedingung ihres Erfolgs bei den Wahlen. Der Minifter, 
Jules Favre und Thiers find einig bezüglich des theuer erfauften Parifer 
Friedens, welcher die Integrität der Türkei und die Selbftändigfeit der Pforte 
wahren fol. Die letzten Eonferenzen zur Begleichung des griechiſch⸗türkiſchen 
Conflikis werden der Regierung alljeits als ein Verdienſt und ein Erfolg an⸗ 
gerechnet. Das Einvernehmen zwilchen Florenz und den Tuilerien ergibt ſich 
aus den Worten des Minifters mit Gewißheit; Dagegen bleibt es zweifelhaft, 
ob die franzöfiihe Räumung Roms vorbereitet wird, jedenfalls noch nicht, ſo⸗ 
lange die Wahlen eine größere Schonung der ultramontanen Einflüfje erhei- 
chen. Die Nichteinmiſchung in Deutichland wird einftimmig proclamirt, jedoch 
mit Vorbehalten. Mit Feſtigkeit jegt der Minifter der Nichteinmiſchung eine 
Grenzlinie, und betont er eine Begrenzung durch die Autonomie der ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten, Thiers fpricht den für alle politiſchen Kreife Frankreichs maß⸗ 
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gebenden Gedanken in der deutihen Frage aus: er hofft auf den in Deuiſch⸗ 
land fih kundgebenden Widerſtand der füberativen Ueberlieferungen, Errungen⸗ 
ſchaften und Tendenzen gegen die preußiſche Ginheit und glaubt, Preußen 
werde dadurd) innerhalb der Schranten des Prager Friedens erhalten werben 
und die deutſche dee werde der Disciplin und dem Militarismus Preußens 
täglich größere Hinderniſſe bereiten, jo daß die deutſche Bewegung durchaus 
noch nicht als unaufhaltiam betrachtet werden Tann. In jenen Eigenthlims 
Jichfeiten des deutſchen Nationalgeiftes erkennt er einen Bundbesgenoflen der 
franzöfiichen Politik, begreift jedod, daß jener Bundesgenoffe nur fo lange 
befteht , als Heine franzöfiiche, den Rationalftolz verlegende, Cinmengung 
Deutichland Preußen völlig in die Arme treibt. Daher die Yriedenspolitif, 
wie fie fich feit länger als einem Jahr aus dem Gabinet des Hrn. Thiers in 
alle politiſchen Kreije verbreitet. Die Friedenszuverſicht des Minifterö beruht 
jedo auf der Ueberzeugung, daß Preußen das größte Intereſſe und den aufs 
richtigen Willen habe, Frankreich die auf jene Bedingungen geftellte Erhaftung 
des Friedens zu ermöglichen. 


12. April. Der Kaifer richtet einen Brief an ben Staatsminifter Rouher: 


13. 


er wünſcht, daß der nächſte 15. Auguft, als ber Hundertjährige 
Geburtstag des Kaiſers Napoleon dadurch gefeiert werde, daß von 
da an jebem Soldaten der Republik ober bes Kaiſerreichs eine jährs 
Tihe Benfion von 250 Tr. ausgelegt werbe: 

„Diefe Lange Periode hat viele Ruinen aufgehäuft, aber die große Geftalt 
Napoleons ift aufrecht geblieben, und fie ift es noch, die uns leitet und bes 
ſchützt und die mich aus Nichts zu Dem gemacht, was ih bin. Den hunderts 
jährigen Geburtstag des Mannes zu feiern, welcher Frankreich die große 
Nation nannte, weil er darin jene männlichen Tugenden eniwickelt hatte, welche 
Reiche gründen, ift für mich eine heilige Pflicht, an welcher das ganze Land 
fih wird betheiligen wollen.“ 

„ Senat: Debatte über ben Vertrag ber Stabt Paris mit bem 
Credit foncier. 

Der Bericht der Commiſſion (Delangle) ſpricht die ſtädtiſche Verwaltung 

nicht nur kurzweg von jeder Unregelmäßigfeit frei, ſondern glorifizirt fie jos 


gar noch. Darauf geſtützt vertheidigt Hr. Haußmann ſeine Verwaltung 


mit großem Eifer und Nachdruck gegen die Angriffe, die ſie im geſetzgeb. Kör⸗ 
per erlitten hatte und theilt mit, daß er einen Augenblick daran gedacht habe, 
den Raifer um feine Entlaſſung zu bitten, von diefem Entihluß aber zurück⸗ 
gekommen fei, weil er es für jeine Pflicht halte, daS begonnene Werk auch zu 
Ende zu führen. „Aber“, jagt er zum Schluß, „welches auch der Augenblid 
fein möge, wann ich das Stadthaus verlafen werde, ich werde aus demfelben 
fortgehen mit erhobenem Kopf und unerſchüttertem zen, überzeugt als 
Mann von Ehre gehandelt und als treuer Diener mit Muth und Entichloffen- 
heit meine Pflicht erfüllt zu haben“. Im Verlauf der Debatte wird die Boden⸗ 
creditanftalt in ihrem Verkehr mit dem Seinepräfecten vom Senat freigefprochen, 
Nachdem Hr. Delangle als Beriiterftatter und Generalproceurator am Cafja- 
tion8hof Die juriftiiche Frage zu Gunften der Anftalt entſchieden hatte, wird über 
ihren Gouverneur das Nihtihuldig vom Bankgouverneur Hrn. Rouland 
geſprochen. Doch muß derjelbe zugeben, daß Unregelmäßigfeiten, Abweichun⸗ 
gen von den Statuten flattgefunden hatten. Wber e8 war dieß ein Irrthum, 
welchen namentlich auch Hr. Rouher getheilt und autorifirt Hatte Hr. Rous 
her glaubt diefen Hieb nicht pariren zu müſſen. 

Die Rede des Seinepräfeeten läuft auf einen ähnlichen Irrthum hinaus, 
Man hatte fi in den Wahrſcqheinlichkeilsberechnungen geirrt. Daher die 
Rothwendigfeit von Ereditoperationen, welche über die firenge Gefeglichkeit 
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hinausgingen. Aber e8 fand über Haukmamı fein verantworilicher Minifter, 
welcher der Bariler Wirthſchaft Schranken gejegt Hätte. Präfeet und Miniiter 
dedien ſich mit der Berantwortlichleit des Kaijers, der alles gewollt und gelobt 
hat. In diefem Spftem Liegt das Uebel, das ſchließlich ſogar die Kammer- 
mebrheit fat zur Empörung trieb. Der Seinepräfect jelbit Ieugnet daS Uebel 


nit, Er rühmt fi, zuerfi und vor Jahren die Eontrole und dad Votum 


der Kammer für fein Budget verlangt zu haben. Aus ihm unbefannten 
Gründen konnte er mit feinem Berlangen nicht durchdringen. Baron Hauß- 
mann erklärt jeine Wirthichaft für unmöglich mit einem gewählten Gemeinbe- 
tath, und den Parlamentarismus für unverträgli mit großartigen und ſchö⸗ 
nen Leiftungen. Aber er beanfprucht feine perjönliche Berantwortlichleit vor 
der Kammer, die freilich nichts mehr zu coniroliren hat. 

Der Senat erflärt ſchließlich mit 116 gegen 1 Stimme (Car: 
dinal Matthieu), daß er fih der Promulgirung bes Geſetzes nicht 
wiberfeße. 

GSefeßgeb. Körper: Budget: die Kammer nimmt alle Kapitel bes 
Militärbudgets unverändert an. 


14. April. Belgiſche Eonferenz: Der belgifche Minijter FroͤreOrban macht 


17. 


19. 


24. 


26. 


27. 


einen Vorſchlag behufs Löſung der eingetreten Differenz. Die offi⸗ 
ciöſe Preſſe erklärt denſelben für unanuehmbar. 

„ Geſetzgeb. Körper: Budget, Handelsminiſterium. Die Schutz⸗ 
zöllner verlangen Aufhebung des Handelsvertrags mit Velgien wegen 
ſeiner verderblichen Wirkungen auf die Induſtrie der Norddepartements. 
Der Handelsminiſter Greſſier ſagt wenigſtens die Aufhebung der 
temporären Zulaſſungen zu, wenn dieſelben Urſache des Schadens 
ſeien. Thiers verlangt eine Enquete darüber. 

„Belgiſche Conferenz: Frère-Orbau dringt auf eine feſte Grund⸗ 
lage für die Berathungen der Commiſſion und verlangt zu dieſem 
Ende ſchriftliche Vorſchläge von Seite Frankreichs. 

„Die Wahlagitation für die herannahenden Wahlen zum geſetzgeb. 
Körper nimmt immer größere Dimenſionen an. 

„Der Geſetzgeb. Körper nimmt das ganze ordentliche Budget für 
1870 und fofort auch einen Theil bes außerorventlihen an. 

„ Belgiſche Sonferenz: Die Verhandlungen Froͤre-Orbans mit ber 
Regierung find ind Stoden gerathen. Froͤre will zurüdreifen. 
Froͤre conferirt mit dem Kaifer ſelbſt. Eine neue Bafis ſcheint ge: 
funden. Froͤre verſchiebt jeine Abreije mwieber. 

Geſetzgeb. Körper: Der Reft des außerorbentlihen Budgets für 
1870 wird genehmigt und ebenfo das Militärpenfionsgefeg für 
die napoleoniſchen Veteranen (gegen nur 6 Stimmen), Schluß 
ber Sefjion. 

„ Belgiihe Conferenz: Der Minifter des Ausw., Lavalette, und 
ber belgiſche Minifterpräfident und Finanzminifter Frere-Orban un: 
terzeichnen ein Protokoll bez. bet Ernennung einer Commiſſion und 
ber Berhanblungsgrundlage derſelben: 


— 
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Protokoll. „Um den gegenwärtigen Stand der zwiſchen ber franzöfi⸗ 
ſchen Regierung und dem Brüffeler Cabinet eingeleiteten Unterhandlung zu 
präcifiren, haben die Unterzeichneten nachfolgendes Protokoll aufgenommen : 
Herr Froͤre⸗Orban erinnert daran, daß prineipielle Gründe der Genehmigung 
der von der Dftbahn, der Grand⸗Luxembourg-⸗Gejellſchaft und der Gefellichaft 
für den Betrieb der niederländiſchen Bahnen entworfenen Verlräge durd die 
belgijche Regierung im Wege ftehen. Er bezieht ſich in biefer Hinſicht auf die 
mündlichen nnd ſchriftlichen Erklärungen, welche er abgegeben hat. Hr. Froͤre⸗ 
Orban führt hierauf aus, daß die belgiiche Regierung, von dem lebhaften 
Wunſche befeelt, zwiſchen Frankreich und Belgien ‚die freundfchaftlichiten Be⸗ 
jiehungen zu unterhalten und den Handelsverkehr zwiſchen Frankreich, Belgien 
und den Niederlanden zu erleichtern, der Organifation der in den Conventio⸗ 
nen erwähnten directen Dienfte ihre eifrigfte Mitwirkung leihen werde, indem 
die Tranfitzüge für den Localdienſt beftimmt werden können. Herr Frore⸗ 
Orban überreicht hierauf dem Hrn. Marquis dv, Lavalette einen Entwurf, 
welcher in dem eben bezeicäneten Sinne verfaßt if. Hr. Marquis v. Lavalette 
glaubt, daß die günftigfte Löſung nicht in der unbedingten Genehmigung der 
vorliegenden Gonventionen liege, fondern in neuen Verträgen über den Betrieb 
der Gejammtheit oder eines Theil der Linien des Grand-Luxembourg und 
der Lüttich⸗Limburger⸗Geſellſchaft, welche Verträge mit allen Bürgjchaften ber 
Gontrole, der Ueberwachung und der Landeshoheit, die der belgiichen Regie⸗ 
rung unftreitig zuftehen, umgeben werden könnten. Indeß wäre der Herr 
Marquis von Lavalette glüdlih, daſſelbe Refultat mit Hilfe der von Hrn. 
Frere-Orban dargebotenen Mittel erzielen zu Können, und er erklärt, daß bie 
faiferliche Regierung, bon den Gefühlen der aufrichtigften Herzlichkeit gegen 
Belgien geleitet und ausſchließlich darauf bedacht, den dconomifchen Intereſſen 
die ihnen gebührende Ausdehnung zu geben, es annehme, zu unterfuchen, ob 
der von der belgischen Regierung vorgelegte Entwurf dem Gebanten, welchen 
er bezeichnet, auch entiprehe. Demnach find die Herren Frere-Orban und 
Marquis von Lavalette übereingelommen, zu diefem Zweck eine gemijchte 
Commiſſion zu ernennen, welche für jedes Land aus drei in einer Frift von 
vierzehn Tagen nad) Unterzeichnung diejes Protofoll8 zu ernennenden Mit- 
gliedern beftehen ſoll. Geſchehen zu Paris, in zwer Exemplaren, den 27. April 
1869. (Gez.) Lavalette. Froͤre⸗Orban.“ 


27. April. Ein kaiſ. Deeret beruft die Wähler auf den 23. Mai behufs 


29. 


2. 


der Neuwahl des geſetzgeb. Körpers. 


„Froͤre-Orban wird vom Kaiſer in Abſchiedsaudienz empfangen 
und kehrt hierauf nach Belgien zurück. 


„ Wahlagitation in Paris und in ben Provinzen. Die Belchrun« 
gen zu liberaleren Anſchauungen mehren ih. Der Wind ift ent: 
Ihieben gegen die Fortdauer des perjönliden Regiments. Der 
Moniteur:Daloz und der Gonftituttonel werben mehr und mehr 
beinahe Oppvfitionsblätter, die Trance und die Patrie fireben wenig: 
tens nad Unabhängigfeit. 0 


Mai. Beginn der freien Wahlverfammlungszeit (bis 5 Tage vor 


ben Wahlen). In Paris wirb davon ber ausgebehntefte Gebrauch 

gemacht. Die alten Republifaner von 1848 treten als Candibaten 

auf; gegen fie namentlih Olivier, der vom Kaifer dabei eifrig 

unterflügt wird. Das Intereffe concentrirt fih für Paris auf den 
| 22 
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Kampf ter „unverföhnlichen” und ber gemäßigten Republikaner 
perjönlih auf den Sieg ober bie Niederlage Ollivier's. 


10. Mai. Der Kaifer und die Kaiferin beiuden die landwirthſchaftliche 


14. 


18. 


23. 


Austellung in Chartres. Auf die Anſprache des Bürgermeiiters 
erwibert ber Sailer: 
„Ich habe nie die Aufnahme vergefleh, die ih vor 20 Jahren als Brä- 


fident in Chartres gefunden. Hier appellirte ich damals zum erften Male an 


Ihre Verſöhnlichkeit. Heute nach fiebzehn Sahren der Nuhe und des Wohl: 
ergehens führe ich diefelbe Sprache, aber mit mehr Autorität und Vertrauen. 
Sch lade die ehrenwerthen Leute aller Parteien ein, die Regierung auf ihrer 
freifinnigen Bahn zu unterftügen und die daB unerſchütterliche Werk des all- 
gemeinen Stimmrechtes bedrohenden Leidenfchaften zu befämpfen. Ich zmeifie 
nicht, daB das Volk bei den bevorftehenden Wahlen würdige Männer mit der 
civiliſatoriſchen Miffion betrauen werde. Ich rechne auf die Bewohner Char- 
tre8, weil fie einen Theil jener acht Millionen Franzoſen bilden, Die mir 
Ihon dreimal ihre Stimme gaben und von glühendem Patriotismus befeelt 
find, Wahre Baterlandgliebe ift die beite Garantie für Ordnung, Fortſchritt 
und Freiheit. 


„ Frankreich und Belgien ernennen ihre Delegirken zu ber gemein: 
famen Commiſſion. . 

„Schluß der Periode der freien Wahlverſammlungen. Thiers 
erläßt erft jebt ein Wahlprogramm, in bem er bie nothiwendigen 
dreiheiten verlangt und als Krönung derſelben die Minifterverant: 
iwortlichfeit, „die alle Freiheiten in ſich enthält.” 


» Allgemeine Neuwahl zum gefeßgebenben Körper. Die Regierung 
bat dabei das Syſtem der officiellen Sandidaturen nicht aufgegeben: 
wo ein irgendwie sppofitioneller Candidat auftritt, wirb der Can- 
bibat der Regierung wie bisher mit allen nur mögligen Mitteln 
bon ihr unterftüßt und nur ba bleibt fie ncutral, wo die an: 
bidaten ſämmtlich den verjchiebenen. Nuancen ber Regierungspartei 
angehören. 

Relultat: Der Imperialismus erleidet in den drei größten Stäbten, 
Paris, Lyon und Marfeille, eine totale Niederlage und unterliegt auch in den 
meiften der Übrigen großen Städte Die ſog. „alten Barteien” erleiden in 
Paris und in den Departements entichievene Schlappen. Die bisherige Ma- 
jorität im geſetzgeb. Körper iſt unzweifelhaft zur Minderheit geworden. Die 
neue Majorität ift gegen die Fortdauer des ſog. perfönlichen Regiments, wenn 
auch die verſchiedenen Gruppen vorausfichtlich in dem, was fie wollen, fehr 
außeinandergehen werben und die republifanifhe Oppofition im neuen gejeh- 
gebenden Körper jedenfalls nur eine verhältnigmäßig Tleine Partei bildet. 

Das numeriſche Endergebniß der Pariſer Wahlen ift Kolgendes: Geftimmt 
haben 305,531, davon erhielten die conſervativen Candidaten 74,504, bie 
O:ppofitionscandidaten 281,027 Stimmen, 90,000 Wähler enthielten ſich der 
Abſtimmung; Paris hat runde 400,000 eingeſchriebene Wähler. Im Jahre 
1863, wo die Zahl der Enthaltjamen etwa au 90,000 betrug, hatten 
237,778 von 326,170 eingejgriebenen Wählern geftimmt und die Regierungs⸗ 
candidaten Hatten 63,590, die übrigen Gandidaten 149,406 Stimmen. Hier⸗ 
aus erhellt, daß die Wählerzahl in Paris jeit 1863 um 70,000 jtieg, daß 
diefe Zunahme nur den Oppofitionscandidaten zu Gute kam, die 1869 im 
Ganzen 80,000 Stimmen mehr als 1863 erhielten; endlich daß die Regierungs⸗ 
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sondineten diesmal 9000 Stimmen. weniger als 1863 erhielten. Folgendes 
ift die Stufenleiter der PBarijer Stimmung: 1852 ftimmten in Baris gegen 
die Regierung 86,101 Wähler, 1857 101,207, 1863 149,406 und 1869 
250,000. — Gewähtt find: Gambetta (mit 21,437 St. gegen den gemäßig- 
teren Carnot mit 9141). Bancel (mit 22,843 gegen Ollivier mit 12,848), 
Picard, Jules Simon, Pelletan. Nicht die Majorität haben erlangt und 
müflen fich einer zweiten Wahl unterziehen Thiers, Jules Favre, Garnier⸗ 
Pages .und ebenſo auch Raspail und Rochefort. Im fiebenten Bezirke ftehen 
ſich Zules Favre mit 12,208 und Rocefort mit 10,033 Stimmen gegen- 
über. Im Ganzen — die „Unverſöhnlichen“ über die Gemäßigten geſiegt. 

Das Geſammtreſultat ergibt, daß während die officiellen Candidaturen 

in Paris und ganz Tranfreih die Summe von 4,467,720 Stimmen erreicht 
haben, den unabhängigen Sandidaturen, welche die Präfecten als jelbft der 
Regierung feindlich bezeichneten, 3,258;777 Stimmen zugefallen find. Wenn 
man die angeführten Ziffern mit denen von 1863 vergleicht, jo gewinnen fie 
eine hohe Bedeutung; 1863 Hatte die Regierung 5,354,779 Stimmen .ers 
halten, die Oppofition hingegen nur 1,859,513. Letztere bat daher während 
der verfloffenen legislativen Periode um 1,400,000 St. zugenommen, während 
die Regierung 1,000,000 Stimmen verloren hat. Für 58 Site haben Nad- 
wahlen ftattzufinden. 

Die „Preffe” bezeichnet das Refultat prägnant aljo: „Nach diefem Reſultat 
ift e8 in feinem Yal mehr möglich, die Strebungen der Nation zurüdzus 
drängen. Wie Hr. Gambetta den Wählern von Marjeille richtig jagte, die 
franzöſiſche Demokratie hat ihre DOrientirung gefunden. Die Frage ift auf 
das Terrain der perjönlihen Herrſchaft geftellt, und Niemand iſt mehr im 
Stande, fie von diefem zu entfernen. Wenn eine Iangunterbrüdte Nation, 
wie die unfrige, endlich zum Selbſtbewußtſein erwacht ift und klar das Ziel 
vor Augen ſieht, das fie erreichen will, fo gibt e& nichts, was ihrem ſouveränen 
Willen widerftehen könnte, * 


3. Juni. Erfte Sitzung der belgiſch-franz. Commiſſion. 

7. „Nachwahlen zum Gejebgeb. Körper. Die Regierung erleidet eine 
noch färfere Niederlage ald am 23. Mai: von 58 Nachmahlen 
fallen ihr nur 30, dagegen 28 der Oppofition zu. Dagegen er: 
langt in Paris doch die gemäßigtere Richtung die Oberhand und 
wird Thiers gewählt, fiegt Jules Favre über Nocefort. 

„—12. , Wiederholte Unruhen in Paris. Einberufung bes gejeßgeb. 
Körpers zu .einer außerord. Seſſion ayf den 28. uni. Ausfahrt 
des Kaiſers. 


16. „ Unruhen in St. Etienne. General Palifao wirb mit Truppen 
babin beorbert. 


» no Der Kaifer fcheint nicht nachgeben zu wollen. Brief des SKaifers 
an ben Abg. Madau: 


„Ih habe das Schreiben erhalten, womit Sie mir Namens Ihrer Wähler 
den Wunſch ausſprachen, daß meine Regierung Fark genug fein möge, um 
ParteisAngriffe zurückzuweiſen und eine dauerhafte und gewährfeiftete Freiheit 
zu geben, indem man biejelbe auf eine ftarfe und wachſame . Regierung ftüße. 
Sie fügen mit Recht hinzu, daß Zugeftändnifie in Principien angefihts po⸗ 
pulärer Bewegungen immer unwirkſam bleiben, wo Perſonen geopfert werden, 
und daß eine fich jelbit achtende Negierung weder der Breffion nach der Auf- 
wallung oder der Emeute nachgeben ſolle. Dieſe Anſchauungsweiſe ift die 

. meinige. Ich bin erfreut, . daß diefelbe von Ihren: Committenten und, wie 
22* 





940 Frankreitch. 


ich überzeugt bin, auch von der großen Mehrheit der Kammer und des Landes 
getheilt wird.” 

20. Juni. Ein kaiſerliches Decret ernennt das Bureau des früheren geſetz— 
gebenden Körpers ohne alle Modification auch wieder für den neuen. 
Die öffentliche Meinung iſt darüber ſehr wenig befriedigt. 


24, „ Anfprade bes Kaiſers an die Truppen in Chalons: 
„Soldaten! Ich bin erfreut, daß ihr die große Sade nicht vergeſſen, 
für welde wir vor zehn Jahren kämpften. Bewahret die Erinnerungen an 
. eure und eurer Väter Kämpfe, denn die Geſchichte unferer Kriege ift Die ©e- 
ſchichte der fortſchreitenden Civiliſation. Ihr werdet diejen militäriſchen Geift 
aufrecht erhalten. Fahret fort wie in der Vergangenheit, und ihr werdet ſtets 
die würdigen Söhne einer großen Nation ſein!“ 


» e« PVerfammlung der Parifer Friedens-Liga. M. Chevalier, Pater 
Hyacinthe u. A. nehmen an derjelben Tebhaften Antheil. 


27. ,„ Rochefort wird vom Gericht wegen ber „Laterne“ zu 3 Jahren 

| Gefängniß, 10,000 Fr. Buße und zum Berluft der bürgerlichen 
Rechte verurtheilt. Dur bie letztere Beſtimmung wird ihm die 
Möglichkeit einer Wahl in ben gefebgeb. Körper abgefchnitten. 


28. „ BZufammentritt bes gefeßgeb. Körpers. Die öffentlihe Meinung 
erwartet entichieden, daß damit ein neuer Abfchnitt in der Entwid: 
lung bes Landes beginne. Die Stimmung ber Kammer geht un: 
zweideutig dahin, biefer Erwartung zu entipredhen. Feſte Meinungs- 
äußerung bes Kammerpräfidenten Schneider. Die Regierung will 
die Entſcheidung verſchieben: Eröffnungsrebe des Stantsminifters 
Rouber. Kalte Aufnahme berjelben von Seite ber Kammer. 

Demonftration Schneider no vor Eröffnung der Kammer: In Folge 
der Ernennung des PVicepräfidenten Baron J. David zum Großoffizier der 
Ehrenlegion gibt derfelbe feine Demiffion ein, zieht diejelbe aber auf einen 
Brief des Kaiſers vom 24. Juni wieder zurüd, Der Brief weißt den Ges 
danken ab, als ob die Ernennung Davids eine reactionäre Bedeutung habe, 
und jagt: die Regierung werde daS begonnene Werk der. Verföhnung einer 
ſtarken Macht mit wahrhaft liberalen Inftitutionen fortfegen. 

Erflärung der Regierung dur den StaatSminifter Rouher: 
„Meine Herren Deputirten! Nah Borfchrift der Verfaffung muß der gefeh- 
gebende Körper innerhalb der ſechs Monate, welche auf das Auflöfungsdeeret 
folgen, einberufen werden. Die legte Frift für Ihr Zufammentreten war ber 
26. Oktober, e8 wäre unmöglich geweien, Ihnen um dieſe Zeit die auf die 
Finanzen und die anderen Staatsangelegenheiten bezüglichen Gejegentwürfe 
zu unterbreiten. Cine außerordentlide Seſſion des geſetzgebenden Körpers 
war aljo nothwendig. Unter diefen Umftänden hielt e8 die kaiſerliche Res 
sierung für ug und politiſch, fofort zur Berificirung Ihrer Vollmachten 
zu ſchreiten und auf diefe Weife jeder Ungewißheit Über die Rechtskraft der 
Wahloperationen jedes einzelnen Bezirks ein Ziel zu fegen: Die Erneuerung 
des gejeßgebenden Körpers durch das allgemeine Stimmredt ift eine natürliche 
Gelegenheit für die Nation, ihre Gedanken, ihre Wünfche und ihre Bedürfniſſe 
fund zu geben. Aber die Prüfung der politiichen Reſultate diefer Kundgebung 
darf nicht überfiürgt werden. In der ordentlichen Seifion wird 
die Regierung dem hoben Urtheil der öffentlichen Gewalten die Entichließungen 
und Entwürfe unterbreiten, welche ihr am Beſten geeignet ſcheinen werden, 
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die Wunſche des Landes zu befriedigen. Am Namen des Kaiſers erfläre ich 
die außerordentliche Seſſion des gejekgebenden Körpers für eröffnet.“ 


30. Juni. Geſetzgeb. Körper: Es bilbet fi eine Mittelpartei, bie bem 


Verſchiebungs⸗ oder Verſchleppungsſyſtem ber Regierung entſchieden 
entgegentreten will. 


Dieſelbe will ihre Abſicht durch eine Interpellation verwirklichen, welche 
die Erklärung Rouhers v. 28. d. M. durchkreuzt. Zu dieſem Ende hin wird 
folgende Faſſung vorgeſchlagen: „Die Unterzeichneten verlangen die Regierung 
über die Nothwendigkeit zu interpelliren, dem Wunſche des Landes Genug⸗ 
thuung zu geben, welcher darin beſteht, dasſelbe in wirkſamer oder in wirk⸗ 
ſamerer Weiſe (efficacement oder plus efficacement) bei der Leitung feiner 
Angelegenheiten zu betbeiligen.* Hr. v. Ehoijeul-Praslin, ein neue und 
fehr vorgeſchrittenes Mitglied der Kammer erflärt, dab er die Interpellation 
nur unterzeichnen könne, wenn man den Pofitiv wähle, denn „es ſei in der 
That noch Alles zu thun.“ Bei einer eriten Abftimmung wird in der That 
das Wort plus verworfen. Nun erllären aber wieder Louvet und Segriß, 
die SInterpellation nicht unterzeichnen zu können. Unter dem Einfluß derfelben 
ſchreitet man zu einer neuen Abftimmung, in welcher fih die Mehrheit nun« 
mehr für das plus erflärt. In diefer Fafſung ſoll die Interpellation dem 
Bräfidenten eingereicht werden und findet fofort 70 Linterzeichner. Weitere 
werden gemärtigt. 


2. Juli. Gejeßgeb. Körper: Beginn der MWahlprüfungen. Sofortiger 


Zufammenftoß der liberalen Fractionen mit der Negierung und ber 
alten Majorität über bie ſcandalöſen MWahlcorruptionen, obgleich bie 
förmlich beanftandeten Wahlen noch nicht in Angriff genommen 
werden, fonbern bis nach Erledigung ber nicht beanftanbeten zurüd: 
geftellt find. 


„Geſetzgeb. Körper: Auf Antrieb Rouhers tritt ber Vicepräftdent 
Du Miral (von der alten Majorität) mit einer SInterpellation auf, 
welche derjenigen ber Mittelpartei ein Paroli Tiegen ſoll und bie 
änßerſten Concejfionen der Regierung formulirt, indem fie folgende 
vier Punkte betont: 

„1) Wiederherftellung der Adreſſe; 2) ein weniger complicirteß Inter⸗ 
pellationsrecht; 83) eine Ausdehnung des Amendementsredhtes; 4) die Ernen⸗ 
nung de3 ganzen Borftandes durch die Kammer." Der Zwiſchenzug wird 
fogleih erkannt und findet in der Kammer fehr wenig Anklang. Selbft die 
bisher halbofficiöfen Blätter wollen für den Antrag nicht einftehen. 

Berfammlung aller Unterzeichner bes nterpellationsgejuches ber 
Mittelpartei. 

Es find über 80 Deputirte anweſend. Nach einer Darlegung der Lage 
durch den Präfidenten Ichreitet man zur Discuſſion. Zwei Propofitionen 
werden geftellt. Die Einen wollen, daß man ein vollftändiges Programm 
über die Aipirationen und Wunſche des LandeB aufftelle und diefe im Ein« 
zelnen aufführe, nämlich Abſchaffung der officiellen Candidaturen, Wahl der 
Maires durch die Gemeinderäthe ꝛc. Die Anderen wollen, daß man nur die 
Hauptiſache betone und die minifterielle Berantwortlichleit und die volle Selbft« 
Händigleit der Kammer verlange, um jo zur Regierung des Landes durch 
das Land jelbft zu gelangen. Letzteren Antrag vertheidigen Thalhoust, 
Buffet, Soͤgris und Emil Ollivier. In der Abftimmung wird der zweite 
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Antrag vom der ganzer Verſammlung mit Ausnahme von ſechs Stimmen 
angenommen und eine Commiſſion ernannt, um eine definitive Redaction zu 
formuliren. 

Der Kaifer widerſetzt ſich der Zulaffung ber Anterpellation ber 
Mittelpartei nicht mehr, fcheint ſich alfo zu einer Verfaffungsänderung, 
welche einer Abdankung des perfönlihen Regiments gleichfommen 


‚müßte, entichloffen zu haben. Der Kaiſer unterhändelt darüber mit 


Hrn. Buffet von ber Mittelpartei. 

Die Berfaffungsänderung würde eigentlich eine Volksabſtimmung erheilcen. 
Man fürchtet jedoch die mit einem fo enticheidenden Act des ſouveränen Bolfs 
unvermeidlich verbundenen Agitationen, welche unmittelbar nad ber Wahlbe 
wegung Frankreich in gefährlicher Weije erjchättern und das Kaiſerthum als 
ſolches vollends demoralifiren könnten. Hr. Buffet deulet ein Verfahren an, 
wobei die Verfafiungsänderung durch den Senat zu discutiren und zu votiren 
wäre. Die baldige Einberufung. des Senats ift bereits ſehr mahricheinlid. 


4. Juli. Sefeßgeb. Körper: Berathungen der Mittelpartei: Auf ben An: 


5 


trag ber Commiſſion erhält die Snterpellation folgenden Zufaß: 

„Die Errichtung eines verantwortliden Minifteriums, das Reit 
des geſetzgeb. Körpers, die organiſchen Bedingungen jeiner Arbeiten und feines 
Verkehrs mit der Regierung felbft zu regeln, wären in unjexen Augen weſent⸗ 
lie Maßregeln für die Erreichung diejes Zieles.“ 

In diefer Form wird nunmehr die Snterpellation eingereicht, 
fofort mit einer großen Zahl von Unterfäriften, bie faft ftünblid 
wächst und ſchnell ſchon gegen 100 beträgt. | 


n Geſetzgeb. Körper: Die Interpellation Du Miral, die felbft von 
“ber Majorität als ein bereits überiwundener Standpunkt anerkannt 
werden muß, ba immer mehrere ihrer früheren Diitglicder die Inter: 


pellation ber Mittelpartei unterzeichnen, wird zurüdgezogen. 


nm . Sefeßgeb. Körper: Fortſetzung ber Wahlprüfungen, nicht ohne 


‚Stürme, fo daß nur 7 dberfelben erledigt werden können. Jules 
Favre drängt daher auf Gonftituirung ber Kammer, 

Favre: Die Kammer muß fih conftituiren, damit fie endlich an bie 
großen politiſchen Fragen gehen kann. Alle verlangten Verzögerungen 


haben keinen anderen Zwed, als dem Minifterium zu geftatten, fich zu recon- 


ftituiren. Rouher: Die Regierung ift bereit, alle öffentlichen Angelegen- 
heiten zu erörtern, Dan ſpricht von einer Minifterfrifts. Die großen ragen 
aber, auf welche man anipielt, interefliren nicht einzelne Perfonen, mein, fie 
interefjiren unfre Inftitutionen, die Zukunft der Geſellſchafi. Es handelt ſich 
darum, emet Damm gegen die Revolution aufzurichten. Ich weiß 
nicht, wann und durch weldde Männer der Einklang hergeftellt werben wird, 
ich weiß aber, auf welche lebendigen Kräfte die Kammern ſich werben fügen 
önnen, um die Gefellichaft zu wahren. | Ä 
Die nterpellation der Mittelpartei hat bereits 115 Unterſchriften 
erlangt, Tann aber, fo Tange bie Kammer nicht conftwirt ift, nit 
zur Behandlung kommen. 
„Geſetzgeb. Körper: Auf nomaliges Drängen bes Hrn. Garnier: 
Pages, daß die Kammer ſich endlich conftituire, erklärt der Präſident 
Schneider, daß er heute noch den Vorſchlag machen werde, die Er: 
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nennung der Seeretäre für bie nächſie Sitzung, d. 15. b., auf bie 
Tagesordnung zu ſetzen. 


10. Zuli. Die belgiſch⸗franz. Commiffioen jchließt ihre Berbandlungen mit 


11. 


12. 


ber Bereinbarung folgenden Protokolle: 

„Die Mitglieder der gemifchten Commiſſion, eingefekt in Ausführung 
des am 27. April dur die Herren FroͤreOrban und de Lavalette unter 
zeichneten Protofolles, haben fi einem forgfältigen Studium der ihrer Be⸗ 
rathung anheimgegebenen Fragen unterzogen. Bie unterzeichneten Commiſſa⸗ 
rien, erfüllt von dem Gedanken, daB das zu erreichende Ziel jei, an die Stelle 
der projeetirten Verträge zwiſchen der Oſtbahn⸗Geſellſchaft, der Geſellſchaft des 
Grand Lurembourg und der Betrieh3-Gefellihaft der niederländiſchen Eiſen⸗ 
bahnen und der Lütti-Limburger neue Gombinationen zu ſetzen, welche eine 
Erleichterung der Handelsbeziehungen zwiſchen Belgien, Yranfreih und den 
Niederlanden zulafien; übrigens bejeelt von den verjöhnlichen Gefinnungen, 
denen das Protokoll vom 27. April Ausbrud gegeben hat, haben fie die An⸗ 
ordnungen, welche ihnen vom Geſichtspunkte der okonomiſchen Intereſſen beider 
Länder gegenfeitige Vortheile zu bieten jchienen, mit Sorgfalt berathen und 
einftimmig angenommen. Diefe Anordnungen geftatten einen directen Tranfit- 
dienft einerfeitS zwiichen dem Hafen von Antwerpen und Bajel und anderer- 
ſeits zwiſchen der niederländiſchen Grenze und demfelden Orte; vorbehaltlich, 
den letteren Dienft mit Zuſtimmung der hollänbijchen Regierung auszudehnen 
bis Rotterdam und Utrecht. Die unterzeichneten Commiſſare formuliren in 
zwei an das gegenwärtige Protokoll angefügten Beilagen die Beltimmungen, 
welche fie feitgeftellt haben, um als Grundlage zu dienen für die Redaction 
der Verträge, weldde die Oftbahngejellichaft demnäcft abſchließen kann, einer⸗ 
jeitS mit der Verwaltung der Eifenbahnen der Betriebsgeſellſchaft der nieder- 
ländiſchen Eifenbahnen und der Vüttich⸗Limburgiſchen.“ 


„ Ter gejebgeb. Körper conftituirg fi, nachdem die Linke ber 
Majorität das Zugeſtändniß gemacht bat, daß bie 55 Deputirten, 
deren Mandate noch nicht geprüft und beanſtandet find, an ber Ab- 
ftimnung und Verhandlung weiterer Gegenftände (man bat zunächſt 
bie Sinterpellation im Auge) Theil nehmen Fönnen. 


„ Der Kaifer wartet die Debatte des gefeßgeb. Körpers über bie 


Interpellation der Deittelpartei (der fog. 143) nit ab. Boiſchaft 
an die Kammer. Das Zugeftändniß eines verantwortliden Mini: 
fterium wird nicht gemacht, alſo indireet verweigert. Rouher hält 
fih nod immer für möglid. Vie Kammer ift entſchieden nicht 
befriedigt. Der Kammerpräfident Schneiber Härt darüber den Kailer 
auf. Abends wird beichloffen, die Kammer zu pertagen, ben Senat 
auf den 2. Aug. einzuberufen und Rouher zu entlaflen, 

Botſchaft des Kaiſers. „Meine Herren Deputirten! Dur ihre Erklärung 
vom 28. Juni hat meine Regierung Ahnen zu willen gethan, daß fie mit der 
Eröffnung der nächften ordentlichen Seifion der hohen Würdigung der öffent. 
lichen Gewalten die Entſchlüſſe und Projecte unterbreiten würde, die ihr am 
geeignetften fohienen, die Wunſche des Landes zu befriedigen. Der geſetzgebende 
Körper ſcheint jedoch die von meiner Regierung beſchloſſenen Reformen jogleich 
fennen lernen zu wollen. Ich Halte es für nützlich, ſeinen Wünjchen zuvor» 
zufommen. Meine fefte Abficht, der gefeßgebende Körper muß davon über- 
zeugt fein, iM, feinen Rechten die Ausdehnung zu geben, die mit ben Funda⸗ 
mentalgrundlagen der Conſtitution verträglich iſt, und ich will ihm durch dieſe 
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Botſchaft die Beichläffe darlegen, die ich nach Anhörung meines Miniſterrathes 
gefaßt habe. Der Senat wird jo bald als möglich einberufen werden, um 
die nachfolgenden ragen zu prüfen: 1) Die dem gejeßgebenden Körper zu 
ertheilende Befugniß, jein inneres Reglement ſelbſt feftzujegen und fein Bureau 
zu ernennen, 2) Vereinfahung des Sinbringungs- und Prüfungs» Modus der 
Umendements; 3) Verbindlichkeit für die Regierung, der legislativen Zuftim- 
mung die Tarifmodificationen zu unterwerfen, welche in Zukunft durch inter 
nationale Verträge fipulirt werden könnten; 4) Abftimmung über das Budget 
nah Sapiteln, um die Controle des gefeggebenvden Körpers volftändiger zu 
machen; 5) Abihaffung der Unvereinbarkeit, die heute zwiſchen dem Mandat 
des Deputirten und gewiflen öffentlichen Yunctionen, namentlih Denen der 
Minifter befteht; 6) Ausdehnung des Interpellationsrechts. Meine Regierung 
ftudirt auch die Yragen, welche die Attribute des Senats betreffen: Die wirt» 
famere Solidarität, welche die Befugniß, zugleich Abgeordneter und Minifter 
zu fein, zwifcden den Kammern und meiner Regierung herftellen wird, die 
Gegenwart aller Minifter in den Kammern, die Berathung der StaatSangelegen- 
heiten im Minifterrath, ein Ioyales Hand in Hund gehen mit der Majorität 
— conflituiren für das Land alle Bürgichaften, weldde wir in unjerer gemein- 
ſchaftlichen Sorgfalt ſuchen. Ich habe ſchon üfters gezeigt, wie jehr ich im 
öffentlichen Intereſſe geneigt bin, einzelne meiner Prärogativen aufzugeben. 
Die Beränderungen, welche ich entichloffen bin vorzuſchlagen, find die natür- 
lie Entwidelung derer, welche allmählig in die Anftitutionen des Kaiſerreichs 
eingeführt worden find; fie jollen übrigens die Prärogativen unangetaftet laj- 
jen, welche mir das Bolt am ausdrücklichſten anvertraut hat und melde die 
weientlichften Bedingungen einer Gewalt find, die die Sicherheit der Ordnung 
und der Gefellihaft ausmadt. Gegeben im Palais zu St. Eloud, den 
11. Juli 1869. — Rapoleon.* 


13. Juli. Gefeßgeb. Körper: Jules Favre opponirt mit Heftigleit gegen 


17, 


19. 


al. 


22. 


die von ber Regierung verfügte Vertagung auf ganz unbeftimmte 
Zeit. Das beftehende Geſetz Ipricht aber gegen ihn. Der Präſident 
Ipriht die Dertagung aus. 

„ Ein kaiſerl. Decret Schafft das Staatsminifterium ab. Ernennung 
bes neuen Minifteriums: Suftiz: Duvergier; ausw. Angelegen: 
beiten: Fürft Latour d'uvergne; Inneres: Forcabe de Fa 
Roquette; Finanzen: Magne; Krieg: Marſchall Niel; Marine: 
Rigauld be Genouilly; öffentlicher Unterriht: Bourbeau, 
Deputirter und vormaliger Doyen an der juriftifhen Facultät zu 
Poitiers; Öffentlihe Arbeiten: Greſſier; Aderbau: LKerour, 
Vicepräfitent des gefeßgebenden Körpers; Zum Bräfitenten bed 
Staatsraths wird Chafjfeloup:Laubat ernannt. Die öffentliche 
Meinung fpricht fi von biefer Zufammenfegung ſehr wenig befrie: 
Digt aus. Ä 

» Das neue Minifterium befchließt, bie Vertagung ber Kammer 
auf unbeftimmte Zeit aufrecht zu erhalten. 

„  Rouber wird vom Kaiſer zum Präfidenten des Senats für bie 
GSeflion von 1869 ernannt. 


„ Der Orbensgeneral des P. Hyacinthe in Rom tabelt benjelben 
heftig wegen feiner Antheilnahme an ber Verſammlung ber Frie 
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bensliga vom 24. Juni und verbietet ihm alle weitere derartige 
Thätigfeit: 

.... Ich Tann alle nicht mehr dulden, daß Sie fortfahren, den ganzen Orden 
durch Ihre Reden und Ihre Schriften zu comprommittiren, wie ich auch nicht 
mehr dulden kann, daß unfer heilige Ordenskleid in Berfammlungen erjcheine, 
die nicht in Harmonie find mit unjerer Profeflion als barfüßige Earmeliter. 
Alſo im Intereſſe Ihrer Seele und unferes heiligen Ordens befehle ich Ihnen 
hiedurch in aller Yorm, nichts mehr druden zu laſſen, ſei e8 Brief, fei es 
Rede, nicht mehr außerhalb der Kirchen das Wort zu ergreifen, fich nicht 
mehr den Kammern zu präjentiren und nicht mehr an der Friedensliga theils 
zunehmen, wie überhaupt an feiner andern Bereinigung, welche nicht einen 
ausſchließlich katholiſchen und religiöfen Zwed hat. Ich Hoffe, daß Sie ge 
borchen werden mit Folgſamkeit und ſelbſt mit Liebe. * 


24. Juli. Das neue franzöftfche transatlantiiche Kabel landet glüdlich 
in Amerika. 


2. Aug. Zuſammentritt des Senats. Die Regierung legt bemjelben 
den Entwurf eines Conſults bebufs theilmeiler Abänderung ber 
Berfaffung vor. Taffelbe geht mehrfach bereit8 weiter als bie Bot: 
ihaft am 12, Juni. Rede Rouher's. 


Entwurf eines Senatsconjults: „Art. 1. Der Kaifer und der 
geſetzgeb. Körper haben die Smitiative der Geſetze. — Art. 2. Die Minifter 
hängen nur vom Kaiſer ab. — Sie deliberiren im Rath unter feinem Borfit. 
— Sie find verantwortlih. — Sie fünnen nur dur den Senat in Anklage 
zuftand verjeßt werden. — Art. 3. Die Minifter können Mitgliever des 
Senat3 und des gejeggeb. Körpers fein. — Sie haben Zutritt zu der einen 
wie der andern Berfammlung und müfjen angehört werden, wenn fie e8 ver« 
langen. — Art. 4. Die Sigungen des Senats find dffentlid. Der Antrag 
von fünf Mitgliedern genligt, damit er ſich als geheimes Comité bildet. Der 
Senat madt fein inneres Reglement jelbſt. — Art. 5. Der Senat kann, ine 
dem er die Veränderungen bezeichnet, die feiner Anfiht nah an einem (vom 
geſetzgeb. Körper votirten) Gejehe vorzunehmen find, beſchließen, daß es für 
eine neue Deliberation dem gejeggeb. Körper zurüdgefandt werde Er kann 
in allen Fällen durch einen motivirten Beſchluß ſich der Promulgation eines 
Gefeges widerſetzen. — Art. 6. Der gefeßgeb. Körper macht ebenfalls fein 
inneres Reglement. Bei der Eröffnung jeder Seflion ernennt er jeinen Prä⸗ 
fidenten, feine Bicepräfidenten und feine Seeretäre. Er ernennt feine Quä⸗ 
ftoren. — Art. 7. Ein jedes Mitglied des Senats oder des gejehgeb. Körpers 
hat daS Recht einer Interpellation an die Regierung. Es können motivirte 
Tagedordnungen angenommen werden. Die NRüdjendung der motivirten 
Tagesordnung an die Bureauz erfolgt, wenn fie von der Regierung verlangt 
wird. — Urt. 8 Sein Amendement kann in Berathung gezogen Werden, 
wenn e& nit vorher der Commiſſion, die mit Prüfung des Gelegentwurfs 
beauftragt ift, überwielen und der Negierung mitgetheilt worden if. Wenn 
die Regierung daß Amendement nit annimmt, jo gibt der StaatSrath fein 
Gutachten ab; der gefeggeb. Körper entſcheidet hierauf definitiv. — Art. 9. 
Das Ausgabebudget wird dem gejebgeb. Körper nad Gapiteln und Artifeln 
vorgelegt. Das Budget jedes Minifteriums wird nad) Kapiteln votirt, gemäß 
der dem gegenwärtigen Senatusconfult beigefügten Nomenclatur. — Art. 10, 
Die in Zukunft an den durch internationale Verträge feitgejegten Poſt- und 
Bolltarifen projectirten Veränderungen werden erſt durch ein Geſetz verbindlich. 
— rt. 11. Die Beziehungen des Senats, des gelehgeb. Körpers und des 
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Staatsraths zum Kaiſer, ſowie unter fi, werben durch ein Laiferliches Decret 
feftgeftellt. — Art. 12. Es find abgejchafft alle mit gegenwärtigem Senatus- 
confult in Widerſpruch ftehenden Beftimmungen der Eonftitution und Art. 1 
des Senatusconjults vom 31. Dez. 1861. — [Die Preffe meint: „ES if 
ein Senatsconfult, der augenfcheinlich nicht durch jeine Klarheit glänzt und der 
ungefähr ebenſo viel zurüdhält, als er zugeſteht.“] 


Rede Rouhers nad) Borlefung des Entwurfs: „Der Senat hat fi 
verjammelt, um wichtige, für die Verfaſſung des Kaiſerreichs in Vorſchlag 
gebrachte Abänderungen zu prüfen. Diefe Veränderungen ſcheinen durch eine 
glüdliche Uebereinkunft zwijchen der Regierung und dem gejehgeb. Körper 
vorbereitet worden zu ſein. Ber an Ihre conjtituirende Vollmacht gerichtete 
Aufruf Tadet Sie alſo zu einem Werke ein, das feine Größe hat, wenn es 
auch Schwierigkeiten darbietet. Unter den Grundprincipien, welche die Ein- 
richtungen eines Volkes regieren, entfalten diefelben Vorſchriften, Regeln und 
Rechte, die je nach der Zeit oder dem Fortfchritt der Sitten und Ideen ver 
änderlich find. Die politifche Wiſſenſchaft befteht darin, dieſe Veränderungen 
anzunehmen, wenn die Bffentlide Meinung deren VBortheile und Zweckmäßigkeit 
bat fühlen Iaffen. Sein Souverän war foldem geſchickten und vorfichtigen 
Auftreten getreuer, als der Kaifer. Durch die Abftimmung des Volkes mit 
einer unermeßlichen Gewalt bekleidet, hat er diefe Gewalt immer als das 
Eigenthum der Nation betradgtet. Keines der wenigſt glänzenden Zeichen bie 
fer Zeit wird diefe fortdauernde Bewegung der Umgeftaltung de8 „Empire 
autoritaire“ in ein „Empire liberal“ fein, welche Bewegung den Souverän 
jelbft als Oberhaupt Hat, deren Ausgangspunlt die Amneſtie war, die 
als Ruhepunkte die Reformen von 1860, 1863 und 1867 Hatte und die fi 
heute ohne Uebereilung und ohne Erſchütterung mit einem vollendeten Gleich 
gewichte zwiſchen den öffentlichen Gewalten und einer befjeren Vertheilung ihrer 
Nechte und Attributionen vollendet. Ohne Zweifel werfen Einige auf den 
durchlaufenen Weg einen betrübten und unruhigen Blid; Andere im Gegen- 
theil, zu ungeduldig, Tlagen diejen Marſch gegen den Fortſchritt der Lang» 
Tamfeit an. Die Ungeduld und das Bedauern tragen aber den Stenipel einer 
gleichen Ungerechtigkeit. Wollen, daß Frankreich ftehen bleibe, während die 


liberalen Ideen von ganz Europa Belt ergreifen, würde eine Verkennung des 


nothmwendigen Geſetzes unferes Einfluffes in der Welt und in der Zukunft eine 
Schwächung der geheiligten Bande fein, welche die napoleonifche Dynaftie an 
die franzöfiiche Nation knüpfen. Geftatten ſolche Intereſſen, den Beforgnilien 
Rechnung zu tragen, welche der immer zu ſtürmiſche und oft zu kühne Ge 
brauch verurſacht, den man von den öffentlichen Freiheiten mat? Sich aber 
mit Sorglofigfeit auf einer Bahn Hingleiten laſſen, die zu einem belannten 
Abgrunde führt, Hieße vergeffen, daR diefe Nation das Recht hat, von ihrer 
Regierung eine abjolute Sicherheit gegen die gewaltfamen Leidenjchaften, gegen 
die thörichten Hoffnungen und den unverjöhnlidden Haß zu verlangen. Einem 
erhabenen Worte zufolge ift daS Kaiferreich populär genug, um fi mit ber 
Treiheit zu verftändigen und ſtark genug, um die Freiheit vor der Anarchie zu 
bewahren. Dieß ift wahr, und fein guter Bürger will in Frankreich dieſe Kraft 
mobifieiren, denn die Erfahrung iſt gemadt: eine Revolution ift nur die elende 
Nachahmung deilen, was man Foriſchritt und Eivilifation nennt. Der Senat 
wird alfo das Studium der conftitutionellen Reformen, welche ihm vorgejchlagen 
werden, ohne unnöthige Furchtſamkeit, ohne unüberlegte Ueberftürzung, mit der 
feften Abſicht, durch feine Berathungen den Willen der Nation wiederzugeben 
und zu heiligen, in Angriff nehmen. Wenn die Bemühungen der Regierung 
und dieſes großen politiichen Corps den ihren Patriotismus bezeichnenden 
Zwed erreichen, jo werden eine aufrichtigere Harmonie, eine frucdhtbringendere 
Solidarität hergeftellt werben, und die kaiſexlichen Anftitutionen werden jo 
mehr Kraft, Glanz und Popularität erlangen,“ 
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11. &ug. Der Kaiſer erkrankt und wirb dadurch verhindert, ben hundert⸗ 


23. 


25. 


jährigen Geburtstag Napoleons im Lager von Chalons, wie er be: 
abfichtigt Hatte, zu feiern. Statt feiner ſchickt er ben kaiſerlichen 
Prinzen bahin. 


„ Der SKriegsminifter, Marſchall Niel, das Haupt ber Kriegs⸗ 


partet, Y. 


» Zur Feier des Hundertjährigen Geburtstags Napoleons erläßt ber 
Kaifer eine vollkommene Amneftie für alle politiihen Vergehen gegen 
das Pre: und Vereinsgeſetz. 
„ General Leboeuf wird an Niel's Stelle zum Kriegsminiſter 
ernannt. 
» Die Kaiferin und ber Ffaijerlihe Prinz gehen zur eier bes 
Bunbertjährigen Geburtstages Napoleons nah Corſika troß ber 
Krankheit bes Kaifers. | | 
„ Senat: Die für das Senatsconfult niedergeſetzte Commilfion 
erftattet ihren Bericht (Berichterftatter Devienne): 

Die von der Commiſſion amendirten Artikel Tauten: „Urt. 5. Der 


Senat kann, indem er die Mopdificationen bezeichnet, deren ein Geſetz ihn 


fähig ſcheint, verfügen, daß dafjelbe zu einer neuen Berathung am den gejehgeb. 
Körper zurückverwieſen werde, Er kann fih auf alle Fälle der Promulgation 
eines Gejeges widerſetzen; das betreffende Gefe darf dann nicht in derjelben 
Seflion no einmal im gejeßgeb. Körper eingebracht werden. Art. 7. jedes 
Mitglied des Senatb oder des geiehgeb. Körpers hat das Recht, eine Inter» 
pellation an die Regierung zu richten. Es können motivirte Tagesordnungen 
angenommen werden. Die Berweilung der motivirten TageSorbnungen an 
die Bureaux erfolgt von Rechtswegen, wenn fie von der Regierung verlangt 
wird. Die Bureaug ernennen eine Commiſſion; dieſe erjtattet einen fumma- 
riſchen Bericht, worauf der gefeßgebende Körper fich entjcheivet. Art, 8. Sein 
Amendement darf in Berathung genommen werden, wenn e3 nicht an die für 
die Prüfung des Gefeges ernannte Commiſſion gejandt und der Regierung 
mitgetheilt if. Wenn die Negierung und die Commiſſion nicht einig find, 
git der Staatsrath fein Gutachten und der gejeßgebende Körper entjcheidet. 

rt. 11. Die reglementären Beziegungen de8 Senats und des gejehgebenven 
Körperd zu einander und zu der Megierung werden durch kaiſerliches Decret 
beſtimmt. Die confitutionellen Beziehungen zwijchen den Gewalten werben 
durch Senatusconſult geregelt,“ 

Der Commiſfionsbericht jchließt: „Um das Geſagte zuſammenzu⸗ 
faffen, jo ſchlägt die Commiſſion, obglei) im einigen Punkten abweichende An⸗ 
fichten von mehreren ihrer Mitglieder geäußert und aufrecht erhalten worden 
find, Ihnen einſtimmig vor, ſich der Initiative des Kaiſers anzuſchließen. Sie 
erwartet mit Vertrauen die loyale Ausführung dieſer neuen Eniſchließungen, 
fowie aller Mußregeln, welche in den beigefügten Motiven von der Regierung 
angekündigt werden. Dieſes Senatusconjult wird einen unausbleiblichen Eins 
Hu anf die Geſchicke des Landes üben; es Üt einer jener Arte, deren Datum 
in der Geſchichte eines Volkes feinen Play einnimmt, Die mitiative zu den 
Geſetzen, zu Amendements, zu Anterpelationen und zur motivirten Tages⸗ 
ordnung der gewählten Kammer eingeräumt, die Berantwortlichleit der Mi⸗ 
nifter, ‚die Oeffentlichkeit Ihrer Debatten, die Nothwendigkeit eine Geſetzes oder 
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Srankreih, 


Senatusconsults für Verfügungen von hohem Intereſſe, alles Das gewährt 
und fihert bedeutende Veränderungen, Solche Maßregeln müflen das aufs 
richtige oder verftellte Mißtrauen Jener entwafinen, welche die Führung der 
Geſchäfte des Landes als nicht genügend ‚überwacht darftellten. Wenn Ange⸗ 
ſichts einer foldden Lage, einer fehr bedeutenden Tyreiheit des Wort und der 
Prefje die Heftigfeit des Widerſpruchs zunimmt, ftatt fih gu bejänftigen, jo 
werden die guten Bürger ohne Zweifel begreifen, daß, wie es eine Stunde 
gibt, in welcher fle der öffentlichen Gewalt in der Bewegung auf der Straße 
zu Hilfe fommen, ebenjo ein anderesmal es ihre Pflicht ift, ſich gegen bie 
Störer des Staatsweſens zu erheben und zu vereinigen. Was auch fommen 
möge, die Gefeggebung von 1852 fällt in ihren einſchränkenden Beſtimmungen 
weg, und es iſt billig, da8 Inventarium deflen zu maden, was fie für daS 
Rand hervorgebradt hat. Nach 16 Jahren öffentlichen Friedens läßt fie das 
Gebiet Frankreichs vergrößert, fein bewegliches Vermögen in alle Hände ver« 
breitet und um 20 Milliarden vermehrt, den allgemeinen Handel Frankreichs 
verdreifacht, den unentgeltfichen Bollsunterricht mehr als verdoppelt, den Ge⸗ 
werbeunterricht eingeführt, nahezu 6000 Geſellſchaften zu gegenfettiger Unter⸗ 
ſtützung gegründet, die Alterverforgungd- und Verſicherungskafſen, Die coope- 
rativen Gejellichaften gefchaffen, die Telegraphen, die Eifenbahnen, alle Ele 


. mente des Gedeihens und alle Wohlthätigkeitsanftalten in beträchtlidem Maß- 


ftabe vermehrt, inmitten der unbedingteften Gewifiensfreiheit die kirchlichen 
Gebäude vervielfältigt, unjere Städte gejunder gemacht, unfere Marine um- 
gewandelt, die Aufredterhaltung des Friedens und die Achtung vor Frankreich 
auf 1,200,000 Soldaten geftüßt, welche bereit find, fi an der Grenze zu zei- 
gen, und endlich daS Land von der Dictatur zu der umfaflendften conftitutio- 
nellen Freiheit hinübergeführt. Die Generation von 1852 kann zu der bon 
1869 fagen: Das habe ich gethan; ihr könnt jetzt noch mehr thun, wenn ihr 
da& von mir unternommene Werk befeftigt. Wenn diejes Volt, welches man 
mit feiner neuen Souveränetät beraujchen will, erkennt, daß die Tribune Höfe 
linge find, deren intereffirte Schmeicheleien die Völker täujchen, wie andere die 
Könige getäuſcht haben, und daß die wahren Freunde eine ftrenge Sprade 
führen, jo muß die Regierung, mag fie nun populär fein oder nicht, es hören, 
auf die Gefahr Hin, ihre Kraft zu verlieren und’ Schließlich zufammenzubreden. 
Der wahre Charakter eines großen und freien Volkes ift, fich gegen chimäriſche 
Verſprechen und den Traum einer unmdglichen Gleichheit zu wahren. Das 
Dertrauen in fih jelbft, die Achtung vor dem Gejeke, die Geduld im ber 
Hoffnung und die Ruhe im Recht find die wahren Eigenſchaften des Bürgers 
und machen gleichzeitig feine perjönlihde Würde und die Größe feines Landes. 
Wenn Frankreich Dank Ihren Anftrengungen fih in 16 Jahren auf dieſe 
maßvolle und fruchtbare Freiheit eingerichtet hat, welcher der Erwählte der 
Nation e8 durch jo viele Klippen zuführt, wenn Sie dieſe Fadel des politi⸗ 
tiihen Lebens, melde wir Ahnen reihen, noch weiter halten, wie mit, 
daß fie Licht verbreite, aber niemals einen Brand entzünde, dann werden 
die Ueberlebenden diefes Geſchlechts Ihnen Beifall klatſchen und Ihnen 
gern in froher patriotifchee Aufregung zurufen: Ihr Habt noch Beſſeres 
gethan als wir.“ 


27. Aug. Die Krankheit des Kaifers geftaltet fi ſehr gefährlih und 


erregt ernfte Beſorgniſſe. Allgemeine Börfen-Banique. 


„ Adtundzwanzig Provinzblätter erlaffen folgende Erklärung zu 
Gunſten größerer Decentralifation: 

„Die unterzeichneten Blätter glauben bie treuen Organe der Bffentlichen 
Befinnungen zu fein, wenn fie den Wunſch äußern, daß in da8 Programm 
der Reformen, an welchen gegenwärtig genrbeitet. wird, Maßregeln erniter 
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und aufrichtiger Decentralifation aufgenommen werden. Ohne fchon jeht die 
Grenze bezeichnen zu wollen, bei welcher man anzuhalten hätte, und indem 
ein jedes von ihnen feine perjönlichen Anfichten über das zu erreichende Ziel 
fih vorbehält, glauben fie übereinftimmend die nachftehenden Reformen als 
ſolche empfehlen zu können, die fofort und leicht in Anwendung zu bringen 
wären: 1) Zur Sicherung der individuellen Freiheit und der freiheit der 
Familien find eine radikale Veränderung des Artikels 75 und die Freiheit 
des Unterrichts in allen Stufen unerläßlid. 2) Die Gemeinde muß wieder 
in den Beſitz des Rechts gelangen, ihre Maires durch ihren Municipalrath 
zu erwählen, frei ihre Schullehrer zu berufen und über ihre innere Polizei 
zu verfügen. Der lettere Punkt ergibt zugleich für die ländlichen Gemeinden 
das Recht, den Feldwächter zu wählen, den fie ja felbft bezahlen. 8) Es ift 
dringend, den Generalräthen das Recht der Bildung ihrer Burcaug und ber 
Regelung ihrer Geſchäftsordnung wiederzugeben; e8 iſt angemefien, daß die 
Münjche diefer Näthe nit an das Minifterium, welches ihnen nur jo weit 
entgegenfommt, als e8 ihm gefällig ift, jondern an den gefeßgebenden Körper 
gerichtet werden. Die unterzeichneten Blätter ſprechen die Anfiht aus, daß 
fein ernftliches Hinderniß der Erfüllung. diefes dreifachen Wunfches zu Gunften 
adminiftrativer Decentralifation im Wege fteht, und laden die Provinzblätter, 
welche + noch nicht gethan haben, ein, ihren Beitritt zu diefem Programm 
zu erklären." 


1.—6. Sept. Eenat: Debatte über das Senatsconfult. Rebe bes Prinzen 
Napoleon. Amendement bes Senators Bonjean. Das Confult wird 
Ihließlich mit einer unweſentlichen Mopification mit 134 gegen 3 St. 
angenommen. 


Prinz Napoleon: Er will nit nur das Senatusconfult, wie e8 vor⸗ 
liegt, beleuchten, ſondern auch unterfuchen, welche Veränderungen noch noth» 
wendig wären, um aus der Verfaſſung ein homogeneres und compacteres 
Sanzed zu maden. Bor allen Dingen wolle er eine dankbare Huldigung 
dem Souverän barbringen, welder in tiefem Frieden ein jo bedeutendes Werk, 
die Umwandlung des autoritären in das liberale Kaijerreich in Angriff nehme. 
Bei den Erweiterungen der Reform, welche er, Redner, vorjchlagen werde, 
Yeite ihn fein Gefühl der Oppofition; feine Hingebung nicht nur an den Kaifer, 
fondern au an ſeinen Sohn fei eine volllommene: alle Welt wife das, aber 
e8 fei doch gut, e8 zu wiederholen. Seine Intereſſen ebenjo wie feine Neis 
gungen feien unzertrennlich an das Kaiferreich geknüpft. Die Evolution, welche 
ſich jegt vollziehe, habe er ſchon lange befürwortet, ebenfo die Preß- und 
Vereinsfreiheit, welche theilweife ſchon in dem Briefe vom 19. Januar be⸗ 
wilfigt worden feien und durch die Praris nothwendig noch ergänzt werben 
müßten. Heute handle e8 fih um eine parlamentariihe Reform, und da bes 
dauere er, in dem Commiſſionsbericht das echte Vertrauen zu vermiſſen. Man 
nehme die Vorfchläge der Regierung an, billige fie aud, aber nur mit ges 
willen Vorbehalten, ala ob es fih um ein bloßes Grperiment handle. Herr 
v. Maupas: Nicht alle Mitglieder der Commilfion, mein Prinz. Präfident 
Rouher: Kein einzigd. Mehrere Senatoren: Aud der Senat nidt. 
Prinz Napoleon: Es ſei dieß wenigftens ſein Eindrud geweſen, und diefem 
Mangel an Vertrauen glaube er es zufchreiben zu müflen, wenn die Reformen 
bis jeßt die rechte Wirkung im Lande verfehlt. hätten. Er felbft nehme fie 
mit volllommenem Vertrauen an; nur die unverjöhnlidden Teinde des Kaiſer⸗ 
reichs müßten daran zweifeln, daß dasjelbe mit der Freiheit vereinbar jet; 
wenn er dasſelbe von Freunden der Negierung höre, jo könne er deren Ein» 
fluß an maßgebender Stelle nur mit Furcht anjehen. Zwei Wege jeien mög⸗ 
li: das PBlebigcit oder das Senatusconfult. Er billige e8, daß man dag 
Iegtere vorgezogen habe. Das Plebigcit babe von der Demokratie nur den 
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Schein, und der Anfpruch, Ste geſetzgebende Gewalt Dur das ganze Boll 
ausüben zu fafen, beruhe auf einer Täuſchung. Nur in den äußerſten Fällen 
folle man zu dieſem Nothanker greifen, nur als letztes Mittel nor einer Re 
volution. Man Iönne allenfalls in außerordentligen Umftänden, 3. B. wenn 
es fi um die Trage der Dynaftie handle, an ein Plebiscit appelliren, oder 
wenn e8 fi um die Frage von Krieg und Frieden, kurz um ein a oder 
Rein drehe, und auch dann nur unter der Bedingung, daß die Befragten 
wohl verftehen, worüber fie befragt werden. In allen übrigen WYällen fei das 
Plebiscit eine Täuſchung, und ber directe Appell des Kaiſers an das Bolt 
würde in diefem Falle zudem beweifen, daß er mit den Vertretern des Landes 
in Zwielpalt je. Die Verfaſſung von 1853 habe ihre Schuldigkeit gethan 
und müſſe jet von Grund aus verändert werden; fie fei auf eine republi- 
kaniſche Dictatur berechnet geweien, habe inzwiſchen durch die Acte von 1860, 
1867 und 1869 ſchon empfindliche Stöße erlitten und wanfe nun vollends 
auf ihren Grundlagen. Das Senatusconfult enthalte nur Gutes, aber noch 
nicht alles Gute. Der Commiſſionsbericht habe in feinem Rob der Bergangen- 
heit gerade die vier Tapitalen Ereignifie des Kaiſerreichs vergeſſen: den Krim- 
krieg, den italieniichen Krieg, die Handelsreformen und die Amneftien. Redner 
feiert diefe vier Alte ſeinerſeits mit Begeiftertem Lob und geht dann zu den 
fünf Lügen über, welche er in dem Senatusconfult entvedt Haben will: Zu⸗ 
nächft jei die Verantwortlichkeit des Kaiſers eine unbeftimmte, in der Luft 
ſchwebende, die übrigens in legter Inſtanz auch in den früheren Verfaſſungen 
für das Stantsoberhaupt eriftirt habe; fie fei zwar etwas Impoſantes, aber 
nur nicht etwas Greifbares oder praktiſch Nützliches, und darum ſchließe fie 
die Berantwortlichleit der Miniſter keineswegs aus. In dieſer Hinficht ſpreche 
fih aber die Vorlage und der Commiſſionsbericht nicht deutlich genug aus; 
e8 werde nicht gejagt, vor wen die Minifter verantwortlich fein follen. Man 
hätte Hinzufügen müfjen: vor den Kammern. Präſ. Rouher: Und vor dem 
Rande. Prinz Napoleon: Ya, vor dem durch die Kammern vertretenen 
Lande. Präſ. Rouher: Nun, das find fie (Zuftimmung.) Prinz Na» 
poleon: Davon ift aber in dem Art. 2 nichts zu finden, und es hätte doch 
hinzugefügt werben follen; denn die Verantwortlichkeit der Minifter muß eine 
tägliche, greifbare, ‚praftiiche fein. Die ‚zweite Lücke erblide er in der Wolle 
des Senats. Er fei ein Überzeugter Anhänger des Zmeitammerinftems, aber 
der Senat müßte in Wahrheit, mas nämlich den Einfluß betrifft, die zweite 
Kammer jein, es dürfte ihm nicht die conftituirende Gewalt zuftehen. Das ift 
eine Gefahr: entweder Sie werden Sich diefer Gewalt niemals bedienen, und 
dann iſt fie überflüffig, oder Sie bedienen fi) ihrer, und dann möge der Him- 
mel Frankreich beſchützen! In einem Lande des allgemeinen Stimmredt3 
muß die conftituirende Gewalt dem Saifer, dem Senat und dem gejeggeben- 
den Körper ‚zugleich zuftchen; alle dieſe Subtilitäten zwiſchen Geſetz, Senatus⸗ 
conjult und Verfaſſung entbehren der vollen Berechtigung Nicht auf das 
geichriebene Staatsgrundgeſetz kommt es an, fondern auf die tägliche Hand- 
habung der Regierung ; dieje intereffirt, und mit Recht, allein das Land, Die 
britte Lucke Tiege, fährt der Redner fort, in der Zufammenfegung des Senats. 
„Denn Ihre Wurzeln in der fruchtbaren Erde des allgemeinen Stimmredt? 
zu finden fein werben, werden Sie ftärker fein, alS in dem glänzenden Sande 
der Taiferlichen Gunſt.“ (Beregung.) Beiläufig will Redner auch die Beftim- 


mung abgeſchafft willen, nach welcher der Kaifer das Recht hat, das Präfivium 


im Senat felbft zu führen. Viertens befämpft Redner daS gegen den geſetz⸗ 
gebenden Körper und die Preffe gerichtete Verbot, die Verfaffung zu discutiren, 
ein Verbot, welches doch wirkungslos jei und erft ganz kürzlich von den 116 Inter⸗ 
pellanten, wenn bie Regierung nicht bei Zeiten die Initiative genommen hätte, 
ohne Bedenken überfchritten worden wäre. Deßgleichen ‚müßte die Zahl der 
Deputirten verftärkt, die Wahlbezirke durch das Geje geregelt werben. Die 
heventendfte Lucke ‘endlich ‚beziehe ſich auf die munieipale Reform (Unruhe). 
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Ya, er ſpreche es offen aus: bie Maireß müßten von den Munieipalräthen 
ernannt werden. Er wünſche, daß dieſe Frage einer geleklichen Erledigung 
vorbehalten und daß einftweilen nur die Beitimmung ver Verfafiung, nad) 
welcher der Regierung das Recht zuftehe, die Maires felbft außerhalb der 
Municipalräthe zu ernennen, aufgehoben werde. Redner ſchließt: Er müſſe 
abbrechen, obgleich er noch viel auf dem Herzen habe. Gr babe die Hinders 
nifje bezeichnet, die der Begründung des Liberalen Kaiſerreichs im Wege ftün⸗ 
den, welches der Traum feines ganzen Xebens, da3 Ziel aller feiner Beltres 
bungen fei. Die wahre Discuflion werde übrigens erft beginnen, wenn es 
fih um die einzelnen großen Fragen handeln werde: Abfchaffung der noch be= 
ftehenden Beitimmungen des Sicherheitsgefetzes, Abſchaffung des Artikels 75 
der Berfaffung vom Jahre VIIT, gefegliche Regelung der Berfaffung von 
Paris, der Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche, des unentgeltlichen Volks⸗ 
unterrichts, der Freiheit de höheren Unterrichts, ſowie um die Erjparniffe, 
die Decentralifation und endlid um die äußere Politik, mit einem Wort, um 
die Geſchäfte. „Man wird dann nicht eiwa einen Heinen bürgerlichen Parla- 
mentarismus walten laffen müſſen, ſondern die Segel werden von einem demo» 
fratifhen und ſtark volksthümlichen Luftzuge gebläht fein müſſen. Das ift 
die Uufgabe des Kaiſerreichs, fein Genie, feine Pflicht. Man achte nicht auf 
das rothe Geſpenſt; Revolutionen drohen’zu jeder Zeit, und man vermeidet 
fie nur, wenn man ihnen daß Gute entlehnt, was fie haben. Die politifche 
Agitation aber ift feine Gefahr, fondern im Gegentheil fruchtbar und heil- 
bringend für das Land.” (Die Rede erregt allgemeines Aufjehen, viele Ses 
natoren hören ihr mit ſprachloſem Erftaunen zu, andere äußern Yaut ihre 
Entrüftung, Hr. dv. Segur d'Agueſſeau nennt fie geradezu „ſcandalss“). Mi« 
nifter des Innern Forcade de la Roguette: erklärt ausdrücklich, daß die 
Regierung die Anſchauungen des Prinzen Napoleon über die Befugniffe des 
Senats, feine Zufammenfegung, die Unterſcheidung der conftituirenden Gewalt 
don der gejehgebenden und die Ernennung des Maires durd die Municipal» 
räthe nicht theile. Was die Verantwortlichkeit der Minifter betreffe, jo ſeien 
die Kritiken des Prinzen nicht verftändfich: die Abficht des Entwurfs ſei doch 
offenbar, daß die Minifter vor Allen, vor den Kammern, dem Kaifer und dem 
Lande jelbjt verantwortlich jeien, dieß aber gleichzeitig der Verantwortlichkeit 
des Kaiſers feinen Eintrag thun folle. Die Ernennung der Maires durch 
die Municipalräthe fei eine für das Land und die Regierung gleich gefährliche 
Maßregel. Bonjean ftellt den Antrag: „Art. 1. Die gefehgebende Gewalt 
wird collectiv von dem Kaiſer, dem Senat und dem gejeßgebenden Körper 
ausgeübt. Die Initiative zu den Gefegen fteht dem Kaiſer, dem Senat und 
dem gejeßgebenden Körper zu. Im Falle einer Meinungsverjchievenheit zwi⸗ 
‘hen den beiden Verfammlungen über eine Vorlage wird die ftreitige Frage 
einer Commiſſion von fünfzehn Senatoren und fünfzehn Deputirten zur Prü« 
fung unterbreitet. Auf den Bericht ihrer Commiſſäre hält jede Berfammlung 
no einmal Rath. Der Entwurf, welcher nad diefem Ausgleihungsverjuche 
nicht die Majorität in der einen ober der anbern Berfammlung erlangt, kann 
früheftens exit in der nächften Seffion vorgelegt werden. Art. 2. Die Ber: 
änderungen an der Verfaflung; ſoweit fie nicht an ein Plebiscit gebunden find, 
werben in derfelben Form, wie die Geſetze, eingebracht und votirt; doch muß 
ein darauf gerichteter Antrag von zehn Mitgliedern unterzeiäänet und die 
Diseuffion dariiber von der Mehrheit der Bureaux geftattet fein; auch ift die 

Abſtimmung erft nach drei je durch einen Monat getrennten Leſungen eine 
endgiltige.* Delangle will den Antrag gar nicht zur Discuffion zulaffen, 

ſondern durch die Stellung der Vorfrage befeitigen. Der Senat lehnt dieß 
mit 75 gegen 43 Stimmen ab, verwirft aber den Antrag jelber ſchließlich doch 
mit 112 gegen 10 Stimmen, 


8. Sept. Frankreich verzichtet ausbrädlic davauf, ſich bei dem bevor⸗ 
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ſtehenden Concil, wie auf früheren, durch einen beſonderen Abge⸗ 
ſandten vertreten zu laſſen und kommt damit nur den Wünſchen 
ber römiſchen Curie entgegen. 


Circulardepeſche des Miniſter des Auswärtigen Fürſten Latour 
d'Auvergne: „Mein Herr! Mehrere Cabineite haben ſich an die kaiſerliche Re 
gierung mit der Anfrage gewendet, welche Verhaltungslinie fie Hinfichtlich des 
auf den 8. December nah Rom einberufenen Concil3 zu verfolgen gedenke. 
Gewiß verdient feine Frage in höherem Grade die Aufmerljamfeit als die, 
weldhen Untheil die Regierung an den wichtigen Creigniflen nehmen ſoll, deren 
Zeugen wir fein werden, und e8 gibt gleichzeitig Feine Frage, für welche es 
ſchwerer ift, Rathſchläge von der Vergangenheit zu begehren; denn alle jolde, 
die man der Geſchichte der Concile entlehnen könnte, gehören Zeiten an, welde 
weit hinter uns liegen und der unferigen jehr unähnlih find. Die Bezie 
hungen zwilchen der Kirche und dem Staate haben tiefe Veränderungen er 
fahren, und offenbar muß die Rolle der Regierungen gegenüber der Ver 
ſammlung, welche der Heilige Vater zu ſich beruft, nach der Natur der gegen 
wärtig zwiſchen den beiden Gewalten beitehenden Bande beftimmt werden. 

„In den früheren Goncilien hatten die Souveräne ihren im voraus be 
zeichneten Plag: fie wurden eingeladen, an denfelben entweder in Perjon oder 
durch ihre Abgefandten theilzunehmen. Die Botichafter Taken unter den Mit 
gliedern der Geiftlidhkeit und übten oft einen bedeutenden Einfluß auf den 
Gang der Berathungen. Bisweilen wurde fogar die Abhaltung der Eoncilien 
durch die Initiative der Fürften veranlaßt, welche fih mit den Päpften über 
die Zweckmäßigkeit der im gemeinſchaftlichen Interefje zu treffenden Maßregeln 
verftändigten. Nichts war natürliher in einer Zeit, da die Fragen bürger- 
licher Gattung fit häufig durch die Natur der Einrichtungen und Gefee ſelbſt 
mit jenen der religiöfen Gattung vermilchten. Die ſeitdem verkündete Ger 
wifjensfreiheit hat diefe Sachlage geändert. Die bürgerliche Gewalt und die 
tirhlide Gewalt haben die Nothwendigkeit erkannt, fi) genauer abzugrenzen, 
und unjere Geſetzgebung hat die Schranken ihrer Gompetenz, indem fie eine 
jede von ihnen in ihrer Einheit aufrecht erhielt, unter den Bedingungen ab⸗ 
geftect, welche in dem zwiſchen Frankreich und. dem Heiligen Stuhle zu Be 
ginn dieſes Jahrhunderts gejchloffenen Uebereinfommen vorgezeichnet waren. 
Die Domäne der Kirche und die des Etaates find mithin jekt gejchieden. 
Ohne Zweifel hat die Berührung der Intereſſen mit der Verwirrung der 
beiden Einrichtungen nicht aufgehört, und es gibt nad der Natur der Dinge 
ſelbſt gemifchte Fragen, welche gleichzeitig von der weltlichen und von der 
geiftlicden Autorität abhängen. Die Regierungen könnten daher, indem fie ihre In⸗ 
competenz für alle Angelegenheiten der kirchlichen Lehre und Unterweifung anerken⸗ 
nen, noch immer die Erlaubniß, in die Discuffion über die Vorrechte, welche un. 
verlegt zu erhalten ihre Pflicht tft, mit einzutreten, als ein Recht in Anſpruch 
nehmen. Aber die Regierung Sr. Majeftät würde heute in dem Gebraude 
diejes Nechtes ernftliche Nachtheile entdecken. Ihre Dazwiſchenkunft könnte fie 
in peinlicde Debatten mit hineinziehen, ohne daß fie die Gewißheit hätte, ihren 
Anſchauung Geltung zu verichaffen, und fie Eonflicten ausjegen, welche fie 
in den meiften Fällen nicht vermeiden Lönnte, ohne die ſchwerſte Verantwort⸗ 
lichkeit auf fih zu nehmen. 

„Unfere Gefege ſelbſt bieten uns in diefer Hinficht alle wünſchenswerthen 
Garantien. Sie haben zu Gunften der bürgerlichen Gewalt das Recht auf 
recht erhalten, welches fie ſchon in den früheren Zeiten bejefjen hatte, fi 
Allen, was unferen nationalen Freiheiten zumiderläuft, zu mwiderjegen. Wir 
wären aljo volllommen in der Rage, eintretendenfall3 dienigen Entjcheidungen des 
nädften Concils, welche im Widerſpruch mit dem öffentlichen Rechte Franke 
reichs wären, abzulehnen. Es ift dies Übrigens ein Fall, in welden wir nidt 
zu kommen hoffen; wir haben Vertrauen in die erhabenen Anſchauungen, welde 
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im Schooße diefer hohen Berfammlung vorherrſchen werben, denn wir bürfen 
nicht minder auf die Weisheit des Heiligen Stuhles, als auf die Erleuchtung 
und den Patriotismus der Biſchöfe rechnen. Dabei ift e3 nicht. unjere Abs 
fiht, uns als ganz uninterefirt an dem Werke anzujehen, zu welchem der 
Heilige Vater die Prälaten der katholiſchen Kirche einberuft. Die Bedeutung 
einer ſolchen Verfammlung inmitten der Krife, welche die modernen Gejell- 
ſchaften durdjichreiten, kann nicht in Zweifel gezogen werden und nichts, was 
die Geſchicke der katholiſchen Welt angeht, kann uns unaufmerfjam oder gleich- 
giltig finden. Die kaiſerliche Regierung verzichtet alfo nicht darauf, von ihrem 
Einfluffe Gebraud zu machen. Sie wird ihn anwenden, um nad allen Seiten 
die Ideen der Berföhnung zu ernpfehlen, deren Triumph nur zur Befeftigung 
der Jocialen Ordnung und zur Beſchwichtigung der Gewiſſen beitragen könnte. 
Aber diefen mäßigenden Einfluß gedenken wir durch das Organ unferer ordent⸗ 
lichen Vertreter zu üben, ohne an das Concil einen bejonderen Bevollmächtigten 
abzuordnen, defien Gegenwart die Handlungsfreiheit beeinträchtigen würde, 
welche wir im Gegentheil uns volllommen vorzubehalten wünjchen. 

„Diefe Verhaltungslinie fiimmt mit dem überein, was wir von den Ab- 
fihten der Tatholifchen Regierungen im Allgemeinen wiſſen, und der Papft 
Pius 1X. ſcheint ſelbſt auf die Enthaltung der Souveräne vorbereitet zu jein, 
weil er es nicht für angemefjen gehalten hat, an ihre directe Mitwirkung zu 
appelliren, und an fie nicht, wie in früheren Zeiten, die Einladung gerichtet 
bat, ſich vertreten zu laſſen. Wenn die Taijerliche Regierung ſich alſo ent- 
ſchließt, keinen Botſchafter beim Concil zu haben, jo gehordt fie nicht bloß 
dem Geifte unferer Geſetze; die Zurüdhaltung, welche fie für vorfichtig Hält, 
zu beobachten, ift auch im Einklang mit jener, in die fi der Papft ſelbſt 
verichließt, und indem wir in diefem Betracht die Politil verfolgen, welche 
ung für den Schuß unferer Rechte die geeignetfte Scheint, dürfen wir aud hoffen, 
daß der römiſche Hof den Erwägungen, die unjeren Entſchluß eingegeben haben, 
volle Gerechtigkeit werde widerfahren laffen. Sie find ermächtigt, dieſe Des 
pefche dem Herrn Minifter des Weußern der Megierung, bei welcher Sie bes 
glaubigt find, vorzulefen, ohne ihm jedoch Abſchrift davon zu überlaffen.* 

Die franz. Regierung theilt die Depejche ſämmtlichen Mächten 
mit, die fih mit dem Schritte vollkommen einverjtanden erklären. 


8.—11. Sept. Congreß der Provinzialpreffe in den Bureaur der „Des 
centralijation” zu yon, Derfelbe beſchließt die Aufſtellung folgen= 
der Forderungen: 

Abſchaffung des Art. 75 der Verfaffung vom Jahr VIII; definitive Aufs 
hebung des Sicherheitsgefeges; vollkommene Affociationds und Unterrichts⸗ 
Freiheit; daS Wahlprincip auf die Ernennung der Maires angewendet und 
Greigebung der flädtifchen Verwaltung; Einſetzung von Gantonalräthen oder 
Erweiterung der Befugniffe der Arrondiffementsräthe, eine umfaflendere Wirk⸗ 
ſamkeit der Generalräthe; Umlegung der Wahlbezirte auf Grundlage der 
Arrondiffements,; Einführung von Berfammlungen, in welchen die Departes 
ment3 gruppenmeife vertreten find; Umwandlung der Präfectur-Eollegien in 
Verwaltungs-Gerichtshöfe, Herabjegung der Caution, Abſchaffung des Stem⸗ 
be und volllommene Freiheit des Verlaufs auf offener Straße für die 

eitungen. 


9. „ Der Bifhof von Orleans, Migr. Dupanloup, tritt eine Rund: 
reije an die deutſchen Biichofsfige an, um fich mit ben deutſchen Bifchöfen 
über die Haltung auf dem bevorftehenden Concil und gegenüber ven 
immer mehr hervortretenden Plänen der päpitl. Curie zu verſtändigen. 

10, „ Der Kaifer, wieder jo ziemlich hergejtellt, beſucht Paris von 
23 
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St. Cloud aus, um ſich zu zeigen, muß dagegen auf den immer 
noch beabficgtigten Beſuch im Lager von Chalons definitiv verzichten. 

20. Sept. Schreiben des P. Hyacinthe an ben General feines Orbens 
in Rom — Broteft gegen bie römiſche Scheidung zwiſchen ber 
Kirche und ber fog. modernen Eivilifation und gegen jene „Practiken, 
welche ſich römijch nennen, aber nit chriſtlich find“: 

„An den ehrwürdigen General der Karmeliter-Barfüßler in Rom. Mein 
ſehr ehrwärdiger Vater! Während der fünf Jahre meiner Amtsführung in 
Notre-Damerde- Paris hat mir troß der offenen Angriffe und der verftedien 
Ungebereien, deren Opfer ich war, Ihre Achtung und Ihr Vertrauen feinen 
Augenblid gefehlt. Ich bemahre dafür zahlreihe von Ihrer Hand geſchrie⸗ 
bene Zeugniffe, welche fich ebenfo auf meine Predigten wie auf meine Perfon 
beziehen. Was auch kommen möge, ich werde mid ihrer ftetS dankbar erin- 
nern. Heute indeß beſchuldigen Sie in Folge einer plößlichen Veränderung, 
deren Urſache id ae in Ihrem Herzen, fondern in den Umtrieben einer 
in Rom allmächtigen Partei juche, was Sie ehedem aufmunterten, tadeln Eie, 
was Sie ehedem bilfigten, und verlangen Sie, daß ich eine Sprache führe oder 
ein Schweigen beobachte, welche nicht mehr der vollkommene und wahre Aus—⸗ 
drum meines Gewiſſens wären. Da zögere ih feinen Augenblid. Mit einer 
durch ein Loſungswort gefälfchten oder dur Verſchweigungen verftiimmelten 
Mede kann ich nicht die Kanzel von Notre-Dame wieder befteigen. Ich ſpreche 
mein Bedauern darüber dem einfihtsvollen und muthigen Erzbijchof aus, 
welcher fie mir geöffnet und gegen da8 Uebelwollen der Menſchen, port denen 
ich joeben gefprochen, erhalten hat. ch ſpreche mein Bedauern darüber der 
impofanten Zuhdrerſchaft aus, melde mi dort mit ihrer Aufmerfjamteit, 
mit ihren Sympathien, beinahe könnte ich jagen: mit ihrer Freundſchaft um⸗ 
gab. Weder ihrer noch des Biſchofs noch meines Gewiſſens noch Gottes wäre 
ich würdig, wenn ich darein willigen könnte, vor ihnen eine ſolche Rolle zu 
ipielen! Ich ziehe mich gleichzeitig von dem Kloſter zurüd, welches ich ber 
wohne und da3 fi für mid) unter den neuen mir bereiteten Umftänden in 
eine Gewiſſenshaft verwandelt. Indem ich alfo handele, bin ich keineswegs 
meinem Gelübde untreu: ih babe den Gehorfam des Möoönches verſprochen, 
aber in den Grenzen der Ehrlichkeit meines Gewiſſens, der Würde meiner 
Verfon und meines Amtes. Ich habe ihn verſprochen unter der Rechtswohl⸗ 
that jenes höheren Geſetzes der Gerechtigkeit und der „Löniglichen Freiheit”, 
welche nad) dem Apoſtel St. Jakob recht eigentlih das Geſetß eines Chriften 
ift. Gerade die venta menfie Ausübung diefer heiligen Freiheit juchte ich 
vor zehn Jahren im Klofter, erhoben durch einen von jeder irdiſchen Berech⸗ 
nung freien, ich wage nicht hinzuzufügen auch jever jugendlichen Illuſion baren 
Enthufiasmus. Wenn man mir zum Lohn für meine Opfer heut Ketten 
bietet, jo habe ich nicht nur das Necht, ich habe auch die Pflicht, fie von mit 
zu werfen. Die gegenwärtige Stunde ift eine feierlide. Die Kirche durd- 
ſchreitet eine der heftigiten, dunkelften und entſchiedenſten Kriſen ihres Be 
ftehens auf Erden. Zum erſten Mal jeit dreihundert Jahren wird ein dceu« 
meniſches Goneil nicht nur einberufen, fondern für nothwendig erklärt, das 
ift der Ausdrud des heiligen Vaters jelbft. Nicht in einem Augenblicke Tann 
ein Prediger des Evangeliums, und wäre er der lekte von allen, darein wil⸗ 
ligen, zu ſchweigen, wie jene „ſtummen Hunde* Israels, ungetreue Wächter, 
denen der Prophet vorwirft, daß fie nicht beilen können: Canes muti, non 
valentes latrare. Die Heiligen haben niemals geſchwiegen. Ich bin nidt 
Einer von ihnen, aber ich bin do von ihrem Geſchlecht — Klii sanctorum 
sumus — und ih habe immer meinen Ehrgeiz darein gejegt, mit meinen 
Schritten, meinen Thränen und, wenn e8 fein müßte, meinem Blute in ihren 
Spuren zu wandeln. Ich erhebe aljo vor dem heiligen Vater und 
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vor dem Concile meinen Proteſt als Chriſt und als Prieſter 
gegen jene Lehren und jene Practiken, welche ſich romiſch nennen, aber nicht 
Kriftlich find und welde in ihrem immer kühneren und verberblidheren Bor» 
dringen darnach traten, die Verfaffung der Kirche, Form und Inhalt ihrer 
‚Lehre bis auf den Geift ihrer Liebe jelbft zu verändern. Ich proteflire gegen 
die ebenfo gottloje als unfinnige Scheidung, welche man zu bewerkftelligen 
fucht zwiſchen der Kirche, die unfere Mutter in Ewigkeit ift, und der Gefell- 
Ihaft des 19. Jahrhunderts, deren Söhne mir in der Zeit find und gegen 
die wir auch Pflichten und Anhänglichkeiten haben. Ich proteftire gegen dieſen 
radilaleren und noch fehredlicheren Widerſtreit mit der menihliden Natur, 
die von jenen falſchen Lehrern in ihren unverwüſtlichen und heiligften Bes 
firebungen angegriffen und empört wird. ch protejtire namentlich gegen die 
kirchenſchänderiſche Fälſjchung des Evangeliums des Sohnes Gottes felbit, defien 
Geiſt und Buchſtabe in gleicher Weile von dem Pharifäismus des neuen Ge 
fees mit Yüßen getreten werden. &8 ift meine innigfte Ueberzeugung, daß, 
wenn Frankreich insbejondere und die Lateinifchen Raffen überhaupt der jorialen, 
fittlichen und religiöjen Anardie zur Beute werden, der Hauptgrund dafür 
zwar gewiß nicht in dem Katholicismus felbft, aber in der Art Tiegt, wie der 
Katholicismus feit langer Zeit verftanden und geübt wird. Ich appellire an 
das Goncil, welches zujammentreten wird, un Heilmittel für das Uebermaß 
unjerer Leiden zu juchen und um fie ebenfo nachdrücklich als ſanft in An⸗ 
wendung zu bringen. Aber wenn Bejorgniffe, die ich nicht theilen will, in 
Erfüllung gehen jollten, wenn die erhabene Berfammlung nicht mehr Freiheit 
in ihren Berathungen haben jollte, als fie ſchon in ihren Vorberathungen ges 
habt hat, wenn fie mit einem Wort der weſentlichen Merkmale eines beume⸗ 
niſchen Concils entbehrte, jo würde ich zu Gott und zu den Menfchen jchreien, 
um ein andereß zu verlangen, welches wirklich im heiligen Geifte, nicht im 
Öeifte der Parteien zufammenträte, wirklich die ganze Kirche, nicht das Schwei⸗ 
gen des Einen und die Bedrückung des Anderen verträte. „Mich jammert 
herzlich, daß mein Volt jo vererbt ift, ih gräme mich und gehabe mich übel. 
Sit denn keine Salbe in Gilead? Oder ift denn kein Arzt nicht da? Warum 
ift denn die Tochter meines Volks nicht geheilet?” (Jeremias, Kap, 8.) Und 
endlich appellire ih an dein Gericht, Herr Jeſus! Ad tuum, Domine Jesu, 
tribunal appello. In deiner Gegenwart jchreibe ich dieſe Zeilen; zu deinen 
Füßen, nachdem ich viel gebetet, viel nachgedacht, viel gelitten und viel ge- 
wartet habe, unterzeichne ich „fie. Wenn die Menſchen auf Erden fie ver- 
dammen, jo vertraue ich, daß du im Himmel fie billigen wirft. Das genügt 
mir für Leben und Sterben. Paris, Paſſy, 20.. Sept. 1869. Fr. Hyacintbe, 
Oberer der Sarmeliter-Barfühler von Paris, zweiter Definitor des Ordens 
in der Provinz Avignon.“ 


26. Eept. Der Drbensgeneral bes P. Hyacinthe in Rom bebroht denjelben 
. in Folge feines Schreibens vom 20. d. mit der großen Ercommuni- 
cation, wofern er nicht binnen 10 Tagen fich unterwerfe und in 

fein Klofter zurückkehre. 


. ... Ahr Schreiben vom 20. d. M. meldet mir, daß Sie Ihr Klofler 
in Paris verlaflen. Die Zeitungen und Brivatbriefe berichten mir in der 
That, daß Sie hr Klofter verlaflen und das Ordenshabit abgelegt haben, 
ohne kirchliche Autoriſation. Wenn diefe Thatſache unglüdlicherweile wahr 
fein ſollte, fo weife ich Sie darauf Hin, mein ehrw. Pater, daß Sie willen 
müffen, daß ein Ordensgeiſtlicher, welcher fein Klofter verläßt und das Ordens» 
habit ablegt ohne regelmäßige Erlaubniß der zuftändigen Behörde, als ein 
Apoftat betrachtet wird, und demzufolge den kanoniſchen Strafen unterliegt, 
die in dem Cap. periculoso angegeben find. Diefe Strafen find, wie Sie 
wiflen, die große Egcommunication: Latae sententiae, und gemäß unſerer 
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Conſtitutionen, beftätigt durch den heil. Stuhl Part. M cap. 35 Nr. 12, unter 
liegen die, weldhe ohne Erlaubnik aus der Congregation austreten, ipso facto 
der großen Ercommunication und der Infamie Qui a congregatione re- 
cedunt, praeter apostatiam ipso facto excommunicationem et infamise 
notam incurrent. In meiner Eigenfchaft als Ihr Oberer und um den Bor 
Schriften der apoftolifhen Deerete zu gehorcdhen, welde mir befehlen, jelbft 
Cenſuren anzumenden, um Site in den Schooß des Ordens, den Sie fo befla- 
genswerth verlafien haben, zurüdzuführen, jede ih mich in die Nothwendigkeit 
verfegt, Ihnen zu befehlen, in das Klofter zu Paris, welches Sie verlafien 
haben, zurldzufehren innerhalb der Frift von zehn Tagen nad Empfang 
dieſes gegenwärtigen Schreibens, und made Sie zugleih aufmerkſam darauf, 
daß, wenn Sie diefer Vorſchrift nicht in dem oben beitimmten Termin Folge 
Ieiften, Sie canoniſch enthoben werben von allen Aemtern, die Sie in dem 
Orden der barfüßigen Sarmeliter ausüben, und daß Sie fortfahren werden, 
unter der Laſt der Genfuren zu leben, welche daS gemeine Recht und unfere 
Gonftitutionen aufitelen. Möchten Sie, mein ehriw. Bruder, unfere Stimme 
und den Ruf Ihres Gewiſſens hören zc.” 

P. Hyacinthe erhält in Folge feines Schrittes einen abmahnenden Brief 
des Biſchofs Dupanloup von Orleans, in dem ihn derjelbe „beſchwört, auf 
der ſchiefen Bahn, auf der er fich befinde und die zu Abgründen führe, melde 
der verwirrte Blick feiner Seele nicht gejehen habe, innezuhalten” und „fid 
dem h. Vater zu Füßen zu werfen”. P. Hyacinthe dankt dem Bifchof für 
feinen Brief, jeine Gefühle und Gebete, erflärt ihm aber, „daß er weder die 
Vorwürfe noch die Rathichläge deffelben annehmen könne, melde er an ihn 
richte” und meint: „Was Sie einen großen Fehler nennen, den ich begangen 
hätte, nenne ich eine große Pflicht, die ich erfüllt habe. Von anderer 
Seite erhält dagegen der Pater Iebhafte Zuftimmungs» und Ermunterungs⸗ 
ſchreiben. Auf ein foldes des Marcheſe Villamarina antwortet er: „Die 
Rundgebungen von Sympathie wie diejenige, welche Sie mir die Ehre er- 
weifen an mid) zu richten, find wohl geeignet, mid) auf der ſchwierigen Bahn, 
die ich zu wandeln entſchloſſen bin, aufzumuntern. Stalien kann mit 
einem ungeheuren Gewicht auf das Werk der Ummandlung der Kirche Ein- 
fluß nehmen: tempus est ut judicium ineipiat a domo Dei. Was mid 
perjönlich betrifft, jo weiß ich nicht, ob der Proteft, den ich erhoben, und das 
Opfer, welches ich vollbracht habe, fruchtbar jein werben; aber wenigſtens 
werde ih bi ans Ende meinem Gewiſſen gehorcht haben. Ich danke Ihnen, 
daß Sie mich verftanden und gebilligt haben. Bruder Hyacinthe.“ Der Pater 
geht (10. Oct.) für einige Zeit nach Amerika, 


26. Sept. Seitdem ber Zuftand des Kaiſers gerade feine nahe Katas 


ftrophe befürdten läßt, verlangt die öffentliche Meinung immer bro: 
hender die Wiebereinberufung bes gejeßgeb. Körpers. 

Das nun feit Wochen dauernde Schaujfpiel einer Regierung, die nicht regiert, 
die Uingewißheit Über den Geſundheitszuſtand des Kaiſers, der Zwieſpalt im 
Schooße der kai. Familie, die unleugbar vorhandene Zerfahrenheit im Minifte- 
rium, deflen Mitglieder (Yorcade und Magne) ſich gegenfeitig zu ſtürzen trachten, 
Alles das hat eine Lage geihaffen, in welcher die Nichtwiedereinberufung der 
Volksvertretung ſchwer empfunden und heftig getadelt wird. Graf Keratry, 
ein liberaler Deputirter und einer der 116, fordert daher geradezu. auf, die 
Abgeoroneten follten, wenn bis dahin nicht wieder einberufen, am 26. Oct. 
von fih aus zufammentreten: „Nach dem Votum des Senatsbeſchluſſes gibt 
es ſeilbſt keinen Vorwand mehr für die Vertagung. Der von der Verfaſſung 
für die Seſſion feftgefegte Termin ift ſechs Monate. Am 25. October find 
die ſechs Monate abgelaufen, da die letzte Kammer am 25. April aufgelöft 
wurde. Die außerordentlihe Sefjion, in welcher man den Repräfentanten 
arg mitjpielte, kann nicht gegen den legitimen Wunſch des Landes, feine Ger 
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Ihäfte zu beforgen, angerufen werden. Es wird alſo dann eine wirkliche und 

beabſichtigte Verlegung der Verfaffung vorliegen.” Der Vorſchlag wird von 
vielen Seiten mit Eifer aufgenommen, von anderen dagegen belamoft und 
ſchließlich von allen Seiten doch fallen gelaſſen. 


LO 


. Oct. Die Kaiferin gebt durch Oberitalien und über DBenebig, wo 
fie mit dem König von Stalien zufanımentrifft, nad Konſtantinopel 
und von ba nad Aegypten zur Eröffnung des Euezcanals, 


3. „ Ein kaiſ. Decret beruft die Kammer erft auf ben 29. Nov. 
twieder ein. Allgemeine Unzufriedenheit. 


12. „ Der Saifer fiedelt nah Compiègne über. 

18. „ Da fih P. Hyacinthe binnen der ihm gewährten Friſt nicht 
unterworfen und nicht in fein Klofter zurüdgefchrt ift, jo wird er 
feiner bisherigen Würde entjeßt und excommunicirt. 


„» vu Tie Mehrzahl der Abgeorbneten der Linken erläßt eine Art 
Manifeft, worin fie barleygt, warum fie am 26. Det. e8 wegen 
Nichteinberufung ber Kammer nicht zu einem Eclat treiben will: 

„An unjere Mitbürger! Man fragt uns, ob wir ung am 26. Oct. in 
die Kammer verfügen werden. Wir werden es nit thun und zwar auß 
folgenden Gründen: Indem wir und in die Kammer verfügten, würden wir 
nothwendig eine Kundgebung hervorrufen, deren Gang und Tragweite bei dem 
gegenwärtigen Stand der Dinge Niemand regeln kann. Wir haben, aber 
nicht das Net, daS Loos der wiebererflehenden Freiheit dem Zufall in die 
Hände zu liefern. Wenn eine große Revolution, eine friedliche Revolution 
begonnen hat, wenn man ben unvermeiblichen Ausgang derſelben mit jedem 
Tag deutlicher vorausfieht, wäre es unpolitifh, der Negierung irgend einen 
Vorwand zu geben, daB fie fih in einer Emeute wieder ftärftee Wenn die 
Regierung die conjtitutionellen Regeln, welche fie ſich ſelbſt borgezeichnet bat, 
mit Füßen tritt, jo hat die Demokratie für den Augenblid nur eines zu thun: 
davon Act zu nehmen. Dieje Verfaſſung, melde die Regierung in ihrer 
Laune mit eigenen Händen vernichtet, wir haben fie nur über und ergehen 
lafjen, und e3 ift nicht unjere Sache, fie zu vertheidigen und damit wieder⸗ 
herzuftellen. Unter ſolchen Umftänvden Haben wir beichloffen: die wirkliche 
Eröffnung der nädjften Seffion abzuwarten. Dann werden wir von der Re⸗ 
gierung Rechenſchaft für die neue, der Nation zugefligte Beleidigung verlan« 
gen. Dann werden wir gerade an der Erfahrung der Iekten drei Monate 
bemweifen, daß die perjönliche Regierung, wenn fie fih auch das Anſehen gab, 
vor der Öffentlichen Mikbilligung das Feld zu räumen, ‚nicht aufgehört Hat, 
als Herr zu handeln und zu ſprechen. Dann erben wir endlih auf dem 
Boden de3 allgemeinen Stimmredts und der VBollsjouveränetät, dem einzigen, 
welcher fortan noch beiteht, das Werk der demofratiichen und radicalen Rück⸗ 
forderung, deſſen Fahne das Volk in unfere Hände gelegt hat, fortführen.” 


419. „ Berfammlung ber Mehrheit der 116 Interpellanten (Mittel: 
partei): es wird einftimmig bie Nothwendigfeit einer eingreifenden 
That erfannt und auf den 27. d. M. eine neue Verfammlung 
anberaumt. 
22. „ Die alte Sammermehrheit macht einen vergeblihen Verſuch, ſich 
wieder zu ſammeln und zu organifiren. 


25. : „ Die Polizei kündigt an, daß fie für den folgenden Tag gegen 
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jeden Verſuch einer Ruheſtörung bereit ſei. Der Kaiſer kommt von 
Compiègne nad Paris herein. 
26. Oct. Strömender Regen. Große Vorſichtsmaßregeln. Alles ruhig. 
29. „ Große ſchutzzöllneriſche Verſammlung in Rouen gegen ben 
Hanbelövertrag mit England und die Handeleverträge jeit 1860 
überhaupt. 


— 


. Nov. Beginn ber Wahlvberſammlungsperiode für die Ergänzungs—⸗ 

wahlen in Paris. 

5. Rodefort will ſich von Belgien nad Paris begeben, um feine 
Mahl in den gefeßgeb. Körper felber zu betreiben, wirb an ber 
Grenze verhaftet, aber auf Befehl des Kaifers für die Dauer ber 
Wahlperiode wieder freigelaffen. 

8. „ Portgang ber ſchutzzöllneriſchen Naitation in Rouen, Lille x. 


11. „ Die Rabicalen wollen in Paris ſolche Candidaten wählen, bie 
ben Eid verweigern, namentlih Lebru Rollin. ‘Derfelbe wirb zu 
biefem Ende durch eine Deputation nah London eingeladen, nad 
Paris zu kommen, was er jeboch ablehnt. 


15. „ Manifeft der Linken des gefeßgebenden Körpers an ihre Mit 
bürger: 

„Die Unterzeichneten hielten e8 im Juli d. 3. für ihre Pflicht, im ihrer 
Zurücdhaltung zu verharren, um nicht die Wirkung der von 116 ihrer Col 
legen niedergelegten Interpellation zu durchkreuzen. Heute, da nad einem 
mißbräuchlichen und langen Interregnum die Kammer ihre Arbeiten wieder 
aufnehmen fol, ſcheint es ihnen wichtig, die Verhaltungslinie genau anzu⸗ 
geben, die fie zu beobachten gedenken, um das Ziel zu erreichen, das ihnen ſtets 
vorgeſchwebt hat: die Regierung des Landes durch das Land jelbft, für umd 
durch die Freiheit. Die Nothmwendigkeit einer Ummwandlung drängt fi mit 
jedem Tage mehr dur das Gewicht der Thatfachen, die Freiheit der Discuſ⸗ 
fton, die Macht der Wahrheit der Bffentlichen Ueberzeugung auf. Zu dieſen 
Waffen wollen die Unterzeichneten ihre Zuflucht nehinen; fie würden andere 
Waffen nur dann ergreifen, wenn die Gewalt es verjuchte, ihre Stimme zu 
erſticken; aber fie haben die fefte Hoffnung, unterftügt von der Zuftimmung 
ihrer Mitbürger, auf frievlihem Wege die Veränderung durdführen zu Fön 
nen, welche die Öffentliche Meinung gebieterifch verlangt. Die letzten Wahlen 
haben bewieſen, daß dieſe der perjönlichen Regierung für immer ein Ende 
maden will, Diefem Berlangen jegt die perfönliche Regierung einen Wider⸗ 
ftand entgegen, den man um jeden Preis aus dem Wege räumen muß. Die 
erfte Sorge der Unterzeichneten wird alfo fein, eine Interpellation mit mot! 
virter Tagesordnung wegen der nicht zu rechtfertigenden Verzögerung det 
Einberufung des geſetzgebenden Körpers einzubringen. Die Regierung, melde 
freimillig die fürdterliche Möglichkeit eines Straßenlampfes herausforderte, 
hat einen Act begangen, für welchen die Unterzeichneten entſchlofſen find, ftrenge 
Rechenſchaft von ihr zu fordern, und als Corollar werben fie ein Gejek ver- 
langen, welches die Kammer zur unbedingten Herrin über das Vertagungsrecht 
madt. . . . Außerdem können die Abgeordneten in Gelegentwürfen Reformen 
bezeichnen. Die erfte bezieht fih auf die Wahl des gejehgebenven Körpers 
ſelbſt. Die Verwaltung kann nicht das Recht, von welchem fie einen ſcanda⸗ 
Iöjen Gebrauch gemacht hat, die Wahlbezirfe zu bilden und umzulegen, bes 
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halten. Diejes Recht gebührt nur dem Geſetzgeber. Das Votum muß von 
dem Hinderniß eines vorgängigen Eides und von jeder Dazwiſchenkunft der 
Behörde befreit, feine Aufrichtigkeit muß duch die munieipale Unabhängigkeit 
verbürgt fein. Die Unterzeichneten werben die Wahl der Maires und ferner 
verlangen, daß Paris und Lyon wieder unter die Herrihaft des gemeinen 
Rechts geftellt werden. Sie müſſen gleichzeitig die Municipalitäten von einer 
fie lahmenden Bormundichaft befreien. Der Geſetzentwurf, welcher den Art. 75 
der Berfaffung vom Jahre VIII abſchafft, wird für die öffentliche Mei⸗ 
nung nur eine gerechte und ſpäte Genugthuung fein. Es verhält ſich ebenfo 
mit der Abſchaffung des Heeresgeſetzes, welches eine doppelte Drohung gegen 
den Frieden und gegen die Freiheit in ſich Dirgt und das Land erichöpft; es 
muß einem Syſtem Platz machen, welches die Nation zur Vertheidigung des 
Baterlande und jeiner freien Einrichtungen waffnet. Zur Sanction dieſes 
Syitem3 gehört, daß das Recht, den Krieg zu erklären, dem Rationalwillen 
übertragen werden muß. Um diefe Reformen vorzubereiten, muß die Prefie 
von ihren Hemmniſſen befreit fein. Die Caution und den Stempel abzufchaf- 
fen, die YJurisdiction der Geſchwornen wieder herzuftellen, die Freiheit der 
Druderei und des Buchhandels zu vetfügen, das verlangt die Oppofition, 
und das werden die Linterzeichneten kraft ihrer Initiative formuliren. Sie 
werden endlich die Alljociationsfreiheit, dann die Reviſion des Vereinsgeſetzes 
verlangen, um die willtürlihen Beltimmungen zu befeitigen, welche die Aus⸗ 
übung eines mejentlichen Rechtes einſchränken und ſtets zu bedauerlichen Con⸗ 
fliften den Anſtoß geben... . In der Erfüllung diejer ihrer Aufgabe erklären 
die Unterzeichneten, nur vor ihrem Gewiſſen verantwortlich zu fein. Man hat 
verfucht, die Fdee vom imperativen Mandat wieder aufzufriihen. Die Unters 
zeichneten weifen diefen Anfpruch als einen falſchen und gefährlichen zurüd, 
der, wenn er jemals Eingang fände, nur zu der Tyrannei der Mlinoritäten 
fünren könnte. Sie find gewillt, ihn entichloffen zu bekämpfen. Ohne Zweifel 
werden fie fih flet3 freuen, die vertrauenspollen Beziehungen zu ihren Wäh- 
fern vermehren zu können. Sie betrachten fich für durch ihre Ehre gebunden, 
die Principien zu vertreten, welde um fie und ihre Wähler ein enges Band 
Ihlingen. Wenn ihre Ueberzeugung fie von ihren Wählern entfernte, fo 
würde das ihnen die Pflicht auferlegen, ihre Haltung beurtheilen zu laflen 
und zu diefem Behuf ihre Demiffion zu geben; aber nur ihr Gewiſſen haben 
fie zu befragen, ſonſt weder Weilungen no Befehle zu empfangen. Daß 
MWahlprincip iſt gegenwärtig die einzige Bürgſchaft der Ordnung; es ift bes 
rufen, alle Inftitutionen des Landes von der Grundlage bis zum Gipfel ums 
zumandeln. Damit e8 unverlegt bleibe, muß es gleichzeitig frei gehalten wer« 
den von den monarchiſchen Compromifien, welche es verderben, und bon den 
demagogiſchen Gewaltthätigfeiten, welche es erniedrigen.” Das Manifeft ift 
von 27 Abgeorbneten, darunter Bancel, Favre, Ferry, Gambetta, Garniers 
Pages, Kératry, Pelletan, Picard und Simon unterzeichnet. 


Nov. Lebru Rollin verzichtet auf feine Ganbidaturin Paris. Die 


Idee der Mahl eines Unbeeidigten wirb ziemlich allgemein fallen 
gelaſſen. 

„Der Kaiſer ſiedelt von Compiègne nach den Tuilerien über. 
„Nachwahlen in Paris: es werben gewählt Röochefort (gegen 
Carnot), Cremieux (gegen Pouyet-Quertier), Arago und Glais—⸗ 
Bizoin. Im Ganzen behaupten die Gemäßigten wieder die Oberhand. 
„ Die Regierung will bie Handelsverträge durch den aus ben vers 
ſchiedenen Parteien erweiterten Oberhandelsrath unter dem Vorfſitze 
bes Hrn. Rouher prüfen laffen. Die Gewählten nehmen jedoch bie 
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Ernennung nidt.an, fo daß fih die Maßregel ale cin Schlag im 
Waſſer erweilt. 


23. Nov. Biſchof Tupanloup erhebt fi energiſch gegen ben ungebühr: 


25. 


28. 


29. 


lihen Einfluß der fog. Tatholiihen Preffe und namentlich Vexuillots 
auf bie Angelegenheiten ber kath. Kirche. 

» Gegenüber der fhußzöllnerifihen Agitation in ben Norbbepar: 
tements thut fi jebt auch eine freihändlerifhe Partei im Süden 
auf und beginnt zunädhft mit einem Mecting in Xordeaur. 

» Verſammlung der jogen. 116 der Mittelpartei. Auf den 
Antrag Ollivier's wird gegen eine Minderheit von 23 Stimmen 
beichloffen, fih enbgiltig auf dem Boten des Eenatusconfults zu 
conftituiren und erft nad vollendeter Prüfung der (beanftandeten) 


. Wahlen die Minifter über bie DVertagung der Kammer zu inter 


pelliren. 
„ Eröffnung der Kammern. Threnrede des Kaifers: 

„Es ift nicht leicht in Frankreich eine regelmäßige und friedliche Anwen⸗ 
dung der Freiheit herzuftellen. Seit einigen Monaten ſchien die Gefellihaft 
dureh die Leidenjchaften des Umfturzes bedroht, die Freiheit dur die Aus 
Ihreitungen der Preffe und der öffentlichen Berfammlungen gefährdet; jeder 
fragte fi: wie meit die Langmuth der Negierung gehen werde. Uber der 
gelunde Sim des Volkes hat fich bereits gegen die fträflichen Uchertreibungen 
aufgelehnt, und die ohnmädtigen Angriffe haben nur dazu gedient, die Feftig- 
feit des dDurh den Willen der Nation begründeten Gebäudes darzuthun. 
Nichtsdeftoweniger dürfen die Unficherheit und die Unruhe, meldhe die Gemü⸗ 
ther beherrſchen, nicht fortdauern, und die Lage fordert mehr denn je Offen 
beit und Entſchloſſenheit. 

„Wir müflen ohne Umſchweife und offen jagen, was ter Wille des Lans 
des iſt. Frankreich will die Freiheit, aber die Freiheit im Bunde mit der 
Drdnung. Für die Ordnung ftehe ih ein. Unterftügen Sie mich, meine 
Herren, die Freiheit zu erhalten, und um dieſes Ziel zu erreichen, wollen wir 
uns gleichweit von der Reaction und von revolutionären Theorien fern halten. 
Zwiſchen denjenigen, welche alles ohne Veränderung erhalten wollen und den- 
jenigen, welche bejtrebt find, alles umzuftürzen, gilt e8, eine ruhmwürdige 
Stellung einzunehmen. | 

„Als ih das Eenatusconfult vom Eeptember d. J. als die logiſche 
Tolge der vorangegangenen Reformen und der am 28. Juni d. J. vom 
Staatsminifter in meinem Namen erlaffenen Erflärung in Vorſchlag bradte, 
wollte ich entjchloffen eine neue Aera der Verſöhnung und des Fortichritts bes 
gründen, und indem Sie mi) in meinem Vorhaben unterftügten, haben Sie 
weder die Vergangenheit verleugnen, noch die vollziehende Gewalt entwafinen, 
noch das Kaijerreich erjehlittern wollen. Unjere Aufgabe befteht jegt darin, 
die dort aufgejtellten Principien in Anwendung zu bringen, indem wir fie in 
die Gejeße und Sitten einführen. Die Borlagen, welde die Minifter Ihrer 
Billigung unterbreiten werden, haben jämmtlih einen aufrichtig Liberalen 
Charakter; wenn Sie diefelben annehmen, dann werden folgende Verbeſſerun⸗ 
gen verwirflicht werben: 

„Die Maires ſollen durch die Municipalräthe gewählt werden, außer in 
den durch das Geſetz vorgefehenen Fällen. In Lyon und in den zu Paris 
gehörenden Gemeinden ſollen die Municipalräthe aus dem allgemeinen Stimm» 
recht hervorgehen. In Paris, defien Intereffen mit denen von ganz Frank 
reich verknüpft find, Joll der Municipalrath von dem gejegeb. Körper gemählt 
werden, welchen bereit3 daß Recht zufteht, das außerordentliche Budget ber 
Hauptſtadt feftzuftellen. antonalräthe ſollen errichtet werden, hauptſächlich 
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um die Hülfsquellen.der Gemeinden zu vereinigen und dexen Verwendung zu. 


leiten. Berner jollen den Generalräthen neue Berechtigungen eingeräumt wer» 
den. Die Eolonien werben gleichfalls am dieſer Decentralifationsbewegung 
theilnehmen. Endlich wird ein Gejeg, welches den Umfang des allgemeinen 
Stimmrechts erweitert, die Öffentlichen Yunctionen feitiegen, melde mit dem 
Mandat eines Deputirten vereinbar find. Dieſen adminiftrativen und politis 
ſchen Reformen merden Geſetzesvorlagen folgen, welche von mehr unmittel« 
barem Intereſſe für die Bevölkerung find: diejelben bezwecken eine jchnellere 
GEntwidlung des unentgeltlichen Volksunterrichts, die Herabjegung der Gerichts⸗ 
kojten, den Wegfall des halben Gentime, durch melden die Erbſchaftsſteuer 
erhöht ift ; die Betheiligung bei den Sparkaſſen fol erleichtert und für die 
Landbevölkerung durch Agenten des Schatzamts angebahnt werden. Die Kinder- 
arbeit in den Fabriken wird Humaner geregelt und eine Erhöhung der niedris 
gen Gehalte angeftrebt werten. ‚Andere Fragen von Wichtigkeit, die noch nicht 
bis zur Vorlage gediehen find, befinden ſich in der Vorberathung. Die En⸗ 
quðte bezüglich der Landwirthſchaft iſt beendigt und gemeinnützige Vorſchläge 
werden aus derſelben hervorgehen, ſobald der Oberhandelsrath Bericht erſtattet 
haben wird. Eine andere Enquete in Betreff der Octrois hat begonnen. Es 
wird Ihnen ein Gejegentwurf behufs Einführung allgemeiner Zolltarife vor⸗ 
gelegt werden, welche zu keinem ernftlichen Widerſpruche Veranlaſſung geben. 
Was diesenigen Tarife betrifft, welche lebhafte Reclamationen der Berircter 
gewifjer Inbuftriegweige hervorgerufen haben, jo wird bie Regierung Ihnen 
erſt dann in diefer Beziehung Vorſchläge machen, wenn fie fi alle Aufſchlüſſe 
verihafit haben wird, die geeignet find, Sie bei ihren Berathungen zu 
unterſtützen. 

„Das Expoſé über die Lage des Kaiſerreichs weiſt befriedigende Reſultate 
auf; die Geſchäfte Haben keinen Stillſtand erfahren, und die indirecten Ein— 
nahmen, deren natürliches Wahsthum ein Zeichen der Wohlfahrt und tes 
Vertrauens ift, haben bis jetzt 30 Mill. Fr. mehr ergeben, alS im vergan—⸗ 
genen Jahre. Die laufenden Budgets weiſen erhebliche Ueberſchüſſe nad, und 
das Budget für das Jahr 1871 wird eine Aufbeilerung mehrerer Zweige der 
Verwaltung und cine entſprechende Dotation der Öffentlichen Arbeiten gejtatten. 
Allein es genügt nicht, Reformen in Vorſchlag zu bringen, Eriparnifie in den 
Finanzen herbeizuführen und eine gute Verwaltung einzurichten, jondern die 
öffentlichen Gewalten müſſen im Einklang mit der Regierung durch eine bes 
ftimmte und fefte Haltung zeigen, daß wir um jo mehr entihhlojen find, die 
Intereſſen der Geſellſchaft und die Grundſätze der Verfaſſung jeder Gewaltthat 
gegenüber unverjehrt aufrecht zu erhalten, je mehr wir die Bahnen der Frei—⸗ 
heit erweitern. Eine Regierung, welche der legitime Ausdrud des Volkswillens 
ift, hat die Pflicht und die Kraft, fih Achtung zu verichaffen, denn ihr fteht 
das Recht und die Macht zur Seite. 

„Wenn ih nun meine Blicke über die Grenzen des Landes hinausrichte, 
ſchatze ih mich glücklich, daß die auswärtigen Mächte freundſchaftliche Bezie- 
hungen mit uns unterhalten. Die Souveräne ſowohl, als die Völker wiln« 
ſchen den Frieden, und widmen fih den Fortſchritten der Givilifation. Melche 
Vorwürfe man unjerer Zeit auch machen könnte, fo haben wir doc) vollen 
Grund, auf diefelbe ftolz zu fein. Die neue Melt unterdrückt die Sclaverei, 
Rukland hebt die Leibeigenſchaft auf, England läßt Irland Gerechtigkeit wider⸗ 
fahren, das mittelländifche Meer ſcheint ſich jeines alten Glanzes zu erinnern, 
und von der Vereinigung aller katholiſchen Biihöfe in Rom darf man nur 
ein Merk der Weisheit und der Verfühnung erwarten, Die Forfiſchritte der 
Wiſſenſchaft bringen die Völfer einander näher. Während Amerika den ftillen 
Deean mit dem atlantifchen durch eine Eiſenbahn von ungeheurer Länge ver- 
bindet, vereinigen fih überall Kapital und Intelligenz, um durch telegraphiſche 
Zeitungen die entfernteften Gegenden des Erbfreijes einander nahe zu rücden. 
Frankreich und Ytalien werden ſich dur den Alpentunnel die Hand reichen, 
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und die Gewäſſer des mittelländiſchen und des rothen Meers fließen bereits 
dur den Canal von Suez zuſammen. Ganz Europa war in Egypten bei 
der Einweihung dieſes gigantiſchen Unternehmens vertreten, und wenn die 
Kaiſerin heute der Eröffnung der Kammern nit beiwohnt, fo geſchieht es 
deßhalb, weil ich wünſchte, daß ihre Anweſenheit in einem Lande, wo unſere 
Waffen fi einftmals Ruhm erworben, von der Sympathie Frankreichs für 
ein Werl Zeugniß ablege, daS wir der Ausdauer und dem Genie eines Tran 
zoſen verdanten. 

„Meine Herren! Sie werden jetzt die außerordentliche Seffion, melde 
dur die Einbringung des Senatusconfults unterbrodden wurde, wieder aufs 
nehmen; unmittelbar nad der Beendigung der Wahlprüfungen wird die or 
dentliche Seſſion beginnen. Ich zweifle nicht, daß fie zu glücklichen Ergebnijien 
führen wird. Die großen Körperſchaften des Staat3 werden, enger mit ein 
ander verbunden, fi ins Einvernehmen fegen, um die neuelten Abänderungen 
der Berfaflung in Ioyaler Weile zur Ausführung zu bringen. Die directere 
Theilnahme des Landes an feinen eigenen Angelegenheiten wird dem Sailer 
reich neue Kraft verleihen. Die gejebgebenden Berfammlungen tragen fortan 
eine größere Verantwortlichkeit; möge dieſelbe für die Größe und das Wohl 
ergehen der Ration heilbringend werden. Möge die Verſchiedenheit der Ans 
fihten zurüdtreten, jobald das allgemeine Intereſſe e8 fordert; mögen die 
Kammern dur ihre Einfiht und dur ihren Patriotismus darthun, daß 
Frankreich, ohne in bedauerlihde Ausſchreitungen zurüdzufallen, fähig ift, die 
freien JInftitutionen zu ertragen, welche ciwilifirten Ländern zur Ehre gereichen.” 


30. Nov. Geſetzgeb. Körper: Jules Favre interpellivt die Regierung und 


bringt einen Geſetzentwurf ein, nad welchem bie conftituirende Ge 
walt ausfchließli der zweiten Kammer übertragen werben foll. 
Der Senat wählt eine Commifjion, um den Entwurf einer neuen 
Geſchäftsordnung auszuarbeiten. Die Tribüne ift auch im Senat 
wieber bergeftellt. 
„ Die Minderheit ver 116 refp. 130 conftituirt fih unter Daru 
und Buffet als linfes Centrum; die Majorität berfelben bildet fortan 
von felbft das rechte Centrum. ö 
„ Der Seinepräfelt Hr. Haußmann richtet eine Denkſchrift über 
ben Gtand der Yinanzen und des Umbaues von Paris an ben er: 
nannten Diunicipalrath der Etabt, den er felbit als feinen Schwanen: 
gejang bezeichnet, da feine baldige Entlafjung jedenfalls feititeht. 


1. Dec. Geſetzgeb. Körper: Wahl des Bureau. Hr. Schneider wird 


4. 


wieder zum Präfibenten gewählt; von ben DVicepräfidenten gehören 
zwei bem rechten und zwei bem linken Centrum an. 


„Geſetzgeb. Körper: Die Kronbeamten, Kammerberrn u. bgl. geben 
ihre Entlafjung als foldge, um Abgeordnete zu bleiben. — Beginn 
ber Prüfung der noch nicht genehmigten Wahlen, die ſämmilich bes 
anſtandet find. 

„ Der gefebgeb. Körper febt eine Commiffion nieder, um ben 
Entwurf einer neuen Geſchäftsordnung auszuarbeiten, Zum Prä—⸗ 
fiventen berfelben wird Daru (linkes Gentrum), zum Gecretär 
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Joſſeau (rechtes Centrum) gewählt. Zwiſchen Beiden hahnt ſich 
augenſcheinlich eine Verſtändigung an. 


7. Dec. Geſetzgeb. Körper: Die Reſte der alten Majorität conſtituiren 


8. 


fi als Rechte, wüthend über Ollivier, ber ſich nicht mit ihnen ver⸗ 
ſchmelzen will. 

„ Geſetzgeb. Körper: Raspail, Rochefort und Bancel legen ein 
als förmlichen Geſetzesentwurf ausgearbeitetes Decentraliſations⸗ 
project vor: 

Die Hauptpunkte find folgende: 1. Decentraliſation für die localen Inter⸗ 
efien, Sentralifation für die allgemeinen Interefien. Vollſtändig freie Gemeinde⸗ 
verwaltung, Wahl des Gemeinderaths durch das allgemeine Stimmrecht und 
Wahl der Maire dur die Gemeinveräthe. Ernennung der Maires auf ein 
Jahr. Die Streitigkeiten der Gemeinden unter einander werden durch eine 
aus den Maires ꝛc. beftehende Commiſſion geſchlichtet. Die Streitigkeiten der 
einzelnen Arrondiffements eines Departements kommen vor den gejehgebenden 
Körper. 2. Geſetzgebender Körper, Der gefehgeb. Körper wird vom allge- 
meinen Stimmredt ohne alle Beeinfluffung gewählt. Er regelt in lebter In⸗ 
ftanz alle allgemeinen Sntereffen der Nation: wie LZandftraßen, Eiſenbahnen, 
Brüden, Gebäude; das Recht der Abſchließung aller internationalen Berträge 
gehört ihm allein an. Krieg darf nur geführt werden, wenn es fih um un« 
gerechten und unvermeidlihen Angriff handelt. 3. Steuerweien. Einzige 
Steuerauflage. Die Progreſſivſteuer erjegt alle andern Steuern, Der geſetzgeb. 
Körper jetzt alljährlih die Steuerfumme an, melde von den Gemeinden nad 
ftrengjter Billigfeit umgelegt wird. 4. Armee. ever Franzoſe ift vom 20. 
bis 50. Jahre Soldat, er bleibt in jeiner Heimath, alle acht Tage hat er 
drei Stunden Waffenübungen zu machen. ft er ausgebilbet, jo hat er auf 
ein Zeugniß feines Kommandanten hin nur alle drei Monate an einer Hebung 
theilzgunehmen. Jede Legion ernennt alljährlich ihren Chef. Der geſetzgeb. 
Körper ernennt im Kriegsfalle die Generale. Der gegenwärtige Cadre der 
Dffiziere wird neben dem von der Armee gewählten Cadre beibehalten, und 
die Offiziere nehmen ihrem Grade nad) an der Ausbildung der Mannichaft 
Theil. Die gegenwärtigen Offiziere bleiben als ſolche bis zu ihrem Tode. 
Das Üdancement erfolgt je nach der Wahl der Bürger-Soldaten. 
„Geſetzgeb. Körper: Bei Gelegenheit des Protokoll erregt Roche: 
fort eine ſtürmiſche Ecene. | 

Rochefort wirft dem Präfidenten vor, derjelbe Habe in der geftrigen Sitzung 
verjucht, daB von Raspail und ihm eingereichle Geſetzesproject lächerlich zu 
machen. Diefe Art der Ironie fet vom „Seren Stantsoberhaupte” bei der 
Kammereröffnung in Mode gebracht worden (heftiger Sturm, von allen Seis 
ten Unterbrechungen), als „diefer Herr“ in der feierlihen Sitzung bei Eröff 
nung der Kammer bet dem, Aufruf feines (des Redners) Namens habe laden 
zu müflen geglaubt. Der Präfivent interpellirt den Redner, der fortipricht, 
obgleid man ihn kaum verfteht. Nur den Schluß feiner Rede verninmt 
man: „So lächerlich“ — jagt er — „ih au jein mag, fo gibt e8 doch nod 
einen, der lächerlicher ift, als ich, daS jollte jener Herr willen, der im Jahre 
1840 in Boulogne ans Land geftiegen und an der Küfte mit einem lebendi⸗ 
gen Adler auf der Schulter und Sped im Hute pazieren ging.” Die Ma« 
jeftät8beleidigung wird von einer Seite mit „allgemeiner Heiterkeit” begrüßt, 
von ber Majorität dagegen niedergefchrieen. Der Präfident entzieht Rochefort 

8 Wort. 

Fortfegung ber Mahlprüfungen: Prüfung der Wahl bes Hrn. 
Dreolle, welche ganz ſcandalöſe Beeinfluffungen Seitens der Re 
gierungsorgane zu Tage fördert: 
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Ferry fordert den Minifter des Innern anf, fich über ein ſolches Ver⸗ 
fahren envlih einmal offen auszuſprechen. Der Minifter, Torcade de la 
Noquette, läßt fih jedoch nicht darauf ein, die amtlichen Beeinfluffungen der 
Wahlfreiheit zu rechtfertigen, vertheidigt dagegen die officiellen Candidaturen 
überhauyt, um mit liberalen Phrajen zu fchlieken: „... Der berborragende 
Punkt bei den Wahlen von 1869 ift die freiheit, die wir wie Sie wollen, 
die wir mit Ihnen oder ohne Sie gründen werben. (Xebhafter Beifall.) Frei⸗ 
Lich wiſſen wir, daß fie Gefahr läuft, aber wir überſchätzen diefe Gefahr nicht und 
gehören zu denen, die Entichlofienheit und Vertrauen haben. (Neue und Ieb» 
bafte Zuftimmung.) „„Das Kaiferreich ift todt““ hören wir feit einem Jahre 
Reute jagen, die es nicht anzugreifen wagen. Wir wiſſen, was diefe Wind» 
beuteleien werth find. Um fie ihrer Kraft zu berauben, brauchen wir ihnen 
nur in’8 Geficht zu jehen. Deßhalb haben wir auch die Zuverficht, die reis 
heit zu gründen, d. h. Erfolg zu haben, wo alle Regierungen gejcheitert find. 
Ich glaube nicht, daß je eine europäiſche Regierung, felbft nicht die der Re 
publit, jo ruhig und Talt bei fo heftigen und wahnmwigigen Angriffen geblies 
ben ift. (Xebhafter Beifall. Lärm links.) Ich gehöre zu. denen, die den Re⸗ 
formen ihren Beifall ſchenken und will für fie mein Leben opfern; ich denke 
und man denkt anderwärts, daß es etwas Echöneres gibt, als die perjönliche 
Regierung, nämlich die glorreihe Ehre, in diefem Lande die Freiheit zu grün 
den. Der Ruhm eines jo großen Werts übte feinen Zauber auf alle Regie- 
rungen aus, aber alle, eine noch der anderen, jcheiterten an der Emeute. 
Die Reitauration litt Schiffbruch, deßgleichen die Juliregierung, troß des 
Nednertalents der HH. Thiers und Guizot. Auch der Republik gelang es 
nicht trog der großen Charaktere, die fie in ihren Reihen zählte Wir muthen 
uns zu, glüdlicder und geſchickter und entiloffener zu fein. (Beifall) Dieſe 
Regierung befteht feit achtzehn Jahren. Sie richten diefe Vergangenheit mit 
Strenge; Wir verneigen uns ehrerbietig vor ihr, denn fie gab dem Lande 
Sicherheit und Wohlftand. Yet aber wollen wir uns aufihwingen, vorwärts 
marſchiren und in diefer neuen Bahn jo handeln, dab das Kaiſerreich als 
Gründer der Treiheit aus ihr hervorgehe. (Langer Beifall.) Das Land ent- 
fernt fi) nad) einer langen und theuer erfauften Erfahrung überall von der 
Revolution, wo fie ih auch zeigt, und verdammt fie zum Stilljchweigen. 
Uber es handelt nicht, und deßhalb will es feine Kräfte in einer ftarfen Re- 
gierung, die den Aufiwiegelungen überall geſetzlich und energiſch entgegentritt, 
wiederfinden. Dieß hat man ihm in den ſchönen Worten veriproden: Die 
Ordnung verbürge ich, helfen Sie mir, die reiheit zu retten!" Die Rede 
erreicht wenigſtens jo viel, daß die Wahl Dréolle's trotz Allem mit 170 gegen 
78 Stimmen genehmigt wird. 


410. Dec. Gefeßgeb. Körper: Vertheilung des Blau: und des Gelbbuches. 


13. „ Bericht des Finanzminiſters Magne an ben Kaiſer über bie Lage 
ber Finanzen. 


414. „ Geſetzgeb. Körper: Es werben zwei Snterpellationen angefünbigt, 
eine im Sinne bes Freihandels, eine andere im Einne von Schutz⸗ 
zöllen. 

415. „ Geſetzgeb. Körper: Wahlprüfungen. Prüfung der Mahl bes 
Hrn. Clem. Duvernois, die wo möglidy noch ſcandalöſere Beeinfluf: 
ungen zu Tage förbert, al8 die von Dréolle. Dennoch wird aud 
fie von einer Mehrheit genehmigt, doch erſt nach brei Abftimmungen. 
Dllivier ift unter denen, die für Genehmigung ſtimmen. 

17. „ Verſammlung des rechten Centrums bed geſetzgeb. Körpers: 





20. 


„ 


28. 
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Dllivier fpricht fi fehr entfchieden gegen das Verlangen nad) einer 
Auflöjung der Kammer und nad Neuwahlen aus. 


Dec. Erfte Sikung des neu ernannten proviforifhen Gemeinderaths 


von Paris. Der Seinepräfeet Haußmann erflärt fih in feiner Er: 
Öffnungsrede für eine fünftige Ernennung besfelden durch ben 
gejeßgeb. Körper. 

„ Geſetzgeb. Körper: Rochefort interpellirt bie Regierung wegen 
der Ausweiſung eines |panijchen vepublifaniihen Abgeordneten und 
meint babei, die Republik fei ſchon nahe Miniſter Yorcade ant: 


wortet brobend: 

Rohefort: „Man läßt eine abgeſetzte Königin in Frankreich Empörungen 
gegen ihr Baterland anzetteln, man duldet die Verſchwörungen der Garliften, 
aber gegen die Republifaner jchreitet man ein. Warum das? Weil die 
Monardiiten Ihre Freunde find, und weil Sie die Nepublifaner dagegen 
fürdten. Darin haben Sie freilih recht: die Republik ift nahe, man wird 
una alle rähen, Franzoſen wie Spanier. Forcade: Man jagt uns, die 
Republik fei nahe; das jagt man ſchon jeit mehreren Monaten, aber die Re⸗ 
gierung ift entſchloſſen, ſobald man von den Worten zur That übergehen 
wollte, mit Entſchiedenheit aufzutreten, und diejenigen, welche fie angriffen, zu 
entwaffnen. Sie hat ein wachſames Auge auf alle Umtriebe und wird fie zu 
vereiteln wiflen.“ 

„Geſetzgeb. Körper: Die Wahlprüfungen find beendigt. Ein kaiſ. 
Decret ſchließt die außererdentlihe Seſſion und erklärt die orbent- 
liche für eröffnet. 

Das Minifterium gibt feine Entlafjung ein. Der Kaijer nimmt 
fie an und richtet an Forcade und an Olivier folgende Schreiben: 

Schreiben an Yorcade: „Nicht ohne Bedauern nehme ih Yhre und 
Ihrer Eollgen Entlaffung an, id) erkenne gern die Dienfte an, welche Sie 
dem Land und meiner Berjon durch treue Ausführung der jüngften Reformen 
und fefte Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung leifleten. * 

Schreiben an Dllivier: „Nachdem die Minifter mir ihre Entlafjung 
gegeben haben, wende ich mich mit Vertrauen an Ihren Patriotismus und 
bitte Sie, mir die Perfonen zu bezeichnen, welche mit Ahnen ein homogenes, 
die Majorität des gejeggeb. Körpers treu vertretendes Cabinet bilden könnten 
und entiehlofien wären, das Senatusconfult vom 3. Sept, in feinem Buch⸗ 
ftaben wie in jeinem Geift zur Anwendung zu bringen. Ich rechne auf die 
Hingebung des geſetzgeb. Körpers für die großen Intereſſen des Landes, ſowie 
auf die Ihrige, um mich unterftügt zu fehen in dem von mir unternommenen 
Werke, das conftitutionelle Regime regelmäßig wirken zu lafjen.“ 
„Geſetzgeb. Körper: Definitive Wahl des Bureau. Rede bes 
Hrn. Schneider nad feiner Wiederwahl. Die Verſammlung vertagt 
fi bis zum 10. Januar (während welder Zeit, indeß nicht ohne 
Echwierigkeiten, das Cabinet Dllivier am 2. Januar 1870 zu 
Stande kommt). 


5. Italien. 


1. San. Eintritt der neuen Mahlftener. Diefelbe verurſacht ernite Un: 


ruhen in der Romagna und Emilia, in Parma und Reggio. 
— „ In Neapolitaniſchen ift das Brigantaggio fat ganz erlofchen. 


m 


Vollmachten behufs Unterbrüdung ber Mahlfteuerunruben in ber 
Romagna sc. Derfelbe bat feinen Eik in Parma und befebligt 
zu dem Zwecke ca, 18,000 M., die zwiſchen Parma, Peggio unb 
Bologna kislecirt werden und zum Theil fliegende Colonnen biften. 
Cadorna ordnet die Einlieferung aller Waffen an. 


12. „ MWiederfammentritt der Kammern. Es wird fofort eine Snter: 
pellation bez. ber Mahlfteuerunruben geftellt und die Antwort ſowie bie 
Debatte darüber auf den 21. d. angejegt. Vorläufige Mittbeilungen 
bes Finangminijters über den Stand der Angelegenheit. 


16. „ Neue Unruhen wegen der Mahlfteuer brechen an niehreren Orten 
der Romagna und Piemonts aus, namentlih in Venasca, wo auf 
bas Volk gefeuert wird, von biefem dagegen Carabinieri unter bie 
Mühlräder geworfen werben. . 


23.—26. „ ID. Kammer: Snterpellation und Debatte über die Mahl: 
fteuerunruhen. Die Linke trägt auf ein Mißbilligungsvotum gegen 
die Negierung an; dieſe verlangt einfadhe Tagesordnung. Ein An— 
trag Rattazzi’8 auf motivirte Tagesordnung wird abgelehnt und auf 
Ricaſoli's Antrag bie einfache Lageserbnung mit 207 gegen 57 St. 
beſchloſſen. 

30, „ Die Mahlſteuerunruhen find gedämpft und haben aufgehört. 
Ein kgl. Tecret erklärt die Mijfion bes Gen. Cadorna für beendigt 
und bie außerordentlihen Vollmachten bdesjelben für erlofchen. 


3, Febr. Die I Kammer vertagt fi bis zum 16. d, ba viele Mit: 
glieder fehlen und bie Linke die Kammer abſichtlich beſchlußunfähig macht. 


„ Ein kgl. Decret ertheilt dem General Caborna außerordentliche 
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17. Febr. DI. Kammer: Wiederaufnahme ber Debatte über bie von ber 
Megierung vorgefchlagene Abminiftrativreform. Peruzzi Tchlägt als 
Zuſatz vor, daß die Provinzialräthe künftig nicht mehr von ben Prä⸗ 
fecten präfibirt werben, jondern ihre Präfidenten felber wählen 
follen. Die Regierung wiberjpridt. Die Kammer nimmt aber ben 
Antrag einftweilen im Princip an. 

v» nn Der Appellpof von Neapel verwirft das Urtheil eriter Inſtanz 
(Salerno) und anerkennt das Recht eines Tath. Priefters, eine Ehe 
rechtskräftig ſchließen zu bürfen. 

23. „ Die IL Kammer bewilligt bas proviforifhe Budget für 1869 
für die Monate März und April mit 182 gegen 33 Stimmen. 


4.—7. März. I. Kammer: Fortjeßung der Debatte über die Admini⸗ 
jtrativreform unb zunächſt über den Antrag Peruzzi. Derjelbe wird 
nach viertägiger Debatte ſchließlich doch verworfen. 


44. „ Entſchiedene Annäherung zwiſchen Stalien und Oeſterreich. Die 
beiden Höfe überhäufen ſich förmlich mit Artigkeiten (ſ. Oeſterreich). 

29. „ DI. Kammer: Die Regierung legt bderjelben ein Grünbud vor. 
Es enthält 69 Documente zur römifhen Frage aus ben lebten 
Tagen bes J. 1867 und dem Sahre 1868. 

Ein telegraphiihe Depeihe Menabrea’8 vom 12. December 1867 drückt 
die Anficht aus, daß nach Rouher's Worten im geleßgebenvden Körper der 
Zujammentritt einer Conferenz zur Löfung der römischen Frage überflüffig 
wäre; Italien werde ſich hinfort der Formulirung von Vorſchlägen enthalten, 
die nur dazu dienen würden, die tiefe Meinungsverjhiedenheit zwiſchen Frank⸗ 
reich und Stalien in Bezug auf Rom ans Licht zu ftellen. Andere tel. Des 
peihen enthalten Erllärungen Betreff der Worte Rouher's über Viktor 
Emanuel; die Erklärungen feinen die italieniſche Regierung befrienigt zu 
haben. In einer von Menabrea am 6. Januar v. J. an den italienifchen 
Geſandten Corti in Madrid gerichteten Depeſche in Betreff der Unterftügung, 
welche die Königin Iſabella dem Kaifer Napoleon zu gemeinfamem Handeln 
in Rom angeboten hatte, wurde erklärt, Jtalien werde die Intervention einer 
anderen fremden Macht auf päpftlidem Gebiete durchaus nicht dulden. ‚Eine 
Depefhe vom 22. Auguft verlangte den Abzug der franzöſiſchen Truppen. 
Sn einer Depeſche vom 4. September faßte Nigra die Unterredung, die er 
mit Mouftier gehabt, kurz zufammen und conftatirte, daß das Zuilerien- 
Gabinet den gelegenen Zeitpuntt zum Rüdzuge der Truppen von Civita⸗Vecchia 
für gelommen zu erachten noch nicht Ichlüffig ſei, indeffen doch erkläre, der 
Zeitpuntt müfje nicht mehr lange auf fi warten laſſen. Die Antwort Mena- 
brea’8 vom 11. September conftatirte darauf, diefe Erflärung habe auf die 
italienische Regierung einen ſchmerzlichen Eindrud gemadt. In der leßten 
Depeihe an Nigra vom 28. November jagte Menabrean, er babe nit bie 
Abſicht, eine Discuffion wieder zu eröffnen oder fortzuſetzen, welche vieleicht 
jetzt doch nicht zu einem praktischen Ergebnig würde führen können; er wünſche 
nur ausführliche Vorbehalte bei der Stelle der Mouſtier'ſchen Depeſche vom 
31. Oktober zu machen, wo auf die Folgen angeipielt werde, welche der Rüde 
zug der kaiſerlichen Truppen nad) fi ziehen würde. Er müſſe bedauern, daß 
die Befürchtungen Mouftier’s ſich auf eine unrichtige Beurtheilung der innern 
Berhältnifie Italiens ftügen, die man jo darzuftellen befiebe, als jei die Res 
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volution ſtets vor der Thür, während die Thatſachen doch befländig bewieſen, 
daß alien ſich einer Ruhe erfreue, welche die Manöver der feindlichen Par⸗ 
teien nicht zu ftören vermöchten. Zum Schluſſe jagte er dann: „Unfer Ans 
liegen kann keinen anderen Beweggründen zugejchrieben werden, als dem auf- 
richtigen Wunfche, eine Urſache beftändiger Beunruhigung bejeitigt zu ſehen, 
welche dem guten Einverſtändniſſe beider Regierungen nur jchaden kann und 
die Kigenliebe aller Staliener unnützer Weiſe verlegt.“ 


42. April. IL Kammer: Der Finanzminiſter Cambray-Digny Tünbigt 


feinen Finanzberiht auf den 19. d. M. an, der Sriegsminifter 
legt den Entwurf einer Neorganijation der Armee vor. 

Derjelbe enthält die auf die Recrutirung, die Friedens: und Kriegsftärte 
der Armee und deren Unterfeidung in Feldtruppen und Reſerve bezüglichen 
Beltimmungen. Nach dem bisherigen Geje über die Confeription zerfallen 
die auögehobenen jungen Leute in zwei Kategorien. Die Soldaten der erften 
Kategorie dienen 11 Jahre, davon im Frieden fünf unter den Waffen. Die 
Soldaten der zweiten Kategorie haben cine Dienftpfliht von fünf Jahren, er: 
halten nur eine ganz kurze militärifche Ausbildung und werden bloß im 
Tal der Mobilifirung in die active Armee eingereiht. Allein die Erfahrungen 
von 1866 haben gezeigt, daß, um der Armee 300,000 Dann einzuverleiben, 
um welche fie ih durch den Uebergang vom Friedens- auf den Kriegsfuß 
vermehrte, neue Cadres gejchaffen werden mußten, wa3 große Mißſtände und 
Nachteile mit fich führte Der neue Entwurf vermehrt daher die Zahl der 
Kategorien um eine dritte, und theilt die Armee in Feldtruppen und Reſerve. 
Die Vermehrung der Kategorien war auch darum nöthig, weil der Entwurf 
auf dem Princip der allgemeinen Wehrpflicht beruht, wenn er gleich den Los⸗ 
fauf auch fernerhin noch zuläßt. Die Dienftzeit der Soldaten erfter Kategorie 
beträgt dem neuen Entwurfe gemäß 12 Jahre; davon verbringen fie aber 
ftatt 5, mur 4 Jahre unter den Waffen; bloß für die Cavallerie beträgt die 
Dienftzeit 10, der wirkliche Dienft unter den Waffen 5 Jahre Die Ein- 
führung des dreijährigen Dienftes hält der dem Entwurf beigegebene Bericht 
des Miniſters für noch nicht möglich, zumal weil die meilten Soldaten feine 
oder nur eine mangelhafte Schulbildung mitbringen. Die Leute zweiter Ka⸗ 
tegorie haben eine Dienftzert von 6 Jahren, von welchen fie aber nur 5 Mo⸗ 
nate al3 die zu ihrer ſummariſchen Ausbildung erforderliche Zeit unter den 
Waffen verbringen. Alle die, melde weder der erften noch der zweiten 
Kategorie zugetheilt werden, bilden die ebenfall3 während ſechs Jahren dienſt—⸗ 
pflichtige dritte Kategorie, für welche eine noch geringere Zeit der Ausbildung, 
nämlid 40 Tage, für hinreichend eradtet wird. Neun Jahresklaſſen der 
eriten Kategorie und die ſechs der zweiten bilden die mobilifirte Feldarmee. 
Die drei ältejten Klaſſen der eriten Kategorie und die ſechs der dritten bilden 
die Referve, deren Aufgabe e3 ift, die Öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten, 
die Feſtungen und Grenzen zu vertheidigen und die mobilifirte Feldarmee 
zu unterjtügen. Die Aushebung findet fortan nicht mehr wie biäher im 21., 
fondern im 20. Jahre jtatt. Den ſechs jüngften Klaſſen erfter und den drei 
jüngften Klaſſen zweiter Kategorie ift das Heirathen unterſagt. Die Höhe 
des jährlichen Contingents wird aljährlih dur das Budget feftgeftellt. Im 
Durchſchnitt erreichen alljährlich 260,000 junge Leute das Alter von 20 Jahren. 
Bon diefen find 34 Procent, d. h. 80,000 Mann als tauglich anzufjehen. Da 
den von dem Parlament ausprüdten Wünfchen gemäß das ordentliche Kriegs⸗ 
budget 140 Milfionen nicht überfteigen fol, jo kann das jährliche Kontingent 


erſter Kategorie nur die Hälfte der tauglichen Leute, aljo 44,000 Mann bes 


tragen. Hiernach wird die Stärke der Arınee im Frieden, abgejehen von den 
Dffizieren, etwa 173,000 Mann fein (fo viel zählt fle auch nach dem Budget 
von 1869). Das gelammte mobilifirbare Heer — neun Klaſſen erſter Ka⸗ 
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tegorie von je 44,000, ſechs Klafien zweiter Stategorie von je 20,000 Dann, 
Miederengagirte, lebte Klafien der Cavallerie — ergibt eine Stärke von 
425,300 Dann, welde fi aber nad Abzug der Carabinieri (Gendarmen) 
u. ſ. w. auf 400,000 Mann reduciren. Die Reſerve — die drei älteiten 
Klaſſen erfter Kategorie und ſechs Klafien zweiter Kategorie — Tann auf 
198,000 Dann berechnet werden. Die geſammte Armee, Feldheer und Res 


ſerve, beträgt hienach, abgefehen von den Offizieren, 624,000 Mann. Der 


Geſetzentwurf beantragt auch die Einführung des Syſtems der einjährigen 
Treiwilligen. 


14. April. Die U. Sammer befchließt, die Berathung der Abminiftrativ- 


reform (nad viermonatlicher, freilich vielfah unterbrodener Ve⸗ 
handlung) abzubreden und bas bisher DBeichloffene als Geſetz zu 
verfünbigen. 


17.—19. „ HH. Kammer: Debatte über bie von der Commifflon bes 


21. 


23. 


antragte Abichaffung ber Militärfreiheit ber Theologie Stubirenden. 
Diefelbe wird mit 223 gegen 25 Stimmen bejdlofien. 


„ NH. Kammer: Borlage des Budgets für 1869. Trasfelbe zeigt 
ein Deficit von 110 Mil, fo daß das Geſammtdeficit des Jahres 
mit den vorhergehenden auf 728 Mill. jteigt, die durch außer: 
orbentlihe Maßnahmen aufgebradht werben müſſen. Der Yinanz: 
minifter Cambray:Digny ſchlägt zu diefem Ende bin vor: 


1) Der Verlauf der Kirchengüter joll der Gefellihaft für den Verkauf 
der Domanialgüter anvertraut werden. Die Gejelihaft würde ihr Capital 
auf 80 Millionen erhöhen, von welchen fie 10 als Garantie hinterlegte. Sie 
würde der Regierung gegen Bomaninlobligationen, welde in 20 Jahren amor« 
tifirt würden, 300 Mill, vorftreden, davon 130 Mill. innerhalb eines halben 
Jahrs. Die Gefellihaft würde auch das Necht erhalten, den Gemeinden und 
Provinzen für dffentlihe Arbeiten Darlehen zu gewähren. Ein Vertrag in 
diefem Sinn wurde bereit3 abgeſchloſſen und wird der Genehmigung des 
Parlaments unterbreitet werden. 2) Nach einem bereit3 abgefchloffenen Ab⸗ 
fommen des Finanzminifterd mit der Nationalbank ſoll die ftaatliche Kaffen- 
verwaltung diejer letzteren übertragen werden. Die Bank leiftet dafür eine 
Sarantie von 100 Millionen, die mit 5 Procent zu verzinjen find. Die 
Bank verpflichtet fi außerdem ſechs Monate nad) der Befriedigung ihres 
Buthabens an den Staat ihre Baarzahlungen wieder aufzunehmen. 3) Bon 
1871 an fol eine Zwangsanleihe von 320 Millionen, zu 6 Procent verzins⸗ 
fi, in vier aufeinander folgenden Jahren erhoben werden. Die Rüd- 
zahlung derſelben foll von 1881 an in zehn Jahren geſchehen. Diefe drei 
verichiedenen Operationen follen, in Verbindung mit einigen minder wichtigen 
Geſchäften, die Befammtjumme von 794 Millionen ergeben. 728 Millionen 
find zu deden, außerdem 60 Mill., um welche eben in Folge der Operationen 
fi das Deficit vermehrt, jo daß noch 6 Millionen übrig bleiben werben. 
Die Rüdzahlung des Guthabens der Bank (378 Mill) fol im Jahr 1870 
beginnen und 1872 vollendet fein; es könnte aljo 1873 der Zwangscurs ab⸗ 
geſchafft werden, 


„ Ein Theil der fog. Permanenten (PBiemontefen, feit der Verle⸗ 
gung ber Hauptitabt von Zurin nad Florenz i. J. 1864) erflärt 
fih geneigt, von ber Oppofition wieder zur Regierung überzugeben. 
Die Negierung unterhandelt mit ihnen barüber. 
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27.April. Die I. Kammer genehmigt mit 175 gegen 54 Stimmen nod- 
‚mals eine Verlängerung ber proviforiihen Finanzgebahrung. 


— „Entdeckung einer angeblihen oder wirflihen Verſchwörung in 
Mailand. Zahlreihe Verhaftungen. Die Regierung verlangt von 
der Schweiz bie Entfernung Mazzini's von Lugano, was der ſchweiz. 
Bundesrath auch zugeiteht. 


1. Mai. U. Kammer: Die Unterhandlungen zwiſchen dem Miniſterium 
und den Permanenten geben dem Minifterpräfidenten Gelegenheit, 
feine Anfihten über die Außere Politif der Regierung auszuſprechen 
und den in Ichter Zeit verbreiteten Allianggerühten mit aller Ent: 
ſchiedenheit entgegenzutreten. 

Menabrea erklärt offen und nachdrucksvoll, daß weder mit Frankreich 
noch mit irgend einer anderen Macht wie immer geartete Vereinbarungen ges 
froffen worden feien, welche die Freiheit der Action der italienifchen Regies 
rung auch nur im Geringften beeinträchtigen könnten. Italien babe vor 
Allem Frieden nöthig, um feine ganze Aufmerffamfeit den inneren Angelegen- 
heiten, der Regelung der finanzen zuzumenden, und einzig und allein in dieſer 
Richtung feien alle Bemühungen der gegenwärtigen Regierung verwendet 
worden. Auch über daS herzliche Verhältnik zwiſchen Italien und Defter- 
reich gibt Menabrea die beruhigendften und befriedigendften Aufichlüffe, in- 
dem er mit Entjhiedenheit und großem Nachdrucke hervorhebt, daß eben das 
freundliche Verhältniß zwiſchen diefen beiden durch daS Band fo mannigfadher 
Sinterefien verbundenen Mächten eine Garantie mehr für die Erhaltung des 
Friedens und der gejeßlihen Ordnung im Innern jei. Auf die Interpellation 
eines der Tührer der Permanenten, ob die Regierung geneigt jei, zur Bes 
thätigung ihrer Friedensliebe und zur Erleichterung des Budgets eine weitere 
umfafjende ArmeesRebucirung vorzunehmen und auf. diefe Art weitere 20 
bis 25 Millionen zu erſparen, erflärt der Dlinikterpräfident, daß er Diele 
Ssnterpellationen vorausjehend, fich bereits mit jeinem Kollegen, dem Kriegs⸗ 
minifter, berathen habe und daher im Einverftändniffe mit dieſem die Erklä⸗ 
rung geben könne, daß die Regierung bereit jei, jomweit diejes überhaupt, ohne 
den Organismus der Urmee anzutaften, möglich jei, eine weitere Reducirung 
der italienischen Streitmadt vorzunehmen und neue Erjparungen im Militärs 
budget zu erzielen. Eine genaue Ziffer diefer Erjparungen in vorhinein an⸗ 
zugeben, jei der Regierung zwar unmöglich), dach ftehe fie nicht an, feierlichſt 
zu erklären, daß fie mit der Entwaflnung bis an die äußerſte Grenze gehe 
und alle hierauf bezüglichen Vorſchläge bereitwillig annehme, infoferne dies 
felben den Organismus der Armee und die Schlagfähigkeit derjelben nicht 
beeinträchtigen. — Dieje offenen und nachdrücklichen Erklärungen werden mit 
großer Befriedigung aufgenommen und nachdem auf eine weitere Interpellation 
der Miniſter⸗Präſident noch im Namen des ganzen Gabinet3 erflärt hat, daß 
dasfelbe an der Formel: „Rom die Hauptftabt Italiens“ feithalte, aber alle 
revolutionären oder ſonſt gewaltthätigen Mittel zur Erreihung dieſes Zieles 
ausichließe, erklären fi) jomohl die Permanenten als auch der terzo partito mit 
der auswärtigen Politik der Negierung vollfländig einverftanden. — Schwie⸗ 
riger ift die Verftändigung über das Programm der inneren Politik; die 
dehfallfigen Verhandlungen dauern noch fort. 


3. „ U. Kammer: Die Unterhanblungen ber Pegierung mit ben 
fog. Permanenten ſind zum Abſchluß gekommen. Ferraris und ber 
größere Theil berjelben find bereit, zur Regierungspartei überzu- 
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gehen. Debatte darüber; bie Kammer fpriht ihre Zuftimmung 
dazu aus: 


Ferraris ſetzt mit kurzen Worten jein Programm auseinander, welches 
die Ordnung in der Freiheit, eine moralifhe und jparfame Regierung und 
ein Beharren bei den Wünjchen der Nation anftrebe. Das Land ertrage nicht 
da3 alte Programm der Rechten, ebenjo wenig aber daß jener Partei, welche 
unter dem Borwand der Wahrung der nationalen Würde oder der Rettung 
der angeblich‘ mit Füßen getretenen Freiheit die Grundjäge der Ordnung und 
Geſetzlichkeit außer Acht laſſe. Mit einer großen Mehrheit würden bie vielerlei 
Rammerparteien verſchwinden und nur zwei außer derſelben fibrig. bleiben: 
die Bartei der Furchtſamen und die der Action, welch’ letztere aber ebenfalls bald 
verjchwinden werde, da fie einfehen werde, daß fie ſich überlebt Habe. Die 
Urſache, warum er und jeine Freunde feither auf den Bänken der Oppofition 
faßen, fußte in dem Glauben, die Regierung jei mit obigem Programm 
nicht einverftanden. In der lebten Zeit aber hätten fih Spuren gezeigt, 
daß fich diefelbe diefem Programm anzufähließen ſuche, was aus den vor- 
gelegten Reformgejegen, aus dem Verſprechen einer gerechteren Steuer- 
vertheilung und aus der Zufiherung des Miniſters erfichtlih ſei, Die 
außerorbentlichen Ausgaben auf eine voraus feitgejegte verhältnikmäßig ge- 
ringe Summe zu redueiren, jowie daraus, daß er das Land nicht mit neuen 
Steuern belaften wolle, heroorgehe. Unter den großen Erjparungsmaßregeln 
verftehe er aber durchaus nicht einen Angriff auf die heilige Bundeslade der 
Staatsſchuld oder eine Rentenreduction. Selbft jedes heroiſche Mittel ſei ihm 
zuwider, denn eine wirkliche finanzielle Rettung ſei nur auf rationellem und 
ordnungsmäßigem Wege zuläſſig. Corſi von der Rechten fommt den Wün⸗ 
Then Terraris’ entgegen und erwartet deſſen Vorſchläge. Finanzminiſter 
Sambdbray-Digny entwidelt Hierauf mehrere Punkte ſeines Programms, 
namentlich bezüglich der Mahliteuer, über deren vollitändige NRegalifirung er 
nicht den mindeiten Zmgifel hegt und freut fi, die von Ferraris ausgeſpro⸗ 
denen Grundfäge und Ideen als die feinigen begrüßen zu können und als 
folche, die der Regierung die Kraft verleihen werden, die gegenwärtige Krifis ohne 
Preisgebung der Ehre des Landes glüdlih zu durdlaufen. Ferrari 
beantragt nun folgende Erflärung: „Die Rammer ift überzeugt, daß die Na- 
tion wünſcht, ihre Vertreter möchten mit möglichfter Eintradht und mit Auf- 
wand aller Kräfte die Wiederheritellung der Finanzen durd die äußerfte Spar- 
famfeit und durch beflere Vertheilung der Abgaben anftreben, jowie fie ferner 
überzeugt ift, daß bei feſtem Beharren auf diefem Borjat die natürliche und 
ordnungsgemäße Entwidlung der Freiheit, wie fie die Verfaſſung und die 
Bollsabfiimmungen gewährleiften, gefihert if, und geht deßhalb zur Bes 
rathung der Budgetartikel über.” Lanza hält diefen Antrag für zu unbe . 
ftimmt; dur ihn werde wahrlich Feine Fräftige Mehrheit geichaffen, wohl 
aber neue Zmeibeutigfeiten. Das Minifterium jcheine ein Vertrauensvotum 
zu wollen, diejes Tönne aber nur nad einer Berathbung Über eine Thatſache 
oder eine Geſetzesvorlage abgegeben werben, nicht nad) rein akademiſchen Er» 
güffen, wie die angehörten. Wenn ein Botum eine Beheutung haben jolle, 
müſſe man vor Allem logiſch verfahren, denn nur dann fei der Lobenäwerthe 
Zweck Ferraris' zu erreichen, daher mitfle eine Abſtimmung bis zu der Bes 
rathung der Finanzvorlage Digny's verſchoben werden. Corſi und Eorteje 
don der Rechten verlangen zum Antrag Ferraris noch den Zufak: „und vers 
trauend, daß da Minifterium in dieſem Sinne die öffentlide Verwaltung 
leiten werde . . . .* welchem Zuſatze fih Ferraris keineswegs widerjett. 
Erispi von der Linken ertlärt, daß die von Ferraris dargelegten Grund⸗ 
jäße, obgleich allgemein und verſchwommen, dennoch die der Linken feien und 
daß dieſe nicht gegen diejelben ftimmen könne, ohne in den Verdacht zu kom⸗ 
men, gar Feine Mehrheit zu wollen. Nachdem Gambray-Digny und Me- 
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güter ab. Die Ablehnung ber Zwangsanleihe it außer allem 
Zweifel. Der Plan des Miniflertums für Befeitigung des Deficits 
muß baber bereits als geſcheitert betrachtet werben. 


2. Juni. IL Kamer: Nachdem Crifpi (von der Linken) in einem Der: 


11. 


Iäumbungsprozeffe gegen die Abgg. Brenna und Civinini wegen 
angeblicher Beftehung in ber Tabaksregie-Verpachtungs-Angelegen⸗ 
beit unterlegen ift, fielen einige feiner Oefinnungsgenofjen den 
Antrag: 

„daß eine parlamentariiche Unterfudungscommifjion die auf Die Berpad- 
tung der Tabakregie bezüglichen Thatfachen unterfuche, damit ins Licht geftelt 
werde, in welchem Maße die Würde des Parlaments von allen feinen Mit 
gliedern gewahrt worden jeit. Die angegriffenen Mitglieder Brenna und 
Civinini unterftügen zu ihrer Rechtfertigung jelber den Antrag. 


„ HI. Scandalfcene über bie von den Gerichten in bie Kammer 


übertragene Beftehungsantlage. 

Guerzoni fordert Erifpi zu einer Erklärung über feine neulichen Aus⸗ 
fagen vor Gericht auf. Erifpi verweigert jede Antwort in der Kammer, 
erflärt ſich jedoch bereit, einem Unterſuchungscomité Nede zu flehen. Die 
Rechte erklärt, zu einem ſolchen Comits erſt dann zuftimmen zu wollen, wenn 
Erifpi fi) ausgeſprochen habe, und als Ferrari daraufhin bemerkt, die 
Rechte jpiele mit der Ehre der Kammer, entfteht ein Tumult, die Deputirten 
erheben und jchreien durcheinander, worauf der Präfident den Redner zur 
Ordnung ruft, die Propofition, eine Unterfuhungscommiffion einzujegen, an 
ein Comité verweift und die Sitzung ſchließt. 

„ I. Kammer: Neue heftige Scenen bez. der angeblichen Befte 
chungsgeſchichte. Lobbia (Linke) will Beweismittel in Händen haben 
und weilt zwei verfiegelte Pakete vor. 

Lobbia erklärt, er Habe Documente in Händen, aus welchen die Beſtech⸗ 
ung eine Deputirten erwieſen werden könne; diefe Documente feien von 
denen, welche Grifpi erwähnt, ganz verſchieden; es jei daher gar fein Grund 
mehr vorhanden, die Unterfuhung zu verſchieben. Menabren beſchwört die 
Kammer, diefe Debatten nicht fortzufeken; in England verfahre man bei fol- 
hen Dingen ſehr vorfihtig, man möge diefes Beilpiel nachahmen und alle 
Documente dem Comité zur Berichterſtattung übergeben. Auch die übrigen 
Minifter erklären fih nun für eine Unterfuhungscommifiion, und die Kam 
mer bejchließt, dem Comité aufzutragen, jofort zu berichten. 


„ MH. Kammer: Beftehungsfrage. Antrag des Comite und Ar 
nahme besjelben: 


„daß eine parlamentarifche Unterſuchung ftatthabe vor einer aus nein 
Mitgliedern beftehenden Commiſſion, welche, mit den nöthigen Befugniffen ver 


ehen, von den durch die Abgg. Lobbia und Criſpi angekündigten Actenftüden 


13. 


und Zeugniffen Kenntnig nehmen, und, falls ſie es für gut hält, die Unter 
fuchung weiterführen ſoll Hinfichtlich jeder Art von unerlaubter Theilnahme 
irgend eines Sammermitglieds bei dem Geſchäfte der Tabakspacht, andernfalls 
aber die Unterfuhung einftellen und der Kammer berichten joll.“ 

. Die Unterfuhungscommiflion wird gewählt: 3 Mitglieder gehören 
der Rechten, 3 der Linken, 3 der Mittelpartei an. 

„ I Kammer: Der Finanzminifter zieht feine Vorſchläge vom 
17. April, behufs Regelung dev Zinanzlage und Dedung bes De 


15. 
17. 


27. 
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fieits, zurück, nachdem die Commiſſion beichloffen, bei ber Kammer 
auf die einfache Verwerfung berfelben anzutragen und Ferraris zum 
Referenten gewählt batte, 


Juni. Angeblider Mordanfall auf den rabicalen Abg. Major Lobbia 


in Florenz. 
„ Die IL Kammer vertagt fih auf unbeftimmte Zeit, um inzivi- 
ſchen ber Beitehungs-Unterfuhungs:Sommiflion freie Hand zu laffen. 


„ Die parlamentarifche Unterfuhungscommiffion beſchlieft 
„nah Anhörung der Deputirten Erispi und Lobbia und der bezeichneten 
Zeugen, nad) Kenntnißnahme der vorgelegten Documente, nach Anhörung der 
Deputirten Brenna, Givinini und Fambri, auf welche fich die Zeugenausſagen 
und die Documente beziehen, und in Erwägung, daß die bisher gefammelten 
Daten weitere Unterfuhhungen, welche das Berhältniß eines jeden der Intereſ⸗ 
fenten klar darlegen follen, zweckmäßig erſcheinen Laffen: fich jede Beurtheilung 


‘der Sachlage vorzubehalten, die Unterfuhung in Öffentlihen Sikungen 


fortzujegen und diefe mit dem 1. Juli zu beginnen.” 


1--6. Juli. Oeffentlihe Situngen ber parlamentariihen Unterſuchungs⸗ 


14. 


29. 


13 


commiffion und Zeugenverhör in ber Beitehungsfrage. 

Das Hauptvocument des Abg. Lobbia bildet ein Schreiben des Abg. 
Brenna an feinen Schwager, den Abg. Yambri, und zeigt zwar, daß beide 
fi an einer Speculation bei dem Tabakspacht betheiligten, für den fie vor⸗ 
ber in der Kammer geftimmt hatten, und gereicht ihnen nicht gerade zu be= 
fonderer Ehre, aber für eine flattgefundene Beſtechung oder fonft eine gejeß- 
widrige Handlung Liegt darin auch nicht der mindefte Beweis. 

» Die Unterfuhungscommiffon in der Beftehungsfrage fällt eins 
jtimmig das Berbict: 

„Aus den cten der Unterfuchung geht hervor, daß feinerlei Beweis be= 
fteht für die unerlaubte Betheiligung irgend eines Abgeordneten an der Tabak⸗ 
Pachtgeſellſchaft.“ Um die Einftimmigfeit zu erzielen, wird von Seiten der 
der Rechten angehörigen Sommifkdre darauf verzichtet, die Haltung der Ab⸗ 
geordneten, welche durch ihre grunmdlojen Anllagen die Procedur veranlaft 
hatten, in entſprechender Weile zu charakteriſiren. 


„ Großartiges Leichenbegängnig des Volksmanns feit 1848, des 
Bäders Dolfi in Florenz, ohne Geiſtlichkeit und ohne Uniformen, 
die fi) der Verftorbene verbeten hatte, und doch unter Theilnahme 
der geſammten Bevölferung. 


. Sept. Der Deputirte Major Lobbia (von ber Linken) wird wegen 


des von ihm bloß „ſimulirten“ Mordanfals vom 15. Juni vor 
Gericht geladen. 

„ Die Rechte der IE Kammer äußert fi in. ihren Organen jehr 
unzufrieden mit dem Minifterium und ebenio erklärt Ponza bi San 
Martins, das Haupt der Vermanenten, er fei der Verföhnung nur 
bedingungsweije beigetreten unb betrachte fi als nicht mehr gebun- 
ben. Das Minifterium kann bereits auf die Rechte und damit auf 
eine Majorität nicht mehr feit zählen. 
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17. Sept. Der Finanzminiſter fchließt einen Vertrag mit einem Conſor⸗ 
tium von Bankiers bez. eines Vorſchuſſes von 70 Mill. 2. auf bie 
Kirhdengüter ab. i 


2. Oct. Der König trifft mit der Kaijerin Eugenie auf ihrer Durd: 
reife na SKonftantinopel und zur Eröffnung bes Suezcanals in 
Benedig zufammen. Die Kaiferin gewinnt bei biefer Gelegenheit 
die Zuftimmung bes Königs gu ber Candidatur des Prinzen Tho⸗ 
mas für bie ſpaniſche Sirene. 

5. „ Circulardepeſche Menabrea's bez. des Concils. 

Der weientlihe Inhalt des umfangreihen Documents wird folgendermaßen 
angegeben: Nah Anſicht der ital. Regierung wäre der Zweck der Einberufung 
des Concils hauptſächlich der, über die Principien ein Urtheil zu fällen, auf 
denen das Königreih Italien beruht. Abgejehen von dem religiöfen Charafter 
diefer Berfammlung, hat die ital. Regierung da3 Eoncil als den Uct eines 
fremden Souveräns aufgefaßt, mit welhem Italien in keinerlei Verbindung 
fteht, und es hat von Seiten der Regierung feines langen Nachdenkens be- 
durft, um diefen Act als einen talien feindlichen zu erkennen. Angefichts 
diefer Sachlage hätte die italienische Regierung zwar mit vollem Necht ihren 
Bilchöfen die Theilnahme an dem Goneil verbieten können, aber fie hat es 
vorgezogen, ihnen hierin volle Freiheit zu laſſen, jedoch mit dem Vorbehalte, 
ſchon jet die unbedingte Annahme aller der hierbei gefaßten Beichlüffe zurück⸗ 
zuweilen. Uebrigens verfammelt fi daS Concil unter ſolchen Berhältnifien, 
daß die italienische Regierung defjen Beichlüffe nicht fürchtet, nichtsdeſtoweniger 
kann diejelbe nicht umhin, es al3 eine Thatſache von großer Wichtigkeit zu 
betrachten, daß Frankreich feine Protection einer gegen Italien gerichteten Ber: 
fammlung ſchon dadurd) gewährt, daß franzöfiihe Truppen während der 
Dauer des Eoncils die Befagung des Kirchenſtaates bilden. Die italienijche 
Regierung enthält fi zwar, Forderungen zu ftellen, oder Vorſchläge zu machen, 
und das um fo mehr, da fie es nicht für paflend erachtet, Schritte zu wieder: 
holen, die fie bereits einmal vergeblich verfucht Hat; aber fie ift genöthigt, fid 
über eine Sachlage zu beflagen, welche keinesfalls zur Erhaltung der guten 
Beziehungen zwiſchen Frankreich und Italien beizutragen geeignet ift. 

19. „ Der Sicilianer Marcheſe Rubini, gegenwärtig Präfect von Neapel, 
wird zum Minifter bes Innern an bie Stelle von Yerraris (von 
ben Permanenten) ernannt. 

26. „ Beginn des Prozeſſes gegen den Dep. Major Lobbia wegen 
Simulirung bes angebliches Mordanfalls, 

27. „ Ein Decret des Finanzminiſters eröffnet die Subfeription auf 
das Kirchengüteranlehen (zu 77 Proc.). 


6/7. Nov. Ernſtliche Erfranfung des Königs in San Roſſore. Der 
König beichtet, erhält bie Abjolution und empfängt das Abendmahl. 
Der Plan einer Zuſammenkunft mit dem Kaifer von Defterreidh in 
Brinbifi, gelegentlich der Rückreiſe besfelben aus bem Orient, wird 
dadurch vereitelt. 

10. „ Die Kronprinzefiin wirb in Neapel von einem Prinzen ent: 
bunden, 


. 
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44. Rov. Ein Egl. Decret verfügt bie Converflon ber von Stalien übers 


15. 


18. 


19. 


nommenen Quote der päpftlihen Schuld in italienifche Rente, wo⸗ 
burch biefelbe ſelbſtverſtändlich auch ber italienifhen Couponſteuer 
unterliegt. 

„ Der König erläßt nach überftandener Gefahr eine Amneſtie 
für politifche Verbreden und Vergehen, namentlid für bie bei 
Gelegenheit des MWiberftandes gegen die Einführung ber Mahlſteuer 
begangenen, 

„ Der Deputirte Major Robbie wird wegen fimulirten Mordan⸗ 
falls vom Gerichte zu einjährigem Militärgefängniß, zwei Com⸗ 
plicen werben zu fechs: und breimenatlidem Gefängniß. verurtheilt. 


„ Eröffnung des Parlaments. Der Auftigminifter verlieft bie 
Thronrede bes Königs: 


Die Beziehungen Italiens zu allen Stanten find befriedigend. Wenn ber 
Friede der Wunſch aller derer ift, welche den Fortſchritt der Völker wollen, 
fo ift der Friede dieß noch mehr für die Staliener, melde mit dem Werke 
ihrer inneren Reorganifation beſchäftigt ſind. Die Regierung bat jedes Hin- 
derviß befeitigt, damit die Bilhöfe des Königreichs zu dem Concile nah Rom 
gehen können. Der König wünſche, daß von diefer Verfammlung in Bezug 
auf den Glauben und die Wiffenichaft, Die Religion und die Eivilifation ein ver- 
ſöhnendes Wort gejprochen werde. Auf alle Fälle ſei die Nation ſicher, daß 
der König die Rechte des Staate8 und die eigene Würde unverjehrt erhalten 
werde. Eine gute Verwaltung und die Wiederherftellung eines guten Finanz⸗ 
wejens, da3 jeien die Dinge, die die Bevölkerung erfüllt wünſche und der 
König von dem Parlament und der Regierung erwarte. Und zu diefem 
wichtigen Zwecke jet die erfte dringende Bedingung die Gleichftellung des 
Budgets. Alsdaenn werde die Regierung einige Geſetzentwürfe einbringen, 
welche die gegenwärtige Befteuerung verbeflern. Die Nation fei vor Opfern 
nicht zurüdgewichen, um übernommene Verpflichtungen zu erfüllen, es jet nun 
mehr Pflicht der Regierung, wie des Parlaments es dahin zu bringen, daß 
diefe Opfer au wirkſame Tolgen haben. Die Regierung wird auch Geſetz⸗ 
entwürfe, welche die Vereinfachung der Verwaltung bezweden, einbringen; fer- 
nere Gefege follen die Induftrie ermuthigen, eine einheitliche Strafgefeßgebung 
anbafnen, die Reorganifation der Nationalgarde bezweden, die Verantwori⸗ 
lichkeit in der Verwaltung für jeden Theil feftitellen. Das öconomiſche Forts 
ſchreiten der Nation ſei evident, und der König hofft, daß dieſes Fortſchreiten 
durch Die gejegeberiiche Arbeit eine weitere Ermuthigung finden und das 
Parlament feine ganze Sorge darauf richten werde, das Gedeihen des Staats 
zu fördern. | 
„ ID. Sammer: Die Mahl des Präfidenten fällt gegen bas Mint: 
fterium mit 169 gegen 129 Stimmen, die fein Candidat Mari erhält, 
auf Lanza (von der Rechten) und auch die Wahlen der DVicepräfibenten 
fallen gegen das Minifterium aus. Das DMinifterium Menabrea . 
gibt fofort feine Entlaffung. 

Zanza hatte die drei hauptfächlichſten Maßregeln des Minifteriums Mes 
nabrea, das Mahlfteuergefeh, die Verpachtung des Tabalmonopols und das 
Geſetz über das Rechnungsweſen, befämpft, die aber alle drei troß feiner Op⸗ 
pofittion die Zuftimmung der Mehrheit der Kammer gefunden hatten. Run 
wählt diefelbe Mehrheit verjelben Sammer Lanza zum Präfidenten, um das 


durch dem Miniflerium Menabrea-Digny ihr Mißtrauen auszudrücken. 
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23. Nob. Der König beauftragt zunächſt Lanza als ben DVertrauens- 
mann ber Majorität ber IL. Kammer mit ber Bildung eines neuen 
Minifteriums, 

23. „ Ein Pal. Decret verordnet bie Einführung bes Givilfalenbers 

| in ben neuen Provinzen, wodurch zahlreiche Feiertage künftig 
entfallen. 


24. „ I Kammer: Lanza übernimmt das Präfidium. In feiner 
bießfälligen Rede ftellt er die Yinanzfrage in ben Vordergrund, mit 
ber Erflärung, daß, wenn fie nicht alsbald gelöft werbe, das größte 
Unglüd das Land treffen müßte, ohne jedoch jeine Löfung bes 
Problems irgendwie anzubeuten. 

„»  » Der italienifche Theil des Mont Eenis-Tunnels ift vollendet, ber 
franzöſiſche noch nicht. 

26. „ Die OD. Kammer beſchließt auf den Antrag Sineo’8 (von ber 
Linken) den Gerichtshof anzumweifen, die Acten des Prozeſſes Lobbia 
(Simulirung des Mordanfalle) der Kammer zu überjenden, zu 
beren Prüfung alsdann ein Spezialausſchuß eingefeßt werben fol. 
Die Rechte proteftirt gegen einen ſolchen Eingriff in die Unabhän- 
gigfeit ber Gerichte. 


3. Dec. Lanza lehnt die Bildung eines neuen Cabinets ſchließlich ab. 


5. „ Gialdint wird mit der Bildung eines neuen Cabinets betraut 
und bie Kammer inzwifhen auf zehn Tage vertagt, aber auch Eial- 
vini lehnt den Auftrag ab. 


9. „ Sella wirb mit der Cabinetsbilbung beauftragt. 


„14. „ Tas von Nicciarbi nah Neapel berufene Gegen:Concil 
der Freidenker jcheitert ſchon in feiner zweiten Sitzung. 


12, „ Sella bringt endlih ein neues Cabinet zu Stande: Lanza 
übernimmt in demſelben nunmehr doch die Präfidentfhaft und bas 
Innere, Bisconti:Denofta Aeußeres, Sella Finanzen, Govone Krieg, 
Correnti Unterricht. 


„»_ " Der Appellbof von Florenz verweigert ber Kammer bie Au: 
llieferung ber Acten im Prozeß Lobbia. 


15. „ IL. Kammer: Lanza ftellt ihr fein Minifterium vor: 

„Es ſei unndthig, ein Programm aufzuftellen, man werde das Mini« 
ſterium bei der Arbeit ſehen. Die dringenden Fragen ſeien die der Ver⸗ 
waltung und der Finanzen. Die Regierung wolle Ordnung und Erſpar⸗ 
niſſe in allen Zweigen der Verwaltung einführen. Erſparniſſe im Heer und 
in der Marine jollen gemacht werben, ohne das Land zu ſchwächen. Vor⸗ 
logen in diefem Sinne werden eingebradt werden. Wenn die Erjparnifie 
‚nicht genügen, jo werde es unvermeidlich fein, zu irgend einer neuen Steuer 
die Zuflucht zu nehmen. Das Minifterium ſei entſchloſſen, das jährliche 

. Defieit auf 70 oder 80 Millionen Fraulen zw beſchränken, Er hoffe, daß 





Btalien. 379 


alle Parteien das Miniſterium auf dieſem Weg unterflügen werden, Sella 
verlangt ſchließlich die Ermächtigung zur proviforifchen Fortführung des 
Budgets bis zu Ende März 1870 und legt das Einnahmen- und Ausgaben- 
budget für 1870 vor. 

30. Dec. Der König erklärt dem ſpaniſchen Gefandten, daß er feine 
Einwilligung zu der Throncanbidatur des Prinzen Thomas zurüd: 
zuziehen genöthigt fei, da er den Wiberfland der Mutter, der 
Herzogin von Genua, nicht zu überwinden vermöge und fie nicht 
zwingen wolle. 


Kom, 


Mitte 


23. 


30. 


Yan. Die Gongregation für außerord. kirchliche Angelegenheiten 
hat die Wieberberftelung der Hierarchie in Schottland vorbereitet 
unb bieje erhält jebt unter ber Mitwirkung bes Erzb. Manning 
die letzte Redaction. 

„Nach der Aufregung, welche die früher erlaſſenen Todesurtheile 
wegen des Octoberaufſtandes in Italien und in ganz Europa wider 
das Regiment des hl. Vaters erzeugt haben, wird der Termin für 
die Schlußſentenz über Ajani und Luzzi von einer Woche auf die 
andere verſchoben. 

„ Ajani und Luſſi werben vom Gerichte nicht zum Tode, ſondern 
zu lebenslänglicher Oaleerenftrafe verurtheilt. 


6. Fehr. Das officidje und fat officiele Organ ber Curie, die Civiltä 


cattolica ſpricht e8 endlich deutlich genug aus, was mit dem ange: 
fündigten Concil beabfichtigt wird — die Dogmatifirung bes Syl⸗ 
labus und der Unfehlbarfeit des Papites. 


10. März Die nunmehr enthüllte Abfiht der Curie, durch das bevor: 


11. 


ftehende Concil die Unfehlbarkeit des Papftes proclamiren zu laffen, 
erregt in ben gebildeten Kreifen Deutſchlands eine tiefe Aufregung. 
Die „Allg. Augsb. Ztg.“ veröffentlicht eine Reihe von Artikeln „bas 
Concilium und die Civiltà“, melde die Pläne ber römiſchen Curie 
ſcharf beleuchten. 

„ Der Bapft unterzeichnet, auf fein 5Ojähriges Priefterjubiläum 
bin, eine theilweiſe Amneſtie für politiide Verbrechen. 

„  Slängende Feier des fünfzigjährigen Priefterjubiläums Pius IX. 
Die ihm von allen Seiten verſchwenderiſch dargebrachten Hulbiguns 
gen find fehr geeignet, ihn in dem Plan der Proclamirung feiner Un: 
fehlbarkeit zu beſtärken. 
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— März. Die berathenden Congregationen für das bevorſtehe nde Concil 


find in voller Thätigleit und bilden eine Art Borparlament für das 
Eoncil. 


25. April. Die Civiltä cattolica erflärt gegenüber ben Angriffeu ber 


„Ag. Augsb. Ztg.“ und anderer DVlätter die Eanction des Eylla: 
bus und bie Unfeblbarkeit des Papftes für ein „Vedürfniß ber Zeit.“ 


20. Mai. Verurtheilung ber britten und letzten Serie der Octobergefan- 


genen zu mehrjährigen Kerkerſtrafen. 


Unf. Juni. Die vorbereitenden Arbeiten für das Concil find zum größten 


17. 


Theil dur die Commiffionen vollendet, unter dem Carbinal Bilio 
(Fragen der dogmatiſchen Theslogie, die Himmelfahrt Mariä und 
bie Unfehlbarfeit des Papftes), unter dem Carbinal Caterini (Fragen 
ber Disciplin) und unter dem Cardinal Reiſach (politifch:kirchliche 
Tragen). Ueber die Commiffionsarbeiten und beren Rejultate, zu: 
mal ber lebten Commilfion, wird das firengfte Geheimniß von ber 
Curie gefordert und beobachtet. | 


»  Sahrestag der Krönung bes Papftes. Anſprache besjelben an 
das ihn beglüdwünfchende Carbinalscollegium : 

„An den Schluß des 23. Jahrs meines Pontificats gelangt, muß ich vor 
allem dem Herrn danken, daß er meine Schwachheit inmitten jo zahlreicher 
und graufamer Prüfungen aufrecht erhalten hat. Ich muß den weisheits- 
vollen Schub bewundern und fegnen, weldden er der Kirche gewährt hat; ohne 
Zweifel läßt er fie furchtbaren Stürmen ausfegen, aber er hält fie gleichzeitig 
aufrecht, und erweckt unter den Ehriften Männer von heiligem Muthe bejeelt, 
welche ihre Rechte vertheidigen. Die Welt ift in zwei Geſellſchaften getrennt: 
die eine ift zahlreich und mädtig, unruhig und aufgewühlt; die andere ift 
weniger zahlreich, aber ruhig und gläubig. Mein hochberühmter Vorgänger, 
der heilige Gregor der Große, hat dieje beiden Sefellichaften mit zwei andern 
verglichen, welche einſtens verſammelt waren, die erfte im Thale von Sen- 
naar, wo die Menſchen, die den Thurm des Hochmuths errichteten, von Gott 
in ihren Spradden verwirrt und zerfireut wurden, die zweite im Abendmahl 
faal am Pfingftfefte, wo Petrus, die Apoftel und Taufende von Gläubigen 


verſchiedener Nationen eine und diefelbe Sprade hörten und verftanden. So 


jehen wir jeden Tag auf der einen Seite die Revolution, welche den Socialis⸗ 
mus im Schlepptau hat, der die Meligion, die Moral und Gott ſelbſt ver- 
dammt und verläugnet, und auf der anderen Seite wahre Gläubige, welche 
ruhig und fet in ihrem Glauben warten, bi8 die guten Prineipien ihre beil- 
fame Herrſchaft wieder erlangen, und bis die Abfichten Gottes in Erfüllung 
gehen. Ach! wenn dod die Souveräne diefe Principien annehmen möchten, 
um wie viel leichter wäre e8 ihnen, ihre Völker zu regieren! Die Zukunft 
it in Gottes Hand; wie er die erften Revolutionäre, die Teufel, niederge- 
ſchlagen, jo wird auch dieje niederfchlagen. Und wir können und dürfen wün⸗ 
ſchen, daß die Hohmüthigen, welche die Kirche verfolgen, gedemüthigt und be= 
ſchämt werden... Ad, wie drüdend find die Leiden, welche die Kirche betrüben, 
wie viel Ruin überall und viele Thränen! Wielleiht in dem Augenblid, da 
ich ſpreche, wird ein Königreich feines letzten Biſchofs beraubt, er jelbft ins 


Gefaängniß geiperrt und ins Exil geſchickt.“ (Hier ſtockte die Stimme Pius’ IX, 
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und ſeine Augen ſchienen von Thränen verſchleiert. In der Umgebung hatte 
die Bewegung den höchſten Grad erreicht, denn alle wußten nun die ſchreckliche 
Lage der Kirche im Königreich Polen.) „Gewiß,“ fuhr der Papft fort, „Gott 


Iönnte geftatten, daß auch wir das Loos jener Biſchöfe hätten: dieſe Pflanze, 


welche ihre Wurzel in den Boden jchlägt, auf dem wir noch Sicherheit finden, 
könnte umgehauen werden, wie die myſtiſche Pflanze des Propheten Daniel. 
Aber die Gefahren, die uns bedrohen, werden dur die göttlide Güte ent- 
fernt werden, und diefe Pflanze hat die Berheißung des Herrn. Es gibt 
auch in Rom verlaffene Seelen, welche den Schatten für den Körper, Die Lüge 
für die Wahrheit nehmen, und melde, vom Pfade der Gerechtigkeit fliehend, 
fi in den Wald voll brüllender Beftien ftürzen. Ach! möge der Herr von 
euch allen ein ſolches Loos fernhalten und dur die Yürditte Marienz euch 
jegnen, wie ich mit aller Kraft meines Herzens e8 wünſche.“ 


25. uni. Allocution des Papſtes im geheimen Konfiftorium: 


„Ehrwürdige Brüder: Mit tiefem Schmerze jehen wir uns in die Rage 
verjegt, in dieſer erlauchten Verſammlung das neue, von der jubalpini- 
ſchen (d. h. itelieniihen) Regierung veröffentlichte und promulgirte Geſetz 
zu bedauern, welches für die katholiſche Kirche, ihre Immunitäten, ihre Frei⸗ 
heit, ihre Rechte, ja ſelbſt für die bürgerliche Geſellſchaft nicht unheilvoller fein 
kann. Wir ſprechen bier von dem Gejete, durch welches die genannte Res 
gierung nad faft unzähligen Alten der Frechheit und nad jo vielen Beleidi- 
gungen, die fie der Kirche, ihren gemeihten Dienern und ihren Gütern zuge- 
fügt, nun auch nicht gezögert hat, die Cleriker der militäriichen Conſcription 
zu unterziehen. Wer fieht nicht ein, mie ſchädlich und feindfelig der Kirche 


dieſes Geſetz ift, welches die Ausübung eines der Kirche von Jeſus Chriftus 


unferem Herrn felbft verliefenen Rechtes verhindert und bie nothwendige Zahl 
der Diener der Kirche beichränft, die von Jeſus Chrißus eingeleht worden 
find, feine Heilige Religion zu beihügen, zu verbreiten und für das Heil der 
Seelen zu wirten bi8 zum Ende der Tage? Was bleibt uns noch in dieſem 
unglüdlichen Italien zu ſehen übrig? Wie mean die katholiſche Kirche von 
Grund aus zerftört und ausrottet, wenn dies jemals fein bönnte. Gewiß, die 
Worte fehlen uns, ein ſolcheß Geſetz zu verwünſchen und zu verdammen. Ein 
Jeder weiß, daß, den Pflichten unſeres apoſtoliſchen Amtes gehorchend, wir 
nicht perfäumt Haben, mit Eifer unſere Aufgabe zu erfüllen, und daß unſere 
hochwürdigen Brüder, die Biſchöfe Italiens, zum großen Ruhme ihres Nas 
mens, gerechte Beſchwerden und Meclamationen erhoben, dringende Aufforde⸗ 
zungen erlaffen haben, damit dieſes Geſetz niemals promulgirt. werde. Und 
mödte es doch Gott gefallen, ehrwürdige Brüder, daß wir unß bei dieler Ge⸗ 
legenheit enthalten könnten, die jehr großen Uebel und Schädigungen zu 
beweinen, die heute in fchmerzhafter Weile das Laiſerthum Oeſterreich und 
das Königreid Ungarn beirüben und quälen. Die Nadricten, die uns aus 
dem Königreihe Spanien über die dortigen Angelegenheiten zukommen, brin= 
gen, weit entfernt, und einen Troft zu Schaffen, und nur Traurigkeit und Bes 
trübniß. Die ruffifche Regierung fährt fort, die Fatholifche Kirche zu ver⸗ 
folgen und ihre Bijchöfe, jelbit dur Gewalt, aus faft allen Diöcefen zu ver⸗ 
treiben und fie ins Eril zu ſchicken, weil fie, wie fie e8 doch müſſen, auf die 
Stimme und die Befehle des Stellvertreters Chrifti auf Erben hören wollen ;' 
überdies geftattet ſie nicht, daß diejelben Biſchöfe die Grenzen des Reiches über⸗ 
Ichreiten, während doch das größte Intereſſe der Kirche dies abjelut erheilcht. 
Endlich verhindert fie jeden Tag mehr und auf alle mögliche Weile, daß die 
Gläubigen mit uns und mit dem apoftolifgen Stuhle frei verkehren können. 
Aber inmitten unjerer jo großen Bebrängnifie tröftet uns nicht wenig der 
äußerft lobenswertge Eifer, mit welchem die Bilchöfe mannhaft die katholiſche 
Sache vertheidigen und ſich bemühen, die Prinripien unferes heiligſten Glau⸗ 
bens aufrecht zu erhalten, die Kinheit der Kirche gegen die Fallſtride und die 
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vielfachen Anftrengungen zu vertheidigen, durch welche gottloſe Männer ihre 
Irrthümer zu verbreiten trachten. Unterbefien ermahnen wie lebhaft alle 
Feinde Jeſu Ehrifti und der heiligen Kirche, ein wenig ernftlih in Erwägung 
zu ziehen, welche furchtbaren Strafen Gott feinen Yeinden und den Teinden 
feiner Kirche vorbehält, 

— uni. In Leipzig erfcheinen die Artikel der A. W. 3. „das Concil und 
die Civilta“ in ausführlicher Bearbeitung unter bem Titel: „ber Papft 
und das Eoncil von Janus“, ein gewaltiger Schlag (der fog. Mün: 
hener Schule) gegen die Pläne Roms bez. ber Proclamirung ber 


Unfehlbarkeit des Papſtes. 


8. Juli. Nachdem verſchiedene Pläne für die Einrichtung der Conciliums⸗ 
aula ausgearbeitet und wieder verworfen worden, wird derſelbe end⸗ 
lich definitiv genehmigt. In den früheren Plänen waren noch Plätze 
für die Vertreter ber Regierungen aufgenommen, in dem lebten an: 
genommenen ift das nicht mehr der all. 

Mitte „ Die Curie beftimmt, daß eine Stellvertretung der Bijchöfe 
auf dem Concil nicht ftatthaft fei. 


4. Sept. Auf ein Schreiben bes Engländers Dr. Cumming, zu dem 
Concile zugelaffen und gehört zu werben, um bie proteftantifche 
Lehre zu reditfertigen, antivortet ber Papft an ben Erzbiihof Manning 
von Weitminfter: 


Wir haben aus den Zeitungen erjeben, daß Dr. Cumming aus Schott» 
land bei Dir angefragt hat, ob bei dem herannahenden Eoncile denen, welche 
von der katholiſchen Kirche abweichen, Erlaubniß gegeben wird, die Gründe vor⸗ 
zutragen, von welden fie denken, daß fie zur Stüße ihrer eigenen Meinungen 
aufgeftellt werden können, und daß er auf Deine Antwort, daß diejes eine 
durch den heiligen Stuhl zu beftimmende Sade fei, an Uns über den Gegen 
ftand gejchrieben Habe. Wenn nun der Fragende weiß, was der Glaube der 
Ratholifen ift in Beziehung auf die lehrende Autorität, welche Unſer göttlicher 
Heiland Seiner Kirche verliehen hat, und deßhalb in Beziehung auf ihre Uns 
fehlbarteit in Entſcheidungen über ragen, welche zum Dogma oder zur Moral 
gehören, jo muß er wiflen, daß die Kirche nicht dulden kann, daß Irrthümer, 
die fie jorgfältig geprüft, gerichtet und verursheilt hat, nochmals zur Ber» 
handlung gebracht werden. Dieſes ift auch ſchon befannt gemacht durch Unfer 
Schreiben (apoſtoliſches Schreiben vom 13. September 1868 an alle Prote⸗ 
ftanten und andere Nichtkatholiken), denn wenn Wir ſagten: „es kann nicht 
geleugnet oder angezweifelt werden, daß Jeſus Chriſtus ſelbſt, damit Er allen 
Geſchlechtern der Menichen die Früchte Seiner Erlöjfung zumende, hier auf 
Erden auf Petrus jeine einzige Kirche gegründet bat, das ift die eine, heilige, 
fatholifche und apoftolijche Kirche, und ihm alle Macht gegeben hat, die nöthig 
war, um den Schatz des Glaubens ganz und unverlegt zu erhalten und den⸗ 
ſelben Glauben allen Böltern, Stämmen und Nationen mitzutheilen“, jo gaben 
Wir dadurch zu erfennen, daß der Vorrang ſowohl an Ehre als an Juris⸗ 
diction, weldder Petrus und feinen Nahfolgern dur) den Grlinder der Kirche 
verlichen wurde, außerhalb der Zufälligkeiten der Disputation geftellt ift. Diejes 
ift in der That die Angel, auf welder die ganze Frage zwischen Katholiken und 
Allen, welche von ihnen abweichen, fi) drehet, und aus dieſer Abweichung 
fließen wie aus einer Quelle alle Irrthümer der Nichſtatholilen. „Denn in 
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fo fern ſolche Körperſchaften von Menſchen der Iebenvigen und von Gott ein- 
gejegten Autorität entbehren, welche die Menſchen ganz befonders die Sadıen 
des Glaubens und die Regeln der Moral Iehret und welde fie auch leitet 
und regiert in Allem, was zu dem ewigen Seile gehört, jo haben dieſe jelben 
Körperichaften von Menſchen immerdar in ihrer Lehre gewechſelt, und ihr 
Wechſel und ihre Unbeftändigleit hat Fein Ende.“ Wenn deghalb Dein Frage: 
fteller entweber die Meinung, welche die Kirche über die Unfehlbarkeit ihres 
Urtheils zur Beſtimmung von Allem, was zum Glauben oder zur Moral 
gehört, hegt, erwägen will, oder das, was wir jelbft geichrieben Haben über 
den Vorrang und die lehrende Autorität Petri, jo wird er jofort einfehen, 
daß bei dem Concile fein Raum gegeben werden kann zur Vertheidigung von 
Irthümern, die bereitS verworfen find, und daß wir keine Nichtkatholiken zu 
einer Verhandlung einlaven Tonnten, ſondern fie nur aufgefordert haben, „die 
Gelegenheit, welche diejes Concil bietet, zu benugen, in welchem die katholiſche 
Kirche, zu der ihre Vorfahren gehörten, einen Beweis gibt von ihrer innigen 
Einheit und unüberwindliden Xebensfraft, und die Bebürfniffe ihrer Seele 
zu befriedigen, indem fie fich einem Zuftande entziehen, worin fie ihrer Er- 
löfung nicht fidder fein können“. Wenn durd) die Inſpiration der göttlichen 
Gnade fie ihre eigene Gefahr erkennen und Gott mit ihrem ganzen Herzen 
ſuchen, jo werben fie leicht alle vorgefakten und widerftrebenden Meinungen 
verwerfen und, allen Wunſch nach einer Disputation bei Seite legend, zu dem 
Vater zurüdfehren, von welchem fte jo lange unheilvoll abgeirrt find, „Wir 
an unjerem Theil wollen ihnen freudig entgegeneilen, und fie mit väterlicher 
Liebe umfangend, werden wir frohloden, und die Kirche wird mit uns froh» 
Ioden, daß unfere Kinder, die abgeftorben waren, wieder zum Leben gekom⸗ 
men, und daß die, welche verloren waren, wiebergefunden find.” 

6. Sept. Die in Fulda verjammelten beutjchen Biſchöfe juchen durch 
einen gemeinjhaftlihen Hirtenbrief die über die Abſichten der 
Curie auf dem bevorftehenden Concil aufgeregten Gemüther ihrer 
gebildeten und kirchlich geſinnten Diöcefanen zu bejchwichtigen und 
zugleih ber Curie einen Mint barüber zu geben, was von ihren 
Plänen in Deutihland auf Widerftand ftoßen könnte, wenn es ſich 
doch betätigen follte. 

—  „ Der Decan der Parijer Eorbonne, Migr. Maret, Brofeffor und 
Biſchof von Eura i. p., veröffentlicht unter dem Titel: Le Concile 
et les interets religieux ein zweibändiges Bud genen bie von 
Nom beabſichtigte Erklärung der Unfehlbarteit des Papites, das fid) 
von franzöfiicher Seite dem deutſchen „Janus“ mehr oder weniger 
an bie Seite ftellt. 


414, Oct. Cardinal Berarbi Tegt im Auftrage des Papftes Thon zum 
voraus ben Grundſtein zu dem Denkmal für das künftige Concil. 
— „Die Civiltà cattolica gibt den beutfhen Bilchdfen und dem Re— 
fultate ihrer Conferenz in Fulda, indirect aber verftändlid genug, 


die Antwort, 

daß die Biichöfe nicht nah Rom kämen „um dort zu berathen, dergeftalt, 
daß die Majorität den Ausichlag gibt, ſondern daß fie fommen, um die im 
Boraus dureh den unfehlbaren Papſt getroffenen Beftimmungen gut zu heißen.“ 


IT. Nov. Der Bapft ſetzt dur das Breve Multiplices inter die „Orb: 
. nung feit, welche bei der Celebration des hochheiligen, öcumenijchen 
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vaticaniſchen Concils eingehalten werben fol” d. 5. er octroyirt bem 
Eoncil ‚eine Geſchäftsordnung. 


Dieſe Geſchäftsordnung, welche der Bapft kraft feiner „apoftoliichen Gewalt“ 
und im „Namen feiner Vorfahren“ für das Concil erläßt, fchreibt unter an» 
derem auch den Vätern der katholiſchen Kirche ihr Verhalten vor. Es wird 
da verfügt: „In den römiihen Kirchen jollen jeven Sonntag zu geeigneter 
Zeit Litaneien und Gebete geſprochen werden. Die Bilhöfe und die anderen 
Berjonen vom geiftliden Stande follen in allen Dingen nur gute Beijpiele 
geben, fich jeder nach feiner Frömmigkeit des Gebetes, der heiligen Lectüre, 
der Betrachtung der heiligen Dinge befleißigen, fo oft als möglich mit reinem 
und keuſchem Herzen das heilige Meßopfer feiern, ihre Seele von allen irdiſchen 
Sorgen frei halten, die Beicheidenheit in ihren Sitien, die Mäßigleit bei ihren 
Mahlzeiten und die religidje Gefinnung in allen ihren Handlungen bewahren. 
Auch jollen die Väter des Concils die Perfonen ihres Haushaltes überwachen 
und ihnen eine hriftliche Disciplin auferlegen.” — Allen und jedem der Bäter, 
der Officianten des Concils, der Theologen, der Kanoniften und Jedem, der 
an den Geſchäften des Concils betheiligt ift, wird das ftrengite Schweigen 
über die Berhandlungen und Beichlüffe auferlegt. Allen Officianten des Con⸗ 
cils, die nicht Bifchöfe find, und allen, welden der Papſt eine Milfion dafür 
ertheilt Hat, wird zu diefem Ende ein Eid abgenommen. — Als Regeln 
über den Vortritt werden aufgeftellt: Der erfte Rang gebührt den Car⸗ 
dinälen der römiſchen Kirche, ⸗Biſchöfen, ⸗Prieſtern und⸗Diakonen. Der zweite 
den Patriarchen, der dritte aus beſonderer Gnade des Papſtes den Primaten 
nad dem Alter ihrer Erhebung zum Primat. Der vierte Rang gebührt den 
Erzbiſchöfen nad dem Alter ihrer Ernennung, der fünfte den Biſchöfen ebenjo, 
der jechste den Aebten Nullius, der fiebente den General⸗Aebten und anderen 
Ordens⸗Generalen, auch wenn fie nur den Titel von GeneralsBilaren führen. 
Das Concil wird in geheimer Abftimmung fünf Väter des Concils erwählen, 
welche über die Entſchuldigungen zu urtheilen haben. Sie haben jedoch feinen 
enticheidenden Spruch zu thun, ſondern nur an die allgemeine Gongregation 
zu berichten. Werner wird das Concil in geheimer Abſtimmung andere fünf 
Väter ernennen, welde über die Conflicte und Schwierigkeiten wegen des 
Vortritts entjcheiden follen. Kommen jie damit nicht zu Stande, jo unter- 
werfen fie die Sache der allgemeinen Kongregation. Die Entwürfe zu den 
Decreten und Sanones find von den Gardinälen und den vom Papft vor dem 
Concil berufenen Theologen ſchon vorbereitet. Will einer der Väter das Wort 
in der Eongregation über einen vorgelegten Artikel nehmen, jo ſoll eine pafjende 
Reihenfolge je nach der Würde eines jeden getroffen werden, der Redner hat 
aber feine Abficht mindeſtens einen Tag vor der Sigung dem BPräfidenten 
"anzuzeigen. Findet der in der Gongregation vorgebrachte Antrag keinen oder 
doch nur leicht zu bejeitigende Anftände, jo fteht nichts im Wege, dab, nachdem un« 
verzüglich die Zweifel redigirt worden, die Formel des Decretes oder Canons 
des Concils aufgeftellt und daß die Stimmen der Bäter darüber gefammelt 
werden. Stößt hingegen der Antrag auf Schwierigkeiten, indem entgegenge- 
fegte Anfichten hervortreten, fo jollen diefe Fragen und Zweifel den vom An⸗ 
fange des Concils an beitellten vier fpeciellen Songregationen oder Deputationen 
von Bätern, von denen die erfte fi) während der ganzen Dauer des Eoncils 
mit Sachen des Glaubens zu beichäftigen hat, die zweite mit Fragen der 
Kirchenzucht, die dritte mit ragen, welche die religiöfen Orden angehen, die 
vierte endlich mit Angelegenheiten des morgenländiſchen Ritus, zur Entſchei⸗ 
dung vorgelegt werben. Für die eier der öffentlichen Sigungen ift folgende 
Anordnung getroffen: Nachdem in jeder Öffentlidden Sigung die Väter nad) 
Rang und ap fih gejegt und die vorgejchriebenen Geremonien beendet find, 
ſollen die Texte der in den Gongregationen beichlofienen Anträge mit lauter 
und vernehmlicher Stimme vorgelejen werben unter Benugung der For mel: 
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„Bius, Bilchof, Knecht der Knechte Gottes, mit Approbation des Eoncils, zum 
ewigen Gedächtniſſe des Gejchehenen.* Es werden jodann die Väter befragt, ob die 
vorgelejenen Canones und Decrete ihre Zuftimmung haben, und Tofort treten 
die Scerutatoren heran und notiren genau diefe Stimmen, welche eine nach der 
anderen gejammelt werden. Dieſe Stimmen follen mit den Worten ausges 
ſprochen werden: placet oder non placet, doch ift es den von der Sitzung 
abwejenden Vätern in feiner Angelegenheit geftattet, ihr Votum ſchriftlich ein- 
zuſchicken. Rah Sammlung der Stinnmen zählt der Secretär des Concils 
mit den Scrutatoren die Stimmen vor dem päpftlicden Stuhle und erftattet 
dem Papfte Bericht, worauf diefer die höchfte Entſcheidung ausſpricht und be- 
fieglt, daß dieſe feierliche Formel verfündigt werde: „Dieje Decrete haben die 
Zuftimmung aller Väter erlangt, mit Einftimmigfeit (oder, wenn Opponenten 
vorhanden, mit Ausnahme von jo oder jo vielen Stimmen), und Wir ver: 
fügen, beichließen und beftätigen mit Zuftimmung des Goncils, daß diejelben 
verlefen werben ſollen.“ Nah Erfüllung diefer Formalitäten haben die Pro- 
motoren des Concils die anweſenden Protonotare aufzufordern, ein oder meh. 
rere Protocolle von den in der Sitzung beſchloſſenen Gegenftänden aufzuneh- 
men. — Bei den in den heiligen Canones enthaltenen Strafen verbietet 
der Bapft allen Vätern des Goncils, ſowie den übrigen Berfonen, welche dem- 
felben beimohnen dürfen, ſich zurückzuziehen, „bevor diejes heilige, allgemeine 
und beumen iſche Concil des Baticans regelmäßig gejchlofien und vom Papfte 
entlaffen ift, wofern nicht eine gerechte Urſache zur Abreife vorgebradt und 
regelrecht gutgeheißen, jowie die Erlaubniß zur Abreife vom Papfte erlangt 
wurde." — Die lateinifhe Sprache wird in den allgemeinen Congrega⸗ 
tionen und den Seffionen allein zugelaffen. Beeidigte Dollmetſcher find den 
orientaliſchen Patres zur Berfügung geftellt. 


2. Dec. Die oberften Dfficiale des Concils Teiften in der GSirtinijchen 


4. 


8. 


Capelle den Treuſchwur und werben in Gegenwart ber bereits ein- 
getroffenen Patriarchen und Biſchöfe in Pfliht genommen, An: 


ſprache bes Papſtes. 

Den Hauptmoment derſelben bildet die ausgeſprochene Ueberzeugung, 
daß alle Anweſenden mit dem Redner eng verbunden ſeien (summa animo- 
rum consensione Nobiscum conjuncti), Er Tenne die Schwierigkeiten des 
nad einigen Tagen beginnenden Concils, er Tenne feine Feinde, aber er er⸗ 
mahne die Verfammelten nicht zu vergeflen, daß Petrus auf Chriſti Frage 
an die Apoftel: „Wollt nicht auch ihr zurückgehen ?“ antwortete: „Hert, wohin 
folfen wir gehen? Du haft Worte des ewigen Lebens.“ 


Dec. Die AIndercongregation verbietet das Bud: „Der Papft und 


das Concil vor Janus“, jowie: „Das Recht der eigenen Ueber: 
zeugung von Frohſchammer“. | 

„. Feierliche Eröffnung des dcumenifhen Concils. Allocution des 
Papſtes: 

„Was wir mit allen Gelübden und Gebeten von Gott erbaten, daß wir 
das von uns berufene öcumeniſche Concil eröffnen könnten, iſt uns zu unſerer 
großen Freude durch Gottes hohen und unvergleichlichen Rathſchluß ſelbſt ge⸗ 
währt worden. Deßhalb freut ſich unſer Herz in dem Herrn und iſt von 
unglaublicher Tröftung ergriffen. Ihr aber, verehrungswürdige Brüder, ſeid 
jet im Namen Chriſti verſammelt, um mit uns fir das Wort Gottes ein 
Zeugniß abzulegen und für dad Wort Jeſu Chrifti und den Weg Gottes in 
der Wahrheit mit ung Menjchen zu lehren und über die Widerfetzlichkei— 


. ten einer fälfhlih jo genannten Wiſſenſchaftmit uns unter dem Bei- 
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fand des heiligen Geiles zu urtheilen. Denn wenn jemals, fo fordert in 
unjerer Zeit, in der die Erde von der Berberbnik ihrer Bewohner wahrhaft 
leuchtet und überftrömt, die Hochhaltung der göttlichen Gnade und das Wohl 
der Heerde des Herrn von uns, daß wir uns um Zion fdhaaren und es in 
unjeren Echug nehmen, in feinen Bollwerfen uns bereden und unferen Muth 
auf ihre Kraft ftügen. Ihr ſeht e8 ja, verehrungswürbige Brüder, mit wel⸗ 
der Gewalt der alte Feind des Menichengeichlehts das Haus Gottes, dem die 
Heilighaltung gebührt, angegriffen hat und noch immer angreift. Durch feine 
Bernühung hat jene verhängnißvolle Verſchwörung der Bottlofen weit 
um fi gegriffen, die dur ihren Zuſammenhang ftark, durch ihre Macht 
gewaltig, dur ihre Einrichtungen befeftigt und die Freiheit der Anfeindung 
als Dedimantel vorzeigend, den heftigften Krieg gegen die heilige Kirche Chriſti, 
keines Verbrechens baar, beharrlih zu führen nicht aufhört. Die Art und 
Weile dieſes Krieges, feine Gewalt, feine Waffen, Fortſchritte, Pläne kennt Ihr 
jehr wohl, Es ift Euch fortwährend vor Augen die Berwirrung und da3 
Sjneinandermengen der guten Lehren, mit denen die menfchlichen Dinge ich 
auf ihre Angelegenheiten ftemmen, die traurige Umkehrung jedes Geſetzes, die 
vielfahen Fünfte der frehen Lüge und der Berderbniß, wodurch die heilfamen 
Tefleln der Gerechtigkeit, der Ehrbarkeit und der Autorität gelöft, die jchlech- 
teften Begierden entflammt werden, die Kriftlihe Treue aus den Gemüthern 
von Grund aus ausgerifien wird, jo daß man einen gewifjen Untergang ber 
Kirche Gottes in dieier Zeit befürchten müßte, wenn fie durch irgend welche 
Bemühungen und Wagnifle der Menjchen zu Grunde gerichtet werden könnte, 
Aber nichts ift mädtiger als die Kirche, hat der heilige Jo—⸗ 
Hannes Ehryjoftomus gejagt, die Kirche ift mädtiger als 
jelbfi der Himmel. Himmel und Erde werden vergehen, meine Worte 
aber werden nicht vergehen. Welche Worte? Du bift der Fels und auf dies 
fen Zellen werde ich meine Kirche aufbauen und die Pforten der Hölle werden 
gegen fie nichtS vermögen. Obwohl aber das Reich des Herricher der Zus 
genden, das Reich unferes Gottes auf uneinnehmbarem Grunde ruht, fo haben 
wir dod die fo große Häufung des Uebels und die Verderbniß der Gemüther 
erfennend und im innerften Herzen beflagend, die abzumwenden ſelbſt das Leben 
uns nicht zu theuer fein darf, — wir, die wir auf Erden des ewigen Hirten 
Vertretung find und deßhalb befonders für das Haus Gottes eintreten müſſen, 
den Weg und die Rathichläge befolgen zu müffen geglaubt, die uns zur Hei- 
lung jo großer Schäden der Kirche nützlicher und paſſender erjchienen. Und 
indem wir dad Wort des Jeſaias oft bei und bedachten „gehe mit dir zu 
Rath und berufe ein Eoncil* und erwogen, daß ein derartiges Heilmittel in 
den ſchlimmſten Zeiten der chriftlihen Sade von unferen Vorgängern als 
nügli befunden worden ift, jo haben wir nad langen Gebeten, nad Bera- 
tung mit unjeren ehrwürdigen Brüdern, Carbinälen der heiligen römiſchen 
Kirche, auch nach eingeholter Meinungsäußerung mehrerer heil. Biſchöfe, Euch, 
verehrungswerthe Brüder, die ihr das Salz der Erde feid, die Wächter der 
Heerde des Herrn und die Hirten, zu diefem Stuhl Petri zufammenzurufen 
beſchloſſen. Wir glauben bei Eurem Anblid die gefammte Familie Tatholis 
fhen Glaubens, die uns theuerften Söhne gegenwärtig zu ſchauen; wir denten 
an fo viele Liebespfänder, jo viele heiße Herzensthaten, mit denen fie auf 
Euren Antrieb, Führung und Beifpiel ihre Liebe und Treue uns und dieſem 
apoftoliihen Stuhle wunderbar bewährt haben und ferner bewähren. Dann 
denfen wir auch an fo vieler Menſchen jchlimme Lage, die vom Pfade 
der Wahrheit und Gerechtigkeit und ebenjo der wahren Glückſeligkeit in ihrer 
Täufhung abirren und wünſchen zu ihrem Heil ihnen ſehnlichſt Hilfe zu brin- 
gen, eingedent unjers himmliſchen Erlöfers und Lehrers Jeſu, der aufzufuchen 
kam und zu retten, was verloren war. Sodann haben wir unfere Augen 
auf dieſes Giegeszeichen des Erften der Apoftel gerichtet, bei dem wir ftehen, 
auf diefe unjere Stadt, die durch Gottes Gnade nicht der Plünderung der 
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Bälter überantwortet war, auf dies von uns fo gelieble römische Bolt, von 
deſſen beftändiger Liebe, Treue und Willfährigleit wir umgeben find, und wir 
find berufen, Gottes Güte zu preijen, der feines himmliſchen Schutzes Hoffnung 
in uns derzeit befeftigt und geftügt wiflen wollte Wir erkennen den glühenden 
Eifer an, den Ihr zu Eurem Amte mitbringt und befonders das vorzügliche 
und engfte Anſchließen von Eu Allen an ung und Diefen apo- 
ſtoliſchen Stuhl, und wir freuen uns überaus in dem Herrn, daß Ihr 
io gefinnt ſeid, daß wir eine fichere und begründete Hoffnung auf bejonders 
reiche und vorzüglich wünjchensmwerthe Früchte diefes Eures Concils ſetzen zu 
bürfen glauben. Wie vielleicht fein zweiter Kampf gehäfjiger und hinterliftiger 
gegen Ehrifti Herrichaft entbrannt ift, jo gab es auch feine Zeit, wo mehr die 
Sinigleit der Priefter des Herrn mit dem oberften Hirten 
feiner Heerde, von der in der Kirche die wunderbare Macht ſtammt, ge 
fordert werde. Handelt alfo, verehrungswürdige Brüder, ſiärkt Euch im 
Heren: und im Namen der hochheiligen Dreifaltigkeit, geheiligt in der Wahr. 
heit, mit den Waffen des Lichts angethan lehret mit und den Weg, die Wahrheit 
und dag Leben, zu dem das fo viel geplagte Menſchengeſchlecht nicht mehr ſich 
erheben kann, bemüht Euch mit uns, daß in den Reichen Triebe, bei den Bar 
baren Geſetz, in den Klöſtern Ruhe, in den Kirchen Ordnung, bei den Geiſt⸗ 
lichen Gehorfam, für Gott eine andächtige Gemeinde hergeftellt werde. Gott 
bieibt auf feinem 'erhabenen Plate ftehen, an ung ift e8, an Rath und That 
zu denken; Er jelbft gibt uns feine Diener und Helfer bei einem fo großen 
Werke, feine Gnade, und dieſem Dienfte müffen wir uns jo unterziehen, daß 
wir Ihm allein jetzt unjere Geiſter, Herzen und Kräfte widmen.“ Folgt Das 
Schlußgebet. 


10. Dec. Erſte geheime Sitzung oder Generalcongregation des Concils. 


Die Civiltà Cattolica gibt Über die ganze Organiſation des Gon- 
eil8 folgende Auskunft: „Man meiß, daß Papſt Pius IX. ſchon gegen das 
Ende des Jahres 1867 eine aus Cardinälen zufammengejekte Congregation 
ernannte, welche die Vorarbeiten des Concils leiten follte. Diejelbe beftand 
aus den Sardinälen Reiſach, Barnabo, Panebianco, Bizarri, Bilio, Eaterini 
und Eapalti. Außerdem ernannte er ſechs Specialcommiflionen, deren jede 
von einem der vorgenannten ſechs Gardinäle präfidirt war. Die erjte be 
ſchäftigte fi Hauptjächlich mit dem Geremoniale des Concils, die zweite mit 
den politifch-firchlichen Materien, die dritte mit den orientalifchen Kirchen und 
Miffionen, die vierte mit dem Neglement, die fünfte mit der dogmatiſchen 
Theologie und die ſechſte mit der kirchlichen Disciplin. Diefe aus Männern 
von anerkannter Doctrin und Tugend zufammengefegten Commiſſionen arbei- 
teten im Jahr 1868 und 1869 an der Zurichlung der Materien, welche auf 
dem Eoncil diseutirt und an den Planen der Decrete und der Berathungen, 
die getroffen werden follten. Eine zweijährige, mit bemunderungswürbigem 
Fleiß von ſolch erprobten Männern vollendete Arbeit ift das Produkt, weldes 

ius IX. „schemata decretorum et canonum*“ nennt. — Der Bapft hat 
diefe Schemata gelefen, und wird fie, wie fie auß den vorbereitenden Commiſ⸗ 
fionen hervorgingen, den Beichlüffen der Väter unterftellen. Zu diefem Zwei 
wurden fie gedrudt, und werden nun nad und nach den Congregationen mit 
getheilt, welche fie in allen ihren Theilen einer fleißigen Prüfung unterwerfen 
und fih dann anſchicken, ihr Gutachten darüber abzugeben. Das nun ver 
fammelte Concil arbeitet auf dreifache Weife: in den Generalcongrege’ 
tionen, in den Deputationen und in den öffentliden Sigungen. 
Erklären wir zuerſt die Operationen der Generalcongregationen. Die Väter 
des Concil3 verfammeln fih unter der Präfidentihaft von fünf vom 
Papſt ernannten Cardinälen, der Monſignori dv. Reiſach, de Luca, Bizarti, 
Bilio und Eapalti. Sie beginnen mit den Discuffionen aller auf den Glau⸗ 
ben Beziehung habenden Gegenjtände Cs joll nun z. B. ein von der theo 
logiſch⸗dogmatiſchen Commiſſion ausgearbeiteles Schema discutirt werben. Hier 
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dürfte es nun erſt am Platze fein, zu mifien, wer dieſes Schema vorbereitete. 
Unter der Präfidentihaft des Cardinals Bilio arbeiteten an demſelben zwei 
Jahre: Giuſeppe Cardoni, Theologe der päpſtlichen Canzlei, Mariano Spada, 
Profeffor der Dogmatit an der römiſchen Univerfität, Gtacinto de Ferrari, 
Eonjultor der Eongregation det regelmäßigen Bilchöfe, Giovanni Berrone, 
Yefuit und berühmter Theologe, Giovanni Schwetz, Profefler der Theologie 
an der Univerfität von Wien, Bonfiglio Murra, Nector der römifchen Unis 
verjität, Maria Andragna, GeneralsDefinitor der Minoriten, Giacomo Jac⸗ 
quenet, Pfarrer von Reims, Carlo Gay, Generalvicar von Poitiers, Toms 
maſo Martinelli, Profeffor des Inſtituts der heil, Schrift an der Univerfität 
zu Rom, Giufeppe Pecci, Profeffor der PhHilofophie an derjelben Univerfität, 
Siambattifta Franzelin, Profeſſor der Theologie am römischen Collegium, 
Clemens Schrader, Prof. der Theologie an der Univerfität zu Wien, Camillo 
Santori, Prof. der Theologie am römiſchen Seminarium, Placido PBetacei, 
Prof. der Logik und Metaphyſik an demfelben Seminar, Franz Hettinger, 
Prof. der dogmatiihen Theologie an der Iiniverfität zu Würzburg, Johannes 
Alzog, Prof. der Kirchengejchichte an der Univerfität zu Freiburg im Breis- 
gau, Jacob Corcoran, Generalvicar zu Charleston, und Stephan Moreno 
Zabrador, Prof. der Theologie am Seminar zu Cadiz. Tiek find die Mit« 
arbeiter einer einzigen Borbereitungscommiffion, deren es aber, wie oben ges 
fagt. ſechs gibt. Setzen wir nun den Fall, daß ein vorbereitete Schema dies 
jem oder jenem Biſchof nicht gefällt, und diejer ſich anſchickt, dafielbe in den 
Generalcongregationen zu befämpfen. Zu diefem Zwed hat er wenigſtens 
einen Tag vorher ſich mit den präfidirenden Cardinälen ind Vernehmen zu 
ſetzen, welche ihm die Erlaubniß hiezu ertheilen werden, ebenſo wie alfen ans 
tern Opponenten, indeın jedem derjelben erlaubt wird, früher oder fpäter je 
nach feinem Würdegrad dagegen zu jpreden. Sollten andere Väter alsbald 
auf deren Reden antworten wollen, jo fönnen fie es thun; doch haben fie von 
den präfidirenden Gardinälen die Erlaubniß hiezu zu erhalten. Bietet das 
vorgeſchlagene Schema in den Öeneralcongregationen feinerlei Schwierigkeit dar, 
oder deren nur unerhebliche, jo wird ohne Säumen zur Aufftellung der 
Decretsformel gejchritten und, nad) Beleitigung der Leinen Schwierigleiten 
die Abftimmung von Seiten der Väter vorgenommen, Sollten aber in Bes 
treff des Schema's ſolche Meinungsverjdiedenheiten auftauchen, dab eine Ver⸗ 
ftändigung unmöglich würde, fo wird dann an die „Deputationen” reeurrirt. In 
Betreff diefer leßteren wollte der Heil. Vater, daß das Concil vorerft vier 
fpecielle und diftinctive Deputationen ernenne, von denen die erfte die Suchen 
des Glaubens, die zweite die Sachen der Kirchendisciplin, die dritte die Ange— 
legenheiten der Orden und die vierte die Angelegenheiten der orientaliichen 
Niten zu behandeln habe. Jede diefer Deputationen ift aus 24 Mitgliedern 
zufammengefeßt, welche in geheimer Abftimmung von den Vätern des Concils 
erwählt werden. Ein von dem Pontifex ernannter Cardinal fteht an der 
Spite jeder Deputation. Dieſer Cardinal mählt einen oder mehrere Theos 
Iogen oder Kanoniften als Berftände, und ernennt einen derjelben zum Secres 
tär. Nun wird der „Ölaubensteputation” das Schema zurüdgefandt, über 
welches die „Seneralcongregation* fich nicht verftändigen konnte. Die Glaus 
bensdeputation discutirt hierauf die erhobenen Einwürfe .und die entgegen- 
geitellten Schwierigkeiten. Nach der Discuffion und Berathung wird der Be» 
richt entworfen, gedrudt und unter den Vätern des Concils vertheilt; dieje geben 
nun, nad) erfolgter Discuffion des Berichts, in einer neuen Generaleongregation 
mit lauter Stimme ihr Votum, da im öcumeniſchen Eoneil die Stimmen 
nicht allein gezählt, Tondern auch gewogen werden, meil es nicht genügt zu 
willen, ob die Congregaten billigten oder verwarfen, ſondern es nothwendig ift, 
die zu Tennen, welche geneigt, und die, welche abgeneigt waren.“ 


Wahl der beiden Ausihüffe für „Entfehuldigungen® und für 
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Streitfragen. Biſchof Strofmeyer von Diakovar ift ber erfte, ber 
es wagt, gegen bie octroyirte Geichäftsorbnung aufzutreten und 
namentlid gegen biejenige Beſtimmung berjelben, welde alle Initia⸗ 
tiv: Anträge der Biſchöfe abfolut von der Willfür des Papftes ab: 
bängig macht. Er wirb zum Echweigen gebradit. 

Der croatiſche Biſchof führt mehrere ſchlagende Gründe an, daß jener 
Paragraph, mwelder die Thätigfeit der ganzen Körperſchaft vollftändig zu 
unterbinden geeignet if, aus der Geſchäftsordnung einfach geftrichen werben 
möge. Aber faum beginnt feine Rede etwas wärmer zu werben, jo vermahnt 
ihn der der Verſammlung dießmal präfidirende Gardinal de Luca 
zur Ruhe, und nachdem der Sprecher dennoch fortfahren will, jo begirmt ber 
Borfigende mit feiner Präfidentene®lode heftig zu läuten. Da fteht der Pri⸗ 
mas von Ungarn, Simor, von feinem Site auf, um die Motion ſeines 
füdflavifchen Eollegen energiſch zu unterſtützen; allein auch diefer Kirchenfürfl 
wird von der Glode des Gardinals unterbroden und muß fi fchweigend 
wieder niederlaflen. Durch vieles eigenmächtige Verfahren des Vorſitzenden 
auf das Unangenehmfte „berührt, erhebt ſich plötzlich Dupanloup, ber 
Biſchof von Orleans, ergreift feinen Hut und verläßt in fihtbarer Aufregung 
ie ungsfaal, wobei mehrere feiner infulirten Landsleute ſich ihm an⸗ 

ießen. 

11. Dec. Ein Deeret des Papftes regelt den Fall einer Papſtwahl wäh: 
rend ber Dauer eines Concil8 und entzieht biefelbe vollſtändig und 
für immer jeder Einwirfung eines Concils. 

Das Decret ift zunächſt für den Fall beftimmt, daß es Gott gefallen ſolle, 
während der Dauer des Concils „feinem irdiſchen Exil“ ein Ende zu .bereiten, 
bezieht ſich aber nicht auf diefen Fall allein, fondern ſoll für alle Zukunft gelten. 
„Da wir e8, fo bejagt das Decret weiter, für zweckmäßig erachten, daß das, was 
wir aus Anlaß des vaticanifhen Concils bis jet theils über die Papftwahl, 
theils über die Sufpenfion des Concils angeordnet haben, eine fijere und bes 
ftändige, in ähnlichen Fällen immer zu beobachtende Norm bilde, decretiren 
und verordnen wir, daß in Zukunft, fo oft der Tod des Papftes während ber 
Feier eines deumenifchen Concils eintritt, mag «8 in Rom oder an einem 
andern Orte der Welt abgehalten werben, die Wahl des neuen Papftes im- 
mer und ausſchließlich von dem Kollegium der Cardinäle der Heiligen 
römiſchen Kirche allein nach dem eben feftgeitellten Modus vorgenommen merde 
und daß das Eoncil, ebenfalls nad) der ſoeben feftgeftellten Regel, alsbald, 
nachdem es die gewiffe Nachricht von dem Tode des Papftes erhalten, fid 
ipso jure al3 jufpendirt und vertagt betrachte, bis der neue, canoniſch er 
wählte Papft angeordnet hat, daß es mieder aufgenomnen und fortgefeßt 
werde.” Es folgt dann noch die Efaufel, daR dieſes Decret niemals, zu 
feiner Zeit modificirt, Yimitirt oder widerrufen werden dürfe, jelbft nicht vom 
Eoneil, und wenn die Eardinäle einftimmig auf ihr Recht der Papſtwahl ver 
zichten follten, jo fei diefer Verzicht ungiltig. 

13. „ Der Rapft befeßt die Commifjion für Snitiativ-Anträge ber 
Biſchöfe. Diefelbe ift felbjtverftändlich fo zufammengefcht, baß ber 
Papft ihrer gegen mißliebige Biſchöfe oder mißliebige Anträge völlig 
ſicher ift. 

Eine päpftlihe Bulle beſchränkt die kirchlichen Genfuren latae 
sententiae (im Weſentlichen eine Erneuerung ber Bulle, welche am 
Gründonnerftag verlefen zu werben pflegt) einigermaßen, befinirt fie 

Pi aber neu und zwar im Intereſſe der päpftlihen Vorbehalte, 
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Die Zahl der Fälle nämlich, für die fih der Papft allein die Abfolution 
vorbehält, wird anſehnlich vermehrt und ſomit durch die Bulle die Macht⸗ 
befugniß des Episcopat3 twefentlih verringert. So iſt 3. B. die Berufung 
von einer päpftlichen Entſcheidung an das Eoncil auf das Schwerfte verdammt. 
Eollegien oder Univerfitäten, Tyacultäten, überhaupt gelehrte Körperichaften, 


welche vom Papft an das Eoneil appelliven, find von jelbft dem Bann und 


dem Interdict verfallen. Der Specialereommunication des Papftes werden 
ferner alle unterworfen, welche Ketzerei begehen oder begünftigen, verbotene 
Bücher leſen oder verbreiten, den päpſtlichen Befehlen Gehorſam verweigern 
u. dgl. Die ganze Bulle fommt faft einer univerjellen Crcommunication 


gleich. 
14. Dec. Concil: Beginn der Wahlen für die vier Deputationen (Coms 


31. 


mifjionen) für Glauben, Disciplin, Orden und orientalifche Ange⸗ 
legenheiten. Die von Cardinal be Angelis geleitete Mehrheit ift be: 
reits jo gut organifirt und birigirt, daß auch nicht ein Biſchof ge: 
wählt wird, beflen die Eurie für ihre Dorlagen nicht zum voraus 
vollfommen ficher ift, 

„ Der PBapft bereitet. ben Biſchöfen das Schaufpiel einer großen 
Nevue feiner gefammten Armee. 

„Concil: Die Wahlen in die vier Deputationen find größentheils 
beendigt. Die Deputation für Glaubensſachen macht ihre erſten 
Vorlagen (gegen die Philoſophie). 


„Coneil: Rebe Stroßmayers gegen die Jeſuiten. Cardinal Ca: 


palti ruft ihn zur Ordnung. 

Uebrigens zeigt ſich ſofort, daß die Concilsaula — abſichtlich oder nicht 
— für eine eigentliche Discuſſion abfolut ungeeignet iſt, indem die Redner 
nur von ihrer allernädjften Umgebung verftanden werben können. Ciner Ver⸗ 
legung der Sitzungen des Concils in ein anderes Local wird vom Papft nicht 
geftattet und die mehrfach verjuchte Abhilfe des Nebelftandes in dem bisherigen 
erweift ſich als gänzlich ungenügend, Statt einer fürmliden Debatte find 
daher nur mehr oder weniger academiſche Vorträge der Bilchöfe möglich. 
Diefelben werben ftenographirt, aber nur für den Gebraud der Curie, da fie 
nicht gedrudt werden und ſelbſt den Bilchöfen feine Einficht in dieſelben ger 
ſtattet iſt. Auch das officiele Siornale di Roma bringt nichts von den Ver- 
handlungen, jondern nennt bloß die Namen der Nebner, ohne den Inhalt der 
Reden auch nur anzudeuten. 


„ Bericht Corcelle über bie finanzielle Lage bes päpftlichen. Regis 
ments, über bie Unzulänglichfeit des Peterspfennigs und bie Noth⸗ 
iwendigfeit ftärferer Beihilfe Seitens ber Gläubigen. 





6. Schweiz. 


4. San. (Solotburm.) Ablauf des Ternins für bie Ergreifung des 


Vetos gegen bie beiden vom Kantonsrathe beſchloſſenen Eteuer- und 
Defoldungsgeiete. Tie Zahl von 3000 Betoftimmen ift weit über: 
Schritten, Die beiden Gefete müſſen aljo ter Volkéabſtimmung 
unterbreitet werben. 

Das Reſultat ift eine Niederlage der Regierung und der herrichenden 
Partei. Yene hatte zuerft im Kantonsrath felber darauf angetragen, die beiden 
Geſetze freiwillig der Vollsabſtimmung zu unterwerfen, fi aber im Kantons⸗ 
She erhimmen lafien und nachher jehr eifrig gegen die Volksbewegung 
agitirt. 

„» Eine eidg. Commilfien ftelt den Waſſerſchaden v. 28. Sept. 
v. J. officiell feit. 
Außer 50 Menſchenleben beläuft ſich der Geſammtſchaden, welchen Etaat, 

Gemeinden und Corporationen (mit Ausſchluß der Eiſenbahngeſellſchaften) und 
Private an Dämmen, Wuhren, Straßen, Brücken, Gebäuden, Land, Früchten 


und Fahrhabe erlitten, auf Fr. 14,483,249, wovon Fr. 1,148,009 Schaden des 


Staates, Fr. 4,729,566 der Gemeinden und Corporotionen und Fr. 8,610,674 
der Privaten. Nach den von den Experten in den Zujammenzügen felbft ges 
machten Reductionen würde fih die Totalfumme auf Fr. 13,744,012 ermäßigen. 
— Ueber 12 Dorfihaften find ganz oder theilweile zerftört und über den 
Dächern anderer ſchwebt die Gefahr vın Bergſchlipfen; drei müſſen verlegt 
und umgebaut, andere dur Nothbauten gedeckt werden. Tie Gefammtzahl 
der beichädigten Privatperjonen erhebt fi) auf 18,864. Bon denſelben be⸗ 
faßen 11,061 Perſonen vor der Kataftrophe entweder fein fteuerbares Ver⸗ 
mögen oder nur bis Fr. 1000. Unter den im Steuerfatafler al8 Bermögendere 
Verzeichneten gibt es ebenfalls Viele, melde durch die Ueberſchwemmungen 
ihren Grundbefig ganz oder zum Theil verloren haben und nun zu den Armen 
gerechnet werden müſſen. Der Schaden der erftgenannten Armen wird auf 
zufammen Fr. 4,314,715 geſchätzt. Nach Objecten beträgt der Echaden an 
Straßen, Brüden und Wafferbauten Fr. 3,522,406, an Land und Eulturen 
Fr. 7,647,012, movon Sr. 2,399,995 für gänzlich zeritörtes Land, an Ge- 
bäuden Fr. 1,506,628, an Borräthen, Vieh und Fahrhabe fr. 1,067,966. 
Auf Anordnung des Departements war das geſammte Schäkungsmaterial 
von dem eidg. ftatiftiichen Bureau einer bis auf jeden einzelnen Poften ge- 
henden Prüfung unterzogen und alle irgend auffallenden Zahlen hervorgehoben 
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worden. Dieſelben fanden von Seiten der Experten, die eine ungemeine Ge⸗ 
wifienhaftigfeit, Sründlichkeit und Sachkenntniß an den Tag gelegt, fo über- 
zeugende Aufllärungen, daB daS Departement, jo wie der Präfident ter 
Sentralpilfscommiffton fi befriedigt erflärten. Die Experten wieſen mit 
Ichlagenden Gründen nad, daß die Schätungen, wenn man fie bemängeln 
wolle, eher als zu niedrig betrachtet werden Tönnten, jo daß die Delegirten 
über das Reſultat der Schätzungen ihre volllommene Beruhigung ausſprechen. 
Auf Grund derfelben follen nun die eingegangenen Kiebesgaben im Betrage 
ca. 34 Mil. Fr. vertheilt werben. 


14. Jan. (Argau.) Der Gr. Rath beſchließt in erfter Berathung, ben 


17. 


48. 


+. 


geftellten Volksbegehren durch Einführung bes Referendums zu ent: 
entfprechen, lehnt dagegen bie confelfionell:fatholifhen Verlangen mit 
großer Mehrheit ab. 

Die kath. Agitationspartei Hatte urſprünglich ſechs Volksbegehren aufges 

ſtellt: 1) die Wahl der Bezirksamimänner, 2) die Mahl der Amtsgerichtd- 
präfidenten und der Bezirksrichter durch das Volk; 3) die Einführung eines 
obligatorifchen Referendums; 4) eine alljährlih im December ftattfindente 
Gemeinde, welcher Gelegenheit gegeben werden ſoll, VBollsbegehren zur Abänderung 
von Verfaſſung und Geſetzen zu ftellen, oder die Abberufung des Großen 
Rathes zu bezweden,; 5) Aufhebung des Placetrechte8 der Staatsbehörde in 
Kirchenfachen; 6) confellionelle Trennung. Ber Große Rath hatte darauf 
eine Berfaflungscommiifien zu Prüfung diefer Begehren beitelt. Die Mehr- 
heit derjelben und tie Negierung waren jedoch Anfangs entichieden für Ber» 
werfung aller, auch de8 Referendums. Erft furz vor dem Bufammentritt des 
Gr. Rathes machte aber die Regierung eine Schwenkung und trug auf Ein» 
führung zwar nicht des obligatoriſchen (wie in Zürich) aber doch eines faculs 
tativen Referendums, jowie auf Gewährung der Verlangen 1 und 2 an. 
Der Er. Rath ſtimmt nun diefem Untrage bei. Dagegen jollen die Punlte 
4, 5 und 6 der Volksabſtimmung nicht unterjtellt werben, da hiefür verfaſſungs⸗ 
mäßig das Begehren von 6000 Activbürgern gefordert wird. Für dieſelben 
liegen nun zwar mehr als 6000 Unterichriften vor, wovon aber nur ein 
Theil als giltig, ein anderer aber (ein Drittel bis die Hälfte) als ungiltig 
erfannt wird. 
„ (Solothurn) Veolksabſtimmung über bas Eteuer: und ba 
Beſoldungsgeſetz. Tas (die Landbevölkerung auffallend begünftigenbe) 
Steuergefeb wird mit 8216 gegen 6031 Etimmen angenommen, 
bas (die Befoldung der Beamten erhöhende) Beſoldungsgeſetz aber 
trogdem mit 8325 gegen 5647 Etimmen verworfen. 


„ (Thurgau) Der Verfaſſungsrath beiälicht mit 90 gegen nur 
15 Etimmen eine Eingabe tes Biſchofs ven Tafel gegen bie in 
ber neuen Verfaſſung enthaltenen Beftimmungen über die Civilehe, 
bas Abberufungsredyt ber Gemeinden gegenüber ben Ceeljorgern, 


Unterſagung ber Etiftung von geiftlichen Körperfchaften, Aufhebung 


des Kloſters Katharinenthal und gegen das Schulweſen an ben Ein: 


‚fender mit folgendem Begleitſchreiben zurüdzuienben: 


„Der Verfaſſungsrath des Kantons Thurgau an Biſchof Eugenius von 
Baſel. Hochwürdigſter Hr. Biſchof! Nah Anhörung Ihrer neueften unjere 
Verfaſſungsreviſion Letreffenden Eingabe vom 14. Jan. d. J. Hat der Ver⸗ 
fafjungsrath beichloffen, es fei diefe Eingabe ihres unmwürdigen und anmar- 
lichen Inhalts wegen ihrem Berfafler zurückzuſtellen.“ 
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Bash. 


23. Ian. Aufammentritt ver Bunbescommiffion behufs Prüfung der Frage 


28. 


der ſchweiz. Rechtseinheit. Die wälſchen Mitglieder erfcheinen nicht, 
ohne Angaben von Gründen. Die Commijfion beräth vorerft nur 
bie allgemeinen Directionen, welche den abzufaffenden Entwürfen 
zu Grunde zu legen wären. 

„ (Thurgau) Der Verfaffungsrath nimmt die neue Verfaſſung 
ale Ganzes mit 83 gegen 16 Stimmen an. Das Volt joll am 
28. Febr. über basjelbe und zwar ald Ganzes abftimmen. 

Die neue Verfaſſung enthält im Weſentlichen dieſelben Beftimmungen 
directer Volksherrfchaft wie der züricher Entwurf: Referendum und Initiative, 
Wahl der Regierung und der Standräthe durch das Volk zc. In confelfioneler 
Beziehung entipricht fie den weiteftgehenden Forderungen der Zeit (f. 18. Ian.) 
Bon großer Tragweite in confeifioneller ginfit find zwei weitere Beſchlüſee: 
„Die Erlaſſe gejegeberiicher Natur der Kirchenbehörden unterliegen dem con 
Ieifionellen Referendum und die Kirchenverwaltungsfoften werden confelfionel 
gededt. 

„ Lebbafte Debatten in ber Preffe ꝛc. über den neuen Militärs 
organiſationseniwurf Welti. In ber wälfhen Schweiz wirb eradke, 
baß derſelbe in feiner centralifirenden Tendenz viel zu weit gehe. 


41. Fehr. (Schwyz) Das Boll nimmt das bez. des Religiond 


2. 


11. 


18, 


artikels abgeänderte neue Etrafgefeh im zweiter Abftimmung mit 
4711 gegen 1642, aljo einer Mehrheit von bloß 69 Stimmen 
an, Die äußeren Bezirke ftimmen überwiegend mit Ja, das alte Land 
mit Nein, 

„ (Solothurn) ine Vollsverfammlung in Diten erklärt ſich 
für eine ZTotalrevifion der Verfaffung Aus dem Betofturm fol 
fi ein Nevifionsfturm erzeugen, um auf biefe Weife einen Um: 
ſchwung und den Sturz ber Regierung und der herrſchenden Partel 
zu erzielen. 

„ (Solothurn) Der Kantonsrat erklärt fi, obgleich in zwei 
Tagen ſchon gegen 6000 Unterſchriften für Totalreviſion zuſammen⸗ 
gebracht worden, doch nach langer und heftiger Discuſſion mit 76 
gegen 17 Stimmen für eine Partialreviſion der Verfaſſung. Am 
21. Febr. ſoll das Volk über Total- oder Partialreviſion abſtimmen. 


„(Luzern.) Gr. Rath: Zweite Berathung und Annahme ber 
von ben Confervativen beantragten Bartialrevifion ber Berfaflung- 

Die revidirte Verfaffung enthält manche freifinnige Idee, aber auch mande 
Betimmungen von höchſt zweifelhaften MWerthe. Namentlich wird gefunden, 
daß das in der erften Berathung abgelehnte, in der zweiten dagegen angenom⸗ 
mene facultative Referendum die Mängel der Veto» und Referendumsidee M 
fi vereinige und die ganze Geſetzgebung zum Parteifpiel mache, ſowie da 
die Vermehrung des Gr. Raths um 30 Mitglieder nur den Ruſtizismus 
ſtärke. Die revidirte Verfaſſung iſt übrigens keineswegs im ausſchließlichen 
Intereſſe einer der beiden Parteien: bei der Abſtimmung ergaben ſich bafit 
59 Stimmen (89 Liberale und 20 Confervative) gegen 35 (14 Kiberalen 
und 21 Ultramontane). 
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21. Fer. (Solothurn) Die Bewegungspartei unterliegt. Das Volt 
entfcheidet mit 8839 gegen 6517 Stimmen gegen eine Totalrevifion 
ber Berfaflung. 

„ u &effin) fließt mit dem Gotthard⸗Comité einen Vertrag bez. 
der Conceſſion der Linie Biasca-Bellinzgona-tocarno. Damit und 
mit den Gonceifionen Lugano:Chiafjo hat das Gotthard-Comité das 
Vorrecht für die Goncejfion einer Gottharbbahn, mit Ausſchluß 
jeber anderen Concurrenz, erworben und ift das Lukmanier⸗Project 
unmöglich gemacht. 


24. Febr. Der Bundesrath beſchließt bez. Beſchluß des Nat.Rathes vom 
19. Dec. 1868, über das Geſuch des ſchweiz. Juriſtenvereins um 
Einleitung einer Reeifion der Bunbesverfaffung Bericht und An: 
trag vorzulegen, einftimmig, ber nächſten Bundesverſammlung Feine 
einläßlihe Vorlage über die Frage zu machen. 

Der Bundesratb führt für feinen Beſchluß drei Ermägungsgründe an: 
die Nevifionsbeftrebungen in den Kantonen, mit denen bie gleichzeitige Vor⸗ 
nahme einer Revifton der Bundesverfafiung nicht räthlich erſcheine; den bevor» 
ftehenden Ablauf der Amt3dauer der beftehenden Behörden, mit dem eine von 
einem einheitlichen Gedanken getragene Nevifionsarbeit nicht in Einklang zu 
bringen fei und ſpeciell bezüglich der Yrage der materiellen Mechtseinheit die 
bereits erfolgte Beftellung von eidgendiftihen Fachcommiſſionen, deren Arbeit 
abgewartet werben müffe, bevor man in der Sache weiter vorgehen fünne ' 

26. Febr. (Bern) Ter Gr. Rath verwirft die von ber Regierung 
abgeſchloſſene Verpachtung ber Staatsbahn an bie Centralbahn-Ge⸗ 
jelihaft mit 182 gegen 7 Etimmen und lehnt mit 125 Stimmen 
auch die Wiederaufnahme ber Unterhandlungen ab. 

28 „u Thurgau.) Die neue Verfaflung wird vom Boll in allg. 
Abftimmung mit 11,581 gegen 6741 Etimmen angenommen, Nur 
ein einziger Bezirk verwirft biefelbe mit ſchwacher Mehrheit. 


7. März (Wallis). Neuwahl des Gr. Rathes: die Confervativen 
behalten ihr bisheriges Uebergewit mit 65 gegen 25 Stimmen. 
Die Oppofition bat 4 Etimmen verloren. Unter ben von einen 
liberalen Wahlkreiſe Gewählten befindet ſich aud Hr. Fama, der 
Spielhalter de3 Bades Earon. Polemik darüber. 


8—30. „ (Züri). Verfaſſungsrath: zweite Veratbung bes DVers 
fafjungsentwurfe. 


Im Wllgemeinen madt fi) bei diefer zweiten Beraihung eine eiwas con« 
jervativere Strömung geltend und werden mehrere in der erften Berathung 
durchgegangene Beltimmungen wenigftens etwas gemilbert, namentlich bez. der 
neu einzuflührenden ziemlich ftarken Erbfteuer und bez. des Stimmrechts der 
Niedergelafienen in Gemeindeangelegenheiten. Dagegen fliegt das Referendum 
und zwar ohne obligatorifge Berathung und mit obligatorifdem Urneniyflem 
.(alfo geheimer Abſtimmung) nach Iebhafter Debatte mit 106 gegen 69 Stim- 
men, ebenjo die Progrefiivfteuer mit 111 gegen 77 Stimmen und die Wahl 
der Ständeräthe und der Mitgliever des Reg.Rathes dur das Bolt mit 
107 gegen 6 Stimmen, Die Mitglieder des Kantonsraths follen ein „mäßiges“ 
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Taggeld erhalten. Auch aus der zweiten Berathung geht das reine mitiativ- 
recht des Volkes hervor mit dem Zufate, daß ein rechtzeitig eingebradtes 
Voltsbegehren fpäteftens bei der zweitfolgenden ordentlichen Referendumsßab⸗ 
ftimmung zum Entſcheid gebradt werden muß. Die bedeutendſten Debatten 
verurfadhen die Artikel über Schule und Kirche. Beide werden etwas veräns 
dert rejp. gemildert und lauten nun für die Schule: „Die Förderung der 
allgemeinen Bollsbildung und ber republifanischen VBürgerbildung ift Sade 
des Staates. Zur Hebung der Berufstüchtigkeit aller Volksklafſen wird die 
Volksſchule auch auf das reifere Jugendalter ausgedehnt werben. Die höheren 
Lehranftalten ſollen unbeſchadet ihres wiſſenſchaftlichen Zweckes den Bedürf⸗ 
niſſen der Gegenwart angepaßt und mit der Volksſchule in organiſche Der 
bindung gebracht werden. Der obligatorifde Volksſchulunterricht iſt unent 
geltlih. Der Staat übernimmt unter Mitbetheiligung der Gemeinden die 
hiefür erforderlichen Leiftungen. Die Volksſchullehrer find in wiſſenſchaftlicher 
und beruflicher Hinfiht umfaſſend zu befähigen, insbejondere auch zur Leitung 
von Fortbildungsichulen. Die Gemeinden überwachen durch die lokalen Schub 
behörden den Gang der Schulen und die Pflichterfüllung der Lehrer. Die 
Schulangelegenheiten des Bezirks beforgt eine Bezirksſchulpflege. Die Or 
ganifation eines ber Grziehungsdirection beigegebenen Erziehungsrathes und 
einer Schulſynode bleibt dem Geſetze vorbehalten.“ Und für die Kirche: „Die 
Glaubens», Eultus- und Lchrfreiheit ift gewährleiftet. Die bürgerlichen Rechte 
und Pflichten find unabhängig vom Glaubensbekenntniß. Die evangelilde 
Landesfirhe und die übrigen kirchlichen Genoſſenſchaften ordnen ihre Eultud 
verhältniſſe jelbitftändig unter Oberauffiht de3 Staates, Die Einrichtung 
der erftern mit Ausſchluß jedes Gewiflenszwanges beftinnmt das Gefet. Der 
Staat übernimmt im Allgemeinen die bisherigen Leiftungen für kirchliche Pe 
dürfniſſe.“ In der zweiten Berathung wird alſo die in der erſten fallen ge 
laſſene „Landeskirche“ wieder aufgenommen. Dagegen wird der Grundſatz 
der periodijchen Wiederwahl (bei jechsjähriger Amisdauer) der Lehrer und 
der Geiftlichen (auch der katholiſchen troß des Proteftes des Biſchofs von Chur, 
die Beftimmung ftehe im Widerſpruch mit dem Tatholiichen Kirchenrecht ıc.) 


feſtgehalten; die Xehrer an höheren LXehranftalten find indeß von der Wieder 


wahl ausgenommen. Der ganze PVerfaffungsentwurf wird ſchließlich mit 
146 gegen 46 Stimmen angenommen (36 Mitglieder find abweſend, 
4 enthalten fi) und nach lebhafter Debatte mit 115 gegen 75 Stimmen de 
ichloffen, daß die Verfaffung dem Volk als Ganzes und nicht, wie zahlreide 
Betitionen verlangt hatten, in ihren einzelnen Artikeln zur Abſtimmuug mi 
‘a oder Nein vorgelegt werden folle und zwar mit einem einläßlichen Beridt, 
der mit 125 gegen 48 Stimmen genehmigt wird. Die Bollsabftimmung 
ſoll am 18. April ftattfinden. 


14. März. (Luzern). Volksabſtimmung über die partiell revidirte Ver— 


31. 


faffung. Diefelbe wird mit nicht großer Mehrheit angenommen. 
Die Eonfervativen flimmen meift für, bie Liberalen vielfach gegen 
Annahme. 

„ Die Regierungen von alien, dem norbbentfhen Bunde und 
Baden erklären fi) bez. der ſchwebenden Alpenbahnfrage für bad 
Sottharbproject und bereit, daſſelbe unb nur biefes durch Subven⸗— 
tionen zu unterftüßen und fordern ben Bunbesraih auf, für die 
Verwirflihung des Plans die Initiative zu ergreifen. 

Note des Gejandten des norddeutſchen Bundes Gen, v. Röder: 
‚Durhdrungen von der Ueberzeugung, daß die Erftellung einer Alpenbahn 
dur das Gentrum der Schweiz im Hinblid auf die des Montcenig und 
Brenner für Preußen und den norbbeutichen Bund zu einer commercielen 
Nothwendigkeit geworden fei, ift des unterzeichneten Gefandten des norbbeutjäen 
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Bundes unaudgefehtes Streben dahin gerichtet gewefen, biefe feine Auffaſſung 
auch bei jeiner hohen Regierung zur Geltung zu bringen. Wenn die Lebtere 
principiell diefelbe auch volllommen theilte, jo waltete dennoch ftetS die berech⸗ 
tigt ſcheinende Anſicht vor, daß bei einem Unternehmen, welches die Schweiz 
vor allem berühre und intereffire, die Initiative dafür auch zunächft von die⸗ 
fer ausgehen müſſe. Nachdem der Unterzeichnete durch mehrfache eingehende 
Berichte dargethan, daß diefe Erwartung ſich nicht realifiren dürfte, fand der 
Bundeskanzler Graf von Bismarck im Begriff, die erforderlichen Inftructionen 
über diefen Gegenftand zu erlaffen, als Stalien ebenfalls erklärte, daß es den 
Augenblick gekommen glaube, fi unmittelbar mit Preußen und Baden in 
Verbindung zu jegen, um dur eine förmliche Erflärung zu Gunſten der 
GotthardsKinie die in der Schweiz noch vorhandenen Zweifel über die Richtung 
der Bahn zu löſen und damit für die weitere Entwidlung der Trage eine 
fefte Grundlage zu finden. Durd die geographiiche Lage und die Geftaltung 
des Cijenbahnneges find die dftlihen Theile des Gebietes des norddeutſchen 
Bundes auf den Brenner, die weltlichen und Baden dagegen auf einen Ueber⸗ 
gang der Sentralalpen angewiejen. Da ſomit die Intereſſen der erſtbenannten 
Theile durch die Brenner-Linie wenigftens theilmeije befriedigt find, jo glaubt 
des Unterzeichneten Hohe Regierung mit Rüdfiht auf die weſtlichen Partien 
und in Erwägung der ihr vorliegenden motivirten Berichte und Gutachten ſich 
im Berein von Italien und Baden definitiv und excluſiv zu Gunften 
des Gotthard aussprechen zu jollen. Indem der Unterzeichnete dies, als hiezu 
bevollmädhtigt, thut, beehrt er fich zugleich, im Namen feiner hohen Regierung 
den hoben ſchweizeriſchen Bundesrath ganz ergebenft zu erjuchen, die ihm 
nunmehr gebührende Initiative ergreifen und ein beſtimmtes Project fors 
muliren zu wollen, welches als Baſis zu den Verhandlungen der betHeiligten 
Staaten dienen könne.“ 


Der Bundesrath theilt die Eröffnungen fowohl dem Gottharbs 
comite als den Kantonen mit und gewärtigt ihre Meinungsäußerun: 
gen bis zum 1. Mat. | 


8. April. (Genf). Großer Strife erft der Schriftfeger und bann 


16. 


18. 


ber zahlreichen Bauarbeiter. 

Wie voriges Jahr in Bafel jo fieht fi auch in Genf die Bevölkerung zu 
einer energiichen Demonftration unter der Deviſe „Freiheit der Arbeit" gegen 
die Tactif der Internationalen, die Arbeiter, welche zu arbeiten wünjchen, mit 
Gewalt an der Arbeit zu verhindern, veranlaßt. Der Staatsrat‘) erläßt eine 
Proclamation, die Arbeiter antworten durch eine Adreſſe. Schließlich wird 
der Streit durch einen förmlichen Vertrag zwilchen den Bauunternehmern und 
den Arbeitern geregelt, der ſowohl Arbeitszeit als Lohn ꝛc. im Detail regelt. 


„ (Bern) fpridt fi, ohne die Conferenz ſämmtlicher an dem 
Gotthardsproject betheiligten Kantone und Kijenbahngefellichaften 
abzuwarten, feinerjeits für die Uebernahme der Leitung des Baues 
durh den Bund aus. Die Anficht findet indeß in der öffentlichen 
Meinung Feine Unterſtützung. 


„ GBZärih) Das Boll nimmt die neue demokratiſche Verfafs 
jung in allgemeiner Abſtimmung mit 35,458 Gtimmen gegen 
22,366 an. N 

Bon ca. 65,000 Stimmfähigen find alfo 58,000 auf dem SKampfplake 
erſchienen, um ihre Stimmen für oder gegen da3 neue Staatögrundgelek in 
die Urne zu legen. Für Verwerfung ſcheinen mehr der induftrielle und gewerb⸗ 
lide Stand, für Annahme die agricole und die arbeitende Volksklaſſe einges 
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ftanden zu fein. Die Demokraten find mit dem Nefultat zufrieden, da fi 
troß der gewaltigen Anftrengungen ihrer Gegner doch mit fast zwei Tritteln 
der Stimmenden gefiegt haben, die Liberalen aber weiſen befriedigt auf die 
ftarfe Minderheit hin, mit weicher in Zukunft jedenfalls gerechnet werben müfe 
und heben namentlih hervor, daß jeit der Abflimmung vom 25. Januar 
1868 die Stärke der Oppofition um volle zwei Drittheile, von 7000 auf 
22,000 Stimmen angewadjen jei. 


48. April. (Thurgau) Tie Regierung und die Ständeräthe werben 


22. 


zum erften Mal nad der neuen Verfaſſung durd) das Volk gewählt, 


„ Die am Gottharb:linternehmen betheilisten Kantone und Eilen: 
bahngejellidaften treten tur Abgeordnete zu einer Conferenz in 
Luzern zufammen. Antwort an ben Buudesrath: 

„+. Die finanziellen Mittel anlangend haben wir ihnen vor 
allem zur Kenntniß zu bringen, daß wir das erforderliche Kapital, je nachdem 
der während der Bauzeit für das Xctienfapital zu bezahlende fefte Zins zu 
5 Proc. oder zu 6 Proc. berechnet wird, auf 162 bis 165 Mi. Fr. anſchla⸗ 
gen, und daß wir von der Vorausſetzung ausgehen, es jeien 90 Mil, in 
Subventionen, 25 bis 30 Mill. in Obligationen und der Reſt in Actien auf 
zubringen. Hinſichtlich der Erhältlihmachung der Subventionen glauben wir 
ung auf die Erklärung beſchränken zu können, daß die im Betrage von 15 Will. 
Tr. in Ausficht genommenen Subventionen der unjerer Gottharbvereinigung 
angehörenden Kantone und Eiſenbahngeſellſchaften als gefichert zu betrachten 
find. Was dann aber die Beſchaffung des Actienfapitals von 45 bis 50 Nil. 
Gr. anbetrifit, jo freuen wir uns, Ihnen mittheilen zu können, daß und von 
einem alle wünſchbaren Garantien darbietenden Gonfortium das Anerbieten 
gemacht ift, unter der Vorausfeßung, daß die Zuficherung von Subventionen 
für die Ausführung der Gotthardbahn im Betrage von 80 bis 90 Mill. dr. 
bis längftens Ende diejes Jahres erfolge, die Bildung der Actiengeſellſchaft 
herbeiführen zu wollen. Das Gonfortium hat in der Schweiz Participanten 
für den Betrag von 30 Mill. Fr., alfo von ungefähr zwei Dritttheilen de 
erforderlichen Kapitals gefunden, und es ift in diefem Augenblicke damit br 
ſchäftigt, ſich im Auslande angemefien zu ergänzen. Die Erhältlichmachung 
des Obligationenfapitals von 25 bis 80 MIN. Fr. endlich no anlangend, iſt 
es jelbfiverftäublich, daR diefelbe der Gejelihaft obliegen wird, welche zu bil 
den das Conſortium fi zur Aufgabe madt. Daß übrigens die Beichaffung 
diefes Obligationenkapitals ohne Mühe wird bewerkfteligt werden Können, liegt 
auf fladder Hand, wenn man bevenft, daß der Ertrag der Gotthardunterneh 
mung vorab und in erfter Linie für die Verzinfung des Obligationentapitals 
verwendet werden wird. Es erübrigt uns nunmehr noch, vor Ihrer hohen 
Behörde und vor dem geſammten Schweizervoffe zu beurkfunden, in welchem 
Geifte die Gotihardbahnunternehmung nad unjerer Auffaſſungsweiſe ins Leben 
gerufen und verwaltet werden fol. Wir fühlen uns biezu um fo mehr ge 
drungen, als unjere Beitrebungen, die — wir dürfen es mit gutem Gewiſſen 
fagen — von je her nur ben großen Zwed der Verwirklichung einer ſchwei⸗ 
zeriichen Alpenbahn an der für das Geſammtvaterland geeignetften Stelle, da 
gegen keineswegs die Befriedigung von Eonderintereffen irgend welcher Art 
zum Zielpunkte hatten, in neuerer Zeit vielfachen Berbächtigungen ausgeſetzt 
waren. Im Gegenſatz zu den Ubfichten, welche uns unterſchoben werden wol. 
Ien, geben wir unfere Anſchauung 8weiſe, welde — wir glauben die 
ausdrüdtich hervorheben zu jollen — aud diejenige der Vertreter der unjeret 
Bereinigung angehörenden Etfenbahngefellichaften ift, dahin fund, dag 1) die 
Gottharbbahnunternehmung alle Gijenbahnlinien ohne Unterfchied, melde 
fchweizerifche &ebietstheile mit dem Gotthardbahnnetze in Verbindung zu brin⸗ 
gen beftimmt find, unbeanftandet in das letztere einmünden laſſen foll; 2) daß 
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die Gotiharbbahnunternehmung bei ihrer Berwaltung nur die Zwede ihres 
eigenen Bahnneges im Auge haben und in Folge deſſen britien Bahnunter- 
nehmungen gegenüber eine ganz neutrale Stellung einnehmen ſoll; 3) daß die 
Organiſation der Unternehmung im Einverftändnig mit dem h. ſchweizeriſchen 
Bundesrathe feſtzuſtellen und dabei einerſeits die politiſche Stellung der Schweiz 
als eines unabhängigen und neutralen Staates vollſtändig zu wahren, ander⸗ 
ſeits der Unternehmungsgeſellſchaft die Löſung der ihr obliegenden ſchwierigen 
Aufgabe beſtmöglich zu erleichtern iſt; endlich 4) haben wir, obgleich wir es 
für vollſtändig gerechtfertigt hielten, wenn der Bund in Anwendung von 
Art. 21 der Bundesverfafſung das Zuſtandekommen einer ſchweizeriſchen Alpen⸗ 
bahn durch pecuniäre Unterſtützung fördern würde, gleichwohl im Hinblick auf 
den heftigen Widerſtand, welchen dieſe Maßregel vieler Orts in der Schweiz 
findet, und im Beſtreben, zur Aufrechthaltung des Wohlvernehmens zwiſchen 
den einzelnen Theilen der Eidgenoſſenſchaft nach Kräften beizutragen, beſchloſ⸗ 
jen, in den Finanzplan für Ausführung der Gottharbbahnunternehfmung eine 
Subvention des Bundes nicht aufzunehmen. Wir freuen ung, Ihnen ver« 
mittelft der gegenwärtigen Zuſchrift als Frucht Jahre langer angeftrengter 
Arbeit eine Borlage machen zu können, weldhe da3 Zuftandelommen einer 
Gotthardbahn, dieſer den Geſammtintereſſen der Schweiz am meiſten entſpre⸗ 
chenden Alpenbahn, in fichere Ausſicht zu nehmen geftattet, ohne die Finanzen 
des Bundes für die Ausführung des großartigen Werkes irgendwie in An⸗ 
ſpruch zu nehmen, oder den neuen Schieneniweg, welcher dem ganzen ande zum 
Frommen gereichen ſoll, Sonderintereffen der einen oder der andern Art aus⸗ 
ſchließlich oder aud nur vorwiegend dienſtbar werden zu Laffen. Wir glauben 
uns der zuverfichtlichen Hoffnung bingeben zu dürfen, daß diefe Borlage fich 
einer beifälligen Aufnahme bei Ihrer hohen Behörde zu erfreuen haben werde, 
und wir erlauben und daher, das ehrerbietige Schlußgeluh an Sie zu richten, 
daß es Ihnen belieben möchte, diejelbe den Verhandlungen zu Grunde zu 
legen, weldje nunmehr Seitens der Schweiz mit den betheiligten auswärtigen 
Staaten gemäß dem von ihnen in den Eingangs erwähnten Noten ausgeſpro⸗ 
Pet Wunſche zum Zwecke der Verwirklichung der Gotthardbahn anzuheben 
ein werden. 


25. April. (Appenzell J. TH) Die Landsgemeinde verwirft nach ziem⸗ 


— 


li flürmifhen Verhandlungen den Entwurf einer neuen dem 
Geiſte der Zeit Rechnung tragenden Verfaſſung mit übrigens nur 
geringer Mehrheit. 


„Meuenburg). Schluß ber religiöſen Wintercampagne. Die 
firhlichen Reformer haben offenbar Fortſchritte gemacht. NAgitation 
bes Profeffor Buiffon in Neuenburg und Genf. Die öffentliche 
Meinung beichäftigt fi immer mehr mit ber Frage einer Trennung 
zwiichen Staat und Kirche, 


9. Mai. (Zürid). Allgemeine Wahl bes Ständeräthe, des Regie⸗ 


rungsrathes, des Kantonsrathes und der Bezirksbehörden durch das 
Boll. In allen fiegt die demokratiſche Partei ganz oder wenigitens 
übertviegend. 

Tür den Kantonsrath kommen nicht überall giltige Wahlen zu Stande 
und muß auf den 23. Mai ein zweiter und auf den 6. Juni ein britter 
Wahltag angejegt werden. Das Geſammireſultat ergibt für den Kantonsrath 
130 bis 132 Demokraten und 90 Liberale. (Genauer: 110 entichiedene 
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Demokraten, 87 entſchiedene Liberale und 25 Unentſchiedene oder Unabhängige, 
welche daß entſcheidende Gewicht bald nad reits, bald nad links in die 
Wagichale legen.) Im Berfaffungsrath war das Verbältnig noch wie 3 zu 2, 


ift alſo jegt zu Sunften der Liberalen auf 4 zu 3 herabgefunfen oder eigente 
lich noch etwas tiefer. Indeß haben die Demokraten entihieden die Mehrheit 


im Rantonsrath und machen fie auch ziemlich excluſiv geltend. 


10. Mai. Der Bundesrath erklärt den Regierungen des norddeutſchen 


14, 


Yundes, Vadens und Staliens jeine VBereitwilligkeit, auf Unterhant: 
lungen betr. der Gottharbbahn einzutreten, theilt Ihnen bie Var: 


lagen ber Sottharbbahnconferenz mit und trägt auf eine internatie 


nale Conferenz an, 


wobei er von der Borausjegung ausgeht, daß die gegenfeitig zw übern 


menden Verpflichtungen durch einen Staatsvertrag feftgeftellt werden jollten, 
zu deſſen Discufiion jene Vorlagen die unpräjudizirliche Baſis enthielten. 

„ Der Bundesrat unterſagt Mazzini in Folge Reclamation der 
italieniihen Regierung fernerhin jeden Aufenthalt in den Kantonen 
Graubünden, Teſſin, Wallis, Waadt, Genf, Neuenburg, Bern, Sole 
tburn, Bajeljtadt und Baſelland. 

‚In Betradt: 1) daß der Italiener Joſeph Mazzini notorifch ſchon 

feit vielen Yahren eine der gegenwärtigen politifchen Organifation von Italien 
feindliche Bolitit verfolgt und ebenjo notoriſch ſchon wiederholt auf gewaltſame 
Weiſe feine politiide Anfhauung dem Königreiche Italien gegenüber zur Gel- 
tung au bringen ſuchte; 2) dag J. Mazzini, der wegen diefer fortwährenden 
Agitation ſchon früher aus der Schweiz ausgewieſen wurde, nach vorliegenden 
gewichtigen Inzichten aud in neuerer Zeit während feines Aufenthaltes in 
Lugano wieder in ähnlicher Weile gegen das Königreih Italien conjpirirte 
und als Anftifter eine auf den 18. April abhin angejeht geweſenen Auf 
ftandsverfuches in Mailand erfcheint; 3) daß die Ehre des Landes und die 
politiſchen Rückſichten, die ein jeder Staat, welcher die freundichaftlichen Bejie⸗ 
Hungen zu einem Nahbarftaate in loyaler Weile pflegen will, nicht überſehen 
darf, die Entfernung Mazzini's und aller derjenigen compromittirten Perſonen, 
welche in Folge des legten Aufftandsverjuches fi aus Italien geflitchtet Haben, 
von den Grenzen jenes Staates, gegen welchen die politiſch feindlichen Beſtre⸗ 
bungen gerichtet find, gebieteriich fordern, 4ı daB frühere Borgänge einen 
Aufenthalt Mazzini's aud in den an Frankreich grenzenden Santonen nicht 
als zuläffig ericheinen laſſen.“ 
„C(Teſſin). Der Gr. Rath erklärt fih für eine Reviſion ber 
Berfaffung. — Ein Autrag auf Einführung des Rechts einer Ab 
Berufung ber Geiftlihen durch die Gemeinden wird nur mit 44 
gegen 43 Stimmen verworfen. Zr 


„Abſchluß eines Handels: und Zollvertrags mit dem deutſchen 
Zollvereine, der Biß zum 31. Dec. 1877 in Kraft bleiben foll und 
von dba an je auf Yahresfrift gefünbigt werben Tann. 


„ Aargau). Der Gr. Rath beichließt in zweiter Berathung, 
fünf Verfaflungs:Revifionspunfte dem Volke zum Entfcheid vorzu⸗ 
legen, worunter Einführung des Neferendums und der Volksinitia⸗ 
tive. Der Antrag der Regierung auf Einführung eines bloß facul: 
tativen Referendums wird mit 84 gegen 64 Stimmen genehmigt. 
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Der Artikel bez. Volksinitiative erhält folgende Faſſung: „Ein neues. 
Geſetz ſoll erlaffen und ein beitehendes einer ganzen oder theilmeifen Abände⸗ 
rung ‚unterworfen werden, wenn 5000 ftinmfähige Bürger es unter Angabe 
der Gründe verlangen und hierauf — falls der Gr. Rath nicht von ſich aus 
entſpricht — die abjolute Mehrheit der geſetzlich abjtimmenden Bürger fi 
dafür ausgejproden hat. Dem Gr. Rathe fteht das Recht zu, von ſich aus 
auch noch andere Fragen der Volksabſtimmung zu unterftellen.* 


18—19. Mai. (Bern). Gr. Rath: Zweite Berathung. des von der 


25. 


Regierung vorgefchlagenen und in erfter Berathung mit großer 
Mehrheit angenommenen Referendumsgeſetzes. Das Gefeb wird 
wieder und zwar endgiltig angenommen mit 117 gegen 48 Stim- 
nen, Damit ijt der Lebergang auch Bernd in das Lager ber reinen 
Demofratie entſchieden. 


Im Gegenja gegen Zürich glaubte man in Bern, die directe Volksgeſetz⸗ 
gebung im Keime ſchon in der beftehenden Verfaffung zu finden und daher 
die reine Demofratie ohne Revifion des Grundgeſetzes aus dieſem jelbft durch 
ein Verfaffungsgefeg herausbilden zu können. Im Welentlichen haben ſich im 
Schooße des großen Rathes beide Parteien zur Annahme des Referendums 
die Hand gegeben. Zur Ergänzung des Referendumsgeſetzes wird auch ein 
neues Stimm= und Wahlgejeg angenommen, in welchem das Liſtenſyſtem 
abgeihafft und das Stimmurnenjyftem eingeführt wird. 

NReferendumsgejeg: „S 1. Alle Gelege find dem Volke zur Annahme 
oder Derverfung vorzulegen. In jedem Geſetz find die Beitimmungen zu bes 
zeichnen, deren VBollziehung dur ein Decret des Gr. Rathes, oder durch eine 
Verordnung des PegierungSrathes zu ordnen if. 8 2. Ebenſo find dem 
Volksentſcheid zu unterftellen diejenigen Beſchlüſſe des Gr. Rathes, welche eine 
Gefammtausgabe für den gleichen Gegenftand von menigften® 500,000 Fr. 
zur Folge haben. 8 3. Die Finanzverwaltung ift zu regeln durd einen 
Voranſchlag für einen Zeitraum von je vier Jahren. Diefer Voranichlag 
enthält den Finanzplan, welcher mit Rüdficht auf die durch Geſetze oder Be- 
ſchlüſſe eingegangenen Verpflichtungen und die Bedürfniffe des Staatshaushalts 
entworfen wird und auf dem Grundſatz beruht, daß daS Gleichgewicht der 
Einnahmen und Ausgaben einzuhalten und eine allmählige Tilgung der 
Staatsſchulden anzuftreben if. Er ſoll demnach umfaſſen: 1) einen jumma- 
riſchen Voranjchlag der jährlichen Bedürfniſſe des Staatshaushalts; 2) einen 
vollftändigen Amortifationsplan der Staatsſchulden; 3) einen ſummariſchen 
Voranſchlag der ordentlichen Jahreseinnahmen; 4) die Steueranlage. Dieſer 
Voranſchlag joll dem Volke zur Annahme oder Berwerfung vorgelegt werden 
und ift jeweilen im eriten Jahre einer neuen Verwaltungsperiode einer Res 
vifion zu unterjtellen, Ueberdieß ſetzt jeder Beſchluß des Gr. Rathes, durch 
welchen der feitgejegte Voranſchlag modificirt würde, zu feiner Giltigfeit eine 
Revifion defielben voraus. Bis zur Genehmigung des revidirten Voranſchlags 
dur) das Volk bleibt der legtangenommene in Kraft. $ 4. Die Abftimmung 
über die im Laufe des Jahres erlafienen und dem Volke zu unterbreitenden 
Borlagen findet ordentlicher Weife am erften Maifonntag eines jeden Jahres 
Statt, außerordentliher Weife, wenn der Gr. Rath es beitimmt. Geſetze (8 1), 
fowie die in $ 2 erwähnten Beichlüffe und der nah 8 3 feitzuftellende Vor⸗ 
anſchlag treten erft in Kraft, wenn die Mehrheit der ftimmenden Bürger des 
Kantons diejelben angenommen bat.“ 


„ (Thurgau) Der Gr, Kath genehmigt das ihm von ber Ne: 

gierung vorgelegte Decret bez. Aufhebung bes Kloſters Katharinen- 

thal. Der kath. Kantonstheil erhält ein DViertheil des Vermögens, 
26 
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Die Kloſterfrauen erhalten lebenslängliche Penſionen. Das Decret 
unterliegt noch dem Referendum des Volks. 


28. Mai, (Schaffhauſen). Der Gr. Rath ertheilt 60 Ausländern 
nach längerer Debatte das Landrecht, obgleich ſich dieſelben noch nie 
in ihrer neuen Heimath gezeigt haben und es überhaupt zweifelhaft 
iſt, ob fie ſich in derſelben niederzulaſſen beabſichtigen. 14 Mit: 
glieder proteſtiren dagegen ausdrücklich. 

Die Landrechtsgeſuche rühren großentheils von jungen Frankfurtern her, 
die, mit den neuen politifchen Zuftänden ihrer Baterftadt unzufrieden, fi auf 
diefe Weife der preußifchen allgemeinen Wehrpflicht zu entziehen ſuchen. Ein 
zelne Schaffhaufifhe Gemeinden Hatten fih dazu hergegeben, verleitet von 
Agenten, die aus diefem Bürgerrechtsſchacher ein förmliches Gewerbe machen. 

— , (Appenzell J. NH.) Zwei größere Bolfsverfammlungen in 
Dberegg beichließen Wiederaufnahme der Agitation für Nevifion der 
veralteten Verfafinng und richten zu dieſem Behufe eine energijde 
Petition an den Gr. Nath. 

30, „ (Genf). Ber Gr. Rath beräth eine Revifion des Wahlgeſetzes 

unb weift die Frage der Minoritätenvertretung an eine Commilfion. 

„» (Send. Kirchliche Agitation unter den Proteftanten. Yörm: 

licher theologiſcher Wettlampf. 

„ Agitation für und gegen eine mehr oder weniger burchgreifende 

Nevifion ber Bunbesverfaffung. Demokratiſche Verſammlung in 

Zürich (31. Jan.). Liberale Verfammlung in Olten (7. März) 

und Brugg (29. März). Demofratiihe VBerfammlung in Winter: 

thur (23. Mai). 


Unf. Juni. Das Lulmanierproject wird von den öſtlichen Kantonen, 
namentlih Graubünden und St. Gallen definitiv aufgegeben. Der 
Sotthardbahn fol nunmehr eine Splügenbahn entgegengejegt mer: 
ben und Graubündten ertheilt einem dießfallſigen Project feinerfeite 
die Eonceflion. 


6. „ (St. Sallen). Gr. Rath: Die Regierung zeigt bemfelben 
officiel an, daß das Rulmanierproject einer Alpenbahn definitiv auf 
gegeben ſei, nachdem ber Gr. Rath von Teſſin durch feine letzten 
Beſchlüſſe zu Gunften ber Gottharbbahn jedes andere Project von 
feinem Gebiete ausgefchloffen habe und daß von den öſtlichen Kan: 
tonen nunmehr ber Splügen für eine Alpenbahn ins Auge gefaßt 
worden fei. 

16. „ (Bern). Die Synode ber Geiftlichkeit beſchließt mit Mehrheit, 
eine Art Hirtendrief an das Volk zu erlaffen zum Schuße ber 
Landeskirche und ihres Belenntniffes gegen die wachſende Thätigfeit 
und Macht ber kirchlichen Reformer und Reformvereine. 

20. „ (Aargau) Volksabſtimmung über die PVerfaffungs-Revifiond 
punkte. 
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Angenommen werden nur die Punkte 8 (directe Vollswahl der Bezirks⸗ 
behörden mit 27,675 gegen 7459 Stimmen) und 4 (Vereinfachung der Rechts⸗ 
pflege mit 18,015 gegen 17,154); dagegen verworfen die Punkte 1 (bloß 
facultatives Referendum mit 26, 273 gegen 8917), 2 (Beamtenausihlug mit 
23,795 gegen 11,390) und 5 (Wahl der Gemeinderäthe mit 28, 337 gegen 
11, ‚683 Stimmen). 


20. Zuni. (Thurgau). Erſte Referendumsabltimmung des Volle nah 


21. 


30. 


ber neuen Berfaffung: bie Aufhebung des Klofters Katharinenthal 
wird mit 10,702 gegen 2442 Stimmen genehmigt. 


„ (Bafelftadt),. Gr. Rath: Debatte über ein vom Kl. Rathe 
vorgeſchlagenes Fabrikgeſetz. Nach Tanger Berathung vom Morgen 
bis Abends wird mit 100 gegen 5 Etimmen Eintreten befchloffen, 
die Spezialdebatte aber auf ſpäter verſchoben. 

Das Geſetz will etwas dazu beitragen, die brennende Kluft zwiſchen Ar« 
beiter und Fabrikherrn zu überbrüden, genügt aber den Forderungen der Ars 
beiter, zumal der von der Anternationalen geleiteten, bei weitem nicht. 

„ (Bern). Der Er. Rath entfcheidet fi bei Berathung eince 
neuen Civilgeſetzbuchs mit einer Mehrheit von zwei Dritteln für Laien: 
civilftandregijter und obligatorifhe Civilehe. 

„Abſchluß eines Aurisdictionsvertrags mit Frankreich. 


„ (Shaffbauien) Der Gr. Rath Tommt auf die Landrechts⸗ 
ertbeilungen an Ausländer (28. Mai) zurüd und beſchließt: 

Die Ehre des Kantons verlange zwar, den jeitherigen Ausfchreitungen in 

Aufnahme von ‚Neulingen entgegenzutreten, obgleich es nicht angemefjen jei, 
die Gemeinden in ihren Rechten und Freiheiten bez. Aufnahme von Neubürgern 
zu befchweren, dagegen werde der Wunſch ausgejproden, daß ſowohl die Ge⸗ 
meinden als auch die Regierung dem Gr. Rath Fein Bürgerrechtsgeſuch zur 
Borlage bringen, das vorausfichtlih nur aus einen Speculationdgrund eins 
gereicht worden ſei. Der Antrag wird mit. überwiegendem Mehr angenommen, 
und daß es dem Großen Rathe Ernft damit ift, den darin ausgeſprochenen 
Grundſatz aufrecht zu erhalten, beweift er durch Abweiſung eines Landrecht⸗ 
gejuches, trogdem die Regierung geltend madt, daß fie es das letzte Mal 
nur „vergeflen“ habe. 
„— 1. Juli. (Zürich). Kantonsrat: Der Regierungsrath beans 
tragt, daß von 30 mehr oder weniger umfafjenden Gefeßen, beren 
baldige Bearbeitung im Geifte der neuen bemofratiihen Verfaſſung 
nothwendig jei, und die fpeciell aufgezählt werden, 10 von ihm 
jelbjt und zwar noch im Laufe des Jahres bearbeilet, berathen unb 
dem Referendum unterftellt werben follten, die 20 anderen bagegen 
einer Commilfion des Kantonsraths übertragen werben follten und 
aufs folgende Jahr verjchoben werden könnten. Der Antrag wird, 
troß des Widerſtandes der liberalen Oppofition, angenommen und 
die Commiſſion (21 Mitgl.) ausjhlieglih in demokratiſchem Sinne 
gewählt. 


„ (Graubünden) Der Gr. Rath jchliekt feine Berathungen 
über eine neue dem Volke vorzulegende Verfaflung und nimmt ben 
Entwurf als Ganzes vorerft mit A1 gegen 19 Stimmen an. 

26* 


⸗ 
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Die wichtigſten Artikel find: Art. 2: Der Volksabſtimmung unterliegen: 
a) alle Verfafiungsänderungen, Gejege und Staatsverträge; b) jeder Groß 
raihsbeſchluß, welcher eine neue Gejammtauslage von 100,000 Tr. oder mehr 
in zehn oder weniger Jahren zur Folge hat; e) diejenigen Schlußnahmen 
des großen Raths, wodurch die Aufftellung neuer Kantonsbehörden beabfichtigt 
wird, und endlich A) diejenigen Bejchlüffe der genannten Behörde, welche diejelbe 
von fih aus der Volksabſtimmung unterwerfen will. Art. 3 enthält das 
Vorſchlagsrecht oder die Jnitiative Er bindet dieſes Reht an 3000 Stimm 
berechtigte, (wofür fih 30 Stimmen erflären gegen 29, welche die Initiative 
von 2000 Stimmen abhängig maden wollen). Art. 36: Gontrole der Ges 
meindeverwaltungen durch den Staat. Art, 39: Ueber das geſammte Ulnter- 
richtsweſen fteht dem Staate das Oberauffihtsreht zu, mit Ausnahme alle 
desjenigen, was auf das Kirchliche und Religiöje Bezug hat, worüber die gutfinden- 
den Einrichtungen zu treffen jedem Eonfeffionstheil überlaffen bleibt. Der Boll 
unterricht ift obligatorisch, und die directe Pflege und Verwaltung desjelben 
ſowie die Beihaffung der dafür erforderliden Mittel Sahe der Gemeinden. 
Dem Staate liegt ob, für Vervolllommnung des Volksſchulweſens in allen 
feinen Beziehungen zu forgen, und denjenigen Gemeinden, deren Mittel zur 
Beitreitung der vorgeichriebenen Leiftungen nicht ausreichen follten, in ange 
meflener Weije Beihilfe zu leiften. Das gefammte Schuliejen, mit obiger 
Ausnahme de3 Firchlichsreligiöfen Gebiets, fteht unter einem Erziehungsrath 
aus fünf Mitgliedern, mit dreijähriger Amtsdauer. Derſelbe kann fich zur 
Beſorgung obiger vom Gejchäftsfreis der Gejammtbehörde ausgeſchloſſenen 
Angelegenheiten in confeffionelle Abtheilungen ausſcheiden. Die näheren Be 
flimmungen find einem Tantonalen Schulgeſetz vorbehalten. Art. 41: Beaufs 
fihtigung und Pflege des Forſtweſens durch den Staat. Art. 42: Competenz 
der Kreisgerichte für vollswirthichaftliche Verordnungen. Art. 45: Beichränttes 
Stimmredt der niedergelaffenen Schweizer in der betreffenden Gemeinde. 
Art. 46: Verwendung des Gemeindevermögens gemäß feiner eigentlichen Be- 
flimmung. Art. 47: Mitgenuß der anjäjfigen Schweizer an dem Eorporationd- 
gut der Gemeinde gegen Entgeld. 


— Juni. (St. Gallen). Die Agitation in ter Greith:Bernet’jchen An: 


gelegenheit (in Felge eines beleidigenden Zeitungsangriffes auf bie 
kath. Kirche) kommt nad und nad zur Ruhe, doch nicht ohne con: 
feſſionelle Berbitterung der Gemüther zurüd zu Iaffen. 

„» (Solothurn). Gegen ben Brof. der Mathematik Möllinger 
wird wegen Beröffentlihung einer philoſophiſchen Schrift über bie 
Gottesivee Lärm gefhlagen. Der Clerus dringt auf feine Ent 
fernung. 


1. Suli. Der Bundesrath befchließt, bei der Bundesverfammlung auf 


bie Genehmigung der Conceffionen fowohl für die Gotthard: als 
für die Splügenbahn anzutragen. 

„ (Hargau). Die Regierung ladet den kath. Kirchenrath ein, 
mit Beförderung Deriht und Antrag darüber zu bringen, was gegen: 
über der Einführung des Lehrbuchs der Moral vom Sefuiten Gury 
im Briefterfeminar in Solothurn vorzukehren fei. 

» (Bern). Allg. Bolksabftimmung über die Einführung des Re 
ferendume. Dasjelbe wirb mit 32,075 Ja gegen 22,089 Nein 
angenommen. 
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5.—283. Juli. Sommerjelfion der Bunbesverfammlung. 


11. 


24. 


Zwar nit im Schooße der Räthe, wohl aber in nicht officiellen Ver⸗ 
fammlungen fpielt die Frage der Bundesrevifion während der Seifion eine 
große Role. Man kann diefe Angelegenheit faft als ein nichtofficielle8 Trac⸗ 
tandum der Sejfion bezeichnen. Die verſchiedenen politiichen Parteien treten 
in regelmäßig fich wiederholenden Clubſitzungen zufammen, um zu berathen, 
welche Stellung fie zu der Reform des Bundesgrundgefeßes einnehmen wollen. 
Verſchiedene Programme werden entworfen und discutirt. Die Bundesver⸗ 
ſammlung jcheidet fi in der Revifionsfrage äußerlich wenigſtens in zwei 
Lager: das eine, mit dem Standquartier im Gafino, vereinigt im fich die 
liberalsconjervativen Anhänger der bisherigen bundesftaatlihen Eonftitution 
mit mehr oder weniger weitgehenden materiellen Reformen; das andere, mit dem 
Hauptquartier im Storchen verbindet die demofratiihen und radicalen Freunde 
einer politischen Reform im Sinne der Einführung der unmittelbaren Volks⸗ 
gejeßgebung in den Bund mit einer mehr oder meniger ſcharf ausgeſprochenen 
Neigung gegen den Einheitsftant. Die katholiſchen Ultramontanen bleiben 
in ihrer Mehrzahl von allen Revifionsbeiprehungen fern. Eine eigenthüm- 
Stellung nehmen die Teputirten der Waadt ein. Sie machen ſich in beiden 
Clubs geltend und treten mit Zähigfeit den Nevifionsbeftrebungen entgegen; 
wie fie bemerfen, daß auf diefem Wege der Funke der NRevifion fich nicht er⸗ 
ftiden lafje, bleiben fie ten weiteren Beſprechungen fern. Beide Clubs ftellen 
formulirte Programme auf, welche mit Bezug auf die materiellen Reviſions⸗ 
punkte nicht mejentlih von einander abweichen. Tas radicale Programm 
geht allerdings in der Eentralijation der Gejeggebung meiter als das Pro» 
gramm der Gafinoverfammlung; doch liegt in diefem Mehr oder Weniger 
fein principielleer Gegenfag. WBrincipiell gehen dagegen „Storchen“ und „Ca⸗ 
fino* auseinander mit Bezug auf die politifchen und organifatorijhen Vers 
änderungen, welche mit der Revifion der Eonftitution anzuftreben find. Die 
Kiberalconfervativen wollen auch für die Zukunft fefthalten an den beftehenden 
bundesſtaatlichen und repräfentativen Grundlagen des Bundes; höchſtens dürfte 
vielleicht die Frage eines Volksvetos offen gelafen werden: Die Demokraten 
und Radicalen dagegen glauben die Erweiterung der materiellen Bundescom⸗ 
petenzen und die folgeweife Vergrößerung der Gewalt der Bundesbehörden 
paralpfiren zu follen durch die Erweiterung der Vollsrechte in Bundesſachen; 
das ſtarre bundesftaatliche Verhältnig münjchen fie zu mildern dur Abe 
Ihaffung des Standesvotums in Nevifionsangelegenheiten und durch Bejeitigung 
der Ständelammer. 


„Eidgenöſſiſches Schützenfeſt in Zug. | 

Die Schügengemeinde faßt den Beſchluß, daß in Zufunft beim eidg. reis 
ſchießen nur ſolche Waffen zugelaffen werden follen, melde vom Jahre 1870 
an im eidg. Heer ordonnanzmäßig find. Damit ift die Rechnung mit der 
alten Standwaffe wenigftens und mahrjcheinlih mit dem ganzen Vorder⸗ 
ladungsſyſtem abgeſchloſſen. Indeß findet die für die Hinterlader aufgeftellte 
Schießdiſianz von bloß 800 Fuß oder 320 Schritten vielfache Anfechtungen. 
» Beide Käthe beichließen, die Frage der Gonceffion der Alpen- 
bahnen auf eine außerordentliche Seffion im September oder October 
zu verfchieben, Die Debatte darüber ift in beiden Räthen, “zumal 
im Ständerathe, zwiſchen den Anhängern der beiden Projecte eine 
ziemlich gereizte. 


4. Aug. (Bern). Eine zahlreiche. Verfammlung kirchlicher Reform: 


freunde aus allen Theilen des Landes erklärt den Beſchluß ber 
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Synode dv. 16. Juni für einen Mißbraud, ihrer Stellung unb ver: 
langt eine andere Zufammenfegung ber Synode, da bie jeßige Teinerlei 
Gewähr dafür biete, daß fie auch wirklich der getreue Ausprud ber 
MWillensmeinung ber zur Landeskirche fi zählenden Bevölkerung fei. 


4. Aug. (Aargau). Der Gr. Rath beſchließt mit 115 gegen 40 St. 
gegen ben Antrag der Regierung, bie Frage ber Einführung bes 
obligatoriichen Veto dem Volke zur Entſcheidung vorzulegen. 


10. „ Verſammlung der Gottharbcantone in Luzern. Die Subvention 
& fonds perdus ber beiven Eifenbahngejellfchaften der Norboft: und 
der Centralbahn wird von 7 auf 4 Mil. Fr. rebucirt, wogegen fie 
fid) verpflichten, für 18 Mill, Actien zu übernehmen. Das ge 
fanınıte Actienkapital wird auf 45 Mill. veranichlagt, bie Betheili: 
gung ber Echweiz an ber Eubvention auf 15 Mill, melde an: 
nähernd bereits gedeckt find. 


ni Aug. Verſammlung des allg. fehweiz.:proeft. Predigervereins in 
enf. 0 
Es nehmen daran etwa 300 Pereingmitglieder aus faft allen Kantonen 
nebft einer ziemlichen Anzahl franzöfifcher, englifcher und amerikanischer Geiſt⸗ 
licher Theil. Am erften Tage entwidelt fih eine äußerſt lebhafte Debatte 
über die Göttlichkeit Chriſti zwifchen den fog. Reformtheologen und den Ortho⸗ 
doren, am zweiten über das allg. Prieftertfpum. Es mird über feine ber 
beiden Fragen abgeftimmt. Doc fteht offenbar die große Mehrheit der Ber 
fammlung in der eriten Frage auf Seite der Orthodoren, in der zweiten da⸗ 
gegen auf Seite derer, die den Geiftlicden als ein von der göttlichen Gnade 
mit bejonderen höheren Rechten ausgeſtattetes Mejen nicht zu betrachten ver⸗ 
mögen. 

— „ Die Feldſchützen ſind mit den Beſchlüſſen der Schützengemeinde 
des Zuger Schützenfeſtes durchaus nicht zufrieden und formuliren 
in: Aarau ihre Forderungen für das nächſte Schützenfeſt, widrigen— 
falls ſie eine Trennung beabſichtigen und ein eigenes Feldwaffen⸗ 
ſchießen in St. Gallen abhalten wollen. Die Gegner erkennen 
darin die Abſicht einer Sprengung des eidg. Schützenvereins und 
eine Verunmöglichung ber auf bisheriger Baſis abzuhaltenden Schützen⸗ 
feſte. 

26. „ (Luzern). Der Gr. Rath beräth und beſchließt ein neues 
Erziehungsgeſetz und lehnt die Wiederherſtellung des aufgehobenen 
Frauenkloſters Rathhauſen mit 49 gegen 39 Stimmen ab. 

7. „ (Solothurn). Die Wahlbehörde beſchließt mit 14 gegen 

1 Stimme, ben. Prof. Möllinger abzuberufen und mit Belaffung 
feines Gehalts von 2000 Fr. zu penfloniren. 


31. „ Die Didcefanconferenz ber zur Diöceſe Solothurn gehörigen 
Kantone befchließt, vom Biſchof cine Reorganiiation des Priefter- 
jeminars zu verlangen (Lehrbuch ber Moral des Sefuiten Gury). 
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1. Sept. (Zürid). Der Kantonsrath verwirft das bisherige Noten= 


> 


monopol der Kantonalbant mit 117 gegen: 66 Stimmen. 


„ Gürid). Cine Delegirtenverjammlung ber zürderifchen 
Arbeitervereine (ein nicht unbebeutendes Element inuerbalb der 
z. 3. herrſchenden demofratifhen Partei) faßt mit Rückſicht auf 
das in der Revijion liegende Arbeitergefet folgende Rejolutionen: 

1) Jeder Arbeitgeber wird verpflichtet, feine Arbeiter für die ihm geopferte 
Zeit und Kräfte jo zu entſchädigen, daß diefe hinwiederum in den Stand ge» 
jegt werben, fi nicht nur eine gejunde und nahrhafte Koft, jondern auch die 
Übrigen zu einem menſchenwürdigen Dafein nothwendigen Lebensbebürfnifie 
verihaffen und ihren Pflichten gegen die Familie und den Staat nachkommen 
zu können. 2) Die tägliche Arbeitözeit für ermachfene induftrielle Arbeiter 
beiderlei Geſchlechts iſt auf 10 Stunden feftzufegen und zwar. von Morgens 


6 bi8 Abends 6 Uhr, mit Unterbrußd von 4, Stunde für TFrühftüd und 


14 Stunde Mittagszeit. 3) Kinder unter 14 Jahren dürfen in indu- 
ſtriellen Geſchäften gar nicht, und bis zu 16 Jahren täglih nur acht Stunden 
bei&häftigt werden, damit fie die nöthige Zeit zu ihrer leiblichen und geiftigen 
Ausbildung finden können. Hausfrauen dürfen nicht länger als täglih acht 
Etunden zur Arbeit angehalten werden, um ihnen Gelegenheit zu geben, ihre 
Hausgeichäfte gehörig zu ordnen und ſich mehr der Erziehung der Kinder zu 
widmen. 4) Sejchäftsreglemente dürfen nicht einfeitig nur von den Principa- 
len angefertigt werden, jonderh fie müſſen in Uebereinftimmung des Arbeit⸗ 


gebers und der Arbeiter feftgeftellt und von beiden Theilen, reſp. deren Bevoll⸗ 


mädjtigten, fowie von der Direction des Innern unterzeichnet werden. Dies 


jelben dürfen mit dem beftehenden Arbeitergefege in feinem Widerſpruche 


fteben. | | | | 
„ (Solothurn). Kantonsrath: Zweite Berathung der par: 
tiefen Revifion der Berfafjung und Annahme ber Artikel über 


Nefevendum und nitiative. Ä 
Die neuen Xrtilel lauten: Art. 1. Der 8 32 der Berfaffung erhält 


folgende Faſſung: „Alljährlih findet, und zwar in der Regel zweimal, eine 


Bollsabftimmung ftatt. Derfelben unterliegen a) die in 8 30 erwähnten 


Geſetze und Beſchlüſſe, jomeit leßtere für den Staat, Gemeinden, Corporationen, 


oder für den Bürger Rechte oder Verpflichtungen begründen, oder ihnen ent⸗ 


ziehen, oder für dieſelben Laſten enthalten; ferner Concordate nnd Staat8- 


verträge; b) alle Kantonsrathsbejchlüffe, melde für den gleichen Gegenftand 
eine neue einmalige Geſammtausgabe ‘von wenigftens 80,000 Br. oder eine 
neue jährlich wiederfehrende Verwendung von mehr als 20,000 Tr. zur Folge 
haben, fofern darüber als Geſammtausgabe nicht ſchon eine Abſtimmung ftatt- 
gefunden hat; c) Schlußnahmen, welche der Kantonsrath von fi) auß der 
Bolksabftimmung unterbreiten will." Art. 2, Als neu wird aufgenommen: 
„Wenn wenigftens 2000 Stimmberedtigte den Erlaß eines neuen oder Auf- 
hebung, oder Abänderung eines beftehenven Geſetzes, oder endlich einen in die 


- Gonipetenz des Kantonsraths fallenden Beichluß verlangen, jo iſt derjelbe ge- 


halten, den eingereichten Vorſchlag in Berathung zu ziehen und das Ergebnif 
der Volksabſtimmung zu unterbreiten (Vorſchlagsrecht). In gleicher Weiſe 
übt das Volk in Bundesangelegenheiten das Vorſchlagsrecht neben den Staats⸗ 
behörben nad) Maßgabe des Art. 81 der. Bundesverfaflung aus." Art. 8, 
Zu 8 26 wird aufgenommen: „Abgeſehen von der verfaflungsmäßigen Amts- 


. dauer, Tann das Volk jederzeit den Santonsrath oder den Regierungsrath, 


oder beide Behörden abberufen. Sobald ein jolhes Begehren von 4000 Stimm» 


- berechtigten dem Regierungsrat eingereicht wird, ift derjelbe verpflichtet, ohne 
- Verzug eine allgemeine Volksabſtimmung anzuordnen. Fällt die Stimmen⸗ 
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mehrbeit für die Abherufung aus, fo tritt für die betreffende Behörde eine 
Erneuerungswahl ein." Art. 4 „Die Abgeordneten in den Ständerat 
werden vom Bolt auf 3 Jahre gewählt." Dagegen wird Die Wahl aud) dei 
Regierungsrathes direct durch das Bol (wie in Zürich) abgelehnt. 


5— 11. Sept. Internationaler Arbeiter:Congreß in Baſel. Derſelbe erflütt 


fih für Abſchaffung des individuellen Grundeigenthums und erörtert 


bie Frage der Abſchaffung des Erbrechts. 

Es haben ih nur 60 mit regelmäßigen Mandaten veriehene Delegirk 
eingefunden, die im Laufe der Seflion auf 78 anfteigen. Die Theilnahme 
des Publikums ift eine jehr mäßige Zum Präfidenten wird Noung aus 
London (ein geborner Schweizer), zu PVicepräfidenten Brisme aus Belgien 
und Bruhin aus Bafel gewählt, Das Hauptinterefje concentrirt ſich auf die 
Debatte über die Abſchaffung des individuellen GrundeigentHums. Die vor 
bereitende Specialeommifjion beantragt folgende Rejolution: „Der Congreß 
erflärt, daB die Gefellichaft daB Recht hat, das perjönlide Grundeigenthum 
aufzuheben und in gemeinfames Eigenihum umzuwandeln, ſowie daß did 
Umwandlung eine Nothwendigkeit ift.* Diefer Antrag wird mit 54 Stim⸗ 
men zum Beſchluß erhoben, 12 enthalten fi der Abftimmung, der Reit I 
momentan abweiend. Debatte: Lukraft: Die Erfahrung zeigt, daß die 
Einzelwirthſchaft nichts taugt, indem fie die Gefellichaft zu der gegenwärtigen 
dconomijchen Lage gebradt hat. Diefe Erfahrung muß man fi zu Nuten 
machen und Grund und Boden zum colfectiven Eigentum umgeftalten. Wolle 
man die Richtigkeit dieſes Grundfages darum beftreiten, mweil bis dahin ſeht 
wenige praftiiche Verjuche mit dem Grundeigenthum gemacht und bdiejelben 
meiftens mißlungen find, jo müßte man auf den Fortſchritt in allen Gebieten 
verzichten. Stepney: Die Collectivität ift ftärfer und Hüger als die Indi—⸗ 
pidualität. Bakunin: Der Boden ift von jeher Gemeingut geweſen: das 
Privateigenipum an demfelben ift nur durd Eroberung und rohe Gewalt 
begründet worden und hat demnach Feine Berechtigung. Ohne Gleichheit ın 
diefer Beziehung ift Feine freiheit möglih. Leſſner: Endlich Habe ſich auf 
die Wiſſenſchaft bereits für den Eollectivismus entſchieden, indem fie anerfentt, 
daß der Großbetrieb der Landwirthſchaft mehr rentire als die Zwergwirthſchaft. 
— Ueber die Art und Weiſe, wie die Gejellfhaft den Boden nach Aufhehung 
des perjönlichen Eigenthums bebauen umd benugen fol, kann man fi nidt 
einigen. Die Majorität der Commifjion und des Congreſſes meint, daß bet 
Grund und Boden dur die folidariih verbundene Gemeinde bebaut und aus⸗ 


. gebeutet werden mäfle, die Minorität dagegen, daß die Gefellihaft die Bear⸗ 


beitung von Grund und Boden entweder den einzelnen Landarbeitern oder 
aber vorzugsweiſe agricolen Productivgenofienfchaften gegen Bezahlung ber 
Bodenrente an die Collectivgemeinde überlaffen müſſe. Einige wollen ferner 
das Grundeigentbun in die Hände der Collectivität zurückbringen auf dem 
rechtlichen Wege des Rückkaufes, andere auf demjenigen bloßer Gewalt und 
revolutionärer Erhebung. In letzterer Hinſicht räth Bakunin die fociale 
Liquidation an, d. h. die Erpropriation aller gegenwärtigen Eigenthlimer durch 
die Vernichtung des politiſchen und Rechtsſtaates, welcher die einzige Garantie 
der heutigen Eigenthumsverhäftnifie ſei, die volftändige und lhatſächliche 
Erpropriation durch die Macht der Umftände und Thatfachen. — Bei der 
zweiten Frage, die Abfchaffung der Erbſchaft, find die Meinungen ſchon mehr 
getheilt. Die Commiſſionsmajorität, dur Bakunin beeinflußt, wili abfolute 
Anschaffung der Erbſchaft, in directer und indirecter Linie, erhält aber bei der 
Abftimmung nur 32 Stimmen dafür, während 23 fich entſchieden dagegen 
erflären und die übrigen fih der Abſtimmung enthalten oder abwejend find. 
Da die 32 Stimmen nicht die abſolute Majorität bilden, wird der Commil 
fionsantrag vom Präfidenten für verworfen erklärt. Eccarius Antrag, die 
directe Erbſchaft je nach der Höhe mit einer progrefjiven Steuer zu belaften 
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und bie teſtamentariſchen Verfügungen zu Gunften indirecter und lachender 
- Erben zu anulliren und den Betrag der ganzen Gejellichaft für Beſſerung der 
Schulen ꝛc. zu überweifen, wird abgelehnt, jo daß die Frage vorerft unent» 
ſchieden bleibt. — Bezüglid der Frage wegen Organijation von Gewerks⸗ 
genofienfhhaften oder „Vereinen zu gemeinſamem Widerſtand gegen die Arbeit« 
geber” werden einftimmig folgende drei Rejolutionen angenommen: 1) In 
allen Bändern ift die Bildung von Gewerksgenoſſenſchaften (Widerftandsvereinen) 
energisch anzuftreben. 2) Wenn die einzelnen Gewerfsgenofjenfchaften und 
örtlichen Sectionen gebildet find, follen fie ſich mit der internationalen Geſell⸗ 
ſchaft in Verbindung feken. 3) Der Congreß ladet den Generalrath ein, im 
Fall des Bedürfniffes die internationale Verbindung ber Widerftandsvereine 
aller Länder zu vermitteln.” — Außerdem werben die Berichte des General« 
raths und der einzelnen Gentralfectionen von den verjch’edenen Rändern vers 
lefen. Dieje Berichte betreffen Hauptjählih die Thätigfeit und Ausdehnung 
der Aſſociation vermittelt Strikes und jchildern in grellen Farben die falfche 
Auffaffung und Mißachtung von Seiten der Kapitaliften und Wrbeitgeber 
gegenüber den Arbeitern. Am intereflanteften ift der Bericht Liebknecht's, 
welder einen vollftändigen gefchichtlichen Weberblid der Arbeiterbemegungen 
Deutihlands in den letzten zwanzig Jahren gibt und nachweiſt, daß die Ars 
beiterführer & Ja Schweiter, welche nur für materielle Intereffen der Arbeiter 
ohne Förderung der politiicden Wreiheit agitiren, für die Reaction und den 
Cäjarismus wirken. Der Berichterftatter der zahlreichen deutſchen Arbeiter» 
vereine der Schweiz, Gögg, gibt Veranlaſſung zu einer lebhaften Scene, in⸗ 
dem der zu den Ultras gehörende Präfident Young (felbit ein Schweizer) fein 
Bedauern ausjpriht, dat Gögg die Schweizerrepublif gelobt habe. Göng 
hatte einfach gejagt, daß die deutſchen Arbeiter in der Schweiz einen großen 
Bortheil haben, den Werth einer Republit ſchäßen zu lernen und daß fie, ins 
alte Vaterland zurückgekehrt, für eine Republif und zwar für eine beſſere, die 
focialsdemofratiiche, Propaganda machen mwerben, da fie auch die noch vorhans 
denen Mängel der Schtweizerrepublif erkannt haben. Rittinghaujen tritt ener⸗ 
aid gegen den Tadel Young's zu Gunften Gögg's in die Schranken. 
Sälieglih wird für das nächſte Jahr Paris als Congrekort beftimmt, der 
bisherige ©eneralrath wieder gemählt und der jocialsdemofratijhen Republik 
der Zukunft ein Hoc gebradt. 

14— 19. Sept. Berfammlung ber Friedens⸗ und Freiheitsliga in Lau— 
ſanne. Die Verhandlungen zeichnen ſich vor denen der beiden letz⸗ 
ten Jahre durch Ernſt und Würde aus. 

Debatten und Beſchläfſe. I. Allgemeine Drganifation: 
Charles Lemonnier begründet die zum erjten Gegenftand der Tagesordnung 
vorgeichlagene Reiolution. Diejelbe Tautet mit Hinweglafi jung ter Motive: 

„Der Congreß erklärt, das einzige Mittel, den Frieden in Europa zu fichern, 
ift die Bildung einer Föderation der Völker unter dem Namen: Bereinigte 
Staaten von Europa. Die Regierung diefer Union muß republikaniſch und 
föderativ fein, d. H. fie muß beruhen auf dem Princip der Souveränetät des 
Volkes und die Autonomie und Unabhängigkeit jedes Gliedes der Föderation 
achten. Die Geftaltung der Regierung muß vervolllommnungsfähig fein. Die 
europäiſche Föderation muß jedem der Völker, die ihr angehören, garantiren: 
a) die Souveränetät und Autonomie, b) die individuelle Freiheit, c) die reis 
heit der Abftimmung, d) Vreßfreiheit, e) Vereins» und Berfammilungsfreibeit, 
f) Gemifjensfreiheit, g) die Freiheit der Arbeit ohne Ausbentung der Arbeiter, 
h) die wirkliche perſonliche Verantwortlichkeit aller Beamten der Executive. 
Kein Volk kann in die europäiſche Conföderation eintreten, wenn es nicht ſchon 
voll ausübt: das allgemeine Stimmrecht, das Recht, die Steuern zu bewilligen 
und zu verweigern, das Recht Frieden zu ſchließen und Krieg zu erklären 

das Recht, politiſche Bundniſſe und Handelsverträge zu ſchließen und zu rati⸗ 
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ficiren, das Recht, feine Verfaſſung ſelbſt zu vervolllommnen.“ Vudwig 
Simon von Trier bezeichnet den Föderalismus als das geeigneiſte Syſtem, 
um die Gejellihaft in ein richtige Gleichgewicht zu bringen und bie Ablor- 
birung der Freiheit durch die Gentralgewalt zu verhindern, und wende ſich 
fodann zu einer fpeciellen Beurtheilung der deutſchen Berhältniffe in dieſem 
Sinne: Damit Deutihland an der Bildung der Bereinigten Staaten von 
Europa einen nütlichen Antheil nehmen könne, fagte er, ift es nothwendig 
daß der norddeutſche Bund in feine Verfaffung das föüderative Elemmt mit 
telft einer wahrhaften Etantenvertretung einführe, daß Defterreich fehen 
Schrittes zur föderativen Einheit durch die Freiheit fortfgreite und daß Ci 
deutihland durch Polksintitiative cinen Sudbund gründe. Jules Wert), 
Teputirter aus Paris: Jedes Mitglied des Friedenscongrefies müſſe einen 
Hannibalseid gegen die monarchiſche Gentralifation ablegen. Daß es nd 
Vertreter der centraliftiichen Idee in diefem Raume gebe, habe er nicht erwar⸗ 
tet. Würde der Föderalismus nicht zum Siege gelangen, dann müſſe man 
mit Hamlet ausrufen: Die Welt ift aus den Fugen. Glüdlichermeife ſtehe es 
noch nicht jo ſchlimm. Das Haupthindernik der europäiſchen Föderation ſeien 
die beiden Cäfaren dieffeits und jenfeitS des Rheins, Beide ftreben nad) ver 
Hegemonie in Europa, und die Hegemonie fei der Gontraft der Föderation. 
An dem Streben Oeſierreichs und Preußens nad der Hegemonie in Deutſch⸗ 
land mußte der deutſche Bund früh oder fpät zu Grunde gehen. Die dyna 
ſtiſche Wirthichaft jei der böfe Genius der Menichheit. Die Centralitation 
müſſe deßhalb befeitigt werben, weil fie fi auf ausſchließlich freiheitsfeind⸗ 
liche Elemente ftüge. Es jeien dieß die Armee, die Geiftlichkeit, die Admin 
ftration, die Gerichte. Nehme man diefen. Slementen den Einfluß auf den 


- Staat, dann könne derjelbe ſich frei entwideln. Gattineau: Die Eentrali 


jation hat die Republit begründet. Ferry: Die Gentralifation Hat die Re 


publik zweimal vernichtet, (Beifall. Lärm.). Die franzöfifche Eentralijation 


fei rein monardifchen Urſprungs. Nichelieu habe fie inaugurirt als Wajie 
gegen Oeſterreich; Ludwig XIV. habe fie gefördert. als Mittel zur Erlan 
gung der Degemonie in Europa. Der Eonvent habe fi ihrer allerdings 
vorübergehend bedient. ber dieß war nur ein Orkan; erſt Napoleon I. 
habe die Gentralifation nad dem 18. Brumaire -in ein Syſtem gebradt. 
Napoleon der Neffe habe nad dem Etanisftreih die adminiftrative Eentrali- 
fation auf die Spike getrieben. Er habe aber bald bemerkt, dak er mit der⸗ 
jelben nicht außreiche, darum habe er ſchon 18 Monate nad dem Staat 
ftreicde die Armee zu Hilfe genommen und einen Krieg provocirt, dem bald 


ein zweiter, .ein dritter Krieg folgte So lange die Kriege glücklich waren, 


tonnte fi die Tyrannei behaupten, aber fett dem traurigen Ende des Habs 
burgers in Mexico wankt fie plöglih in allen Fugen. Mas Frankreich jeht 
Noth thut, ift eine ſchwache Regierung ; jo Lange die franzöſiſche Eentrafifation 


‚nicht gebrochen wird, ift Frankreich ftetß eine Gefahr für feine Nachbarn. 


Mit der Eentralifation jei jede parlamentarifhe Regierung eine Täuſchung. 
Selbft die Republit fei unhaltbar ohne Decentralijation; fie verfalle erft der 
Eorruption, dann der Gewalt. Unter Louis Philipp ging der Parlamen 
tarismus in Fäulniß über; Napoleon III. überfiel ihn aus einem Hinterhaltt 
und vernidtete ihn. Bon Frankreich aus müſſe der Anftoß zur Bejeitigung 
des Militarismus ausgehen. Wird er in Frankreich gekürzt, fo kann er fih 
auch in Deutichland keinen Monat mehr halten. Buiſſon, freireligiöier 
Prediger von Neuchätel: will von den hohen Idealen ins tägliche Leben 
zurückkehren; er räth, anftatt der großen Zeitungen Kleine Flugblätter in 
die Hände des Volkes zu liefern, um die 200 Millionen zu gewinnen, von 
denen ſchon die Rede geweſen und gejagt worden, daß fie noch fein Wort 
mitgeſprochen; den Militarismus, den Gäjarismus in allen Herzen und 
freien Geiſtern der Mafle des Volkes, im Alliagsleben, im Leben der Familie, 
in den Tagesgejcgäften, in der Erziehung der Kinder zu bekämpfen. „Unfert 
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Kinder Tpielen mit Soldaten, mit Säbel und Flinte, mit den Infirumenten 
zum XTödten; unſere Töchter laſſen fih dur die jchöne Uniform beftechen. 
Nieder mit den Uniformen der Soldaten, der Priefter, der Beamten, es find 
doh nur Livreen! O, daß ein Boltaire käme, der mit Geift die Fuchtel ein 
Jahrzehnt ſchwänge Über unfere militärifchen Gewohnheiten in allen Sreijen, 
in allen Gejellfchaften, in allen Schulen; felbft derer, die den Militarismus 
befämpfen. Bor allem aber ift e8 eine furchtbare Entwürdigung des Namens 
Gottes, wenn von einem „Gotte der Schlachten" geiprodden wird, Entwürbi- 
gung der Erziehung, wenn in den Schulen Alexander, Cäſar als Mufter hin⸗ 
geftellt, dann Napoleon und Seinegleichen in den Sitten der Jugend, derBölfer 
auf den Thron der jungen Beifter erhoben werden. Nieder mit diefen Schlachte 
beiden nieder mit dem „Ootte der Schlachten“, defien Erhebung ein blutiger 
Hohn gegen die Gottheit, gegen den Gott ber Liebe, de3 Chriſtenthums iſt. 
Begirinen wir den Kampf gegen diefe Richtung des Lebens überall, mo wir 


Tonnen! heilen wir uns in die Arbeit, mwiderftehen wir auf allen Wegen 


den Sitten, den Lebensrichtungen, die den Despoten helfen, aus den Menſchen 
Kanonenfutter zu machen. Das ganze Volt muß belehrt werden, daß da⸗ 
gegen fi zu erheben feine erſte Pflicht iſt, daß es den Muth haben muß 
„Rein* zu jagen. Wenn erft einmal hundert und gar taufend Mann des 
Volkes often als Refraktäre ale gefeglichen Folgen des „Rein“ über fi 
ergehen lafien, dann wird der Militarismus bald gebrochen fein. Man muß die 
Ueberzeugung erlangen, daß man ein Verbrechen begeht, wenn man Krieg füh- 
ren, Menſchen tödten Hilft; man muß für diefe Leberzeugung zu leiden, zu 
opfern, fi im Falle ter Noth töbten zu Iafien bereit fein. Gebt dag Beilpiel! 
Die Tugend ift anftedend, und ihr werft die Tyrannei aller Napoleone der Ver⸗ 
gangenheit, der Gegenwart und Zukunft Über den Haufen.” (Furchtbarer Beifalls- 
ſturm.) Venedey ftellt den Untrag, die Rede in hunderttaufend Exemplaren 
druden und im Namen des Congrefies überallhin verbreiten zu laffen. Ein neuer 
Beifallsſturm gnenehmigt den Antrag. Die Refolution wird ſchließlich ange» 
nommen mit einem Amendement von Mie aus Paris, der auch die Wahl 
der richterlichen Beamten verlangt. II. Den zweiten Gegenftand der Bera« 
thung bildet die polniſche, die orientalifhe und die czechiſche 
Trage Die beantragte Reiolution hierüber lautet: „Die polnifche Trage, 
die orientaliſche Frage und die czehifche Frage müſſen wie alle andern prac« 


tiſch gelöft werden durch die meitefte Anwendung des allgemeinen Princips der . 


Autononiie der Volker. In Uebereinftimmung hiermit und indem ein eins 


. gehende Studiunt der verfchiedenen mit diefen Fragen verbundenen Intereſſen 


für nothwendig erkannt wird, beichließt der Eongreß, daß eine aus 5 Mit- 
gliedern beftehende Specinlcommiffion ernannt werde, welche beauftragt werden 
fol, alle auf diefe Fragen bezüglichen Documente zu fammeln, und weift das 
Eentraleomite an, den Präfidenten und die Mitglieder diefer Commiſſion zu 
ernennen.” Sonnemann von Frankfurt beantragt, die Miteinbeziehung der 
czechiſchen Frage zu flreichen, damit man nit den Prätenfionen der Czechen 
ein unverdientes Relief gebe; ſolange Rukland in feinem gegenwärtigen Zus 
ftande verharre, fei eine Zosreifung Böhmens eine Gefahr für Deutichland; 
wer dieſe jetzt ſchon fordere, arbeite nur für Hrn. vd. Bismard und für Ruß⸗ 
Iond. Während von Seiten der anweſenden Franzofen diverfe Lanzen für die 
Czechen eingelegt werden, unterflüten Simon von Trier und Venedey leb- 
haft den Sonnemann'ſchen Antrag. Simon macht darauf aufmerffam, daß 
fon die preußiſchen Generale im Jahre 1866 in Böhmen von einer „czechi⸗ 
ſchen Frage“ geſprochen hätten; ihnen dürfe der Gongreß gewiß nicht zu Hilfe 
kommen. Guſtav Vogt aus Bern zeigt zwar feine befonderen Sympathien 
für die Czechen, wünſcht aber doch eine Erwähnung der „ſlaviſchen Volks⸗ 
ſtämme“ an Stelle der Czechen; „wenn man nidt für Hrn. v. Bismarck ar» 
beiten jolle, meint er, fo bürfe man doch auch nichts für Hrn. v. Beuſt thun.“ 
Bei der Abſtimmung wird die Nefolution des Gomite’s unter Annahme des 
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Schweiz. 


Antrags von Sonnemann und des Vogt'ſchen Vorſchlags von der Verſamm⸗ 
lung genehmigt, einige Anträge eines Franzoſen aber, welche Sympathie⸗ 


erklärungen für die Slaven und einen Proteſt gegen die ruſſiſchen Grauſam-— 


teiten in Polen bezweden, abgelehnt. III, Zur focialen Frage beantragt des 
Comité folgende NRejolution: „Der Eongreß erklärt auf’3 Neue die politice 
und joeiale Frage für untrennbar; die eine kann nit gelöst merden ohne 
die andere. Es iſt Pflicht der Gejellichaft, fi) unausgejegt mit der Berbefe 
rung der allgemeinen Bedingungen der Arbeit und des Taufches zu beichäftige, 
um die zahlreihen Mißſtände zu heben, an melden die gegenwärtige Gel: 
ſchaft leidet, doch ohne der Treiheit des Individuums Abbruch zu thun. Tie 
folgenden politischen Bedingungen find unumgänglid, um eine öconomijhe 
Reform wirkſam zu maden: republifanifchföderative Regierung, directe Seid; 
gebung durch's Volk, obligatorischer und unentgeltlicher Schulunterridt, U 
ihaffung der ftehenden Heere und Erjekung derjelben durch die Wolfsweht, 
Abſchaffung aller indireeten Steuern und Erjegung derjelben Durch eine dire 
Progreffivfteuer. Die nothwendigſten ölonomifhen Makregeln find: Abihaffun 
des induftriellen Monopols, bejonders der Monopole des Transporte, ji 
jeder Art der Arbeit die Intervention des Gejeggeber3 gegeniiber einjeitigen 
Vrivatreglements, Einrihtung von Syndifaten für Arbeiter und Arbeitgeber.‘ 
Gögg ſtellt diefer Refolution eine Reihe von Anträgen gegenüber, welche 
im Ganzen den Beichlüffen des Baſeler Congreffes analog find. Er verlangt 
Collectiveigenthum des Grundbeſitzes, Abſchaffung der indirecten und Beibe⸗ 
haltung der directen Erbſchaft. Sonnemann beantragt, als weitere Maßregeln 
zur Löſung der focialen Frage zu bezeichnen: Errichtung großer Erebditinftitule 
dur) den Staat, Feſtſetzung normaler Urbeitsftunden, Schuß der Arbeiter 
gegen die Ungerechtigkeiten der Fabrikordnungen, Verbot der Kinderarbeit. Bon 
anderer Seite wird in der Freiheit der Aflociation das befte und einzige 
Mittel einer gedeihlichen Löjung gefunden und beantragt, über Die Vorſchlaͤge 
der Commiſſion zur Tagesordnung Überzugehen. Samber aug Eolumbdi 
tritt den communiftifchen Ideen Göggs unter lebhaftem Beifall der Verſamm⸗ 
lung kräftig entgegen. Er bezeichnet fie ald einen Hinterhalt, melchen der 
Cäfarismus den Arbeitern lege; man hoffe, dadurch das rothe Gefpenft Herauf 
zubeſchwören und die Völker fo viel länger niederzuhalten. Die einzig frucht 
bare Löſung der fog. focialen Frage liege in der einfachen Durchführung der 
individuellen Freiheit und der Menſchenrechte. Der Redner ſpricht ſich dahet 
entichieden zu Gunſten der freien Concurrenz gegen die Staatshilfe aus. Ze 
der Abftimmung wird der die politifchen Bedingungen einer Reform enthal 
tende Theil der Refolution unter Hinzufügung der „Abſchaffung der Tode 
ftrafe ohne Ausnahme” als einer weiteren Bedingung angenommen, der at 
dere Theil dagegen, welcher die nothwendigen öconomiſchen Maßregeln be 
zeichnet,. wird mit den bezüglichen Amendements einer Specialeommiffion über 
wiejen. Zum Schluß fordert Victor Hugo zur Berjöhnung und Vereinigung 
der Republikaner und Socialiften auf, worauf in das Centralcomite außer 
Barni als Präfidenten, Gögg und auch deſſen Frau gewählt werben. Der 
Sit der Kiga ift fortan in Genf ftatt in Bern. 


15, Sept. AZufammentritt der internationalen Gottharbeonferenz in Bert. 


20. 


Es find auf derſelben der Bundesrath, bie Regierungen bes nordd. 
Bundes, Badens, Italiens und die ſchweiz. Gottharbeonferenz vertreten, 
benen fi fpäter auch noch ein Vertreter Württembergs anſchließt. 
Bundesrath Welti wird zum Präfidenten der Conferenz gewählt 
„ Der Schweiz. Auriftenverein ſpricht ſich für bie Wünfchbarkeit 
einer Einheit der ſchweiz. Strafgefeßgebung aus. 
„ (Genf). Großartige (nachträgliche) Feier des 5Ojährigen Jubi⸗ 
läums bes definitiven Anfchluffes an die Schweiz. Enthüllung dee 
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Denkmals. Feſtrede des Gen. Dufour. Volksbankette in allen Stabt- 
vierteln unter freiem Himmel. Die Ordnung ift eine vollfommene, 


6. Oct. Der Bundesrath bejchließt, feine Intervention in der Ange: 


Vegenheit einer Anzahl junger Frankfurter, welche ein ſchweiz. Bürger: 
recht erworben haben, um fich auf dieſe Meije der allg. Wehrpflicht 
in Preußen zu entziehen und baber von der preußifhen Regierung 
mit der Ausmweifung bedroht wurben, zu verweigern, ausgenemmen 
in ben Fällen, wo ganze Familien das Schweizer Bürgerredt er: 
worben haben. 

Nah den vom politiichen Departement angeftellten Erhebungen haben 


in allen 26 Fällen, in welchen beim Bundesrath Beſchwerde geführt wird, 
mit Ausnahme eines einzigen, nicht die Eltern ſammt ihren Kindern fi) um 


‚die ſchweizeriſche Naturalifation beworben, und ihrem alten Vaterland den 


Rüden gelehrt, weil e8 jeine Selbftändigfeit verloren, fondern diejelben haben - 
lediglih ihre 5 bis 17 Jahre alten Söhne in das Schweizer Bürgerrecht 
eingelauft, bei denen von politilcher Ueberzeugung nicht die Rede fein fann, 
und es fi offenbar nur darum handelt, ihnen ohne alle politischen Motive 


die Bortheile, welche der Aufenthalt in Frankfurt a M. ihnen bietet, zu⸗ 


gänglich zu machen, und fie doch dabei vor den Nachtheilen zu wahren, weldhe 
mit dem preußijchden Bürgerrecht wie mit dem eines jeden andern Staats ver- 
bunden find. 


„Meuenburg). Die Synode der Geiſtlichkeit will, unter Be: 
dingungen, dem Derlangen nad Trennung von Kirche und Etaat 
entipredhen und befchließt einftimmig eine Adreſſe an die Gemeinde 
auf folgenden Grundlagen: 

1) Die Kirche verzichtet auf jede andere Unterftügung von Seite des 
Staates, als die, welche aus den Erträgniflen des Kichenvermögens möglich 
ift; 2) als Erſatz für das Opfer, welches fie fih mit diefem Verzicht aufer- 
legt, fordert fie das Recht, fich jelbftändig zu organifiren und zu abminiftriren. 
»„ (Solothurn). Volksabſtimmung über bie revibirte Verfaffung 
vom 2. September, Diejelbe wird mit 7708 gegen 3478 Stimmen 
Angenommen, 


„ Schluß der internationalen Gottharbeonferenz in Bern, Schluß: 
protofoll berfelben und Abſchluß eines Seperatvertrages zwiſchen der 
Schweiz und Stalien. Erklärungen ber verfchiebenen Delegirten be: 
züglich der Bertheiligung an ben Subfidien. 
In den Gonferenzen zeigte fih von Anfang an, daß die Abgeordnete 
der verjchiedenen Staaten jehr ungleich bevollinäcdtigt waren. Die Einen, wie 
Stalien und die Schweiz, hatten Vollmachten zum Abſchluß eines fürmlichen , 
definitiven Vertrages, die Abgeordneten der deutſchen Staaten dagegen hatten 
beichränttere Vollmachten, bejonder8 bezüglich etwaiger Subventionsverfpre- 
Hungen. Hinwiederum flimmten die Inftructionen ſämmtlicher Bevollmäch⸗ 
tigten darin überein, daß fie dahin trachten jollen, ein Project zu formuliren, 
welches als Anhaltspunlt des Maßes der von jedem Staate der Unternehmung 
zu gewährenden Subfidien dienen könnte. Diejes beichränftere Ziel verfolgten 
die Sonferenzen nach allen Richtungen mit der größten Ausdauer. Es wurden 
nacheinander die Tragen des Baues der Bahn, diejenigen des Betriebes, der 
finanziellen Stellung der Unternehmung und der fubventionirenden Staaten 
zu derjelben, die Stellung der Bundesbehörden zur Unternehmung und zu 


* 
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den Übrigen Bertragsflaaten, die politiichen und militärifchen Garantien u. A. 
mehr durch Specialcommilfionen vorberathen und ſodann in allgemeinen Eon 
ferenzen erledigt. Die Verhandlungen waren namentlih in jenen Special. 
eommiffionen Außerft zäher Natur. Indeß gelang es zulekt doch, über ale 
weientlihen Punkte zu einer Einigung zu gelangen. Die Nefultate die 
Einigung werden in dem Schlußprotokoll niedergelegt, welches von im 
Vertretern ſämmtlicher Staaten unterzeichnet wird. Das Schlußprototofl be 
ſtimmt die Netzlänge auf 203 Kilometer, das Höhenmaximum über dar 
Meeresipiegel auf 11627, Meter, das Steigungsmarimum auf 25 zu 1M 
und die Bauzeit des Tunnels auf 9 Jahre. Der Tranfitdienft wird in 
Einverftändniß mit den jubventionirenvden Staaten organifirt. Die Wahrın 
der ſchweizeriſchen Reutralität und Randesvertheidigung wird vorbehalten. Ti 
jubventionirenden Staaten nehmen an dem Ertrage Theil, wenn die Ti 
dende der Actien 7 Procent überfteigt. Italien trägt 45, die Schweiz 20. 
Baden 3 Millionen bei. Der norddeutſche Bund wird grundjäglid jubre 

tioniren, behält fih aber die Beſtimmung des Betrag vor. Württemberg 
behält fi die grundſätzliche Entiheidung vor. Diek Protokoll hat natürlih 
für feinen der dabei mitwirfenden Staaten verbindliche Kraft, ſondern es conſtalin 
nur die flattgehabte Einigung über die darin behandelten Punkte. Es wurde in 
deß von verſchiedenen Seiten gewünfcht, daß die Abgeordneten derjenigen Staaten, 
welche weitergehende Vollmachten hatten, dieſe benügen, um das in diem 
Schlußprotokoll niedergelegte Refultat zu einem fürmlichen Bertrage unter fd 
zu geitalten. Es brachte dieß die Angelegenheit nicht nur für die vertrag 
ichließenden Theile jelbft zu einem gewiſſen Abſchluß, fondern es bot die 
Berfahren au den übrigen Staaten den Bortheil, daß für das weitere Bar: 
gehen eine fefte Grundlage gewonnen war, auf welche fie ſich nunmehr Hüte 
Tonnen. In Folge diefer Anregung und im Einverftändniß mit der Gor 
ferenz ſchritten Italien und die Schweiz zum Abſchluſſe eines Separatver 
trages, welcher wörtlich mit jenem Schlußprotofoll vom 13. October über: 
einftimmt, mit dem Beilage, daß der Vertrag nur dann in Giltigfeit trett. 
wenn die deutſchen Staaten binnen jeh3 Monaten, vom 1. November an gr 
rechnet, auch die für fie in Ausficht genommenen Subfidienfummen votiren, in 
weichem Falle fie durch einfachen Zutritt zum abgefchloffenen Vertrage and 
in alle Rechte der jetigen Bertragsitaaten eintreten können. 


19.—21. Oct. Außerordentliche Eeffion ber Bundesverfammlung: Stände 


rath und Nationalrath genehmigen die Conceffionen für bie Get— 
hard: und Splügenbahn und ftellen die Conceffionsbebingungen fell 


31. „ Erneuerungswahlen zum Nationalrathe, Diefelben ergeben manderlt 
Veränderungen, aber im ganzen fein wefentlich anderes Verhältnis 
ber Parteien im Nationalrathe als bisher. 


"_ n (Bern). Erfte Referendumsabftimmungen bes Volkes. Diefelbn 
beweilen, daß das Volk in feiner Mehrheit für die neue Inſtitution 
reif ift. | 

Die der erften Abftimmung dur das Referendum unterflellten Geht 
find zwei Branntweingefege, welche tief in die materiellen Intereffen einer na 
ihrer öconomifchen und focialen Stellung ziemlich einflußreichen Bevölferung® 
Hafle einfchneiden und einen ftarfen Eingriff der ftantlichen Oberaufiht in 
die Sphäre der gewerblichen Freiheit des Individuums, allerdings im Inter⸗ 
efie und zum Wohle der Sefammtheit und zur Steuer gegen eine jocialt | 
Landescalamität, darftellen. Beide Gefee werden vom Wolfe mit große 
Mehrheit angenommen. 
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Nov. (Züri). Erfte Volks-Referendumsabſtimmung nad der neuen 
Verfaſſung. Diefelbe gebt unter lebhafter Betheiligung in aller 


Ruhe und Ordnung vor fih: 

Stimmberedtigte: 65048, Stimmenbe: 47,842. Geſetz betreffend Aus⸗ 
rüftung der Wehrpflichtigen 41,182 Ya, 4356 Nein; betreffend Salzpreis« 
reduction 40,091 Ja, 5531 Nein; betreffend Kantonalbank 37,025 Ya, 8041 
Nein; betreffend Wahl der Beamten 38,349 Ya, 6073 Nein. | 
„ (Genf). Neuwahl des Ctaatsraths: die Liſte ber Indepen⸗ 
denten (Liberal-Eonjervativen) erringt neuerdings einen vollſtändigen 
Sieg. Gegen ca. 6000 Stimmen bringen bie Rabicalen nur 
5000 auf. 


„ (Graubünden). Das Boll verwirft in allg. Abjtimmung 
alle ihm vom Gr. Rathe gemachten Vorlagen — die neue Ber: 
faffung, das Wehrgefeß und ben Beitritt zum Eheconcorbat, Ichteren 
indeß nur mit Fleiner Mehrheit. 


„ Reuenburg). Der Er. Rath beſchließt mit 43 gegen 38 St. 
die Ausarbeitung eines neuen Wahlgeſetzes, das auch den Minoritäten 


die Vertretung im Gr. Rathe ſichern fol. 


» (Züri). Ber Kantonsrath wählt Volkmar jtatt A. Schweizer, 
das langjährige Haupt der freifinnigen kirchlichen Partei, als erftes 
Mitglied in ben Kirchenrath. Der letztere wird barauf bon der 
Synode ihrerfeits gewählt, nimmt aber die Wahl nicht an. 


v» (Hargan) Ber Gr. Rath ftellt in eriter Berathung die dem 
Bolfe neuerdings vorzulegenden Verfaſſungs-Reviſionspunkte feit. 
Die Referendums- und Initiativartikel lauten: „IT. Der Genehmigung des Volkes 
find folgende Erlaffe des Gr. Rathes zu unterjtellen: a) alle von demjelben erlaſſe⸗ 
nen Gejeße; b) die von ihm genehmigten Staatöverträge und Eoncordate; c) Staat» 
anleihen von mehr algeiner Million; d) Schlubnahmen des Gr. Rathes, welche eine 
neue einmalige Aufgabe für einen beftimmten Zwed von mehr als Fr. 250,000, 
oder eine neue, jährlich wiederkehrende Ausgabe von mehr als Fr. 25, 000 
zur Folge Haben; e) im erſten Jahre jeder Berwaltungsperiode die muth- 


maßliche Steueranlage auf je vier Jahre, unter Vorlage eines ſummariſchen 


Voranſchlages der Einnahmen und nothwendigen Ausgaben des Staates wäh. 
rend diejer Zeit; f) alle weitern Beichlüffe des Gr. Rathes, bei denen es von 
einem Drittheil der Mitglieder verlangt wird. Die Bollsabftimmung, zu 
welcher die Stimmberedtigten in gefeßlicher Weije verpflichtet find, findet ordent⸗ 
licher Weife zwei Mal im Jahr, im Frühling und im Herbft, in den geſetz⸗ 
lien Berjammlungen ftatt. Fur die Annahme oder VBerwerfung eines Er- 
laſſes ift die Mehrheit der in gefeliher Anzahl an der Abftimmung theil« 
nehmenden Bürger erforderli. II. Ein neues Geſetz ſoll erlafien und ein 
beftehendes einer ganzen oder theilmeifen Abänderung unterworfen werben, 
wenn 5000 ftimmfähige Bürger e3 unter Angabe der Gründe verlangen und 
hierauf — falls der Gr. Rath nicht von fi aus entipridt — die abjolute 
Mehrheit der gejeglih in den Gemeinden mittelft Wahlbürenur abftimmenden 
Bürger fih dafür ausgeiprodden hat. Dem Gr. Rathe fteht das Recht zu, 
bon fih aus noch andere Fragen der Vollsabftimmung zu unterftellen”. 
Die zweite Berathung des Gr. Rathes foll in drei Monaten 


vorgenommen werden. 
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25. Nov. (Bern) Gr. Rath: Berathung eines neuen Primarſchul⸗ 


30. 


geſetzes. Debatte über die Stellung des Religionsunterrichts in der 
Staatsſchule. 

Die Regierung will in 8 1 die Religion als Unterrichtsgegenſtand genannt 
wiſſen und in 8 11 den Beſuch des Religionsunterricht3 für obligatoriid er 
Hären, außer „für reformirte Kinder in Tath. Schulen und umgekehrt, ſowie 
für joldde Kinder, die feiner der beiden Landestichen angehören“. Die Mehr 
heit der Gommilfion will vom obligatorischen Bejuche des Religionsunterrigts 
auch diejenigen Kinder ausnehmen, „deren Eltern die Erklärung abgeben, da} 
fie ihre Kinder nicht in den Kehren der Landeskirche unterrichten laſſen wollm‘. 
Neg.Rath ZYoliffaint trägt darauf an, den Neligionsunterricht völlig aus ber 
ftantlihen Schule auszuſcheiden, denjelben den Gonfelfionen zu überlaſſen un 
den öffentlihen Schulunterriht auf die Bafis der allg. menjchlichen Moral 
zu ftellen. — Bor der Abftimmung zieht Joliffaint feinen Antrag zuräd 
und weicht damit einer Abftimmung aus, die vorausfichtlich gegen das Princp 
der Trennung entichieden hätte. Die beiden 88 werden mit Mehrheit in fol 
gender Faflung angenommen: Im Art. 1 wird die Religion unter die Unterrichts⸗ 
gegenftände aufgenommen: „chriftliche Religionslehre und zwar die evangelild 
reformirte in den reformirten, die römiſch⸗-katholiſche Religionslehre im den 
Tatholiihen Schulen“. 8 11. Neformirte Finder in katholiſchen Schulen und 
katholiſche Kinder in reformirten Schulen, ſowie ſolche Kinder, welche feine 
von beiden Landeskirchen angehören, find nicht gehalten, am Religionsunter⸗ 
richte Theil zu nehmen.” Schlieglih wird mit 148 gegen bloß 5 Stimmen 
die periodiihe Wahl der Primarlehrer beichloffen und dieſelbe in die Hände 
der Gemeindeverfammlungen gelegt. 


„CTeſſin). Der Gr. Nath beſchließt nun doch, den Gemeinden 
bas Necht der Abberufung der Geiftlihen und zwar durch abjolule 
Mehrheit (ftatt zwei Drittel, wie zuerjt angenommen worben war) 
einzuräumen. 


2. Tec. (Züri). Kantonsrath: Debatte über cin neucs Steuergeſeh. 


Auf den Antrag der Regierung wird mit 138 gegen 65 Stimmen 
(22 abweſend) bez. der Bermögensfteuer beſchloſſen, die Eelbjttaration 
nicht bloß wie bisher dur die Taration der Steuercommiſſion, 
fondern durch eine obligatorijche amtliche Vermögens: $nventarijatien 
zu controliren. 


„ Das Gottharbeomite, das vor der internationalen Gotthard: 





eonferenz nur 15 Mil. Fr. Eubfidien für die Schweiz angenom 
men und nur ca. 14 Mil. zufammengebradht hatte, vertheilt die 


nad) den Beſchlüſſen jener Conferenz noch fehlenden 6 Mil. auf 
bie zunächit betheiligten Eiſenbahngeſellſchaften und die auch bethei— 
ligten aber noch nicht herbeigezogenen Kantone. 


6.—20. „ Winterfeffion der Bunbesverfammlung. Ter Bundesrat) 


und cbenfo das Bundesgericht werben in allen ihren bisherigen 
Mitgliedern wieber gewählt. Es wird befchloffen, ben eidg. Toly: 


. tehnicum eine umfafjende landwirthſchaftliche Abtheilung beizufügen. 


Anregung bez. Errichtung einer ober mehrerer höherer eidg. Unterrichts⸗ 
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anſtalten in der franz. Schweiz. Interpellation bez. Anwendung 
von Zwangsmitteln behufs Erzielung von Geſtändniſſen, (in Zug). 
Unerwarteter Bejchluß beider Räthe zu Gunſten einer Reviſion der 


Bundesverfafjung. 

Ruchonnet (Waadt) hatte im Laufe der Seffion im Nationalrathe eine 
Motion, betreffend bundesgeſetzliche Regelung des Cherechtes angekündigt. Die 
Anregung erfolgte keineswegs im Sinne einer Revifion der Bundesverfaflung, 
ſondern bezwedte im Gegentheil, durch Abhilfe in einem der fchreiendften Bebürfniffe 
derjelben neue Schwierigkeiten zu bereiten. Trotzdem ging der Antrag den Waadt⸗ 
ändern noch zu weit und e8 war alle Ausficht vorhanden, daß der Nationals 
rath durd) Vereinigung derjenigen, die von einer Veränderung der Geſetzgebung 
überhaupt nichts wiſſen wollen, namentlich eben den Waadtländern, und der 
Zinten, welche befürchteten, die Motion möchte der Bundesrevifion in ungün⸗ 
fligem Sinne präjudiciren, über diejelbe einfad zur Tagesordnung fchreiten 
werde. Unter diejen Umständen legte filh der Bundespräfident Welti felbft ins 
Mittel. Er berief am 18. Dec. eine Verfammlung zufammen, beftehend aus 
5 Mitgliedern des Centrum: und 5 Mitgliedern der Linken; von jenem die 
HH. Heer, Peyer im Hof, Oberft Stehlin, Brunner und Zürcher, von dieſer 
die HH. Anderwert, Scherer, Kaifer (Solothurn), Gaudy und Bautier. Diejer 
Berjammlung legte er zu Handen ihrer Gefinnungsgenofjen folgendes Project 
vor: Das Centrum und die Linke vereinigen fih dahin, die Motion Ruchonnet 
anzunehmen und erheblich zu erklären, diefe Motion wird dem Bundesrathe 
zur Bericterftattung übermwiefen, derjelbe aber zugleih daran erinnert, daß 
er mit Berichterftattung über die Petition des ſchweizeriſchen Juriſtenvereins 
noch im Rückſtande ift, und eingeladen, die beiden Berichterftattungen, ſowie 
feine Anfichten darüber, in mie weit außer diefen beiden Punkten eine Bundes- 
revifion wünfchensmwerth wäre, mit möglichiter Beförderung vorzulegen. Der 
Bericht des Bundesrathes fol in allen drei Spraden in möglichſt großer 
Zahl in allen Theilen der Schweiz verbreitet und dann der öffentlichen Mei- 
nung zwei Monate lang Zeit gegeben werden, ſich in der Preſſe, in Vereinen 
und Berfammlungen darüber auszufprehen; nad BVerfluß von diejen zwei 
Monaten fol dann (im März oder April) die Bundesverfammlung zur An- 
bandnahme der Bundesrevifion zu einer außerordentlihen Sigung einberufen 
werden; für den Fall, dag Hr. Ruchonnet, dem Drängen feiner Landsleute 
nachgebend, feine Motion zurüdziehen jollte, wird dieſelbe von einem andern 
Mitglieve der Verſammlung aufgenommen; endlih behalten ſich die beiden 
revifionsfreundlichen Richtungen vor, jede für fi ihr eigenes Reviſionspro⸗ 
gramm aufzuftellen. In der Sitzung des Nat.Rathes v. 21. Dec. nun ftellte 
und begründete Ruchonnet jeinen Antrag, worauf Brunner (Bern) beans 
tragte, die Motion dem Bundesrathe zu Überweijen, aber mit dem Zujate 
„ihn einzuladen, Bericht und Antrag zu ftellen, in welcher Weile die Bundes» 
verfaffung im Sinne der Motion Ruchonnet repidirt und wie fie überhaupt 
mit den Bedürfniſſen der Zeit in Einklang gebracht werden könne“. Nach 
längerer Debatte wird der Antrag vom Nat.Rathe mit 75 gegen 25 Stim« 
men unter Namensaufruf angenommen. Der Ständerath ftimmt dem Bes 
Schlufe jofort mit der Überrajchenden Mehrheit von 23 gegen 12 Stinmen 
gleichfalls unter Namensaufruf bei. 

27 Dei. (Zug) Der Gr. Rath befchließt, in Folge der Anregung in 
ber Bundesverfanmlung, einjtimmig, den Unterjudhungsbeamten die 
Weifung zu ertheilen, künftig Feinerlei Zwangsmittel mehr zur Er: 
zielung eines Geſtändniſſes anzuwenden. 

Ende „ (Zug). Die Großrathswahlen ergeben eine Meine Mehrheit 


für die Fath.:confervative Partei. 
27 
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21. Xan. II Kammer: Allgemeine Berathung bes Budgets des Innern. 
Die Regierung fieht fih dabei genöthigt, fi) Über mehrere wichtige Tages 
fragen auszuſprechen. Auf die wiederholten Mahnungen wegen Einführung 
des Schulzwangs entgegnet der Minifter Pirmez, daß er in diefe Beichränfung 
der individuellen Freiheit und der väterlihen Autorität nicht einmwilligen könne. 
Ebenſo ſpricht er dem Staate das Recht ab, die Regelung der Arbeit vorzu⸗ 
nehmen, fo weit fie Erwachſene, Männer oder rauen, betrifft und anerkennt 
diefes Recht nur für die Arbeit der Kinder, jpricht jedod auch deßfalls feine 
Ueberzeugung aus, daß ein Iegislatives Cinfchreiten weder einem wirklichen 
Bedürfniß entipredhe, noch die daran gefnüpften praktiſchen Wirkungen fih 
einftellen würden. 

23. „ Der Kronprinz + nach langer Krankheit. Tiefe Niedergefchlagen: 
heit des Könige. Allgemeinfte Theilnahme Da der König nun 
mehr Finderlos ift, fo it fein Bruder, der Graf von Flandern, vor 
erit der muthmaßliche Thronfolger. 

25.  „ Feierliches Leichenbegängniß bes Kronprinzen. Ber Verluſt der 
fol. Familie erregt aud im Auslande allgemeine Theilnahme. Nur 
das Barifer Pays (Caſſagnac) hält den Moment für geeignet, bad 
Kriegsgefchrei zu erheben und auf die Erwerbung Belgiens für 
Frankreich zu bringen. 

31. „ Die franzöfiiche Oftbahn ſchließt drei Fuſionsverträge mit belgiſch⸗ 
holländiſchen Bahnen ab und zwar mit Ausbehnung ber frangofe 
Shen Staatsgarantie auch auf dieſe Bahnen, obgleich die belgiſche Re 
gierung ben betreffenden Geſellſchaften erklärt hat, daß fie folde 
Verträge nicht würde anerkennen können (f. Frankreich). 


2. Febr. I. Kammer: Wiederholte Debatte über die Klagen und Be 
[werden der vlämifchen Bevölkerung. 

De Maere (Gent) behauptet den geiftigen und fittlichen Rückſtand der 

vlämiſchen Provinzen, den er der amtlichen Vernachläſſigung der Ipradlicen 

Intereſſen derfelben, theilmeife auch dem Uebermaß an fog. freien (d. h. geif- 
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lichen) Schulen zufchreibt. Der katholiihe Kervyn de Bettenhore Hält 
die Schilderung für übertrieben, jeit 1860 laſſe fih überall ein erfreulicher 
Auffhwung wahrnehmen und die Eriftenz der freien Schulen beweife eben den 
Aufihmwung- felbfländiger jocialer Thätigfeit. Delaet (Antwerpen) eifert 
gegen die jeit 1830 befolgte Politik, wonach die vlämiſche Bevölkerung in ihrer 
innerften Eigenthümlichfeit, der Sprache, der wallonifchen jyitematiih aufs 
geopfert werde. — Die Debatte führt zu feinem Reſultat: die große Mehr- 
beit der vlämifchen Bevölkerung bleibt ziemlich gleichgültig. 

13. Febr. II. Kammer: Gegen die Erwerbung mehrerer belgijcher Eifen- 
bahnlinien durch die franzöfiihe Oſtbahngeſellſchaft unter der 
Zinfengarantie der franzöfifchen Regierung, wie für andere franzö- 
fifche Linien, hat bie Regierung fofort einen Gefeßesentwurf zum 
Schutze der belgiſchen Selbjtändigfeit eingebracht. Debatte barüber. 
Auffchlüffe Frere-Orband, Der Entwurf wird mit 61 gegen 
16 Stimmen angenommen. 

Das angenommene Geſetz lautet: „Art. 1. Die Eiſenbahngeſellſchaften 
tönnen die ihnen concedirten Linien nur mit Genehmigung der Regierung ab» 
treten. Als Abtretung werden nicht allein die Gonventionen angejehen, welche 
die Beräußerung einer Eonceffion bezmeden, ſondern auch alle Acte, durch welche 
eine Gejellfehaft auf dem Wege des Eontracteß, der Fuſion oder auf andere 
Weiſe den vollftändigen oder theilmeifen Betrieb einer Linie überträgt. Art. 2. 
Im alle der Zumiderhandlung gegen vorftehenven Artikel kann die Regierung, 
unbejchadet der ihr aus der Gefehgebung erwachſenden Rechte, die Verfügung 
treffen, daß die Linie, auf welche fih die fragliche Convention bezieht, für 
Rechnung der Gefelichaft durd das Departement der öffentlichen Arbeiten vers 
waltet werde. Art. 3. Diefe Mafregel wird durd königlichen Erlaß ange- 
ordnet. Die Regierung allein kann fie wieder aufheben, indem fie der Ges 
ſellſchaft den Betrieb wieder geftattet. Wenn die Gefellichaft die Thatfache der 
Zumiderhandlung beftreitet, jo kann fie, was ihre Privatinterefien betrifft, fi 
an die Gerichte wenden. Sie wird abgewiejen fein, wenn die Zumiderhand« 
lung feltgeitellt wird. Im entgegengejeten Yalle werden ihr die Gerichte als 
Entihädigung eine dem Schaden, der ihr aus der Unmöglichkeit der Leitung 
des Betriebes erwächſt, gleihlommende Sunme zuerfennen. Die Entihädigung 
wird auf Verlangen der Geſellſchaft entweder durch eine während der ganzen 
Dauer des Stantäbetriebes jährlich zu Leiftende Summe oder für die verfloffene 
Zeit, mit Vorbehalt der für die Zukunft zu erhebenden Anſprüche, feſtgeſtellt. 
Die Gerichte können verordnen, daß mit Anfang jedes Monats der von ihnen 
abgeſchätzte vorausfichtliche Ertrag des Gewinnes, der während des Monats 
durch den Gejellichaftsbetrieb erzielt worden wäre, in ihre Kaffen eingezahlt 
werde. Art. 4 Das gegenwärtige Geſetz tritt am Tage nad) feiner Ber» 
öffentlihung in Kraft.* 

FreresDOrban gibt Über dies Gebahren der Eiſenbahngeſellſchaften in 
diejer Angelegenheit folgende Aufſchlüſſe: Die Regierung Hatte von der Grand« 
Luxembourg⸗Geſellſchaft das Anerbieten zur Uebertragung ihrer Linien vor 
einiger Zeit erhalten und die Frage einer Unterſuchung unterzogen, als fie 
erfuhr, die franzöftiche Gejellichaft habe fich bereit erflärt, die bezliglichen 
Linien an fi zu bringen. Der Bautenminifter bejchleunigte demzufolge die 
Unterſuchung der Angelegenheit, und zwar im Einvernehmen mit der Gejell- 
ihaft des Grand-Lurembourg. Dieſe jchloß deilenungeadtet ein Abkommen 
mit der Parifer Geſellſchaft de l’Eft, welches jedoch Seitens des Grand⸗Luxem⸗ 
bourg als ein vorläufiges bezeichnet wurde. Die belgifche Regierung glaubte 
dennoch, die Pariſer Gefellihaft durch den dortigen belgischen Vertreter von 
der mittlerweile in der Abgeordnetenkammer abgegebenen Erklärung in Kennt⸗ 
niß ſetzen zu müſſen, laut welcher fie nie in eine derartige Uebertragung wil⸗ 
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ligen würde. Trotz diefer Mittheilung wurde das bezügliche Abkommen 
20 Tage jpäter definitiv von den beiden betreffenden Geſellſchaften unterzeichnet. 
Auf diefe Beleidigung Belgiens glaubte die Regierung mit der Einbringung 
des Geſetzentwurfs antworten zu müffen. 


15. Febr. Die officiöfe und zumal bie haupiniftiihe Pariſer Prefje Ipridt 
fih mit Heftigfeit gegen das von der II. Kammer befchlofjene Eiſen 
bahngefeß aus und behauptet, daß Belgien von Preußen dazu auf: 
gehett worden ſei. 

17. „ Der Kriegsminifter Renard geht nah Paris. Das von de 
I. Kammer bejhloffene Eifenbahngefeg wird inzwiſchen aud im 

"Senat eingebradt. 


20. „ Senat: Debatte über das Eifenbahngeft. Die Commiſſion 
trägt (mit nur 4 gegen 3 Stimmen) auf Genehmigung an. Ret 
bes Minifterpräfidenten. Das Gejeß wird fchlieglich mit 36 
gegen 7 Stimmen (mehrere Senatoren enthalten fi der Abftim: 


mung) angenommen. 

Frere-DOrban: conftatirt vorerft den tiefen Eindrud, den die Vorlage 
des Geſetzes in Tranfreih und zwar nicht bloß bei einigen annerionsluftigen 
Tagesblättern, fondern in unbefangenen Streifen, welche ſonſt gegen Belgien 
billig, ja freundlich gefinnt feien, gemadt habe. Es möge richtig fein, dab 
die unerwartete Vorlage des Gejetes, die jofortige Ueberweiſung deſſelben an 
eine Specialcommiffion, jeine einigermaßen eilige Discuflion und Annahme 
geeignet waren, auswärts Aufiehen zu erregen. Doch fei für den, der die 
ganze Angelegenheit aufmerkjam verfolgt, die Gejegesporlage nicht aus den 
Wolken gefallen. Schon feit drei Monaten habe die eventuelle Abtretung ge 
wifler Eifenbahnftreden in Belgien die Gemüter erregt und namentlid in 
der Preſſe eine Bewegung hervorgerufen, die fig mitunter zur Leidenſchaft 
ſteigerte. Die Aufregung war eine jolde, daß ein Mitglied in der andern 
Kammer die Regierung Über die Angelegenheit interpellirt habe. Die Regie 
rung habe noch am 11. Dec. v. J. in der ausprüdlichften Weile erflärt, die 
gefürchtete Eifenbahnabtretung werde nicht ftattfinden. Diefe Erklärung habe 
im ganzen Lande zuflimmenden Wiederhall gefunden. Außerhalb und nament- 
li in Frankreich) habe man dagegen gar feine Notiz von derjelben genommen; 
die Prefle habe die Ereigniffe in Belgien todtgeſchwiegen. Unter dieſen Um 
ftänden könne man fich nicht wundern, menn jelbft wohlmwollende und unpar- 
teiifche Beute bei der Nachricht von der Vorlage des Geſetzes wie aus einem 
Traum erwachten und diefelbe als einen unbegreiflichen Act der Feinpfeligfeit 
gegen Frankreich qualificirten ; fie wiflen aber nicht, was ihr vorhergegangen 
iſt und fie herbeigeführt hat. Die in ihrem materiellen Intereſſe vom Gele 
Betroffenen haben natürlich ſich wohl gehütet, die öffentliche Meinung in der 
Sache aufzuflären. Unter dem Gewicht diefer Sachlage jei man felbft ſo 
weit gegangen, zu behaupten, die belgiſche Regierung habe unter dem Einfluß 
einer fremden Macht gehandelt. „Wir jfollen aljo, jagt der Minifter, gegen 
unfere Pflicht und in Verkennung unferer theuerften Intereſſen Theil genom* 
men haben an einer elenden Intrigque, angezettelt, um Frankreich zu verleken, 
um Uneinigkeit hervorzurufen, deren Opfer wir vielleicht fein könnten, um 
zwei große Mächte in Kampf zu bringen, welche der Stolz der europäiſchen 
Givilifation find! Und warum? Zu melden Zwei? Welchen Bortheil könn⸗ 
ten wir aus einem folchen Manöver ziehen?“ „Ich ann nicht fagen, fährt 
der Minifter fort, daß ich die Ehre Habe, Hrn. v. Bismard zu fennen. Ich 
habe ihn einmal in meinem Leben hier in Brüffel zufällig im Gedränge eine 
Salons gejehen. Bismard begleitete damals den König von Preußen auf 
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feiner Nüdreife von Paris. Ich Tenne daher biefen Staatsmann nur aus 
feinen Handlungen, welche der Gefchichte angehören. Aber nach diefen Hand⸗ 
lungen zu urtheilen, liegt die Rolle, die man ihn bei diefer Gelegenheit ſpie⸗ 
Ien Täßt, durchaus nicht in feiner Natur. Bismard wird filh nicht feig hin⸗ 
ter uns verfteden, um jeine Zwede zu erreihen. Hätte man aber überhaupt 
den Gedanken, welcher ſicherlich nie exiftirt hat, uns zum Werkzeug einer ſol⸗ 
hen BPolitit zu machen, fo müßten uns unfere heiligſten völferrechtlichen 
Pflichten nicht minder, als unfere Klaren Intereſſen unfere Haltung. und uns 
jere Sprache vorschreiben. Die Rolle, die Belgien in Europa zu jpielen Hat, 
ift fo klar gezeichnet, fie ift jo einfach, ſo natürlich, fie kann jo Ioyal einges 
halten werden, daß e8 Wahnfinn wäre, von ihr abweichen zu wollen. Die 
Rolle Belgiens ift ihm zugetheilt worden durch die Mächte, welche bei einer 
Greiheit und Unabhängigfeit interefjirt find. Es ſoll neutral fein, allen ſei⸗ 
nen Nachbarn Wohlwollen entgegenbringen und fich beftreben, mit denfelben 
gute Beziehungen zu unterhalten. Belgien hat diefe Politik beftändig und 
loyal im Auge behalten; e8 bat Europa nicht gewöhnt an eine Politik der 
Intriguen und fi nie gefallen in Erregung von Streit und Entzweiung. 
Seit dem Tage, an welchem Belgien ald unabhängiger Staat ſich conftituirte, 
hat es mit Ausdauer immer diejelbe Bolitit der Mäßigung und Ehrlichkeit 
befolgt, welche allein feiner Beitimmung entſpricht. Die Männer, melde die 
hohe Ehre hatten, Belgien in die Reihe der unabhängigen Staaten einzu. 
führen, die Männer, welche es durch die ſchwierigen diplomatiſchen Phajen 
der erften Sahre feiner nationalen Eriftenz geleitet, wie diejenigen, welche 
ihnen nachgefolgt find, Alle Haben unabänderlih die gleihe Politik verfolgt, 
welche nichts Anderes wünſcht, als die Sympathien der civilifirten Völker 
fih zu erwerben. Wir ftehen unter diefem Gefihtspunft Alle in Solidarität. 
Seit zweiundzwanzig Jahren babe ich die Ehre, mid) mit den öffentlichen 
Angelegenheiten des Landes zu beihäftigen. Während diejer Zeit, ausgenom⸗ 
men einige Jahre, war ich faft beftändig im Miniſterium. Seit bald zwölf 
Jahren habe ich meine gegenwärtige Stellung inne und niemals, bei Teiner 
Gelegenheit, hat ein Act unferer äußeren Politik irgendwelche Anfechtung er⸗ 
fahren. Und jebt jollten wir gegenüber Frankreich eine, ich darf es wohl 
jagen, unfer unwürdige Politik inaugurirt haben! Gegen Frankreich, mit 
dem wir durch die Pflichten der Dankbarkeit jo eng verfnüpft find! Was ich 
aus meiner langjährigen Amtsführung jagen Tann, ift, daß unjere Beziehun⸗ 
bungen zu Frankreich immer die freundlichiten geweſen find. Während der 
erften Tage allerdings, als nad dem Sturz einer Dynaftie, mit der die un« 
ferige innig verbunden ift, eine neue Regierung bei unjeren Nachbarn fi 
einführte, war e8 natürlich und gerechtfertigt, einiges Mißtrauen in unjere 
Gefinnung zu fegen; ebenjo natürlid und berechtigt war es, daß man auch 
bier einige Beſorgniß empfand beim Auftauden des franzöfiichen Kaiſerreichs, 
welchem man jehr leicht wenig Sympathie für die Unabhängigkeit Belgiens 
zutrauen Tonnte. Aber nach diefen erften Diomenten des Mißtrauens und ber 
Unruhe waren die Beziehungen zwiſchen Franfreih und uns immer wohl« 
wollender Natur. Es gibt allerdings unter Regierungen unausweichliche 
Schwierigkeiten. Aber diefe Schwierigkeiten find immer im Geifte weiſer 
Mäßigung unterjudt und beigelegt worden. Wir find ſchwach; wir haben zu 
verfehren mit Starken; aber ich bin glüdlich, es offen ausfpredden zu können, 
daß es nicht das Gefühl der Stärke war, welches von Seite unjerer Nachbarn 
in unſeren internationalen Beziehungen vorgewaltet hat, jondern das Gefühl 
des Rechtes und der Gerechtigkeit. Wir wären aljo wahrhaft unentſchuldbar, 
wenn wir bei ſolchen Berhältniffen irgend etwas thun würden, was gerechte 
Enträftung erweden könnte.“ An der Hand der Thatjachen weift nun der 
Minifter nach, daß der eingebradhte Gejegesvorichlag unmöglich etwas Ber- 
legendes für Frankreich haben könne, da das Vorgehen der Regierung in den 
Verhäliniſſen begründet ſei und die franzöſiſche Regierung unter ähnlichen 
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Umftänden nicht ander gehandelt haben würde Nah der Darftellung des 
Minifters ift der Sachverhalt folgender: Im Laufe de8 Sommers äußerten 
die Verwaltungsräthe der „Compagnie de Luxembourg“ dem Minifter der 
bffentlichen Arbeiten gegenüber den Wunſch, den Betrieb ihrer ifenbahnen 
abzutreten, ohne im Uebrigen einen beftimmien Vorſchlag zu machen. Gleich⸗ 
wohl wurden von Seite des Staates über die Angelegenheit auf den beiref- 
fenden Bahnftreden Studien vorgenommen. Gegen Ende October vernahm 
die Regierung, daß die franzöfifhe Oftbahn in der Lage fein dürfte, den Be 
trieb der Zuremburger Tinte zu Übernehmen. Am 1. November ſchrieb man, 
daß die bezüglichen Unterhandlungen mit der Oftbahn demnädft angelnüpit 
werden ſollen. Darauf erklärte die Regierung, welche die großen Nachtheile 
des Bahnbetriebes durch eine fremde Gejellicgaft gehörig zu würdigen wußte, 
fie jelbft jei bereit, unter zu vereinbarenden Bedingungen den Betrieb zu | 
übernehmen; ftatt deifen hätte fie auch einfach erklären können, fie werde einer | 
Abtretung die ftaatliche Genehmigung verfagen; aber fo weit ging fie nidt. 
Schon am 2. November fette fie eine Fachcommiſſion nieder zur Unterfuchung 
des Betriebs der Luremburger Bahn und zur Werthung des Betriebsertrags. 
Dieſe Commiſſion fette fi fofort in Berbindung mit den Agenten der Bahn- 
gefelligaft und befuchte die Stationen, die Schoppen, die Magazine; mit einem 
der Abminiftratoren der Compagnie wurden Gonferenzen eröffnet. Da plöß« 
lich mitten in diefer Thätigleit vernahm die Regierung am 5. Dezember, 
in zwei Tagen werde es zu Spät fein zu unterhandeln. Der Finanz 
minifter verlangte auf dieſe befremdende Nachricht jofort eine Zufammenkunft 
mit der Bahnabminiftration; fein Brief blieb unbeantwortet. Nah einigen 
Tagen meldeten die öffentlichen Blätter, daß der Cefiionsvertrag in Baris 
unterzeichnet worden fei, allerdings erft noch proviforiich biS zur Genehmigung 
durch die Aominiftration der Geſellſchaft. Die Regierung ließ nun, um zu 
zeigen, daß fie nicht in diefer Weiſe mit fih umſpringen laſſe, durch ihren 
Vertreter in Paris der Oftbahngefellichaft officiel anzeigen, daß fie die getrof 
fene Bereinbarung nie janctioniren und die Abtretung der Bahn nicht dulden 
werde. Diejer Schritt hatte gar feine Wirkung. Die Sade ging ihren ge 
heimnißvollen Gang und am 31. Januar meldeten die Zeitungen die definitive 
Ratification des Geflionsvertrags. Die Zuflimmung der belgiſchen Regierung 
war im Bertrag allerdings vorbehalten, aber nur joweit diejelbe nöthig fein 
ſollte. Was blieb in folder Lage der Regierung übrig, als die Einbringung 
des Geſetzes, welches die Ceſſion von einheimtichen Bahnftreden ohne Bewilli- 
gung der Regierung ausdrücklich verbietet? Nur durch dieſen energifchen 
Schritt war es möglich, die wenigſtens proviforische Befignahme der Luxem⸗ 
burger Bahn durch die franzöftiche Oftbahn zu hindern. Und nad Allem, was 
boraußgegangen, war die Regierung zu diefem Schritt offenbar berechtigt. Der 
Minifter tritt nach diefer Darftelung des Sachverhalts in eine Begründung 
des Rechts ein, welches der Staat, als Wächter über die allgemeinen inter: 
efjen hat, Abtretungen von Bahnconcefjionen zu verbieten. Er zeigt, daß dies 
jes Recht begründet fei in der Natur der Sade, aber nit minder im pofi- 
tiven belgischen Eiſenbahnrecht, daß dafjelbe ſchon wiederholt ohne irgend wel» 
hen Widerſpruch ausgeübt worden jei, und daß auch die Franzöftiche Regierung 
im gleien Falle von dieſem Recht Gebrauch gemacht haben würde Die 
Rede ſchließt mit dem Sat: „Alle Mitglieder diefer Verſammlung, wie die 
jenigen. des Repräfentantenhaufes werben fih mit ber Regierung vereinigen 
zum Schuß der höheren Intereſſen, zum Schuß der Intereflen des Vaier⸗ 
landes, welche der Wachſamkeit der öffentlichen Gewalt anvertraut find.“ 


21. Febr. Der Nerger der officiöfen franzöſiſchen Preſſe darüber, daß bie 


belgiiche Regierung ber Annerion belgiſcher Eifenbahnen durch fran- 
zöſiſche Bahngeſellſchaften einen Riegel vorgeſchoben hat, bricht nach 
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dem Votum des Senats in noch verftärktem Maße aus und läßt 
feinen Zweifel mehr, daß mwenigftens fie in ber Angelegenheit einen 
eriten Schritt zur Annerion Belgiens betrachtet und nicht geneigt 
ift, darauf zu verzichten. Die unabhängige franzöfifche Preſſe läßt 
fih indeß nicht ins Schlepptau nehmen, tritt mehr oder weniger 
entidieben auf Seite Belgiens und nöthigt dadurch die officiöſe, 
wenigſtens einigermaßen einzuziehen. 


24. Febr. Der Senat verwirft, in Abweſenheit von 8 liberalen Mit— 


25. 


26. 


gliedern, ohne Debatte mit 25 gegen 25 Stimmen den Juſtizetat, 
um bamit bem ber Fatholifchen Partei vorzugsweile verhaßten Yibe: 


ralen AJuftizminifter Bara ein Mißtrauensvotum zu ertheilen. 


» Die I. Kammer genehmigt den Suftizetat neuerdings mit 64 
gegen 42 Stimmen. 

„ Die I. Kammer ftreiht im Unmuth über das Gebahren ber 
fatholiihen Partei im Senat ben bisher gewährten Zufhuß von 
6000 Fr. zu dem Wiederabdrud der Bollandiften mit 57 gegen 
42 Stimmen und befchließt, den bisher ruhen gelaffenen Geſetz⸗ 
entwurf bez. Kirchengutsverwaltung auf bie Tagesorbnung zu een. 


Auf. März Officiöſe Verhandlungen mit Frankreich bez. der Eijenbahn: 


3. 


10. 


14, 


23. 


frage. Der Gefandte in Paris kommt nah Brüſſel und ber fran- 
zöſiſche Geſandte in Brüffel geht nah Paris. 

Die Regierung verftänbigt fih mit ber franzöfifchen vorläufig 
darüber, die Eifenbahnfrage zum Gegenſtand von. Verhandlungen _ 
zu maden. lieber bie Berhandlungsgrundlagen muß inbeß eine 
Berftändigung erft noch erzielt werben. 

„ Die U. Kammer beſchließt auf den Vorſchlag des Yuftigminifters 
Bara die Abihaffung der Schulbhaft mit 71 gegen 12 Stimmen 
und 12 Enthaltungen. 


„ Der Senat nimmt den Juſtizetat nunmehr nad unerheblicher 
Debatte mit 32 gegen 28 Stimmen an, - 


„ Der franzöfiihe Gefandte La Gueronniere Fehrt von Paris nad 
Brüffel zurüd. Die Eifenbahnangelegenheit tritt nunmehr von dem 
Stadium officidfer in dasjenige officicler Verhandlungen über. 


Frankreich wünſcht babei die Verträge mit der Oftbahngefelichaft 


als Ausgangspunkt anzunehmen, Belgien will ſich nicht Dazu berbei- 
laſſen. 


„ Die Regierung vereinbart mit ber franzöſiſchen eine gemeinſame 
Erklärung (ſ. Frankreich) bez. der Eifenbahndifferenzen: es fol eine 


gemiſchte Commiſſion niedergefeht werben, beren Verhandlungsbafis 


aber erft feftgefegt werben muß. Der Minifterpräftdent Frere-Orban 
will zu biefem Ende Bin perfänlih nah Paris gehen. 
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2. April. Froͤre-Orban geht nad) Paris ab. 


12, 


19. 


24. 


27. 


14. 


18. 


12. 


18. 


„Froͤre-Orban übergibt ber franzöfifchen Regierung einen Bertrage: 
entwurf behufs Löſung der Eiſenbahndifferenz. Derfelbe läuft auf 
eine bloße Tarifconvention hinaus. Die franzöfiihe Regierung er: 
Härt den Entwurf für unannehmbar. Frere dringt auf DBerein- 
barung einer Verhandblungsbafis überhaupt. 

„ Nach Ablehnung feines Vorſchlags von Seite der franzöfilchen 
Negierung verlangt Frere von berfelben einen ſchriftlichen Gegen: 
Antrag. 

» Die Differenz mit Frankreich droht ins Etoden zu gerathen. 
Trere will bereits abreifen. Audienz beim Kaiſer. Es wird eine 


Verhandlungsbaſis gefunden, Frere bleibt und unterhanbelt weiter. 


„  Brere unterzeichnet in Paris ein Protokoll (ſ. Frankreich) behufs 
Löſung der Eijenbahndifferenz: es fol eine gemifchte nicht:politiiche 
Commiſſion eingefeßt werben. Die Gefahr für Belgien ift abge: 
wendet. Froͤre Fehrt nah Brüſſel zurüd. 

» Der Senat verwirft den Gejebentwurf des Juſtizminiſters Bara 
betr. Aufhebung der Schuldhaft mit 32 Stimmen und 9 Entbal: 
tungen. Der Yuftizminifter bietet feine Entlaſſung an. 


Mai. Belgien ernennt feine (techniſchen) Delegirten für die gemifchte 


franzöfifch-belgifhe Commiſſion. 

„ IH. Kammer : Frere-Orban erflärt, der Juſtizminiſter habe feine 
Demiflion zurüdgezogen, das Cabinet fei ſolidariſch und bie Frage 
der Schuldhaft werde neuerdings der Kammer vorgelegt werben. 


. Juni, Die Regierung erklärt eine päpftlihe Bulle für null und 


nichtig für Belgien. 
p Die franzöſiſch-belgiſche Commiſſion beginnt ihre Arbeiten in 
aris. 

„Die Gräfin von Flandern wird von einem Prinzen entbunben, 
der 3. 3. muthmaßlih den Thron zu erben hat. Die öffentliche 
Meinung ſpricht darüber ihre Befriedigung aus. 
„ Die DO. Kammer verwirft bie Mobificationen bes Genats im 
Geſetzentwurf bez. Aufhebung der Echulbhaft und jtellt mit 54 
gegen 33 Stimmen ben urjprünglichen Text wieder her. 
„Die I. Kammer beihließt, daß wohl Eeminariften, nicht aber 
Mönchsnovizen vom Militärdienft befreit fein jollen. 

Der Senat beharrt mit 34 gegen 23 Stimmen auf feinem Be 
ſchluß bez. Schulbhaft. _ 
w„ Die IL Kammer läßt fih dem Senat gegenüber zu einem Aus: 
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hilfsbeſchluß bez. Schulphaft herbei (proviforifche Freilaſſung ber in 
Schuldhaft befindlichen). 

25. uni. Der Senat Iehnt den Beſchluß ber II. Kammer vom 18. d. 
bez. Schuldhaft ab und befchließt mit 30 gegen 24 Stimmen, 
die Schuldhaft nur in Handelsſachen und gegen Auslänter abzu: 
ſchaffen. 


10. Juli. Unterzeichnung eines Protokolls in Paris behufs definitiver 
Beſeitigung der Eiſenbahndifferenz (ſ. Frankreich). 


29. Sept. Schützenfeſt in Lüttich. Daſſelbe wird durch die Betheiligung 
zahlreicher engliſcher Freiwilliger und franzöſiſcher Nationalgarden zu 
einer Art internationalem. Der König präſidirt einem Feſtbankett 
ſelber. 


9. Nov. Eröffnung der Kammern ohne Thronrede. 


1. Dec. Die U. Kammer genehmigt das Militärbudget mit 55 gegen 
23 Stimmen und 22 Enthaltungen. Die Rechte ſtimmt theils 
gegen, theils enthält fie fich. 

9, ID Kammer: Milizgeſetz. Die Befreiung der Geiftlihen vom Dienfte 
wird im Princip mit 52 gegen 47 Stimmen, das ganze Geſctz 
mit 60 gegen 33 Stimmen angenonmen. 


⸗ 


8. Holland, 


— Jan. Die Eonfervativen bilden einen allg. Wahlverein für die Nieder: 
lande. 


— Febr. Lebhafte Bewegung für und gegen bie Aufrechthaltung ber con: 
feffionslofen Schulgefeßgebung von 1857. 


13. März. Die I. Kammer beichließt die Abfchaffung des bisherigen 
ganz erceifiv hohen Sournalftempels. 

— „ Holland hält fih in ben franz.:belgifhhen Eifenbahndifferenzen, 
obgleich betheiligt, ganz neutral und wartet den Ausgang derfelben 
für Belgien ab. 

7. „ Die L Kammer tritt der Abjhaffung des Zeitungsitempels mit 
24 gegen 12 Stimmen bei. 


8. Juni. Wahlen zur zweiten Kammer ber Generaljtaaten. Aus ber 
vorangegangenen Wahlbewegung ergab fih, daß es fih im Kampf 
ber Parteien hauptſächlich um Aufrechtbaltung oder Wieberabfchaffung 
ber confeffionslofen Schulgefeßgebung von 1857 handelt. Das Wahl- 
refultat ergibt 49 Xiberale und 31 Confervative, 


10. Sept. Schluß der Sefflon der Generalſtaaten. 
20. „ Eröffnung der neuen Seffion ber Generafftaaten. 


9. Det. Holland lehnt den Beitritt zu ber franz.belgifhen Eifenbahn: 
eonvention vom 10. Juli feinerfeits ab. 


419. Nov. Die I. Kammer nimmt das Colonialbubget (80 Millionen, 
wovon 10MIN. Beitrag an das Mutterland) mit 49 gegen 17 St. an. 
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21. Nov. Die I. Kammer verwirft mit 55 gegen 11 Stimmen den Vor: 
ſchlag bes olonialminifters, wornah außer den 10 Mill. feiten 
Beitrag der indiſchen Colonien zu den Finanzen des Mutterlandes 
auch fonftige eventuelle Ueberfhüffe der Colonialverwaltung bem 
Mutterlande zufallen follen und beichließt, daß dieſelben vielmehr 
nur zum Vortheil Indiens verwendet werden bürfen. 


18. Dec. I. Kammer: das tiefe Mißtrauen ber öffentlichen Meinung 
Hollands gegen Fünftige Uebergriffe Deutſchlands tritt neuerdings 
zu Tage. Selbſt Thorbede vermag fi bemjelben nicht zu entziehen. 


⸗ 





9. Dänemark. 


25. Ian. Das Folfething einigt ſich chließlih mit dem Landsthing über 


das MWechrpflichtgefeb und die bisher zwilchen beiden beftandene 
Differenz bez. der Wehrpflicht der Geiſtlichen. 


13. Febr. Folkething: Der Finanzminifter zieht feine Vorlage bez. einer 


15. 
19. 


24. 


27. 


außerorbdentlihen Eteuer (von ca. 1 Mil. Thlr.) für diefe Sefjion 
zurüd, da durch verfchiedene Erjparniffe und Eingänge die Unter: 
bilanz auf 200,000 Thlr. herabgeſunken fei. 

„ Das Landsthing genehmigt einjtimmig in britter Leſung ben 
Geſetzesentwurf betr. das Finanzweſen Jslands. 

„Beide Thinge haben das Finanzgeſetz für 1869—70 erledigt, 
ſo daß dem baldigen Schluß der Seſſion nichts mehr im Wege ſteht. 
„ Tas Folkething ſtimmt dem Geſetzentwurf bez. des Finanzweſens 
lands auch feinerjeits zu, erhöht aber ben feiten Beitrag für 
Island von 15,000 auf 30,000 Thlr. 

„ Schluß des Reichstags. 


13. April. Das isländifhe Althing, deflen in ber Eefjion von 1867 


angenommener Entwurf zu einem Berfaflungsgeje für Island bie 
tgl. Genehmigung nicht erhalten hat, wirb durch kgl. offenen Brief 
gejchloffen unter Anordnung neuer Wahlen. 


17. uni. Toaft des Königs bei Gelegenheit des Königsſchießens des 


Kopenhagener Schützenvereins die „däniſche Brüberfchaft”. 

Der König fügt feinem Danke für die ihm dargebrachten Wünſche bei: 
„Reben den Sorgen, welche er mit feinem Volle durchgemacht habe, ſei e8 
ihm ſtets ein Troft gewejen, daffelbe auf den Weg der Ehre geführt zu haben. 
Es könne Keiner mehr als er den Wunſch hegen, daß die aufridhtigfte und 
eifrigfte Hoffnung Dänemarks bald in Erfüllung gehen möge, wobei er fi 
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auf jein Volk verlafle und die fichere Hoffnung hege, daß das verloren Ges 
gangene, welches ſich nach Wiedervereinigung ınit Dänemark jehne, auch wies 
der damit vereint werde.” Der König bringt darauf einen Toaft auf daB 
Heer und die Flotte aus, indem er äußert, wenn die Stunde, wo daS Vater⸗ 
land einen Kampf aufzunehmen habe, wieder ſchlagen follte, dann ſei er 
überzeugt, daß derjelbe ebenjo ehrenhaft und unverzagt wie früher aufgenom⸗ 
men werden würde, 


28. Juli. Der Kronprinz vermählt fih in Stodholm mit ber Brinzefjin 
Lovifa von Schweden, der einzigen Tochter bes Königs. 


11. Aug. Dir officiele „Departements-Tidende“ veröffentliht den dem 
isländijchen Althing vorgelegten Verfaſſungsentwurf, durch welchen 
bie fünftige verfafjungsmäßige Stellung Islands im Künigreid) 
Dänemarf geordnet wird. | 


An dem 8 4 des Entwurfs beißt es u. a.: „Bis es durch ein vom Reichs⸗ 
tag angenommenes Geſetz anderweitig beftimmt wird, wird zur Beftreitung 
der beſondern Ausgaben Islands aus der däniſchen Staatskaſſe ein Yahres» 
beitrag von 30,000 Rthlrn., fowie außerdem während 10 Yahren ein außer- 
ordentlicher Zuſchuß von 20,000 Rthlrn. gezahlt. Nah Ablauf der genann« 
ten 10 Jahre wird der außerdentliche Zuſchuß in den folgenden 20 Jahren 
um 1000 Rthlr. jährlich herabgeſetzt, jo daß derſelbe nah Ablauf von 
30 Jahren vollftändig wegfällt.“ 


22. Sept. Allgemeine Wahlen zum Folkething. Diefelben ergeben fein 
von dem bisherigen iwejentlich verſchiedenes Rejultat. 


4, Oct. Eröffnung des Reichstags. Chronrede des Könige. Die 
Berfammlung wird ſchon am folgenden Tage wieder bis zum 
29, Nov. vertagt. 


Der König beginnt in der Thronrede damit, die allgemeine Freude bei 
dem Hochzeitsfefte des Sronprinzen lege Zeugnik ab von den Eympathien 
des Volkes. Inden er. biefür den Bolf3vertretern jeinen Dank abftatte, 
danfe er dem ganzen Bolfe. Er fährt dann wörtli fort: „Meine Gefühle 
find ebenfalls jenjeit$ der Grenze bei den Dänen in Schleswig, melde uns 
für das neue Ehepaar rührende Beweiſe ihrer Sympathie und Ergebenheit 
haben zufommen lafien. Wie unjere Freude die ihrige ift, fo ift aud ihr 
Schmerz der unfrige Wir haben die feite Meberzeugung, daß diejenigen, 
welhe Dänen bleiben wollen, von Neuen mit Dänemark vereinigt werden. 
Es ift wahr, daß die preußiiche Regierung feine genügenden Beweggründe 
gefunden hat, die auf dieje Angelegenheit bezügligen Unterhandlungen wieder 
aufzunehmen. Im Intereſſe der Gerechtigkeit und des guten Einvernehmens 
hegen wir die feſte Ueberzeugung und können uns der Hoffnung nicht ent» 
ſchlagen, bei der preußiſchen Regierung Unfichten, welche unferen eigenen ent« 
Iprechen, Platz greifen zu fehen, welche jchließlich zu einer dauernden Freund⸗ 
ſchaft zwiſchen Dänemark und dem norddeutſchen Bund führen werden.“ 
Die Nation fahre fort, fi materiell und geiftig zu entwideln. Wichtige 
Eijenbahnftreden ſeien eröffnet und andere große Wrbeiten fortgejekt wor⸗ 
den. Eine reiche Ernte fördere Aderbau und Handel, und die innere Ent» 
widelung trage dazu bei, die äußere Unabhängigkeit des VLandes zu befe- 
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figen. — Die Verfammlung nahm die Aeußerungen wegen Schleswigs mit 
lebhaften Beifalle auf, 


29, Nov. Wiederzufammentritt des Reichstags. Vorlage des Bubdgets 
für 1870 — 71. Dasſelbe weiſt ein Deficit von 5% Mill. Thlrn. 
auf. 


9. Dec. Folkething: Die Regierung legt demſelben behufs Deckung des 
Deficits ein Einkommenſteuergeſetz vor, deſſen Ertrag auf 2 Mill. 
Thlr. angeſchlagen wird. 


10. Schweden und Hormwegen. 


18. San. (Schweden) Eröffnung bes Reichstages. Thronrede bes 
Königs: 

„Gute Herren und ſchwediſche Männer! Mit Zuverfiht und Vertrauen 
ſehe ich euch hier aufs Neue verjammelt, um über das Wohlergehen des ges 
liebten Vaterlandes zu berathichlagen. Es ift mir lieb, daß ich euch neben 
der Eonftatirung ungeftört freundjchaftlicher Beziehungen zu allen fremden 
Mächten die bevorftehende Vermählung meiner Tochter mit dem Kronprinzen 
von Dänemark mittheilen kann. Die Verbindung, welche aus gegenjeitiger 
Zuneigung hervorgegangen ift, wird, jo hoffe ich, indem fie die Königshäufer 
näher vereinigt, zugleih in ihrer Art dazu beitragen, die Bande zwildhen den 
Völkern Schwedens, Norwegens und Dänemarks zu befeftigen. In Folge 
von Borftellungen abjeiten der beiden vereinigten Königreihe und in Erfennt« 
niß defien, daß die jetzt beftehende (ſchwediſch⸗ norwegiſche) Reichsacte mangel- 
Haft iſt, Habe ih Vorſchläge zu einer neuen Unionsacte außarbeiten 
lafien, welche bezweden, mit der nöthigen Beltimmtheit den Bedingungen für 
die Union eine mit deren Grundſätzen übereinftimmende Entwidlung zu geben. 
Diefer Vorſchlag wird ſowohl euch, als dem jekt verjammelten norwegiſchen 
Stortding gur Annahme in der für die Yeititellung von Grundgeſetzen vor» 
geichriebenen Ordnung vorgelegt werben, und ich hege die Ueberzeugung, daß 
ihr die dringliche Angelegenheit mit der Xiebe zu der Union behandeln werbet, 
welche e8 fich bat angelegen fein laſſen, fowohl deren Stärfe zu erhöhen, als 
auch alle Veranlaſſungen zu Mikverftändnifien unter den Brudervölfern zu 
verhindern. Es wird euch ein vollftändiger Plan für die Orbnung der 
Zandesvertheidigung vorgelegt werden, deſſen Grundzüge hauptjächlich 
von mir entworfen worden find. Mit Beziehung auf die manchen und wmeits 
läufigen Fragen, welche dahin gehören, will ich jedoch diefem Reichſtage nur 
-einige der wichtigften Beitandtheile zur Prüfung unterbreiten, und zwar nur 
diejenigen, welche die Grundzüge der beabſichtigten Organifation enthalten. 
Während die Organifation dasjenige beibehält, was vereinbarlich ift mit den 
Bebürfniffen der neueren Zeit aus der Kriegsverfafſung, welche uns die Kraft 
verlieh, ehrenvolle Kriege zu führen, ift diefelbe Das Ergebniß eines umfichti⸗ 
gen Beitrebens, nicht größere Opfer zu fordern, als diejenigen, weldhe unver» 
meidlih find zur Erreihung des großen Ziele der Sicherftellung unferer 
Selbftändigfeit. An Stelle der feit dem vorigen Jahrhundert geltenden Kriegs⸗ 
artikel find neue Kriegsgeſetze ausgearbeitet worden, verfaßt unter Berückſich⸗ 
tigung des allgemeinen Strafgejeßes und unter Wegfall der von der öffent⸗ 
lien Meinung verurtiheilten Prügelftrafee Da es für den Landmann von 
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Wichtigkeit fein mußte, die den Ländereien auferlegten Steuern nad bem 
Gradmeſſer zu entrichten, welcher am wenigften großen Schwankungen unter 
worfen ift, und als Folge der Reform, welche dur die Vereinfachung der 
Steuergejeggebung in Angriff genommen worden ift, bin ich geneigt, Bor 
ſchläge zu machen über die Ablöjung der Grundrenten nach einem billigen 
Berrehnungsmodus. Die Repräjentanten der ſchwediſchen Kirche find ın 
dem verfloffenen Jahre zum erftenmal verfanımelt gewejen in Gemäßheit der 
neuen Berfaffung über eine allgemeine Kirchenverfjammlung, und ihre Ber 
handlungen beftätigen meine Hoffnung, daß diefe Verſammlungen ihrer hoben 
Bedeutung entipredden werden... In meiner Propofition über den Zuflan 
der Finanzen und über die finanziellen Bedürfniſſe habe ich Die Ausgaben 
fo beichräntt, daß fie, mit Inbegriff der Zinjen und der jährlichen Nüdzah- 
lungen auf unjere bedeutenden Eijenbahnanleihen, mit den in Anjchlag ge 
bradten Einnahmen ohne die Erhöhung irgend einer Steuer beftritten werden 
fönnen. Mit Beziehung auf gewilfe Einnahmen» und Ausgabentitel, rüd: 
fichtliö deren mir bis jet allein das Beſchlußrecht zuftand, proponire ich, dak 
ihr künftig an deren Prüfung tHeilnehmen werdet. In Anbetracht der Lage 
habe ich mich dahın entſchieden, die Fortſetzung unjerer Eifenbahnbauten in 
einer größeren Ausdehnung, als nah dem in den letten Jahren befolgten 
Plan nit in Frage zu ftellen. Ein erneuertes Leben in der Entwidlung 
unjerer Hilfsquellen dürfte außerdem eine fräftigere Förderung flaatsdienlicer 
Unternehmungen erlauben, welche jet zurüditehen müſſen.“ 


19. Jan. (Norwegen). Storthing: Gleichzeitig wie dem ſchwediſchen 


22. 


23. 


Reichstag wird auch dem Storthing der Entwurf einer neuen 
Unionsacte zwiſchen beiden Königreichen vorgelegt. 


„ (Rorwegen) Das Storthing verwirft bie liberalen Vorſchläge 
zu Abänderung des Art, 92 der Berfaffung bez. Religionsfreiheit 
der Beamten. 

„ (Schweden) Reichstag: Die Regierung legt temjelben den in 
der Thronrede angefündigten Entwurf einer neuen Armeeorgantjation 
vor. Derſelbe ift von einer einläßlihen Denkſchrift des Kriege: 
miniſters begleitet. 

Der Kriegsminifter bemerkt von vorneherein: daß die Stellung der ver- 
einigten Reiche zum europäifchen StaatSverbande, jowie die ganze Richtung 
der geiftigen und materiellen Intereſſen jeden Gedanken an eine Angriffs 
politit ausjchließe, jo daß ein großes ftehendes Heer nicht nöthig ſei, allein es 


önnten auch Kämpfe ausbrechen, bei denen Schwedens Freiheit und Selb⸗ 


ftändigfeit bedroht würde. Die jekige ſchwediſche Armee ſei aber nicht flärfer 
als 30,000 Mann. Ein Feind könne höchftens mit ungefähr 100,000 Mann 
in Schweden eindringen, und die Hauptarmee müſſe diefer Macht mit derjel- 
ben Summe die Spite bieten können, außer 20,000 Mann, welche die Bers 
bindungen des Tyeindes hemmen müfjen und deren Bildung man den Rors 
wegern überlafien könne Doch nur im Yall äußerfter Kraftanftrengung fei 
dieſes Bedürfniß vorhanden, und man könne fonft mit 68,000 Mann aus» 
fommen. Der Friedensfuß jolle 36,000 Mann Stark fein. Außerdem folle 
e8 Erjaßtruppen etwa 50,000 Mann, Sriegsrejerve ungefähr 40,000 Mann 
und Landflurm auf 100,000 bis 120,000 Mann berechnet geben. Die all- 
gemeine Wehrpflicht wird eingeführt, ohne Looſung und Freikauf, und dauert 
vom 20. bis zum 40. Jahr. In der Armee jelbft wird nur 10 Jahre ge 
dient, die übrige Zeit im Landſturm. Dabei wird berechnet, daß die eigent- 
Yiche Stärke des Friedensfußes nicht mehr als 19,000 Mann betragen wird. 
Der Friedensfuß beträgt O, p&t, der Kleinere Kriegsfuß 1,,, der größere 
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2,5 p6L. der Bevölkerung, und Bier Sak fteht dem der belgiſchen und der | 
italienischen Armee gleich. 


29. San. (Norwegen). Das Storthing bewilligt einen Theil der 
Marinevorlagen, knüpft aber daran ein Mißtrauensvotum gegen bie 
Marinewaltung. 


6. Febr. (Norwegen). Storthing: Der Auechuß trägt barauf an, 
jährliche Seflionen einzuführen, 
16. „ (Schweden). Verſammlung ber Ritterfäaft für ihre ſpeciellen 
Anugelegenheiten. 
17. „ (Schweden). Beide Kammern votiren eine erklecliche Subſidie 
zu Linderung des Nothſtandes in den ſog. Lehenſchaften. | 


2—10. März, (Norwegen). Beſuch des Könige in Chriftiania. 
Staatsrath Haffner Tcheibet aus dem Staatsrath aus; Prof. Bord 
übernimmt bas Marinebepartement, indem man ihm einen: Marine: 
offizier beigejellt. 

3. März. (Norwegen). Das Storthing erflärt fi für eine Erwei⸗ 
terung des Stimmrechts. | 

8. „ (Shweb en). Die I. Kammer beſchließt mit 113 gegen 

59: Stimmen eine Herabfeßung bes für Waffenübungen der ſog. 
eingetheilten Armee geforderten Credits auf die Hälfte. 

12. „ (Schweden). Bauernunruhen in Schonen, Umtriebe bes 
Capitãns QTullberg. 

„» » (Rorwegen). Das Storthing beichließt mit 81 gegen 30 Stim: 

. men bie Einführung Jäheligper Storthings. 


14. April. (Schweden). Die I Kammer erklärt ſich gegen bie Ein: 
führung der allgemeinen Wehrpflicht. Die II. Kammer ſcheint der⸗ 
ſelben günſtiger zu ſein. | | 

17.., (Schweden). Der Reichstag verwirft fchlieglich die ihm von 
der Regierung vorgelegten Grundzüge einer neuen Armeeorbnung. 

24, „ (Rorwegen) Der König fanctionirt den Beſchluß des Etor⸗ 

things bez. Einführung jährlicher Seſſionen. 

28 u (Shweben). Der Reichstag beichliegt, ben vorgelegten Ent⸗ 
wurf einer neuen Unionsacte mit Norwegen bis zur nachſten Seſ⸗ 

ſion ruhen zu laſſen. 


7. Mai. (Schweden). Reichstag: Beide Häuſer nehmen den Geſetz⸗ 
entwurf über bie künftige Stellung der Angehörigen nichtlutheriſcher 
chriſtlicher Glaubensbekenntniſſe hinſichtlich der Religionsausübung 
nad lebhafter Debatte (mit 54 gegen 8, reſp. mit 112 gegen 

| 28 
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30 Stimmen) an, befgleihen (ohne Oppofition) zwei andere Gele: 
vorjchläge, betr. bie gefebliche Verantwortlichmachung derjenigen, 
weldhe die Angehörigen ber evangeliſch-lutheriſchen Landesreligien 
zum Abfalle von ihrem Glaubensbekenntniſſe zu verlocken fucen, 
und die Einführung der Civilehe zwiſchen Angehörigen ber |dne 
bifhen Staatskirche. Außerdem wird von ber zweiter Kammer ein 
Revifion der gefeßlihen Beitimmungen über chriſtlich-jüdiſche Mit; 
eben angeregt. 

15. Mai. (Schweden). Reichstag: Beide Kammern genehmigen ben W— 
ſchluß eines „nichtsconfolidirten“ Anlehens im Betrage von 4 Mil, 
Thlrn. behufs Förderung des Eiſenbahnbaues. Schluß bes’ Reidk 
tage. Thronrede des Könige: 

„Sn der Aufnahme, welche bei Ihnen der Entwurf eines neuen Bunde* 
vertrags zwiſchen den beiden Königreichen gefunden hat, erkenne Ich mit Ber 
gnügen einen Beweis von Ihrem Wunſch, die Union zu befefligen. Mit Be 
friedigung habe Ich die Relolution vernommen, durd welche Sie dem Bor 
ſchlag, die Srundfteuer im Geldbetrag anzujegen, Ihre Zuſtimmung gegeben 
haben. Die nit allzu Iebhaft befämpfte Annahme von NRejolutionen, weldt 
einen tief in die Gewohnheiten des Landes eingewurzelten Brauch weſentlich 
umwandeln, ſpricht dafür, daß die Geifter für diefe Reform vorbereitet waren 
und deren Ausdehnung im Verhältniß zu den Zeitbebürfnifien fteht. Wir die 
landwirthſchaftlichen Zuftände werben fi, wie Ich hoffe, dieſe Reſolutionen 
heilfam erweifen. Gleiher Meinung mit Ihnen in Bezug auf ermeiterlt 
Religionsfreiheit, ſowie auf befiere Organisation der öffentlichen Hilfeleiſtun⸗ 
gen werde Ich Ihre in diefer Beziehung ausgeiprochenen Kundgebung 
einer forgfältigen Erwägung unterziehen. Sie Haben, foweit e3 von Ihnen 
abhing, mit Eifer dazu beigetragen, die Roth in denjenigen Provinzen ji 
lindern, in welden die Bodenerträgnifie für den Unterhalt des Landmann 
unzureichend blieben. Scheiden wir mit der Hoffnung, geſtützt auf die für 
das Wachsthum der Teldfrüchte zeitweilige günftige Witterung , daß ball 
eine beffere Zeit beginnen und der Boden aufs neue jedem fleißigen Bebautt 
fein tägliches Brod lohnen werde.“ 


13. Juni. (Norwegen). Das Storthing lehnt einen Antrag auf Ab 
ihaffung des GStatthalteramtes ab, indem nicht einmal bie einfadt 
Majorität für benfelben erlangt werben Tann. 

Der Grundgedanke im Vorſchlag if: die Beſtimmung des Grundgeleie, 
wonad ein Mann aus Schweden das höchfte Aınt in Norwegen befleiden kann, 
abzufhaffen. Der Vorſchiag Hat eigentlich keine praktifche Bedeutung, weil 
jeit 1829 das Statthalteramt nur von Norwegern beſetzt gewejen ift, und if 
den letzten 13 Jahren die Geſchäfte deffelben bon einem der norwegiſchen 
Staatsräthe beforgt worden find; aber er hat infofern Bedeutung befommel, 
als von ſchwediſcher Seite geltend gemacht wird, daß biefe Grundgeſezbeſtim⸗ 
mung einen unionellen Charakter habe, und nur mit Einwilligung des ſchwe⸗ 
diſchen Reichſtags und der Regierung verändert werden könne. Im Jahre 
1859 wurde der Vorſchlag vom Storthing genehmigt, erhielt aber nicht die 
Betätigung des Konigs. 


28, Sat. Trauung bes Kronprinzen von Dänemark mit ber Prinzeſir 
oviſa. | 
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10. Nov. (Schweden) Das hödfte Tribunal mißbilligt vier der dem 


16. 


König von bem lebten Reichstag vorgelegten Geſetzvorſchläge und 
räth von ber Beitätigung berfelben ab, 

nämlich: 1) Veränderung des beftehenden Geſetzes in Betreff Fremder hriftlicher 
Glaubensbekenner und ihrer Neligionsübung; 2) Aufhebung der Verantwort« 
tichleit für denjenigen, welcher zu einer irrigen Lehre (womit Hier natürlich 
jede jolche gemeint ift, die nicht mit der evangeliſch⸗lutheriſchen nach der un⸗ 
veränderten Augsburgiſchen Confeſſion üÜbereinftimmt) übertritt, oder eine ſolche 
außbreitet; 3) Aenderungen in dem Goncursgeje in Betreff der Abjchaffung 
des Gläubigereides, jowie in dem Akkord; 4) die Einführung eines eigenen 
Advokatenſtandes. 


„ (Schweden) Der König verſagt ſchließlich wirklich den Be: 
ſchlüſſen des Reichstags gegen die bisherige Intoleranz theilweiſe ſeine 
Sanction. 


28* 


11. Rußland. 


Anf. Ian. Das römifch-fatholifhe Collegium in St. Petersburg gibt ein 


11. 


13. 


ben Ruflificirungstendenzen ber Regierung bez. bes kath. Gottes: 


bienftes ungünftiges Gutachten ab. 

Dem Collegium als der römiſch⸗katholiſchen Ober⸗Kirchenbehörde war zu- 
nächft die Frage zur Begutachtung vorgelegt worden, ob der Berrichtung des 
Kirchengebets für den Kaiſer und die kaiſerliche Familie in ruſſiſcher Sprade 
beim romiſch⸗katholiſchen Gottesdienft, die ſich in Litthauen und Reußen als 
eine dringende Nothwendigkeit herausgeſtellt habe, kirchlicherſeits irgend welche 
Bedenken entgegenſtehen. Das abgegebene Gutachten lautet nun dahin, daß 
das öffentliche Kirchengebet für den Kaiſer nicht in ruſſiſcher, ſondern nur in 
lateiniſcher oder polniſcher Sprache abzuhalten ſei, und zwar deßhalb, 
weil für das römiſch-katholiſche Bekenntniß in Litthauen vom Papft mur 
die polnische, Litthauifche und lettiihe Sprache als Nationalipradden anerkannt 
feten und die ruſſiſche Sprache bisher noch gar nicht in der römiſch⸗katholiſchen 


- Kirche gebraucht worden fei, mithin ohne Genehmigung des Papftes auch ferner 


bei Strafe der Ercommunication nicht gebraucht werden dürfe, Die ruffilce 
Tagesprefje verlangt von der Regierung einftimmig,. daß die als nothwendig 
erkannte Ruffificirung des römiſch⸗katholiſchen Gottespienftes in Litthauen ohne 
Rückſicht auf dieſes Gutachten zur Ausführung gebracht werde. 

„ (Süpdweitl. Gouv.) Gen. Bezaf, bisheriger Gouverneur von 
Kiew, Volhynien und Podolien F. An feine Stelle tritt Fürft 
Dondukow⸗Korſakow. | 

„ Der „Regierungsbote" als einziges vfficielles Blatt der Ne 
gterung beginnt zu ericheinen. 

„ MNRordweftl. Gouv.). Den polnifhen Gutsbeſitzern wird 
neuerdings eine Steuer von 25 % des Geldertrags ihrer Güter be 
hufs Dedung ber aus ber Anfurrection bes J. 1863 der Regierung 


erwachſenen Koften aufgelegt. 


„ (Polen). Der kath. Biſchof von Lublin, Sosnowski, flüchtet 
nach Lemberg. — Das bisher ſelbſtändige Poſtweſen in Polen hört 


auf und wird bem ruffiigen Minifterium unterftellt; zahlreiche pol: 


niihe Beamte verlieren babei ihre Stellen und werden broblos, 
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— Von dieſem Tage an hat in ganz Polen der alte Kalender 
ausfchliegliche Geltung. 


— San. Beſuch des Fürften Nikolaus von Montenegro. Derſelbe wirb 
in ©t. Petersburg demonftrativ ausgezeichnet und gefeiert. 


— „ (Bolen). Ale Oymnafien in Warfchau find nunmehr ruflifizirt. 


— „Mordweſtl. Gouv.). Aud ber jüdiſche Cultus in Litthauen 
fol ruflifizirt werben. 


Anf. Febr. Die Geiftlichleit aller . Confeffionen darf fih in ihrem 
Berkehr mit ben Behörden fortan nur mehr ber ruſſiſchen Sprache 
bedienen. j 


26. „ (Bolen). Die bisher beſtandene griechiſch-unirte Commiſſion 
wird aufgehoben und nad St. Petersburg verlegt. 


‘ 
Mitte März (Norbweftl. Gouv.). Fortgang ber Maßregeln. gegen 
ben Gebrauch der polniſchen Sprache. 

Ein Circular des Gouverneurs von Wilna erläßt, an die Murawiew'ſchen 
Vorſchriften erinnernd, um den Einfluß der Tatholifchen Geiftlichen, Gutsbeſitzer 
und anderer Perfonen polnifcher Nationalität zu hindern, ein Verbot gegen 
den Beſitz von polniſchen Elementarjchul- und Leſebüchern, und unterfagt ſelbſt 
Bätern und Müttern, ihre Kinder im Polniſchleſen zu unterweifen. Ferner 
beißt e8 in dem Qircular: daB das Verbot polnisch zu Sprechen ſich nicht 
nur auf die Gubernialſtädte befchränfe, fondern auch auf dem flachen Land 
in feiner ganzen Strenge angewendet werden mäfle. Es jchließt mit der Auf⸗ 
forderung nit nur an die Polizei, fondern auch an die Friedensrichter und 
Gemeindebeaniten, alle Berjonen, welche den erwähnten Vorſchriften ſich nicht 
fügen, zu denunciiren, um fie eine? ftrengen Verantwortlichkeit zu unterziehen. 


Ende „ (Polen). Es wird verfügt, daß aud bie bisher noch be- 
ftandene Yinanzabtheilung für Polen vom 1. Juli an aufgelöst 
werben ſoll. 


Anf. April. (Oſtſeeprovinzen). Kaiſ. Ulas über die Smancipation 
der Kronbauern in den Oſtſeeprovinzen. 

Derjelbe enthält folgende weſentliche Beſtimmungen: 1) Die Bauern der 
Krongüter können das von ihnen bebaute Land für immer in Erbpacht er⸗ 
halten oder Täuflich erwerben; auch können fie nad) fpeciellen Beflimmungen 
angrenzendes Kronland dazu kaufen oder eintauſchen. 2) Die Grundfteuer 
ſämmtlicher Kronbauern diefer Provinzen beträgt in Kurland 557,000 Rubel; 
in Livland 260,000 Rubel, in Eftland 4000 Rubel. Diefelbe ift für die fer- 
neren Grwerbungen der Bauern an Ländereien und Waldungen verhältniß« 
mäßig zu erhöhen. 3) Alle noch beitehenden Raturallieferungen und Abgaben 
der Bauern find durch einen Zujchlag zu der Grundfteuer abzulöjen. 4) So» 
bald die Regierungscommilfton ihre Arbeiten vollendet hat, erhält jeder Bauer 
über das ihm zugejprochene Land eine bejondere Acte mit genauer Angabe des 
Blächeninhalts, dee Grenzen, der Belaftung -desfelben ꝛc. 5) Die Arbeiten 
der Regulirungscommilfion müfjen in ſechs Jahren beendet jein. 6) Der in 
den RegulirungBacten beftimmte Grundzins darf binnen zwanzig Jahren, vom 
Datum des Ukaſes an, nicht geändert werden. 7) Die Bauern Haben dag 
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Recht, das ihnen verlichene Land als freies Eigenthum zu erwerben. In 
diefem Fall iſt der Anlaufspreis jedes Antheild aus der Gapitalifirung der 
jährlichen Grundfteuer zu 4 Procent zu berechnen. Auch können die Bauern 
daß fo berechnete Kapital im Laufe von 49 Jahren durch eine jährliche Ab⸗ 
zahlung von 54 Proc. (einfchlieklih der Zinfen) entrichten. 8) Außerdem 
fteht e& den Bauern frei, bejondere jährliche Anzahlungen zu machen, und 
zwar in baarem Geld oder in flinfprocentigen Kronpapieren, welche in dieſem 
Zalle zum Nominalwert angenommen werden follen. Sole Unzahlungen 
dürfen nur in Beträgen von nicht weniger als 100 Rubeln geleiftet werden. 


Anf. April. (Polen). Der Biſchof von Auguftowe, Graf Lubienski, pro 
teftirt gegen die Verfügungen bes Peteräburger römiſch-katholiſchen 
Eollegiums, ruft feinen Delegirten aus demfelben zurüd und erläft 
den Befehl an die gefammte Geiftlichkeit feiner Diöcefe, Teine ihr 
von jenem Collegium zugehenden Verordnungen einzuführen. Der 
Biſchof wirb vorläufig polizeilih überwacht. 


7.» Polen). Ein kaiſ. Edict verorbnet die Erriätung von Cameral; 
böfen in ben 10 Gounernements des Königreichs Polen, bie am 
1. Suli d, J. ihre Thätigkeit zu beginnen haben. 

Rad Errichtung der Eameralhdfe wird die in Warſchau noch beftehenbe 
bejondere Finanzverwaltung aufgehoben, und die oberfte Leitung der Ange 
legenheiten des Kaſſenweſens, der direeten und indirecten Steuern, der Staat3- 
ſchulden des Königreichs, der Berechnungen mit ausländifhen Regierungen, 
der polnischen Bank und der landſchaftlichen Ereditgejellichaft dem Minifterium 
des Reichs übertragen. u 

17. „ Mord- und ſüdweſtl. Gouv.). Ein kaiſ. Ukas rebucirt 
bie den polniichen Gutsbeſitzern in Litihauen, Kiew, Volhynien und 
ber Ufräne auferlegte willfürliche Eteuer, macht fie dagegen zu einer 
ſtändigen und beftimmt, daß biefelbe vom Jahre 1870 an 2,500,000 
Rubel betragen folle. 


„ (Polen). Die Regierung leitet eine, Unterfuhung bez. ber 
Flucht des Biſchofs Sosnowski von Lublin ein. Das Kapitel 
unterwirft fich feinerfeits dem röm.-kath. Collegium in St. Peterburg. 


19. 


4. Mai, Mor dweſtl. Gouv.) In Wilna wird ein Verein für Aus- 
breitung bes orthoboren Glaubens mit Zmeigvereinen in ganz Fit 
thauen mit großem Pomp eröffnet, Ä 

13. „ (Bolen). Ein kaiſ. Erlaß befiehlt au die Ruſſificirung ber 
deutfchrevangelifchen Hauptſchule in Warfchau. 

Mitte „ (Polen). Die no übrigen Klöfter in Polen werben auf 
den Ausiterbeetat gefeßt und ihnen die Aufnahme von Novizen verboten. 

31. „ (Bolen) Der renitente Biichof v. Auguſtowo, Graf Lubiensti- 
wird unter militärifcher Escorte ins Innere von Rußland abgeführt. 


7. uni, (Ofifeeprovingen). Der Prof. Schirren in Dorpat wirb 
wegen jeiner DVertheidigungsichrift zum Schutze ber Nechte der Oft- 
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ſeeprovinzen gegen bie Angriffe bes Ruflen Samarin feiner Stelle 
entjeßt und geht nach Deutichland, 

Mitte Juni. (Polen). In St. Petersburg wird bie Nuffificirung ber 
Univerfität Warſchau bejchloffen und werben fofort die Kinleitungen 
zur Ausführung getroffen. 

17. „u (Polen) Der Biihof v. Auguſtowo, Graf Lubiensli F auf 
dem Transport in Niſchni-Nowgorod. 


n Aufftand der Kirgifen im Gebiet Uralst, denen eine neue, ſtram⸗ 
mere Organiſation aufgelegt werben ſollte. 

Die neue Organifation der Rirgiien hatte id in dem Gebiete Turgutai mit 
aller Ruhe vollzogen. Nicht jo im Gebiet Uralsk. Die GebietSvermaltung 
fonnte ihre Chätigtei nicht eröffnen, In der erften Zeit erregte die neue Ord⸗ 
nung der Dinge jo ernfte Unordnungen unter den Rirgifen, daß Koſakenab⸗ 
theilungen dahin entjendet werden mußten. Die Kirgifen und die uralifchen 
Kofaken find von Alters her feindjelige Elemente, Der Streit Über den Beſitz 
des linken Ufers des Ural, als des vortheilhafteften Punktes in Blonomijcher 
Hinficht, dauerte ſchon jeit vielen Jahren, und hat e8 jedes Jahr eine endloje 
Reihe von Streitigkeiten, Naufereien und Prozeſſen hervorgerufen, die bis jet 
bei den Kirgiſen dur Vermittlung der GebietSbehörde, bei den Kojafen durch 
ihre Borgefegten entichieden wurden, während der Generalgouverneur die Cafſſations⸗ 
inftanz war. Seht jollen die Kirgijen dem Kriegsgouverneur von Uralsk, der 
zugleih Hetman der uraliſchen Koſaken iſt, untergeordnet und ſomit gewiffer« 
maßen mit diefen verſchmolzen werden. Das Uebergewiht wäre ganz auf 
Seiten der Koſaken um fo mehr, als die Gebietöverwaltung ausſchließlich aus 
dent Koſakenſtand angehörigen Perjonen gebildet werden und die Ortsvorſtände 
gleichfalls Koſaken fein follten. 


41. Auli. Der Kaifer betätigt einen Beſchluß des Reichsraths, welcher 
die Erblichfeit des geiftlihen Standes aufhebt, und e8 den Söhnen 
ber Weltgeiftlichfeit, unter Gewährung entfpredhender Standesredhte 
und Befreiung von ber Militär: und Steuerpflicht anheimftellt in - 
ben Militär: und Civilbienft einzutreten, ober irgend einem Gewerbe 
ſich zuzuwenden. 


Bon der größten Bedeutung für das griechiſche Rirchenleben if bie ſchroffe 
Trennung der ſchwarzen oder Kloſtergeiſtlichkeit von der weißen oder Welt⸗ 
geiſtlichkeit. Aus jener, der gebilderen, mächtigeren Klaſſe rekrutiren ſich auch 
alle höheren Wurdenträger der Kirche, die Biſchöfe, Kloſtervorſtände und 
Directoren der geiſtlichen Lehranſtalten. Die weiße Geiſtlichkeit bildet einen 
erblichen Stand, und zerfällt in zwei Unterklaſſen, den eigentlichen Prieſter⸗ 
ſtand und den der unzähligen niedern SKirchendiener, Sänger u. |. w. Alle 
diefe Perjonen werden im geiftlicden Stande geboren, und genießen darum 
das Recht ber Exemtion von der Steuer- und Militärpflicht, und dürfen ihre 
Söhne in die geiftlichen Anftalten jchiden, welche zugleich Penfionate find. 
Wer feinen Seminarcurjus ehrenvoll beendet, wird Priefter, und gebt nad 
Umftänden auf die Alademie, um zu höherer Raufbahn fi vorzubereiten. 
Wer nur die dritte Cenſur erhalten, muß ſich mit der unlergeorbneten ſchlecht 
dotirten Diakonie begnügen; wer gar fein Eramen beftanvden, geht unter die 
niedern Slirchendiener oder als Novize ind Klofter. Jene nach vielen Tauſen⸗ 
den zählende Menſchenklaſſe, deren Unbildung faft ſprüchwortlich geworden, 
hängt als Bleigewicht an der Weltgeiſtlichkeit, dieſelbe in den Staub ziehend 
und an jeder freien Bewegung hindernd. Ebenfo Anbei man in den Klöftern 
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Schaaren junger Leute, welche, unfähig durch irgend eine bürgerliche Beſchafti⸗ 
gung ihren Unterhalt zu erwerben, um nicht unter die Soldaten geftedt zu 
werden, in den Mönchſtand übergetreten find, und ihr Leben in Müßiggang 
und mechaniſcher Erfüllung der Ordensporjchriften verträumen. Durch langes 
Noviziat um alle Selbftändigkeit gebracht, von alten weltlichen Bildungsele 
menten abgejänitten und frühzeitig an Scheinthuerei gewöhnt, iſt gerade bie 
in Klöftern aufgezogene Jugend felten im Stand, unter Wahrung der geifligen 
Miürde irgendwelche Früchte geiftiger Arbeit zu erzielen und bildend auf die 
niedern Volksklaſſen einzuwirken. Gegen dieſes kirchliche Proletariat richte 
fi der vom Kaiſer beftätigte und im „Reg.-Anz." veröffentlichte Reid 
rathsbeſchluß. 


8. Juli. (Polen). Ein k. Ukas befiehlt die Reorganiſation der War: 


27. 


ſchauer Univerfität. Eine Minifterialverfügung ordnet die Ausführung: 

Die künftige Vortragsſprache ift ausſchließlich die ruffifche. Die bisherigen 
Profefforen und Docenten, welche Feine Ruſſen und der ruffiihen Sprache noch 
nicht mächtig find, verbleiben, wenn auch nicht als definitiv an der neuen Ans 
ftalt angeftellt, für die nächften drei Jahre noch in ihrem Amt, und Können 
während diefer Zeit ſich noch der polnischen oder deutſchen Sprade als Lehr: 
ſprache bedienen. Nah drei Jahren müſſen fie fich die ruffiihe Sprade in 
dem Grade angeeignet haben, daß fie darin dociren fünnen; den Beweis dafür 
haben fie dadurch zu liefern, daß fie auf einer ruffifchen Univerfität, mit Aus⸗ 
nahme Dorpats, den Doctorgrad erwerben. Beftehen fie diefe Prüfung, jo 
treten fie als ordentliche Univerfitäts- Profefioren (bisher war für die Auffen 
die Warſchauer Univerfität noch keine Univerfität, jondern nur eine Hochſchule) 
mit bedeutend erhöhtem Gehalt ein; beftehen fie dieſelbe nicht, jo werden fie mit 
der gefeglichen (erheblichen) Penfion entlafien, die fie aud) außerhalb des Yandes 
verzehren können. Ausländiſche Docenten jollen, wenn e8 nicht dringend nöthig 
ift, fortan nicht mehr angejtellt werden; dagegen werben bedeutende Summen 
zu Stipendien für bejonders befähigte Ruſſen ausgefegt, um fih auf aus 
wärtigen Univerfitäten für eine Profeffur vorzubereiten... Bel der Immatri⸗ 
culation jollen die Söhne der in Polen wohnenden Ruſſen beſonders berüd» 
fiogtigt werden. Der neue Etat der Univerfität ift glänzend. Diejenigen Docenten, 
welche ſchon etwas Ruſſiſch verftehen, follen ſchon nach zwei Kahren zur ruffifchen 
Doctor-Promotion und definitiven Anftelung zugelaffen werben. Auch der 
Vortrag über die polnijche Literatur muß künftig in ruffiiher Sprache gehal- 
ten werden. Das Lehrerperfonal der in Warſchau zu gründenden ruffifchen 
Univerfität wird nad) den etatSmäßigen Beitimmungen aus 88 Berfonen bes 
ftehen. Die Gehalte für dasjelbe find, namentlich in den höheren Stufen, 
keineswegs karg bemefjen. Sie betragen: für den Nector 5000 SR., für jeden 
der 27 ordentlichen Profefioren 3000 SR., fiir jeden der 20 außerordentlichen 
Profeffioren 2000 SR., für jeden der 21 Docenten 1200 SR. x. Zur 
Unterhaltung der Cabinete, Yaboratorien und Kliniken find etatsmäßig jährlich 
15,650 SR., zur Anſchaffung von Zeitungen und andern periodifhen Blättern 
800 SH. beitimmt. Eine jchwere Aufgabe für die Regierung ift bei dem 
notoriichen Mangel an ruſſiſchen Gelehrten die Hauptſache: die Herbeiſchaffung 
der nöthigen Zahl von Univerfitätsprofefioren und Docenten. 


„Golen). Ein k. Ukas befiehlt die Aufhebung ber römiſch⸗ 
kath, Didcefe Minsk. Die zu bemfelben gehörigen Kirchſpiele 
werden bem Bisthum Wilna zugetheilt und dem bisherigen Biſchof 
gleihfals Wilna als Aufenthaltsort angewieſen. 


Der Biſchof, die Prälaten und Domherrn der aufgehobenen Diöceje bes 
beziehen ihre Gehalte unverfürzt bis zu ihrem Tod oder zu ihrer anders 
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weitigen Anſtellung. Die Mitglieder des Conſiſtoriums dagegen find ihrer 
Bejoldungen verluftig erflärt und die Kathedralkirche wird in eine rufftich-orihodore 
Pfarrlirche umgewandelt. Am 3. Od. findet auch wirklich der erſte ruffiiche 
Gottesdienft in derjelben ftatt. 

— Ali. Die Regierung unterfagt ben tath, Biſchöfen die Theilnahme 
an ben bevorſtehenden römiſchen Concil. 


12. Aug. Die officiellen Blätter erklären, daß der Aufſtand ber Kirgiſen 


unterbrüdt ſei. 


| 13. „ Der Kaifer geht zum Sommeraufentbalt nad) Livabia, wo er 


ben Beſuch des Fürften Karl von Rumänien erhält. 


— „ (DWefl. Gouv.). Die Einführung der ruſſiſchen Sprade in 
ben kath. Gottesdienft, ‚obgleich von ben Behörden eifrig betrieben, 
macht doch nur geringe Fortſchritte. Nur felten hat die ruffiiche 
Prefje die Genugthuung, berichten können, daß wieder ein Fatholifcher 
©eiftlicher eine ruffiiche Predigt gehalten habe. 


12. Det. Der Emir von Bohara läßt in Et, Petersburg anzeigen, 
daß er eine Geſandiſchaſt mit Geſchenken (Tribut) an den Czaar 
dahin abjende. 


24 „ (Bolen). Eröffnung der ruffificirten Univerfität Warſchau. 


2. Nov. Der Kaifer empfängt die bocharifche Geſandtſchaft, an beren 
Epite der Eohn des Emir felber fteht und nimmt die Geſchenke 
(ben Tribut) berfelben entgegen. 


16. „ (Oftjeeprovinzen). Ein kaiſ. Ukas beſtimmt, daß ſämmtliche 
Unterrichtsanſtalten des Dorpater Lehrbezirks ihre amtlichen Correſpon⸗ 
denzen ſowohl unter einander als mit anderen Behörden ausſchließ⸗ 
lich in ruſßſcher Sprache zu führen haben. 


8. Dec. Feier des hundertjährigen Jubiliäums des Et. Georgs-Ordens. 
Der Kaifer ertbeilt dem König von Preußen, ber feit 1841 den 
Orden 4. Klaſſe Thon befißt, denjenigen 1. Klaſſe. Derfelbe wird 
ftatutengemäß nur für eine gewonnene Schlacht ertheilt. Unter biejer 
fann in dieſem Fal nur Eabowa gemeint fein. Der Schritt madt 
baber großes Auffehen in ganz Europa. 

Telegramm des Kaiſers an den König: „Sch danke Ihnen herzlich 
für Ihren freundlichen Brief, den mir Prinz Albrecht übergeben hat. Indem 
wir uns zu unferer militärifchen eier anfchiden, bitte ih Sie im Namen 
aller Ritter des Georgen⸗Ordens die erfte Klaſſe dieſes Ordens anzunehmen, 
welcher Ihnen mit Recht gebührt und den wir mit Stolz auf Ihrer Bruſt 
ſehen werden. Empfangen Sie denſelben als einen neuen Beweis der Freund⸗ 
ſchaft, die uns vereinigt und auf den Erinnerungen an jene große uns ewig 
denkwurdige Epoche beruht, in weldder unjere verbündeten Armeen für einen 
gemeinſamen und heiligen Zwed kämpften. Zugleih habe ich mir erlaubt, 
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Ihrem Ülügeladiutanten Werder die vierte Klaſſe dieſes Ordens zu verleihen.‘ 
Untwort des Königs: „Tief gerührt, mit Thränen in den Augen, dante 
id Ihnen für die mir erwiefene Ehre, welche ich nidyt erwarten Konnte, Aber 
noch mehr erfreuen mich die Ausdrücke, in welder Sie mir diefelbe ankündigen. 
Wirklich ſehe ih in.diefen Ausprlüden einen neuen Beweis Ihrer Freundidaft 
und der Erinnerung an die große Epoche, in welcher unfere verbündeten Armen 
für ein heiliges Ziel ftritten. Im Namen diefer Freundſchaft und dieſer Er- 
innerung nehme ich mir die Freiheit, Sie zu bitten, meinen Orden „Pour 
le mérite anzunehmen. Meine Armee wird ſtolz jein, Sie als Ritter vide 
Ordens zu jehen. Erhalte Sie Gott." 


Dec. Ruffiihe Truppen befegen bie Bucht, von Krasnowodsk an 
ber S.D.Küfte des kaſp. Meeres, als Stügpunft für weitere Ope 
rationen in Mittelaflen, zumal gegen Chimwa. 


12. Türkei. 


3. Ian. Die Pforte erhält die Einladung Frankreichs zu ber europäiſchen 


5. 


Conferenz behufs Regelung ihrer Differenz mit Griechenland. 
» Ein Deeret vegelt bie bisher getroffenen Maßregeln gegen bie 
griehiihen Unterthanen. 

Nachdem die Verträge zwiſchen der Pforte und Griechenland ſuspendirt 
worden find, werben die griechifchen Unterthanen in der Türkei unter die 
Landesgeſetze geftellt. Griechiſche Unterthanen, welche entweder von griechiſchen 
Unterthanen abftammen, oder dur) das Londoner Protokoll joldde geworden 
find, werden je nach Belieben der Regierung ausgewviefen werden. Diejenigen, 
welche als ottomaniſche Unterthanen geboren und griehifche Unterthanen mit 
griechiſchen Päflen geworben find, müſſen entweder ihre frühere Nationalität 
annehmen oder werden außgewiehen. Wenn fie zurüdlehren, werden fie ent» 
weder als ottomanijche Unterthanen betrachtet oder, falls fie dieß verweigern, 
unwiderruflich vom ottomaniſchen Gebiete ausgefchlofieen. Die in Bezug auf 
die griechiſche Handelsmarine getroffenen Verfügungen bleiben aufrecht erhalten, 


„ (Gandia). Auch der junge Petropulaki ergibt fi mit 150 Frei: 


ſchärlern. 


„Zuſammentritt der europäiſchen Conferenz in Paris behufs Bei⸗ 
legung ber türkiſch-griechiſchen Differenz. Die Türkei erhält in 
derſelben berathende und beſchließende, Griechenland bloß berathende 
Stimme. 

„ Daud Paſcha iſt in Wien thätig, um ber Pforte die Mittel 
für Herſtellung eines türkiſchen Eiſenbahnſyſtems zu ſichern. 
„CCandia). Alle Mitglieder der proviſoriſchen Regierung find 
gefangen, vier getödtet, die Archive aufgefunden. 


| „ Die Parifer Conferenz befchließt eine an Griechenland zu rich⸗ 


tende „Declaration”. Die Pforte tritt nach einigem Zögern bem 
Beichluffe bei (ſ. allg. Chronik). 

»„ (Rumänien) Die II. Kammer lehnt die geforderte Anleihe 
ab und will nur die Emiſſion von Schatzbons auf ein Jahr be 
willigen. eh 
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19. Jan. (Rumänien). Die von Bratiano während feiner Verwaltung 


20. 


21. 
22. 
26. 


27. 


28, 


aufgeftahelte Bevölkerung fommt nad feinem Sturze nur allmählich 
zur Ruhe, zumal in der Hauptſtadt. Ein ihm zu Ehren gege 
benes Banket fördert noch bie ausfchweifendften Reden zu Tage. 
»„ (Sandia). Ber Sultan erläßt einen Yermian, ber bas neu 
Grundgeſetz der Inſel enthält. 

„ (Rumänien). Die Führer ber im vorigen Jahre gegen Bul: 
garien organifirten Freiſchaaren werben von ben Gerichten ver: 
urtbeilt. 


»„ Die Pforte erläßt eine Eirculardepefche über das Refultat ber 
Pariſer Conferenz, in ber fie fih mit demſelben zufrieden erklärt. 
Hobert Paſcha verläßt feine bisherige Stellung vor Syra. 

„ (Rumänien) Die Regierung erläßt ein neues Circular an 
die Präfecten gegen bie bisherige Propaganda bez. der chriftlichen 
Untertbanen ver Pforte. 

„ (Rumänien) I. Kammer: Berathung bes Budgets. Die 
bisherige Subvention von 6600 Fr. für katholiſche und proteftan: 
tiihe Schulen im Lande wirb geftrihen und ber Betrag der für 
rumänifche Vereine in Siebenbürgen und ber Bufowina ausgefehten 
Subvention beigefügt. 


„ (Rumänien). I. Kammer : Berathung des Budgets. Die 
Herabſetzung des Gehalts des Metropoliten von 36,000 auf 
24,000 Fr. wird nur mit 47 gegen 45 Stimmen abgelehnt. 

„ (&Xegypten). Der Vicefönig eröffnet die ſog. Delegirtenver⸗ 
fanımlung durch eine Thronrebe. 

»„ (Rumänien) Die jeit fünf Jahren beftehende franzöſiſche 
Militärcommiflion wird von ber franzöflihen Regierung abberufen, 
ba der Fürft fich bei der Reorganiſation der Armee mehr dem preu- 
Bilden Militärfyften zu nähern bemüht ift. 


Anf. Febr. Die noch vom Phanar abhängigen Patriardate haben nun 


n 


auch ihre Meinung und zwar in negativem Sinne bez. ber bulga- 
riſchen Kirchenfrage ausgeſprochen und lehnen den Vorſchlag ber 
Pforte, doppelter Episcopat und doppelte geiſtliche Jurisdiction, ab. 
Einſtweilen hat alſo der Patriarch ſeinen Zweck eines Aufſchubs, 
wo möglich für immer, erreicht. Weder bie Pforte noch die Bul⸗ 
garen geben ſich jedoch damit zufrieden. 

Jene Patriarchate erörtern in einer Denkſchrift an die Pforte ausführlich 
ihren Vorſchlag zur Löfung, jedoch Yediglih auf Grund der Beichlüffe der 
vier erften Goncilien, indem fie abfichtlih die politifche und die nationale 
Seite der Frage bei Seite laſſen. 

Die Bilayet:Berfaffung wird auch für Renftantinopel und den 
Bosporus eingeführt. 
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— Febr. (Candia). Die letzten Inſurgenten ergeben ſich. 


5. 


” 


/2 


„ Die Pforte erläßt ein Nationalitätengefeß. 

Nach demfelben können türkifche Unterthanen fih nur mit Ermächtigung 
des Sultans im Auslande naturalifiren laffen; ohne diefe Ermächtigung 
werden die im Auslande naturalifirten, aber in der Türkei wohnenden 
türkiſchen Unterthanen nach wie vor als ſolche angefehen. 

» (Rumänien). IL Kammer: Der Minifterpräfident Demeter 
Ghika kündigt der Kammer die Demiffion des Minifteriums an: 

„Wir glaubten berufen zu fein, die inneren Kämpfe, durch welde Rumä⸗ 
nien jo jehr gejchwädt wird, zu beenden. Mit großem Bedauern jehen wir, 
daß e8 uns nicht gelungen ift, diefen unferen Wunſch zur Ausführung zu 
bringen. Einige wollten und wollen uns nur gebrauchen als Werkzeuge ihrer 
Rache gegen jene Partei, über die fie fich jeit zwei jahren zu beklagen haben. 
Eine andere Partei dagegen verlangt von uns blinde Unterwerfung unter 
ihren Willen. Auf diete Weiſe können wir auch nicht eine Bewegung machen, 
ohne dem Einen oder dem Andern zu mißfallen, und entflehen dann endloſe 
Sinterpellationen und Discuifionen. Die Lage wird für uns um ſo ſchwieriger, 
als die Meinungen der Parteien fi immer ſchroffer einander gegenüberftellen. 
Da e8 uns ſomit, ungeachtet aller unferer Opfer, nicht gelingen konnte, nad) 
dem Gefallen der Einen oder der Anderen zu handeln, fo haben wir jeit 
geftern uns entſchloſſen, Se. Hoheit den Fürſten zu bitten, unjere Entlaflung 
zu genehmigen. Wir mollen nicht diejenigen fein, die Über Rumänien eine 


-Rataftrophe heraufbeſchworen. Wir finden uns bedroht von diejer Kataftrophe 


und glauben, e& jei befier, wenn wir ung zurüdziehen und die Beſeitigung 
der Gefahr geichicteren Händen überlafien. Wir find genöthigt, uns zurück⸗ 
zuziehen, da wir weder die Rolle der Führer übernehmen können, noch jene 
von Sclaven übernehmen wollen.* 

Der Fürft nimmt inzwiſchen die Demiflion nicht an, ſondern 
fordert die Miniſter auf, fich zu überzeugen, ob fie in ber Kammer 
in der That Feine Majorität hätten, ba die Bildung eine neuen 
Cabinets nothwendig von der Auflöfung der Kammer und Neus 
wahlen begleitet fein müßte. | 
» Griechenland unterzieht ſich dem Beſchluſſe ver Barijer Conferenz 
bez. feines Verhaltens zur Türkei (ſ. allg. Chronik). 

„ (Rumänien). U. Kammer: Der Minifterpräfident theilt der 
Kammer das an das Cabinet gerichtete Verlangen mit: 
Das Miniftertum möge einen nocdhmaligen Appell an den Patriotismus 


der Kammer ricäten und eventuell feine Demifjion zurüdziehen. Der Minifter- 


präfident erjuche demzufolge die Kammer, ein Votum des Vertrauens oder 
Mißtrauens abzugeben, indem fle erfläre, ob fie die Acte des Minifteriums 
unterftägen wolle oder nicht. Die Sikung wird hierauf für eine Stunde 
fuspendirt, damit fich die Deputirten untereinander berathen können. Rachdem 
die Actionspartei diefe Zeit benüßt, um die fefte Meberzeugung zu gewinnen, 
daß für fie durchaus keine Chance ei, wieder ans Ruder zu fommen, fo gibt 


‚bei Wiedereröffnung der Situng, als Sprecher der genannten Partei, der 


Deputirte Chitzu die Erklärung ab, „daß dem gegenwärtigen Minifterium 
die Unterftügung der Kanımer niemals gefehlt habe. Letztere habe die Budgets 
vorlage niemals en bloc, ſondern ftet3 ſehr ſcrupulds votirt, aber in allen 
anderen Fragen die Regierung unterſtützt. Man müfle fich deßhalb über den 
gegenwärtigen Zwijchenfall jehr wundern, da gar fein Grund für den Rück⸗ 
tritt des Minifteriums vorliege, es fei denn, daß etwa geheime Motive es zu 
diefem Schritt veranlagt hätten.” Der Minifterpräfident erklärt hierauf, 
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daß Herr Joan Bratiano, der Ehef der Sammermajorität, ihm erklärt habe, 
„er, der Minifter, dürfe nicht mehr auf die Majorität zählen“, worauf er & 
für das Beſte gehalten, daß das Miniflerium fi zurüdziehe. Hierauf at 
Ipinnt fi eine überaus lebhafte Debatte Georg Bratiano, von der 
independenten Fraction, beſchwoͤrt die Kammer, vie Lage des Landes nicht nd 
mehr zu verwideln, da die Gemüther ohnehin bereits jehr aufgeregt ſeien 
Angefichts der orientaliihen Trage jei das gegenwärtige Minifterium immer 
pin für da8 Land wünſchenswerther, als eine allzu unternegmungslufig 

egierung. Sandiano, don der alleräußerften Linken, meint, daß er di 
Minifter zwar nicht loben könne, indefien müſſe er fich do für Das Verblei⸗ 
ben derſelben ausſprechen. Nachdem noch verſchiedene andere Redner geſpro⸗ 
hen, ergreift der Miniſterpräſident nochmals das Wort und verlangt unte 
Hinweis auf Joan Bratiano’8 Aeußerung, die Kammer möge fich in enticie 
dener, klarer Fafjung für oder gegen das Minifterium ausſprechen. Endlich 
briht Joan Bratiano fein Schweigen mit der Erklärung, daß er die von 
dem Minifter angeführte Aeußerung zwar gethan habe, aber nur unter je: 
Augen. Diejelbe jei nur der Ausdruck feiner perjönlicden Anſchauung geweſen 
und hätte zu einem fo ernften Zwilchenfalle gar Leinen Anlaß geben jollen. 
Uebrigens ſei er bereit, dem Minifterium ein Vertrauenspotum zu geben, fo 
lange diejeß den gejeglihen Boden nicht verlaſſe. Der Minifterpräftdent be 


ſteht zum dritten Mal auf einem deutlich ausgeſprochenen Botum, morauf 
Vernesco folgenden Antrag formulirt: „In Folge der vom Minifterium 


abgegebenen Erklärung, feine Entlafjung gegeben zu Haben, und des Beharrens 
Sr. Hoheit des Fürften auf Nichtannahme dieſer Entlafjung, ſowie in Folge 
des vom Minifter geftellten VBerlangens, die Kammer möge dem Minifterium 
ein Botum geben, ob letzteres auf die Mithilfe und das Vertrauen der Ber: 
jammlung zählen könne — erklärt die Kammer, daß diefes Minifterium ihr 
Vertrauen befigt, und geht jodann zur Tagesordnung über.“ Diefer Antrag 
wird mit 89 gegen 4 Stimmen angenommen, ſechs Deputirte enthalten fi 
der Abſtimmung. 


Das Minifterium zieht feine Demiflion zurüd. — Auf eine 
Interpellation Bratiano's bez. der franzöfiihen Militärcommilffion 
antwortet der Minifter ausweichend, worauf die Kammer mit Mehr: 
heit ihr Bedauern über den Vorfall auszuſprechen beichließt. 


9, Febr. (Rumänien) DO. Kammer: Heftige Debatten über die von 


ber Regierung befchloffene Reactivirung des Generals Macedonski. 
Mit 68 gegen 42 Stimmen wird bie Zurüdnahme ber Verfügung 
gefordert und dem Minifterium ein Tadelsvotum ertheilt. 


„ (Rumänien) Der Fürft löſt die IL Kammer auf und orbnet 
Neuwahlen an. 

„ Die Pforte will den Sporaben ihre bisherigen Immunitäis-— 
privilegien entziehen und läßt zu biefem Ende hin die Hauptinjel 
Symi durch ein Geſchwader unter dem Befehl von Ahmed Kaiſſerly 
beſetzen. 

„ Fuad Baia F in Nizza. 

» Mopification des Minifteriums. Mithat Paſcha, die Seele ber 
wirklichen Reformbeftrebungen, wirb zum Gouverneur von Bagbab 
ernannt und bamit von Konflantinopel entfernt. 


„ Schluß der PBarifer Conferenz. Sowohl die Pforte als’ Griechen⸗ 
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land erklären fich bereit zur Wiederaufnahme ihrer gegenſeitigen 
diplomatiſchen Beziehungen. 

19. Febr. (Montenegro). Der Fürft kehrt von feiner Reife an bie 
Höfe von Et. Petersburg, Berlin und Wien wieder nad Cettinje 
urüd. 
| Der Fürft, vom ruſſiſchen Kaifer mit einem hiſtoriſchen Säbel (mit der 
ſerbiſchen Inſchrift „Bott erhalte den König") beſchenkt, ift ſeither fichtlich be= 
müht, eine hervorragende Stellung unter den Südflaven einzunehmen. 

22. Febr. Die türkifchen Häfen werden den Griechen wieber geöffnet. 


Anf. März (Serbien). Lebhafte Unterhanblungen mit ber Pforte, 
welche bie projectirte Drientbahn zur Verbindung Konftantinopelg 
mit dem ungarifhen Eijenbahniyftem durch Bosnien und nicht durch 
Serbien führen will, 

Mitte „ Kine türkiſche Circulardepeſche erklärt fi gegen bie von 
Rumänien ins Wert gefebte officiele Diplomatie Der Proteft 
wird mweber an den europäilchen Höfen, noch von den rumänifchen 
Kammern beachtet. 


418. „ (Aegypten). Die Schleufen des Suezcanals werden in 
Gegenwart bes Vicekönigs geöffnet. Der Erfolg iſt ein voll: 
ftändiger. 


20. „ Der biplomatifhe Verkehr mit Griechenland wird thatjächlich 


wicber angelnüpft. 


25. „ (Rumänien). Die Pforte gefteht Rumänien das unbeſchränkte 
Münzrecht zu, doch unter ber Bedingung, daß die Suzeränetät bes 
Sultans auf den Münzen irgendwie deutlich bezeichnet werde. Rumänien 
nimmt das Zugeſtändniß an, ohne die Bedingung zu erfüllen. 


29. „ (Montenegro) Große Feierlichkeiten bei Gelegenheit ber 
Taufe ber jüngften Tochter des Fürſten. 

Der Kaiſer von Rußland ift der Taufpathe. Sein Stellvertreter, Fürft 
Dolgorufi, Adjutant des Kaiſers, hält am 28. feinen Einzug in Eettinje mit 
auffallendem Gepränge. In feinem Gefolge befindet ſich der montenegrinijche 
Agent und Privatjecretär des Fürſten, Vazlik (ein geborner dfterr. Czeche), 
der ferbiihe Senator Kriftiti (Früher Miniiter des Ausw. in Belgrad), ſowie 
der ruffifche und norddeutſche Eonful in Raguſa. Auch die Eonfuln Englands, 
Frankreichs und Oeſterreichs in Scutari finden fih ein. Das Ganze erhält 
dadurch den Anftrih einer diplomatiſch⸗politiſchen Feſtlichkeit. Mit großen 
Ehren empfangen, benügt der gefürftete Taufpathe-Stellvertreter alsbald dieje 
Gelegenheit zu einer Anſprache an das montenegrinifche Volk „als ein Glied 
der großen. ſlaviſchen Völlerfamilie. Am Oftermontag nad der Tauffeiers 
lichkeit Truppenihau, Nachmittags Truppenmandver in ben benachbarten Ber⸗ 
gen, bei welchem die Mannſchaft außerordentliche Wertigkeit im Klettern mit 
Ober⸗ und Untergewehr darlegt. Dann das obligate Mahl, bei welchem 
Fuürſt DVolgorufi den Fürſten hochleben läßt und Montenegro der lebhaften 
Sympathien des Kaiſers Alerander verfihert. Als dritten Toaft bringt Fürft 
Nikolaus den auf das Wohl Milans, des Fürften von Serbien, aus, „wel« 
eher. in Freud und Leid zu Montenegro gehalten babe”, was Hr. Kriſtitſch 
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mit einem Trinkſpruch auf den Fürften der ſchwarzen Berge erwidert, it 
„Tein Land mit fo viel Weisheit regiere”. 

— März Die türfifhe Regierung fegt ihren Willen bez. ber Sporaden 
durch. Eine Inſel unterwirft fi nad ber andern ihrem Begehren, 


6. April. (Rumänien). Die Neuwahlen zur IL Kammer find gay 
gegen bie rothe Partei Bratiano ausgefallen, bie in ber nem 
Berfammlung nur 10 Stimmen gegen 147 zählt. 


8 „ (Rumänien). Der Gemeinberath ber Hauptſtadt wird megen 
feiner Haltung bei den Wahlen zur II. Kammer durch fürftlige 
Decret aufgelöft. 

Mitte „ Die Commiffion für Reform bes türkiſchen Unterrichtsweſens 
wird nah Mithad's Abgang wieder aufgelöft, | 

17. „ Daud Paſcha unterzeichnet in Paris einen Bertrag behufs Ser: | 
ftelung eines türkiſchen Eijenbahnneges. 

19. „ Die für die bulgarifdhe Kirchenfrage von ber Pforte niebdergefegte 
Commiſſion bat ihre Arbeiten beendigt. Das Reſultat ijt den 
Bulgaren günſtig. Indeß ift bie Genehmigung der Pforte gegen: 
über der Haltung bes griechiſchen Patriarchats zweifelhaft. Zur 
nächſt tritt in ber Angelegenheit ein Stillſtand ein und wirb bie Ant: 
wort bes lebteren erwartet. 


21. „ (Serbien) erhält von ber Pforte das Zugeſtändniß, Handels f 
verträge mit fremben Mächten felbjtändig abfchlichen zu bürfen. 

23. „ (Rumänien), Die Regierung fließt ein Anlehen ven 
au Mil. Pfr. St. ab zu 8% Proc. Binfen und zum Curie 
von 71%. | 


— „ Auch die Pforte Hält es für ongemeffen, cin biplomatijches 
Rothbuch zu veröffentlichen. 


Anf. Mai. Der zugleih mit dem Stantsrath beſchloſſene oberſte Gerichte: 
| hof erhält endlich feine befinitive Organifation. 

6. „ Der Sultan madt feinen alljährlihen Veſuch bei ber Pforte, 
hört den Verwaltungsbericht bes Staatsraths über bas Jahr ber 
Flucht 1285 an und hält darauf folgende Thronrebe: 

„Der jo eben verlefene Bericht conftatirt die Schaffung einer großen An 
zahl neuer Geſetze und Einrichtungen, deren Hauptzwed die Durchführung von 
Reformen in allen Zweigen der Berwaltung ift; er conftatirt die Zunahme 
des Reichthums und der Wohlfahrt des Landes, ſowie den Fortgang des mas 
teriellen, moraliſchen und intellectuellen Fortſchritts der Nation und die Or- 
ganifation unferer verſchiedenen Gerichtshöfe Es ift nicht zu bezweifeln, daß 
bei pünktlicher Durchführung diefer Geſetze, durch Verbefierung und Vervoll⸗ 
ftändigung derjenigen, deren Lüden dur die Erfahrung bewiejen, ſowie durch 
Schaffung neuer Geſetze, jobald ihr Nuten und ihre Nothwendigfeit erkannt 
worden, da8 Land den Brad von Eultur und Tortjchritt erreicht, auf welchen e3 
mit Recht Anſpruch erhebt, und daß die Größe und die Macht des Reichs in 
gleihem Maß Schritt halten. Da der Stantsrath gerade dazu gebildet 
worden, um dieſes Ziel zu erreichen, jo erkenne ich gern die hohe Bes 
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deutung und die Schwierigkeit feiner Beitrebungen an, und blide mit Genug» 
thuung auf die bereitß erzielten Ergebniffe, welche eine feſte Bürgichaft für 
die Bortheile bieten, die er in Zukunft dem Lande gewährt, und auf die Alt» 
ftrengungen, die er auf feiner fernern Laufbahn machen wird. Die Erfolge, 
welche im verfloffenen Jahr unjere Beftrebungen frönten, beweiſen uns, daß 
unſere Rechte überall anerkannt und geachtet werden; der bei diejer Gelegenheit 
und von unfern Freunden und Verbündeten geleitete Beiltand bat uns noch 
einmal ihre wohlwollenden Gefinnungen gegen uns bewiefen. Das alles ift 
lediglich die Frucht unferer Mäßigung und unferer Bemühungen, alles für die 
Erhaltung des allgemeinen Friedens zu thun, ohne uns jedoch von dem 
Wortlaut der beftehenden Verträge und den Sakungen des Völkerrechts zu ent⸗ 
fernen. Auch in Zufunft werden wir unsre Rechte unangetaftet zu erhalten und 
wie bisher die beftehenden Verträge zu beobachten beftrebt fein, jowie immer 
mehr die zwilchen uns und den auswärtigen Mächten beftehenden freundjchaft- 
lichen Berhältniffe und guten Beziehungen fefter zu knüpfen. Eine andere 
Gnade des Allmächtigen ift die Beruhigung der Inſel Kreta und die Wieder« 
fehr völliger Sicherheit auf diefer Inſel. Ich bin in der glüdlichen Lage, bei 
diefer Gelegenheit dem Heer, den Behörden und der ruhig gebliebenen Bevöl⸗ 
ferung diefer Inſel meine hohe Befriedigung auszufprechen für den Eifer und 
die Ausdauer, mit weldem fie zu diefem Erfolg beigetragen und für die hie- 
bei gefeifteten Dienfte. Oleichzeitig erkläre ich meinen feiten Willen, daß die 
neuen Gefege und Einrichtungen, welche geichaffen wurben, um die Wohlfahrt 
der Injel zu heben, und dem Nothſtand, unter welchem bie Bemohner während 
der letzten Ereigniſſe zu leiden gehabt, abzuhelfen, getreu und pünktlich aus⸗ 
geführt werden. Bon jeher und namentlich zu unferer Zeit ftand die Eultur 
und Wohlfahrt, und demgemäß die Größe und das Anjehen einer Regierung, 
im geraden Verhältniffe zu der Befeftigung und Hebung ihres Credits. Auch 
auf diefem Gebiete bin ich fo glücklich, mit den feit einigen Jahren erhaltenen 
Ergebniffen zufrieden zu ſein; in der That, vergleiht man unfern heutigen 
Credit mit jeinem Stande zu einer Zeit, mo unheilvolle Ereigniffe ihren Ein- 
fluß ausübten, fo fann man einen augenfälligen Fortſchritt nicht verkennen. 
Diefer Erfolg ift offenbar ein Ergebnik der Verbefierungen, die in der Erhe- 
bung der Steuern eingeführt worden, der guten Ordnung und der Sparjanı- 
feit in den Ausgaben, der Pünktlichkeit, mit der wir unſern Verbindlichkeiten 
nachkommen, und der Vermehrung der Staatseinfünfte, wie fie eine Folge der 
Tortichritte des Handels und der Induftrie if. Es ift daher mein erniter 
Wille, daß unfere Regierung Nuten ziehe aus der glüdlichen Erfahrung der 
fetten Yahre und auf dem Wege der joeben beiprochenen Reformen und Er⸗ 
iparungen fortfahre, ſowie, daß baldmöglichſt ein jährliches Budget Über 
Ausgaben und Einnahmen erjcheine, wie es jegt in Vorbereitung if. Es ift 
allgemein anerkannt, daß das für die Individuen beobachtete Gejeg über die 
fortjchreitenden Bebürfniffe au für die Nationen giltig ift; je mehr wirkliche 
Yortichritte fie auf den Bahnen der Eivilijation maden, um jo höher fteigen 
ihre Bedürfniſſe. So würden die Summen, welche vor 20—30 Jahren für 
die Unterhaltung der Streitkräfte zu Land und Wafler ausreichten, heute 
faum den fünften Theil der Koften für die Bewaffnung decken. Die Willen- 
ſchaft Hat ſeitdem derartige Zerſtörungswerkzeuge geichaffen, daß Teine weile, 
borausfichtige und auf die Erhaltung ihres Anſehens eiferfüchtige Regierung 
ihrer Anſchaffung innerhalb der Grenzen ihrer Mittel und der Erfordernifie 
ihrer Qage entrathen kann. Die heutigen Ausgaben des Staat Tönnen da- 
her in feiner Weile mit den früheren verglichen werden. Zum Glüd bilvet 
der fteigende öffentliche Wohlitand, gleichfalls eine Frucht der fortichreitenden 
wiſſenſchaftlichen Entwidlung, ein Gegengewicht gegen die fteigenden Ausgaben; 

und allemal, wenn diefe Hilföquellen nicht ausreichen, um die jo erzeugten 
Deficits zu deden, wendet man fih an den Credit. Der Fortſchritt und die 
Ordnung find aljo nicht möglich bei einer Regierung, folange nicht in allen 
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Zweigen der Verwaltung die ndihigen Verſſerungen durchgeführt find. Der 
Gredit beruht auf dem öͤffentlichen Reichthum, und dieſer jeinerjeit3 ift das 
Ergebniß der Fortichritte auf den Gebieten des Aderbaues, des Handels und 
der Induſtrie. Legtere beruhen hinwieder auf der Ausdehnung der öffentlichen 
Bildung, der Leichtigkeit der commerciellen Geſchäfte, der Vermehrung ver 
Verkehrsmittel, der intelligenten Ausbeutung der Bodenreihthlimer — und 
alle diefe find aufs engfte verfnüpft mit einer guten Rechtspflege, welde die 
Intereſſen und Rechte eine jeden in unparteiiicher Weile wahrnimmt. Alt 
aufrihtigen und unterrichteten Leute, weldhe, vertraut mit unjerer Vergangen: 
heit, unjere gegenwärtige Lage Tennen, werden die außerordentlichen Fortſchritte 
nicht läugnen können. Indeſſen diefe Fortſchritte felbft müſſen uns anjpornen 
in unſeren Anftrengungen, auf diefer Bahn nicht nachzulaſſen. Weit entfemt 
davon, unſere Blicke rüdmwärts zu richten, müflen wir unſer Auge unverrädi 
auf die noch vor uns liegende Strede gerichtet halten, die wir noch zu durd- 
laufen haben, ehe wir den Stand der großen civilifirten Nationen erreichen. 
Ich empfehle daher ernitlih allen Mitgliedern des Staatsraths, ohne Anſehen 
der Race oder Religion, jowie allen Beamten des Reichs fi als die Kinder 
eines Vaterlandes anzujehen und einmüthig zu arbeiten nad den bon mir 
foeben entwidelten Grundjägen und zum Wohle der Heimath. Bis zu unferem 
nächſten jährlihen Beſuch will ich, daß meitere Reformen und alle immer 
möglichen Foritſchritte verwirklicht werben. Feſt überzeugt, daß Die Rechte des 
Einzelnen nur dann wirklich gemwährleiftet find, wenn die Rechtspflege wohl 
organifirt ift und die Gejege pünktlich beobachtet werden, habe ih ausdrücklich 
befohlen, daß in einem bejondern Geſetzbuch die Beftimmungen unſeres heiligen 
Rechts (Scheri⸗Scherif) in einer den Bedürfniſſen der Zeit angemefjenen Weile 
vereinigt werden, daß die Gerichtsverfaſſung des Reichs vervollftändigt und 
die Ausführung aller Reichsgeſetze aufs ſtrengſte überwacht werde, Schlieklid, 
wie ich es Ihnen im vorigen Jahr bei derjelben Gelegenheit erklärte, wünſche 
ich, daß ein_jeder alle feine Bemühungen für das Glüd, die Wohlfahrt und 
den Ruhm des gemeinfamen Vaterlands aufbiete.“ 


411. Mai. (Rumänien). Eröffnung ber II. Kammer. Thronrede des Fürften. 


14, 


15, 


17. 


„ Der Sultan bejtätigt den von Daud Paſcha in Paris abgeſchloſſe— 
nen Eijenbahnvertrag. 


„» (Megpypten). Der Bicelönig einigt fi mit dem Engländer Baker 
über eine nach ben Gegenden des weißen Nils mit großen Mitteln zu unter: 
nehmenbe Erpebition behufs Unterdrüdung bes Negerhandeld an einer 
feiner Hauptquellen und gleichzeitige Ausdehnung ber Macht des Khedive. 
„ (Eandia). Die bisher noch in der Gefangenſchaft gehaltenen 
Anfurgentenführer werben freigelaffen und nah Syra gebradit. 

„ (Serbien). Die feit der Räumung Belgrabs ſchwebende Frage 
der Räumung auch der Kleinen Yeltungen Sakar und Klein-Zworniſts 
burh die Türken wirb endlich entſchieden. Der Sultan ertheilt 
dem ©eneralgouverneur von Bosnien den Befehl, die Ueberfiehlung 
der Türken aus biefen Orten nad) bem jenfeitigen Drina:Ufer jo: 
fort zu bewerfftelligen. 

„(Aegypten). Der DVicelönig tritt feine Reife an die Höfe 
ber europ. Großmächte an, um bie Souveräne zur Eröffnung des Suez: 
canal8 einzulaben und mit den Regierungen über bie Aufhebung refp. 

Mopiftcation der Kapitulationen zu unterhandeln. Der Vicefönig beſucht 
nach einander bie Höfe von Zlovenz, Wien, Berlin, Baris und London. 
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20.—28. Mai. (Rumänien). I. Kammer: Die Wahl des Bureau fällt 


ganz geuvernemental nnd die Antwortsabreffe durchaus loyal aus. 
„ Die ruffiihe Eynode in St. Petersburg erklärt ſich in einem 
Schreiben an ben Patriarchen für den status quo in ber bulgarifchen 


- Kirchenfrage und befeftigt damit den Miberjtand besfelben gegen 


die Wünſche der Bulgaren. 

„ Montenegro) verlangt von ber Pforte neuerdings bie Ab: 
tretung des Hafens von Epizza. Rußland und Preußen unterftüßen 
das Geſuch, Defterreih dagegen lehnt eine ſolche feinerfeits ab. Die 
Pforte weist das Begehren rund zurüd, 


5. uni. Die „Turquie“ veröffentlicht einen officidjen Artifel gegen die 


Mitte 


angeblihen oder wirklichen Abſichten des Vicekönigs von Aegypten, 
gegen’ feine Reife an bie europ. Höfe und beren Ziele. 

„ Tie Pforte ridtet an die kürkiſchen DVertreter im Auslande 
eine Circulardepeſche bez. ihrer Beichwerden gegen den Picefönig 
von Aegypten. Demſelben wird eine Abſchrift des Documentes 
zugeftellt, Der Vicekönig unterläßt es in Folge davon, über Konftanti: 
nopel zurüdzufehren. 

Die Pforte mißbilligt in ganz entjchievener Weile die von Vicekoͤnig er« 
griffene Initiative, um die Gegenwart der Herrſcher Europa’3 bei der Er⸗ 
Öffnung des Suezcanals zu veranlaffen, und erklärt die Einladungen für un« 
gültig (non autorisdes et non avenues). In gleicher Weiſe desavouirt fie 
die Verhandlungen, welche Nubar Paſcha zum Abſchluß eines Handelsvertrags 
zwiſchen Aegypten und den Mächten und zur Neutralifirung des Canals ans 
geknüpft hat, da fie dem Ferman zumwiderlaufen, der die Regierung Aegyptens 
Mehemed Ali nnd ſeiner Yamilie überträgt. Die Pforte proteftirt demge⸗ 
mäß gegen die Haltung des Bicefönigs und feines Minifters, da fie die Bedin⸗ 
gungen verlegt, unter denen er fein Lehen befigt, und erinnert gleichzeitig die 
Mächte an das Recht des Sultans, unter diefen Umftänden die Abjegung des 
VebertreterS vorzunehmen. 

» (Rumänien) I. Kammer: Die Regierung verlangt dringend 
eine neue Anleihe von 15 Mil. Fr. 

„ Der griechijche Patriarch lehnt das von der gemiſchten Commilfion 
porgefchlagene Compromiß in ber bulgarifchen Kirchenfrage in aller 
Torm ab. 

„ (Rumänien). Die U. Kammer wird gefähloffen, ber Senat 
aufgelöst. 

„— 11. Juli. (Serbien). Verſammlung ber Efuptichtina in 
Kragujevag behufs Ausarbeitung einer neuen Verfaſſung. Adreſſe 
an die Regentſchaft. Vorlage eines Entwurfs durch die Regentſchaft: 

Die Adrejje der Stuptihtina an die Regentihaft v. 29, Juni 
formulirt die Forderungen der öffentlihen Meinung mit einer Echärfe, wie _ 
fie bisher in Serbien in diefer Weile noch nie zum Borjchein gekommen find. 
Die Nationalverfammlung verlangt, um den Fortichritt ficherzuftellen, folgende 
Einrihtungen: 1) die Theilnahme des Volks an der Geſetzgebung; 2) daß 
der Landtag jährlich einberufen werden ſolle; 3) die Unabhängigkeit der Ge— 
richte; 4) die Gleichheit aller Bürger vor dem Geſetze; Ri die Verantwortlich⸗ 
feit der Beamien für ihre Amtshandlungen; 6) die Minijterverantwortlichkeit; 


7) die Gemeinde-Autonomie; 8) freie Preſſe; 9) Geſchwornengerichte (vorläufig 
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nur für das Verbrechen der Branbfiiftung und des Diebflahls), und 10) eme 
ſolche Organifation der Berwaltung, daß die wahren Volksbedurfniſſe befriedigt 
werden lönnen. Das wichtigfte nach diefen Yorderungen ift der Klar ausge 
ſprochene Wunſch der Skuptſchtina: daB das Bolt im Einverfländnik mit der 
Regierung einen Thronfolger für den Wall geſetzlich beftimmen möge, daß 
der Fürft Milan ohne gejeglihe Erben bleiben ſollte. Dieſer Thronfolge 
fol aus der männlichen Nachkommenſchaft der Töchter des Fürften Milch 
Obrenowitih I genommen werden. Somit hätten die ungarifchen Baron 
Nikolitſch und in erfter Reihe der Baron Theodor Nikolitſch die meifte Ausfiät 
auf den ſerbiſchen Thron. 

Die Borlage der Regentſchaft wird an eine Commiſſion gewieſen 
und das Elaborat berfelben von der Nationalverfammlung einftimmig 
angenommen und als neue Verfaſſung am 11. Juli verfündet. 

Dieſelbe anertennt als wmejentlichfte Punkte die Gleichheit aller Bürger, 
und nimmt die Orundfäge der Minifterverantwortlichfeit, Prefreiheit, Richter 
unabhängigkeit und Gemeinde-Autonomie an. Die Skuptichtina und der Fürfl 
bilden die gejeßgebende Gewalt. Die Abgeordneten werden auf drei Jahre 
gewählt. Der Thron ift in der männlichen Linie der Dynaftie Obrenowitid 
erblid. Der Senat bleibt als berathender Körper. 
ul. Muſtapha Fazyl Paſcha wird als Demonftration gegen ben 
Vicekönig von Aegypten zum Minifter ohne Portefeuille ernannt. 
„ (Aegypten). Der Vicelönig kehrt plößlih von Eaux bonnes 


nach Aegypten zurüd, wo er am 28. Juli anlangt. 


3. Aug. Note des Großweſſiers Aali an ben Birelönig von Aegypten. 


Derjelbe präcifirt darin bie Forderungen der Pforte gegenüber dem 
Vicekönig, zu denen feine Meile an die europ. Höfe Anlaß gegeben hat: 
„Ew. Hoheit find bereit alle die Gerüchte und die verjchiedenen Auslegun⸗ 

en belannt, welche das Hauptziel und der Hauptgegenftand Ihrer Reife nad 
uropa, jei es in der Preffe, jei es im Schooße der Cabinete, hervorzurufen 
nicht verfehlt haben. In dem Augenblicke, als diefe Gerichte allenthalben in 
Umlauf kamen, ſchien ung eine offene und loyale Erklärung das einzige Mittel, 
um alle Schwierigkeiten, welche durch diefe Gerüchte entftehen Eonnten, zu be 
feitigen. Ich will daher auf Befehl unjereß erhabenen Gebieter8 und bei Gelegen- 
beit der neuerlichen Rüdkehr Em. Hoh. nad) Aegypten Ihnen folgendes eröffnen: 
„Das Hohe Zutrauen und Wohlwollen Sr. kaiſerl. Majeſtät des Sultans 
gegen Em. Hoheit find durch mehr als einen deutlichen und materiellen Beweis 
conftatirt, jo daß wir nicht nöthig haben, Darauf des weitern zurückzukommen. 
In einer Epoche, wo fie fich zwiſchen politiihen Gomplicationen von hoher 
Wichtigkeit und hohem Ernft befand, hat ſich die Faiferlihe Regierung nicht 
geweigert, den verfchiedenen Bitten Folge zu geben, welche Em. Hoheit geftellt 
hatte, welche aber in den Augen der Welt keineswegs den Gefühlen der Loya⸗ 
fität zu entipredden fjienen, die unfer erhabener Gebieter von Ihnen zu er 
warten beredtigt war. Diejer Umftand und das fonderbare Verhalten der 
ägyptiſchen Truppen bei ihrer Ankunft und bei Beginn ihres Aufenthalts in 
Kreta zur Zeit der legten Inſurrection dieſer Inſel, die Eile, mit welcher man 
bei ihrer Abfahrt zu Werke ging, und mehrere ähnliche Zwiſchenfälle waren 
von Sr. kaiſerlichen Majeftät dem Sultan beinahe der Vergefjenheit übergeben 
worden ; all das Teviglich zu dem Zweck, Ew. Hoheit einen neuen Beweis des 
hohen Wohlmwollens zu geben, von dem er noch immer gegen Ew. Hoheit er- 
fült war. Em. Hoheit könnte alſo nicht mit gutem Gewiſſen in Abrede 
ftellen, daß Se. kaiſerl. Majeftät nicht nur die Fortdauer des beftehenden Ver⸗ 
bältnifjes innerhalb beftimmter Grenzen nicht hemmen wollte, jondern ſogar 
feine Unterftügung und kein Entgegenlommen in diefer Beziehung geipart bat, 
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„Das große Land Aegypten, welches unter die Verwaltung Ew. obeit 
geftellt ift, bildet einen der wichtigſten Theile des Gebiets Sr, kaiſ. Mai. 
Sultans, und deßhalb find die Wohlfahrt und das Glück der Einwohner * 
naiurlicherweiſe der Gegenſtand ſeiner lebhafteſten Fürſorge. Folglich und 
kraft ſeines Rechts als Landesheer hätte unſer erhabener Gebieter eine Ober⸗ 
aufſicht über die Ausgaben, welche die Gegenwart wie die Zukunft Aegyptens 
fo ſchwer belaſten, ausüben können. Wenn dieſe Ueberwachung nicht ausgeübt 
worden iſt, wenn auch andere Qodeitbreäte und „Pflichten, welche durch die 
kaiſerl. Sermane, die dem Haus Em. Hoheit die erbliche Verwaltung Aegyptens 
anvertrauten, bezeichnet find, nicht geltend gemacht wurden, jo folgt daraus 
mit nichten, daß etwa Se. Majeftät gejonnen ie, auf irgend eines feiner Rechte 
ober Pflichten zu verzichten, jondern nur, daß Sr. Majeftät der Ueberzeugung 
war, Ew. Hoheit würden in Ihrer hohen Weisheit diefes Gefchehenlafien nicht 
mißbrauden, und, eingevent der Wohlthaten, welche Sie genofien haben, ſich 
nie vom Wege der Treue und Ergebenheit entfernen. 

„In einem Zeitpunft nun, da diefe Heberzeugung in voller Kraft beftand, 
und wo das MWohlmwollen des Sultans für Ew. Hoheit noch fort und fort zu- 
nahm, wurde uns die Kunde von Ihrem Reijeplan nad Europa. Obwohl 
Ew. Hoheit uns von Ihrer Abreiſe ſelbſt benachrichtigt hatte, hielten Sie es 
doch nicht Für geboten, uns über den größern ober geringern Werth der Motive, 
welche die öffentliche Meinung diefer Reife unterlegte, zu unterrichten, noch 
au gaben Sie uns irgend welde Antwort auf unjer in Halbamtlicher Weiſe 
an Sie geſtelltes Erſuchen um Aufklärung. 

„Höchlich erſtaunt Über dieſes Stillſchweigen, glaubten wir doch den Zeit⸗ 
punft abwarten zu ſollen, wo uns die Thatſachen ein Licht darüber geben 
würden. In dieſer Zwiſchenzeit nun wurden wir benachrichtigt, daß Ew. Hoheit 
von Alexandria aus zunächſt in Corfu bei Sr. Maj. dem König der Hellenen 
einen Beſuch abgeſtattet und dieſen Fürſten zur Eröffnung des Suez⸗Canals 
eingeladen habe. Die Kunde, daß Sie dieſelbe Einladung auch an andere 
Souveräne, welche Sie beſuchten, gerichtet haben, folgte jener erſten Meldung 
auf dem Fuße nach. 

„Ich brauche Ahnen nicht erft zu verfichern, daß unfer erhabener Gebieter 
es mit großem Bergnügen jähe, wenn es ben Souberänen Europas gefiele, 
der Einweihung eines jo großen Werks, welches in einem der großherrlichen 
Gebietstheile zu Stande gekommen, beizuwohnen, und mit ihrem Wohlwollen 
eines der hervorragendſten Mitglieder ſeiner Regierung, welches die Verwaltung 
Aegyptens zu leiten hat, zu beehren. Nur iſt Ew. Hoheit auch zu erleuchtet, 
als daß es nöthig wäre, Sie daran zu erinnern, daß eine Einladung an einen 
unabhängigen Herrſcher nah einem fremden Lande von dem unabhängigen 
Herricher dieſes Landes jelbft außgehen muß. Gin gegentheiliges Berfahren 
veritößt ebenjo jehr gegen die Würde des Eingeladenen wie gegen die Rechte. 
des Landesherrn. Die Form, melde Em. Hoheit in diefem Falle gewählt 
haben, ift daher in jeder Hinficht unverträgli mit der Ehrerbietung, welche 
Sie den geheiligten Rechten unſeres Gebieters ſchulden, und mit den Rüdfichten, 


- welche gegenüber den erhabenen Yürften, bie Sie einzuladen unternahmen, 


nicht außer Auge gelaffen werden dürfen. 

„Andererſeits gehörte es zu den Pflichten der Vertreter der hohen Pforte, 
im Yuslande ich. zur Verfügung Ew. Hoheit als .eines der höchſten Würden⸗ 
träger unſeres Reichs zu ftellen. Nur durch diefelben mußte auch das öffent⸗ 
Ihe Auftreten Ew. Hoheit vermittelt werden. Es jcheint aber beinahe, als 
ob deren Befliffenheit, diefer ihrer Pflicht nachzukommen, weit entfernt Ew. 90 
heit angenehm zu fein, nur Ihr Mißfallen erweckt habe, und wir müſſen mit 
Bedauern von der Zurückhaltung Act nehmen, welche Sie in Ihrem Verkehr 
mit denfelben beobachten zu jollen geglaubt haben. 

„Ew. Hoheit weiß befier als irgend jemand — und es ift Übrigens aus⸗ 
drualich in den kaiſerlichen Beſtallungsbriefen feſtgeſetzt — daß mit Ausnahme 
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ewiffer Privilegien Aegypten fich in nichts von den andern Provinzen unter 
cheidet, und daß feine Verwaltung durchaus feine directen amtlichen Beziehungen 
zu den fremben Mächten pflegen kann. Die Verträge, welche zwiſchen der 
hoben Pforte und andern Staaten geichlofien find, müſſen ebenjo wie die 
Grundgefeie des Reichs in Aegypten volle Kraft und Wirkjamfeit haben. 

„Im Gegenjah zu Dielen Hauptgrundfägen bilden aber die beitändigen Reifen 
der Verfönlichkeit, welche den Namen und Titel eines Minifter8 der auswär- 
tigen Angelegenheiten Aegyptens führt, in Europa, zu dem Zwed, um Wende 
rungen in den genannten Verträgen zu Gunften Aegyptens zu ermwirfen, um 
mit den Mächten unmittelbare —— darüber anzuknüpfen; ferner 
die große Sorgfalt, welche diefe Perfon anwendet, um vor unfern diplomatiſchen 
Vertretern den Oegenftand ihrer Miffton mehr als vor jedem andern geheim 
zu Halten; endlich der Umſtand, daß diefe Perfon jeden Verkehr mit jenen 
forgfältig vermeidet — alles da8 bildet ebenfo viele Thatſachen, welche in 
gleidem Grade die Rechte der hohen Pforte antaften als fie mit Ihren Ber: 
pflihtungen im Widerfpruch ftehen, und welche man nicht länger dulden kam. 
Denn es tft in den Augen unſeres erhabenen Gebieter8 zur Evidenz erhoben, 
dat, wenn die Mächte, bei welchen die Achtung vor Rechten und Verträgen 
als unverbrüchlicher Grundſatz gilt — menn diefe Mächte, jage ich, Die min 
defte günftige Stimmung hätten merfen laſſen, jo wäre daS Ziel, daS man 
erreichen wollte, die Aufhebung unferer Berträge, ihre Erjeßung durch andere, 
mit einem Wort die Unterbrüdung des Inhalts der Beitallungsbriefe geweſen, 
welche die Grundlage für das Beftehen und die Yortdauer der jetigen Ber: 
waltung von Aegypten ausmachen. 

„Was die innere Verwaltung Aegyptens betrifit, jo legen die unberechen⸗ 
baren und erdrüdenden Ausgaben, welche durch die Beitellungen von Banzer: 
Ichiffen, Feuer- und fonftigen Waffen veranlaßt find, den Einwohnern Diele 
Reichstheiles Laſten auf, welche ihre Keiftungsfähigfeit weit üherfteigen und 
Unzufriedenheit mit der Verwaltung hervorrufen. Wie ſchon oben hervorge- 
hoben worden ift, und nicht oft genug wiederholt werden fann, wird Se. Mai. 
der Sultan, unjer erhabener Herrjcher, bejeelt von der Iebhafteften Sorge für 
das Gedeihen und das Wohl Aegyptens und in dem Wunſche, diefe Provinz 
innerhalb der gejeßmäßigen Schranken ihrer Vorzugsrechte ſich erfreuen zu 
fehen, niemals zugeben können, daß die Bande, melde es mit feinem Reiche 
verfnüpfen, gelodert werden. Da Aegypten dem Grundfage der Aufrechthals 
tung der Integrität des Neiches unterworfen ift, jo iſt e8 unmöglich, fid 
Rehenihaft von den Gründen zu geben, welche die Verwaltung dieſes Landes 
in die Notwendigkeit verjegen follten, den Staatsihat zum Ankaufe von 
Panzerſchiffen und Waffen aller Art zu verſchleudern. Da die Bevölkerung 
feinesfall8 lange die Laſt ſolcher ebenſo großen als unfruchtbaren Ausgaben 
ertragen Fann, jo kann auch Se. Maj. der Sultan, welcher der recdhtmäßige 
Deherricher de8 Landes und der natürliche Schirmherr feiner Unterthanen ift, 
das nicht gefitatten. Es ift eine allfeitig anerkannte Wahrheit, daß, da der 
Luxus nicht die Urfache, fondern die Wirkung der Eivilifetion Ddarftellt, der 
wahre Kortfritt in der Durchführung der Reformen beruht, welche die Eivili» 
fation hervorbringen. Der gerechte und erleuchtete Geift Em. Hoheit überhebt 
uns der Mühe, Ihnen die unheilvolten Folgen auseinanderzufeben, melden 
man fi ausfegt, wenn man die eigentlichen Grundlagen vernachläſſigt und 
mit Dingen den Anfang macht, welche nur die Wirkungen jener fein jollen. 

„Der Zweck diejer offenen und freimüthigen Erklärungen iſt: die ernſtliche 
Aufmerffamteit Ew. Hoh. auf Thatjachen zu lenken, deren Fortfegung ebenfo 
wie das Beharren auf dem eingejchlagenen Wege weder mit den wohlverſtan⸗ 
‘denen Intereſſen der Faiferliden Provinz, deren gute Verwaltung Ihnen an- 
vertraut ift, noch mit der Wahrung der anerkannten Rechte Sr. kaiſerl. Maj., 
welche vor allem vor jeder Beeinträchtigung gefichert werden müſſen, in Ein» 
Hang zu bringen if. 
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„Wir zweifeln nicht, dag Ew. Hoh., vorftehende Bemerkungen in ernfte 
Erwägung ziehend, in Ihrer hohen Weisheit von allem abftehen wird, mas 
die Grenzen Ihrer Vorzugsrechte und Ihrer Pflichten überjchreitet, und in 
dankbarer Anerkennung der großen Wohlthaten, deren Sie jeitend unſeres er⸗ 
habenen Gebieter8 theilhaftig geworden, von nun an alle Ihre Anftrengungen 
dahin richten wird, das Aufblühen Aegyptens zu fördern, und Leben und 
Eigenthum feiner Bewohner fiherzuftellen. In dem Maß ala Em. Hoh. fid) 
innerhalb der Grenzen, weldde Ihren Borzugsrechten gezogen find, halten 
wird, wird auch das Wohlwollen, welches unſern erhabenen Gebieter fortwäh⸗ 
rend in Bezug auf Sie befeelt, unfehlbar wieder zunehmen und fich verdoppeln. 
Diefe Bedingungen, welche in den oben erwähnten Beftallungsbriefen au3- 
führlih aufgezählt find, brauchen hier nicht weiter erwähnt zu werden. Da 
e8 aber der kaiſerl. Regierung unmöglich wäre, auch nur bon einer einzigen 
Beitimmung diejer Beitallungäbriefe abzugehen, jo wird fie fi) alferdings zu 
ihrem Bedauern gendthigt fehen, auf diefe Beitimmungen jedesmal zurück⸗ 
zufommen, jo oft es ſich darum handelt, Maßregeln vorzufehren, uın allfällige 
Handlungen, welche damit im Widerſpruch ftehen, in ihre Grenzen zurüdzus 
weifen und zu unterdrüden, und um die liberlieferten Rechte zu wahren. 

„In Folge deffen und auf Befehl Sr. faiferl. Maj. des Sultans, unferes 
erhabenen ©ebieters, theile ih Em. Hoh. ohne Umſchweife und mit allem Frei⸗ 
muth den wirklichen Sachverhalt mit, und erwarte eine bündige und klare 
Antwort, die alle Bürgſchaften bietet, welche für die Zukunft nothwendig find, 
und fein todter Buchſtabe bleiben können.“ 


410. Aug. (Wegypten). Antwort des Vicekönigs auf die Note bes 


Großweſſiers vom 3. Aug. und die darin formulirten Forderungen 


der Pforte: 

„Es ift mir die Ehre eines Schreibens geworden, weldes Ew. Hoh. auf 
Beiehl Sr. Maj. des Sultans an mid) zu richten für gut fand, und worin 
ih um Erflärungen angegangen werde über die Ausfegungen und Gerlichte, 
zu denen meine lette Reife nad) Europa Beranlafjung gab. Ich beeile mich, 
den wahren Sachverhalt kundzuthun. Seit dem Tag, an welchem mir die 
Verwaltung diejes großen Gebiet? von Sr. Maj. anvertraut wurde, habe ich, 
Gott ift mein Zeuge, nichts beſchloſſen, was die Grenzen meiner fraft Tail. 
Beftallungsbriefe mir zuftehenden Rechte und Pflichten überjchritte. Nicht ein» 
mal der Gedanfe dazu ift mir gelommen. Im Gegentheil bin ich, eingedenf 
der vielfachen wohlmollenden Gefinnungen Sr. kaiſ. Maj. gegen mich, in allen 
meinen Handlungen dem Willen und Befehl des Sultans getreulich nachges 
fommen. Bei meinen Beitreben, feine hohe Befriedigung zu verbienen, wird 
mir auch, jo Hoffe ich zuverfichtlih, der Sultan fein Vertrauen und Wohl» 
wollen erhalten.“ . 

„Was die früher nah Kreta geſchickten Truppen betrifft, jo hatte ich mich 
dazu erboten, und rechnete e8 mir zur Ehre an, Sr. kaiſ. Maf. zu dienen, 
und damit einen Beweis meiner Treue und Hingebung zu liefern; Zuſammen⸗ 
fegung und Abjendung der Truppen geſchahen ganz den Befehlen Er. kaiſ. 
Maj. gemäß. Die Koften der Expeditionen nad) Kreta und nach dem Hedſchas, 
welch letztere in die gleiche Zeit fiel, wurden- nicht, wie es bei der Expedition 
nach der Krim gefchehen, auf den kaiſ. Scha übernommen, jondern von Xes 
gypten beftritten, das es ſich zur Ehre anrechnete, fie allein zu tragen. Nach⸗ 
dem indeſſen diefe Koften in Folge verlängerten Verweilens des Erpeditionde 
corp3 die Summe von 200,000 Beuteln erreicht hatten, jah man ji, nur um 
Har darüber zu werden, welche Summen in Zufunft der Unterhalt diejer 
Truppen erfordern würde, und meil durchaus ein Gleichgewicht im Budget 
herzuftellen war, gezwungen, einen Zeitpunft für ihre Nückbeförderung feitzu- 
ſetzen. Ich babe diefe Sachlage bei meiner Reife nad Konjtantinopel dem 
Staatsrath unterbreitet, und eine minifterielle Entjehließung beftimmte darauf 
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den Tag des Abzugs, der übrigens erft vierzehn Tage nad Ablauf ver ber 
zeichneten Friſt vor fi ging. Ben ihrer Ankunft auf der Infel an bis zu 
ihrem Abzug gingen diefe Truppen, glei ihren Waffenbrüdern, überall fin, 
wohin fie der Befehl rief, und erwieſen fich jeterzeit wahrhaft muthig und 
unbedingt geherfam; fie haben dazu heigetragen, die Ehre der Tail. Waſſen 
unvderjchrt zu erhalten; viele von ihnen, ſowohl Offiziere als Mannſchaften, 
wurden verwundet oder getödtet, ſich glücdlich erachtend in dieſer Hingebung 
für ten Eouverän. Bei folder Bewandtniß glaube ich aljo nicht dem Willen 
de Souveräng, weder bei der Abfendung nod bei der Rückberufung ver 
Truppen, zuwider gehandelt zu haben, und ebenjo wenig glaube ich, Daß deren 
Offiziere oder Mannſchaften ein aufjallendes Verhalten während der Expedition 
an den Tag legten. 

„Die mir vor zwei Jahren bemilligten Vorzugsrechte anbelangend, To habt 
ih um diefelben nur in Rückſicht auf die allgemeinen Intereſſen der kaiſerl. 
Staaten nedgeſugt. und weil ich auf das Vertrauen und das unbejchränfte 
Mohlwollen Sr. Tail. Maj. mir gegenüber baute. 

„Auf meiner Reife in Europa habe ih mit Dank die freundlichen Ein- 
fadungen zu einem Beluch angenommen, welche einige Souveräne an mich zu 
richten mir die Ehre erzeigten, und wenn ih bei diefen Begegnungen diele 
Souveräne oder einige Glieder ihrer erlauchten Zamilien einlud, der Ein 
weihung des Enez-Canals beizumohnen, jo geihah dieß bloß vermöge ber 
hohen Stellung, welche ich unter der Begünfligung Sr. kaiſ. Maj. einnehme. 
Menn mir nun diefe Souveräne durd) die Aufnahme, die fie mir zu Theil 
werden ließen, Beweiſe von Achtung und Werthſchätzung gegeben haben, jo 
ſchulde ich diefe allein der Ehre, welche ich habe, von Sr. kai. Maj. abzus 
hängen, fomit einer der ruhmvollen Wirkungen des Wohlwollens, deffen fie mid 
unausgejegt würdigt. Auch weiſe ich darauf Hin, wie ofienfundig es tft, daß 
Lei diefer Gelegenheit nichts verhandelt wurde, was den geheiligten Rechten des 
Spuveräns Eintrag zu thun vermöchte — Rechte, die ih allem voranftele 
und deren Werth und Wichtigkeit ich zu würdigen weiß. Em. Hoh. erwähnt 
des Mißfallens, das ich über die Erfüllung gewifler Dienftpfliten feitens ber 
Gejandten der h. Pforte zu erkennen gegeben haben fol, und Hält mir vor, 
daß ich Iektere gemieden hätte und ihnen habe fremd bleiben wollen. Und 
doch wurde von mir bei meinem vielfachen Verkehr mit ihnen die ihrem Rang 
und ihrer Stellung ſchuldige Achtung in feiner Weile außer Augen gefett. 
Bor aller Augen habe ich jevem derjelben meinen Beſuch gemadt, und Habe 
ſelbſt IJ. EE. die HH. Dſchemil Paſcha und Taud Paſcha zu einem Fa⸗ 
milienmahl, da8 mir mein Sohn während meines Aufenthalts in Paris in 
einem Haufe gab, eingeladen — Beweis genug, daß ich, weit entfernt, fie zu 
meiden, vielmehr fie gern um mid) jah. Em. Hoh. ‚wird zweifelsohne daraus 
folgern, daß die in diefer Hinſicht vorgebrachten Beihuldigungen gleichfalls 
bloße Berleumdung find. 

„Um endlih auf die Miſſion Nubar Paſcha's zu kommen, To weiß Em. 
Hoh. wohl, daß darin feine Neuerung liegt, jondern daß diefe Miifion längſt 
anerkannt ift, und ihre Anfänge ſchon zwei oder drei Jahre zurückreichen; zu⸗ 
dem habe ich während meines jedesmaligen Beſuchs in Konftantinopel wieder: 
holt diefe Frage beiproden, ja jelbft vom Minifterium des Aeußern Em- 
pfehlungsichreiben an die Geſandten der h. Pforte in Paris und London ers 
halten: ich ſelbſt habe mündlich meinen aufrichtigen Dank hiefür abgeftattet. 
Folglich wurde die Milfion Nubars weder der faijerl. Regierung noch ihren 
Bertretern an fremden Höfen geheim gehalten. In der That loden die täglich 
mehr fühlbaren Yortichritte des Handels und der Landwirthſchaft, ſowie bie 
fortwährenden Anftrengungen, welche unter den Aufpicien Sr. kaiſ. Maj. zur 
Weiterentwicklung des Landes gemacht werden, zahlreiche Fremde nach Aegypten, 
die alsbald in wechjeljeitige Beziehungen zu den Einheimilchen treten. Daraus 
entipringen natürlich nicht wenige Streitfälle, weßhalb für nothwendig erachtet 
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- wurde, Beſtimmungen zu treffen, danach angethan, die Rechte der Parteien 
zu wahren und gegenfeitige® Vertrauen zu erwecken. Die Milfion Nubars 
hat zum Zweck das Syftem der bisherigen Gerichtsbarkeit, jomeit es fih um 
commercielle oder andere Streitfälle zwiſchen Einheimijchen und Fremden hans 
delt, abzuändern. 

„Die Zuftimmung der Mächte zum Zufammentritt einer mit der Prüfung 
diefer Syrage beauftragten Commiſſion, in deren Schooß fie einwilligen Specials 
commifjäre abzufchiden, beweift, daß, in Anbetracht der Entwidlung des Hans 
del und der Landwirthichaft, diefe Reforn als innerhalb der Grenzen der 
von der fouveränen Gnade Aegypten bewilligten Vorzugsrechte ftehend betrachtet 
wird. Unfer Vorgehen konnte ſonach offenbar nur den Zweck haben, zu einem 
Mittel zu gelangen, die Wohlfahrt des Landes unter der Begünftigung Sr. 
faif. Maj. und gemäß deren großmüthigen Abfichten zu vermehren. 

„Ew. Hoh. hat mir außerdem die Ehre angethan zu jagen, daß die über« 
mäßigen Koften, welche aus dem Ankauf von Waffen und Kriegsichiffen er⸗ 
wachlen und fonftige erbrüdende Ausgaben dem Kante ſchwere Laſten aufer- 
legen und unter dem Volk eine Verftimmung gegen die Verwaltung hervor⸗ 
rufen; daß ferner der ſcheinbare Kurus nicht die Urſeche, jondern bloß die 
Wirkung der Civilifation fei, und daß es gefährliche Folgen haben könne, die 
Urſache d. 5. die wirklichen Verbefferungen zu vernadhläffigen, und dagegen 
mit ter Wirkung zu beginnen: Mit tem Hinweis auf das Vorhergeſagte 
dringt Em. Hoh. in mid, die kaiſ. Veitallungsbriefe zu beobachten und Ans 
ftrengungen zu machen, um den Wohlftand des Landes, die Sicherheit der 
Perſonen und den Schub des Eigenthums zu erzielen. | 

„Eine billige Abwägung des gegenwärtigen Zuftandes der Wohlfahrt, zu 
welchem fi das Land unter den Aufpicien Sr. kaiſ. Maj. emporgefchmwungen, 
mit jener troftlojen Tage, in welcher es fich zu der Zeit befand, als. mir die 
Zügel der Verwaltung anvertraut wurden, wird darttun, daß ich mich, ohne 
die erhabenen Rechte des Sultans zu verfenmen und unter Würdigung feines 
hohen Wohlmollens, ganz dem Glück und Wohlergehen des Lande und der 
Befeftigung des geheiligten Princips der Sicherheit von Perfonen und Eigen- 
thum gewidmet habe. | 

„Die gute Organifation, fowie die Regelmäßigkeit der ägyptiſchen Verwal⸗ 
tung, durch welche in diefem Land dieſe Grundprincipien Wurzel gefaßt haben, 
ihre Ausdauer in der Verfolgung des fortichrittliden Wegs waren freilich 
hinreichend, um die Rechte aller zu ſchirmen. Nichtsdeſtoweniger wurde vor 
drei Jahren zur Einfegung e'ner Verfammlung von Delegirten geichritten, 
welche von den Landesangehörigen gewählt werben und berufen find, alljährlich 
während zweier Monate zufammenzutreten. Ihre Aufgabe ift, die Intereffen 
des Landes zu ermitteln, über allgemeine Bebürfniffe zu berathen, die Eins 
nahmen und Ausgaben der Regierung zu controliren und den Verwaltungs 
gang zu Überwachen. Diefe Berfammlung hat das Recht, das jährliche Budget 
zu prüfen und feitzufegen, und je nach Umftänden wird die Erhöhung oder 
Verminderung der Abgaben ihrer Begutachtung vorgelegt. Es leuchtet ein, 
daß unter den Aufpicien Sr. kaiſ. Maj. zur großen Befriedigung der Landes« 
angehörigen diejen dadurch alle wünſchenswerthen Bürgjchaften an die Hand 
gegeben find. 

„Da der Fortichritt der Wiſſenſchaft und die Verbreitung der Kenntniſſe 
die Grundlage der Civilifation find, fo wurden die Echulen, die fo zu jagen 
früher abgefhafft worden, unter dem Schutze Sr. kaiſ. Maj. wiederum er» 
richtet und neue Xehranftalten gegründet, fo daß dieſelbe Heut, ebenjo zahlreich 
als vieljeitig, volftändig organifirt find. Ueberbieß werden fehr viele junge Leute 
nach allen Theilen Europas geſchickt, um fi in Wiflenichaften, Künjten und Ges 
werben zu verbollfommnen, und Schon erkennt man im Lande die erften Früchte 
hievon. Diefe Thatjachen zeigen, welchen Werth man dem Unterricht beilegt, 
dieſer Brundlage allen Fortſchritts. 
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„In landwirthſchaftlicher Hinficht wurden, ſobald man den ungeheuren 


Schaden erkannte, welcher ſich unter der Doppelgeſtalt von Viehſeuche und 


außergewöhnlich großer Nielüberſchwemmung den Blicken darbot, ſo daß den 
Ernten und dem Beſitz der Landleute völliger Untergang drohte, Unterſtützungen 
jeder Art gereicht, und die wirffamften Vorkehrungen getroffen. Dank dieſen 
großen Anftrengungen und jehr beträchtlichen Geldopfern, die man ſich aufer⸗ 
legte, wurden unter dem Schuge Str. Taiferl. Majeftät die allgemeine Wohls 
fahrt und der Reichthum des Landes wieder befeftigt. Ungeachtet diefer aufs 
einanderfolgenden Berheerungen hat fi die Landwirthſchaft in Folge der zur 
Zeit diefer Heimſuchungen behufs Bewäſſerung der Ländereien und Verkehrs⸗ 
erleihterung ausgeführten nüslichen Arbeiten folchermaßen gehoben, daß 
200,000 Feddans Brachland verbefiert und wieder ertragfähig gemacht wer- 


den konnten. 


„Die Gründung einer großen Anzahl bedeutender finanzieller Inſtitute, 
der beträchtliche Zuwachs von Fremden, welde fi allerorten im Lande, 
jelbft bis in den Sudan hinein, niederlaffen, um in aller Sicherheit Geſchäfte 
zu betreiben, die anhaltend fteigende Bewegung in den Häfen von Alerandria, 
Suez und Port-Said, die Entwidlung der ägyptiſchen Gejchäftsbeziehungen 
nit allen Theilen der Welt — find der befte Beweis des anhaltenden Fort» 
ſchritts in Aderbau und Handel. 

„Die Ausgaben betreffend, fo geſchehen diefe, wie oben gejagt, nur unter 
der Billigung der Velegirtenverfammlung. Und bevenft man, daß, troß der 
vom verjtorbenen Said Paſcha hinterlaffenen Schulden, troß der verſchiedenen 
Tragen und Schwierigfeiten, welche die Zahlung ſtarker Entihädigungen aus 
dem Staatsſchatze veranlaft haben, troß des Baues neuer Bahnlinien in einer 
Länge von 700 Meilen, unternommen, in dem Beftreben die allgemeine Wohl⸗ 
fahrt zu heben, troß der Erweiterung der Telegraphenlinien bis nad Suakin 
und Maffaua und bis in den Sudan, ſowie Herftellung joldher Linien auf 
anderen Punkten de Landes, trog der Arbeiten am Baflin und Hafen von 
Suez, ſowie ähnlicher im allgemeinen Intereſſe vollendeter Arbeiten, endlich 
troß der beträchtlichen für die Unterflügung der Bevölkerung gemachten Vor⸗ 
Ihüffe und der Ausgaben für den Suez⸗Canal — berenkt man, ſage id, daß 
jederntann regelmäßig jein Guthaben empfängt, daß die Penfionen und Be- 
foldungen der Beamten jeden Monat pünktlich ausbezahlt werden, und bes 
trachtet man die Summe, auf welde die Schuld rebucirt worden ift, jo be= 
greift man leicht, daß die Finanzen gemwifienhaft und ohne Verſchwendung 
verwaltet werben, ohne die Bevölkerung mit ſchweren Laften zu bedrüden, und 
folglich auch ohne fie gegen die Verwaltung einzunehmen. 

„Was den Anlauf von Waffen und Kriegsſchiffen betrifft, jo beehre ich 
mid, Em. Hoheit zu benadrichtigen, daß es ſich hier Lediglich darum handelte, 
alte Waffen durch folche von neuer Gonftruction, wie auch alte unbrauchbar 
gewordene Schiffe zu erſetzen. Zu diefem Behufe find fett 2—3 Jahren, theils 
hier theils in Europa, Eommilfionen aus tüchtigen Offizieren gebildet worben, 
um neue Waffen zu wählen und zu prüfen. In Folge der angeftellten Ex⸗ 
perimente hat man eine Waffe von neuer Erfindung angenommen. Auf einen 
Bericht und Vorjchlag bin, der dahin geht, die Hälfte der in Aegypten vor⸗ 
handenen alten Waffen durch neue zu erjegen, iſt Vollmacht zu diefer Be⸗ 
ftelfung ertheilt worden. Die jeit zwei Jahren beftellten Schiffe find noch nicht 
fertig. Die für diefe Beſtellungen erforverlichen Ausgaben find im Budget, 
weldes im Laufe jedes Jahrs der Abgeorbnetenverfammlung vorgelegt zu 
werden pflegt, aufgenommen, und jede Summe ift unter ein beſonderes Gapitel 
geſtellt. Meit entfernt, überflüſſig zu fein, rechtfertigen ſich dieje Ausgaben 
durch das aufrichtige Veftreben zum Schuge der kaiſerl. Provinz und des 
Kaiſerreichs jelbft beitragen zu wollen, wie die Thatſache bezeugt, daB, gleich 
beim Abbruch der Beziehungen zur griechiichen Regierung, in Alexandria ein 
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Corps von 20,000 Mann zufammengezogen wurde, weldhes den erften Befehl 
oder das erfte Signal Sr. Maj. zu erwarten hatte. | 

„Die eben aufgezählten Einzelnheiten zeigen, daß die hauptſächlichſten Er⸗ 
forderniſſe der Eivilifation keineswegs vernadhläjfigt werden, und ich bin über- 
zeugt, daß Ew. Hoh. jelbft dieß anerkennen wird. Die jeit zwei Jahren zum 
Bau neuer Straßen und zur Verſchönerung der Städte ergriffenen Maßregeln 
find mir durch die jo nüßlichen Arbeiten eingegeben worden, welche zu Kon» 
ſtantinopel im Intereſſe der öffentlichen Gejundheitspflege und des allgemeinen 
Wohlbefindens ausgeführt wurden — Arbeiten, die, wie ich bei meiner lebten 
Reife perfönlich zu conftatiren Gelegenheit hatte, der Initiative der ſtädtiſchen 
Berwaltung entiprangen, und die ich, ſoweit die Sitten und Gewohnheiten der 
faiferlichen Provinz e8 geftatteten, nachzuahmen ftrebte. Tem Finanzminifterium 
fat übrigens feine von den Ausgaben zur Laſt, die durch dieſe Gattung von 
Arbeiten veranlakt find, ſondern fie pflegen vielmehr durch die ftäbtifchen Ein» 
fünfte und, wenn es nöthig iſt, zuweilen auch aus der Eivillifte Deckung zu finden. 

„Dieje freimüthige und aufrichtige Darlegung des wahren Sachverhalts 
wird, wie ich nicht zweifle, bei Ew. Hoh. den üblen Eindruck verwijchen, der 
durch ungerechte Anſchuldigungen hervorgerufen wurde, und der Sinn für 
Würde und Gerechtigkeit, die Ew. Hoh. fo jehr auszeichnen, find mir fichere 
Gewähr dafür, daß diefelben die unmandelbare Treue und Ergebenheit, die 
mi für Se. kaiſ. Maj. erfüllen, anerkennen werden. Ebenfo bin ich überzeugt, 
daß Se. Mas, falls bei ihr einige Verſtimmung gegen mid) Pla gegriffen 
hätte, nach Vernehmung des wahren Sachverhalts, in ihrer Milde und Groß⸗ 
berzigfeit geruhen wird, mir das Wohlwollen, defien Sie mich bisher gewürdigt 
bat, in erhöhtem Maße wieder zuzumwenden. Ich gedenke übrigens, jobald ich 
einige wichtige Angelegenheiten, die für die Unterthanen der kaiſ. Provinz bon 
Intereſſe find, erledigt haben werde, mich perſönlich nad Konftantinopel zu 
begeben, um an den Stufen von Sr. Maj. Thron meine reſpectvollſten Huls 
digungen niederzulegen, und meine Pflichten der Treue gegen fie zu erfüllen. 
Ich bitte daher Em. Hoh., gefälligft die Gelegenheit ergreifen zu wollen, um 
Sr. Maj. diefe meine Abſicht zu unterbreiten, und ferner bitte ih Sie, mir 
Ihre werthe Freundfhaft erhalten zu wollen.“ 

Anm. Dies Altenftüd fol der Weder des Secretärs des franzöfiichen 
Generalconſuls in Kairo, Hrn. Boujade, entftammen. 


13. Aug. Das von Daud Paſcha in Paris. abgefhloffene und vom Sul: 
tan genehmigte Eijenbahnproject zerfchlägt ſich wieber, indem bie 
öſterr. Eübbahn die ihr zugedachten Verpflichtungen Tchliclich ablehnt. 


14. „ (Rumänien). Der Fürft madt, vom Minifter bes Aus: 
wärtigen begleitet, dem Kaiſer von Rußland in Livadia einen Beſuch. 


15. „ (Aegypten). Die Turdhgrabung bes Suezcanals ijt vollendet. 


29. „ Neue Note des Großweflirs an den Vicekönig von Aegypten. 
Die Pforte beharrt mit Schärfe und Entichiedenheit auf ihren For: 
berungen vom 3. Auguft: 

„Em. Hoheit! Das Schreiben vom 10, d., womit mid Ew. Hoh. bes 
ehrten, in Ermwiderung auf jenes, das ih im Auftrag Sr. Maj. vor kurzem 
an Ew. Hoh. gerichtet, und mworin ich theils Erklärungen abgegeben, theil3 
welche verlangt hatte, ift mir durch Talant Pascha zugelommen, und ich habe 
es Sr. Maj. unterbreitet. Es beitehen zwei weſentliche Punkte — und ich 
braude fie Ew. Hoh. nicht erſt näher zu bezeichnen — welche Bezug haben 
auf die oberherrliche Würde, womit Se. Maj. bekleidet ift: der eine betrifft 
die Wohlfahrt und Sicherheit feiner getreuen Unterthanen, fowie die Befeſti⸗ 
gung der Grundlagen ihres Neihsthums und ihrer Ruhe; der andere bie 
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hohe Verpflichtung für Se, Maj. die eigenen Souveränetätsrechte vollftändig 
zu wahren. Somit ergibt fi) daraus eine Nothwendigkeit für Se. Maj., 
als unbeftreitbare Folge der allgemeinen Regel, nämlich die: feine Aufmerk⸗ 
ſamkeit und Wachſamkeit auf die getreue Ausführung diefer Verpflichtungen 
und auf die gute Verwaltung Aegyptens, als eineß der wichtigften Theile des 
Reichs, zu richten. 

„Unbeftreitbar ftammen die meiften Schwierigkeiten, Streitfälle, Pladereien 
und Mißgeſchicke aus dem Mangel an einem freimäthigen und hinreichend 
Har ausgebrüdten Einvernehmen über den Modus, wie Recht und Pflicht ge 
bandhabt werden follen. Obwohl diefe Säge ficherlich weiter feines Beweiſes 
bedürfen, jo beftätigen doch die ſich wieberholenden Vorkommniſſe rüdfichtlich 
der ägyptifchen Verwaltung, welche heute überall in der Welt von fich reden 
maden, nur zu jehr deren Wahrheit. Da nun aber Aegypten in jeder Hin- 
ſicht das wichtigfte Yand für das Reich ift, jo folgt daraus, daß die hohe 
Pforte Teinesfals in eine Abſchwächung oder Aufhebung irgend einer ver 
durch die kaiſerl. Fermane gegebenen Beitimmungen willigen kann. Sonad 
entftehen Schwierigkeiten allerlei Art aus Mangel an Einverftändnik bezüg- 
li) des Modus der Anwendung diefer Beflimmungen von Seite Ew. Hoh. 
Inſofern nun ein Einvernehmen ‚gerade hierin von höchſtem Werth ift, und 
für die Zufunft jede Gefahr befeitigt werden joll, zumal der Sinn des Brief 
Ew. Hoh. die Löſung diefer wichtigen Frage erleichtert, fo beeile ich mid 
freudigft, Sie in Kenntniß zu fegen, daß Se. Mai. die Verfiherungen Ew. 
Hoh. hierüber, und gleicherweife die Belundung der volliten Treue und des 
entichiedenen Willend Em. Hoh. die Ihren Pflichten geftedten Grenzen nicht 
zu überjchreiten, mit Befriedigung aufzunehmen geruht hat. 

„Wenn ich die in meinem vorhergehenden Brief entwidelten Erwägungen, 
anftatt fie offenherzig und rückhaltlos darzulegen, nicht rüdhaltlos (eussent 
et& dissimulees) vorgetragen hätte, jo würde dieß einen Mangel an Ver⸗ 
trauen zur Folge gehabt haben, welcher zahlreiche Webelftände "hervorgerufen 
hätte, allein in Stantsangelegenheiten von fundamentaler Wichtigfeit ift es 
erſte Pflicht, die Perjönlichkeiten bejeite zu laſſen, und fih nur an die Sachen 
zu Halten; auch zweifelte ich Leinen Augenblid, der Scharfblid Ew. Hoh. werde 
Sie alsbald erkennen lafien, daß die in meinem Briefe bezeichneten Punkte zu 
den ernfteften für eine Regierung gehören, und daß e8 Sr. Maj. heilige Pflicht 
ift, diejelben jet und immervar gegen alles, was fie ſchwächen oder aufheben 
Tönnte, zu vertheidigen. 

„Die Antwort Em. Hoh. hat meine Heberzeugung beftätigt : die Erklärung, 
daß Em. Hoh. bereit ift, jede Spur der verbrießlichen Lage, die aus dieſer 
oder jener Urſache fich herleitete, zu verwilchen, und daß Em. Hoh. auch gar 
nicht einmal daran gedacht habe, irgendwie die Grenzen Ihrer Pflichten und 
Vorrechte zu übertreten — diefe Erklärung, fage ich, hat das Mohlwollen 
Er. Maj. für Sie erneuert und erhöht, und Se. Maj. hat e8 für angemeffen 
gefunden, Ew. Hoh. das Mittel an die Hand zu geben, diefe loyalen Gefin- 
nungen zu bethätigen, und fo die leidigen Erinnerungen aus dem Gedächtniß 
zu tilgen, in welchem Wunſche fih ja Se. Maj. mit Ew. Hoh. begegnet. 

„Dem obgedachten Princip gemäß ift der ficherfie Weg zu diefem Ziele 
die genaue Ausführung des Wortlauts der kaiſerl. Fermane, weßhalb ich 
mid) beeile, nadjfolgend die Maßnahmen anzugeben, welche in diefer Hinſicht 
getroffen werden follten. Unter den im Beitallungsbrief Ihres erlauchten 
Vorfahren verzeichneten Bedingungen, beftätigt durch die jpäter Hinzugelommenen, 
welche den Befland, die Form und die Dauer der Dienftzeit der agyptiſchen, 
als kaiſerliche betrachteten, Truppen vorſchreiben, befindet ſich auch jene, welche 
anfänglich die Zahl der Truppen auf 18,000 Mann feſtſiellte; dieſe Zahl 
wurde fpäter auf 30,000 Mann erhöht. Em. Hoh. wird nun dieſe Stärke 
nicht überjchreiten, ohne daß, im Fall des Bedürfniſſes, zuvor eine joldde Ver⸗ 
mebrung unter beiderfeitiger Einwilligung beichloflen worden wäre Jede 
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. Waffenrüftung, welche über das gewöhnliche Dienfterforbernig hinausgeht, bil⸗ 
det eine unnüte Ausgabe, und da Ew. Hoh. anerkennt, daß fein Grund vor» 
liegt zur Beltellung von mehr als 200,000 Zündnadelgewehren, die zu ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten theils in Europa, theils in Amerika gemacht wurde, jo wird 
Em. Hoh. ſich niht weigern, dDiejelben fogleih an uns abzu— 
treten; ebenjo wird Ew. Hoh., um in den oben angegebenen Schranken zu 
bleiben, zweifelsohne die gegenwärtig in Trieſt und in Frankreich im Bau 
begrifienen Panzerſchiffe abbeftellen. Sollten Schwierigkeiten entitehen 
wegen Abtretung diefer Schiffe, d. h. follte es nicht möglich fein, fie zurück⸗ 
zugeben oder fie zu verlaufen, jo ift Se. Maj. entichlofien, diejelben zum 
Ktoftenpreis anzufaufen, behufs Erleichterung der Löjung diefer Trage. 

„Rah dem Wortlaut derjelben Fermane follen alle Steuern in Aegypten 
im Namen des Sultans eingehoben werden; fteht nun gleihwohl die Eins 
hebung und Verwendung dieſer Steuern Ew. Hoh. zu, fo hat doch, jo lange 
Se. Maj. feine Kenntniß von der Natur, der Cigenfchaft und der Verwendung 
der eingezogenen Steuern hat, diefe Einhebung im Namen des Sultans weder 
Sinn noch praftiihe Bedeutung. Uebrigens zögert ja Ew. Hoh. auch nicht, 
wenigftens der Stelle des Briefe Em. Hoh. nad zu fchließen, welde vom . 
Vorlegen des Budgets im Medſchilis (Kammer) handelt, den Stand der Ein- 
nahmen und Ausgaben einer gewiffenhaften Prüfung zu unterwerfen. Die 
Aneignung dieſer nützlichen Principien war offenbar ein Act der Weisheit 
Ew. Hoh. Nur dürfte die Vervollkommnung dieſes heilbringenden Syftems 
unumgänglid) nothwendig fein ſowohl für Em. Hoh. als für die Sicherheit der 
Provinz des Sultans und ihrer Bewohner. 

„Andererjeits weiß Ew. Hoh., daß auswärtige Anleihen unabmweisbare 
Maßnahmen erfordern, wie 3. B. die Verpfändung der gegenwärtigen und 
zufünftigen Einkünfte des Landes und deren Vermehrung, um jo die Zinjen 
aufzubringen und das Kapital zurüdzuzahlen. Dieje Frage ift äußerft wichtig, 
und es ift nicht billig, daß Ew. Hoh. allein die Verantwortung dafür trage. 
Se. Maj. hat mir deßhalb den Befehl ertheilt, Em. Hoh. zu bitten, jedes 
Jahr das Budget der Einnahmen und Ausgaben zur Einjidt- 
nahme an Se. Mai. nah Konftantinopel zu ſchicken; follte es .aber 
doch nöthig werden, eine auswärtige Anleihe zu machen, fo hätte Ew. Hop. 
zuvor die Öenchmigung Sr. Maj. nachzufuchen, unter Angabe der 
Motive zur Anleihe, ihrer Bedingungen und der Mittel, um deren Zinſen zu 
beftreiten und das Kapital zu tilgen, worauf Em. Hoh. der Ferman außs 
geitellt wilrde, welcher die Tailerliche Genehmigung enthält. | 

„Da die auswärtigen Beziehungen Aegyptens zu den Vertragsbefugnifien 
der hohen Pforte mit den befreundeten Mächten gehören, jo wurde durch bie 
vorgenannten Fermane klar feitgeftellt, daß die ägpptifche Verwaltung feine 
officiellen und direeten Beziehungen mit den Mächten haben joll: daraus ers 
gibt fih, daß, fo oft eine Aegypten betreffende äußere Angelegenheit vorliegt, 
diefe von der kaiſerl. Regierung durch officielle Vermittlung der 08» 
maniſchen Gejandten in Europa behandelt werden fol. Wenn aber, 
gemäß der im Ferman vom 5. Sept. 1867 enthaltenen kaiſerl. Genehmigung, 
ein Agent abgeſchickt werden joll, um den fremden Verwaltungen bezüglich der 
bejonderen Verträge, welche über gewiſſe Materien beftehen könnten, einige Aufs 
Ichlüffe zu geben oder um über jpecielle nicht officielle zum Abſchluß zu ges 
langende Reglements zu berathen, jo bat diefer Agent fih mit dem osma⸗ 
niſchen Gejandten des Ortes, wohin er ſich begibt, ins Einvernehmen 
zu fegen und durch deſſen officielle Vermittlung die ihm aufge» 
tragenen Unterhandlungen zu führen. Dieſe Behandlungsweiſe ift 
geeignet, die Aufgabe zu erleichtern und fteht in Hebereinftimmung mit Recht 
und Herlommen. 

„Da Sr. Maj. fefter Wille ift, daß alle Beamten feines Weiche, ohne 
Unterſchied des Rangs, ihre Augenmerk auf die getreue Vollziehung ber or⸗ 
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ganijchen Reglemenis, ſoweit fie Leben, Güter und Ehre ihrer Unterthanen 
betreffen, wenden, jo waren die Berfiherungen Ew. Hoh. in dieſer Beziehung 
für Se. Maj. ein ganz befonderer Grund der Befriedigung; Se. Mai. hat 
mir befohlen, Sie zu bitten, Ihren Eifer darin mehr und mehr zu entfalten; 
auch Hofit Se. Maj., daß die üble Behandlung und die erlittenen Drangjale, 
welchen in dieſem Jahre die muſelmänniſchen Pilger ausgeſetzt waren, ſich 
nicht mehr wiederholen werden, und daß Ew. Hoh. dafür die Agenten verant« 
wortlih machen wird, welche ſich auf eine dem großherrlichen Willen ebenjo 
jehr als der Menſchlichkeit widerſprechende Weife betragen haben. 

„Wir alle betrachten Ew. Hoh. als eines der hervorragenditen Glieder 
des Reichs, Em. Hoh. wird bemüht fein, die oben berührten Punkte, welche 
die geheiligten Rechte unſeres erhabenen Herrn vor jeder Verlegung zu ſchützen 
beftimmt find, in vollfiem Maße (pleinement et entierement) zum Vollzug 
zu bringen, und jo den Reihthum und die Wohlfahrt des unter die Ver- 
waltung Em. Hoh. geitellten Landes zu enimwideln. Se. Maj. zweifelt nit, 
daß Sie aufs jorgfältigfte bemüht fein werden, jedwedes Mikverjtändnik zu 
bejeitigen, jo daß es mir unndthig ſcheint, auf weitere Einzelheiten einzugehen. 
Die Mittheilung Ew. Hoh. bezüglich der projectirten Meile nad Konjtantinopel 
war dem Sultan angenehm; Se. Maj. wird, wie Ew. Hoh. höchſt erfreut 
fein, einen befriedigenven Ausgleich bezüglih der obenerwähnten Punkte zu 
Stande fommen zu jehen und Em. Hoh. Beweife ihres fortdauernden Wohl⸗ 
wollen geben zu können. Auf Befehl des Sultans habe ich die Ehre, diejen 
Brief an Sie zu richten.“ 


8. Sept. (Rumänien) Der Fürft geht nad Teutichland und ver: 


15. 


Anf. 


4, 


15. 


mählt fi dort (am 15. Nov.) mit einer Prinzeſſin von Neuwied. 
„ Die Pforte erläßt ſchließlich doch ein allg. Unterrichtegefeg. Tie 
Europäer in Konftantinopel find jebeh von vorneherein überzeugt, 
daß der Wille gut fei, aber das Gefeß unzweifelhaft im Wefent: 
lihen und im weitaus größten Thrile ber Provinzen ein tobter 
Buchſtabe bleiben werbe, 


Det. Der Sultan will zur Eröffnung des Cnezcanals perſönlich 
nach Aegypten gehen und biejelbe unter feinen Aufpizien vornchmen 
laſſen. Die europ. Oefandten ſuchen ihn von dem entjcheidenden, 
aber gefährlihen Schritte abzubringen. 

„ Nachdem bie Pforte die neuen Anträge Dand Paſchas bez. bes 
gewünſchten Eijenbahnbaues genehmigt, erhält das Bankhaus Hirſch 
die definitive Conceſſion. Dasſelbe hat eine Gaution von 5 Mil. 
zu binterlegen. 

„ (Montenegeo). Die in Dalmatien ausgebrochene Inſurrection 
gegen bie öſterr. Negierung findet in ber Bevölkerung Montenegro’ 
einen entſchiedenen Rüdhalt, während der Fürft die Neutralität 
wenigfteng zur fcheinbaren Befriedigung Oeſterreichs zu wahren judt. 
„Beſuch der Kaiferin Eugenie in Konftantinopel, bevor fie nad 
Aegypten geht. 

» (Serbien). Das ganze erfte Aufgebot der Landwehr oder National: 
miliz, ca. 70,000M., iftin 17 Lagern zu größeren Hebungen verfammelt, 
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28. Oct. Beſuch des Kaiſers von Oeſterreich in Konſtantinopel, bevor er 
nach Aegypten geht. 
„„Cegypten). Eröffnung ber internationalen Conferenz über 


die Aufhebung reip. Modification ber Capitulationen und des inter: 
nationalen Handelscongrefjes in Kairo. 


Die Beihlüffe des letzteren Gongrefies bez. des Suezcanals Tauten im 
Weſentlichen: 1) Es ift münjhenswerth, daß alle Waaren, melde durch den 
Canal pafliren, für immer von jedem Tranfitzoll oder jeder ähnlichen Abgabe 
befreit bleiben. 2) Es ift wünſchenswerth, daß alle Mächte die Neutralität 
des Canals als eine allgemeine Thatſache anerkennen. 3) Es iſt vom höchſten 
Intereſſe, daß das Seerecht in Sriegszeiten, deflen Beitehen man noch zu bes 
Hagen hat, reformirt werde, daß alle Mächte die Unantaftbarfeit des Private 
eigenthums auf dem Meere, gleichviel unter weldher Flagge, anerkennen, 
Kriegscontrebande außgenommen, und daß fie zugleich erklären, daß die Blo⸗ 
tade auf befeftigte Pläbe beſchränkt bleiben muß. 4) Die Entwidlung des 
internationalen und ägyptiſchen Verkehrs in Folge der Eröffnung des Suez- 
canals erheiſcht, daß die in Aegypten thatſächlich beſtehenden Handelsgeſetze 
und Gebräuche auf neuer und kräftiger Grundlage hergeſtellt werden. Der 
Congreß verlangt dieſe Umgeſtaltung im Beſonderen, damit Geſellſchaften für 
Handel, Induſtrie und Credit entſtehen und ſich frei entwickeln können. 5) Da 
der Handel zwifchen Europa und den öſtlichen Golonien einen bedeutenden 
Theil des Tranfit3 der Landenge von Suez ausmachen wird, jo ift es wün⸗ 
ſchenswerth, daß verſchiedene Mächte endgiltig auf die Pridilegien verzichten, 
die fie noch in ihrem Colonialſyſtem aufrecht halten. 6) Die Trage wegen 
der Einheit des Tonnenmaßes für die Schiffe muß im Intereſſe des Handels 
eine baldige Löſung finden. Bis zur Erledigung derjelben empfiehlt man die 
Anwendung der Neductionstabelle, welche daS franzöfiihe Bureau Veritas 
angenommen hat. 7) In Anbetracht, daß die erfte Bedingung der Entwick⸗ 
lung der Schifffahrt dur den Canal die Ermäßigung der Kohlenpreife ift, 
empfiehlt der Congreß, daß die nur mit Kohlen befrachteten Schiffe von allen 
Tonnengeldern befreit bleiben. 8) Es ift wünfchenswerth, daß die für irgend 
einen Play auf der Landenge beitimmten Schiffe einem mäßigen Hafengelde 
unterworfen werden, und daß fie diefe Abgabe nur nach Verhältniß des durch⸗ 
laufenen Theiles des Canals zu bezahlen haben. 9) Es ift zu wünſchen, 
daß zur Begünftigung des internationalen Verkehrs die ägyptiſche Regierung 
die Eolonifation der Landenge erleichtere, jowie die Anlage von Bazars, 
Magazinen, freien Niederlagen und Märkten. 10) Es iſt wichtig, daß man 
durch neue Arbeiten, die gemeinihaftlih von den meiftbetheiligten Mächten 
borzunehmen find, die hydrographiſche Kenntniß des rothen Meeres vervolfs 
ftändige und eine Karte defſſelben herausgebe. Es iſt auch wichtig, daß man 
auf dieſem Meere neue Leuchtfeuer errichte, für welche nur mäßige Abgaben 
zu erheben find. 11) Es iſt auch wichtig in Folge der großen Entwicklung 
der Verkehrs- und Handelöwege, daB die Regierungen durd alle möglichen 
Mittel das Studium der lebenden Sprachen und der Handelägeographie er⸗ 
leichtern. 12) Es ift mwünfchenswerth, daß Aegypten das metriihe Syſtem 
für feine Maße und Gewichte annehme. 13) Es ift ebenfalls zu wünfchen, 
be die ägyptiſche Negierung über die productiven Sträfte des Landes perios 

diſche Berichte ausarbeiten Laffe, welche den anderen Stanten mitgeteilt und 
gegen analoge Beröffentlihungen ausgetaufcht werben. 


— Nov. (Aegypten). Antwort des DVicelönigs auf bie zweite Note 
des Großweſſiers. Der Vicekönig gibt wenigſtens theilweiſe den 
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Forderungen der Pforte nach und will es augenſcheinlich zu keinem 
Bruche kommen laſſen. 

5. Nov. Der Sultan gibt feine Idee, die Eröffnung des Suezcanals per: 
fünlih vorzunehmen, ſchließlich doch auf. 

14. „ (Rumänien). Feſtlicher Einzug des Fürftenpaars in Bukareſt 
und Civiltrauung deffelben nach dem Landesgeſetz. 


17. „ (Megypten). Der Suezcanal wird unter großen Yeierlichkeiten 
und unter Theilnahbme ber Kaijerin der Franzoſen, bes Kaijers 
bon Defterreih und bes Kronprinzen von Preußen eingeweiht und 
eröffnet. 


27. „ Der Sultan erläßt an den Vicekönig von Aegypten einen joy. 
Ferman explicatif, von dem er verlangt, daß fih der Vicekönig ihm 
unbedingt untermwerfe und ihn ohne weiteres als Geſetz verkünden lajje: 


„00. &8 wäre überflüffig, darauf hinzumeifen, wie groß meine Yürforge 
für die Wohlfahrt der wichtigen Provinz Aegypten, jowie für den Aufſchwung 
des MWohlftandes und der Sicherheit feiner Bermohner immer gewejen if. So 
fehr e8 aber auch meine Sorge war, der ungeſchmälerten Aufrechterhaltung 
der der ägyptiſchen Verwaltung eingeräumten Privilegien die ernftlichite Auf⸗ 
merkſamkeit zuzumenden, ebenfojehr ift es auch meine Pflicht, gleichzeitig Über 
die ftricte Erfüllung der Verpflichtungen zu wachen, welche der ägyptiſchen 
Adminiftration ſowohl gegen meine Krone, al3 gegen ihre Unterthanen oblie- 
gen. Demzufolge habe ih auch die Aufllärungen, welde du mir gegeben 
und. die Engagements betreff3 der Bewaffnung und der Schiffe, ſowie in Be⸗ 
zug auf die Beziehungen Aegypten? zum Auslande, die du eingegangen haft, 
in dem Schreiben entgegengenommen, welches du unterm 10 Djemzisut-evvel 
1286 als Antwort auf daS auf meinen Befehl an dic) abgegangene Bezieral- 
ſchreiben vom 18 Rabuil Akhir 1236 ertheilt Hafl. Die Tinanzfrage allein 
bleibt noch ein Hauptpunkt für das Land, weil, wenn die Steuern die Mittel 
der Steuerpflichtigen überfteigen, und dieſelben, anftatt zu den wahrhaften 
Bedürfniffen des Landes, zu unfruchtbaren Ausgaben verwendet werden, man 
fih unftreitig unberechenbaren Berluften und Gefahren ausjeken würde. 
Hieraus entipringt für den Souverän des Landes die unabwersbare und ges 
heiligte Pflicht, mit Eifer Über diefen wichtigen Gegenftand zu wachen; um 
nun feinen Zweifel, no ein Mißverftändniß darüber obwalten zu laſſen, be= 
ſchloß ich, dir die folgenden Aufklärungen zu geben, die jofort zur Kenntniß 
aller zu bringen find. Nach den Grundbeitimmungen der gegenwärtigen Ver- 
waltung Aegyptens find alle Abgaben und Gebühren in meinem Namen aus⸗ 
zufchreiben und einzuheben. Ich kann daher unter feiner Bedingung zugeben, 
daß die aus den Steuern einfließenden Summen auf andere Weile als nur 
zu den wirklichen Bebürfniffen des Landes und feiner Bewohner verwendet und 
neue Steuern ohne dringende Nothwendigkeit ausgefchrieben werden. Mein 
abjoluter Wille ift alfo, daß alle deine Bemühungen und dein Eifer ohne 
Unterlaß diefen wichtigen Gegenftänden zugefehrt jeien; ferner, daß alle meine 
Unterthanen in Aegypten mit Gerechtigkeit und Billigkeit behandelt werden. 
Deßhalb Tann ich auch fremde -Anlehen, welche die Einkünfte des Landes auf 
Jahre hinaus engagiren, nicht geftatten, wenn nicht alle bis ins Detail gehen- 
den Gründe, welche für eine ſolche Finanzoperation ſprechen, meiner kaiſerlichen 
Regierung mitgetheilt wurden, und nicht früher meine Autorifation eingeholt 
worden ift, um beitimmte Summen des Einfommen3 von Aegypten für die 
Zwede eine Anlehens zu verpfänden. Mein Wille ift alfo, daß niemals 
ein Anlehen abgeſchloſſen werde, ohne daß die unbedingte Nothwendigkeit eines 
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ſolchen früher genau nachgewieſen und meine Einwilligung eingeholt worben 


it. Du wirft mithin deine Handlungen und dein Betragen dem formellen 
MWortlaute dieſes meines kaiſerlichen Fermans gemäß einrichten, welcher 
ebenſo wie die vorhergehenden in jeder Weiſe dem Recht und der Pflicht 


| entiprigt, “ 


9, Dec. Omer Paſcha wird, in Berüdfichtigung feines ters, in 


" 


11. 


26. 


Ruheſtand verfebt und bleibt nur noch Minifter ohne Portefeuille, 


„ (Aegypten). Der Bicelönig unterwirft fich wenigftens Außer: 


lih dem firman explicatif des Sultans vom 27. Nov. und läßt 
ihn in aller Form verlefen, behandelt indeß den Vorgang der Bevöl- 
Terung gegenüber möglichſt als bloße Förmlichkeit. 

(Serbien). Die Regierung beſchließt die Gründung einer 
ſerbiſchen Univerfität in Belgrad. 

(Rumänien). Feierliche Eröffnung der neuen Univerfität in 
Bufareft. 


28—29. „ (Rumänien) 1. Kammer: Stürmiſche Debatten - über 


bie Juden, 


30 


13. Griechenland. 


3. Jan. Die Großmächte haben fih barüber geeinigt, die Differenzen 


11. 


15. 


17. 


20. 


zwiſchen ber Pforte und Griechenland durch eine europäiiche Con: 
ferenz auszugleihen. Frankreich labet zum Zufammentritt berjelben 
auf den 9. Januar nah Paris ein, Griechenland bezeichnet als 
feinen Vertreter und Bevollmächtigten feinen Geſandten Rhangabe. 
„ Ein tgl. Decret ſchafft 15 Mil, Drachmen Staats:Papiergelb. 
Die Nationalbank erklärt die Maßregel für eine Verlegung ber ihr 
gewährten Privilegien. 

„ Zujammentritt ber Parijer Conferenz behufs Beilegung ber tür: 
kiſch-griechiſchen Differenz. Dieſelbe beichließt, der Pforte berathenbe 
und entſcheidende, Griechenland dagegen nur berathende Stimme 
einzuräumen. Der griechiſche Bevollmächtigte nimmt biefe Stellung 
nit an und an der Conferenz weiter feinen Antheil mehr. 

„ Ein neues gl. Decret ninımt das frühere vom 8. d. M. bez. 
Schaffung von Etaatspapiergeld zurüd und fchließt einen Vertrag 
mit den Banken von Athen und Corfu, die ber Regierung 21 Mill. 
Dr. vorſchießen und zwar 6 Mil, baar und 15 Mill. in ihrem 
Papiergeld. 

„ Die Regierung rächt fih für die Ausfchließung ihres Wevoll: 
mädtigten von der Parifer Conferenz durch die Beröffentlihung 
eines biplomatiihen Blaubuchs, das in fehr indiscreter Weiſe bie 
vertraulichen Berichte des griehifhen Gefandten in Konftantinopel 
über Heußerungen feiner Collegen enthält. 

„m ‚Die Barifer Konferenz befhließt eine an Griechenland zu rich: 
tende „Declaration“. 

» Der Minifter des Ausw. richtet an alle Conſuln der bellenifchen 
Regierung ein Rundſchreiben, um ihnen vorzufchreiben, in ihren 
Bureaux Subjcriptionen auf bie von der griehifhen Kammer 
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bewilligte Anleihe von 100 Mill. Drachmen zu eröffnen. Das 
Rundjchreiben enthält einen Aufruf an alle im Auslande wohnhaf- 
ten Griechen, indem es ihnen erflärt: es handle fi um bie fehr 
bebrohte Unabhängigkeit des Vaterlandes. 


23. Kan. Der Minijterrath beräth über die Antwort auf bie Declaration 


30. 


31. 


ber Parifer Conferenz: 4 Minifter erklären fi für, 3 (morunter | 
ber Minifterpräfident Bulgaris) gegen Annahme berjelben. 

„ Die legten Freiwilligen, 130 Mann, langen von Candia mit 
Petropulaki Sohn wieder in ber Heimath an. 

„ Graf Walewski überreicht die Declaration Namens der Parifer 
Conferenz der griechiſchen Regierung unter Anjegung eines Termins 
von acht Tagen für die Antwort (ſ. allg. Chronik). 

» Die Beiträge zu dem freiwilligen Anlehen von 100 Mill 
Drachmen haben in Griechenland ſelbſt kaum 100,000 Drachmen 
ertragen. Auch die Griechen im Auslande find dießmal ziemlid, 
zurücdhaltend. Die militärifchen Rüftungen aber find fo ungenü- 
gend, daß einen Mari ber türkiſchen Armee unter Dmer Paſcha 
bis nad) Athen kaum großer Widerſtand begegnen mürbe. 

„— 2. Febr. Berathungen des Minifteriums über die ber Barifer 
Conferenz zu ertheilende Antwort. Ein Antrag, die Trage einer 
allgemeinen Abjtimmung zu unterwerfen, wird nicht genehmigt. Das 
Minifterium weigert fich ſchließlich, die Declaration zu unterzeichnen 
und gibt dem König feine Entlafjung. 


5. Febr. Die Bildung eines neuen Minifteriums bietet große Schwie⸗ 


6. 


rigfeiten. Die Pariſer Eonferenz geſteht baher eine Verlängerung 
der für die Antwort auf die Declaration angefebten Friſt zu. 

„ Bildung eines Minifteriums Zaimis, das fih den Beichlüffen 
ber Barifer Conferenz unterwerfen will. Der Entihluß wird ber 
Bevölkerung durch eine von ſämmtlichen neuen Miniftern unterzeich- 
neten Proclamation mitgetheilt: 

„Mitbürger! Bon dem König zur Regierung des Staates berufen in 
einem YAugenblid, wo euere Vertreter nicht gegenwärtig find, wenden wir uns 
on euch, um euch die Umftände zu erflären, unter denen wir die Aufgabe 
angenommen, und den Zuftand, in dem wir die Bffentlihen Angelegenheiten 
gefunden haben. Seit drei Jahren ſchon bewegte die Stimme eines Bruder- 
volles das Herz jedes Hellenen, und diefe Stimme konnte auch das Herz der- 
jenigen, welche die Ungelegenheiten des Vaterlandes lenkten, nicht unempfindlich 
finden. Deßhalb habt ihr euch alle und fo auch unfere Vaterlandsgenoſſen 
in der Fremde beftrebt, denen eure Hülfe zu gewähren, die darum flehten, 
und die Wünſche der Regierenden haben fih mehrfah und auf alle Weile zu 
ihren Gunſten kund gegeben. Dieſe Umftände haben gegen uns von Seiten 
eines Nachbarſtaates Klagen hervorgerufen, als hätten wir durch unjere Dul⸗ 
dung oder duch unſere Handlungen die uns auferlegte Neutralität verlegt. Aber 
von Anfang an und bis in die neuefte Zeit find dieſe Klagen, immer wider⸗ 
legt, niemals mit Nachdruck aufrecht erhalten worden, Indeſſen meinte endlich 
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die Regierung des Sultans, wegen diefer Begebenheiten ihre Beziehungen zu 
Oriechenland abbrechen zu müſſen, und während der Gejandte der Hohen 
Pforte zu Athen am 4. Dec. vom Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
Griechenlands feine Päſſe forderte, um unfere Hauptitadt zu verlafien, ſah 
Syra, die betriebfamfte Handelsftadt von Griechenland, bereit3 am 2. Dec. 
den türfifchen Admiral Hobart mit türkifhen Kriegsfahrzeugen unter feinem 
Befehl die Dampfichiffe einer Handelsſchifffahrts⸗Geſellſchaft verfolgen, melde 
die aufftändifche Inſel verproviantirten, und den Hafen blofiren, um ihre 
Fahrten nad Kreta zu verhindern, mit dem Zwed, die Unterwerfung dieſer 
Inſel durch den Hunger zu erzwingen. So wurde die Blofade des Hafens 
von Syra vollzogen, jo unterbrachen die Dampfſchiffe, welche Kreta auf ihre 
Gefahr mit: Lebensmitteln verjorgten,. ihre Reifen, jo wurde Kreta ausgehun⸗ 
gert, und jo fam es, daß die Stimme des Brudervolfs, melche feit drei Jah 


.. ren jedes helleniſche Herz bewegte, fi nicht mehr hören lieh. Wie groß auch 


die Begeifterung war, welche diejes Volk belebt, wie ſchwer auch die Wolfe 
der Trauer ift, die feine Seele umhüllt, feine Stimme verſtummte nah und 
nad, und in dem Augenblid, wo mir zur Regierung des Staats berufen 
werben, ift diefe Stimme beinahe verftummt. So ift daS helleniiche Gebiet 
verlegt worden; dieje Verlegung wurde bon der ganzen Nation fchmerzlich 
empfunden, weil Griechenland nicht die Mittel hatte dieſe Gewaltthat zurück— 
zumeifen, noch auch feine Ehre zu rächen. Mitbürger! Wir erzählen euch die 
Begebenheiten mit völliger Offenheit unter der Wucht des Schmerzes, hoffend 
und wünjchend, daß diefe Offenheit für die Zukunft bei Regierenden und Res 
gierten Vorficht entwickeln möchte. In der That, wir zählen ſechsunddreißig 
verfloflene Jahre feit der Einjegung unferer erſten Dynaftie, und doch bat die 


griechiſche Regierung ſich in der traurigen Nothwendigkeit gejehen, die Ver⸗ 


legung bellenifchen Gebiet3 dulden zu müflen, aus Mangel an Mitteln, um 
fie zurücdzumeifen. Während diefe Ereigniſſe in Griechenland ftattfanden, gab 
ganz Europa den Wunſch nad Erhaltung des europäiſchen Friedens und nach 
Beleitigung jedes Anlafies fund, der ihn ftören könnte. Die drei Griechen 
land jchügenden Mächte, und mit ihnen die drei andern mitunterzeichnenden 
Mächte des Vertrags von 1856, der die Integrität der Türkei garantirt, 
befaßten fi mit der Unterfuhung diejer Zwiſtigkeit. Durch ihren Ausipruch 
haben fie einige der gegen un3 aufgeftellten Klagen als begründet anerkannt, 


indem fie unjere Handlungsweile : einer Hinreißung dur den Patriotismus 


zujchrieben, und uns für die Zulunft die Beobachtung von Regeln auferlegten, 
weldhe die Pariſer Konferenz als gleihmäßig bindend für alle Regierungen 
betrachtet. Dieje Regeln find die folgenden: Griechenland muß ſich fernerhin 
enthalten, zu fördern oder zu dulden: .1) die Bildung aller Banden auf ſei⸗ 
nem Gebiet, die in Abſicht eines Angriffs gegen die Türkei recrutirt werben; 
2) die Ausrüftung von bewaffneten Yahrzeugen in feinen Häfen, die beftimmt 
wären, irgend einen Aufftandsverfuh in der Türkei zu unterftügen. Diejer 


Ausſpruch der Conferenz wurde durch ihren Präfidenten, den Minifter der 


ausmärtigen Angelegenheiten Frankreichs, dem Minifter der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten Griechenlands mitgetheilt, und Griechenland wurde durch dieſe 
Mittheilung aufgefordert : in der Woche, welche der Uebergabe diefer Schrifts 
Rüde folgte, feine einfache Zuſtimmung zu der Entſcheidung der Conferenz, 
und feinen Entſchluß, fich derfelben zu fügen, kundzugeben. Durch daſſelbe 
Schreiben theilte der Minifter des Auswärtigen von Frankreich, Präfident der 
Conferenz, der griechiſchen Regierung mit, daß, wenn dieſe lebtere ihre Zus 
ſtimmung zu der Enticheidung der Konferenz und ihre Abſicht kundgeben 
würde, diefelbe zu beobachten, die Türkei ich verpflichte, in Bezug auf Grie- 
henland auf die in ihrem Ultimatum angefündigten Maßregeln zu verzichten, 
und daß die Wiederaufnahme der diplomatifchen Beziehungen zwiſchen Gries 
chenland und der Türkei als damit zu Recht beſtehend betrachtet werden 
würde, daß aber, wenn Griechenland ſich weigern follte, den Beichlüffen der 
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Gonferenz Folge zu Yeiften, diefe e8 den Conſequenzen des bon ihm angenom- 
menen Verhaltens Überlafien werde. Gleichzeitig mit diefem Schreiben des 
Minifter8 der auswärtigen Angelegenheiten von Frankreich, und auch nachher 
. empfahlen .die Rathſchläge und Ermahnungen verfchiedener Souveräne und 
Regierungen, die von allen Seiten ſowohl an die diplomatifchen Agenten Gr. 
Majeftät an den verjhiedenen Höfen von Europa, als auch an die Regierung 
jelbft gerichtet wurden, Griechenland, ſich der Entſcheidung der Conferenz zu 
- fügen, und zeigten ung deutlich die ernften Gefahren, weise uns im Tall der 
Weigerung bedrohten. Inzwiſchen ift vier Tage nad Empfang der in Rede 
ftehenden officiellen Actenſtücke eine Minifterfrifis eingetreten, welche heute en» 
dete, indem Se. Maj. uns berufen hat, die Zügel der Regierung zu über⸗ 
nehmen, und morgen ift der lebte Tag, der uns ‚von dem Präfidenten der 
Gonferenz gewährt ift, um zu antworten, Nachdem wir fo eine genaue Ueber⸗ 
Nö, der Gonferenzbeichlüffe gegeben haben, können wir nicht umbin, auch bes 
merklich zu maden, daß, jo peinlih es auch für Griechenland ift, fich bei 
jenen zwei Bebingungen beruhigen zu müffen, doch damit feine Zufunft nicht 
gebunden .und fein Streben nicht erftict ift. Aber wenn wir ung meigerten, 
den Conferenzbeichlüffen beizutreten, jo wäre uns nichts anderes übrig geblie- 
ben, als Krieg gegen die Türkei, ein Srieg, bei dem wir uns leider ohne alle 
Vorbereitung in Betreff der Flotte, und nicht genügend gerüftet finden würden 
für einen Kampf zu Sande. Der Nationalvertretung, welche aus wahrhaft 
freien Wahlen hervorgegangen fein wird, wobei die Regierung fein Mittel der 
Beeinfluffung, weder ein erlaubtes, noch ein unerlaubtes, zur Anwendung 
bringen will, werden wir ausführlich darlegen, wie viel Kriegsmaterial ſich 
gegenwärtig in unſeren Entrepots befindet, und wir werden ihr genaue Mit⸗ 
theilungen machen über den Stand der Land⸗ und Seearmee, ſowie über alle 
andern zu einem Feldzug erforderlichen Dinge. Wir haben gemeint, es hieße 
unſer unglückliches und heißgeliebtes Vaterland verrathen, wenn wir es den 


- Zufälligfeiten eines Krieges ausſetzen wollten, zu einer Zeit, wo einerſeits uns 


ſere Armee weder hinreichend gerüftet, noch hinreichend ſtark ift, wo das Land 
der zur Bewaffnung erforderlichen Mittel entbehrt, und wo anderſeits ganz 
Europa jeden Verſuch der Störung des allgemeinen Friedens mit unglinfligem 
Blick anſieht. Bei einer ſolchen Lage der Dinge durften wir nicht zaudern 
weder in dem, was zu beſchließen war, noch in der Frage, wie gehandelt wer⸗ 
den mußte. Angeſichts ſo vielen unvermeidlichen Unheils konnten wir nicht 
anſtehen, den Conferenzbeſchlüſſen unſere Zuſtimmung zu geben. In dieſen 
ſchwierigen Zeiten hat nur das Gefühl unſerer Pflicht gegen das Vaterland 
uns beſtimmt, die Miſſion, welche der König uns anvertraute, nicht abzuleh⸗ 
nen. Unſere Pflichten gegen das Vaterland zwingen uns, der in Paris ver⸗ 
fammelten Conferenz jo zu antworten, wie wir es thun, fo ſchwer es ung 
auch fällt, uns darein zu ſchicken. ben dieſe Pflichten ‚gebieten uns, unferer 
Antwort eine Auseinanderfegung der Rechte und Anfprüche Griechenlands 
beizufügen; wir werben hierin nichts verfäumen. Boll Vertrauen zu einem 
Türften, der durch den einmüthigen und frei Tundgegebenen Willen der Nation 
erwählt worden, der unfere ‚öffentlichen Freiheiten achtet und nichts mehr im 
Herzen trägt, als den Ruhm und die Größe unſers gemeinſamen Baterlands, 
rufen wir alle für ihn den Schuß des Höchften an, und richten wir unfere 
Gebete zum Himmel, daß unfere ſchmerzlichen Prüfungen uns belehren und 
uns dazu dienen mögen, Künftig das zu thun, was das dienlichſte und wirk⸗ 
Iemfle if. Athen, 25. Jan. / 6. Febr. 1869. Th A. Zaimis, Präfivent. 

Th. P. Dellijannis. A. Pezzaly. De Saravas. MW. D. Avigherino. 
S. Suto. De Tringheta. 

Antwort an die Parifer Conferenz: „Mein Vorgänger, Hr. P 
Delijannis, hat mir den Brief eingehändigt, welchen Sie fo gut. waren, - am 
20. Ian. an ihn zu richten, ſowie ferner die demſelben beigefügte Erklärung 
der Bevollmächtigten der ſechs europäiſchen Gropmächte, welche in Paris zu 
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einer Eonferenz zufammengetreten find, um in verjöhnlichem Geiſt die zwiſchen 
Griechenland und der Türkei entftandene Differenz zu prüfen. Das Ergebniß 
der Gonferenzberathungen ift — ich darf Ihnen die Thatſache nicht verhehlen 
— von dem ganzen belleniihen Volke mit einem Gefühl peinlicher Aufregung 
aufgenommen worden, und da die Minifterkrifis mehrere Tage anhielt, war 
e8 während diejes Zeitraums unmöglich, den Brief Ew. Ercellenz zu beant⸗ 
worten. Das Eabinet, welchem ich anzugehören die Ehre habe, hat e8 für feine 
Pflicht erachtet, jofort nadh feiner Bildung den Inhalt der Erklärung und Ihrer 
Mittheilung in Erwägung zu ziehen. Die Regierung des Königs hat mit 
Bedauern wahrgenommen, daß Sr. Majeftät Gefandter in Paris nit im 
Stande war, an der Arbeit der Sonferenz theilzunehmen, der untergeordneten 
Stellung wegen, welche ihm, dem Bevollmächtigten der Türkei gegenüber, an» 
gewiefen worden war. Angefihts der Einflimmigfeit der ſechs europäilchen 
Großmächte und Ihrer eigenen Erflärung, welche dahin lautet: daß die Bes 
vollmächtigten die Debatte von den Thatjachen ablenkten, und nur die Ber- 
haltungsmaßregeln niederzulegen beabfichtigten, welche die Beziehungen zwiſchen 
Griechenland und der Türkei leiten follen, beeile ich mich, Ihnen mitzutheilen, 
daß die Regierung den in der Erklärung der Konferenz enthaltenen allgemei- 
nen Grundfägen internationaler Rechtswiſſenſchaft beipflichtet, und entſchlofſen 
ift, ihre Haltung mit denjelben in Einklang zu bringen. Indem ih Ew. Exc. 
um die Freundlichkeit erfuche, diefe zuftimmende Erflärung zur Kenntniß der 
Gonferenz gelangen zu laſſen, gebe ich mich der Hoffnung hin, daß die ſechs 
Großmädte, mit Würdigung der Schwierigkeiten der Lage, Rückſicht nehmen 
auf das Verlangen Griechenlands: fi ihren Wünjchen zu fligen und, jo viel 
in feiner Kraft fteht, zur Erhaltung des allgemeinen Friedens beizutragen. 
Genehmigen Sie u. |. w. (Gez.) Theodor P. Delijanni.* 


8. Febr. Walewski reift mit der Antwort auf die Declaration wieber 


12, 


18, 
20. 


21. 


15. 


21. 


pe 


29. 


os 


nad Paris ab. 

„ Die Regierung verorbnet, daß bie Truppen ihre Sriegsauf: 
ftelung verlaffen und ihre früheren Standquartiere wieder beziehen. 
» Schluß ber Barifer Eonferenz (ſ. allg. Chronik). 

» Die no in Griechenland gebliebenen candiotifhen Yamilien 
verlangen, nah Haufe zurüdzufehren. Die franzöfiihe Gefandt: 
haft erklärt fich bereit, ihnen dazu franzöſiſche Schiffe zur Ver⸗ 
fügung zu ftellen. 

„n Der König unterzeichnet vorläufig das Decret zur Auflöfung ber 
Kammer. Die Beröffentlihung fol indeß erft fpäter erfolgen. 


März. Die Ueberführung der nody zurüdgebliebenen Kreter in ihre 


Heimath auf franzöfiihen Schiffen beginnt mit Eifer. Es find 
noch ca. 30,000 Seelen zurüdgeblieben. 

„ Rhangabe wird zum griechiſchen Gefandten in Konftantiniopel 
ernannt. Cinftweilen geht Kalergis als Gefandtfchaftsfecretär da⸗ 
hin ab. 

» Das Decret zur Auflöfung ber Kammer wirb publicirt. Die 
Neuwahlen find auf den 28. Mat anberaumt. 


April. Ein Bericht des Finanzminifters conftatirt die elende Finanz 


lage, bie, ſchon früher nichts weniger als befriedigend, von Bulgaris 
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noch vollends zerrüttet worben ifl. Die Ordnung berfelben er: 
ſcheint entfhieben als bie erfte, aber auch fchwierigfte Aufgabe bes 
neuen Cabinets. 


28. Mai. Die Wahlen zur Nationalverfammlung ergeben eine totale 
Niederlage der Partei Bulgaris, Die Regierung Tann mit bem 
Reſultat derſelben zufrieden fein, 


— „ Die Ueberführung ber. nod gebliebenen Kreter ift beendigt. 
5000 Seelen haben ſich definitiv in Griechenland angeſiedelt. 


5. Juni. Die Blokabebrecher Enoſis und Kreta, in Wahrheit ſchon 
lange Eigenthum der Regierung, gehen nunmehr auch officiell in 
ihren Beſitz über. 

17, „ Eröffnung ber Kammer, Thronrede bes Königs. 


25. Juli. Die Kammer wählt mit 96 gegen 67 Stimmen ben mini: 
fteriellen Candidaten Ehriftides zu ihrem Präfidenten. 


7. Aug. Die Kammer votirt mit 96 gegen 40 Stimmen bie Antworts- 
abreffe im Sinne des Minifteriums, 


Anf. Sept. Das Fretenfifche Centralcomit6 veröffentlicht einen - Bericht 
über feine breijährige Thätigkeit feit bem Ausbruche des Fretenfifchen 
Aufftandes. 

Diefem Berichte nach beliefen fi die Beiträge an baarem Gelde im 
Sanzen auf 8,908,641 Dradmen. Bon diefr Summe kam der größte 
Theil aus dem SKönigreih Griechenland, außerden von außerhalb des 
Königreichs Lebenden Griechen 1,982,341 und von Philhellenen 363,503 Dr. 
Diejelben floffen aus allen Gegenden der Erde, aus Europa, Aften, Amerika, 
Afrika, jogar aus Auftralien,; aber Rußland, die Türkei, die Donaufürſten⸗ 
thümer, Aegypten und England nahmen die erften Stellen ein. Der Bhil- 
hellenismus in Deutichland hat fich ſeit 1821 bedeutend vermindert [aus be⸗ 
greiflihen Gründen], denn auf Deutſchland mit DOefterreih kommen nur 
96,131 Dramen, wovon noch der bei Weiten größte Theil von den dort 
lebenden Griehen. Außer dieſen Gelvbeiträgen kamen aus allen Rändern 
ganze Schiffsladungen mit Waffen, Munition, Mehl, Zwieback, Kleidern, 
Leder, chirurgiſchen Inſtrumenten, Arzneien und Charpie, darunter zwei 
Schiffe, „Arladi* und „Enoſis“. Unter den Ausgaben nehmen die erften 
Stellen ein: für Waffen und Munition 1,237,166, für Lebensmittel 1,526,750, 
für Kleider und Schuhmwert 693,260, Transportkoſten über 24 Mill. zc. ꝛc. 
Dampfihifffahrten nach Kreta murden im Ganzen 90 ausgeführt durch die 
folgenden Schiffe: Hydra 2, Panhellenion 9, Arladi 23, Kreta 10 und 
Enofis 46. In dem Berichte find diejenigen Geld» und andern Beiträge nicht 
enthalten, weldhe an andere Comité's und befonder® an das Hilfscomits für 
die kretenſiſchen Emigrantenfamilien abgeſchickt wurden. 


7. Nov. Die Kammer ertheilt mit 93 gegen 2 Stimmen (bie übrigen 
enthalten fi) bem Miniſterium ein Vertrauensvotum. 
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26. Nov. Die Kammer votirt bag Budget. Bei ben Abftimmungen 
ergibt fi eine freilich nur Kleine Majorität. für die Regierung. 


1. Dee: Die Kammer votirt das Regentſchaftsgeſetz, wonach bie 
Königin, Prinz Johann v. Glücksburg ober deſſen Bruber Regenten 
fein Fönnen, 

4. „ Ein tgl. Decret verfünbet ben vorzeitigen Schluß ber Kammer⸗ 
feffion, ſchon jetzt ftatt erft am 18. Sanuar 1870. 


IV. 
Auferenropäifde Staaten. 


— — — — — 








Bereinigte Staaten von Hordamerika. 


11. Kan. Das Nepräfentantenhaus wiberruft mit 119 gegen 47 Stim⸗ 


men die fpeciel gegen den abtretenden Präfidenten Johnſon erlaf: 
fene Aemterbeſetzungsacte. | 


12—13. „ Repräfentantenhaus: Debatte über bie Annahme einer Art 


14, 


15. 


16. 


24. 


80. 


81. 


Protectorat über Haiti. Der Antrag wird Schließlich mit 126 gegen 
35 Stimmen abgelehnt. 

„ Sn Folge der neuen Amneftie des Präfidenten Johnſon weiſt 
ber Staatsanwalt Evarts die Diftriltsanwälte an, alle Verfolgungen 
wegen Hochverrath und Rebellion einzuftelen. Auch bie gericht: 
lihe Verfolgung Sefferfon Davids wird nunmehr definitiv fallen 
gelafjen. Die öffentliche Meinung erklärt fi bamit einverftanden. 

„ Der Unionsgefandte in London Reverdy Johnſon ſchließt mit bem 
engl. Minifter des Ausw. Lord Clarendon einen neuen Vertrag bes 
bufs Röfung der Alabamafrage ab. England macht in bemfelben 
noch weitere Conceflionen (|. England). 

„ Die Regierung übermadt dem Senat bie mit England abge: 
Ihloffenen Verträge bez. Naturalifation unb bez. Löſung der Ala⸗ 
bamafrage zur Ratification. Die Bffentlide Meinung erklärt ſich 
fofort mit dem erfteren, nicht aber mit bem letzteren einverſtanden. 
»  Senatorenwahlen in einer Reihe von Staaten. In Miffourt 
wirb ber Deutihe Karl Schurz zum Senator gewählt. 

» Das Repräfentantenhaus ermächtigt die Diftrictscommanbanten 
bon Virginien, Miffiffippi und Texas, alle eidverweigernden Beamten, 
abzufeßen und durch andere zu erjeben. 

» Das Repräfentantenhaus befchließt mit 147 gegen 42 Stimmen, 
baß Race: und Farbenunterfchiebe das Wahlredit i im ganzen Gebiete 
ber Union nicht beeinträchtigen bürften. 

„ Der Staatsfecretär Sewarb weift ben Unionsgefanbten in Sons 
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ftantinopel an, feine guten Dienfte (bonnes oflices) während des 
biplomatifchen Bruchs zwiſchen ber Türkei und Griechenland ein: 
treten zu laſſen. 


1. Febr. Das Repräfentantenhaus Tehnt mit 110 gegen 62 Stimmen 


10, 


H 


16. 
17. 


21. 


24. 


28, . 


bie Einbringung einer Refolution für Annerion von Haiti und 
S. Domingo ab. 
„ Der Senat befäließt, mit Rüdfiht auf den Beſchluß des Res 
präjentantenhaufes vom 30. Januar mit 40 gegen 16 Stimmen, 
es jei durch ein Amendement zur Verfaſſung auszuſprechen, es bürfe 
fortan Fein Unterfchieb mehr im Wahlrecht beftehen in Folge von 
Geburts⸗, Farbe⸗, Eigenthbums: oder Glaubensverhältniſſen. 
„ Die beiden Häuſer nehmen officiell die Zählung der Stimmen 
für die Präfjidentenwahlen vor. Der Senat zählt dabei Georgien 
als veconftruirt mit, das Nepräfentantenhaus in Folge der inzwifchen 
bort eingetretenen Vorgänge nit. Don practiihem Erfolge ift die 
Differenz nit. Grant und Colfar werben als gewählt proclamirt. 
Ein Ausſchuß beider Käufer überreiht Grant feine Beltallung zum Prä- 
fiventen auf vier Jahre vom 4. März an. Grant antwortete hierauf: „Ic 
kann Ihnen verfichern, daß e8 mein Beftreben fein wird, nur folde Männer 
zu.meiner Hilfe heranzuziehen, welche die nach Ihrer Ausfage von dem Lande 
gewünſchten Grundjäge verwirklihen werden, Sparfamfeit, Einſchränkung, 
ehrliche Einziehung der_Steuern und Gefälle und Abtragung der Staats⸗ 
fhulden. Gelingt e8 mir nit bei der erften Auswahl, jo werde ich feinen 
Augenblid anftehen, mit der Zuftimmung des Senates, welcher das Beltäti- 
gungsrecht hat, eine zweite oder gar eine dritte zu treffen und nicht minder 
einen der bon mir jelbft als der von meinem Vorgänger angeftellten Beamten 
abzufegen. Darin würde ich Feinen Unterfehied machen.” Darauf erklärt 
Grant noch, warum er bisher die Männer nicht bezeichnet habe, aus welchen 
er fein Eabinet bilden wolle, und warum er diefe nicht eher nennen würde, 
als bis er um ihre Beftätigung beim Senate nachſuchen werdet Um den 
Intriguen der Vereine und Clubs und den Verſuchen derfelben, ihm ihre 
Bandidaten aufzudrängen, zu entgehen. Es ift die Längfte Rede, die Grant 
bisher gehalten. Er verräth das Beltreben, fih möglichſt über die Parteien 
zu erheben. - 
» Das Repräfentantenhaus lehnt einen Antrag auf Beiteuerung 
ber Staatsbonds (Couponſteuer) ab. 
„Abſchluß eines Vertrags mit Columbia bez. Herftellung eines 
Canals durch die Landenge von Darten. 
„ Das Repräfentantenhaus tritt dem Beichluffe bes Senats, das 
unbeſchränkte Wahlrecht ber Farbigen durch ein Amenbement zur 
Berfaffung feitzuftellen, mit 140 gegen 33 Stimmen bei. 
» Das Repräfentantenhaus anerfennt mit 118 gegen 60 Stimmen, 
baß bie Union verpflichtet fei, die Zinfen ihrer Staatsfhuld in Gold 
zu bezahlen. I 
„ Der Senat tritt dem Beſchluſſe des Repräſentantenhauſes bez. 
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Goldzahlung der Bonds in etwas amenbirter Faſſung mit. 30 gegen’ 
16 Stinmen bei. 


3. März Das Repräjentantenhaus beſchließt, den Bräfibenten | zu er: 


"mächtigen, den Freiſtaat Cuba anzuerkennen, fobald ſich dort cine 


factifche Regierung gebildet haben werde. | 
Der Senat lehnt feine Zuftimmung zum Widerruf der Aemter⸗ 
befeßungsacte ab. | 


„ Grant tritt die Präſidentſchaft ber Union an, Antrittsrede befjelben: 

„Bürger der Vereinigten Staaten! Durh Eure Stimmen zum Amte 
des Präfiventen der Vereinigten Staaten erwählt, habe ih in Gemäßheit der 
Sonftitution unferes Vaterlandes den in diejer vorgejchriebenen Amiseid geleiftet. 
Sch habe diefen Eid geleiftet ohne innern Vorbehalt und mit dem Entſchluſſe, 
nad) meiner beften Fähigkeit Alles, was er von mir erheifcht, zu thun. Die 
Derantwortlichfeiten der Stellung fühle ih, nehme fie aber ohne Furcht auf 
mi. Ungeſucht ift das Amt mir zugefollen: ungefellelt trete ich deffen Pflich- 
ten an mit dem gewiflenhaften Verlangen und Entſchluſſe, e8 nach meiner 
beften Fähigkeit auszufüllen zur Zufriedenheit des Volkes. Weber alle die 
Öffentlihe Meinung bewegenden Hauptfragen werde ich ſtets dem Congreſſe 
gegenüber meine Unfichten ausfprechen und auf deren Annahme meinem Urs 
theile nad) dringen, und wenn ich es für rathſam halte, werde ih daS con» 
ftitutionelle Recht ausüben, ein Veto einzulegen, um Maßregeln, denen ich 
entgegen bin, zu vereiteln. Aber alle Gejeße werden getreulih ausgeführt 
werben, fie mögen meine Billigung haben oder nicht. Ich werde in Bezug 
auf alle Gegenftände eine Politit zu empfehlen, aber Feine gegen den Willen 
des Volkes zu erzwingen haben. Gejete follen für Alle gleichmäßig gelten — 
ſowohl für die, welche denjelben entgegen, wie für die, welche für fie find, 
Ich Tenne keine wirkſamere Methode, den Widerruf ſchlechter oder ſchädlicher 
Geſetze zu fichern, als deren ftrenge Ausführung. Dem Lande, welches kürz⸗ 
lich eine große Rebellion überftanden, werden in den nächſten vier Jahren 
viele ragen vorliegen, mit welchen frühere Aominiftrationen niemals zu 
thun Hatten. Um diejelben zu erledigen, follten fie ohne Borurtheil, Haß 
oder Parteiftolz ruhig gewürdigt werben, im Auge behaltend, daß „das größte 
But für die größte Menge” der zu erreihende Zwei iſt. Dieß erfordert 
Sicherheit der Perfon, des Eigenthums und der religidjen und politischen 
Veberzeugung in jedem Theile unſeres gemeinfchaftlihen Vaterlandes, ohne 
Rüdficht auf Iocales Vorurtheil. Für die Durchführung aller Gefete, welde 
dieſes Ziel fichern, werde ich mit allen meinen Kräften Sorge tragen. Eine 
große Schuld wurde eingegangen, um uns und unferen Nachlommen die 
Union zu erhalten. Für deren Bezahlung, Capital und Zinjen, jowie für die 
Rückkehr zur Baarzahlung, jobald dieß ohne weſentlichen Nachtheil für die 
Claſſe der Schuldner oder für das Land im Ganzen ausführbar, muß Fürs 
jorge getroffen werden. Um die Nationalehre aufrecht zu erhalten, follte 
jeder Dollar der Bundesſchuld in Gold bezahlt werden, außer wenn es in 
dem Contracte ausdrücklich ander beftimmt if. Iſt man erſt davon über⸗ 
zeugt, daß kein Repudiator auch nur eines Hellers unſerer Bundesſchuld mit 
einem öffentlichen Amte betraut wird, fo wird. dieß weſentlich beitragen zur 
Kräftigung eines Credits, welcher der beite in der Welt fein follte, und es 
uns ſchließlich möglich machen, unfere jegigen Schuldobligationen in andere 
mit einem niedrigeren Zinsfuß, als wir jet zahlen, zu convertiren. Dazu 
gehört eine revliche Eintreibung der Bundesrevenuen, eine genaue Rechenſchafts⸗ 
ablegung an das Schatzamt über jeden eingenommenen Dollar. und die größte 
ausführbare Einſchränkung in den Ausgaben für jeden Zweig der Megierung, 
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Wenn wir die jeige Zahlungsfähigkeit des Landes mit zehn, in Folge des 
Krieges noch in Armut befindlichen Staaten, die aber, wie ich Hberzeugt bin, 
bald zu größerem Wohlftande als je zuvor gelangen werden, vergleichen mit 
defien Zahlungsfähigkeit vor 25 Jahren, und darnach berechnen, wie dieſe wahr⸗ 
ſcheinlich in 25 Jahren befchaffen fein wird, wer kann daran zweifeln, daß es uns 
dann möglich fein wird, jeden Dollar mit größerer Leichtigkeit zu bezahlen, 
als wir jekt für nutzloſe Qurusgegenftände ausgeben? Scheint es nicht, als 
ob die Vorfehbung uns mit einer feften Sparbüchſe beſchenkt hätte, indem bie 
toftbaren Metalle in den unfrudtbaren Gebirgen des fernen Weſtens verjchlof- 
jen find, zu deren Aufſchließung wir jet den Schlüffel jchinieden, um das 
nunmehr eingetretene Bedürfniß zu befriedigen? Schlieklih mag es noth- 
wendig werden, die Yacilitäten, um zu diefen Schätzen zu gelangen, zu ver⸗ 
mehren, und e8 mag ferner nothwendig werben, daß die Bundesregierung zur 
Sicherung dieſes Zuganges ihren Beiftand Ieiftet. Allein dieß jollte nur dann 
geſchehen, wenn ein Dollar, im Schuldſchein verichrieben, genau dieſelbe Art 
von Dollar ſichert, die jegt im Gebrauch ift, und nicht früher. So lange die 
Trage in Betreff der Wiederaufnahme der Baarzahlung nicht entichieden, 
nimmt fi der vorſichtige Geſchäftsmann in Acht, in ferner Zukunft gahlbare 
Schulden einzugehen: die Nation follte derjelben Regel folgen. Ein darnieder- 
liegender Handel ift wieder aufzuridhten, und alle Induftriezweige find zu er- 
mutbigen. Die Jugend des Landes — Diejenigen, welche diejed Zeitalter bil- 
den und nad 25 Jahren herrſchen werden — hat ein ganz bejonderes Inter⸗ 
efje an Aufrechterhaltung der Nationalehre. Ein kurzes Nachdenken darüber, 
welchen gebietenden Einfluß wir in ihren Tagen unter den Nationen der Erde 
haben werden, wenn fie nur fidh jelbft treu bleibt, follte fie mit nationalem 
Stolze bejeelen. Alle geographiſch, politifh oder religiös von einander Ges 
trennten Tönnen ſich in dieſer gemeinſchaftlichen Empfindung vereinigen. Wie 
die Öffentliche Schuld zu bezahlen, oder wie die Baarzahlung wieder aufzus- 
nehmen, ift nit jo widtig, als daß ein Plan dafür entworfen und bei Dies 
fem ſtehen geblieben werde. Ein gemeinjamer Entihluß zur That ift mehr 
werth, als divergirende Rathſchläge Über die Methode des Handelns. Geſetz⸗ 
gebung über dieſen Gegenftand dürfte jett weder nothwendig, noch jelbft räth- 
Yich fein, dieß wird aber werden, wenn das bürgerliche Gejeg in allen Theilen 
des Landes vollftändiger hergeftellt und der Verkehr in feine gewohnten 
Kanäle zurückgekehrt fein wird. Es wird mein Beltreben fein, alle Gejege 
ihren Beftimmungen gemäß auszuführen, alle angewiejenen Einkünfte einzu- 
treiben und fie gebührend zu verwenden. Ich werde nad meinem beiten 
Wiſſen nur Sole mit einen Amte betrauen, welche dieſe Abſicht auszuführen 
bereit find. In Bezug auf die auswärtige Politik würde ich mich den Nationen 
gegenüber ebenjo verhalten, wie das Geſetz der Billigkeit verlangt, daR fi 
Individuen gegen einander zu verhalten haben, und ich werde den gejeglieben- 
den Bürger jhüten, fei er ein hier geborener oder von fremder Herkunft, fo» 
bald feine Rechte gefährdet find und foweit die Flagge unferes Landes weht. 
Ich werde die Rechte aller Nationen achten, gleiche Achtung für unjere eigenen 
fordernd. Wenn andere im Verhalten zu uns von diefer Regel abweichen, 
dann dürften wir genöthigt werben, ihrem Beifpiele zu folgen. Die paflende 
Behandlung der Eingebornen dieſes Landes, der Indianer, ift eine Sache, die 
forgfältige eberlegung verdient. Ich werde jedes Verfahren gegen fie begün⸗ 
ftigen, das ihre Civiliſation, Chriftianifirung und ſchließliche Aufnahme in 
den Bürgerftand bezwedt. Die Stimmredtöfrage ift eine ſolche, daß fie wahr- 
ſcheinlich das Volk jo lange bewegen wird, als ein Theil der Bürger der 
Nation von diefem Rechte in irgend einem Staate ausgeſchloſſen if. Es er» 
Scheint mir ſehr wünfchenswerth, daß dieſe Frage jet erledigt werde, und ich 
hege die Hoffnung und drüde den Wunſch aus, daß dieß durch die Ratificirung 
des 15. Amendements zur Eonftitution gejchehen möge. Zum Schluß bitte 
ich um geduldige Nachficht eines Zeven gegen den Andern im ganzen Lande 


Amerika, 479 


und um entſchloſſenes Bemühen von Selten jeden Bürgers, feinen Theil 
zur Befeſtigung einer glüdlichen Union beizutragen; und ich fordere bie 
Ration auf, für die glückliche Erreichung dieſes Zieles zum aflmächtigen Gott 
zu beten.“ 

Da vom Präfidenten Johnſon das von beiden Häuſern beſchloſ⸗ 
fene Gefeb bez. Bezahlung ber Bonds in Gold nicht unterzeichnet 
worden ift, fo ift daſſelbe vorerft als gefallen zu betrachten. 


5. März. Präfident Grant ernennt fein erſtes Cabinet: Waſhburne Staats: 


15, 


17. 


jecretär (Meußeres), Shofield Krieg, Stewart Finanzen, Cor In⸗ 
neres, Borie Marine, Creßwell Generalpoftmeifter, Hoare General: 
ſtaatsanwalt. 

Die äußerften Flügel der beiden großen Parteien find nicht wenig über⸗ 
raſcht. Das neue Eabinet ift zufammengejekt aus verbältnigmäßig jungen und 
im ganzen wenig befannten Perjönlichkeiten, die in politiichen Kreijen als 
entichiebene Anhänger der Neconftructionspolitit gelten, aber fih von allen 
extremen Schritten ferngehalten haben. 


» Der Senat verweigert bem neuen Finanzminifter Stewart feine 
Beitätigung. 

v Tas Nepräfentantenhaus fpricht fi neuerdings mit 143 gegen 
16 Stimmen für Wiberuf der Aemterbefegungsacte aus. 


„ Anh Wafhburne und Shofield treten als Minifter zurüd, 
Grant ernennt nunmehr Fiſh zum Staatsſekretär, Rawlins zum 
Kriegsminifter, Boutwell zum Finanzminifter und Wafhburne zum 
Geſandten in Paris. 


» Das Nepräfentantenhaus beichließt neuerdings die Goldzahlung 
ber Bonds (Schenk'ſche Finanzbill). 

„ Der Senat tritt der Schenk'ſchen Finanzbill in der Faſſung bes 
Repräfentantenhaufes bei. 


„ Präfident Grant unterzeihnet die Schenk'ſche Finanzbill nad 
dem übereinjtimmenten Bejchluffe beider Häufer: 
„Ein Geſetz zur Kräftigung des Öffentlichen Credits. Verfügt vom Senat 
und Nepräjentantenhaus der Vereinigten Staaten von Amerika, im Congreß 
verfammelt, daß, um zu entfernen jeden Zweifel betreffs der Abficht der Re= 
gierung, alle gerechten Verpflichtungen gegen die Staatsgläubiger zu erfüllen, 
und um widerſprechende Fragen und Auslegungen der Geſetze, Eraft welcher 
folde Schulbverpflichtungen eingegangen wurden, zu enticheiden, hiedurch bes 
fimmt und erklärt werde, daß die Ehre der Ver. Staaten feierlich verpfändet 
iſt für Zahlung aller unverzinslichen Obligationen der Ber. Staaten, befannt als 
Vereinigte Staaten-Roten, und aller zinstragenden Obligationen der Bereinig- 
ten Staaten in Hingender Münze (coin) oder deren Xequivalent, außer in 
Tällen, wo daB Geſetz, durch welches die Emifjion irgend ſolcher Obligationen 
autorifirt wird, ausdrücklich vorjchreibt, daß diejelben bezahlt werden mögen 
in gejeglidem Gelde oder anderer Währung als Gold und Silber; aber 
keine dieſer zinstragenden Obligationen, die nicht bereits fällig, follen vor 
Verfall bezahlt oder eingelöft werden, außer dann, wenn Bereinigte Staaten- 
Noten nad) Belieben des Inhabers in klingende Münze convertirbar find, ober 
Bundesohligationen, welche niedrigere Zinſen tragen, als die einzulöfenden 
Obligationen, zum Pari⸗Curs gegen Elingende Münze verkauft werben füns 
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nen. Und die Vereinigten Staaten verpfänden ferner feierlich ihre Ehre, ſo⸗ 
bald als thunlih für Einlöfung der Schatamtnoten in klingender Munze 
Vorforge zu treffen.” - 


24. März Der Senat willigt mit 37 gegen 16 Stimmen nunmehr 
doch in eine etweldhe Aenberung ber Aemterbeſetzungsacte. 


27. „ Das Repräfentantenhaus verwirft feinerjeits die vom Senat 
angenonmene Mobification ber Aemterbefegungsacte als ungenügend. 


31. „ Beide Häufer verftänbigen fi nad dem Antrage bed Conferen;: 
ausſchuſſes über die Modification der Nemterbefeßungsacte weſentlich 
doch nad ber Faflung des Senats. Grant unterzeichnet biefelbe 
jofort: | | 2 

„1) Jeder, der ein Civilamt inne hat, zu dem er nad) der Anficht und 
mit der Zuflimmung des Senate ernannt worben ift oder. ernannt werben 
wird, hat das Hecht, dieſes Amt für die Zeit zu behalten, für welche er dazu 
ernannt worden iſt, ausgenommen, daß er vorher mit Zuflimmung des Se 
nate8 davon abgerufen wird, oder daß er gleichfalls mit Zuftimmung de 
Senates durch eine andere zu feiner Nachfolge beſtimmte Perjöntichkeit darin 
erfegt wird. 2) Während der Senat nicht tagt, hat der Präfident das Recht, 
auf feine Verantwortung jeden mit der Zuftimmung des Senat3 ernannten 
Givilbeamten zu juspendiren, mit Ausnahme der Richter bei den Gerichts⸗ 
höfen der Vereinigten Staaten. Diefe Suspendirung hat bis zum Schluſſe 
der folgenden Seffion des Senates Giltigkeit. Der Präfivent kann zugleid, 
mit dem Rechte des Widerrufs, Jedermann ernennen, der den Platz des ſus⸗ 
pendirten Beamten einnehmen fol. Derjelbe muß den erforderlichen Eid lei 
jten und die vom Geſetze verlangten Bürgichaften geben. Während der Zeit, 
in welcher er. die Stelle des fuspendirten Beamten innehat, bezieht er deſſen 
ganzes Gehalt. Der Präfivent muß aber innerhalb der erften 30 Tage nad) 
dem Wiederbeginn der Seflion des Senates Perfonen für die .zur Zeit der 
Eröffnung diejer Seſſion vacanten Aemter ernennen, mögen diejelben von zeit- 
weiligen Inhabern bekleidet werden oder nicht, ohne die Aemter zu vergefien, 
deren Inhaber fuspendirt worden find. Wenn der Senat während diefer Seſ⸗ 
fion feine Zuftimmung zu einer neuen Ernennung verweigert, die zu bem 
Zwecke geſchehen ift, um den juspendirten Beamten zu erfeßen, nur dann muß 
der Präftdent, und zwar im Laufe derfelben Seflion, ohne jeden Verzug, eine 
andere Perfönlichkeit für diejes Amt ernennen.” (Dieſer letzte Paſſus ift nur 
eine mildere Wendung dafür, daß der Präfident dann den ſuspendirten Beam- 
ten wieder einjeßen muß.) I | 


41. April. Der Senat von Columbia hat den Vertrag bez. Durchſtechung 
der Landenge von Panama ſeinerſeits verworfen. 


8 „ Präſident Grant richtet eine ſehr eindringliche Botſchaft an den 
Congreß gegen bie Beibehaltung bes gegenwärtigen Zwiſchenzuſtandes 
in Birginien, Miffiffippi und Texas und bringt auf Bejchleunigung 
einer befinitiven Neconftruction auch dieſer ehemaligen Rebellen⸗ 
ftaaten. | nn 

9—10. „ Beide Häufer des Congreffes entſprechen dem Verlangen 
Grants bez. Virginien, Mifftffippi und Texas. 

Sn Folge der Botſchaft Grants bringt der Reconſtructionsausſchuß de 
‚  Repräfentantenhaufes Angeſichts der bevorſiehenden Veriagung des Eongrefied 
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bis zum December auf Betreiben Butlers ohne Zögern einen Antrag ein, der 
den Knoten zerhaut. Dem Präfidenten wird dadurch die Vollmacht ertheilt, 
in Virginien, Miſſiſſippt und Texas Abftimmungen über die Sonftitution, ganz 
oder theilweife, wie er e8 für gut befindet, vornehmen zu lafien und zugleich 
Wahlen für die gefeggebenden Berjammlungen und Staatgämter zu veran« 
laſſen. Dieß alles geſchieht unter militärischer Aufjicht, welche aber nur ein- 
zugreifen hat, wenn die Aufrechtbaltung der Öffentlichen Ruhe dieß verlangt. 
Ohne vieles Debattiren wird das Geſetz im Hauje gegen nur fehr geringe 


DOppofition angenommen und an den Senat gejandt. Diefer fügt die Bes . 


ſtimmung hinzu, daß die Gejeggebung der betreffenden Staaten, bevor ihre 
Wieder⸗Zulaſſung ftattfinden könne, das 15. Amendement zur Gonftitution 
der Vereinigten Staaten ratificiren müßte Hiemit ift das Repräjentantenhaug 
einverftanden und der Präfident unterzeichnet das Geſetz. 


13, April. Der Senat verwirft den mit England abgeſchloſſenen Alabama- 


vertrag mit 54 gegen bloß 1 Stimme. Rebe des Senators Sumner: 

Sumner leitet feine Rede mit der Bemerkung ein, daß die Verwerfung 
eines Staatövertrages im Ganzen ein jeltenes Ereigniß fei, doch Liege in dem 
Inhalte der vorliegenden Convention die Rechtfertigung eines ſolchen Schrittes. 
Statt den Hauptgrund der Beichwerde aus dem Wege zu räumen, laffe der 
Bertrag denjelben ganz aus dem Spiele. Es ſei mit feinem Worte darin 
von Bedauern oder Anerkennung, nod auch von Entihädigung die Rede, und 
das ganze Document verrathe die Eile ohne Gleichen, mit welder man die 
Sade vor dem Amtsantritt einer neuen Regierung zum Abſchluß zu bringen 
geſucht habe. Betrachte man den Inhalt, fo finde man, daß mit Mebergehung 
der Haupffrage nur die Anſprüche von Individuen berüdfichtigt feien, wodurch 
früher oder ſpäter die eigentliche Vejchwerde innmer wieder zur Plage beider 
Länder zum Vorſchein fommen müfje Redner wendete fi darauf vom Ber- 
tragsentwurfe dem zu, was er als den eigentlichen Streits und Angelpuntt bezeich« 
nete, und entwidelt im Ganzen folgendes: Kurz nah Anfang der Rebellion 
erfannte die britiiche Negierung den Rebellen die Rechte einer Triegführenden 
Bartei zu. Sie that das, obſchon damals die Nebellen weder Schiffe noch 
Priſengerichte hatten, und obgleich engliſchen Autoritäten zufolge kriegführende 
Rechte nicht zuertheilt werben können, wo nicht die vorerwähnten Bedingungen 
zur Sriegführung gegeben find. In diefer Proclamation lag der Anfang zur 
Schädigung des amerilaniihen Handels, und die einzige Rechtfertigung für 
diejen außergewöhnlichen Schritt beruhte in der Anwendung eines unrichtigen 
Wortes, Präfident Lincoln erflärte eine Blokade“ ftatt einer „Schließung“ 
der jüdlichen Häfen, und England flüßte darauf eine Neutralitätserflärung, 
die der einen Partei erſt die Macht und die Mittel zum Krieg, ja ihr, jo zu 
fagen, da8 Schwert in die Hand gab. Trozt aller Anftrengungen des ameri- 
kaniſchen Geſandten und des Gonjuls in Liverpool Tief durch die Schuld der 
brittiiden Regierung die Alabama von Liverpool aus. Das Rauben und 
Sengen des Piratenſchiffes verbreitete fih über den ganzen Ocean, und alles 
Unheil, das von ihm ausging, hatte England verſchuldet. Es blieb nicht bei 
dem einen Schiffe, andere folgten, Schiffe auf engliihen Werften gebaut, bes 
waffnet, ausgerüftet und mit engliſchen Matrofen bemannt. Nur die Com⸗ 
mandeure waren Rebellen, und einer von ihnen verdankte feine Rettung, als 
fein Fahrzeug am Sinken war, einer engliſchen Yacht. Ein engliſches Paflagier- 
jehiff jubelte der Alabama zu, als das Räuberichiff feine Bahn freuzte, und 
da8 Unterhaus rief dem Erbauer der Alabama Beifall zu, als er John Brights 
und feiner Vorliebe für die Union fpottete. England veröffentlichte in aller Eile 
feine Proclamation, ehe der amerilanifche Geſandte eintraf, obſchon es Abſchaffung 
der Sklaverei auf feine Sahne geſchrieben, und „aufftändiiche Sklavenhalter 
wurden unterflügt und begannen unter dem offlciellen Schug und den Segens⸗ 
wänjchen des der Sklaverei feindlichen England ihr verfluchtes Werk.“ Sekt, 
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wo e8 zur Abrechnung kommt, weiß England nur von den Berluften von Brivats 
perjonen. Im übrigen wird nicht3 eingeräumt, fein Grundſatz für die Zukunft feft- 
geſetzt, fein Wort Über den Unwillen der Nation noch über eine Entſchädigung der: 
jelben verloren. Statiftifen zufolge ftellen fich die Verlufte, welche das amerif, 
Volk als Ration durch die engliiche Proclamation erlitten, auf 111 Mill. Doll. 
allein für den Handel. Allein es Steht daneben feſt, daß die Rebellen ohne 
Hoffnung auf englijche Unterftügung, ohne englifche Zufuhren lange vor dem 
wirklichen Ende des Kriegs niedergeworfen worden wären. Die Unterbrüdung 
der Rebellion hat der Union 4 Milliarden Doll. gekoftet, 2,500,000,000 Dol. 
bleiben heute noch als Nationalichuld, und wenn England Schuld war, daß 
die Dauer des Kriegs ſich über die Hälfte länger hinauszog, jo würde es vor 
jevem Gerichtshof die Hälfte der Koften aufgebürdet erhalten, wenn man nad 
Grundjägen der Billigkeit urtheilen wollte Im weitern erflärt Sumner: 
er würde nicht dieje Angelegenheit zum Gegenjtand einer Rede gemacht haben, 
wenn er nicht dur den Vertrag dazu genöthigt worden wäre. Er wirft je 
dann einen Rückblick auf die früheren Verhandlungen und bemerkt: die Sache 
würde Längft erlebigt fein, wenn nicht die englifche Regierung früher mäßige 
Forderungen der Union zurüdgemwieien hätte, und dadurch das amerikaniſche 
Bolt ‚nadhträgli fi von der Wichtigkeit der in Frage ftehenden Intereſſen 
überzeugt hätte. Schließlich verweilt der Redner noch mit Nachdruck auf der 
Gerechtigkeit der amerikanischen Forderungen, äußert aber jeinerjeits die An- 
fiht, jowie den Wunſch, daß es nicht zum Krieg kommen werde. Aber die 
Wahrheit müſſe gejagt werden: England habe der Union ein fat unermeßliches 
Unheil zugefügt, und habe bis zur heutigen Stunde das noch mit feinem 
Wort eingeftanden. Eine großmüthige Erklärung in diejer Hinſicht aber würde 
den Anfang einer billigen und gerechten Löſung und die beite Sicherheit jener 
Harmonie zwilchen zwei großen verwandten Nationen bilden, welche ein jeder 
von Herzen herbeiwünſchen müſſe. 


15. April. Der Senat genehmigt den Naturalifationsvertrag mit England 


16. 


und verwirft auch feinerjeits den Vertrag mit Columbia bez. Durd: 
ftehung ber Landenge von Panama. . 
„ Der Congreß vertagt fi bis zum December. 


Anf. Mai. Präſident Grant veröffentlicht einen Bericht des Staatsſecretärs 


10. 


16. 


19. 


über die Zerſtörungen der Piratenſchiffe während des Bürgerkriegs 
und den daraus erwachſenen Schaden. Derſelbe wird auf 13 bis 
14 Mill. Dollars angeſchlagen. 


„ Vollendung der Pacific-Eiſenbahn vom atlantiſchen bis zum in⸗ 
diſchen Ocean. Das ganze Land nimmt an dem folgenreichen Er— 
eigniß Theil. 

„ Broclamatign des Präſidenten Grant, welche für den noch nicht 
reconſtruirten Staat Virginien Abſtimmung über die neue Verfaſ— 
fung und die Wahlen auf den 6. Aug. anberaumt, und frühzeitige 
Anordnungen über die Beſtimmungen in Bezug auf die Stimm: 
rechtlofigfeit der Theilnehmer an ber Rebellion und auf ben abzu: 
legenden Eid ber Treue anordnet. 

„ Motlen geht al8 Gefandter nah England ab. Seine Inſtruc⸗ 
tionen gehen dahin, die Alabamafrage vorerft ruhen zu Taflen. 


Mitte Juni. Die Regierung verhindert Expeditionen zur Unterjtügung der 


Snjurgenten auf Cuba. 
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6. Aug. Die neue Verfaſſung von Virginien wird in allgemeiner Ab⸗ 
ſtimmung angenommen. 


— „ Officiöſe Unterhandlungen mit Spanien bez. Abtretung Cubas 
führen zu keinem Reſultat. 


— Det. Ein Verſuch ber republikaniſchen Partei, den Staat Newyork 
bei den Wahlen mit Hilfe der Deutfchen wieder zu gewinnen, miß- 
lingt. Die Wahl des Gouverneurs und ber Legislatur fällt neuer: 
dings ganz demokratiſch aus, 


4. Dec. Wiederzufammentritt des Congreffes, Botſchaft Grante: 

Zunächſt befpricht der Präſident die innere Lage und jagt: Bei. der Unter- 
werfung der Rebellion jeien 11 Staaten ohne geſetzliche Regierung geweien, 
eine große Schuld fei geichaffen worden, nnd der nationale Handel ſei fait 
bon der See vertrieben gewejen. Der Congreß habe Ioyale Regierungen ge- 
ſchaffen, die freie Arbeit beihükt und Mittel zur Bezahlung der Zinjen der 
Staatsihuld angewiefen. Sieben Staaten mit republikaniſchen Imftitutionen 
feien wieder in die Union aufgenommen worden, nachdem fie alle Vorſchriften 
des Congreſſes erfüllt. In Georgien allein jeien die farbigen Mitglieder von 
der Legislatur ausgeftoßen und durch andere Mitglieder erſetzt worden, denen 
die geſetzliche Qualification mangle. Der Eongreß folle daher mitteljt eines 
Gejeßes den Gouverneur von Georgien ermädtigen, die ausgeſtoßenen Mit« 
glieder wieder in die Legislatur einzuführen und alle den Reconftructiongeid 
ſchwören zu laſſen. In der Erziehung der befreiten Neger werden große Sort» 
föpritte gemacht; Überall, wo fie einen billigen Lohn für ihre Arbeit erhalten, 
werben feine Klagen wegen Mangels an Betriebjamfeit laut, Die für die 
Zinjen der Staatsihuld und andere Staatsausgaben ausgejegten Mittel waren 
für den Bedarf mehr als hinreichend, nur die Abnahme des Handels ift von 
dem Congreß noch nicht gebührend gewürdigt worden; darliber foll eine bes 
fondere Botſchaft an den Congreß gerichtet werden. In Birginien fei ein 
Gouverneur und eine Legislatur wieder eingejegt worden, und diefer Staat 
fönne nun wieder in die Union aufgenommen werden. Ueber die Wahlen in 
Miſſiſſippi und Texas jet noch nichts bekannt; der Präfivent hofft, daß auch 
diefe Legislaturen jo handeln würden, daß der Congreß jeine Zuftimmung. 
geben fünne. Unter den Uebeln, welde noch von dem Kriege herſtammen, ift 
auch das Papiergeld. Die Regierung ift verpflichtet, dem Volke ein Taufch- 
mittel von feſtem unveränderlichem Werthe zu liefern. Dazu ift die Rückkehr 
zur Metallvaluta erforderlih. Damit jollte fofort begonnen und jobald als 
möglich unter Berüdficätigung der Intereſſen derer, welche Geld ſchuldig find, 
diefe Operation zu Ende geführt werden. Eine unmittelbare Wiederaufnahme 
der Goldzahlung aber wäre, jelbft wenn ausführbar, nicht wünſchenswerth, 
denn fie würde die Schuldner zwingen, außer dem fehuldigen Betrag auch 
no das Goldagio zu bezahlen, und Tauſende ruiniren. Die Schwankungen 
der Baluta find allen Intereſſen nactheilig und machen den Geſchäftsmann 
unwilfürlich zum Spieler. Der Präfident empfiehlt, Maßregeln zu ergreifen, 
welche die Rückkehr zur Goldvaluta fihern und den Schwankungen der Baluta 
ein Ziel jegen; der einzig practiiche Weg jcheine ihm darin zu liegen, daß 
das Schakamt ermächtigt werde, da8 Papiergeld bei Vorzeigung zu einem 
feften Preis einzulöjen und das einmal: eingelöste außer Girculation zu halten, 
big es wieder gegen Gold verfauft werde. Die Hilfsmittel der Nation jollten 
ihren Credit zu dem beiten in der Welt machen, denn: jelbit bei geringern 
Steuern als die, welche feit ſechs Jahren beftänden, könne die Schuld binnen 
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zehn Jahren abgetragen werben; allein es ſei gar nicht wünſchenswerth, die 
hohen Steuern beizubehalten, um die Schuld mit folder Eile zu tilgen. Die 
Zeit, in welcher die Regierung die fünf» und fechsprocentigen Bonds fündigen 
könne, jei bereit8 gefommen, und die Periode rücke heran, in welcher die gegen- 
wärtig ausftehenden Bonds durch niedriger verzinste, die nicht mehr al3 
44 Proc. trügen, erjet werden können. Um dies zu bewirken, werde es er: 
forderlih fein, zur Zinszahlung an mehreren europäifchen Plätzen zu autorie 
firen. Auch mit dem Zolltarif und den inneren Steuern babe der Gongrek 
fi zu beichäftigen. Die Einnahmen überftiegen das Erfordernig und könnten 
bherabgejegt werden, da die Konfolidirung der Staatsſchuld auf einen niedrigeren 
Zins die jährliden Ausgaben vermindere. Man könne fofort die Steuern 
um 60 bis 80 Millionen Dollars und künftig noch weiter herabjegen. Die 
Ueberſchüſſe hätten die dem Tilgungsfonds beftimmte Quote überftiegen, und 
wenn man fie in die Schakfammer einfperre, jo vermindere man die Geld» 
circulation; man fei daher darüber einverflanden geweſen, fie auf den Anlauf 
von Bonds zu verwenden. Die in diefer Weile rüdgefauften 75 Millionen 
follen dem Tilgungsfonds übergeben werden. Da die Vereinigten Staaten 
die freiefte aller Nationen find, jo ſympathiſiren fie mit allen Völkern, die 
für die Freiheit fämpfen, drängen aber darum widerftrebenden Nationen ihre 
Anficht nicht auf nnd enthalten fi ohne fvecielle Aufforderung jeder Theil» 
nahme an den Streitigfeiten. Bor nun einem Jahre hat eine mwerthvolle 
ſpaniſche Provinz, für welche wir ein hohes Intereſſe haben, einen Kampf für 
ihre Unabhängigkeit begonnen. Das Boll und die Regierung der Vereinigten 
Staaten fühlen ebenfjo warm für das Volk von Cuba, wie fie für die früheren 
ſpaniſchen Eolonien während der Kämpfe derjeiben gefühlt haben, allein der 
Kampf auf Cuba hat bisher noch Feine Ausdehnung erreicht, welche ihn zu 
einem Krieg in dem Sinn des Völkerrechtes geftaltet hätte, oder bei dem die 
Inſurgenten zu einer de facto politifhen Organijation gelangt wären, die 
eine Anerkennung derjelben als einer Eriegführenden Macht gerechtfertigt hätte. 
Der Grundfag wird indeß aufrecht erhalten, daß die Nation der eigene Richter 
darüber ift, warn die Rechte Kriegführender zuerkannt werden follen, fe es 
einem Volke, das von einer Regierung ſich befreien will, die ihm brüdend 
ſcheint, ſei es Nationen, die im Kriege gegeneinander ſich befinden. Die Ber 
einigten Staaten find nicht geneigt, fidh in die Beziehungen Spaniens zu jenen 
amerikanischen Eolonien einzumilchen; fie glauben vielmehr, daß die Zeit kom⸗ 
men wird, in welcher Spanien und andere europätiche Mächte es im eigenen 
Intereſſe finden werben, diejen Verbindungen ein Ende zu maden und ihre 
gegenwärtigen Befigungen als unabhängige Staaten in die Völkerfamilie ein 
treten zu laſſen. Schon jet werden dieſe Befigungen nicht mehr mie früher 
als Gegenftände betrachtet, die fi von einer europäiſchen Macht an eine ans 
dere übertragen laſſen; die Eolonien werben vielmehr, wenn ihre gegenwärtigen 
Beziehungen aufgehoben werden, unabhängig und können fi ihre Fünftige 
Stellung zu anderen Staaten jelber wählen. Um dem Blutvergießen auf 
Euba Einhalt zu thun und aus nachbarlichen Antereffen haben die Vereinigten 
Staaten ihre Vermittlung angetragen, die indeß gurüdgezogen wurde, als 
Spanien die für Cuba allein annehmbaren Grundlagen zurüdwies. Doch 
jet zu hoffen, daß die guten Dienfte der Union fi noch vortheilhaft erweiſen 
würden für die Schlichtung des unglüdlichen Zwiſtes. Ungejegliche Expeditionen 
nad) Cuba wurden angehalten und die Neutralitätsgejeke, jo unangenehm diefe 
Aufgabe auch war, pünktlih vollzogen. In Wafhington werde in Laufe des 
Winters eine Friedenscommiffion von Spanien, Peru und Chile zum Aus- 
gleich ihrer Streitigkeiten unter Vermittlung der Bereinigten Staaten tagen. 
Auf Neclamation des Befandten von Peru feien die für Spanien erbauten 
Kanonenboote angehalten worden, da aber Peru in der Sache nicht? weiter 
gethan, To habe der Präfident das Eigenthum einer befreundeten Nation nicht 
weiter anhalten können und die Sache den Gerichten übergeben müſſen. Die 
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zu Ende der letzten Aominiftration mit Großbritannien unterzeichnete Con⸗ 
vention, betrefferd die Ausgleihung aller gegenfeitigen Anfprüche, wurde vom 
Senat nit ratificirt; Zeit und Umftände waren der Annahme derjelben durch 
das Volt der Vereinigten Staaten ungänftig, und der Inhalt der Convention 
war ganz ungenügend zur Abmachung des vielen Unrechts, welches die Re⸗ 
gierung und die Bürger der Vereinigten Staaten erlitten. Der Schaden, 
der und durch die Haltung Großbritanniens während des Krieges entftanden, 
befteht in den Höheren Verfiherungsprämien, die wir zu bezahlen hatten, in 
der Verminderung unferer Ein» und Ausfuhr, in den Hinderniſſen, welche 
unjerer Induftrie in den Weg gelegt wurden, in den auf unjeren auswärtigen 
Handel geübten Wirkungen, in der Abnahme unjerer HandelSmarine, welche 
auf England Überging, in der dadurch bewirkten Verlängerung des Krieges 
und den dadurch vermehrten Opfern an Menſchen und Gel. Solde Streit- 
fragen können nicht abgethan werden mie commercielle Fragen, die zwiſchen 
Rationen auftauden. Kein Wort war in der Convention zu finden, das auf 
die Unfreundlichfeit Bezug nahm, welche Großbritannien uns während unferes 
Kampfes um die Eriftenz gezeigt hatte. Eine ſolche Convention konnte nit 
zu einem herzlichen und freundliden Ausgleich Führen, welchen wir mit Groß⸗ 
britannien herbeizuführen wünjcdhen, und der Senat handelte daher weiſe und 
im Intereſſe des Friedens, als er fie verwarf und damit einen vorläufigen 
Schritt that zur Hertellung herzlicher Freundſchaft zwiſchen beiden Staaten. 
Ein empfindliche und jeiner Macht fi bewußtes Volk erträgt lieber ein großes, 
ungebüßtes Unrecht, als ein Ablommen, daB weder feinen Ideen von Gerechtig⸗ 
feit, noch der Größe feiner Beichwerden entipricht. Der Präfivent hofft, daß 
bald die Zeit fommen werde, mo beide Regierungen an die Löſung diejer 
hochwichtigen Frage herantreten Fönnen, mit voller Würdigung der Ehre beider 
Nationen und mit dem Entſchluß, nicht allein alle Beſchwerden aus der Ver⸗ 
gangenheit hinwegzuräumen, fondern auch den Grund zu legen zu einem 
Bölferrecht, das künftigem Streit vorbeugt und dauernden Frieden und Freund 
ſchaft ſchafft. Dieß ſei die einzige Streitfrage von Wichtigkeit, welche die 
Ber. Slaaten 3. B. mit fremden Nationen hätten. Die franzöſiſch⸗atlantiſche 
Kabelcompagnie habe das Verſprechen gegeben, ſich den Geſetzen des Congreſſes 
zu fügen und ihren Einfluß aufzubieten, um von der franzöfiichen Regierung 
dag Recht, amerikanische Kabel in Frankreich landen zu dürfen, zu erlangen. 
Der Präfident bedauert, daß bis jebt die Conceſſion der franzöſiſchen Com» 
pagnie noch nicht modificirt worden und ihr erclufives Privilegium an den 
franzöfiichen Küften noch beitehe und empfiehlt daher dem Congreß, die Rechte 
amerilanifcher Bürger und die Würde der Nation gegen ſolche Anmaßungen 
zu ſchützen. Der Präfident will überhaupt dur Verhandlungen die Ab» 
Ihaffung der Monopole telegraphifcher Kabel zu bewirken ſuchen. Ver Prä- 
fivent kommt nun auf die Naturalifationsfrage und bemerkt, daß Leute nad 
den Bereinigten Staaten kommen ohne andere Zwede, als fi naturali» 
firen zu laflen, und dann nad Haufe zurüdtehren, wo fie den Wechjel ihrer 
Nationalität verichweigen und erſt, wenn Zerwürfniffe entjtehen, damit her⸗ 
bortreten. Während nun der bona fide naturalifirte Bürger zu jedem Schuß 
berechtigt ſei, müſſe Vorſorge getroffen werden, zwiſchen ihm und Solden, die 
frauduldfe Anfprüche erheben, zu unterjcheiden. Zum Schuge der Auswanderer 
empfiehlt der Präſident auch die Vereinbarung eines Vertrags unter ſämmtlichen 
maritimen Mächten; zu diefem Zwed würden Einladungen ergehen an die 
europäiſchen Mächte, daß fie ihre NRepräfentanten in Washington zu Verhand⸗ 
ungen betreff3 der Conftruction und Verproviantirung der Auswandererſchiffe 
bevollmächtigen. 


7. Dec, Congreß: Jahresbericht des Finanzminifters. Derfelbe empfiehlt, 


bie 5— 20er Bonds im Betrage von 1200 Millionen Dollars durch 
brei Serien (zu je 400 Mill.) neuer, fteuerfreier, in 15, 20 und 
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25 Jahren rüdzahlbarer, höchſtens AU procentiger Bonbs zu erjeben, 
. deren Zinfen und Kapital je nah Wunſch ber Inhaber in London, 
Paris, Frankfurt oder Hamburg in Metall zahlbar fein follen. 


413. Tec. Tas Repräfentantenhaus verwirft eine Erneuerung bes Reci⸗ 
procitätsvertrages mit Canada mit 1283 gegen 42 Stimmen. 


16. „ Das Repräfentantenhaus ſpricht fih aufs energiſcheſte gegen bie 
Idee einer Nepubiation der Staatsſchuld aus. 

Der Demokrat Munyon aus Ohio verlangt, daß die Vereinigten Staaten 
fi ihrer Schulden auf die einfacdhfte Weife entledigen follten, nämlich durd 
Zahlungsverweigerung. Es erhebt fi ein gewaltiger Aufruhr. Die Repu⸗ 
blitaner haben nicht einmal nöthig, die Ehre des Staates zu retten; Die Des 
mofraten jelbft fommen ihnen zuvor. Brooks, Randall, Kerr, Woodward 
fallen über ihren Parteigenofien her und erklären, daß auch die Demokraten 
den Staatsgläubigern gegenüber ehrlich verfahren wollten. Das Haus nimmt 
darauf mit 123 gegen 1 den Antrag an zu beichließen: „daß ein jeglicher 
Vorſchlag, irgendeinen Theil der Schulden der Vereinigten Staaten nicht an- 
zuerkennen, der Ehre und des guten Namens der Nation unwürdig ift, und 
dag das Haus, ohne Unterſchied der Partei, hiemit alle ſolche Vorſchläge für 
vermwerflich erklärt." Das eine Mitglied ift Jones aus Kentucky. 


ueberſicht der Ereigniſſe des Jahres 1869. 


Wie in den beiden Borjahren fo blieb auch im Jahre 1869 Br 
ber Friede in Mitteleuropa erhalten und er [dien am Ende des⸗ 
ſelben auf weitere unbeſtimmte Zeit geſichert zu ſein, geſicherter als 
bisher wenigſtens in ſoferne, als man ſich der Hoffnung hingeben 
zu dürfen glaubte, daß ſich Frankreich vielleicht allmälig doch in die 
durch das Jahr 1866 geſchaffenen neuen Zuſtände in Deutſchland 
finden und ſchließlich darauf verzichten würde, ber allerdings unab⸗ 
wendbaren Vollendung ber beutihen Dinge unter Preußens Führung 
gewaltiam entgegentreten zu wollen. Preußen that aber auch feiner: 
feits Alles, um den Franzofen dieß zu erleihtern. Ohne im min: 
beften auf die Idee, den norbbeutihen Bund bereinft zu einem all: 
gemein deutſchen zu erweitern und ohne freilih auf ber andern 
Seite die immer feftere Glieberung und Ausbildung des norbbeut: 
ihen Heerwefens auch nur einen Augenblid zu vernadläfjigen, um 
für alle Fälle gerüftet und jebem Yeinde, er mochte fein wer er 
wollte, gewachſen zu fein, fuchte e8 boch ſelbſt ben Schein zu ver: 
meiden, als ob es darauf ausginge, ben freien Entſchlüſſen der füb- 
deutſchen Staaten Gewalt anzuthun und biefelben irgendwie zum 
Eintritte in den norbbeutfhen Bund zu zwingen. Go geneigt und 
bereit Baden auch anerfannter und unbeftrittener Maßen zu biefem 
Schritte jeinerfeitS war, Preußen bot die Hand dazu nicht und zwar 
unzweifelhaft bloß darum nicht, weil e8 den Franzofen diefen Grund 
oder Vorwand, fih in die Entwidelung ber beutfhen Dinge zu 
mifchen, den Frieden zu bredien und zum Sriege zu greifen, nicht 
in bie Hanb geben wollte; ebenſo ruhig ſah es ben leidenfchaft- 
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Deut lichen NAgitationen ber württembergifchen Demokraten unb ber baye⸗ 
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riigen Ultramontanen gegen bie fog. Verpreußung zu, überzeugt, 
daß biefelben auf die Dauer doch nicht im Etande wären, bem 
Drange der Nation und ber Macht der eingetretenen Entwidelung 
zu widerſtehen. Nicht wenig aber wurbe die Erhaltung bes Frie⸗ 
dens Preußen dadurch erleichtert, daß Frankreich während des Jah—⸗ 
res 1869 eine innere Krifis durchmachte, welche bie Nation von ben 
auswärtigen Angelegenheiten wenigſtens momentan weſentlich abzog, 
während Defterreih, auf beffen Beiftand bie franzöfifhe Regierung 
zählte und zählen mußte, wenn fie daran denken wollte, Preußen 
von ber erflommenen Höhe mit überlegenen Kräften und barum mit 
einer gewiffen Sicherheit wieder herunterzuftürzen, einer neuen in 
neren Krifis entgegen ging, bie bas alte Reid) der Ruhe, der es 
ohnehin beburfte, noch bebürftiger und für eine agrefiive und jeden: 
falls fehr gemagte Politit wenig geeignet macht, fo geneigt auch eine 
immer noch einflußreihe Partei fein mochte, Preußen zu bemüthigen 
und bie alte Stellung in Europa wo möglich wieder zu erringen. 
Inzwiſchen hatte Preußen die Gelegenheit zum Kriege, bie fi ihm 
in der Zuremburger Frage unter nicht ungünftigen Umſtänden bar: 
geboten, felbft mit einem Opfer, beffen Bedeutung es gar wohl 
erkannte, vorüber gehen laſſen und vermieb es auch feither, irgend: 
wie Anlaß zum Stiege zu geben, nicht bloß aus Friedensliebe, Jon: 
bern wohl eben fo fehr, un bie Dinge in Norddeutſchland fich mehr 
und mehr feßen und confolidiren zu laflen, bevor es auf ber betre 
tenen Bahn einen entſcheidenden Schritt weiter gehe, zu bem bie 
Umftände doch nach allen Seiten günftig fein mußten, wenn es bad 
bereits Gewonnene nicht felber wieder in Frage fielen oder bed 
wejentlich gefährden wollte. 

Daß aber das von Preußen für fih und für das gejammte 
Deutfhland vorerft Erreichte nicht nur etwas Großes, daß es auch 
vollkommen Iebensfähig uud ber Kryftallifationspuntt ift, an ben 
fih alles Weitere bis zur ſchließlichen Erftellung des ganz Deutſch⸗ 
land umfaffenden nationalen Bundesſtaates anfchliegen muß und 
anfchließen wird, wenn man nicht entweder wieder in bie alte 
Schwäche und Unfreiheit, wovon Teine Rebe fein kann, zurüdfinten 
oder aber fi), wie bie württembergifchen Demokraten Utopien hin: 
geben will, die wenigftens zur Zeit noch fehr meit bavon entfernt 
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find, fi irgendwie realifiren zu laſſen, davon mußten fih auch bie Deurd- 
verbiffenften Feinde Preußens im Laufe des Jahres mehr und mehr land. 
überzeugen, ſo ſchwer es ihnen auch noch fällt, es einzugeſtehen und 
danach zu handeln, was ſie doch ſehr wohl könnten, ohne darum 
auf ihre politiſchen Principien zu verzichten, was Niemand von ihnen 
verlangt. Der norddeutſche Bund conſolidirt ſich entſchieden und 
äußert mehr und mehr feine heilſamen Rückwirkungen auf Preußen 
nicht minder al8 auf Sachſen und bie übrigen Kleinjtaaten, aus 
denen er zufammengefett if. Unläugbar ift bie Entwidelung und 
Ausbildung bed neuen Bundesſtaats nad der rein politiſchen Geite 
bin eine nur jehr langjame und mühfelige und Die Ungebulb, die 
barüber vielfah und laut zu Tage tritt,.ift eine vollkommen begreif: 
lide. Wenn man aber erwägt, welche Schwieriglfeiten bie Bunbes- 
regierung und ber Bundeskanzler als die Seele berfelben zu über: 
twinden haben, wie tief fi) der enge und vielfach kleinliche Parti- 
eularismus feit Jahrhunderten in Nord: und Süddeutſchland ein: 
gewurzelt hat und feine Stärke unleugbar nicht bloß in ben Regie: 
rungen, benen . fortwährend neue Opfer und immer wieder neue 
Dpfer zugemuthet werben, fondern auch in einem durchaus nicht 
gering zu ſchätzenden Theile ber Bevölferungen findet, fo wird man 
fih über jene Langſamkeit faum wundern dürfen und bein Bundes⸗ 
Kanzler Teinen Vorwurf maden, wenn er äußerſt vorſichtig nichts 
überftürzen will und manches als reife Frucht von der Zeit und 
ihrer ftillen aber raftlojen Arbeit erwartet, was die Ungebuld fofort 
erzwingen möchte und als reif anfieht, e8 aber entichieben noch 
it. Die Bundesverfaffung ift unzweifelhaft nur ein Proviſo⸗ 
rium, eingeftanvener Maßen voller Rüden und Mängel, der Doctrin 
über bie befte der Verfafjungen nur fehr wenig entipredend. Aber 
fie entſpricht wenigftens leidlich den thatfächlichen Zuftänten, zumal 
ber Thatfache, daß ber nerbbeutihe Bund felber nur einen Ueber: 
gang barftellt und barftellen fol, wenn es auch momentan allerdings 
den Anjchein hat, als ob dieſer Uebergangszuftand ziemlich Lange 
bauern jollte. So lange wirb man fich allerdings mit dem Weni⸗ 
gen und Unvolllommenen begnügen und mit bem Bundeskanzler zu: 
frieden jein müffen, und damit, daß vorerfi nur Feine und lang: 
jame Fortfchritte überhaupt möglih find, wofern nur keinerlei Rüd: 
fritte, in welcher Beziehung immer, gemacht werben. Und das 
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wenigſtens iſt in der That nicht der Fall. In allen übrigen nicht 
rein politiſchen Beziehungen macht dagegen der norddeutſche Bund 
augenſcheinlich mächtige und ſichere Fortſchritte und wächſt ſo zu 
ſagen ſichtlich zu einem lebensvollen Ganzen zuſammen. Unter der 
ſicheren Leitung des Bundeskanzlers iſt die preußiſche Diplomatie 
mit den größeren Zielen offenbar gewachſen und vertritt nach allen 
Seiten thatſächlich mit dem norddeutſchen Bunde ganz Deutſchland, 
indem die Diplomatie der Einzelſtaaten, obwohl ſie theilweiſe noch 
beſteht, mehr und mehr in völlige Bedeutungsloſigkeit herabſinkt, 
wovon ſich die Regierungen allgemach doch ſelbſt zu überzeugen 
ſcheinen, wenn es ſie auch große Ueberwindung koſten mag, die theure 
Spielerei ganz aufzugeben. Bis zum Jahre 1866 waren ferner 
die GStreitfräfte der Kleinftanten ohne allen, diejenigen mehr. al 
eines Mittelftaats wenigftens nur von einem ziemlich zweifelhaften 
Werthe. Das ift jebt in der fo kurzen Spanne Zeit bereits ganz 
anders geworben. Eingefügt in ben großen Rahmen bes preußijchen 
Militärfpftems und einem und bemfelben Befehle unterftellt, bilden 
fie ſchon jeßt einen nicht ganz unerheblichen Theil der norddeutſchen 
Bundesarmee und wenn Preußen ſchon im Jahre 1866 mit feinen 
bamald noch verhältnigmäßig beſchränkten Kräften. eine gemaltige 
überrafchende Macht entwidelte, jo fteht Norddeutſchland Heute jeden: 
falls noch ganz anders da, und "war Preußen bamals Defterreid, 
fo ift e8 mit dem norbbeutfhen Bunde heute auch Frankreich, felbit 
ohne Süddeutſchland in Rechnung zu ziehen, höchſt wahrfcheinlid 
volllommen gewachſen, wenn es aud. nicht für nöthig erachtet, hieß 
jeben Augenblid officiel zn erklären, wie dieß in Frankreich Preußen 
gegenüber ber Fall iſt. Aber die gewaltigften und zugleich hal 
famften Fortihritte Hat ber norbdeutiche Bund auf dem wirthſchaft⸗ 
lihen Gebiete gemacht, obwohl auch noch auf biefem manches zu 
thun übrig bleibt, wie namentlich der MHebergang von dem Syſtem 
ber Matricularbeiträge zu demjenigen birecter Bunbesumlagen, ein 
übrigens bereit8 mehrfach ſowohl im preußifdhen Lanbtage als im 
Reichstage angeregter Schritt, der erft den Bund vollkommen auf 
feine eigenen Füße zu ftelen geeignet fein wird. Auch fo läßt 
fi nicht leugnen, daß mandjes geſchehen und noch mehreres vor 
bereitet iſt, was bie befriebigenbften Ausftchten eröffnet und einen Rüd: 
fall in ben alten Egoismus der Theile gegenüber ben berechtigten 
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Anforderungen des Ganzen als rein unmöglich erſcheinen läßt, Rore. 
und alle Hoffnungen auf einen befriebigenden Yortgang und end: dund. 
lichen Abfchluß des begonnenen großen nationalen Werkes nährt 
und ſtaärkt. 

Große nationale Errungenſchaften haben noch überall und 
jederzeit burdh große, auch materielle Opfer erfauft werben müſſen. 
Auch im norbbeutfhen Bunde bemährte ſich dieſe Thatſache. Zus 
nächſt fühlten es allerdings und in fehr empfindlicher Weife bie 
demjelben angehörigen Kleinftaaten, denen daraus ber heiljame 
Zwang erwuds, ihren bisherigen Verwaltungsapparat, der zu ihrer 
Kleinheit in einem vielfah geradezu umgekehrten Verhältniſſe ftand, 
zu befchneiben und zu vereinfachen. Aber aud für Preußen ftellte 
fih, wie der Tinanzminifter behauptete, feit 1866 ein jährliches 
Defticit in feinem Ctaatshaushalte Heraus. Verglichen mit der 
Vinanzlage aller übrigen curopäifhen Großmächte, England allein 
ausgenommen, war bafjelbe freilich höchſt unbedeutend und kaum 
ber Rebe werth. Allein bei der überaus ſoliden Finanzwirthicaft 
Preußens erregte e8 doch Bedenken und mußte auf irgend eine 
Weiſe befeitigt werben. Der Landtag märe dazu auch ohne Zweifel 
vollkommen bereit geweſen, aber freilih nur unter Bedingungen, 
die der Regierung nicht genehm geweſen wären. Die lebtere machte 
daher ſchon bei Beginn der Seflion von 1868 auf 1869 ben 
Vorſchlag, das Deficit von circa 5 Dil. Thlrn. dießmal aus ben 
Baarbeftänden der Staatsfafje zu decken und das Abgeordnetenhaus 
hatte fi damit einverjtanden erflärt, fo daß eine grundſätzliche Er: 
ledigung ber Trage vorerft noch verichoben blieb. Der Etat für 
1869 Hatte indeß auch biekmal wieder nicht rechtzeitig d. h. vor 
Ende 1868 vereinbart werben können und die vollftändige Durch⸗ 
berathung besjelben war baher bie nächte Aufgabe, der fih bas in 
ben eriten Tagen bes Jahres 1869 wieder zufamınentretende Ab: 
georbnetenhaus unterzog. Im Uebrigen bot ber Etat feine allzu 
großen Schwierigkeiten dar und obgleih die Negierung nicht alle 
ihre Forderungen durchſetzte, hatte fie doch im Ganzen Urfache, zu: 
frieden zu fein. Daneben beſchäftigte das Haus eine Reihe tiefgreifender 
politiſcher Fragen, Bekanntlich war daſſelbe im Jahre vorher nicht ohne 
Schwierigkeit von ber Regierung dazu vermocht worben, ven bepofjebir: 
ten Fürften von Hannover, Kurhefien und Naffau überaus reichliche 
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Nord. Dotationen zuzugeftehen, ohne daß diefelben barım auf ihre Rechts⸗ 


Bund. 


anſprüche formell verzichteten, aber in ber Vorausſetzung, daß biek 
wenigftens thatſächlich der Fall ſei. Diefe Vorausfeßung hatte fi 
indeß nicht beftätigt und bie preußifche Regierung genöthigt, bie eben 
bewilligten Summen bezüglich bes gewejenen Königs von Hannover 
und bes geivefenen Kurfürften von Heflen ſchon wenige Tage nadı: 
ber mit Bejchlag zu belegen. Die Regierung legte nun bie Map: 
regel dem Lanbtage zur Genehmigung vor und das Abgeorbneten: 
haus genehmigte diefelbe auh am 29. und 30. Januar nad ein 
läßlicher Tebhafter Debatte mit großen Mebrbeiten, doch nicht ohne 
ben Zuſatz, daß eine Wiederaufhebung ber Beichlagnahme nur burd 
ein Geſetz, d. h. nicht ohne Zuftimmung des Haufes erfolgen Tönne, 
womit fid) die Regierung einverftanden erflärte. Gefährlich ift bie 
Agitation der beiden vertriebenen Fürften von Hannover und Kur: 
beflen zumal bei der Perfönlichkeit derſelben für Preußen allerbinge 
in feiner Weife, wenn aud gerade das Jahr 1869 eine Reihe von 
Thatſachen zu Tage förderte, die feinen Zweifel darüber laſſen, daß 
zumal im ehemaligen Königreich Hannover ein fehr anfehnlicher 
Bruchtheil der Bevölkerung ſich vorerft nicht daran gewöhnen will, 
Preußen anzugehören und auf die ehemalige Selbitherrlichkeit zu 
verzihten. So gab bie Freifprehung des Göttinger Profeſſors 
Ewald, eines verbiffenen Preußenfeindes, in einem von ber Regie 
rung gegen ihn angefirengten Preßprozefje ber Bevölkerung der che: 
maligen Refidenzftadt Hannover Gelegenheit, ihn fofort in den nord: 
deutſchen Reichstag zu wählen, und fielen ſpäter die Wahlen in den 
Gemeinderath eben bafelbft ganz antipreußifch aus, fo daß berfelbe 


nunmehr überwiegend welfiih zufammengefeßt ift, während aud der 


hannover'ſche Abel in feiner Mehrheit bei feiner antipreußiichen ©e: 
finnung beharrt, obgleich die Regierung ihn nicht bloß ſchont, jon: 
bern fortgefeßt in jeber Weiſe zu gewinnen ſucht. Noch entſchie⸗ 
bener aber trat im Herbfte bes Jahres die Oppofition der lutheri— 
ihen Kirche Hannovers gegen Preußen und deſſen angebliche Unions⸗ 
tendenzen hervor und zwar in einer menigftens für biejenigen, bie 
biefer Kirche nicht angehören, geradezu widerlich engherzigen und 
befhränften Weile. AU das ift allerdings geeignet, der preußiſchen 
Regierung Schwierigkeiten zu bereiten, nicht aber irgendwie wirkliche 
Gefahren. Ohne bis zur Bernichtung niebergeivorfen zu fein, wo⸗ 
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zu doch wahrlich ganz und gar Feine Ausficht ift, wird PreußenYreusen. 
nimmermehr barein willigen, feine öſtlichen und weftlihen Provinzen 
wieder auseinander reißen zu laſſen und felbjt wenn bieß benfbar 
wäre, fo hat e8 doc etwas geradezu Wiberfinniges, Zürften wie den 
Er:König Georg von Hannover ober gar den Er:Kurfürften von 
Heffen wieder reftituiren zu wollen. Die Oppofition in Hannover 
ift denn auch in ber That troß aller anſcheinend welfiſchen Färbung 
weniger eine -joldhe, als eine particulariftiih antipreußiiche und wird 
durch den Fortgang der Entwidelung felbit überwunden werben. 
Sogar die von König Georg in Frankreich unterhaltene ſog. Welfen- 
Vegion war kaum jemals geeignet, Preußen wirkliche Beſorgniſſe ein: 
zuflößen, obgleich fie neben anderen Umtrieben mit al8 Hauptgrund 
für die Beſchlagnahme-Maßregel dienen mußte; fie ftellte vielmehr 
bloß den durchaus antisnationalen Sinn bes Erlkönige ins hellfte 
Licht und daß er bereit wäre, auch zu ben verwerflichiten Mitteln 
zu greifen, woferne fie nur geeignet wären, ihn auf ben verlorenen 
Thron zurüdzuführen. Das Abgeordnetenhaus aber war froh, bie 
nur ungerne bewilligte, in ber That übertriebene Dotation ber bei: 
den Fürften zurüdgunehmen und beibe bürfen überzeugt fein, daß 
bafjelbe in eine Aufhebung der Beſchlagnahme niemals einwilligen 
wird, wenn biefelben ſich nicht entfchließen, auf ihre Anfprüche ohne 
allen Borbehalt und für immer zu verzichten. Im Gegenſatz gegen 
bieje beiden Fürſten ift dagegen anzuerkennen, daß der Herzog von 
Naſſau und der übrigens von Preußen unbilliger Weife nicht ent: 
ſchädigte Herzog Friebrih von Schleswig-Holitein ihr Schickſal mit 
Würde trugen. Unmittelbar an dieſe Angelegenheit jchloß fich die 
Erledigung bes immer noch unausgetragenen Streites über die Aus: 
ſcheidung zwiſchen Stabt: und Staatsgut ber ehemaligen freien Stabt 
Frankfurt und die daran ſich Tnüpfende Entihäbigungsfrage. Bon 
ber Generofität, welche die preußiiche Regierung gegenüber ben 
bepofjedirten Fürſten an ben Tag gelegt hatte, war gegenüber ber 
bepofjebirten Stadt in der That feither nichts zu bemerken geweſen. 
Ihre theilmeije nicht unbilligen Forderungen hatten über alles Maß 
auf ein Minimum rebuzirt werben follen. Die Stadt war barauf 
nicht eingegangen und ein freiwilliges Abkommen mit derfelben darum 
bisher nicht zu Stande gefommen. Schließlich fuchte bie Regierung 
dadurch auf die Stabt einen Drud auszuüben, baß fie dem Lands 
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Preugen. tage eine Vorlage behufs geieblicher Negelung ber Angelegenheit 
zugeben ließ. Daran Inüpften fi neue Unterhandlungen. Hatte 
bie Regierung bisher die Etabt nur mit etwas mehr als einer 
Million Gulden abfinden wollen, fo erklärte fie fich jetzt, um aud 
ihrerfeit8 entgegen zu kommen, zu einer mwejentlihen Erhöhung ber 
Summe bereit und ging jhließlih bis auf zwei Millionen. Aber 
die Stabt forderte deren drei und bie antipreußifche Partei in ber: 
jelben fand aud das nod viel zu wenig. Die Regierung erklärte 
jedoch enti&hieben, über zwei Millionen nicht hinausgehen zu wollen 
und bie Frage fand fhließlih nur dadurch ihre Erledigung durch 
freies Einverftändniß, daß der König die dritte Million großmüthig 
aus jeinem Privatvermögen beifügte. Die ganze Haltung ber preu: 
ßiſchen Regierung gegen Frankfurt feit den Contributionen von 1866 
gereicht berjelben Teineswegs zu bejonderer Ehre. und ber Finanz 
minifter dv. d. Heydt Hatte die Tactlofigkeit, den ehemaligen Repu— 
blifanern die Bezeichnung jener dritten Million als eines „Gnaden— 
gefchenkes" des Königs an den Kopf zu werfen, wogegen biefelben 
ausdrüdlih proteſtirten. Ein Borfall, der bald darauf eintrat, 
zeigte freilih auch die Dppofition ber Frankfurter gegen die Ein: 
verleibung in einem nichts weniger als ehrenvollen Lichte. Kine 
nit unbeträdhtlihe Zahl von Frankfurter Familien hatte für ihre 
Söhne gegen ein Billiges Bürgerrechte in der Schweiz erworben 
und darauf hin von ber preußifchen Regierung bie Entlafjung ber: 
jelben aus dem preußiihen Staatsverbande verlangt und erhalten, 
gleich wie für Auswanderung, obgleich fie biefelben ruhig in Frank 
furt und in ihren Geichäften ließen, lediglich um ſie auf biele 
Weile der Wehrpflicht in Preußen zu entziehen. Sobald fi nun 
die Megierung davon überzeugte, verlangte fie auch bie wirkliche 
Auswanderung und drohte im entgegengefeßten Yale mit ber Aus: 
weilung ber Betreffenden. Unglüdliher Weiſe für biefe lehnte es 
ber ſchweizeriſche Bundesrath ab, ſich ihrer, wenige Fälle ausgenom: 
men, anzunehmen, da fi die öffentlie Meinung in ber Schweiz 
jelber gegen . ben in der ganzen Angelegenheit zu Tage getretenen 
Bürgerrechtsſchacher aufs entfchiebenfte ausgefprochen hatte. Die 
meiften Entlafjungen wurden rüdgängig gemacht und die noch nicht 
erledigten Geſuche zurüdgezogen. Auch Frankfurt wird fh nd 
und nad in fein Schiefal zu fügen lernen. Cine Debatte anderer 
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und viel bebeutfamerer Art als die Beihlagnahme dee Vermögens Yreusen. 
der Depofledirten oder die Abfindung . Frankfurts rief im preußifchen 
Abgeorbnetenhaufe die Vorlage der Regierung betreffend eine ander: 
weitige Feſtſtellung der Wahlbezirke für bie älteren preußiſchen Pro: 
vinzen hervor. Nach. berfelben follte für jeden Wahlbezirk künftig 
nur Ein Abgeordneter gewählt werben unb die Wahlbezirke größten: 
theils mit ben Landrathsbezirken zufammenfallen. Es lag auf ber 
Hand, daß die Wahlen dadurch noch mehr als bisher dem Einfluffe 
der Regierung anheim gegeben worden wären. Alle Tractionen bes 
Abgeordnetenhaufes; auch die fogenannte frei:confervative, nur bie 
rein confervative ober feudale allein ausgenommen, waren denn auch 
fofort darüber einig, daß die Vorlage abzulehnen ſei. Dagegen 
fnüpften die verfchiebenen Fractionen an den Verwerfungsantrag ver- 
ſchiedene MWünfche, die für die Bewegung der Geifter innerhalb bes 
norddeutſchen Bundes ſehr bezeichnend find. Die Freiconfervativen 
wollten „ber Regierung zur Erwägung geben, ob es fi nicht im 
politiichen Intereſſe empfehlen dürfte, die Zuſammeuſetzung des preu⸗ 
Bifhen Abgeorpnnetenhaufes in Bezug auf die Abgrenzung der Wahl: 
bezirke, den Wahlmodus (allgemeines Stimmreät) und die Zahl der 
Abgeorbneten mit der des Reichstags in Einflang zu bringen und 
damit eine nähere organifche Verbindung ber beiden Körperichaften 
wenigſtens anzubahnen”. Die Yortfchrittspartei begnügte fich mit 
dem Wunſch auf Einführung bes allgemeinen, gleichen, directen und 
geheimen Stimmredts wie für den Reichstag, fo auch für das 
preußiſche Abgeorbnetenhaus, wollte dagegen die Regierung jofort 
damit beauftragt willen, ſchon in ber nädften Geflion einen Gefeb: 
entwurf in biefem Sinne einzubringen. Am weiteften ging bie 
national-liberale Partei, bie geradezu barauf drang, „die Zufammen: 
jegung bes preußiihen Landtags mit der bes Reichstags in Einklang 
zu bringen”, db. h. nicht bloß das allgemeine Wahlrecht auch für den 
Landtag einzuführen, fondern auch das preußifche Abgeordnetenhaus 
allfällig bloß aus dem preußiſchen Mitgliedern bes Neichstags befte: 
ben zu laffen und bas Herrenhaus gänzlich abzuſchaffen, ba ber 
Reichstag befanntlih ein ſolches nicht Fennt. In der Debatte ſprach 
fih der Bundeskanzler gegen diefe Wünfche aus, indem er auf bie 
Schwierigkeiten ihrer Realifirung hinwies und als der $ 1 ber 
Borlage. abgelehnt wurde, zog bie Regierung biejelbe alsbald zurück. 
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Greupen. Die vom Grafen Bismard! erhobenen Schwierigkeiten laſſen fich 


allerdings nicht verfennen, aber ebenſo wenig Täßt ſich läugnen, daß 
bie Mafchinerie bes preuß. Landtags, des Reichstags und des Zell- 
parlaments eine überaus jchwerfällige ift und daß früher ober fpä: 
ter eine Vereinfachung nothwendig geiudht werben muß unb wohl 
auch gefunden werben wird. Don ben übrigen Verhandlungen und 
Beihlüffen des Abgeordnetenhauſes während bes ins Jahr 1869 
fallenden Reftes der Seflion verdient erwähnt zu werben, daß bie 
vom Eultusminifter v. Mühler vorgeſchlagene Aufhebung derjenigen 


‚BVerfaflungsbeftimmung, welche die Unentgeltlichleit des Volksunter⸗ 


richte ausfpriht, am 10. Februar mit großer Mehrheit abgelehnt 
wurde. Derſelbe Minifter unterlag auch (18. Yebruar) in der 
Trage der Wittwen: und Waiſenkaſſen für Elementarfchullehrer, in- 
dem eine ftarfe Mehrheit troß ſeines heftigen Widerſtrebens beichloß, 
daß bie Penfionen der Schullehrer, fo weit fie durch die Beiträge 
der Lehrer jelbft und der Gemeinden nicht gedeckt werben Fönnten, 
bis auf die Minimalhöhe von 50 Thlrn. auf bie Staatskaſſe zu 
übernehmen feien. Das preußifche Abgeorbnetenhaus ift verfaffunge: 
mäßig außer Stande, den Miniſter Mühler, der ein auf die Dauer 
abfolut unhaltbares politiſch-kirchliches Syſtem mit Gewalt aufrecht 
erhalten will, zu befeitigen oder feine Entlafjung zu erzwingen, aber 
indem es alle feine Anträge ablehnt, gibt es ibm das, was allein 
in feiner Hand liegt, ein fortgejeßtes Mißtrauensvotum, dem er mit 
der Zeit doch erliegen muß. Nicht viel beſſer erging es feinem Col: 
legen, dem Minifter des Innern, Graf Eulenburg. Derfelbe brachte 
endlich (Ende Januar) den fo lange geforderten und jo oft verfpro: 
henen Entwurf einer neuen Kreisorbnung zunächſt für bie öſtlichen 
Provinzen ber Monarchie fertig und legte ihn vorerft einer Anzahl 
von Bertrauensmännern aus beiben Käufern des Landtags vor. Er 
fand aber jo entihiebenen Wiberfpruch, daß die Verhandlungen dar: 
über ſchon zu Anfang März ohne Refultat abgebrochen wurben und 
der Minifter fich entſchließen mußte, benfelben für die nächſte Se]: 
fion völlig umzuarbeiten, wofern er Ausſicht haben wollte, fein Ela: 
borat von einer Mehrheit des Abgeordnetenhauſes auch nur ale 
brauchbare DBerbandlungsgrundlage angenommen zu jeher. Am 
6. März wurde die Seflion des Landtags geichlofien, über deren 
Rejultate fih der Minifterpräfident in feiner Schlußrebe Namens 
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des Königs ſehr befriedigt äußerte, indem er der Meberzeugung Aus: Preußen. 
brud gab, daß „bie Vermittlung widerſprechender gleichberechtigter 
Veberzeugungen und bamit bie Ueberwindung einer vom parlamenz 
tarifchen Leben unzertrennlichen Schwierigkeit in ber gegenwärtigen 
Seflion in einem Maße gelungen ſei, bas einen entjchiedenen Fort—⸗ 
ſchritt unferer verfafjungsmäßigen Entwidlung bekunde“. 

An den Schluß des preußiihen Landtags ſchloß ſich unmittel- — 
bar bie Eröffnung bes norddeutſchen Reichsſtags an. Die Throne 
rede des Königs von Preußen warf einen Blick auf die vielen uub 
wichtigen Arbeiten, bie defjelben harrten. Als die bebeutjanıften 
mögen die Berathung des Gewerbegeſetzes, Die Vorlage eines Geſetzes 
über ben. Unterftüßungswohnfig und bie, nicht von Preußen, fondern 
von Sachſen angeregte Errichtung eines oberften Gerichtshofs in 
Handelsſachen hervorgehoben werben; baran ſchienen fi, wie übri- 
gens in ber Thronrede nur im allgemeinen angebeutet warb, eine ober 
mehrere Steuervorlagen anjchließen zu follen. Indem der Reichstag 
berartige Vorlagen gewärtigte, nahm er vor Allem aus bie in ber 
vorigen Sefjion unerlebigt gebliebene Gewerbeorbnung in Angriff 
und wibmete ihrer gründlichen Berathung .eine Reihe von Sikungen. 
Am 31. Mai mwurbe fie in britter Lefung endgiltig angenommen, _ 
nachdem bie. urſprüngliche Vorlage der Regierung vielfah in ent⸗ 
ſchieden liberalem Sinne modifiziert worden war.. So wie fie aus 
bem Reichstage hervorging, machte fie nit nur einer Maſſe eng: 
herziger Beſchränkungen und veralteter Vorurtheile in einer Reihe 
von Kleinſtaaten mit einem Schlage ein Ende, fonbern bezeichnete 
fie aud für Preußen,. obgleich biefed in dieſer Frage von je her 
freieren Anfchauungen gefolgt war, vielfach einen wefentlichen und 
heilfamen Fortſchritt. Selbſt die ſtreng-conſervative Fraction Tonnte 
fi dem Drange der Zeit nicht entziehen. Bei ber Schlußabitim- 
mung flimmten außer den paar Socialdemofraten nur noch zwei 
Teubale gegen das Geſetz. Ein anderer nicht unweſentlicher Fort: 
Schritt war das am 1. Mai angenommene Gefek betreffend Gewäh- 
rung der Rechtshülfe, welches alle Gerichte innerhalb des Bundes 
zu gegenfeitiger Rechtshülfe verpflichtet und zwar ohne Prüfung ber 
Competenz und ohne Rüdficht darauf, ob das erfuchende ober er: 
ſuchte Gericht demfelben ober. einem anderen Bundesſtaate angehöre. 
Dagegen kam es bezüglich bes von ber Thronrede angelünbigten 
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Ser: Sefehentwurfs über ben fogenannten Unterſtützungswohnſitz während 
Sand. dieſer Eeflion noch zu Feiner Vorlage Preußen hatte, auch barin 
feit jeher freieren Grundſätzen huldigend, dem Bunbesrath einen 
ziemlih liberalen Vorſchlag zugehen laffen. Aber ſchon im Aus: 
ſchuſſe hatte es Ihn nur nad heftigem Kampfe unb nur mit 4 gegen 
3 Stimmen burchzujegen vermodt und im Plenum murbe er mit 
Mehrheit abgelchnt und eine Umarbeitung in mehr particulariftifchem 
Sinne befhloffen, was jener Mehrheit fpäter freilich doch nichts 
balf, da das particufariftiiche Elaborat am Reichstage ſcheitern ſollte. 
Neben biefen Tegislativen Arbeiten befchäftigte fi) ber Reichstag mit 
einer Reihe rein politifcher Fragen. Zunächſt erflärte er ſich fchon 
am 16. März neuerdings mit 140 gegen 51 Stimmen für bie 
unbedingte Mebefreiheit der Mitglieder der Landtage ber verfchiebenen 
Bunbdesftaaten. Graf Bismard anerkannte feinerfeit3 die Competenz 
bes Reichstags zu einem jolchen Beſchluſſe, erklärte jih aber aus 
Opportunitätsgründen 3. 3. noch dagegen und ber Bunbesrath lehnte 
feine Zuflimmung zu bemjelben ab. Bon practiſcher Bebeutung iſt 
die Frage im Grunde nicht mehr, felt ber Grundſatz für die Mit- 
glieber bes Reichstags verfaffungsmäßig feftgeftellt ift; auch wurde 
mit bem Antrage kaum mehr als die Genugthuung bezwedt, den 
bisherigen Widerſtand bes preußifhen Herrenhaufes gegen biefelbe 
Forderung bes preußifchen Abgeorbnetenhaujes ſchließlich gerade von 
biefer Seite her zu brechen. Viel wichtiger war ber Antrag von 
Tweften und Graf Münfter auf Errichtung verantwortlicher Bundes: 
minifterien für das Auswärtige, ben Krieg, bie Marine, die Finan⸗ 
zen und ben Handel und Verkehr, ber von 98 Mitgliebern aller 
Fractionen, die Feudalen allein ausgenommen, unterftügt war unb am 
16. April zur Verhandlung kam. Der Antrag bezwedte namentlich, 
die zur Zeit allerdings mehr nominelle als reelle Verantwortlichkeit 
ber Bunbesregierung reſp. bes Bundeskanzlers zu einer wirklichen 
zu machen und eben baburd bie Bundesregierung vom Bundes⸗ 
rath und feinen Ausſchüſſen, welche letztere bie Stelle ber Mini: 
fterien vertreten, nad und nad loszulöſen. Graf Bismard ſprach 
fi feinerjeits entfieben gegen dert Antrag aus. Offenbar hält 
er bie Verwirklichung ber letzteren Abſicht zur Zeit noch nicht für 
zeitgemäß, obwohl er unmöglich derkennen kann, baß es zu dieſer 
Ausbildung des Bundesſtaats im Gegenſatz zu ben Im Bundes: 
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rathe repräfentirten Ueberreften bes alten Stantenbunbes früher ober Norte. 
fpäter unausweihlid kommen muß, wenn auch nicht geläugnet wer⸗ dund. 
ben kann, daß unter feinem Druck der Bundesrath wenigftens bie 
ärgfien Uebelftände bes alten Bundestags größtentheilg abgeftreift 
bat und fih wohl hütet, für bie meitere Entwidlung bes Bundes 
auf ber gegebenen Grundlage ſich irgend wie als Hemmſchuh zu er: 
weiſen. Noch viel entjchiebener aber und völlig unumwunden erflärte 
ber Bundeskanzler, daß er perſönlich ganz und gar nicht geneigt fe, 
bie Berantwortlihleit mit einer Anzahl von Bunbesminiftern zu 
theilen und etwa ein collegiales Syſtem wie in Preußen fi gefal- 
len zu laſſen. Es zeigte ſich indeß alsbald, daß die Antragiteller 
dieß auch ganz und gar nicht bezweckt hatten. Beide Theile zeigten 
ſich ſchließlich in der Anſchauung einig, daß das in England aner⸗ 
kannte Syſtem das beſte ſei, wo zwar die einzelnen Miniſter für 
ihr ſpezielles Reſſort dem Parlament verantwortlich, aber zugleich 
dem Haupte des Cabinets in der Weiſe untergeordnet ſind, daß 
dieſer jederzeit einen Collegen zum Rücktritt nöthigen kann, der ſich 
für die Einheit und Homogenität des Cabinets als Hemmniß er⸗ 
weiſt. Bei der Abſtimmung wurde der Antrag mit 111 gegen 100 
Stimmen genehmigt, doch blieb es bei der Anregung, da der Bun⸗ 
desrath ſelbſtverſtändlich nicht darauf einging und eine Nöthigung 
dazu für ihn noch nicht vorlag. Von nicht minderer Bedeutung 
war der Antrag von Miquel und Lasker, die Competenz der Bundes: 
gejeßgebung auf das bürgerliche Hecht und bas gerichtliche Verfahren, 
einjchließlich der Gerichtsorganifation, auszudehnen. Verfaſſungs⸗ 
mäßig fteht diefer Ausdehnung nichts entgegen, fobalb her Reichstag 
und der Bundesrath es übereinftimmend beſchließen. Der Antrag 
wurde auch vom Reichstag in erſter und zweiter Leſung, troß bes 
beftigften Widerftrebens aller particulariftiichen Elemente, mit großer 
Mehrheit zum Beſchluß erhoben, fand aber vorerft gleichfalls nicht 
bie Zuftimmung bes Bundesrathes. Offenbar iſt bie preußifche Res 
gierung ober wenigftens ber preußiſche Suftizminifter dem Antrage 
Ihon jet durchaus nicht abgeneigt. Eine bei Gelegenheit bes Bud⸗ 
gets verſuchte indirecte Beſchränkung des Geſandtſchaftsweſens ber 
kleineren Bunbesftanten mißlang dagegen unb fand nicht die noth- 
wendige Unterftüßung ber Mehrheit bes Reichstags. Graf Bismard 
hält es augenfheinlih für ganz ungefährlih, ber Eitelkeit. bey 
320 
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Rad. Bunbesfürften vorerft noch möglichft freien Spielraum zu laflen. 


Bund. 


Schließlich verbient wenigſtens erwähnt zu werben, daß ber Reichstag 
ben erneuerten Antrag Waldecks auf Gewährung von Diäten in 
erfter Lefung annahm, in zweiter aber felber wieder verwarf. 

Das Schwergewicht der ganzen Seſſion bed Reichstags fiel 
indeß unzweifelhaft auf die finanzielle Frage. Wie ſchon erwähnt, 
haben nicht nur die meiften der dem Bunde angehörigen Kleinſtaaten 
feit der Errichtung deffelben mit einem fleigenden Deftcit zu käm— 
pfen, fondern es ergab fi ein ſolches audh in den Finanzen Preu— 
ßens. Eine Verminderung ber Dlatricularbeiträge erſchien daher 
allſeitig als wünſchenswerth und nicht nur dieß, fondern aud me 
immer möglich zugleidh eine Vermehrung der Einnahmen des Bun: 


bes, da ſchon die Staatsrechnung für 1868 einen Ausfall von nidt 


weniger als 34 Mil. Thaler ergab. Allein über die Mittel und 
Wege dazu gingen die Anfichten fehr auseinander. Die Regierung 
hatte ihr Augenmerk auf bie inbirecten Steuern gerichtet, da fie fid 
bezüglich biefer von ber Volksvertretung viel unabhängiger fühlt und 
ſchlug zu biefem Ende bie Erhöhung mehrerer jchon beftehender, 
fowie die Einführung einer ganzen Reihe neuer vor. Um die Por: 
lagen zu unterflüßen und einen Drud auf ben Reichstag und zu: 
mal auf bie preußiihen Mitglieber deſſelben auszuüben, Tieß ber 
preußifche Finanzminiſter v. d. Heydt im geeigneten Moment ein 
einläßliches Memoire vertheilen, in dem die Lage der preußilcen 
Tinanzen mit den fehwärzeften Farben geſchildert wurden — jedoch 
ganz umfonft. In diefer Beziehung ftieß bie Regierung auf ben 
allgemeinften und entſchiedenſten Widerſtand. Nur die Aufhebung 
ber Portofreiheit und die Einführung eines Wechfelftempelfteuer: 
geſetzes wurden zugeftanden, bagegen alle anderen Verlangen mit 
großen Mehrheiten abgelehnt, fo daß die Negierung ſich genöthigt 
fab, ihre Vorlagen fammt und fonders zurüdzuziehen. Ein Theil 
der Verſammlung hoffte mit ihrer MWeigerung bie Regierung mög: 
licher Weife doch zu einer Beichränfung bes Militäraufwandes zu 
zwingen, ein anderer wollte wenigftens feine weiteren inbirecten 
Steuern bewilligen, theils weil er fie überhaupt für irrationell er: 
achtet, theils auch weil directe Steuern geeignet fcheinen, ber Volle: 
vertretung einen größeren Einfluß auf bie Höhe derſelben fowohl 
als auf deren Verwendung in Ausſicht zu. ftellen. 
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Die Regierung verzichtete aber barum keineswegs auf ihren Deutfö- 


Plan. Wozu der Reichstag. die Hand nicht hatte bieten wollen, war ' 
vielleicht im Zollparlamente zu erreihen. Ohne daß barum bie 
Seflion des Reichstags gefchloffen ‚worden wäre, trat bafjelbe am 
3. uni zufammen. Die Regierung war indeß mit ihren Steuer: 
projecten hier nicht glüdlier als im norbbeutihen Reichstage. Sie 
Vegte dem Parlamente außer einem neuen Vereinszolfgefeße ben Antrag 
auf eine Erhöhung ber Zuderfteuer und einen revidirten Zolltarif 
vor, in welchem jedoch die zugeftandenen Krleichterungen durch den 


neuerdings vorgejchlagenen Petroleumszoll mehr, als aufgewogen 


worden wären. Das Parlament genehmigte das neue Zollgejeh, das 
die Controle wejentli vereinfacht und dadurch einen nicht zu verach⸗ 
tenden Fortſchritt bezeichnet, und gefland auch die Erhöhung der 
Zuderjteuer zu, lehnte dagegen den Petroleumszoll wie im Borjahre 
in erjter und auch in zweiter Abſtimmung ab, obgleich dadurch die 
in der That überaus wünfchenswerthe Reviſion des Zolltarifs wie: 
derum zu Falle kam. Das Reſultat der Seflion des Zollparlaments 
blieb daher ein überaus beſcheidenes. Allein nachdem im Jahre vor: 
ber die fogen. ſüddeutſche Yraction jede Ausficht, die Inftitution zu 
einem Hebel für gemeindeutfhe Politit zu machen, vereitelt hatte, 
wollte fih die Majorität auch nicht dazu hergeben, fie bloß als 
Steuermaſchine gebrauden zu laſſen, fo geneigt fie auch gewefen 
wäre, die Zollerleichterungen, nach denen fie verlangte, durch eine 
Erhöhung der Erträgniffe auf irgend welcher anderen Seite aufzu: 
wägen, aber eben nur aufzuwägen und nidt mehr als aufzu: 
mwägen. Sim Uebrigen verlief die Seflion ohne politifche Bedeutung. 
Doch darf bemerft werben, daß die ſüddeutſche Fraction, bie ſich im 
Borjahre To fehr bervorgebrängt hatte, dießmal eine viel bejcheidenere 
Holle fpielte und daß die national Gefinnten unter ben fübdeutfchen 
Zollabgeordneten ihr als „freie ſüddeutſche Vereinigung” (zur Main: 
brüde, wie fie ſich fcherzhaft nannte) gegenüber trat, und ihr da— 
durch wenigftens den Schein entzog, als ob ganz Sübbeutjchland 
einem blinden und verbiffenen Preußenhaffe anheimgefallen fei. 
Faßt man das Reſultat der fih in her erjten Hälfte des 
Jahres unmittelbar an einander reihenden Seflionen des preußijchen 
Abgeordnetenhauſes, des norbd. Reichstags und des Zollparlaments 
zufammen, jo läßt ſich daſſelbe wohl dahin zufammenfaffen, daß 
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Deutfd weder die preußifhe Negierung, noch bie liberalen Parteien im 
land. Stande waren, ihre Abſichten ungehemmt oder doch überwiegend zur 
Geltung zu bringen, baß vielmehr beide genöthigt waren, ſich mit 
Eompromiffen und mit nur theilweifen Erfolgen zu begnügen. Yür 
die Ungebulbigen, wie für bie Idealiſten ift dieſes Refultat wenig 
befriedigend. Dagegen bat biefer Weg wohl unläugbar ben Bor: 
theil, daß, was auf bemfelben mühſam und nur ſtückweiſe errungen 
wird, wenigftens wirklich erworben ift und nicht jo leicht wieber in 
Trage geftelt werben Tann. Als fernere Thatſache ſcheint conftatirt 
werden zu bürfen, daß der Reichstag bes norbbeutihen Bunbes fi 
mehr und mehr als die lebensvollſte und zukunftreichſte ber brei 
nftitutionen herausftellte, während ber preußiſche Landtag, zumal 
aber das preußiſche Herrenhaus, in ihrer Bedeutung gegenüber dem 
Neichstage entichieden zurüdtreten mußten, das Zollparlament aber 
fi Yediglich als ein Moment des Uebergangs in der Entwidelung 
ber Nation barftellt, das aber als ſolches in feiner Bedeutung für 
die Zukunft nicht unterihäbt werben barf. Diefer Sachlage ent: 
ſprechend war benn auch während biefer ganzen Zeit und bis zum 
Schluffe des Jahres bie ganze Thätigleit des leitenden preußijchen 
Staatsmanns ausſchließlich auf die innere Conſolidirung und Ausbil: 
bung bes norddeutſchen Bundes gerichtet. ine Ausdehnung bes: 
felben auf Südbeutfchland, obgleich fie ohne Zweifel feinen Augen: 
blick außer Augen gelafjen blieb, wurbe practiih auch nicht einmal 
angeftrebt. Graf Bismard begnügte fich mit ben beiden Klammern, 
durch bie er Süddeutſchland vorläufig an die neue nationale Schoͤ— 
pfung geknüpft hatte, die Schuß: und Trutzbündniſſe und den neuen 
parlamentarifchen Zollverein, obgleih ber letztere ſich für einmal 
nod in politifcher Beziehung als Null herausftellte und die erfteren 
ihren Werth erft noch zu erproben hatten, und von Bielen bezweifelt 
werben wollte, daß fie biefe Probe beftehen mwürben. Inzwiſchen 
that er, treu feiner Erklärung vom September 1867, keinen Schritt, 
um ben Zutritt der fübbeutichen Staaten irgendwie zu befchleunigen 
und auf biefelben auch nur im ©eringften einen Drud auszuüben, 
überzeugt, daß ihre Wiebervereinigung mit dem Norben zu einem 
gemeinsbeutfhen Bunde doch nur eine Frage der Zeit jei. Zunädft 
ſchien biefe Zeit freilich noch feine gar nahe zu fein. In Württem: 
berg verharrte bie bemofratijche Partei in ihrem wüthenden Preußen: 











Aeherfiht der Ereigniſſe des Bahres 1869. 


503 


hafle und. mit ihr ging bie Negierungspartei wenigftens im entſchie⸗ Baur, 


bener particulariftifher Abneigung gegen einen Eintritt in ben norb- 
deutſchen Bund einig; beide zuſammen bildeten aber eine Mehrheit, 
gegen welche bie nationale ober fog, deutſche Partei nicht. aufzukom⸗ 
wen vermochte, obwohl fie bei jeber Gelegenheit männlich gegen bie 
Strömung anlämpfte Schlimmer ala bisher ‚geftalteten ſich da⸗ 
gegen bie Dinge im Laufe bes Jahres in Bayern, wo zwar bie 
nationale Partei auch nur eine Minderheit bifvete, aber bie ultra- 
montane Partei, obgleih fie an Preußenhaß den ſchwäbiſchen Demo: 
raten nicht nachſtand, in der Abgeorbnetenfommer vorerſt nur eine 
eine Yraction barftellte, während die Entſcheidung in den Händen 
ber jpg. Mittelpartei lag, die wenigftens von blindem Voreingenom⸗ 
menfein gegen bie Rejultate bes Jahres 1866 frei war, wenn fie, 
auch die bayeriihe Selbjtändigfeit unverfehrt zu erhalten wünfchte 
und einem Eintritt in den norbbeutjchen Bund gleich der württem⸗ 
bergifhen Regierung und Regierungspartei unumwunden abgeneigt 
war. Das follte ſich nun aber ziemlich jäh ändern. Nachdem bie 
bayeriſche Abgeorbnetenfammer bie fog. fociale Gefeßgebung im Ein- 
verftändniß mit ber Regierung glüdlih zu Ende gebradht hatte, 
fcheiterte fie noch unmittelbar vor ihrer Auflöfung in Folge Ablaufs 
ber Legislaturperiobe an ber Vereinbarung eines neuen Schulgeleßes. 
Schon lange dazu von der Kammer aufgefordert und nacdhgerade 
gebrängt und durch bie Ereignifle des Jahres 1866 barüber belehrt, 
daß Bildung heut zu Tage auch Macht ilt, hatte die bayerijche Re: 
gierung endlich im Jahre 1869 dem Landtage ein umfafendes neues 
Schulgeſetz vorgelegt. Es handelte ſich darum, die Stellung ber 
Volksſchullehrer zu verbeſſern, die Schufe felber zu heben und bie- 
felbe zugleich von kirchlichen Einflüffen, den Forderungen ber Zeit 
entiprechend, unabhängiger zu machen. Der Entwurf ber Regierung 
entſprach allen biefen verfchichenen Bebürfniffen, namentlich auch dem 
zulet genannten, ohne darum bem berechtigten Einfluſſe und einer 
würdigen Stellung der Kirche zur Schule im mindeſten zu nahe zu 
treten. Die Abgeorbnetenfammer unterwarf ben Entwurf einer jehr 
einläglihen Berathung, mobdificirte denfelben in den Hauptzügen nicht 
weſentlich, aber doch, fo weit es nur immer erreihbar ſchien, in 
‚Jiberalem Sinne und nahm ihn jchlieglih am 23. Februar mit 114 
gegen bloß 26 Stimmen als Ganzes an. Nicht fo dagegen bie 
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Bayern. erfte Kammer oder ber ſogen. Reichsrath. Hier gaben ſich vielmehr 


proteftantifche und Tatholifche Würdenträger, proteftantifche und katho⸗ 
liſche Tories bie Hand, um der Kirche neuerbings ben überwiegenden 
Einfluß auf die Schule zu wahren: nicht bloß bie liberalen Modi: 
ficationen ber Abgeorbnetenfammter, fondern auch die urfprünglichen 
Vorſchläge der Regierung wurden abgelehnt und das fo verftümmelt: 
Geſetz am 23. April an die andere Kammer zurüdgewiefen. Un 
wenigftens mit ber Regierung unter dieſen Umftänden völlig einig 
zu gehen, verzichtete diefe auf diejenigen Punkte, die fie gegen jene 
burchgejebt hatte, beharrte aber auf ben Hauptgrundzügen des Ent: 
wurfs. Der Reichsrath hielt jedoch kurzweg an feinen Befchlüffen 
feft und das Gele fiel. Zwei Tage darauf fand ber Schluß ber 
Seſſion ftatt. Die Neuwahlen zur zweiten Kammer, die nun bevor- 
ftanden, waren es namentlich gewefen, welche den Tories der erjten 
in der Schulgefebfrage den Muth zu ihrem Auftreten gegen bie Re: 
gierung und gegen die Abgeorbnetenfammer gegeben hatten. Die 
Anſchauungen der Majorität der letzteren fchienen den Anjchauungen 
der Majorität der Bevölferung nicht mehr zu entſprechen und einen 
entichiedenen Umfhwung in nahe Ausfiht zu ſtellen. Schon bei 
Gelegenheit der Zollparlamentswahlen im vorhergehenden Jahre hat: 
ten ein Theil des Abeld und der Bureaufratie dem Tatholifchen 
Elerus die Hand gegeben, um das Landvolk gegen Preußen aufzu- 
beten und bie Vorlage des Schulgefeßes von Seite der Regierung 
hatte zu neuen Agitationen nunmehr auch gegen biefe Anlaß ge 
boten. Es war eine fogen. patriotiiche Partei gegründet worden, bie 
ſo ziemlih den gefammten Tatholifchen Theil ber Bevölkerung mit 
Ausnahme der Städte in ihre Kreiſe zog, und als der Wahltag für 
bie Wahlen zur zweiten Kammer beranfam (22. Mai), ergab es 
fi, daß die ſog. Patrioten auf der einen und bie vereinigten Tibe: 
ralen Parteien auf der anderen fih in das Refultat dermaßen theil- 
ten, daß es ungewiß blieb, ob die einen ober bie anderen im ber 
fünftigen Sammer um eine Stimme im Uebergewicht fein werbe, 
Bon einem engeren Anfchluß an Preußen und an bie feit 1866 
unter Preußens Führung eingetretene nationale Entwidelung Tonnte 
unter dieſen Umjtänden für Bayern Teine Rebe mehr fein. Selbſt 
die bisherige Stellung bes liberalen Chefs der Regierung, des Für: 
jten Hohenlohe, ber zwar auch feinerfeits von einem Eintritte Bayerns 
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in den norbbeutihen Bund nichts hatte wiffen wollen, ver aber doch Bayern. 
in anderer Weiſe einen irgendwie anders geftalteten, mit ber „Selb: 
ftänbigfeit" Bayerns verträglichen näheren Anſchluß an Norbbeutfch 
land erftrebt hatte, ſchien erſchüttert. Augenblicklich wenigſtens waren 
alle nationalen Hoffnungen auf ben Süden gebämpft und mußten, mo 
nit für gebrochen, doch unläugbar ale muthmaßlih auf längere 
Zeit zurüdgeftellt erachtet werben. Wenn bie fog. patriotiſche Partei 
wirklich ‚die Mehrheit ber zweiten Kammer hatte und zu behaupten 
vermochte, fo mußte man fid) darauf gefaßt machen, daß fie in erfter 
Linie die Schub: und Trugbündniffe mit Preußen zu einem tobten 
Buchſtaben zu machen fih bemühen, in zweiter aber mit der Zeit 
ſelbſt das Banb des Zollvereins zu löſen verfuhen würde. Don 
Bayern und Württemberg alfo konnte ber norddeutſche Bundeskanzler 
eine ‚Unterftügung feiner nationalen Beftrebungen auf unbeftimmte 
Zeit hinaus mutbmaßlih in Teiner Weife erwarten. Anders ftand 
es allerdings in Baden und Heſſen. Heſſen war dadurch, daß ein 
Theil deſſelben dem norbbeutfchen Bunde hatte beitreten müfjen, ge: 
feffelt und mußte fortwährend, bald gern bald ungern, auch für das, 
worüber ihm noch freie Verfügung geblieben war, ben Dahnen bes 
norbbeutfchen Bundes folgen. Was Hefjen allem Anfchein nad oft 
nur gezwungen that, that dagegen Baden aus völlig freien Stüden 
und nationalem Patriotismus. Die Regierung und bie beiden Kam: 
mern betrachteten das Land gleichſam als einen Theil des norbbeuts 
deutſchen Bundes und nahmen alle Pflichten, die daraus erflichen 
mochten, freiwillig auf ihre Schultern, obgleich fie nicht ebenſo auch 
der Rechte eined Bunbesgliedes theilhaftig werden konnten. Baden 
wäre freilich jeden Wugenbli bereit geweſen, bem norbbeutichen 
Bunde beizutreten und ſprach bieß auch bei jeber ſich barbietenden 
Gelegenheit aus. Uber Preußen glaubte es vorerſt nicht zugeben ' 
zu bürfen und zwar, neben einiger Rüdficht auf Bayern und Würt- 
temberg, bie dadurch in eine ſehr ſchiefe Lage gefommen wären, vor: 
nehmlich mit Rüdfiht auf Frankreich. Es ift kaum zweifelhaft, daß 
Frankreich, das bie kriegeriihen Erfolge Preußens im Jahre 1866 
und das allmälige Auffteigen einer feiten geichloffenen deutſchen 
Macht noch immer nicht zu verwinden vermodte, einen Kintritt 
Badens in ben norbbeutfhen Bund als einen erwünfchten Vorwand 
benubt baben würde, um unter der Zuftimmung ber Nation und 
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vielleicht unter ber Beihilfe biefer ober jener europätichen Großmacht 
Preußen den Krieg zu erflären und ber Verfuh zu machen, das- 
jelbe nieberzumerfen und Deutſchland wieber ber alten Zerriffenheit 
und ber alten Schwäche anheimzugeben, was es jelber und feine 
Nachbeter in Deutiſchland die beutfhe „Freiheit“ zu nennen beliebten. 

Preußen. Nicht daß Preußen bie Ueberlegenheit der franzöſtſchen Waffen 
gefürdtet hätte; allem Anfchein nad hielten bie Leiter der preußi⸗ 
ſchen Dinge baffelbe vielmehr, und zwar ſelbſt obne den Zutritt der 
ſüddeutſchen Staaten, auf bie fle allerbings troß der Schuß: und 
Trutzbündniſſe nicht oder doch nicht fiher rechnen Eonnten, für Frant: 
reich militäriſch völlig gewachſen. Aber fie hielten ſich offenbar für 
verpflichtet, fo weit es nur immer mit ihrer Ehre verträglich wäre, 
alles zu vermeiben, was auch nur entjernt als eine Herausforderung 
Frankreichs hätte erjcheinen oder body gedeutet werben können, über: 
zeugt, daß bie Vollendung ber beutfchen Eiriheit unter Preußens mäch⸗ 
tiger und doch bejonnener Führung fi mit ber Zeit doch und gleich: 
fam ganz von ſelbſt maden werde unb machen müſſe, vielleicht auch 
in der Hofinung, daß in Frankreich ſelbſt durch irgend ein uner: 
wartetes Ereigniß ein Umſchwung eintreten könnte, ber bie Franzoſen 
geneigter machen könnte, mit Deutichland in Trieben zu leben und 
mit bemfelben auf andere, eblere Weife als durch die blutigen Wür- 
fel des Krieges um die Palme bes Friedens und bie frieblihe Ent: 
widelung ber menſchheitlichen Intereſſen des neunzehnten Jahrhun⸗ 
derts zu ringen. 

Trotzdem hatte ber Friebe feit. dem Jahre 1866 mehr als 
einmal nur an einem Haare gehangen und mehr als einmal hatte 
es geichienen, als ob ber Krieg kaum mehr würde vermieden werben 
können. Aber jedesmal noch waren glüdlicher Weiſe Ereignifje ober 

Srant- Berhältniffe dazwiſchen getreten, die Frankreich veranlaßten, feine 
id. Gelüſte wenigftens vorerft wieber bei Geite zu legen. Bald waren 
es äußere, bald innere Umjtände, welche Frankreich dazu bewogen. 
Für das Jahr 1869 fällt das Schwergewicht unzweifelhaft auf die 
Vedteren. Im Sommer bes Jahres mußte ber gefeßgebenbe Körper 
verfaffungsmäßig einer ‚Neuwahl unteriworfen werben und biejer 
Moment rief in Frankreich eine Bewegung hervor, bie e8 ber kaiſer⸗ 
lien Regierung nicht rathſam erjheinen Tieß, einen immerhin ges 
führligen Krieg zu wagen, bevor nicht dieſe Phaſe in einge für fie 
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und bie AZufunft der Dynaftte befriebigenden Weife durchgemacht fein Srante 
würde. Schon als bie Kammern am 18. Januar zum lebten Mal vn. 
zufammentraten, begrüßte fie ber Kaifer mit einer Thronrede, bie 
nicht anders denn als bie kaiſerliche Wahlrebe bezeichnet werben 
Tann. Der Kaifer begann damit, auf die Schwierigkeiten hinzumeifen, 
auf einem durch Jo viele Revolutionen aufgewühlten Boben die Freis 
heit mit der Ordnung zu verjöhnen. und geftanb weiterhin ganz 
offen, daß feine wie jebe Regierung dem Irrthum unterworfen ſei, 
glitt aber barüber mit der Bemerkung hinweg, bag „das Glück nicht 
allen Unternehmungen lächle“, um vor feinen Zuhörern unb vor 
ganz Frankreich ein glänzendes Bild von ber Lage bes Landes unter 
bem zweiten Kaiferreih nad Innen wie nad Außen aufzurollen. 
Frankreich fei, meinte er, trotz Mexico unb trotz Sadowa, unter fei: 
ner Yührung wieber und immer noch bie mächtigfte Nation Europa’s. 
„Unfere vervollfommnete Bewaffnung, unjere gefüllten Arjenale und 
Magazine, unjere geübten Reſerven neben der ftarf conjtituirten ac: 
tiven Land: und Seemadt, unfere mobile Nationalgarde, im Begriff 
organifirt zu werben, bie umgeftaltete Flotte, unfere feſten Pläbe in 
gutem Zuftande geben unjerer Macht eine Entfaltung, wie fie ung 
unerläßliih ift“. Aber die Land: und Seemacht find auf bem 
Sriebensfuße umb der Effectivbeftand derfelben überfteigt nicht den⸗ 
jenigen anderer Regierungen. Der Kaifer will ben Frieden. „Das 
ftete Ziel meiner Anftrengungen ift erreicht, bie militäriſchen Hülfs⸗ 
mittel Frankreichs find in Zukunft auf der Höhe jeiner Beſtimmun⸗ 
gen in der Well. In biefer Lage vermögen wir laut unferen 
Wunſch, ben Frieden aufrecht zu erhalten, kund zu geben; es Tiegt 
feine Schwäde barin, dieß zu fagen, wenn man zur Bertheibigung 
der Ehre und der Unabhängigkeit des Landes bereit if“. Der 
Kaijer ift für den Frieden, tenn Angefihts ber Wahlen will er das 
Land mit Segnungen aller Art überfchütten und denkt fogar an 
eine „Verminderung der öffentlihen Laſten“. Alles ift gut unb 
alles athmet Befriedigung. „Dan erfennt den Baum an feinen 
Früchten, fagt das Evangelium. Wohlan, wenn man einen Rüd: 
blick auf die Vergangenheit wirft, wo ift die Regierung, bie Frank—⸗ 
reich fiebzchn Jahre der Ruhe und ſtets wachſender Wohlfahrt geges 
ben bat?" Geſtützt auf die Volksmaſſen „ausbauernd in ihrem 
Glauben wie in ihrer Anhänglicleit”, glaubt Daher ber Kaifer, ben 
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Bent Wahlen ruhig entgegenfehen zu Tünnen. „Mit Ihrer Zuftimmung 


und mit Ihrer Beihülfe bin ich feft entfchloffen, auf dem Wege zu 
verbarren, ben ich mir vorgezeichnet habe, d. 5. jeben wahrbaften 
Fortſchritt anzunehmen, aber zugleih auch die Grundlagen ber Ber: 
faflung, welche das Votum ber Nation vor jebem Angriff fiher ge- 
ftellt bat, zu erhalten.” Mit Zuverfiht ſchloß er: „Balb wird bie 
Nation in ihren Comitien die Politit gut beißen, welche wir befolgt 
haben. Sie wird abermals dur ihre Wahlen kund geben, daß fie 
feine Revolution, fondern daß fie die Geſchicke Frankreichs auf eine 
innige Verbindung der Macht und ber Freiheit ſtützen will“. Diefe 
Zuvberſicht des kaiſerlichen Redners entſprach indeß Teineswegs ber 
wirklichen Sachlage, der Stimmung der Gemüther durch ganz Frank⸗ 
reich hin. Wenn man um zwanzig Jahre zurückging, ſo konnte 
man nicht läugnen, daß Frankreich jetzt einen ganz anderen Macht: 
einfluß in Enropa beſaß als damals unter der conſtitutionellen Re⸗ 
gierung des Bürgerkönigs: es war dem Kaiſer gelungen, der Nation 
und ſo ziemlich auch ganz Europa den Glauben beizubringen, daß 
Frankreich militäriſch ganz. unbezwinglich und jeder einzelnen der 
übrigen Großmächte unzweifelhaft überlegen ſei, nach welcher An⸗ 
ſchauung es ſeine Anſprüche bemaß, die ihm denn auch von allen 
Seiten faſt unweigerlich zugeſtanden wurden. Aber ſchon Mexico 
hatte einen tiefen, ſchwarzen Schatten auf dieſes glänzende Bild ge⸗ 
worfen und mit Sadowa war dicht neben ihm, im Herzen Europa's, 
eine Macht emporgeſtiegen, die, ſo friedlich ſie auch geſinnt war, 
jene Anſprüche in ihrem Herzen nicht zugeſtand, die ſich ſchon jetzt 
Frankreich auch militäriſch gewachſen zu fühlen ſchien und feſten 
Schrittes darauf ausging, aus Deutſchland eine noch größere Macht 
zu ſchaffen, die Frankreich entſchieden überlegen wäre und ſich das 
beanſpruchte und bisher auch behauptete Uebergewicht in Europa 
ebenſo entſchieden nicht länger gefallen laſſen würde. Was der Kaiſer 
im Jahre 1866 verſäumt oder verfehlt hatte, war bereits nicht wie⸗ 
der gut zu machen, ohne einen gewaltigen Krieg, vor deſſen immer⸗ 
hin ungewiſſem Ausgange er zurückſchreckte, da er ſich nicht verhehlen 
konnte, daß er dabei unausweichlich ſich ſelbſt und das Schickſal 
ſeiner Dynaſtie würde einſetzen müſſen, zu dem die friedliebende, große 
Mehrheit der franzöſiſchen Nation ganz und gar keine Luſt verrieth, 
fo lange Preußen und Deutichland keine Miene machten, Frankreich 
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weber in feinem Territorialbeftande, noch in feiner Freiheit, ſich in a 
feinem Innern zu geftalten, wie es nur immer wollte, au nur vis 
irgendwie zu beeinträdhtigen. Allein nur ‚der wieder gewonnene 
Macteinfluß des napoleonifhen Frankreichs und das fog. Preftige, 
das es zeither genoffen, hatte dem eiteln franzöſiſchen Volke ben 
Mangel an allen politiichen Treiheiten im Innern, bie Berfchleu- 
berung feiner Finanzen und das Anſchwellen fo vieler Günſtlinge, 
beren DVerdienfte mehr als zweifelhaft waren, erträglich. ericheinen 
laſſen. Einzelne, aber doch nur wenige, erfannten wohl weiter 
blickend die innere moralifche Fäulniß, die, wo männliche und poli- 
tifhe Tugend feinen Raum mehr fand fi zu bethätigen, in bem 
allgemeinen Sagen nad Gelb und Lurus, nah Ehren und Würden 
immer ‚tiefer unb weiter um fi fraß. Die große Mehrheit ber 
gebildeten Klafjen aber wurde durch bas ſchwindende Preftige ver: 
anlaft, ihre Blide nad) ‚Innen zu wenden und was ihnen bisher 
erträglich gejchienen batte, warb es allgemach nicht mehr, der Man 
gel an jedem wirkſamen Recht, fih an der Leitung der. Gefchide des 
Landes zu betheiligen, nachdem der Faiferliche Abfolutismus fie alle ber 
Nation entzogen und für ſich allein in Befchlag genommen hatte. “Die 
Franzoſen fingen an, fi unter diefem fog. perfünlichen Negimente 
bes Kaiſers unbehaglich zu fühlen und nad einer Wieberherftellung 
wenigftend einiger ber verlorenen Rechte zu verlangen. Wie tief 
dieje Stimmung ging, wie weite Kreife der öffentlichen Meinung fie 
‚fon : erfaßt und durchdrungen hatte, mußte. fi bei ben Wahlen 
zeigen. Daß aber das Taiferlihe Negiment bei biefen jedenfalls 
mit ihr zu rechnen haben würde, ging aus ber einigermaßen über: 
raſchenden Haltung hervor, welche ber gefeßgebende Körper in ' feiner 
lebten Seflion fofort anzunehmen begann. | 
Die Majorität desfelben, die zwar angeblih aus dem, allge 
meinen Stimmrecht hervorgegangen war, ihre Wahl aber nur ben 
ſog. officiellen Canbidaturen d. 5. dem taufendfältigen Drude ber 
Regierung verbantte, und baher in ber That mehr bie Negierung 
als die Benölferung vertrat, ‚hatte fi) bisher willenlos erjt burd) 
Morny, dann durch Billault, in den letzten Jahren durch Rouher 
leiten laſſen. Weniger noch als erftere verbient Rouher in feiner 
Weije den Namen eines Staatsmanns, aber er iſt ein .eminenter 
Rhetor und als ſolcher für jene Aufgabe. ganz befonders geeignet, 
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* ein ſchlagfertiger Redner, wegen einer Ausflucht nie verlegen und 


” von einer Stirne, bie vor nichts zurüdicridt. Noch war es ihm 
bisher immer gelungen, jede Frage mit großer Gewandtheit in ein 
Licht zu bringen, wie e8 ber Regierung convenirte, und ber Majorität 
bie Wege zu eben, um bei der Abftimmung ben Wünfchen und 
Erwartungen ber Negierung zu genügen. Dießmal verjagte fie ihm 
glei von vorneherein faft und faft den Dienft. Bei Gelegenheit 
einer Interpellation, die Rouher bejeitigt wiſſen wollte, trug er zwar 
noch wie bisher den Eieg davon, aber nur mit wenigen Stimmen, ba 
ein großer Theil der Majorität wenigftens den Schein ber Unpartei: 
lichfeit wahren, dem Drängen der öffentlichen Dieinung wenigftens zum 
Schein Genugthuung geben wollte Und glei) darauf beging ſelbſt 
im Senat und gar noch ein Genoſſe bes 2. Dezember, Hr. v. Maupas, 
bie Ketzerei, daß er gegenfiber ben wachſenden Angriffen ber Preſſe 
und ber Bereinsrebner auf ben Kaiſer fo etwas wie bie Verant⸗ 
wortlichkeit der Minifter in Anregung bradte. Rouher erklärte fich 
unter kriechender Schmeichelei für die „Größe“ des Kaifers gegen 
jebe wie immer geartete Maßregel biefer Art und bie fervile Körper- 
haft beeilte fi, die Anregung fofort zu erftiden. Noch fataler für 
die Regierung waren bie Debatten über bie Finanzverhältniffe ber 
Stadt Paris, welche den gefebgebenden Körper während des ganzen 
Monats Februar in Anfprud nahmen. Zunächſt handelte es ſich 
um einen Betrag von 465 Millionen Fr., welche ber Seinepräfect 
Haußmann, ohne bazu befugt zu fein, verausgabt und dann wieber 
durch ein ungefebliches Anlehen beim Credit foncier gebedt hatte. 
Die ganze Operation ſtrotzte von Willkürlichkeiten und Geſetzwidrig⸗ 
Teiten. Aber das war noch nicht bie Hauptſache. Schonungslos 
bedte die Oppofition die ganze ſchwindelhafte Finanzwirthſchaft bei 
bem fo viel gepriefenen Umbau von Paris auf und zeigte mit Zab- 
len, daß es fo abfolut nicht fortgehen könne und daß die Stabt 
Paris ohne Ihre Schuld, da man fie ja ihrer gewählten Vertretung 
beraubt und unter bie Vormundſchaft bei Taijerlihen Regierung ge- 
fett hatte, ſchließlich unausweichlich am Bankerott anfommen müſſe, 
ſobald ſie ſich auf ihre wirklichen, eigenen Einnahmen werde be⸗ 
ſchränkt ſehen. Es war ein wahrer Abgrund von Willkür, in welchen 
ber Berfammlung Stüd für Stüd mit zermalmender Schwere ber 
Einblid erſchloſſen wurde. Rouher mußte nach einander feine eigenen 
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Collegen und ben Seinepräfecten preisgeben, ben Kaifer, ſo gut Brant- 
es ging, beden, um für bie Anträge der Regierung eine Majorität "9 
zu erzielen, und felbft diefe konnte fehließlih nur durch ben Außer: 
ſten Drud zu Stande gebracht werden. Sehr bezeichnend nicht bloß 
für die Negierung, fondern ebenfofehr für die verfehiebenen Parteien 
waren im weiteren die Verhandlungen bes gefeßgebenden Körpers 
über das Eontingent und über bas Budget für 1870, da fie fi 
zu einer allgemeinen Debatte über die inneren und auswärtigen An- 
gelegenheiten bes Landes geftalteten. Thiers hielt wieberum eine 
einläßliche Rede, in ber er im Gegenſatze gegen die Regierung, bie 
in ben Tleinen Conceſſionen bezüglich der Preßfreiheit und bes Der: 
ſammlungsrechtes für die verlangte Freiheit genug und mehr ale 
genug zugeftanben zu haben wähnte oder glauben machen wollte, Mar 
darlegte, daß die Franzofen in Wahrheit noch aller und jeber poli- 
tiſchen Freiheiten entbehrten und fchließlich fein caeterum censeo wie: 
derholt vertheibigte, was Frankreich bebürfe, fei die Regierung bes 
Landes durch das Land, die Einführung eines‘ verantwortlichen 
Minifteriums, alfo die Abfchaffung bes perſönlichen Regiments bes 
Kaiſers. Seine Rede madte um Sp tieferen Eindrud, als er babei 
weder auf die Republik, noh auf die Neftauration der Orleans 
binftenerte, vielmehr ziemlich verftänblich andeutete, daß er ſich auch 
mit der napoleonifhen Dynaſtie auszuföhnen bereit fei, wenn fie 
dem Land jene ihm unerläßlichen Freiheiten zurüderftatte. Die aus- 
wärtigen Angelegenheiten kamen zuerft bei Gelegenheit des Contin- 
gentsgejebes zur Sprache. Marſchall Niel, der Kriegsminifter, das 
Haupt ber Kriegspartet, prahlte neuerdings: „Krieg oder Frieden 
find mir ganz gleichgültig, in 8 oder 9 Tagen können wir 600,000 
Mann marfchfertig haben“. Die Verfammlung glaubte ihm ver: 
muthlich aufs Wort und es that ihrer Eigenliebe und ihrem Stolze 
wohl; aber fle vermochte nicht zu widerfprechen, als eines ber Op: 
pofitionsmitglieber entgegnete: „Niemand benft aber ja daran, uns 
anzugreifen; wozu bedürfen wir baber einer fo furchtbaren Macht, 
die nur dazu dient, unfere Nachbarn zu beunrubigen“, unb bie An 
beutungen Niels: „Don einer Verminderung der Militärausgaben 
fann Feine Rede fein heute, wo wir beflegte Mächte und annectirte 
Völker vor und haben” machten nur einen fehr geringen Einbrud, 
Die DVerfammlung, wie bie öffentliche Meinung Hinter ihr war 


b12 Heberfigt der Ereigniffe des Zahres 1869. 


Brant- offenbar von anderen been voreingenommen, als bon ber eines 
wi Krieges und felbft die Regierung hielt es Angefihts der Wahlen 
für paffend, ungemein friedlich aufzutreten. Lavalette ſchien ganz 
geneigt, Preußen und Deutſchland gewähren zu laflen, da Preußen 
feine Miene made, Süddeutſchland Gewalt anzuthun und biejes 
auch ganz und gar nicht geneigt fcheine, den Wünſchen Preußens 
entgegenzulommen. Selbſt Thiers erflärte fih im Gegenfaß gegen 
feine Haltung im Frühjahr 1866 aufs nahbrüdlichfte für Aufredt: 
haltung bes Friedens, wobei er fich freilich vornehmlich auf bie fübe- 
raliſtiſchen Tendenzen ber ſüddeutſchen Regierungen und Bevölferun: 
gen ftüßte, deren nachhaltige Kraft er weit überſchätzte. „Wenn id), 
nieinte er, einen Rath zu geben hätte, jo würbe e8 ber des Friedens 
fein, ih würbe Frankreich rathen, nur dann das Schwert zu zichen, 
wenn unerträgliche Unternehmungen e8 dazu zwängen und wenn es 
biezu auf bie Zuftimmung und Beihülfe ber Welt rechnen könnte. 
Wem kommt es aber zu, biefen unermeßlihen Entfhluß zu fallen? 
Frankreich allein. Franfrei darf jedenfalls der Möglichleit nicht 
ausgefebt fein, baß es eines Morgens beim Erwachen den Befehl 
für jeine Kinder vorfinbet, nach ber Grenze zu marſchiren. Nur bie 
Nation felbit darf über die Trage bes Krieges oder bed Friedens ent- 
ſcheiden.“ Thiers warnte und mahnte ferner ſehr beftimmt zur Vorfict. 
Sn der particulariftiichen Zähigfeit der ſüddeutſchen Staaten und in 
den föbderaliftiichen Neigungen eines nicht zu verfennenden Theile 
ber Bevölkerungen felbft des norbbeutjchen Bundes erkannte er bie 
hauptſächlichſte Schwierigkeit für Preußen auf dem von ihm feit 1866 
betretenen Wege und fomit den beften Bundesgenoſſen Frankreichs ; 
aber ebenjo Mar erfannte er aud, daß jener Bundesgenoſſe für 
Frankreich nur fo lange einer fei, als feine „franzöfifhe ben 
Nationalſtolz verletende Einmengung Deutſchland Preußen völlig in 
die Arne treibe”. Das Budget ſelbſt wurbe ohne große Schwierig: 
feiten genehmigt und die Seflion am 26. April geihloffen. Schon 
am folgenden Tage erging das Decret, das bie Nation auf ben 
23. Mai zur Neuwahl bes gefebgebenden Körpers berief. Die Agi: 
tationen bafür waren fchon vorher fehr lebhaft geweſen und fteiger: 
ten fi jeßt, zumal in Paris und mit der am 2. Mai beginnenden 
freien Wahlverfammlungszeit. Die Haltung ber Regierung bezüglich 
ber Wahlen blieb biefelbe wie bisher. Wo ein ber Dynaſtie nicht 
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völlig ergebener Canbibat auftrat, wurde ein officieller aufgeftellt Srant- 
und diefer mit allen erlaubten und unerlaubten Mitteln, felbft die wid. 
fcandaldfeften nit ausgenommen, unterftübt. Aber bie Regie: 
rung erreichte ihren Zweck dießmal doch nur halb. Dank dem von 
ihr ausgeübten Drude wurde ihr Candidat zwar vielfadh und fogar 
meiftens gewählt, jeboch nicht, ohne daß er den Wählern vorher jehr 
entichiebene, der Regierung ganz und gar nicht genehme liberale 
Aufagen oder Verſprechungen gemadt hatte. Nur in foweit konnte 
die Regierung beruhigt fein, baß ihr Kandidat menigftens nicht anti: 
dynaſtiſch oder gar republilaniih gefinnt, fondern ver’ Taijer- 
lihen Doynaftie ergeben war. Im Ganzen alfo beitanb bie ‚große 
Maivrität des am 23. Mat ausgewählten geſetzgebenden Körpers 
aus entſchiedenen Anhängern des Kaiſerreichs. Wenn man inbeß bie 
abgegebenen Stimmen zuſammen zählte, jo ergaben ſich bod nur 
4,467,720 Stimmen für die Negierung und. bagegen 3,258,777 
für die Oppofition. Die Regierung hatte demnach gegen die Wahlen 
von 1863 nicht weniger als 1 Million Stimmen verloren, die Op: 
pofition beren 1,400,000 gewonnen. Dazu kam, baß ber Impe⸗ 
rialismus in ben drei größten Städten, Baris, Lyon und Marfeille, 
eine totale Niederlage erlitten hatte und auch in ber Mehrzahl ver 
übrigen größeren Stäbte. unterlegen war. Die gebildeten Claſſen 
ſchienen fih fomit überwiegend vom Imperialismus abgewendet zu 
haben und biejer ſchien ſich nur mehr auf das ziemlich millenlofe 
Landvolk zu ſtützen. In Paris namentlih war bie Regierung. mit 
ihrem Candidaten Olivier, ben ber Kaiſer aufs lebhafteſte hatte 
unterftügen laſſen, jämmerlih burchgefallen. Das Gejanumtrefultat 
war in der That geeignet, den Kaiſer jehr nachdenklich zu machen, 
zumal man nicht wiflen Tonnte, welde Haltung die Verfanmlung, 
einen nicht unerheblichen Theil ſelbſt derjenigen Abgeorbneten inbes 
griffen, bie ihre Wahl der Regierung verdankten, annehmen würde, 
wenn fie erft bei einander und. ben Drude ber fi in ber Haupt: 
ſtadt concentrirenden öffentlichen Meinung des Landes ausgeſetzt 
wäre. Jedermann fühlte, daß das Kaiſerreich ſich in einer Krifis 
befinde und bevor. fie durchgemacht war, Tonnte ber Kaifer nicht 
wohl baran benfen, ſich in einen Krieg mit Preußen einzulaffen, 
zumal ohne einen greignelen. und Hinreidend mächtigen Bundes⸗ 
genoſſen. 
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Deſter⸗ Wenigſtens von Oeſterreich, auf das er hiefür ſeit 1867 ſeine 

“iR Augen geworfen, hatte er zunächſt wenig ober nichts zu erwarten. 
Befand fih Frankreich um bie Mitte des Jahres 1869 bereits in 
einer ziemlich ernſten inneren Krifis, fo trieb fichtlich auch Oeſterreich 
einer ſolchen zu unb gwar einer überaus gefährlichen. 

Das Jahr 1868 wird für Defterreich ein [ehr denkwürdiges 
bleiben, inbem es in biefem Jahre mit ber vielleicht fchlimmften fei- 
ner Trabitionen, dem Verbältniffe zu Rom, entſchieden brach und 
ohne Rückſicht anf bie Proteftationen der Curie das Concorbat 
wenigftens durchbrach. Und wie man auch ſonſt über die Wirkſamkeit 
be8 Grafen Beuft in und für Defterreih benfen mag, um jenen 
entfcheidenden Schritt hat er ficher nicht wegzuläugnenbe weſentliche 
Berdienfte. Hatte er doch in feiner früheren beutfhen Stellung 
außerhalb Oeſterreichs hinreichende Gelegenheit gehabt, ſich davon zu 
überzeugen, baß kaum etwas mehr als bieje Seite der öfterreichiichen 
Staatstunft, die allen Bebürfnifien und Forberuugen des modernen 
Staatslebens gerabezu ins Geſicht fchlug, ihre in ihrer beutfchen 
Politit als ein furchtbares Echwergewiht an ben Füßen hing und 
Deiterreihh von der ganzen geiftigen Entwidelung Deutſchlands aus⸗ 
Ihloß, noch bevor es durch das Jahr 1866 auch aus der politiichen 
Verbindung mit Deutichland hinausgebrängt wurde. Der entfdhei 
dende Schritt in biefer Richtung war im Jahre 1868 allerdings 
erfolgt. Weitere Confequenzen wurben inbeß nicht ober doch ner 
in untergeordneten Fragen gezogen, wie 3. DB. als ber Bifchef 
Rudigier von Linz am 5. Juni dem weltlichen Gerichte trob alles 
Widerſtrebens und aller. Brotefte mit Gewalt vorgeführt, ober als 
bei Gelegenheit des Falls ber Barbara Ubryhk menigftens der Grund: 
fa ausgeſprochen wurbe, baß der weltliche Arm ben geiltlihen 
Oberen, feien es nun Bifchöfe oder Kloftervorftände, nicht Länger zu 
Züdhtigung. ihrer Untergebenen, ‘Prieftern, Mönchen oder Nonnen, zur 
Gebote ftehen dürfe und daß dieſe einer gegen fie ausgefprochenen 
geiftlihen Strafe nur freiwillig ſich unterzögen. Tiefer greifenbe 
Maßregeln wurben nicht gefaßt, von der Regierung offenbar forgfam 
vermieden. Es war, wie wenn das fog. Bürgerminifterium Giskra⸗ 
Herbft feine Kraft in- jenen großen Schritten erfchöpft hätte und 
wie wenn ber Neichsrath damit im Grunde einverftanden wäre. Die 
formelle Aufhebung bes Concordats, foweit es no immer zu Hecht 
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beſtand, und bie Einführung ber obligatoriſchen Civilehe, wurden Dre 
zwar in dem dafür niebergefeßten confeflionellen Ausſchuſſe ventilirt, ‚Na. 
gelangten aber nicht zur Berathung und Beſchlußfaſſung bes Reichs⸗ 
raths. Diefer war inzwifchen fchon in den eriten Tagen des Januars 
wieber zufantmengetreten. Von feinen Befchlüffen verdient jedoch kaum 
mehr hervorgehoben zu werden, als bie enbliche Zuftimmung bes Herren: 
baufes zu dem ſchon Tange vorher vom Abgeorbnetenhaufe berathenen 
und beichloffenen Gefete bez. Einführung ber Schwurgeridhte für 
politiſche und Preßprozeſſe und die Vervollftändigung bes im Bor- 
jahre beichloffenen Wehrgefeßes durch ein Gefeb bez. ber Organi⸗ 
firung ber Landwehr auch für die fog. cisleithaniſche Reichshälfte. 
Bei biefer Gelegenheit verſuchten die füberaliftiichen Tractionen bes 
Reichsraths, die Polen Galiziens namentlih, wenigftens bier ein 
füderaliftifches Moment zur Geltung zu bringen, unterlagen aber 
am 16. März, doch nur mit 59 gegen 8i Stimmen, mit ihrem 
Antrage. Dagegen unterlagen die Polen vorerft nicht mit ber im 
Herbfte 1868 vom Landtage Galiziens befchloffenen Reſolution, 
welche für biefes Kronland eine Autonomie verlangte, wie fie mit 
ber beftehenden Verfaſſung abfolut unverträglih war und nur in 
ber erceptionellen Stellung Croatiens zu Ungarn ein Analogon ges 
habt hätte. Kaum war ber Reichsrath wieder beifammen, jo bean- 
tragten die Polen, er möge bie Regierung auffordern, die galizifche 
Nefolution ihm zu verfaffungsmäßiger Behandlung vorzulegen. Die 
Trage war für Defterreih gerabezu - von enticheidender Bedeu⸗ 
tung. Die Polen ftanden ja mit ihrer Forderung einer Sonder: 
ſtellung nicht allein. Die Tyroler begehrten für ihre Glaubens: 
einbeit bafjelbe, die Slovenen träumten nachgerade ernitlih von 
einem Königreih Siovenien und vollends die Czechen beharrten auf 
der Wieberheritellung der czechiſchen Krone mit Mähren und Schle⸗ 
fien und der Forderung einer Unabhängigkeit für dieſelbe, wie fie feit dem 
Ausgleich; von 1867 die ungarifche genoß. Und babei handelte es fich für 
alle diefe Nationalitäten nicht etwa um Sicherung ihrer nationalen 
Sprachen und Eigenthümlichleiten, Die nicht nur nicht gefährbet waren, fon- 
bern denen gerade bie neue Verfaſſung hen weitelten Spielraum geöffnet 
und bie bünbigften Garantien ertheilt hatte. Die Polen verlangten viel: 
mehr bie Herrſchaft über die in ihrem Lande wohnenden, ihnen an Zahl 
minbeftens gleichftehenden Ruthenen, bie Czechen die Herrichaft über 
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Defter- die Deutfchböhmen, bie Slovenen endlich konnten ihr Ziel nicht er: 
wi zeichen, ohne daß mehr als Ein Kronland hätte zerriffen werben 


müſſen. Defterreih wäre jebenfalls gänzlich umgeftaltet worden und 


es fragte ſich fehr, ob e8 nach all den ewigen Verſuchen feit zwan⸗ 
zig Jahren eine foldhe Umgeftaltung noch ertrage, ohne darüber zu 
Orunde zu gehen. Die Deutfhen Defterreihs hatten babei jeben- 
fals gar nichts zu gewinnen unb nur zu verlieren Da num fie 
3. 3. noch bie Majorität im Neichsrathe beſaßen und auch das 
Minifterium fo zu fagen ausjchließlih aus ihren Reihen hervor: 
gegangen war, fo hätte man erwarten bürfen, daß Regierung und 
Reichsrath fi bie Hänbe geben würden, um das Begehren ber 
Polen gleich von vornherein rund und zwar ein für alle Mal ab: 
zulehnen: Beide hatten bie Kraft und Entichloffenheit dazu nicht. 
Um den Czechen und ihren noch viel weiter gehenden Anfprüchen 
widerftehen zu können, und um nicht aud no ben Polen Anlap 
zum Austritt aus bem Reichsrath zu geben, war bie deutſche Maje: 
rität geneigt, den letzteren ausnahmsweiſe und nur ihnen Conceſſionen 
zu machen. Unter einigen Vorbehalten erklärte fi die Regierung 
bereit, die galiziihe Refolution zunächſt wenigftens einem Ausſchuſſe 
bes Abgeordnetenhauſes behufs weiterer Anträge an dieſes vorzu⸗ 
legen und darauf ging die Mehrheit des Haujes ein. So wurde 
benn die Refolution einem Ausſchuſſe überantwortet und von biefem ein: 
läßlich behandelt. Zu einer Berftändigung kam es freilich nicht; 
die Anfichten gingen von Anfang an und fortwährend weit. ausein- 


ander und am Ende fam der Schluß bes: Reichsraths, jo daß eine 


Behandlung [Hließlih von ber Tagesordnung abgejegt und auf eine 
folgende Seflion verſchoben werden mußte. Genug aber, die Berfaflung 


mar in Frage geftellt und biefe Thatſache allein genügte, um ben 


Czechen, Slovenen ꝛc. ꝛc. neue Hoffnungen zu geben, weiter an ber 


Berfaffung zu rütteln, bie es ihnen enblich -gelingen würbe, fie. zu 
‚Falle zu bringen und Defterreih nady ihren Wünſchen neu zu con- 


ſtruiren. Die Deutfchen, denen der Ausgleich mit. Ungarn diefelbe 
Stellung dieſſeits der Leitha zugedacht hatte, mie den Magyaren 
jenfeits, hatten offenbar das Heft. bereits nicht mehr in ben 
Händen, wenn fie e8 überhaupt jemals. wirflih in denjelben 
gehabt Hatten. Ebenſo ſchwach zeigten fi die Regierung und 
bie Majorität des Reichsraths in einer andern gewillermaßen 
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verwandten Frage. Auch der Landtag von Nieberöfterreich hatte im Deter- 
Borjahre feine Refolution gefaßt, dahin gehend, der Reichsrath möchte en 
in Zukunft nit mehr von den: Landtagen befdhidt werben und ſo 
im Wahrheit nur eine Verſammlung von Landtagsausfhüffen bilden, 
fonbern aus birecten Wahlen ber Benölferungen hervorgehen. Man 
fieht, die bee war im Grunde eine der Idee ber Polen geradezu 
entgegengefeßte: wenn biefe darauf hHinzielte, ben Reichsrath zu 
ſchwächen, fo beabfichtigte jene, ihn vielmehr zu ftärken und von ben 
Landtagen völlig unabhängig zu machen. Der Antrag war feither 
ziemlich unbeachtet geblieben. Bon dem Erfolge ber Polen ermuthigt 
dachten aber nunmehr die nieberöfterreidhifchen Abgeordneten, ihn 
ihrerfeits gleichfalls einzubringen, unterliegen es jedoch wieder, als 
bie Regierung ihnen erflärte, daß fie ihn felber aufzunehmen beab⸗ 
fihtige. Aber die Regierung hatte audy dazu den Muth fchließlich 
nicht und ließ den Gebanfen wenigftens vorerft fallen, zumal da er 
in ihrem eigenen Schooße fofort auf Widerſpruch geftoßen zu fein 
f&eint. Am 15. Mai wurde bie Seflion bed Reichsraths durch 
eine Thronrede des Kaiſers geſchloſſen und Furze Zeit darauf traten 
die beiden Delegationen, bießmal in Wien, zufammen. Sowohl bie 
auswärtige Politit des Reichs an der Hand des ihnen vom Grafen 
Beuſt vorgelegten Rothbuchs als das Budget auf Grund ber Anträge 
bes Neichsminifteriums wurden von ihnen einer fehr einläßlichen 
Beratbung unterzogen, namentlich auch das Militärbubget. Schließlich 
wurde aber auch dieſes ohne allzu weſentliche Abſtriche mit ber 
Negierung vereinbart. Zum Schluß erfolgte indeß noch ein Vor: 
gang, ber auf bie öſterreichiſchen Zuſtände ein überaus bezeichnendes 
Licht wirft. Beide Delegationen hatten ſich unter einander über 
alle Punkte des Budgets verftändigt, indem bald bie eine, bald bie 
andere nachgab; nur über zwei, nicht gerabe jehr wefentlihe Punkte 
war bieß nicht möglich geweſen. Es mußte aljo verfaffungsmäßig 
barüber in einer gemeinjamen Sitzung abgeftimmt werben. Unb da⸗ 
bei fiegten denn bie Ungarn, indem ihre DVertreter alle ohne eine 
einzige Ausnahme wie ein Dann flimmten, von ben Dejterreichern 
dagegen ein Theil, bie Beichlüffe ber eigenen Delegation ‘Preis 
gebend, zu ben Ungarn überging und bamit biefen ben Eieg ber: 
ſchaffte. In ber That, es fehlt nur, daß ber Kaifer einen Ungarn 
zum Staatskanzler ernenne, was ja jeben Nugenblid möglich ift, um 
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den Rath des Grafen Bismarck zu einer Wahrheit zu machen und 
das Schwergewicht des Reichs unzweifelhaft und definitiv von Wien 
nah Ofen zu verlegen, mit anderen Worten, vom deutſchen Elemente 
bes vielglieberigen Reihe auf Das magyariiche zus übertragen. Unb 
wenn man bebenft, welches Gewicht in ber Hofburg zu Wien auf 
bie Machtſtellung bes Reiche, das alte Anfchen und ben alten 
Einfluß des Kaiſers auf die europäifchen Dinge, ſelbſt auf Koften 
ber inneren ‚Entwidelung und ber inneren Wohlfahrt und Be 
friebigung bes Volles, gelegt wird, und daß ber ungariſchen Ariſto⸗ 
kratie unläugbar ein Verſtändniß für die auswärtige Politik und 
eine Gewanbtheit in ber Behandlung, in ber Einleitung und Durch⸗ 
führung politiſcher Machtfragen eigen ift, wie fie ein vorwiegend 
bürgerliche beutjches Miniſterium weber beſitzt noch beanſprucht, 
ſo läßt ſich kaum verkennen, daß die Gefahr für Weſtöſterreich 
näher liegt, als man in Wien zu befürchten ſcheint. Die Verhand⸗ 
lungen mit den ausſchließlich den ariſtokratiſchen Kreiſen angehörigen 
ungariſchen Staatsmännern iſt zudem leichter und angenehmer und 
der Gegenſatz zu Preußen⸗Deutſchland, in dem man ſich ſeit 1866 
nicht nur in der Hofburg und nicht nur im Reichséminiſterium, 
nit nur in ben immer noch mädhtigen feubalen und clericalen Streifen, 
fondern zum eigenen Nachtheil Oeſterreichs und zumal bes beutichen 
Elements besjelben fogar von Seite ber einflußreichſten Organe ber 
Wiener Preſſe fortwährend gefällt, ift ganz geeignet, jelbit ben kühnſten 
Wünſchen und Plänen ber Magyaren in bie Hände zu arbeiten, 
die Stellung, die fie durch ben Ausgleich bereits gewonnen haben, 
zu befeitigen und zu vorfichtigem aber entſchiedenem Vorgehen auf 
ber betretenen Bahn gerabezu zu ermuntern. 

Dieß war im Wefentlichen bie Lage der drei Hauptmächte bes 
Continents, auf denen die Erhaltung oder die Störung bes Friedens 
berubte, ‚bis zur Mitte des Jahres. Preußen und fein leitender 
Staatsmann gingen ben einen zu ſchnell, ben anderen zu langfam 
vorwärts, aber fie gingen unläugbar vorwärts und wenn Preußen 
feinerjeit8 „Peinen Fehler machte”, wovor es fich ſichtlich hütete, fo 
fonnte e8 in ber That ganz ruhig bie Vollendung bes nationalen 
deutſchen Werkes abwarten, wenn es auch allerdings ungewiß blieb, ob 
fie in näherer ober vielleicht in noch ziemlich entfernter Zeit erfolge, 
da es zugleich und zwar weſentlich auch von nicht zu berechnenben 
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Zwiſchenfällen ver inneren und ſelbſtverſtändlich noch mehr ber aus- Preuben. 
wöärtigen Politik abhing. Um indeß für alle Fälle bereit zu fein, 
verfolgte bie preußifche Negierung mit unermüdlichem Eifer bie 
immer weitere Ausbilbung ber norddeuniſchen Streitfräfte, ohne Davon 
viel. Lärm zu machen, aber auch ohne fi darin durch irgend welche 
Oppoſition oder durch irgend welche Bedenken, ſo begründet fie auch 
in anderer Beziehung ſein mochten, beirren zu laſſen. Wenn auch 
Preußen fi ſeinerſeits wie geſagt wohl hütete, irgend einen Fehler 
zu machen, ſo hing die Erhaltung des Friedens und der weiteren 
friedlichen Entwickelung nicht allein von ihm ab, ſondern eben ſo 
ſehr von derjenigen anderer Mächte, namentlich Frankreichs und dabon, 
ob auch dieſes „keinen Fehler mehr machen würde“. Zunächſt 
ſchien das in der That nicht der Fall zu fein. Das franzöſiſche Gouver- 
nement fchien nachgerade davon durchdrungen zu jein, daß es in 
Preußen einer Macht gegenüberfiche, die ihm militäriſch wie diplo⸗ 
matifch vielleicht völlig gewachſen fein könnte und das franzöfliche 
Bolt. ſchien zunächſt wenigfiens ganz überwiegend mit Fragen jeiner 
innern Zuftände befehäftigt und nicht geneigt zu fein, ſich von ber 
Löſung diefer Fragen dur auswärtige Verwidelungen abziehen zu. 
laſſen. Und Defterreich befand ſich in einer gang ähnlichen Lage. 
Ohne fih thörichten Illuſionen binzugeben, konnte Frankreich un⸗ 
möglich hoffen, dasſelbe in einen Krieg gegen Preußen hineinzuziehn, 
der nach ganz allgemeiner Anſchauung nicht bloß die Macht, ſondern 
geradezu die Exiſtenz Oeſterreichs in Frage ſtellen mußte. 

Auch andere internationale Fragen, die während der erſten 
Hälfte des Jahres und ſpäter auftauchten, wurden ohne allzu große 
Schwierigkeiten erledigt. Zunäãchſt war das bezüglich der orientali-Briegen- 
ſchen Frage der Fall, die durch bie türkiſch-griechiſche Differenz zu lerd. 
Ende des Jahres 18683 angeregt worben war. Die Großmächte 
traten am 9. Januar zu einer Gonferenz in Paris zuſammen und, 
einigten fih ziemlih ſchnell (17. Januar) — auch Rußland bot 
dazu troß ber geheimen Unterftügung, die es bisher ben griechiichen 
Gelüften und den griechiichen Umtrieben gegen bie Pforte hatte zu 
Theil werben Taflen, die Hand — zu einer Declaration, ber fi 
Griechenland gern oder ungern, fügen mußte, da es weder bie mili- 
tärifhen Streitkräfte noch bie finanziellen. Mittel befaß, allein ben 
ofienen Kampf mit ber ihm werigſtens weit überlegenen Macht ber 
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Griechen⸗ Tüͤrkei zu wagen, deren Armee unter dem alten Omer Paſcha an 
land. der Grenze in Theſſalien bereit ſtand und nur freie Hand von 
Seite Europas erwartete, um durch einen kurzen Marſch auf Athen, 
dem kaum nennenswerthe Hinderniſſe im Wege ſtehen konnten, ſich 
ſelber Recht und Geuugthuung zu verſchaffen und die Griechen zum 
Bewußtſein des Maßes ihrer wirklichen Kräfte zu bringen. Der 
Rücktritt des revolutionären und verlogenen Miniſteriums Bulgaris 
erſparte Griechenland dieſes demüthigende Reſultat. Mit Zaimis 
kamen am 6. Februar endlich einmal, wie es ſcheint, ehrliche Männer 
und denen es um das Wohl des Landes, nicht bloß um die Inter⸗ 
effen ihrer Faction zu thun tft, in bie Regierung; aber ſie vermögen 
Zürtei, fich offenbar nur mit Mühe am Ruder zu erhalten. Für bie Pforte 
war die vollftändige Wieberunterwerfung Gandias und. biefe ſchließ⸗ 
lihe Demüthigung Griechenlands, die fih faft unmittelbar an ben 
Sturz bes renolutionären Dinifteriums Bratiano in Rumänien an- 
ſchloß, immerhin ein bebeutjamer Erfolg, ber ihr Muth machte, nun⸗ 
mehr auch gegen den DBicelönig von Aegypten, den mädhtigiten ihrer 
Bafallen, ber unter dem Scheine vollftommenfter Loyalität gleichfalls 
nah immer größerer Selbſtändigkeit ftrebte, energiſch vorzugehen. 
Den Anlaß dazu bot ihr ber Schebive felbft. Im Herbfte follte 
das große Wert des GSuezcanald vollendet werben und biejes für 
Europa jo eminent bebeutungsvolle Creigniß benutzte ber Bicefönig 
zu einer Runbreife an bie Höfe ber Großmächte, um beren Herrſcher 
birect und ohne Dermittlung ſeines Suzerains zu ben von ihm 
beabfichtigten großen Yeierlichleiten einzuladen und zugleich verſchiedene 
Unterbandlungen zu betreiben, bie geeignet wären, Aegypten mehr 
und mehr unabhängig vom ‚Sultan unter die birecte Obhut der 
europäifchen. Großmächte zu ftelen. Die Pforte proteftirte gegen 
die eigenmädhtigen Schritte bes Vicekönigs und ftellte nun überbieß 
eine ganze Reihe von Forderungen an ben Bicefönig bezüglich bes 
jährligen Budgets des Landes, ſowie allfälliger weiterer Anlehen, 
für welche fie die Genehmigung bes Sultans verlangte, und bezüg- 
ih der ägyptiſchen Armee und Ylotte, die fie ſehr bebeutenb re- 
duzirt wiflen wollte. Der Sultan Fünbigte fogar feine Abſicht an, 
zur Eröffnung bes Suezcanals felber nach Aegypten zu geben unb 
biefelbe unter feinen, als bes. eigentlichen Lanbesheren Auſpizien 
vornehmen zu laffen,. wodurch ber Khedive in ben Augen: feiner 
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Untertanen allerdings ftarf in ben: Hintergrund geſtellt. worden ware. Türkei, 
Diefe letztere Demüthigung erfparte ihm bie europäifche Dipfomatie; 
der. Sultan verziätete ſchließlich auf feinen Plan und begnügte fi 
damit, daß bie Kalferin ber Franzoſen, der Kaljer von Oeſterreich 
und der Kronprinz von Preußen ihm zuerſt ihren Beſuch in Kons 
ſtantinopel abftatteten,. bevor. fie nad) Kairo zur Eröffnung des Suez⸗ 
canals gingen. Dagegen bezüglih der übrigen orberungen ber 
Pforte gelang es dem Vieekönig nicht, auszumeichen und jene mit 
ben gewohnten Mitteln zu beſchwichtigen. Diefelbe beharrte dießmal 
feft und es blieb dem SChebive nichts übrig, als -menigftens zum. 
Scheine vollftändig nachzugeben. In den thatfählihen Zuftänben 
des Landes wie in feinem wirklichen Verhältniſſe zur Pforte bürfte 
indeß troßbem für dieſe nicht allzuviel erreicht fein, nur baß ber 
Vicelönig wenigſtens zunächſt zu größerer Vorſicht in feinen Bes 
ftrebungen genöthigt jein wird. — Noch weniger gefährlich erfchien Däne- 
es, daß bie preußifch-bänifche Streitfrage wegen Norbfchleswige und ark. 
der Beſtimmung bes Prager Friedens auch während des Jahres 1869 
zu feinem Abſchluß gelangte und auch fernerhin in der Schwebe 
blieb. Bon Kopenhagen. aus gebebt und unterſtützt febten die 
däniſch gefinnten Nordfchleswiger ihre Umtriebe ‚fort und der König 
von Dänemark ‘ergriff wieberholt die Gelegenheit, bie endliche 
MWiebervereinigung -des Landes mit Dänemark feinem Volle in nahe 
Ausfiht zu ftelen. Preußen beharrte darauf, daß von einer Ab: 
tretung Düppels und ber Infel Alſen ſchon aus ftrategiihen Gründen 
gar Feine Rede fein könne und daß die Abtretung eines -größeren 
oder Fleineren Theile auch des Reſtes von Norbichleswig von ge: 
wiſſen Zugeſtändniſſen bezüglich der zerftreuten. beutfchen Elemente 
besjelben und von der Haltung Dänemarks überhaupt abhänge. So 
lange Dänemark, Regierung und Vol, offenbar und fo: zu ſagen 
eingeftandener Maßen nur darauf: warten, .. daß Frankreich über 
Preußen berfalle und. diefen Moment in jeber Weife herbeizuführen 
bemüht ift, um dann auch -feinerfeits ben „Krieg zu Rande ivieber 
aufzunehmen und den Franzofen. und ihrer überlegenen Flotte einen 
überaus. ertwünjäten Stützpunkt zu Operationen gegen bie beutichen 
Küften der Oft: und Nordſee zu bieten, fcheint Preußen wenig Luft 
zu haben, den Wünſchen der Dimen. entgegen zu kommen und ben 
ihm buch Frankreich aufgezwungenen Beftimmungen, bed Prager 
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Friedens gerecht zu werben. Eine Erledigung ber Streitfrage wäre 
allerdings im Sinterefie des europäiſchen Friedens wünſchbar unb 
bürfte aud in einer für beide Theile billigen und befriebigenben 
Weiſe nicht allzufchiwierig fein, .[obald Dänemark fi) ben realen 
Verhältniſſen der europäifchen Machiſtellungen anbequemt und auf 
eine Politik verzichtet, zu ber ihm bie inwere und äußere Kraft fehlt 
unb durch beren weitere Verfolgemg es leicht ganz Sütland, das 
von Kopenhagen aus überhaupt ziemlich ftiefwütterlid behandelt 
wird, gefährden könnte. — Biel bedeutfamer ohne Zweifel als bie 
preußiſch-däniſche war bie belgiich-franzöfifche Differenz, die zu An: 
fang bes Jahres 1869 plößlih auftaudhte und einen Nugenblid 
ben Frieden Europas ernftlih zu gefährben brobte. 

Schon unmittelbar nad hen Ereigniſſen des jahres 1866 
und ber Gründung bes norbbeutihen Bundes, die Europa ſofort 
bie Bildung eines neuen gemeinzbeutfchen Bundes von viel feiterem 
Gefüge, als der alte gemelen war, unb von ber. ſtarken Hand 
Preußens geleitet in Ausficht ftellte, hatte von einem Plane Frank⸗ 
reihe verlautet, Holland, Belgien und bie Schweiz burd eine Zoll: 
einigung nad) Art bes beutfchen Zollvereins mit fi in eine nähere 
Verbindung zu bringen, um auf dieſe Art bas „Gleichgewicht“ 
gegenüber Preußen, d. h. das Uebergewicht Frankreichs über Deutſch⸗ 
land zu erhalten. Der Gedanke hatte zunächſt wenig. Anklang ge⸗ 
funden und ward wieder vergeſſen, aber nur um alsbald neuerdings 
aufzutauchen. Es ſchien jedenfalls außer Zweifel, daß Frankreich 
mit derartigen Plänen umging, die möglicher Weiſe noch viel weiter 
gingen als auf eine bloße Zolleinigung, zumal bezüglich Belgiens. 
Hatte doc Frankreich eifrig das Gerücht ausgeſtreut, Graf Bismarck 
babe ihm ſchon in Biarritz vor und ſpäter nad 1866 wieder bie 
Preisgebung Belgiens angeboten, wenn es ihm bagegen Sübbeuiidh- 
land zu freier Verfügung überlaſſe. Ob unb was an der. Sache 
fei, Tieß fih nicht ergründen, da Bismard es für gut fand, über 
feine Unterbandkungen mit Frankreich in Biarritz unb nachher voll: 
ſtändiges Stillſchweigen zu beobadten. : Die Gegner Preußens umd 
Bismards in und außer Deutſchland ſchenkten den Ausftreuungen 
williges Gehör; anderen kamen fie bagegen als ſehr unwahr: 
ſcheinlich vor und als wenig; vereinbär mit bem Charakter und den 
hoben Zielen, bie ſich der beutide: Staatsmann geſtedt zu haben 
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ſchien. Jedenfalls machte fih in Preußen Feine Bartei, ja nicht ein: Belgien. 
mal eine vereinzelte Zeitungsſtimme geltend, bie geneigt geweſen 
wäre, den Gintritt Süddeutſchlands in: ben norbdeutfhen Bunb um 
ben Preis ber Selbſtändigkeit Belgiens zu erfaufen. Anbers bagegen 
in Frankreich, mo nicht nur eine förmliche Kriegepartei gegen Preußen 
mit dem Kriegsminifter Marſchall Niel an der Spitze beſtand und 
aus ihren. Beftrebungen gar Tein Hebl machte, fondern wo auch ein 
Theil der offiziöfen Regierungspreſſe non. Zeit zw Zeit offenbar mit 
Vorbedacht Händel mit Belgien juchte und ohne Umſchweif nad} einer 
gewiſſen Abhängigkeit Belgiens von Frankreich, unter Umfländen 
geradezu nach einer Einverleibung besjelben in Frankreich verlangte, 
natürlich biejelben Blätter, die. nicht aufhörten, bei jeber Gelegen⸗ 
heit Krokodilsthränen über die preußifchen Einverleibungen zu ver: 
gießen. Ende Januar. 1869 Tüftete fih endlich ein kleiner Zipfel 
jenes Schleiers. Die franzöfifhe Oſtbahn ſchloß nämlich. mit 
mehreren: halb bankerotten beigiihen Privateiſenbahngeſellſchaften 
Kaufverträge ab, bie ihr. einen unterbrochenen Chienenftrang durch 
ganz. Belgien und jelbft in Holland: hinein bis nad Rotterbam zu 
eigen geſichert hätten. Die politiihe Bebentung des Vorgangs für 
Luxemburg und Belgien konnte feinen Augenblid zweifelhaft fein 
und war fofort aller Welt Mar. Die belgiiche Regierung, ber bie 
bießfälligen Unterhandlungen nicht unbelonnt. waren, hatte beiden 
contrahirenden Theilen alsbald erklärt, daß fie einem derartigen Ver⸗ 
trage niemals ihre Genehmigung exiheilen würbe und als er bennody 
zum Abſchluß Fam, ‚brachte fie ohne Verzug bei ben eben ver: 
fammelten Kammern einen Geſetzesentwurf ein, der feine Ausführung 
unmöglich machte, Beide beeilten fi, ihn zu genehmigen. ber 
nun brach auch der Born ber imperialijtifchen Bariferprefle über.ben 
vereitelten Schachzug in Helle Flammen aus und gab ber franzditfchen 
Regierung Gelegenheit, die Sache in ihre eigenen. Hände zu nehmen. 
Belgien konnte. nit umbin, fi auf Unterhandlungen einzulafjen, 
aber feine Regierung, zumal ber ebenſo gewandte als zähe Miniiter- 
präfident Froͤre-Orban, beharrte baranf, daß fie wohl möglicher 
Weiſe allerlei Erleichterungen im -Eifenbahnbetrieb und für ben Ber: 
kehr zwiſchen beiden Ländern. im Intexeſſe beider zugeſtehen Tünne, 
niemals. aber, daß ein fremder Staat ober. eine fremde Geſellſchaft 
einen Theil Des belgiſchen Bahnſyſtems als Eigenthum erwerbe und 
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Belgien. unabhängig von ihr -befige unb benübe. Frere-Orban ging felber 
nach Paris und jeiner patriotijchen Feſtigkeit — unterſtützt von England, 
beilen Cabinet den engliſchen Trabitionen bezügfih Belgiens nicht 
untreu wurde, fowie von bem unabhängigen Theile der franzöſiſchen 
Preſſe, ber ſich ber beigifchen Unabhängigkeit annahm und ben Ge 
lüften ber kaiſerlichen Regierung und ber Tailerliden Preſſe mit 
Rückficht auf bie inneren Zuftände Frankreichs Teinen Beiftand Ieiften 
wollte, während ſich Preußen abſichtlich ganz bei Seite hielt — gelang 
es ſchließlich, Franfreih zu zwingen, von ben Oftbahnverträgen 
gänzlich Umgang zu nehmen und fi mit einem bloßen Betriebe: 
vertrage zu begnügen, ber Belgien in Feiner Weile zu nahe trat. 
Holland ging feinerfeits ſelbſt darauf nicht ein. Frankreich aber 
hatte durch bie ziemlich ungeſchickt geführte Angelegenheit nichts er: 
reicht, als daß das Mißtrauen Deutichlands in feine geheimen 
Plane verflärft war und daß jein- Preftige durch das Scheitern 
dieſes Verſuches neuerdings einigen Schaden litt, Weniger be 
friebigenb als biefe Wahrung der Gelbitändigleit Belgiens nah 
Außen waren feine ‚inneren Zuftände Der am 23. Januar er: 
folgte Tod des Kronprinzen war ein Schlag nit bloß für die 
Dynaftie, fondern auch für das Land, da jene zunädft nur mehr 
auf vier Augen ſtand. Was aber Belgiens innere Entwidelung 
bauptfächli hemmt und zurüdhält, tft bie Macht und ber Einfluß 
ber Tatholifchen Kirche und ber Fath, Partei. In ber Verfaſſung ift 
zwar bie Trennung zwilden Staat und Kirche ausgeſprochen; that: 
ſächlich jedoch beherrſcht die Kirche große ‚Gebiete, die heut zu Tage 
ganz. überwiegend nicht ihr, fondern dem Staate angehören follten, 
wie namentlih bas öffentliche Unterricätsmefen. Obgleich bie liberale 
Partei: ſchon jeit Jahren eine freilich nicht allgu große Majvrität in 
beiden Kammern befigt und das Minifterium ebenfo lange ihr an- 
gehört,. fo hatte fie: dach. nicht den Muth, Hierin entichieben vorzu⸗ 
gehen, bie Rechte und Pflichten des Staats in ihrem vollen Umfange in 
Anſpruch zu nehmen und bie Kirche auf ihr eigenes ‚Gebiet einzufchränfen. 

Es ift möglich, daß die liberale Partei dabei im erften Anlauf 
unterlegen und zunächſt wieder in bie Oppofition zurüdgebrängt 
worben wäre; aber felbft dieß wäre einer Fortſetzung bes bisherigen 
Schaukelſyſtems beider Parteien noch vorzuziehen geweſen. Der 
Kampf: der Parteien Träftigt in ber Regel das politifche Bewußtſein 





Heberfihht der Greigniſſe des Bahres 1889, Ä 525 


und fördert die Entwickelung; aber in Belgien iſt das nicht ber Belgien, 
Tal, weit Wind und Sonne nicht zwiſchen ‚den beiden. Parteien 
gleich .getheilt find, weßhalb bie liberale Partei, felbjt wenn fie am 
Ruder ift, nicht mehr vermag und fi bamit begnügen muß, wenigftens 
ein gewiſſes Gleichgewicht, und ſelbſt biefes mühſam genug, aufrecht 
zu erhalten und ihre Eriftenz zu behaupten. Wäre die Fatholifche 
Partei, 3. B. durch Einführung des allgemeinen Stimmredts, im 
Stande, das entjchiedene Uebergewicht zu erringen und zu behaupten, 
fo würde das Land vermuthlich fshnell auf die unterfte Stufe 
politifher Entwidelung. herab und in Zuftände verfinfen, wie.mir fie 
fonft nur im Kirchenſtaat zu beobachten Gelegenheit haben, trob 
feiner freifinnigen Verfaſſung. Ohne geiftige Treiheit entbehrt die 
politifche Freiheit ihrer natürlichen und darum unentbehrlichen Grund: 
lage. In eigenthümlicher Weile complizirt ſich damit die Trage ber 
nationalen Elemente, bes romaniſch⸗walloniſchen und bes germanijch: 
vlämiſchen. Au für fie ift in ber Verfaſſung bie Gleichberechtigung 
principiell ausgeiprochen, aber aud in biefer Beziehung iſt bie 
belgiſche Verfaſſung niemals zur Wahrheit geworben. Das vlämijche 
Element ift an Volkszahl bas ftärkere, aber trotzdem iftdas walloniſche im 
Staat nicht nur das überwiegende, fonbern geradezu das herrſchende. 
Das- ganze Staatsweſen Belgiens. erfcheint als ein rein franzöfiſches 
oder richtiger franzöſiſirtes. Das vlämifche Element fühlt fi mit 
Necht beeinträchtigt, zurüdgejeßt, faft nur wie geduldet. Die Frage 
wird in ben Kammern faft jedes Jahr bei dieſer ober jener Ge: 
legenheit berührt; im- Jahre 1869 führte fie zu mehrtägigen ein: 
läßlichen Debatten, aber im Weſentlichen ganz ohne Erfolg. Leider 
muß. zugeftanden werben, daß das vlämifihe Element, troß aller 
übrigens. jehr anerkennenswerthen literarifchen Bemühungen Einzelner 
ſowie mannigfaltiger Vereine und Geſellſchaften, in feiner geiſtigen 
Entwidelung dem franzöfien. entſchieden nachſteht; das politiſche 
Bewußtſein namentlich ſteht großentheils noch auf einer jehr niebrigen 
Stufe, und daher ift. e8 denn auch vorzugsweiſe bie vlämiſche Be⸗ 
völferung, auf welche, ſich ‚die Fatholifhe Partei. und die katholiſche 
Kirche in ihren unberehtigten Anfprüchen ftügen. Immerhin bilden 
biefe beiden Diomente, das Verhältniß des Staats zur Tatholilchen 
Kirche und das gegenfeitige Verhältniß ber beiden nationalen Ele⸗ 
mente der Bevölferungen, bie Schattenfeite Belgiens und ift in ihnen 
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Beigien. bet Grund zu ſuchen, warum Belgien für Europa lange nicht bie 
jenige Bebeutung bat, ‚die es haben könnte und haben ſollte. 

Säreiy. Unftreitig ift bie Schweiz, obgleich einer als Belgien, für 
Europa und die Entwidelung ber politiſchen und focialen Ideen 
viel wichtiger als Belgien. Bon einer Unfreiheit des Staats gegen: 
über ber Kirche ift in ber Schweiz, wenige Brudtheile ausgenommen, 
feine Rede und die verſchiedenen Nationalitäten leben bier in voll 
fommenfter Freiheit neben einanter. Frei ift denn auch in ber 
Schweiz bie Bewegung ber been, die politiihe und fociale Arbeit 
und zumal das Jahr 1869 war für bie Schweiz ein fehr bebeut: 
fames und feine Bedentung wirb mit ber Zeit weit über bie Grenzen 
des Meinen Landes hinausreihen. Durch den Sturz ber Regierung 
von Züri im Jahre 1868 erhielt das bisher in der Schweiz über: 
wiegenb berrfchende Repräſentativſyſtem den Tobesftoß. Sm Sabre 1869 
folgten Bern, Solothurn, Thurgau, Aargau zc. mit ber Einführung 
des vbligatorifchen NReferendums und der Volksinitiative in ihre 
Derfaffungen und errang bas Syſtem bivecter Volksherrſchaft de: 
finitin die Oberhand. Schon wurde in ber Preſſe, m Vereinen und 
Berfammlungen lebhaft bie Frage bebattirt, das Princip auch in 
bie Bunbeöverfaffung einzuführen Doc ſchien es zweifelhaft, ob 
eine Bundesrevifion in der Bunbesverfammlung und jpäter in ber 
allgemeinen Abftimmung des Volles’ durchzuſetzen fein würde. Ziemlich 
gegen Erwartung gelang es indeß nach vor dem Schluß des Jahres 
eine Meajorität in beiden Räthen zu Stande zu bringen, welche ſich 
grunbfäglih für eine Reviſion ber Bunbesverfaflung ausfprach und 
ben Bunbesrath beauftragte, in ber nächſten Seſſion barüber An: 
träge einzubringen. Ob fi inzwiſchen bas Princip des Referenbums 
auch nur in ben Santonen bewähren wird, fteht allerdings bahin. Das 
Schweizervolk fcheint aber in der Chat politifh entwidelt und gebildet 
genug zu fein auch bazu: bie erften Verſuche, die noch im Laufe bes 
Jahres 1869 gemacht wurben, fielen vollſtändig befriedigend aus. Bon 
viel meiter tragender Bebeutung noch als biefe politiſchen Reformen 
Könnten ſich indeß möglicher Weiſe bie finanziellen Grundſätze erweiſen, 
die mit der neuen Ordnung der Dinge zunächſt in Zürich zur 
Geltung kamen. Schon ſeit längerer Zeit war dort die Salzabgabe 
im Grunde die einzige indirecte Steuer. Wiederholt herabgeſetzt, 
ſcheint auch ſie ſchließlich auf ein Minimum reduzirt und faſt nur mehr 
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eine nominelle zu fein. Das ganze Staatsfinanzwelen beruht nun: Sameh. 
mehr fo zu jagen ausichlieglic auf directen Steuern, der Gewerbe: 
und ber Vermögensfteuer. Doch ſchien auch das noch nicht genug 

zu fein. In Folge ber neueiten Ummälzung wurde die vollſtändige 
Unentgeltlicleit des Volksunterrichts ausgefprodden und zugleich bie 
Ausrüftung der Milizen, die bisher den Pflichtigen felber oblag, 
dem Staate aufgebürbet. Der dadurch entſtehende Ausfall der 
Staatsfinanzen fol durch eine Erbidaftsiteuer und durch bie Ein: 
führung ber Progreflion in bie Vermögensſteuer gedeckt werben. 
Mit andern Morten, bie Laft bes Staates ſoll ganz überwiegend 
auf die befibenden Klaſſen gemwälzt werben. Ob und wie biejes 
Prineip wird durchgeführt werben und namentlih ob bie zunächſt 
aus ber Umwälzung bervorgegangene Regierung im Stande jein 
werde, dasſelbe mit Maß und mit ber unumgänglich erforderlichen 
Schonung burdzuführen, wirb nicht ganz ohne Grund vielfach be: 
zweifelt und kann erſt der Erfolg zeigen. Volkswirthſchaftlich ift 
basjelbe ohne Zweifel volllommen rationell und — das einzige Meittel, 

ben Ausjchreitungen und ben verſchrobenen Ideen und Beſtrebungen, 
des Socialismus entgegen zu treten unb ihn zu überwinden. Diele Sociati- 
Beftrebungen traten auch im Jahre 1869 mehrfach in pragnanterſc 
Weiſe zu Tage. Wenn dieſelben, wie bei ber Verſammlung ber „m. 
internationalen Arbeiteraffociation in Bafel, dahin gehen, das Grund⸗ 
eigenthum völlig abzufchaffen und das Erbrecht wenigftens in Trage 

zu ftellen, ober, wie mehrfach, bie tägliche Arbeitszeit auf 11, 10 
oder gar nur 8 Stunden beſchränken zu wollen, bie Stüdarbeit an- 
zugreifen und damit für ben weniger geſchickten und faulen Arbeiter 
denſelben Lohn zu verlangen wie für den geſchickteren und fleißigen, 
endlich Frauensperfonen wie Kinder von ber Arbeit ganz ausfchließen, 
bauptfählih doch nur um bie Concurrenz auf bem Arbeitsmarfte 

zu vermindern, fo ſchlagen fie damit allen gefunden Principien ber 
Volkswirthſchaft ins Geſicht und ftellen fi auf einen Voden, auf 
dem fie zwar große Verwirrungen und heftige Zudungen, nimmer: 
mehr aber Erfolge von irgend welcher Dauer erreihen Tönnen. 
Was die fog. arbeitende Klaſſe zu verlangen berechtigt ift, war in 
erſter Linie bie Befeitigung aller bisherigen Hemmniffe, ihre Arbeits: 
kraft nach eigenem Belieben und nad eigenem Ermefjen, mohin 
namentlich auch das freilich gefährliche Recht Strike zu machen 
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Seciati- unbedingt gehört, zu verwerthen. Dieß hat fie im Laufe des lebten 


ſtiſche 
Beſtre⸗ 


bungen. 


Jahrzehnts ſo ziemlich überall erreicht und iſt man überall bemüht, 
auch die letzten Conſequenzen daraus zu ihren Gunſten zu ziehen. 
Wenn fie dagegen weiter geht und ſich unter eigennũtzigen oder verſchrobenen 
Führern bemüht, auch bie unabänberlicden, in der Notur der Dinge 
liegenden und von ber Wiſſenſchaft anerfannten und immer neu be 
fejtigten Gejeße der Erzeugung und Vertheilung ber Arbeitsproduce 
über ben Saufen zu werfen und burch felbft gemachte Utopien aller 
Art zu erfeßen, fo muß und wird fie barin fcheitern und den Kopf 
an ber Gewalt der Dinge möglicher Weiſe blutig einrennen, Was 
fie über jene Errungenſchaften mit Recht noch verlangen Tann, ilt 
eine allmälige Herabſetzung unb endliche Abſchaffung aller inbirecten 
Steuern, die allerdings auf den wenig ober nichts beſitzenden Klaſ⸗ 
fen viel ſchwerer laſten als auf. den befitenben, und ferner weitere 
Entlaftungen bezüglich Schulgeld, Militärlaft u. dgl, wie eben in 
der Schweiz dießfalls Verſuche gemacht werben, Alles derartige geht 
aber im Grunde nur dahin und kann nicht weiter gehen als Sonne 
yub Wind bei dem Bemühen, fi durchs Leben hindurchzuarbeiten, 
zwilchen ben jog. arbeitenden und ben befikenden Klaſſen gerechter 
und billiger, als es bisher der Fall war, zu theilen und jenen bie 
Möglichkeit, fi emporzuarbeiten, immer freier zu machen. Das it 
allerdings gerecht und billig; alles was darüber hinausgeht, ift aus 
dem Böfen und kann und wird nicht erreicht werben, Fleiß und 
Sparfamfeit waren jeberzeit bie einzigen Mittel, e8 von Nichts oder 
doch von Wenigem zu Etwas zu bringen und werben es wohl auch 
bleiben. Heutzutage aber find Viele nur zu geneigt, dieß zu ber: 
fennen und fi von Führern verführen zu laffen, die nur ihr eigenes 
Intereſſe im Auge haben und ihrem eigenen Ehrgeize fröhnen und 
zudem her arbeitenden Klaſſe nicht,. ober bach nur jehr uneigentlich 


Schweiz. angehören. "Um. indeß wieder fpeziell auf bie Schweiz zurüdzulom: 


men, fo verdienen auch noch bie Anftrengungen, bie von ihr gemacht 
wurben, eine Alpeneifenbahn über den Gottharb zu ermöglichen, Er: 
wähnung. Diejelben führten vorerſt zu einer Verſtändigung ber 
babei zunächft betheiligten Kantone und im weiteren Verfolge zu 
einer internationalen Eonferenz in Bern, die allem Anſchein nad 
zu einer ſchließlichen Verftändigung mit Italien und Deutſchland zur 
Ausführung bes großen Werkes. den feſten Grund gelegt bat. Die 
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dadurch allerdings beeinträchtigten fpeciellen Intereſſen der Oft: und ber Samei, 
Weſtſchweiz (Splügen: und Simplonproject) [einen fi fügen zu müſſen. 
Mit im Borbergrunde ber europäifhen Intereſſen unb ber 
Bewegung ber Geifter ftanb auch während bes Jahres 1869 bie 
Trage über das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche. Mehr und 
mehr verliert bie Kirche bie von ihr bisher auf ſtaatlichem Boden 
eingenommenen und mit großer Zahigkeit vertheibigten Stellungen, 
Ein Hauptichlag in biefer Beziehung erfolgte im verfloffenen Jahre England. 
in England. Die nach glüdlicher Durhführung der Wahlreform 
in Folge der Neuwahl des Parlaments wieder ans Ruder gelangte 
liberale Partei mußte die Frage ber proteftantiichen Staatskirche in 
Irland in bie Hand nehmen und nahm fie auch unter Leitung des 
Minifteriums Gladſtone energiih in die Hand. Irland bildet fort 
während eine. offene Wunde an dem jonft wefentlih gefunden Kör: 
per Großbrittaniens, und England mußte, namentlih auch mit Rück⸗ 
fiht auf das dauernd geſpannte Verbältnig zu Nordamerika, baran 
denen, diefe Wunde wo immer möglich und felbft mit ben größten 
Opfern zu ſchließen und zu heilen. Zu dieſem Ende Hin blieb 
nichts. anderes übrig, als ben Stein bes Anftoßes, ben bie prote= 
ftantifhe Staatskirche in Irland jeit Jahrhunderten bilbete, endlich 
aus bem Wege zu räumen unb ferner bie fog. Zanbfrage, b. 5. 
das Verhältniß ber Pächter zu ihren meift englifchen großen Grund: 
herren einer neuen gejeßlihen Drbnung zu unterziehen. Das letz⸗ 
tere wurde vorerft aufs folgende Jahr verichoben, bie erftere Ange: 
Vegenheit dagegen fofort in Angriff genommen, Gladſtone legte dem 
Unterhaufe einen umfaflenden Blan vor, nad) welchem bie irilche 
Staatskirche ihrer ſtaatlichen Eigenfchaft und zugleich auch des grö- 
Beren Theils ihrer reihen Beſitzthümer entkleidet werben follte, um 
bamit verſchiedenen Höchft bringenben, weltlichen Bebürfniffen Irlands 
zu genügen; mit bem Reſt follten bie Proteftanten Irlands ſich als 
freie kirchliche Genoſſenſchaft organifiren können. Im Unterhaufe 
war dem Plane nach beiden Seiten hin von vorneherein die Mehr⸗ 
heit geſicher. Das Oberhaus dagegen ſchien einen Augenblick ges 
neigt, die ganze Bill zu verwerfen, beſann ſich aber ſchließlich doch 
eines Beſſern und war nur noch bemüht, der künftigen freien iriſchen 
Hochkirche einen größeren Theil. weltliher Reichthümer zu fichern, 
als ihr Regierung, Unterhaus und die überwiegende Mehrheit ber 
34 
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Ongtand. öffentlichen Meinung zugeftehen wollten. Das Unterhaus ſchickte zwar 


Stalien. 


anfänglich die ganz verftümmelte Bill dem Oberhaus zurüd und bie 
öffentliche Meinung gerieth bereits in eine für biejes offenbar gefährliche 
Agitation. Noch ſchnell genug zog fih das Oberhaus jedoch aus der 
Schlinge und ſchloß mit der Regierung, die dazu fehr bereit war, ein 
Compromiß, ben fi das Unterhaus gefallen ließ und ohne Debatte 
genehmigte. Immerhin war bie Köfung ber Frage ein gewaltiger Schritt, 
zu bem ſich England entſchloß. Der Erfolg entſprach trogdem zunächſt 
wenigftens feinen Erwartungen nur in fehr ungenügendem Maße. 
Die Stimmung in Irland blieb weſentlich diefelbe feindliche, gefähr: 
liche. Was Jahrhunderte verbrochen, kann eine kurze Spanne Zeit 
nicht alebalb wieber gut machen. Indeß, wenn es bem Parlament mit 
ber Unterflügung ber öffentlichen Meinung gelingt, die freilich nod 
viel ſchwierigere Landfrage in billiger Weife zu löſen, ſo ſteht zu Hoffen, 
daß alfmälig gefundere Zuftände in Irland eintreten und eine Stim⸗ 
mung weicht, bie England nachgerade nicht ohne Grund beunruhigt. 

Unenbli viel fchtoieriger ift Die Neugeftaltung des Verhäft- 
niffes zwiſchen Staat und Kirche für die Fatholiihe Melt. Die 
Fatholifche Kirche ift viel ftärfer organifirt und bie römische Curie ift 
nicht gemeint, auch nur auf das kleinſte ihrer noch beftehenden Rechte ober 
auch bloß Prätenfionen zu verzichten. Die Aufrechthaltung der weltlichen 
Herrſchaft bes Papſtes, das Ergebnif anderer politifcher Zuſtände und 
anberer politiſcher Anſchauungen, als die heutigen überall find, ift auf 
bie Dauer geradezu unmöglid. Dennoch Mammert er fih an biefelbe, 
als ob davon das Heil ber Religion, ber Kirche, ber Welt abhinge. 
Und wie bald fie Stalien, dem das Pleine Gebiet früher ober fpäter 
zufallen muß, auch wirklich zufallen wird, fteht dahin. Vorerſt be 
hauptete fih auch no für 1869 die Curie im Beſitze, freilih nur 
mit Hülfe Frankreichs, beffen Herricher aus übrigens rein weltfichen 
Motiven es in feinem Intereſſe findet, den Schirmherrn bes Papftes 
vorzuftellen und eine militärifche Pofltion nicht aufzugeben, bie ihn 
in Stand fegt, jeden Augenblid Italien entzwei zu ſchneiden und 
durch bie er dieſes in fortdauernder Abhängigkeit von ſich erhält. 
Stalien fühlt wohl das Unmwürbige feiner Lage, aber es fühlt ſich 
auch viel zu ſchwach, um diefelbe zu durchbrechen. Stalien Tann 
fih nicht ftart fühlen, denn e8 war zum geringften Theile es jelber, 
das durch ernite ausdauernde politifche Arbeit feine Einheit erfämpft 
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und allmaͤlig ausgebildet hat. So wohlthätig ſie für bie Nation Stark, 
und für Europa ift, fo verbantt es fie doch fait ausſchließlich bem 
Glüde: die Lombardei hat ihm Frankreich, Neapel Garibaldi, Venetien 
Deutſchland erobert. Das ganze italienifche Staatsweſen macht den 
Eindrud von etwas nur halb Reifem, vielfach noch Unvollendetem. 
Das junge Königreich blieb ſchwach und wenn es nicht wieder aus- 
einander fiel, fo verdankte es dieß nicht zum geringften Theil ber 
Thatfache, daß fchon der Gebante an ein Zurüdfinken in bie frü- 
heren in der That nod viel traurigeren Zuftände dem weitaus grö⸗ 
feren Theil der Nation geradezu unerträglich fchien. Inzwiſchen 
fteben ber ewige Wechfel der Deinifterien, die äußerſt fchwierige 
Finanzlage und der Mangel feftgeglieberter Parteien im Volke und 
im Parlamente ber Conjolibation als ebenfo viel Hemmniſſe ent: 
gegen. Zumal bas leßtere Moment; auch das Minifterium Menabrea- 
Digny mußte. es erfahren, obgleich e8 zu Anfang des Jahres 1869 
eine. längere Dauer verfprach, als eine ganze Reihe feiner Vorgän⸗ 
ger. Der Finanzminifter Cambray⸗Digny ſchien ſich redlich und 
mit Cinfiht Mühe zu geben, um Ordnung in bie Yinanzen zu 
bringen und wenigftens bie Ausſicht auf eine Herjtellung des Gleich⸗ 
gewichts In denſelben zu erzielen. Im Frühjahr legte er zu bie 
fem Behufe dem Parlament eine Reihe von umfaſſenden Maß⸗ 
regeln vor. Aber es zeigte ſich, daß er nicht im Stande war, ba: 
für eine Majorität im Parlamente zu gewinnen und ſchon im Som: 
mer mußte er feinen ganzen Plan als geſcheitert erachten und bar: 
auf verzichten. Es blieb aud ihm nichts anderes übrig, als fich 
durchzuhelfen wie bisher, fo gut es eben ging und die Finanzlage 
in dem wahrhaft kläglichen Bufland zu laſſen, in bem fie ſich 
feit Jahren durchſchleppt. Nochmals ſchien jedoch dem Miniſterium 
bas Glück zu lächeln. Um die Mitte des Jahres trennte ſich bie 
Partei ber fog. Permanenten, d. 5. ber Vertreter Piemonts, bes 
gejunbeften und politiſch Lräftigften Theiles ber Halbinfel, bie fich 
feit der Septemberconvention und fett ber Verlegung ber Hauptftadt 
von Turin nad Florenz von ber Regierung geſchiebden und mit ber 
Oppofition gemeinfame Sache gemacht hatte, wieder von biefer und 
verftändigte fh mit ber Regierung. Es ſchien, als ob ſich nun⸗ 
mehr im Parlament eine ſtarke Partei bilden würde, auf die ſich 
die Regierung mit einiger Sicherheit ſtützen könnte. Allein auch 
34* 
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Italien. biefer Schein zeigte ſich als trügeriih. Die verfchiebenen Parteien 


Rom, 


oder Fractionen ber Kammer blieben biejelben, nur bemüht, ſich 
jelber durch irgend welde Combinationen and Ruder zu bringen. 
Als das Parlament im November wieder zufammentrat, lagen biefe 
Combinationen dem Minifterium Menabrea ungünftig: es unterlag bei 
ber Wahl des Kammerpräfidenten und war genöthigt, feine Demiflion 
zu geben. Nur mit Mühe brachte Lanza Mitte Dezember ein neues 
Cabinet zu Stande, bas auch feinerfeits auf nichts weniger. rechnen 
fonnte, als darauf, von einer binreichenden und feit zuſammenhal⸗ 
tenden Majorität unterftüßt zu werben. 

Ein ganz anderes Schaufpiel bot Rom gegen Ende des Jah⸗ 
res. Gefährbet in feinem weltlichen Befite und durch bie Ideen 
ber Zeit von allen Seiten bebrängt, hatte ber Papit den Plan ges 
faßt, mit Hülfe eines allgemeinen Concils feine. Stellung nicht nur 
zu behaupten, fonbern, wie er dachte, in ganz eminenter Weile zu 
befeitigen. Das Concil war fon im Jahre zuvor angekündigt 
worden und follte am 8. Dezember 1869 eröffnet werben. Das 
Jahr verging in Rom unter ben Vorbereitungen dazu. Ueber bag, 
was ber Papft eigentlich beablichtigte, wurde indeß in Rom und 
von Rom aus das bichtefte Geheimniß bewahrt... Bon anderer Seite 
wurde jebod der Schleier ſchon zu Anfang deſſelben gelüfte.. Bon 
ben Sefuiten beeinflußt, dachte ber Papſt bie von ber Kirche in An- 
ſpruch genommene Unfehlbarfeit durch das Concil auf fih und feine 
Nachfolger übertragen zu laſſen und zugleich feine Gewalt über bie 
Biſchöfe in berfelben ungemefjenen Weiſe zu vermehren. Der Plan 
wurde von feinem Organ, ber Civiltä cattolica in nicht mißzuverftehen- 
ber Weije angedeutet, in Deutichlanb aber alsbald ans Licht gezogen 
und mit einer, ber römiſchen weit überlegenen, umfaſſenden Gelehr⸗ 
ſamkeit befämpft. In Rom machte ber Angriff nur geringen Ein⸗ 
drud: Pius IX. fühlte fich bereits als das unfehlbare Haupt ber 
unfehlbaren Kirche. An der Zuftimmung bes Concils wurde gar 
nicht gezweifelt, ja man gab ſich in Rom, wie es fcheint, ſogar ber 
Hoffnung hin, biefelbe werde vielleiht ohne alle Discuſſion fofort 
durch allgemeine Acclamation ausgefproden werben. Inzwiſchen 
wurben aber doch auch Feine Maßregeln meltlicher Klugheit unter: 
Yaflen, um fih den Erfolg zu fihern. Concile waren. bisher von 
den Kaifern allein ober im Einverftändnig mit dem Papſte einbe⸗ 
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rufen worden. Das bdießmalige wurde vom Papſte alfein in ſou⸗ Rom, 


veräner Machtvollkommenheit ausgeichrieben ohne alle vorherige Ver: 
ftändigung mit ben Regierungen, von welchen erwartet wurbe, daß fie 
„den Biſchöfen keinerlei Schwierigfeiten in den Weg legen mwürben, 
fih daran zu beiheiligen”. Das war benn auch ber Fall: Rußland 
allein machte eine Ausnahme. Zu ben früheren Concilien hatten 
ferner. die verſchiedenen Regierungen ihre Legaten abgefchict, vie fich 
an ben Verhandlungen betheiligten und ohne deren Zuftimmung 
nicht Teicht ein Beſchluß gefaßt worden war. Die Regierungen 
waren ſchwankend, ob fie auch dießmal das Verlangen dazu ftellen, 
die Burie, ob fie, wenn geftellt, es gewähren ſollte. Schließlich 
verzichteten indeß jene unter dem Vorgange Frankreichs auf die 
bisherige Gepflogenheit und die Curie war damit ſehr einverſtanden. 
Die Idee der Trennung zwiſchen Staat und Kirche hatte auf jener 
Seite augenſcheinlich bereits große Fortſchritte gemacht und die Curie 
ließ ſich die Conſequenzen derſelben gerne gefallen, ſo weit ſie ihr 
überhaupt dienten und ihren Planen förderlich ſchienen. Die Re: 
gierungen fchtenen überhaupt der Eröffnung des Concils entgegen: 
zufehen, als ob daffelbe ihre Intereſſen gar nicht berühre, ober als 
ob es hinterher noch immer Zeit fei, diefelben zu wahren. Nur ber 
Minifter Bayerns, Fürft Hohenlohe, legte größere Vorausſicht an 
den Tag. Dur eine Eircularbepefhe vom 9. April forberte er 
die Cabinette auf, ſich wenigſtens unter einander fon vorläufig zu 
benehmen. Allein fein Vorſchlag fand keinen Anklang: Frankreich 
und Defterreich Iehnten ihn ab, womit er dahin fill. So trieb bie 
Welt gleihfam mit verbundenen Augen cinem Ereigniffe entgegen, 
deſſen Folgen gar nicht zu berechnen waren und vor benen fie doch 
gewarnt ‚worden war. Die öffentlihe Meinung war inzwildhen 
unruhig geworden und in Deutichland traten bie erften Symptome 
einer Oppofifion aud) in weiteren Kreifen zu Tage. Die beutichen 
Biſchöfe hielten es jedoch für paſſend, fie zu befchwichtigen. In 
Fulda zufammengetreten, erließen fie einen Hirtenbrief, in bem fte 
glauben zu machen fuchten, was man befürchte, fei in Wahrheit nicht 
zu befürchten, wobei inteß zugleich eine leife Warnung auch für 
Rom ausgeſprochen fein ſollte. Denn ihrer Sache fiher waren 
auch bie Biſchöfe nicht, da fie von Rom aus über die dem Contil 
zu machenden Vorlagen gänzlich im Dunkel gelaflen wurden. Völlig 
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Rom. unvorbereitet follten fie nah Rom Tommen, nad Rom, wo über: 


bieß in ben Händen ber Curie mehr als anderswo Mittel aller 
Art waren, um eine allfällige Oppofition zu erſchweren, nöthigenfalls 
zu breden, In der That kamen bie Biſchöfe auch Anfangs Dezem⸗ 
ber völlig unvorbereitet in ber hl. Stabt zufammen. Um fo genauer 
wußte bie Eurie, was fie wollte, und um fo umfafjender und ficherer 
hatte fie alle Maßnahmen getroffen, ihren Zwed zu erreichen. Zwei 
Derfügungen namentlich follten ihr ben Weg dazu von vorneherein 
ebnen. Zunächſt entzog eine Bulle des Papftes dem Concil für alle 
Zulunft jede Einflugnahme auf eine Papftwahl, wofern eine ſolche 
etwa in bie Zeit des verfammelten Concils fallen jollte und dann 
octropirte ber Papft dem Concil eine Geſchäftsordnung, die eine 
freie Bewegung neben, geſchweige benn über ihm völlig unmöglich 
erſcheinen ließ, bie Initiative ber Biſchöfe illuſoriſch machte und eine 
folge vielmehr allein und ausjchlieglich der Eurie wahrte. Zugleich 
wußte bieje auch jofort ganz wie in einem weltlichen Parlamente 
fih ber Majorität zu verfihern und durch biefe die Oppofition, fo 
weit eine ſolche zu befürchten ſtand, von ber Reitung auszufhließen: 
bie von ber octropirten Geſchäftsordnung geforberten vier Ausſchüſſe 
(Delegationen) wurden ausfchlieglih‘ aus ganz zunerläfligen Biſchö⸗ 
fen zufammengefegt und auch nit Kin Mitglied in dieſelben zuges 
Iofien, befjen die Curie nit zum voraus für ihre Vorlagen, fie 
mochten wie immer lauten, völlig fiher fein konnte. Bis zum 
Schluſſe des Jahres kam das Concil inbeß nicht über bie eriten 
Vorarbeiten hinaus. Nur fo viel wurbe ſchon bis dahin Kar, daß 
bon Seite einer Anzahl deutſcher, öſterreichiſch-ungariſcher und fran- 
zöſiſcher Bilchöfe eine Oppoſition gegen bie Pläne ber Curie zu ges 
wärtigen ftehe, beren Energie und Ausdauer freilich vorerſt nicht zu 
bemefjen war, Vorerſt hatte fie nicht den Muth, gegen bie octroyirte 
Geſchäftsordnung, bie ihr bie Hände banb und binden jollte, 
offen zu proteftiren und ebenjo Taut wie energiſch ihre Zurüdnahme 
zu verlangen. Zu ihrer Entjhulbigung mag indeß gejagt werben, 
baß die Biſchöfe fi erft Kennen lernen mußten, bevor fie ſich zu 
jammenfinden und zufammen vorgeben konnten. Doch hatte ſchon 
jegt ber croatifhe Biſchof Stroßmayer ben Muth zu einer Philip- 
pica gegen ben augenblidlih in Rom allmächtigen Drben ber „je 
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fuiten, wofür er freilih von dem vorfitenden Garbinal fofort zur 
Ordnung gerufen wurbe, 

Inzwiſchen griffen bie mobernen een, bie ber HL. Stuhl zu Spanien. 
befämpfen fich berufen fühlte, fortwährend und ‚immer weiter um 
ſich und noch bevor der Papſt, Hauptiählih auch um jene been 
mit größerer Kraft und Autorität zu bekämpfen, vom Goncil ſaͤmmt⸗ 
licher Biſchöfe der katholiſchen Chriftenheit ein Anfehen in Anſpruch 
nahm, bas ihn weit über bie Stellung. eines bloßen Menichen 
emporheben und zu einer Art Gott auf Erben maden follte, war 
ihm auch ber letzte Staat, der ihm bisher noch unbebingte Unter: 
würfigteit gezollt hatte, untreu geworben und hatte ſich jenen moder⸗ 
nen Ideen auch ihm gegenüber ergeben, Spanien. Nachdem im 
September 1868 durch die Vertreibung der Königin Iſabella bie 
Souveränetät ber ſpaniſchen Nation von biefer revindicirt und all: 
gemein anerkannt worben war, fanden am-15. Sanuar die allge: 
meinen Wahlen zu ben conftituirenden Gortes flat. Diefelben 
wurden ſchon am 11. Februar eröffnet. Sie machten fi jofort 
an ihre hauptiſächlichſte Aufgabe, die Ausarbeitung einer neuen Der: 
faflung, ſetzten dafür zunächſt einen Ausſchuß nieder und begannen 
am 6. April den von ihm vorgelegten DVerfaflungsentwurf ihrer Be- 
rathung zu unterziehen. Bon ber Verſammlung gehörten nur wenige, 
kaum 30, ben geftürzten Parteien ber Iſabelliſten, Carliften und 
Neokatholiken oder Ultramontanen, etwa 60 bis 70 ber republika: 
niſchen Partei, etwas mehr ber fog. liberalen Union, ber Reft ben 
Progrefliften oder liberalen Monarchiſten und monardiihen Demo: 
kraten an: bie zuerft genannten bildeten die Rechte, Unioniften und 
Progrefliften das rechte und linke Centrum, bie Republifaner bie 
Linke; bie beiden Gentren machten die weit überwiegende Mehrheit 
aus und gingen vorerft troß gewifler tief greifender Differenzen 
eniſchieden zuſammen; ihnen gehörte au bie proviſoriſche Regierung 
an, bie aus der Kevolution vom September hervorgegangen mar, 
Die Regierung und bie. große Mehrheit der Cortes waren über bie 
Grundzüge ber neuen DVerfaffung von vorncherein einig und ber 
Entwurf gab daher im Ganzen zu feinen allzu lebhaften Debatten 
Beranlaffung. Nur bezüglich zweier Punkte war das nicht ber Fall, 
bezäglih ber Frage über das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche 
und bezüglid ber beantragten monarchiſchen Verfaſſung. Zuerft 
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Spanien.entipann fi der Kampf über jene Frage. Die Commiſſion bean 
tragte dafür: „Art. 20: Die Nation verpflichtet fih, ben Cultus 
und die Diener ber Tatholiihen Religion zu erhalten. Art. 21. 
Die öffentliche ober Häuslihe Ausübung jebes andern Cultus wird 
allen in Spanien lebenden Fremden ohne weitere Einſchränkung als 
die allgemeinen Kegeln der Moral unb bes Rechts garantirt. Für 
den Fall, daß einige Spanier fich zu einer anderen als ber katho⸗ 
liſchen Religion befennen follten, ift für fie bie gleiche Verfügung 
giltig." Wenn auch etwas’ chüchtern und gleihfam nur auf einem 
Ummege ſollte dadurch das große Princip der Glaubensfreibeit auch 
in Spanien verfaffungsmäßig anerfannt werben; die Republifaner 
befämpften ben erjten, bie, Abfolutiften ben zweiten dieſer Artikel 
mit lebhaften Eifer und großer Zähigfeit aber ohne Erfolg: ber 
erfte wurde mit 176 gegen 76, ber zweite mit 163 gegen 40 Stim⸗ 
men angenommen und zwar mit bem Zufahe: „Die Erwerbung und 
Ausübung der bürgerlichen und politifchen Rechte find unabhängig 
von ber Religion, zu ber fih die Spanier befennen.“ Noch heftis 
gere Debatten erregten aber Art. 32 und 33 des Entwurfs. „Art. 
32: „Die Souveränetät liegt im ber Nation und alle Geiwalten 
gehen vom Volke aus. rt. 33: Die Form der Regierung ber 
ipanifhen Nation ift die Monarchie.“ Die Republilaner befämpften 
biefelben mit großem Eifer und ber äußerſten Hartnädigfeit und 
ftellten bafür eine ganze Reihe von Amenbements. Aber bei der Ab⸗ 
ſtimmung unterlagen fie und flegte die Monarchie ſchließlich mit 
214 gegen 71 Stimmen. Der Reit des Entwurfs machte Teine 
bedeutende Schwierigkeit mehr und am 1. Juni wurbe bie im Gan- 
zen ziemlich demokratiſche Verfaffung als Ganzes mit 214 gegen 
55 Stimmen angenommen. Die reactionäre Fraction der Verſamm⸗ “ 
lung enthielt fih ber Abftimmung - und bie republilanifche ſtimmte 
gegen bie Berfaflung, gab aber bie Zuflcherung, den Beſchluß ber 
Cortes zu achten. Beide hatten ihre Hintergedanken, wie fi balb 
zeigte. Kaum hatten fi am 16. Juli die Cortes, nachdem fie noch 
ein Regentiaftsgefeb angenommen und General Serrano proviſo⸗ 
rifh zum Regenten ernannt hatten, bis zum 41. October vertagt, fo 
erhoben die arliften die Fahne ber evolution. Ihr Prätendent, 
ber fi Carlos VII. nannte, und unmittelbar vorher eine Art Mas 
nifeft erlaffen hatte, in welchem er mancherlei Schönes und Gutes 
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verfprach, daneben aber auch ben Spaniern bie MWieberherftellung bes@panten. 
Slaubenszwanges in Ausſicht ftellte, wartete an der Grenze. Der 
Verſuch mißlang jedoch vollftändig und jämmerlich. Es gelang bett, 
meiſt von Prieſtern angeführten Bauernbanden nicht, ſich eines ein⸗ 
zigen feſten oder auch ſonſt nur nennenswerthen Platzes zu bemäch⸗ 
tigen. Der Carlismus iſt für Spanien offenbar doch ein nachgerade 
überwundener Standpuntt und Hat für die Zukunft Feinerlei Aus: 
fight mehr, höchſtens no in den baskiſchen Provingen und ſelbſt ba 
lange nicht mehr in ber früheren Stärfe. Um fo kräftiger rührte 
ſich dagegen die republifanifche Partei und zwar im Anichluß an die 
Erinnerungen ber keineswegs ganz erloichenen Autonomie ber Pro: 
vinzen. Meberall hatten fie ſich nach Provinzen organifirt, deren Aus: 
fhüffe wieder ihre Delegirten nah Madrid fandten in eine Art 
entralcemit6, offenbar um bereit zu fein, im geeigneten Augenblid 
jofort die Regierung im Namen der bemofratifchen Föderativrepublik 
in die Hände gu nehmen. Innerhalb ber Partei machten fi in: 
deß zwei Strömungen geltend. Die große Mehrzahl ber Yührer 
machte fih barüber Feine Illuſionen, daß die Partei, obwohl ihr 
außer Mabrid faft alle großen Städte bes Landes angehörten, body 
nur eine Minderheit der Nation ausmahe und daß namentlich das 
Landvolk für ihre Ideen und Beitrebungen noch durchaus nicht reif 
ſei. Sie waren daher geneigt, fi troß des ſog. monarchiſchen Ars 
tifel8 innerhalb ber Berfaffung zu Halten, jo lange diefelbe auch von 
Seite der beftehenben Regierung nicht verlekt werde. Sie glaubten 
von jenem Artikel vorerfi um fo eher Umgang nehmen zu können, 
als zwar nunmehr allerbings verfaflungsmäßig ausgefprocdhen war, 
daß Spanien eine Monarchie fein folle, ber Tünftige Inhaber des 
Thrones aber noch nicht gefunden war, und fle wohl mußten, daß 
über biefe Perfonalfrage die monarchiſch gefinnte Mehrheit der Cor: 
te8 nichts weniger als einig war, daß biefe baräber Leicht gänzlich 
auseinanderfallen und ber republifaniichen Partei dadurch bebeutenbe 
Chancen erwachſen fünnten. Die Maſſen der Partei in mehreren 
großen Städten waren bagegegen wenig geneigt, fih mit folden Er: 
wägungenzu begnügen, ſondern vielmehr jehr geneigt, die Majorität, bie 
fie in jenen hatten, zu benüben, um ihr Ideal wenigftens in biefen 
fofort zu verwirklichen und es fo zur Kriſis zu treiben. Namentlich 
‘in Catalonien und Andaluſten tauchten wiederholt republikaniſche 
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Svanien. Banden auf unb im September und October brachen in Barcelona, 
Saragoffa, Valencia ꝛc. förmliche Aufftände aus, bie aber ohne all: 
zu große Schwierigkeit unterbrüdt werben Tonuten, mit Ausnahme 
besienigen in Valencia, ber nur mit flarten Streitfräften und nur 
mit Mühe bewältigt werben konnte. Noch vor Enbe October war 
indeß bie Ruhe überall wieder Kergeftelt und mußten fih die Pe: 
publifaner allerwärts fügen, ohne daß bie Regierung aber ſtark genug 
getvefen wäre, fie auch zum Aufgeben ihrer Drganijation zu zwingen, 
bie wenigſtens großentheils beftchen blieb. Es iſt auch möglich, daß 
Prim, zwar nicht bas Haupt, aber unzweifelhaft ber einflußreichfte 
und mädtigfte Mann der Regierung, ba er als Kriegsminifter über 
die Armee gebot, es gar nicht wollte, um fi ber Partei je nad 
Umftänben ſpäter bebienen zu können. Inzwiſchen kamen bie Cortes 
am 1. Detober wieder zufanımen und fofort trat au bie Thron: 
frage entihieben in ben Vordergrund. Das. natürlichfte wäre geive: 
fen, ben Herzog von Montpenfier, als den Gemahl der einzigen 
Schweſter Iſabellens, ber ſich feit mehr als zwanzig Jahren in 
Epanien thatſächlich naturalifirt hatte und als Orleans gemäßigt 
conſtitutionell⸗ monarchiſchen Grundſatzen huldigte, auch bie neue Ver⸗ 
faſſung ſofort anerkannt Hatte und aus Liſſabon, wohin er von 
Iſabellen vertrieben worden, zurückgekommen war, auf den vacanten 
Thron ſteigen zu laſſen, wie er ſelbſt wünſchte und hoffte. Allein 
unglücklicher Weiſe war es ihm in der langen Zeit nicht gelungen, 
ſich die Zuneigung der Spanier zu erwerben und zudem ſtand ihm 
der Einfluß des Kaiſers der Franzoſen entgegen, der in ſolcher 
Nähe keinen Orleans auf dem Throne dulden, freilich anderſeits 
noch weniger aus der Ungewißheit der Lage etwa eines ſchönen 
Tages die Republik hervorſpringen ſehen wollte und am liebſten 
eine Reſtauration unter dem noch minderjährigen Sohne Iſabellens 
geſehen hätte, weßhalb er mit dieſer fortwährend ſehr nahe Bezie⸗ 
hungen unterhielt, im übrigen aber ben Spaniern freie Hand lich, 
wenn fie einen Candidaten fänben, ber ihm genehm wäre Von 
einer Wiederberftellung bes iſabelliſtiſchen Throns in ber Perſon 
ihres Sohnes wollten aber die aus ber September:Renolution her⸗ 
borgegangenen Machthaber ſelbſtverſtändlich durchaus nichts wiſſen; 
barüber waren ber Regent Serrano unb ber allmächtige Kriegs: 
minifter Prim durchaus einig, Serrano und bie fog. unioniſtiſche 
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Bartet waren entſchieden für Montpenfier, beſchieden fich aber, vor⸗Spanien. 
erft zuzumwarten, einestheils weil fie feine Hoffnung hatten, feine 
Candidatur in ben Cortes burchzufegen, anderntheils aber auch mit 
Rückſicht auf das entichiedene Veio bes Kaiſers ber Franzoſen. 
Prim und der ſpaniſche Geſandte in Paris, Olozaga, gaben ſich da⸗ 
her alle erbentlihe Mühe, einen paffenden Bandibaten unter ben 
Fürftenföhnen Europa’s aufzutreiben, ber die erforberlihen Eigen: 
ichaften befäße und ber einige Ausficht haben konnte, von ben Spa: 
niern gewählt zu werben. Anfangs und ſchon im April d. J. bat: 
ten fie an ben gewejenen König Yerbinand von Portugal gebacht, 
um zugleich mit bem betreffenden Artikel bes Verfaſſungsentwurfs 
auh mit einem Ganbibaten vor bie Cortes treten zu können. 
In Spanien, wo bie fogen. iberiihe Idee viele Anhänger zählt, 
hätte die Candidatur große Ausficht gehabt, aber in Portugal, bas 
in Zeiner Weife von Spanien annectirt fein will, mar bie Idee um 
fo weniger populär und König Ferdinand, der Teine Luft Hatte, ben 
unter ben gegenwärtigen Umſtänden burdaus nicht. verlodenden 
Thron von Spanien mit ber angenehmen Muße, beren er genof, 
zu vertauſchen, zumal er bamit offenbar ben Thron won Portugal 
für feine Familie gefährbet hätte, Ichnte rund. und fogar ziemlich 
ſchroff ab, und eben weil damals unb zunächſt fein anderer paffender 
Candidat zu finden ivar, hatten: bie Cortes vorerft Serrano als 
Regenten mit einem Theil der königlichen Prärogativen ausgerüſtet. 
Da jeboh Spanien, fo lange der Thron nicht beſetzt war, thatfäch⸗ 
lich eine Art Republit war und biefe der Majorität ber Cortes für 
bie Nation Teine geeignete Regierungsform dien, jo twurbe, immer 
durch Zermittlung Dlozaga’s in Paris, nach einem anderen Candi⸗ 
baten geſucht. Vermuthlich im Einverftändniffe mit Napoleon wur: 
ben zunächſt Unterhandlungen mit dem Herzog von Xofta, dem 
zweiten Sohne bed Königs Victor Emanuel von Italien angefnüpft. 
Allein ber letztere glaubte feine Einwilligung dazu verjagen zu jol- 
len, ba jeine Dynaftie auf nicht allzuvielen Mugen fteht und nament⸗ 
lih ber Kronprinz feiner fehr robuften Geſundheit zu genießen 
dien. Nun warfen bie Leiter Spaniens ihre Augen auf ben Her: 
zog Thomas von Savoyen, einen no unmünbigen Neffen Victor 
Emanuels und diejer gab bazu, wiemohl nicht allzugern und nur 
von Paris aus bafür gewonnen, ſchließlich feine Zuftimmung. Aber 
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Spanien. nun trat bie verflänbige Mutter des Prinzen bazwilchen und war 


Frank⸗ 
reich. 


durchaus nicht für den Plan zu gewinnen. Ihren Willen zu brechen 
konnte ſich Victor Emanuel doch nicht entſchließen und nahm deßhalb 
in den letzten Tagen des Jahrs ſeine ſchon gegebene Einwilligung 
zurück. Damit fiel auch dieſe Candidatur und Spanien ſah ſich 
genöthigt, neuerdings in ganz Europa einen Candidaten zu ſuchen, 
der geneigt wäre, ben Thron mit ber obne fein Zuthun beichloffenen 
Berfaffung anzunehmen und fi von einer größeren ober geringeren 
Mehrheit der Eortes zum Könige wählen zu laffen. 

Für das Taiferlihe Regiment in Franfreih war biefe Lage 
ber Dinge in Spanien, die Echwierigfeit, einen ihm genehmen Can⸗ 
bibaten zu finden und feine Wahl durchzuſetzen und bie Thatſache, 
daß ber Sohn Iſabellens, ber ihm weitaus am genehmften geweſen 
wäre, vorerſt wenigſtens auch nicht bie mindefte, Montpenfier aber 
oder bie Republik, bie es beide gleich perborreseirte, jo lange un⸗ 
zweifelhaft bie. meiften, jedenfalls viel größere Ausfichten hatten ans 
Ruder zu kommen, eine große Sorge. Ohne den Rüden frei zu 
haben, war es für den Kaifer doch nicht räthlich, gegenüber Preußen 
und Deutſchland gerabezu ben Weg ber Gewalt zu betreten, zumal 
folange vielleicht noch andere Wege, anbere Combinationen übrig 
blieben, um frankreich gegenüber ber neu auffteigenden Macht bas 
Gleichgewicht reip. das Uebergewicht zu erhalten, obgleich der eben 
gemachte Verſuch in Belgien ziemlich‘ unrühmlich völlig gefcheitert war. 
Noch. weniger aber konnten bie augenblicklichen inneren Zuſtände 
Frankreichs Rapoleon zu einem gewaltſamen Vorgehen gegen Preußen 
ermuntern. Das Refultat der Neuwahlen zum gejebgebenden Körper 
hatte es herausgeftellt, daß vie öffentliche Weeinung Frankreichs bes 
kaiſerlichen Abfolutismus, den fie fih achtzehn Jahre Hatte gefallen 
laſſen, nachgerabe einigermaßen fatt war. Die Mehrheit der Nation 
ſchien ganz entfchieben danach zu verlangen, baß ihr ein größerer 
Antheil, als feit dem Staatsflreiche, von ihren eigenen Geſchicken 
eingeräumt werbe und bie bereit etwas freiere Preſſe erklärte laut 
und in jeber Meife, daß die Nation fi von biefem ihrem Streben 
nit durch auswärtige Verwidelungen ablenken laſſen bürfe und 
ablenten.laffen werke. Vorerſt war bie Stimmung ber öffentlichen 
Meinung in Frankreich eine durchaus frieblihe und hatte ſchon in 


der letzten Seſſion des gefeßgebenhen Körpers auch. bie Regierung 
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gezwungen, fich überaus friedlich auszuſprechen. Wie bie Dinge in er 
Frankreich nach achtzehnjährigen Anſtrengungen lagen, Tonnte und 
mochte der Kaiſer wohl hoffen, feine Gewalt, bie fih hauptſächlich 

auf die Landbevölkerung ftühte und diefe durch taufend Mittel in 
Händen Hielt, auch über biefe Krifis im weſentlichen ungefchmälert 
binüber zu retten; aber zunächſt mußte bie Krifis doch durchgemacht 

und mußten alle Pläne gegen Preußen, wenn ſolche wirklich gehegt 
wurden, zum minbeften vertagt werben. 

Allzu geneigt, dem Anbrängen ohne weiteres nachzugeben, war 
ber Kaiſer inbeflen nit. Eine Zufchrift bes Abgeorbneten Baron 
Madau gab ihm Gelegenheit, es in feiner Antwort fehr ſcharf zu 
betonen, daß „jedes Nachgeben in Beziehung auf Grundfäge ober 
auf Perfonen Volksbewegungen gegenüber ſteis unwirkſam feien.“ 
Seine Regierung ging fogar damit um, bie neue Kammer, von ber 
man annehmen mußte, baß fie jedenfalls nicht mehr fo gefügig fein 
würbe als die früheren. und ihr mo nicht Gefahren doch jedenfalls 
Schwierigkeiten genug bereiten werbe, vorerſt gar nicht einzuberufen, 
fonbern damit ganz ruhig bie zum geſetzlichen Zeitpunkte, d. h. bis 
Ende Octobers zu warten. Dieſe Idee mußte man. indeß bod 
fallen laſſen. Eine große Anzahl der Gewählten verdankte ihre 
Wahl nur der theilweile ganz fcanbaldfen Einmifhung ber Re 
gierung und war durch Protefte angefochten, welche von ber freier 
gewordenen Preſſe lebhaft unterſtützt wurden. Ep lange bie Kammer 
nicht einberufen und bie Wahlen nicht. verifizirt, genehmigt oder ans 
nullirt. waren, hing eine Art Democlesfchmert über einem fehr bes 
trädtlihen unb zwar gerade bem ganz ergebenen Theile der Kammer 
und gab ber Preſſe freie Hand, bie Anfprüche berjelben zu bes 
zweifeln unb bie Regierung fort und fort anzugreifen.. Diefer Un: 
gewißgeit, bie nur. für bie Regierung und ihre Partei nachtheilig 
war, mußte ein ſchnelles Enbe gemacht werben und fo murbe denn 
die neue Kammer auf ben 28. Juni einberufen. Herr Rouher, 
der Staatsminifter, eröffnete fie mit einer Erklärung, daß fie ſich 
vorerft nur mit ben Wahlprüfungen zu befaflen habe und daß Alles 
weitere der orbentlihen Geflion des Winters vorbehalten bleiben 
folle, „bie Erneuerung bes gefehgebenden Körpers durch bas allge: 
meine Stimmrecht ift eine natürliche Gelegenheit für bie Nation, 
ihre Gedanken, ihre Wünſche und ihre Bebürfnifle. kund zu geben, 
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wid. nicht überflürzt werben.” Die Regierung dachte alfo zum minbeften 


Zeit zu gewinnen und inzwiſchen freie Hand zu behalten. Die 
Matorität der Kammer, von bem Strom ber öffenilihen Meinung 
gebrängt, ber ſelbſt bisher unbebingte Anhänger ber Regierung mit 
fih riß, war nicht biefer Meinung. Schon zwei Tage nach ber 
Eröffnung berjelben bilbete fi neben ben verfchiebenen Parteien 
der Linken eine Mittelpartei, welche jofort beſchloß, bie Regierung 
„über bie Nothwendigkeit zu interpelliren, bem Wunfche bes Landes 
Genugthuung zu geben, welcher barin befteht, dasſelbe in wirf: 
famer Weife an ber Regierung bes Landes zu betheiligen” ‚wofür 
fih alsbald 70 Mitglieder unterzgeichueten. ‘Der vorerft abfichtlich 
etwas unbeftimmt gehaltenen Interpellation Tieß Ronher eine andere 
enigegenjeßen, bie Lebigliy, aber genau formulirt bie Wiederher⸗ 
ftelung ber Adreſſe, ein weniger complizirtes Interpellationsredht, 
eine Ausbehnung bes Amendementsrechts und bie Ernennung bes 
ganzen Borftanbes ber Kammer durch biefe felbft verlangte. Offen⸗ 
bar waren das bie äußerſten Eonceflionen, zu benen bie Regierung 
geneigt war. Es war bazu zu |pät, bie Negierungs:Snterpellation 
fand nicht den minbeften Anklang unb ber Antragſteller mußte 
fie felber wieber zurüdzichen Der Zwiſchenzug erzeugte viel: 
mehr Das Gegentheil beffen, was er hbeakfichtigt hatte: die neue 
Mittelpartei formulirte nun auch ibrerfeits ihre Begehren geradezu 
mit ber „Ersihtung eines verantwortlichen Miniſteriums“ und bie 
Zahl der Unterzeichner ber fo wervollftänbigten Snterpellation flieg 
von 70 bis auf 116, wos nur baburd möglich war, baß immer 
mehr Mitglieder der alten Majorität dieſe verließen und zur neuen 
Mittelpartei übergingen. Zuſammen mit der Linten, bie jebenfalls 
aub für bie Interpellation ſtimmen würbe, vorerft aber in ber 
günftigen. Lage war, ſich ganz bei Seite halten zu Tönnen, um ber 
neuen Oppofition gegen ben Tailerlihen Abjolutismns ben Bortritt 
zu laſſen, war ber Interpellation zum voraus eine Mehrheit ge: 
figert und obgleih bie Wahlprüfungen noch Tange nicht erlebigt 
waren, wurde ven allen Seiten bringenb unb immer bringenber 
bie Eonftituirung der Kammer verlangt, um bie Snterpellation ber 
Mittelpartei zur Behandlung bringen zu können. Der Kammer: 
prãfident Schneider ſuchte biefen Moment jo viel wie möglich hinaus⸗ 


. | Heberfigt der Sreigniffe des Zahres 1869. 545 


zuſchieben, endlich ging es nicht mehr: Die Kammer erflärte fi am Beate 
11. Juli für conflituirt. Der fofortigen Debatte über bie allge: kei 
meine Rage bes Landes und dem vorausfichtlichen entſchiedenen Miß⸗ 
trauensvotum gegen das fog. perfünliche Regiment und das Mini⸗ 
fterium Rouher ſtand nichts mehr im Wege. Der Kaiſer kam bem 
Schlage jeboh zuvor, Am 12. Juli eröffnete Rouher dem geſetz⸗ 
gehenden Körper eine Talferlihe Botſchaft? ber Kaiſer geftand eine 
Reihe von Reformen zu, welche die Rechte der Kammer allerdings 
wefentlih erhöhten — aber bie Verantwortlichkeit der Miniſter 
war nicht darunter, das Recht des Senats, allein für Verfaſſungs⸗ 
veränderungen competent zu fein, blieb gewahrt und, was bie Haupt: 
fade, die ſog. Verantwortlichkeit bes Kaiſers, das Inſtitut der Ple- 
biscite „bie Prärogativen, welche mir das Volt am ausbrüdlichften 
anvertraut hat und melde die weſentlichſten Bebingungen einer 
Gewalt find, bie die Sicherheit der Orbnung und ber Geſellſchaft 
ausmacht“ follten ausbrüdlich unangetaftet bleiben. Bon einem neuen 
Minifterium, um eine „neue Aera“ einzuleiten, war Feine Rebe; 
Herr Rouher dachte offenbar nad wie vor am Ruder zu bleiben. 
Die Kammer war nicht befriebigt, ber Zweck des Kaiſers nicht er- 
reicht. Rouher Tonnte ſich darüber Feine Fllufionen machen unb es 
dem SKaifer nicht verhehlen und was er eingeftehen mußte, wurbe 
vom Kammerpräfidenten, der ſelbſt zur Mittelpartei neigte, bem 
| Kaiſer perſoönlich beftätigt. Wenn bie Botfhaft nicht ein Schlag 
| ins Waffer fein follte, mußte mehr gefhehen. Der Kaifer war raſch 
entichloffen, Herr Rouher gab noch am Abend bes Tags feine Ent: 
laſſung, das Minifterium follte neu gebildet und ber Senat auf 
den 2. Auguft zu Feſtſtellung ber Berfaſſungsveränderung einberufen 
werden; zugleid aber wurde ber gefebgebende Körper auf unbe 
flimmte Zeit vertagt und damit vorerſt auf die Seite gefchoben. Die 
Entleffung Rouher's erregte wohl allgemeine Befriedigung, bie. Ver: 
| tagung ber Sammer aber wog fie mehr als auf und noch ent- 
| ſchiedener, als am 17. Juli die Bildung bes neuen Minifteriums 
befannt wurde. Es war Fein parlamentarifhes Minifterrum, von 
ben Mitgliedern der neuen Mittelpartei, die boch Alles erzwungen 
| hatte, war auch nicht eines darunter. Das Staatsminifterium wurbe 
gwar abgefchafft, aber Forcade, der als Miniſter des Innern bie 
Testen Wahlen mit ben offiziellen Candidaturen ımb all: ihrem 
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Grant Scanbal geleitet batte, blieb und trat gewiſſermaßen als Haupt an 
wi die Spike bes neuen Cabinets; aud bie Minifter bes Kriegs und 


ber Marine fowie der Yinanzen blieben diefelben, die new eintre- 
tretenden Minifter waren ziemlid unbebeutende Namen und den 
Reiben ber Satisfaits entnommen. Inzwiſchen trat dur die Ver⸗ 
tagung ber Kammer in ber begonnenen Bewegung immerhin eine 
erzwungene Pauſe ein. Diefe Paufe mwurbe nur äußerlih. durch 
die Debatten bes Genats über das neue. Berfaflungsconjult, in 
welches, wieber einen kleinen Schritt weiter gehend, die Verantwort⸗ 
lichfeit der Miniſter wenigitens im Allgemeinen aufgenommen worben 
war, ausgefüllt. Dieſe ſervile Körperfchaft eribeilte ihm feine Zus 
fimmung, obwohl fie im Herzen ganz anders dachte. Die Be- 
rathungen waren ohne Intereſſe, die einzige Rebe des Prinzen Na⸗ 
poleon ausgenommen, ber es für paſſend hielt, wieder einmal ben 
größten Liberalismus an ben Tag zu legen und Forderungen zu 
fielen, die weit über bie Intentionen ber Regierung hinausgingen 
und bie Senatoren in wahren Schreden verfeßten. Kine weitere 
Tolge hatte die Nebe natürlich nit, Dagegen fallen zwei andere 
Ereigniffe von viel größerer Bebeutung in jene Baufe: am 11. Au- 
guft erkrankte der Kaiſer und feine Krankheit geftaltete fih ſchnell 
zu einer fo bedenklichen, daß die Eventualität feines Todes überall 
ins Auge gefaßt werben mußte und brei Tage barauf ſtarb ziemlich 
unerwartet ber Kriegeminifter Marſchall Niel, das Haupt der Kriegspartei 
in der Armee, in ber Regierung und am Hofe bes Kaifers. Die Regierung, 
der gewohnten Leitung bes Kaifers entbehrend, erſchien unfchlüffig 
und jhwad und war jebenfalld boppelt froh, wenigſtens augenblid- 
lich nit auch noch die Schwierigkeiten ber Kammer auf bem Halfe 
zu haben. Die Gefahr ging indeß vorüber, ber Kaifer konnte um 
bie Mitte September wenigftend wieder ausfahren; aber erfi am 
3. October wurbe bie Kammer durch kaiſerliches Decret wieder eine 
berufen, und zwar auf ben 29. November. Es war etwas ſchwierig, 
bie Unzufriedenheit und Ungebuld ber öffentlichen Dieinung jo lange 
einzudbämmen; indeß e8 gelang. Die Kammern wurben am anbe: 
raumten Tage durch eine Thronrebe bes Kaijers eröffnet, bie in 
dem Satze gipfelte: „Tür bie Ordnung ſtehe ich ein; unterftüßen 
Sie mich, meine Herren, die Freiheit zu erhalten. Ich zweifle nicht, 
baß die Seſſion zu glücklichen Ergebniffen führen wird, Die 
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birectere Theilnahme bes Landes an feinen eigenen Angelegenheiten Brant- 
wirb bem Kaiſerreich neue Kraft verleihen.” Die neue Mittelpartei 1% 
eonftituirte fich fofort wieder als rechtes und linkes Centrum. Aber 
vorerft konnte fie nicht in Action treten, ba zunächſt bie ganze 
Reihe der noch nicht erlebigten, beanſtandeten Wahlen veriftzirt 
werben mußte. Die Centren entwidelten babet nicht gerade allzu 
vielen Muth und wenig Selbftänbigfeit gegenüber ber Tailerlichen 
Regierung. Die Prüfung ber Wahlen enthüllte eine Reihe von 
Einmifhungen der Regierung, bie das allgemeine Stimmredt bei 
dem gegenwärtigen Bildungsftande ber großen Mehrheit bes fran- 
zöſiſchen Volles als eine wahre Farce erfcheinen ließen und ben 
fcandalöjeften Mißbrauch der Gewalt in einer langen Reihe von 
Fällen an ben Tag legten. Trotzdem mwurben bie beanftanbeten 
Wahlen, ſelbſt bie ſcandalöſeſten nicht ausgenommen, bis auf ganz 
wenige alle genehmigt: felbft ber größere Theil ber Mittelpartei bot 
dazu bie Hand, um fi regierungsfähig zu machen. Diefen Zweck 
erreichte fie denn auch. Um 27. December war das Geichäft ber 
Wahlprüfungen beenbigt, am 28. entließ der Kaifer das Mini: 
fterium Forcade-Magne und beauftragte Herrn Emile Olivier mit 
ber Bildung eines neuen aus ben Reihen ber nunmehrigen Kammer: 
majorität. ine gewille Bedeutung Tieß ſich dem Schritte nicht ab⸗ 
fpreden. Die bisherigen Minifter waren jeit 18 Jahren in ber 
That bloß die Commis des Kaiferd geweſen, bie neuen Tonnten es 
in ber alten Weiſe nicht mehr fein: eine gewilfe Selbftänbigfeit 
burfte man von ihnen erwarten. Wie weit fie aber gebe unb ſich be⸗ 
währen würde, ftand dahin. Das Haupt bes neuen Minifteriums, 
Dllivier, war unbeftreitbar ein Dann von großen Talenten und von 
großer Gewanbtheit, aber ein Charakter war er offenbar nid. 
Darüber ließ feine bisherige Laufbahn, die mit feinem Eintritt in 
ben gejebgebenden Körper als einer ber Fünf begonnen hatte, jeben- 
falls Feinen Zweifel. Auf der andern Seite mochte jedoch auch nicht 
geläugnet werben, daß die Bewegung, bie mit ber Einfeung einer 
Art parlamentariigen Minifteriums ſchloß, in das feit dem Staates 
ſtreich aufrecht gehaltene Syſtem napoleonifher Regierungsart eine 
tüchtige Breſche gelegt hatte, daß bas neue Minifterium von einer 
arten Strömung getragen ſchien und daß bem Kaiſer während 
feiner Krankheit durch ben Gang ber Dinge in ber zweiten Hälfte 
95 
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bes Jahres bie Bügel des Regiments einigermaßen entfallen waren 
und es umgewiß fchien, "ob und wie er biefelben wieder zu fallen 
im Stande fein würde. ebenfalls waren ſowohl die öffentliche 
Meinung des Landes, als ber Kaijer augenblidlich mit ganz anderen 
Dingen. und Fragen beichäftigt, als mit Friegerifchen Planen gegen 
Preußen und fchien zu Ende bes Jahres ber Triebe geficherter alg 
noch je feit 1866, wenn man ſich barüber auch nicht täufchen durfte 
und nicht wohl täufchen Tonnte, daß, zumal bei ber wankel⸗ 
müthigen Natur ber Franzofen, die Sicherheit vielleiht nur eine 
momentane jei und Alles von ber weiteren Entwidelung ber 
Dinge in Frankreich abhänge, bie fih vorerſt noch nicht berech⸗ 
nen ließ. 

Mit Recht oder mit Unrecht wurbe angenommen, daß Napoleon 
fi ſeinerſeits kaum entfchließen werbe, bie Brage ber Aufrechthaltung 
ber Suprematie Franfreihs gegenüber Preußen und Deutſchland auf 
bie Spitze bes Schwertes zu ftellen, ohne wenigſtens eines hinrei⸗ 
hend mächtigen Bundesgenoſſen ficher zu fein. Dieſes konnte unter 
ben obwaltenden Umftänben nicht wohl: eine andere Großmacht als 
Oeſterreich ſein. Die Ausfiht auf Erhaltung des Friedens 
fchien daher dadurch gewonnen zu haben, daß auch Deiterreich, ganz 
abgefehen won anderen, militärifchen und finanziellen Gründen, in 
ber. zweiten Hälfte und bie zum Schluſſe bes Jahres in ſteigendem 
Maße von einer Bewegung in Anfprud genommen wurde, welche 
die Verfafjung und damit bie Geſammtheit ber inneren Lage, wie 
fie ſich jeit 1867 aus dem Ausgleiche mit Ungarn herauszubilden 
geſchienen hatte, in Frage ftellte und Defterreich zu Allem’ cher ges 
eignet machte, als dazu, ben Rachegefühlen wegen Sabowa die Zügel 
Ichießen zu laſſen, fih an den Schweif Frankreichs zu hängen und 
in einem Kriege mit Preußen Deutjchland feine ganze Erifteng aufs 
Spiel zu ſetzen. 

Ließ ſich in ber eriten Hälfte des Jahres ein allmäliges aber 
unverfennbares Ermatten bes Reichsraths und bes aus feiner Ma⸗ 
jorität hervorgegangenen Bärgerminifteriums Gisfra-Herbit in dem 
Ausbau eines kräftig verjüngten Oeſterreichs auf freibeitlicher 
Grundlage und bei aller Achtung vor ber. berechtigten Autonomie 
jeder anderen Nationalität bes Reichs unter ber entichiebenen 
Hegemonie des an Zahl wie an Intelligenz und Reichthum 
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ihnen allen einzeln überlegenen beutfchen Elementes erkennen; Tv geber: Deſter⸗ 
beten ſich in ber zweiten Hälfte des Jahres jene Nationalitäten * 
immer kecker unb anfprudsvoller, und trat bie Frage, ob Oeſterreich 
nah al den zahlreichen Organiſationsverſuchen, bie es im ben 
lebten zwanzig Jahren ſchon gemadt hatte, nicht wiederum einen 
ſolchen machen wolle, vielleiht madhen müſſe, immer näher heran. 
Sie trieb ihren. gefährlihen Keil in ben lebten Tagen bes Jah⸗ 
res jelbft in das Minifterium Gisfra-Herbft hinein, fo daß plöß: 
ih eine Minifterfrifis auftauchte und ‚Niemand fagen mochte, was 
mögliher Weiſe ſchon im folgenden Jahre aus Defterreih wer: 
ben ſolle. 
Wie ſchon erwähnt, zeigte bereitS ber Ausgang ber Seflion 
ber Delegationen im Auguft 1869, wie wenig Einheit, wie wenig 
Zuſammenhalten bie verſchiedenen Theile Eisleithaniens gegenüber 
benjenigen bes ungariſchen Länbercompleres bejäßen. Seit bem 
Abſchluß des Ausgleichs mit Ungarn hatte ber Neicherath, in dem 
bie Deutſchen mit Hülfe eines Theils der Abgeordneten aus. ben 
ganz oder doc überwiegend ſlaviſchen Kronländern die Majotität 
befaßen, fi in bie ihm Ungarn gegenüber bereitete Mothlage gefügt 
und war nur bemüht geweſen, dieje Durch freiheitliche Errungenichaf- 
ten aufzumägen. Schon das war ihm gleich vom vorneherein bei 
der Reviſion der Stanisverfaflung nur vermittelft ftarfer Eonceflionen 
an bie Fraction der Polen Galiziens im Intereſſe möglihft aus: 
gedehnter Autonomie der einzelnen Kronländer gelungen. und felbft 
bamit waren bie Polen noch keineswegs zufrieden und hielten nur 
vorläufig, gewifjermaßen nur bebingungsmeife zu ‘ber neuen Orbnung 
ber Dinge; nicht zwar geradezu ausgeiprochener Maßen aber doch 
thatſächlich blieben die galizifchen Abgeordneten nur fo lange im 
Reihsrathe und nahmen an feinen Arbeiten Theil,. als fie hoffen 
fonnten, noch weitere Conceſſionen für bie Selbſtändigkeit ihres 
Kronlandes demjelben abzuringen, ſtets bereit, aus bemfelben auszu⸗ 
ſcheiden, fobald fie fi überzeugen würben, daß dieß nicht meiter ber 
Tall fein werde. Es war dieß eine. Art Damoclesſchwert, das bie 
Bolen fortwährend über dem Reichsrathe hängen Tießen und das bie 
verfaſſungstreue Majerität um fo mehr mit Beforgniffen erfüllen 
mußte, als ihr Berhältnig zu bem größten ber Sronlänber, zu Böh⸗ 
men ein in ber That noch bebenflicheres war. Womit die Polen fortwährend 
brobten, hatten bie Czechen Böhmens Tängft ausgeführt: geftüht auf 
85* 
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Deper- ihre Meberlegenheit an. Zahl in Böhmen und auf ihre Anfprüche 
wi vollſtändiger Unabhängigkeit und Selbftändigfeit innerhalb Cisleitha⸗ 


niens proteftirten fie gegen bie böhmiſche Landesverfaflung und gegen 
die gelammtöfterreihiiche Staatsverfaffung und nahmen weder an 
ben Arbeiten bes böhmiſchen Landtags, no an denen bes Reichs⸗ 
vatbs Theil. Nur badurd, daß fie im Jahre 1865 in thörich- 
ter Verblendung den günftigen Augenblid, fih die Majorität im 
böhmiſchen Landtage zu fihern, verpaßt hatten, war ber beutichen 
Partei die Majorität im Reichsrathe geblieben; errangen fie jene 
neuerdings und befhidten ſie ben Reichsrath, fo verfügten die Sta: 
ven über eine Majorität in biefem und waren die Deutichen befi: 
nitiv in die Minderheit herabgedrückt. Selbſt im Süden regten ſich, 
von ben Czechen aufgeftachelt, bie über mehrere Kronlänber aus: 
gebreiteten, bisher ziemlih harmloſen Slovenen ſtärker und 
hatten bereits wenigftens in SKrain bie Majorität bes Landtags 
davon getragen und bamit einen Kern für das von ihnen ge: 
träumte Königreich Slovenien errungen. Alle dieſe verichiebenen 
Beſtrebungen floſſen in ber Tendenz zuſammen, das bisher beſtan⸗ 
dene Uebergewicht der deutſchen Kronländer und des deutſchen Ele⸗ 
mentes überhaupt in Oeſterreich zu brechen, die Decemberverfaſſung 
ſammt dem Reichsrathe zu beſeitigen, bie cisleithaniſche Einheit 
aufzuloſen und Oeſterreich in eine Art von Föderation deutſcher und 
ſlaviſcher Länder umzumanbeln, die, jedes für ſich völlig ſelbſtändig, 
unter fi unb mit Ungarn nur duch das Band gemeinjamer Diplo: 
matie und gemeinfamer Militärorganijation, die in dem Reichs⸗ 
minifterium und ben Delegationen ihren bereits beſtehenden Ausbrud 
finden könnten, verbunden wären. Unzweifelhaft hatten dieſe Ideen 
in ben letzten Jahren Fortſchritte gemacht und es war ber beutjchen 
Partei und bem Reichsrathe nicht gelungen, bie ebenſo harinäckige 
als leidenſchaftliche Oppofttion ber Czechen zu brechen und bie ühri- 
gen Slaven von ber weiteren Berfolgung ihrer vorerft noch weniger 
gefährlichen Gelüfte zurüczufchreden. Die nationalen Oppofitionen 
traten im ©egentheil immer kühner auf, während die Kraft bes 
Reichsraths und bie aus ihm hervorgegangene Regierung fichtlich er: 
lahmten, zumal bie freibeitlichen Beftrebungen und Errungenfcdaften 
nur in. den beutihen Kronländern. die erwarteten Früchte trugen, im: 
übrigen aber bisher nur bazu gebient hatten, bie ſämmtlichen reac⸗ 
tionären Elemente ins ſlaviſche Lager Hinüberzubrängen unb von 
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den nationalen Oppofitionen nur dazu benützt worben waren, Ver: Deſter⸗ 


faffung, Regierung und Reichsrath um fo wirkſamer zu befämpfen 
und zu untergraben. Ihre Eräftigfte und nadhaltigfte Stüße fan: 
ben biefe Bemühungen in den Lanbtagen und in bem Umijtanbe, 
baß feit 1861 der Reichsrath aus biefen Landtagen hervorging und 
daher, wie ſchon früher bemerkt wurbe, in Wahrheit nur eine Vers 
fammlung von Lanbtagsausfhäffen war, was nur dadurch einiger: 
maßen gemildert und verhält wurde, daß bie Landtage bei ihren 
Wahlen in ben Reichsrath an gewilfe Gruppen gebunden unb 
nicht befugt waren, ihren Abgeordneten binbenbe Inſtructionen zu 
ertheilen. Auf die Dauer mußte biefe Lage ber Dinge immer offener 
zu Tage treten und in immer weiteren Kreifen erkannt werben. Un: 


ausweichlich mußte entiweber eine Abhülfe für biefes Grundgebrechen 


ber öſterreichiſchen Verfaſſungszuſtände gefunden, ober es Tonnte 
fo zu fagen der Augenblid berechnet werben, two ber Reichs⸗ 
rath lahm gelegt ober geiprengt und die hergebrachte Stellung 
des beutihen Elements in Defterreid fammt ber Berfaflung 
gebrochen fein würbe, bie verſchiedenen nichtsbeutichen Nationalitäten 
aber in der Lage wären, fi auf den Trümmern nad threm Belie- 
ben einzurichten. Als eine Rettung vor biefer Gefahr war bie Los: 
löſung des Reichsraths von ben Landtagen und die Einführung 
directer Wahlen für denfelden erkannt worden. Der nieberöfterrei: 
chiſche Landtag hatte, wie ſchon erwähnt, bie Idee im vorhergehenden 
Sabre fi) angeeignet und bas Minifterium Giskra⸗Herbſt hatte einen 
Augenblid Miene gemacht, biefelbe aufzunehmen und als Regie⸗ 
rungsporlage im Reichsrathe einzubringen und durchzuſetzen. Bon 
den einflußreichften Preßorganen ber deutſchen Partei war es barin 
unterftüßt und nad Kräften angetrieben worden. Wie fi aber 
fpäter herausftellte, war bie Regierung über bie Trage felber nicht 
einig und gelang ed ber Oppofition in berfelben, bie Frage wenig: 
ftens zu verſchieben, obgleich gerade die bisher einflußreichſten Glie⸗ 
ber, Giskra und Herbft, fi dafür erflärt Hatten. So ging bie 
Seflion des Reichsraths unbenützt vorüber. Dann traten bie Dele- 
gationen zujammen und ihnen folgten zu Anfang Septembers 
die Landtage. Diefe dachte Giskra zu benüben, um bie Idee 
wenigftens überall zur Sprade zu bringen und um genau zu wiſ—⸗ 
fen, welche Unterſtützung einerſeits und welchen Widerftand anderfeits 
biefelbe in bem Schooße ber Landtage und in ber Folge auch im 


" reich. 
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Deere Reichsrathe zu gewärtigen hätte. Er beauftragte demgemäß die 
reich. Statthalter, bie Frage in ben Landtagen zur Sprade zu bringen 
und dafür beforgt zu fein, baß über bie verjchiedenen Modalitäten 
beftimmte Antworten erfolgten. Die Antwort war biejenige, bie im 
Grunde zu ‚erwarten geweſen war. Die ſlaviſchen Landtage fprachen 
fih gegen, die Deutſchen grunbfäglih für die Idee aus, aber 
auch bie letztern gingen Über die Art und Weile, wie fie ins 
Leben geführt werben folle, weit auseinander. Es war klar, auch 
bie deutſche Bevölkerung bes Reihe war für bie Idee noch’ nicht 
genügenb vorbereitet unb es fchien jehr zweifelhaft, ob eine Vorlage 
im Sinne berjelben im Reichsrathe auf eine Mehrheit und zwar, 
ba es. ſich felbfiverftändlih um eine Verfaflungsänderung handelte, 
auf eine Zweibritiel-Mehrheit würde rechnen können, ganz abgefehen 
davon, daß von Seite mehr als eines Landtags ber entichiebenfte 
Widerſtand von vorneherein zu gewärtigen fand unb auch die Ges 
nehmigung bed Kaiſers zum mindeften zweifelhaft ſchien. Im Uebri: 
gen machte fid, wie vorauszufehen auf ben Zanbtagen bie entgegen: 
geſetzte, centrifugale Strömung geltend. Der galizile Landtag er: 
neuerte feine vorjährige Refolution und verrieth nicht übel Luft, von 
feinen Abgeordneten ben fofortigen Austritt aus dem Reichsrathe zu 
fordern ober ihn doch zu erwarten, wenn biefer bem Begehren nicht als- 
bald entſprechen folltee In Böhmen und Mähren beharrten bie 
Czechen und die mit ihnen verbünbeten Feubalen auf ihrem Syftem 
und nahmen an ben Lanbtagen Feinen Theil; nur dem augenblid: 
lich überwiegend. deutſch gefinnten Großgrundbbefige war es zu ver: 
danken, daß jene ihren Zweck erreichten und bie Landtage auch ohne 
bie Czechen beihlußfähig blicken. In Kram majorifirten die Slo⸗ 
venen rüdfichtslog bie deutſche Minorität bes Großgrundbefites und 
der Städte und verjuchten weitere Schritte, das Kronland in Ber: 
woltung, Juſtiz, Schule x. zu einem ganz ſlaviſchen umzugeltalten. 
Gelbft das Feine Trieſt, das doch alles feiner Verbindung mit 
Defterreich verbantte, fuchte ſich derfelben nach Kräften zu entlebigen. 
Erft gegen. Mitte November ging die Seſſion ber letzten Lanbtage 
zu Enbe, ihr follte auf dem Fuße biejenige des Reichsraths folgen. 
Unterdeſſen waren aber im Außerfien Süben bes Reihe, in Dalma- 
tien, Kreigniffe eingetreten, welche bie Aufmerkſamkeit ber öffent: 
lichen Meinung, die fih um bieje Gebiete font jehr wenig und 
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ſicher viel zu wenig -befümmerte, plötzlich dorthin lenkten. Dalmatien Orten 
gehörte feit 1861 und noch ausdrücklicher durch den Ausgleich mit ug 
Ungarn feit 1867 zur cisleithanifefen Reichshälfte, obgleich Croatien 
fortwährend auf daſſelbe als einen Theil bes fog. breieinigen König⸗ 
reihe Anſpruch madte und ber ungarifche Meichstag in feinem 
Ausgleich mit Eroatien biefe Anſprüche zu unterflügen verſprach. 
Die Bevölkerung ift auch in ber That nur in den Seeftäbten und 
längs der Küfte eine theils italieniſche theils itälianifirte, im Innern 
aber und im Ganzen überwiegend eine eroatiſche; troßbem hat Dal: 
matien nur einmal vor Jahrhunderten und nur vorübergehend zu 
Sroatien gehört und beruht ber Nechistitel der Croaten lediglich auf 
nationalen, Teineswegs aber auf irgend ftihhaltigen ftantsrechtlichen 
Gründen. In feinem Landtage hatte bisher. die italienische Partei 
die Oberhand behauptet und die nationale nur eine Minprität ges 
bildet; im Reichsrath war. e8 durch vier verfaſſungstreue und einen 
nationalen Abgeoroneten vertreten. Im Frühjahr war nun bom 
Reichsrath auch ber bie Landwehr betreffende Theil bes Wehrgeſetzes 
angenommen worden. Ausnahmsbeſtimmungen wie für Tyrol waren 
berin für Dalmatien nidt ftatuirt. Ein Theil deſſelben hatte aber 
bisher eine Art nationaler Landwehr oder Miliz beieffen und ver: 
langte nun, daß man ihr dieſe belaffe, als das Miniftertum — 
Graf Taaffe als Minifter der Landesvertheidigung — burd Ber: 
orbnung vom 8. Auguft bie Vorarbeiten für die Organifation ber 
Landwehr in Dalmatien wie in allen übrigen Kronlänbern vorzus 
nehmen befahl. Zunächſt verlangte der Landſtrich Zupa hiefür einen 
Aufihub von fünf Monaten und dem Begehren fchloß fih alsbald 
auch ber Landſtrich Erivoscie an. Zahlreiche Petitionen, bie aud) 
noch andere Wünſche beifügten, gingen bald von allen Theilen Dal: 
matieng nad Wien ab. Die Regierung ging nicht darauf ein, 
wohl hauptſächlich, weil ihr die Verhältniffe in Dalmatien nicht 
näher befannt und fie nicht gewohnt war, den balmatiniichen Ber: 
bältnifjen allzu große Sorgfalt zu winmen. Da follte am 7. Oe⸗ 
tober ein Detachement von ber Küfte nah dem Bergfort Dragali 
ziehen, um bie bortige Heine Befahung zu verſtärken. Auf bem 
Wege wurde es von ben Einwohnern überfallen und ber Comman⸗ 
bant ermordet. Damit war der Widerſtand gegen die Regierung 
eröffnet. Diele antwortete mit der Verhängung des Belngerungs: 


002 Aeberſicht der Ereigniſſe des Dahres, 1869. 


Behers zuftandes über bie infurgirten Gegenden. In aller Eile wurben 
in Truppen und Schiffe von Trieft aus Bingefhidt und fchon am 
18. October eine ſtarke Erpebition ins Innere bes Landes abgefen: 
bet, wo inzwifchen bie Autorität ber Negierung ganz aufgehört 
hatte, Diefelbe mißlang und bie Truppen mußten fih am 26. Oc 
tober wieder an bie Küfte zurüdzichen. Anfangs November unter: 
warf ich indeß die durch bie Bobenverhältniffe weniger gefchühte 
Zupa, nicht aber die Crivoscie. Nicht ganz zufrieden mit bem 
FME. Wagner vertraute bie Regierung das Truppencommanbo bem 
©eneral Auersperg an und biefer unternahm nun am 16, Novem⸗ 
ber eine zweite Erpebition ins Innere. Allein auch er fcheiterte 
und feine Truppen mußten am 241. wieberum fih an bie SKüfte 
zurüdzichen. Yür den Winter war nunmehr nichts weiter zu unter: 
nehmen möglich und militärifch blieb nichts anderes übrig, als vor⸗ 
erſt bie Aufftändifchen gewähren zu Yaflen. Inzwiſchen aber gewann 
im Diinifterium zu Wien bie Politik eines wo immer möglich frieb- 
lichen Ausgleichs mit denfelben bie Oberhand: flatt General Auers- 
berg wurde der FML. Rodich, ſelbſt ein geborner Eroate, als 
Milttärcommandant nad) Dalmatien geſchickt und diefer hat denn 
auch bald nah Neujahr mit den Amfurgenten ben ſog. Frieben bon 
Kneslac geſchloſſen, dur welchen fte fidh jcheinbar unterwarfen, aber 
eben nur fcheinbar: fie erhielten vollſtändige Amneſtie und von ber 
Einführung ber Landwehr war weiter Leine Rede mehr. Dalmatien 
ift, wenn nicht alles trügt, thatſächlich den Nationalen überlaflen 
und für Eisleithanien verloren. Yür die diterreichiiche Regierung 
bezeichnete die Summe al diefer Vorgänge eine politifche und mili- 
tärifche Niederlage: bie öſterreichiſche Preſſe felber war darüber einig. 
Nicht wenig mochte bazu beigetragen haben, daß bie Spaltung im 
Minifterlum, bie ſchon Tange unter ber Afche geglimmt hatte, inzwi⸗ 
fen in Helle Flammen ausgebrodhen war. Den nächſten Anftoß 
bazu gab bie oben bargelegte Trage einer Wahlreform bes Reichs⸗ 
raihs. Nachdem bie Antworten der Lanbtage barüber um bie Mitte 
November ſämmtlich vorlagen, war bie Mehrheit des Miniſteriums, 
barunter Giskra und Herbft, bereit und entichloffen, die Initiative 
bafür im Reichsrath zu ergreifen und gab fih ber Hoffnung hin, 
für die Maßregel bie erforberliche Zmeibrittel-:Majorität zu gewinnen. 
Die Minderheit dagegen, ber Minifterpräfident Graf Taaffe, ber 
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Ackerbauminiſter Fürft Potocki und ber Miniſter obne Portefenille Defer 
Dr. Berger erflärten fich dagegen unb verlangten umgefehrt vielmehr vg. 
bie Serbeiführung einer Verftändigung mit ber gejammten nationas 
len Oppofition b. 5. die Mevifion der Verfaflung: und bie Inaugu⸗ 
ration bes föderaliſtiſchen Syſtems in Oeſterreich, alles jebod auf 
verfaflungsmäßigem. Wege, wofern dieß überhaupt möglich war, was 
und wohl mit Recht fiarl bezweifelt wurde, Da ber Reichsrath am 
413. December eröffnet werben follte, jo kam bie Thronrede nur 
noch durch einen Compromiß zwiſchen ben beiben Parteien bes 
Miniſteriums zu Stande und gleich nachher, am 18. December, ſah 
ſich die Majorität veranlaßt, ihre Anſchauungen in einem einläß- 
lihen Memoire an ben Kaifer darzulegen, werauf bie Minorität am 
24. befjelben Monats mit einem Gegen⸗Memoire antwortete, bas 
an Deutlicgfeit in der That nichts zu wünſchen übrig ließ und ges 
rabezu als eine Anweiſung für bie bie Verfaſſung beftreitende und 
befämpfende Oppofition bezeichnet werben muß, wie fie es anzufan- 
gen hätte, um ſchließlich die verfafiungsmäßigen Zuftänbe und bie 
Berfaffung zu fprengen unb ihr Ziel zu erreihen. Gonftitutionell 
hatte ber Kaifer zunächſt noch feine Veranlaffung, fi für biefe ober 
jene Partei zu entſcheiden, doch ſchien es ziemlid zweifellos, daß er 
perföntich ſich entſchieden der letzteren Partei und dem letztern Wege 
zuneige. Der eben zuſammengetretene Reichstag fühlte fi unter 
bem peinlihen Drude all diefer Vorgänge: es lag etwas Verderben⸗ 
ſchwangeres in der Luft wie unmittelbar vor bem Sturze Schmer: 
lings und bem Eintritte Beleredi's. Die Minifterkrifis war unläugs 
bar: an ber Majorität bes Reichsraths Tag es, zu berielben fofort 
und ganz unzweideutig Etellung zu nehmen. Sie hatte jedoch nicht bie 
Kraft dazu: am 21. December vertagte der Reichstag fich über Neujahr 
bis zum 17. Januar und verzichtete damit wenigſtens vorerft 
auf bie Krifis irgend einen entfcheidenden Einfluß zu nehmen. Diele 
Zuftände waren offenbar völlig geeignet, Defterreich hinreichend mit 
fih ſelbſt zu beſchäftigen und fehr wenig, fih mit Frankreich zu 
alliiven, um über Preußen berzufallen. Bon biefer Seite war -alfo 
jedenfalls bie Störung bes Friedens noch weniger zu beforgen, 
ale von Seite Frankreichs. In Wahrheit war Defterreihe Lage: 
am Schluſſe bes Jahres 1869 eine im äußerften Grade bedenkliche. 
Es bat fie felber verſchuldet. Nach dem Ausgleiche mit Ungarn, der 
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Deker⸗ nur unter ber DVorausfiht Dauer verſprach, daß das beutfhe Ele 
a ment dieſſeits ber Leitha ebenſo entſchieden bie Zügel führe, wie das 
magyariſche jenfeits, hätte Defterreich fich eben zu biefem Ende hin feft 
an das mit Macht als führer der deutſchen Nation emporgeftiegene 
Preußen anſchließen und den Beitritt der ſüddeutſchen Staaten zum 
norbbeutfchen Bunde jeinerfeitS cher erleichtern als erfchweren follen. 
Preußen kann kein Intereſſe haben, Defterreihs Auflöiung zu begün: 
fligen ober gar feinerjeits herbeizuführen und bamit die ſämmtlichen 
ſlaviſchen Kronländer deſſelben und möglicher Weiſe ſelbſt Ungarn 
ber ruffilden Weltmacht in bie Arme zu treiben. Der Nachtheil 
wäre augenfcheinlich viel bedeutender, als felbft der Erwerb Deutjch- 
Deſterreichs, ganz abgefehen davon, baf ber Einheitsftant in Deutlich: 
land trog ber fo viel angefeindeten Annerionen vom Jahre 1866 
- ſicherlich noch auf viele Jahrzehnte hinaus auch wicht die allermin⸗ 
deite Ausficht Hat und Preußen gewiß auch nicht von ferne daran 
denkt, Deutſch-Oeſterreich annectiren zu wollen. Was in der Natur 
der Dinge liegt, ijt vielmehr eine enge Allianz zwiſchen Preußen: 
Deutſchland und Oeſterreich- Ungarn und entſpräche den Intereſſen 
Deutſchlands gegen alle Gelüfte Frankreichs auf bie Rheingrenze, 
wie denen Defterreih-iingarns gegen die Gelüſte Rußlands nad) 
ben Beſitz Konftantinopels; zugleih fände das deutſche Element in 
Defterreih durch diefelbe den erforberlien mächtigen Rüdhalt, um 
ih gegen den wachſenden Andrang der ſlaviſchen Nationalitäten zu 
behaupten und damit feinen innerlich - berechtigten cinilifirenden 
Einfluß auf dieſe Nationalitäten in beren eigenem . wohlserfian: 
denen Sintereffe gu wahren. Defterreich konnte ſich nicht dazu ent: 
ſchließen, dieſen einzig. richtigen Weg zu betreten — weil es, bar: 
über -ift eine Täuſchung allerdings nicht möglich, ben Vorrang babei 
Preußen Hätte einräumen müflen. Das erlaubte ihm fein Stolz 
nicht, wie er ihm feiner Zeit nicht erlaubt Bat, Venetien rechtzeitig 
und mit politifchem und materiellem Vortheil freiwillig abzutreten, 
ſo daß es vorzog, baffelbe durch das Schwert zu verlieren ohne allen 
Vortheil als den ber Ehre. Dazır fehlt die Einſicht nach oben wie 
nad unten in Defterreih: In ben fog. maßgebenden Kreifen denkt 
man lieber an „Race für Sadowa“, obgleih dazu die Kraft fehlt 
und in ben verbreitetiten und einflußreihften Organen jelbit ber 
dentſchen Preſſe zieht man es nur, fi bie Zuflände Preußens 
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abſichtlich recht ſchwarz gu malen und zwar fo wie fie. entſchieden nicht Deſter⸗ 
find und mit den füddeutihen Demokraten nad) gemeinbeutjchen Zu: rd. 
ftänden zu ftreben, wie ſie zum Mindeſten auf Jahrzehente hinaus 
noch ganz und gar feine Ausficht auf prafiifche Berwirttigung dar⸗ 
zubieten im Stande ſind. 

Preußen war offenbar in viel günſtigerer Lage als Frankreich Preußen. 
und noch viel mehr als Oeſterreich. Iſt ſeine Entwickelung auch, 
wie zugegeben werden muß, eine nichts weniger als übereilte, viel⸗ 
mehr eine ſehr langſame, ſo iſt ſie doch in und durch die neuen 
Verhältniſſe ſeit 1866 eine vollkommen geſicherte. Der neue Geiſt 
hat mit Hinderniſſen aller Art zu kämpfen, aber das tft an ſich 
ganz und gar Fein Unglüd, wenn er fie nur allmälig überwindet, 
Wie wir gefehen Haben, war Graf Bismard mit feinen Steuer: 
projecten, durch welche dag preußiſche Defizit befeitigt werben ſollte, 
nicht glücklich geweſen weber im Reichstag noch im Zollparlament: 
er. war bamit an bem nollberechtigten Widerftand ber Volksver⸗ 
treiung gejcheitert und es war Kar, daß er auf andere Mittel und 
Wege bedacht fein müfje, wenn jenes Defizit befeitigt werben follte, 
Es blieb nichts anderes übrig ale dieß durch ben preußiichen Land⸗ 
tag zu verſuchen, der zu dieſem Ende hin ſchon auf ben 6. October 
einberufen iworben war und durch eine Chronrebe des Königs eröffnet 
wurde. Ohne Berzug legte ihm bie Regierung das Budget für 
1870 vor. Das Defizit wurde darin vom Finanzminifter v. d. Heydt 
zu 5% Millionen beziffert, nachdem: er dasſelbe nur wenige Monate 
früher dem Reichstag gegenüber und um biefen .für bie Gteuerprojecte 
zu gewinnen, auf das Doppelte nämlich auf 10% Millionen verans 
Ihlagt hatte. Dieje Thatſache konnte nicht umbin, bei allen Par⸗ 
teien einen ſchlechten Eindrud zu machen und da noch einige Schlappen 
bes Minifters dazu kamen, gab er feine Demilfion und wurbe durch 
ben gemäßigt ‚liberalen Camphauſen erſetzt. Diefer fand feinerfeits 
ſchnell ba8 Mittel, das Defizit ohne Steuererhöhung durch bie Con⸗ 
jolidation der Staatefhulb und bie Verminderung ber Amortifation 
zu bejeitigen, worauf das Abgeordnetenhaus auch einging. Sein 
Eintritt in das Meinijterium ſowie die Ernennung des Präfidenten 
bed Bunbeöfanzleramtes, v. Dellbrüd, zum preußiihen Minifter ohne 
Portefeuille verftärften bie liberalen Elemente ber preußiſchen Ne: 
gierung und waren, wie bie frühere Ernennung Leonhardts zum 
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Juftizminiſter an die Stelle bes Grafen zur Lippe, fehr geeignet, 
ben Geiſt besfelben nad und nad mit bemjenigen bes norbbeutichen 
Bundes in Einklang zu bringen. Gelbft Graf Eulenburg, ber 
Minifter des Innern, brachte endlich den Entwurf einer neuen Kreis: 
ordnung für bie ſechs öſtlichen Provinzen ein, ber von allen Parteien 
wenigftens als eine brauchbare Verhandlungsgrundlage erkannt wurde, 
Nur ber Minifter v. Mühler blieb derſelbe wie bisher, indem er ein 
umfaflendes neues Unterrichtögefeb zur Vorlage brachte. Daß es in 
biejer Geſtalt von einer Mehrheit des Abgeorbnetenhaufes ange: 
nommen werbe, davon war bon vorne herein Teine Rede und ale er 
bei einer anberen Gelegenbeit bem Geifte des Hauſes ſchroff gegen- 
über trat, gab er dem Abgeorbneten Ziegler zu einer glänzenden 
Philippica Gelegenheit, die bamit ſchloß: „Es bleibt nichts anderes 
übrig als eine Adreſſe an ben König mit bem Begehren: Diefer 
Minifter von Mähler muß fort.” Borerft kam es zu einer foldhen 
Adreſſe freilich no) nicht. Dagegen unterlagen bie Verſuche ber 
Gegner des norbbeutihen Bundes felbft im Herrenhaufe: ein par: 
ticularifter Antrag bes Grafen zur Lippe gegen bie body von Sachſen 
vorgeichlagene Einfehung eines Bunbesoberhandelsgerichts wurbe mit 
52 gegen 48 Stimmen verworfen; ebenfo fiel aber auch im Ab: 
georhnetenhaufe ein von ber Fortichrittspartei ausgegangener Antrag 
auf Abrüftung d. h. auf Verminderung bes Bundesheeres. Gelbft 
eine vermittelnde Tagesordnung der Nationalliberalen fand keine 
Mehrheit. Letztere wollte über dieſe Frage vorerft Teinen Conflict 
mit ber Regierung fuchen und feheint Üüberbieß der Ueberzeugung ge: 
weien zu fein, daß ber norbbeutiche Bund gerüftet bleiben müſſe, 
wie er es fei, fo lange Frankreich nicht unzweifelhaft darauf ver: 
zichtet haben werde, ſich möglicher Weiſe boch früher ober fpäter in 
die deutſchen Dinge gewaltfam einzumiſchen. Dagegen fand ber 
Antrag der Nationalliberalen Laster und Deiquel, fi für die Aus: 


dehnung der Competenz des Bundes auf das gefammte bürgerliche 


Recht auszufprechen, troß ber Oppofition der Particulariften bie ans 


ſehnliche Mehrheit von 218 gegen 116 Stimmen. Trotz aller 


Sid» 
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Schwierigkeiten confolibirt ſich der norddeutſche Bund und bie Ma— 
joritãt bes preußiſchen Abgeordnetenhauſes iſt es nicht, die demſelben 
Hemmniſſe bereitet. 

Dagegen läßt ſich nicht Täugnen, daß die Ausdehnung bes 
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Bundes auf ganz Deuiſchland außer Defterreich dur ben Hinzu: Sed⸗ 
tritt der ſüddeutſchen Staaten im Laufe bes Jahres 1869 Teine it 


Fortſchritte gemacht bat. Diefe Ausfiht ſchien am Schluffe bes 
Jahres jogar in. weitere Ferne gerüdt als jemals feit 1866. Zwar 
blieb die Stellung Heſſens und Badens biefelbe wie bisher: Heſſen 
muß und Baden will fobald wie möglich dem norbbeutfhen Bunde 
beitreten... Aber für Bayern und Württemberg ift vorerſt weber bas 
eine noch das andere der Fall. In Württemberg trat ber Landtag 
während des Jahres 1869 nicht zufammen, aber durch bie 
Preſſe und bie Vollsvereine fuhr bie demokratiſche Partei fort, 
gegen Preußen. mit allen Kräften zu agitiren, und einige Nachwahlen 
zur zweiten Kammer fielen neuerdings im Sinne biefer Partei aus, 
fo daß fie die Hoffnung nährt, allmälig die Majorität des Land: 
tags zu erringen. DBebeutfamer geftalteten ſich die Dinge in Bayern, 
wo, wie wir gefehen, ein vollftänbiger Umſchwung eintrat und bie 
ultramontane oder patriotifche Partei fchon im Mai bei ben allge: 
meinen Abgeorbnetenwahlen ben Sieg davon trug. Bei ben Wahl: 
prüfungen im October verlor fie zwar bie Majorität momentan 
wieber und ftellte fi ein vollftändiges Gleichgewicht ber Parteien 
ber, jo daß keine Präfidentenwahl zu Stande kam und bie Kammer 


neuerdings aufgelöst werben mußte. Aber bei ben neuen Wahlen 


im November fiegte fie nochmals und trug 80 gegen 74 Sitze 
davon, obgleich das Minifterium durch eine veränderte Wahlkreigeins 
theilung bießmal entſchieden auf Geite der liberalen Parteien ges 
treten war. Die Minifter des Innern und des Cultus, v. Hörmann 
und vd. Greſſer, fielen diefem Siege zum Opfer, bagegen blieb ber 
Minifter Fürſt Hohenlohe und mit ibm bie Bürgfchaft eines zwar 
zurüdhaltenden aber doch freundlichen Verhältniſſes Bayerns zu 
Preußen und bem norbbeutfhen Bunde. Die neue Sammer trat 
vor Ende des Jahres nicht mehr zufammen. Allein ein ultcas 
montanes Regiment gehört doch aud in Bayern zu ben Unmöglich⸗ 
feiten und auch einen Beitritt Bayerns zum norddeutſchen Bunde 
wirb bie patriotifche Kammermehrheit auf bie Dauer nicht im Stande 
fein zu verhindern, ja es iſt fehr die Frage, ob fie, gerabe wenn 
fie mit ihren Tendenzen momentan burchbringen follte, das was fie 
verhindern will, nicht umgelchrt ‚geradezu beichleunigt. ebenfalls 


ift bie patriotiihe Partei in Bayern jo wenig als bie bemofratifche: 


558 


Sid» 
deutſch⸗ 
land. 


Kußland. 


Aeberſicht der Ereigniſſe des Bahres 1869. 


Mürttemberge im Stande, das gewaltige Wert nationaler Einigung 
Deutſchlands, das Preußen unter der Leitung des Grafen Bismard 
feit 1866 unternommen Bat, zu verhindern. Wohl aber ift nicht 
zu teugnen, baß bie Ungewißheit der Aufunft und bie Unficherheit 
einer Erhaltung des Friedens, ber fi in Wahrheit fo zu fagen 
nur von Monat zw Monat und von einem Zwiſchenfall bis zum 
anderen mühjelig friftet, nicht zum geringften Maße bem Barti- 
eularismus der fübbeutihen Saaten zur Laft fällt, die dadurch 
Frankreich ermuntern, Preußen fort unb fort zu bedrohen. Einem 
unter ber ſtarken Leitung Preußens geeinigten Deutſchland gegen: 
über wäre dieſes wohl gendthigt, auf eine gewaltſame Einmiſchung 
in die Angelegenheiten Deutihlands definitiv zu verzichten. 
Weſentlich in Folge ber Unfertigfeit des beutfchen Bundes⸗ 
ſtaats, jo lange die ſüddeutſchen Staaten ſich particulariftifch von 
bemjelben fern halten, in Folge ber zweifelhaften Haltung Defter- 
reich8 gegenüber den deutichen Dingen, bie ganz ben Einbrud macht, 
es möchte gerne, wenn e8 nur Lönnte, in Folge der Politik Frank: 
reiche, das jedenfalls fi über bie Ereigniffe des Jahres 1866 noch 
nicht beruhigt Hat und mögliher Weife doch nur einen günftigen 
Moment abwartet, um fih mit Preußen zu mefjen, in Folge der 
durch al das bedingten ungewiſſen Lage Europas, in ber fid 


Preußen um feiner bentjchnafionalen Bolitit willen in Wahrheit 


ifolirt fieht, ift und bleibt dieſes genöthigt, fih näher an Rußland 
anzufchließen, fo wenig das auch den Gefühlen ber öffentlichen 
Meinung in Deutſchland zufagt. Das ftillfehweigende Einverftänbniß 
zwiſchen beiben entjpridt ben momentanen Intereſſen beider. Go 
lange Defterreih in feiner zweidentigen Haltung gegenüber Preußen: 
Deutſchland beharrt, wirb es von Rußland im Schady gehalten und 
darf es mit Nüdficht auf die Zuftände in Galizien und mit Rüd: 
fiht auf diejenigen an ber untern Donau nicht trauen, mit. Frank: 
reich gegen Preußen gemeinjame Sache zumaden. Dagegen bat Ruß: 
land hinwieder von Preußen keine Schwierigkeiten bezüglich feiner 
Politit in Polen -und den fogenannten Gouvernements zu beforgen. 
Tiefe Bolitit wäre unter anderen Umſtänden allerdings ſehr geeig: 
net, Wefteuropa im Intereſſe der. Humanität wie der Politif in bie 
Schranken zu rufen. Uber Wefteuropa ruhrt fi in ber That nicht 
und ſcheint theils von feinen eigenen Intereſſen, theilg von ber auf: 
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ftrebenden Macht Preußen⸗Deutſchlands völlig präoccupirt; allein Rußland. 
ſelbſt wenn dem nicht ſo wäre, ſo hätte Rußland von Weſteuropa 
nad ben Erfahrungen des letzten orientaliſchen Krieges nicht allzu: 
viel zu bejorgen, jo lange Preußen auf feiner Seite fteht und fi 
der polniſchen Rationalität nit annimmt, Einen befonberen Anlaß 
bazu hat aber Preußen in der That nicht, Jo lange bie Polen mie 
bisher in ihrer beutjch-feindlihen Gefinnung verharren und übers 
haupt fort und fort nur zu beutlich zeigen, daß fie no immer gar 
nichts vergeflen und jehr wenig gelernt haben. Deutſchland allein 
wäre in ber Lage, fi der Polen und ihrer von Rußland allerdings 
mit Füßen getretemnen Nationalität wirkſam anzunehmen. Aber das 
wird erft möglich fein, wenn bie Polen eine ganz andere Selbft: 
erkenntniß an ben Tag legen, als bieß bis jekt der Yall 
if. Ob es überhaupt jemals der Fall fein wird, muß bahingeftellt 
bleiben und erfcheint bis jetzt als fehr zweifelhaft, Inzwiſchen 
geht Rußland gegen ihre Nationalität wie gegen ihren mit der Natio- 
nalität allerdings eng verbundenen und fat nicht trennbaren Katho: 
lizismus aufs rüdfichtslofefte vor. Das Jahr 1869 bildete darin 
nur bie Fortfeßung der früheren Jahre feit 1863, ohne neue Züge 
aufzuweifen. Die vrientalifde Frage rubte nad) Beilegung ber 
griehiich-türfiihen Differenz, ohne daß jedoch gegenüber der Pforte 
die Politik Rußlands eine andere geworden wäre. Cs fährt 
fort, die Türkei als einen kranken Mann zu betrachten und wartet 
auf feinen Tod, ba es fih als den natürlihen Erben desſelben 
betrachtet. 

Befriedigenber waren bie inneren Zuſtände ber Bereinigten Verein. 
Staaten Nordamerikas, Bis Anfangs März dauerte zwar ber An. Staaten. 
tagonismus zwiſchen dem Congreß und dem Präfidenten nod fort. 
Mit dem 4. März lief aber die Amtsdauer Johnſon's ab und trat 
General Grant an feine Stelle. Den von ihm gehegten Hoffnuns 
gen und Erwartungen entfprah er nicht ganz; doc febte er fid 
jofort wenigftens in Einklang mit dem Repräjentantenhaufe wie mit 
dem Senat. Die Wieberherftellung georbneter Zuftände in den ehe: 
maligen Rebellenftaaten bes Südens und die Hebung ber Finanzlage 
blieben bie Hauptgefihtspunfte feiner Politik. In bie europäifchen 
Dinge miſchte fih die Union unter feiner Leitung nicht ein. Die 
Differenzen mit England Tieß er vielleicht abfichtlich unerlebigt, ohne 
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Bevein. indeß feinerjeits etwas zu thun, um biefelben noch mehr zu ver: 
Staaten pittern. Gegenüber Cuba, das fi ber fpanifcgen Herrſchaft zu ent- 
ziehen ſuchte, übte er gewiffenhafte Neutralität. Auch bie öffentliche 
Meinung in ber Union ſcheint nicht danach zu verlangen, bie An: 
nerion ber Infel irgend wie zu beſchleunigen. rüber oder fpäter 
Tann fle ihr doch nicht entgehen, fo wenig als Canada, das fie ale 
Eompenfation in der Alabamafrage ins Auge gefaßt bat. Im Mai 
erfolgte die Bollenbung ber Pacific-Bahn, bie einen ununterbrodenen 
Schienenſtrang vom atlantiſchen zum indifgen Ocean bilbet. Ueberall 
in ber Union wurbe bied große Ereigniß angemeflen gefeiert. Mit 
ber Eröffnung bes Suezcanals im November bildet es zwei That: 
ſachen, die manches ſcheinbar wichtige politiſche Ereigniß an Be: 
beutung für bie Givtlifation ber Welt weit überragen. 
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Wo es nöthig oder wünſchenswerih ſchien, iſt neben ber Seitenzahl der Monat mit 
zömilchen, der Monaistag mit arabiſchen Ziffern bezeichnet. 


Aegypten: S. 443—465: I 28; II 18; V 14; V 17; V 23; VII 10 (Antwort 
des Vicelönigs auf die Note des Sroßvezier v. 5 Aug.) 'S. 455; VIH 15; 
X 28 (Beilüffe des internationalen —— in Kairo be. Suej. 
canal) ©. 463; XI 1 und 17; XU 9 
Anpalt: S . 3549: 1 28 (Domänenfeage S, 40; EI 18 (Domänenfrage) S. 62; 
vı15 (Domänenfrane) ©. 
— . 106 und 108, 


Baden: S. 150-215. 

Poden S 114 (Exeommuniention Stromeyers; Erflärung der Ronftanzer Bürger- 
verfammlung) S. 151; IV 22 (Motivirung der Freifprehung des Biſchofs 
Kübel) S. 170; V 1 (Aufruf der Tath. Partei) S. 173; V 7 (Uufruf der 
——— Partei) S. 175; V 15 (Erklärung der Mannheimer) 

7; V 23 (Adreſſe der Rational-Liberalen an den Großherzog) S. 178; 
v 29 (Anttvort des Großherzogs und Motivirung durch das Minifterium) 
©. 182; VII 18 (Wahlaufrufe der tatt. und der nationalsliberalen Partei) 
©. 191; IX 24 (Thronrede) S. 198, X 1 (Woreßentwurf und Adreßdebatte 
der I. Rammer) S. 196; X 5 (Aoreffe und Adreßdebatte der II. Kammer) 
&. 201; XU (Gommiffionsbericht der IL. Kammer über den militär. Tyreis 
jügigleitsvertrag mit Preußen) S. 205; X 21 (Gommilflonsbericht und Des 
batte der DI. Kammer über die Feftungsverträge der jübd. Staaten) S. 208; 
X 29 eeriafiungsveränderungen) ©. 211. 

Bayern: ©. 150—215. 

Actenftüde: I 15 (Entwurf für eine umgefallung, des nn icerat6e) ©. 152; 
II 6 (Sirtenbrief des Ki von Pafſau) S. 159; IT 16 (offiz. Artikel bei. 
Südbund) S. 160; 9 (Dep. Hohenlohe's vr Concii) S. 166; 22 
(Rede des Viſchofs v. DR in Schwandorf) ©. 168; IV 29 (Bands 
tagsabſchied) S. 172; V 29 (Dep. Hohenlohe’8 über den Lust bet Wahlen) 
©. 181, X 22 (Wahlerlak des Minifters v. Hörmann) S 

Belgien: S . 418-425. 

IT 18 (Eifenbahngefek gegen Frankreich) S. 419; TI 20 (Rede Froͤre⸗Orbans 
. Über die Eiſenbahnfrage) ©. 420; IV 27. (BrototoN bez. der franz.belgifchen 
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Differenz) S. 337; VI 10 ESchlußprotokoll in der franzöfiſch⸗belgiſchen 
Differenz) S. 343. 

Biſchöfe, deutſche: Hirtenbrief bez. Concil S. 111. 

Braunſchweig: S. 35—149: VI 30 (Militärconvention mit Preußen) S. 103; 
XI 13 (Adreſſe der Landtags an den Herzog) S. 130. 


Dänemark: S. 428—430. | 
Actenftüde: VI 17 (Toaſt des Königs) ©. 428, X 4 (Thronrede) S. 429, 


England: S. 311—322. 

Actenftüde: I 27 (Programm der Regierung) S. 310; II 16 (Thronrebe) S. 311; 
IH 1 Gladſtone's iriſche Kirchenbill) S. 312; VII 12 (Proteft Derby’s) 
©. 319; VII 11 (Thronrede) S. 322, 


Frankreich: S. 323—365. 

Actenftüde: I 11 (Finanzbericht) S. 323; I 18 (Thronrede) S. 324; M23 
(Erklärung über die franz.belgiſche Differenz) ©. 330; IV 2 (Generaldebatte 
des gef. Körpers über das’ Budget) S. 331; IV 9 (der Minifter des Aus- 
wärtigen über die auswärtigen Angelegenheiten) S. 334; IV 27 (Protokoll 
über die franz.=belgifche Differenz) S. 336; VI 28 (Erklärung der Regierung) 
©. 340; VOL 10 (ESchlußprotokoll bez. der team «belgiicgen Differenz) S 343; 
VO 12 (Botihaft des Kaifers) ©. 343; 2 (Senatsconfult bez. Ver⸗ 
faſſung) S. 345, VIII 25 (Commiffionsberit darüber) S. 347; VIII 27 
Erklärung für Decentralijation) S. 348; IX 1 (Rede des Prinzen Rapoleon) 

. 849; IX 8 (Depeiche bez. Concil) ©. 352; IX 20 (Schreiben des P. 
Hyacinthe) ©. 354; IX 26 (Antwort des Ordensgenerals) ©. 355; X 18; 
(Manifeft der Linken) S. 357; XI 15 (Neues Manifeft der Linken) S. 358. 
IX 29 (Thronrede); XII 8 (Decentralifationsprojet Rocheforts) S. 363’ 
XU 27 (Schreiben des Kaiſers an Olivier) S. 365. “ 


Griechenland: S. 466—474. 

Actenſtücke: I 20 (Declaration der Pariſer Eonferenz und Depeſche Lavalette's) 
©. 4; OD 6 (Antwort Griechenlands) S. 9; TI 6 (Proclamation der Res 
gierung) ©. 467. 


Seflen: S. 150-215. 

Actenſtücke zu: II-10 (Debatte Über den Militäretat) S. 162; VI 26 (Debatte 
über die. Befreiung der Offiziere von Communallaften) S. 180; VII 6 (De- 
batte über die Mainzer Convention) S. 190. - 

Holland: S. 426-427. 


Italien: S. 366-8379. 

Actenftüde: II 29 (Grtinbuch bez. der römifchen Frage) S. 367, IV 12 (Ents 
wurf einer Neorganifation der Armee) ©. 368; VI (Erklärung Menabrea's 
bez. Allianzgerüchte) S. 370; V 3 (Debatte bez. der Permanenten) S. 370; 
X 5 (Dep. bez. Concil) S. 376; XI 18 (Thronrede) S. 377. 

Juriſtentag: ©. 109. 


Katbolifche Vereine, deutfihe: (Refolutionen) S. 116. 
Kirchentag, evang.: (Erklärung gegen Rom) S. 110. 


Nordd. Bund: S. 35—149, 

Actenftüde: II 2% (Schreiben des Bundeskanzlers bez. Koften des auswärtigen Des 
partements S. 55; III 4 (Thronrede) S. 57; III 16 (Debatte des Reichstags 
über die NRedefreiheit) S. 61; IV 6 (Debatte über die Befreiung der Offiziere 

von Communaladgaben) ©, 64; IV 16 (Debatte über bie —ã— ©. 65; 
IV. 16 (Debatte über die Einführung veraniwortlicher Bundesminifterin) S. 66; 
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-IV 19 (Debatte über Competenzerweiterung des Bundes) ©. 75; V 18 (Denf- 
Schrift des Finanzminifters v. d. Heybt) S. 79; V 21 (Steuerdebatte) ©. 81; 
V 28 (Debatte über die Befreiung der Offiziere von den Communallaſten) 
S. 89; VI 22 (Thronrede) ©. 101. 


Defterreich: Ungarn: S. 216- 296. . | 

Actenftüde: V 1 (Dep. Beufts bez. Belgien) ©. 281, V 15 (Dep. Beufls bey 
Concil) S. 236; VII 2 (Dep. Beufts über bie Stellung zu Rom) ©. 239; 

Actenftüde bez. Oeſterreich: I 15 (Regierungserflärung bez. Dalmatien) ©. 216; 
III 15 (Landwehrgeſetz) S. 227; V 5 (Proteft des Linzer Biſchofs) ©. 232; 
V 12 (Broteft der polniſchen Abgg. des Reichsraths) ©. 233; V 15 (Thron 
rede) S. 234; IX I (Fragen des Minifteriums bez. Wahlreform des Reichs⸗ 
raihs) ©. 256; IX 12 (cgehifches Wahlmanifeft) S._257, XI 13 (Throns 
rede) ©. 277; XII 14 (Eröffnungsrede Kaiſerfelds) S. 280, XII 18 (Denks 
fäprift der Mehrheit der Minifter) S. 231; XII 24 (Dentirift der Minder⸗ 

| heit der Minifter) S. 285. 

Actenftüde bez. Ungarn: I 15 (Wahlrede Anbrafiy’s) ©. 217; IV 22 (Thron⸗ 

‚zede) ©. 280, 


Portugal: S. 297—298. 

Preußen: S. 35—149. 0 

Actenftüde: I 28 (Debatte des. Abg.⸗Hauſes über das Wahlgeſetz) ©. 87; I 29 
(Debatte des Abg.⸗Hauſes über die hannoverſche Sequeftration) ©. 41; I 30. 
(Debatte des Abg.⸗Hauſes über die kurheſſiſche Sequeftration) S. 48; II 2 
(Erklärung des Finanzminiſters bez. Frankfurt) S. 50; II 27 (Proteft bes 
Königs Georg) S. 55; IH 6 (Thronrede) ©. 58: V 31 (Kath. Adreſſe an 
den Biſchof von Trier bez. Goneil) S. 93; VII 18 (Dep. an Oefterreih) 
S. 104: VII 4 (Dep. an Ocfterreih) S. 105; X 6 (Thronrede) ©. 118; 
X 8 (Entwurf einer neuen Rreisorbnung) ©. 123; X 11. (Beichlüffe des 
Sommunallandtags von Nafjau) S.124; X 21 (Antrag Virchow betr. Ab⸗ 
rüſtung) S. 127; XI 4 (Finanzplan Camphaufens) S. 129, XI 19 (Rebe 
des Abg. Biegler gegen den Miniſter Mühler) ©. 132; XI 24 (Debatte 
über Ausdehnung der Competenz des nordd. Bundes) S. 133; XI 25 (Aus⸗ 
ſchußanträge der hannov. Provinzialfynode) S. 137; XII 15 (Gommiffions« 
bericht bez. Klöfter) ©. 145; XII 17 (Schreiben des Minifteriums über die 
Einkünfte der mit Beichlag belegten Gelder der Depofjedirten und Debatte 
darüber) S. 147, Ä . 

PBroteitantentag: ©. 35—149: V 1 (Einladung nah Worms) ©. 77; V 31 
(die Wormjer Erklärung) S. 91; X 6 (Beichlüffe des Proteftantentags in 
Berlin) ©. 120. | . 


Nom: ©. 380-391. 

Actenſtüche: VI.17 (Anſprache des Papftes) S. 381; VI 25 (Allocution) ©. 382; 

. IX 4 (Schreiben des Papſts bez; Proteftanten) ©. 383; XI 27 GGeſchäfts⸗ 
ordnung für das Eoncil) ©. 384, XI 8 (Rede des Papfts zur Eröffnung 
des Concils) S. 386; XII 10 (Organifation des Eoncils) S. 389; XII 11 

‚ Berfligung des Papftes bez. Papſtwahlen) ©, 390. . u 

Aumanien: S. 443—465: : | . R 

Rußland: S. 436—442. Ä 

Actenſtücke: IV 1 (Ukas bez. Emancipation der Kronbauern in den Dftfeeprovinzen) 
©. 437; VII 8 (Reorganifation der Warfchauer Univerfität) S. 440; XII 8 
(Telegramm des Kaiſers an den König von Preußen) S. 441. 


Sagſen 8 Id Ka i a 25 (Programm ber beutfcien gartei) S 53; VII 18 
. an Oefterr . s tonrede) ©. 117; 10 (die Ab 
rüftungsfrage) S. 129. (#9 Die Dr 


